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Der  Gedanke  des  hier  erscheinenden  Werks  dürfte  durch 
einen  Blick  auf  dessen  Inhaltsangabe  verstanden  und  durch 
die  Betrachtungen  gerechtfertigt  werden,  dass  nur  durch  dil 
in  dem  Buche  versuchte  Behandlungsweise  der  juristischen 
Encyklopädic  die  Jurisprudenz  als  eine  wahre  Wissenschaft 
dargestellt  werden  kann.  Eine  bloss  beschreibende,  oft  nur 
bibliographische,  wenn  auch  formell  systematische  Aufführung 
der  Hauptzweige  des  Faches  reicht  dazu  nicht  aus.  Es  bedarf 
eines  auf  einer  philosophischen  und  historischen  Grundlage 
aufgeführten  Baues  derselben.  Ist  das  Recht  Merklich  etwas 
Lebendiges , nämlich  das  von  seiner  juristischen  Seite  erfasste 
Leben  der  Völker,  so  ist  eine  organische  Darstellung  des- 
selben nicht  blos  möglich,  sondern  nothwendig,  damit  das 
juristische  Wissen  ein  wahrhaft  wissenschaftliches  werde.  Ob 
es  dem  Verfasser  gelungen  ist,  die  Idee  der  Rechtswissen- 
schaft in  dieser  Auffassung  befriedigend  auszuführen,  über- 
lässt er  dem  ürtheil  seiner  Berufsgenossen.  Das  Buch  soll 
ein  allen  Klassen  der  gebildeten  Stände  bestimmtes  Rundge- 
mälde des  Rechts  und  seiner  Wissenschaft  sein,  in  welchem 
stets  von  den  populären  Anschauungen  des  Sociallebens  aus- 


gegangen und  zur  technischen  Bestimmung  der  Rechtsbegriffe^ 
und  den  höchsten  leitenden  Rcchtsgrundsätzen  fortgeschj^p, 
zugleich  aber  auch  gezeigt  wird,  welches  der  EntwicjfiuHgs- 
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f?ans  <l<'s  llechls  und  der  Hüliepunkl  seiner  Wissenscliafl  bei 
den  Haiiplvölkern  der  Krde  war  oder  noch  ist.  Der  darin 
eng;  ziisainineng;edräng;te  SlolV  ist  desshalb  sehr  reichhaltig;, 
jedoch  nicht  so  unifangreich  geworden,  dass  er  nicht  von 
jedem  Leser  des  Buches  erfasst  werden  könnte.  Für  anfan- 
gende Studirende  der  llechtswissenschaft  soll  es  ein  Handbuch 
sein,  das  dem  Lehrer  der  juristischen  Encyklopädie  cs  mög- 
lich macht,  im  mündlichen  Vortrag  sich  kürzer  zu  fassen,  am 
Ende  der  Studien  zur  retrospectiven  Beschauung  des  p’aehes 
dienen,  und  überhaupt  zeigen,  dass  die  Jurisprudenz  kein 
werthloses  Aggregat  bloss  zuriillig  entstandener  oder  conven- 
tionell  festgesetzter  positiver  Vorschriften  sei. 

Ein  Buch  dieser  Art  konnte  nur  von  einem  älteren  Rechts- 
lehrer, der  im  Laufe  seiner  Berufsthätigkeit  mit  den  Haupt- 
fächern der  Wissenschaft  sich  beschäftigen  musste,  geschrie- 
ben werden;  und  so  durfte  der  seit  37  Jahren  auf  diese  Weise 
thätige  V^erfasser  ein  solches  zu  unternehmen  sich  für  legiti- 
mirt  halten.  Allein  nur  zu  sehr  des  „non  omnia  pottumu» 
omues'^  sich  bewusst,  erbat  er  sich,  so  oft  es  ihm  Bedürfniss 
war,  den  Rath  und  die  Unterstützung  seiner  Herrn  Collegen, 
und  beeilt  sich  daher  hier  denselben  seinen  Dank  auszuspre- 
chen, insbesodere  Herrn  Professor  Fichte,  seinen  Herrn 
Spccialcollegen  Gerber  und  Geib,  den  Herrn  Orientalisten 
Prof.  Roth  und  Dillmann  und  Herrn  Prof.  Schwegler. 
Möge  sein  Versuch  einer  organischen  Darstellung  der  Rechts- 
wissenschaft mit  Nachsicht  aufgenommen,  und,  wenn  er  man- 
gelhaft erfunden  werden  sollte,  von  einem  Andern  einst  voll- 
kommen befriedigend  ausgeführt  werden. 

Tübingen  im  August  IS.'iS. 
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I.  Abtheilung. 

Rationelle  Beleuchtung  des  Rechts  und  der  Rechtswissenschaft. 

I.  Capilcl. 

Allgeaeiie  Eiileiliig. 

Die  Aufgabe  dieses  Werkes. 

1.  Seit  Jalirlausenden  leben,  in  kleineren  oder  grösseren  Gruppen 
gesondert,  die  Menschen  in  Vereinen,  die  unter  dem  Schutze  und  der 
Leitung  einer  höchsten  Gewalt  stehen  und  jetzt  fast  alle  unter  der  gemein-  ^ 
Samen  Benennung  von  Staaten  begriffen  werden.  In  denselben  entfalten 
sic  ihre  Thüligkeit,  deren  Ziel  in  der  Befriedigung  ihrer  mannigfachen 
Triebe  und  Bedürfnisse  besteht.  Die  einzelnen  Mitglieder  dieser,  gew'Öhn- 
lich  Völker  genannten  Gruppen  haben  in  der  staatlichen  Gemeinschaft 
Sphären  ihres  Wirkens,  welche  durch  allgemeine  Normen  festgestellt  sind 
und  durch  die  Staatsgesvalt  geschützt  werden.  Der  Inbegriff  dieser  Normen 
heisst  das  Recht  und  der  durch  dieselben  regulirte  gesellige  Zustand  die 
Rechtsordnung.  Jenes  Recht  ist  bei  den  gebildeten  Völkern  sowohl  des 
Altcrthums  als  der  neueren  Zeit  der  Gegenstand  einer  besonderen  und  zwar 
practischen  Wissenschaff  von  grossem  Umfang  geworden,  die  ihre  eigenen 
Grundlagen  und  leitenden  Principien  hat  und  in  verschiedene  Zweige  sich 
spaltet,  die  ihres  reichen  Inhalts  wegen  selbst  wieder  zu  besonderen  Wis- 
senschaften sich  ausgcbildet  haben.  Die  genaue  Begriffsbestimmung  der 
Rechtswissenschaft,  die  Darlegung  der  Iczten  Gründe  und  höchsten 
Grundsätze  des  Rechts,  die  allseitige  von  wissenschafUichen  Principien 
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ausgehende  Beleuclilung  des  Ganzen  und  der  einzelnen  Zweige  dieser  Wis- 
sensehafl  ist  der  Gegenstand  des  gegeinvärtigen  Buches,  welches  zur  Klasse 
derjeiiieen  Werke  gehören  soll,  die  seit  bald  cineiii  Juhriiundert  juristische 
lincyclopädien')  genannt  zu  werden  pflegen  und  einen  organisch  geglie- 
derten Aufriss  der  Reehlswissenschall  und  ihrer  Theile  enthalten,  ja  dieselbe 
selbst  als  wissenscliafUiehes  Riuidgeniälde  darzustellen  bestimmt  sind. 

Der  Ausgangspunkt. 

2.  Der  Ausgangspunkt  der  gesammten  zum  Gebiet  dieser  Wissen- 
schaft gehörenden  Erörterungen  kann  kein  anderer  sein  als  das  schon  im 
Allgemeinen  bezeichnete  sociale  Leben  der  Menschen,  dessen  Urgrund  und 
höchste  Naturgesetze  aufzusuchen  und  dessen  ihnen  gemässe  Gestaltung 
und  Entwickelung  zu  zeigen  sind.  Weil  aber  die  Rechtswissenschalt  eine 
praclische  Doclrin  ist,  deren  Grundsätze  zur  Anwendung  im  wirklichen, 
also  concreten  Leben  bestimmt  sind,  so  muss  bei  der  Darstellung  der- 
selben die  Rechtsentwicklung  desjenigen  Volkes  in  den  Vordergrund  treten, 
dessen  Recht  zu  kennen  für  die  Leser  von  Belang  ist.  Diess  Volk  ist  für 
uns  das  Deutsche  und  desshalb  wird  in  dieser  juristischen  Encyclopädie 
die  Berücksichtigung  des  Rechts  und  der  Rechtswissenschaft  Deutschlands 
vorwalten,  ohne  dass  jedoch  die  Rechtsentwicklung  anderer  Völker, 
insbesondere  derjenigen,  welche  in  dieser  Beziehung  eine  welthistorische 
Bedeutung  erlangt  haben,  je  vernachlässigt  werden  soll.  Und  da  endlich 
die  lezten  Gründe  alles  Rechts  in  der  menschlichen  Natur  und  in  der  Lage 
des  mensehliehcn  Geschlechts  auf  der  Erde  zu  suchen  sind,  so  hat  die 
juristische  Encyclopädie  auch  von  dieser  Seite  her  das  Recht  zu  erfassen 
und  zu  beleuchten:  ja  sie  muss  mit  dieser  Erforschung  und  Beleuchtung 
beginnen. 

Urthalsachcn. 

3.  Der  oben  bezeichnete  Ausgangspunkt  lässt  sich  durch  die  Hin- 
weisung auf  eine  unbestrittene  und  unbestreitbare  Urthatsache  näher  be- 
stimmen. Sie  ist  die;  dass  die  Menschen  obwohl  immer  Individuen  doch 
zugleich  (wenn  sic  nicht  durch  ausserordentliche  Ursachen  daran  gehindert 
werden)  auch  als  Mitglieder  genossenschalllicher  Verbindungen,  sei  es 
auch  nur  der  Familie,  erscheinen,  so  dass  ihre  Existenz  zwei  Seiten  hat 
und  eine  zweifache  genannt  werden  kann:  die  individuelle  oder  Ein- 
zeln- und  die  sociale  oder  Ges ammt-Existenz.  Wegen  dieser  zwei 


1)  Die  Benennung  wunle  stehend  seil  1757,  wo  Pütlei’s  erster  Entwurf  einer 
Juristischen  Encyclopädie  erschien.  Nach  ür.  F r i cd lä n der' s verdienstvollen 
literärischen  Untersuchungen  (in  dessen  juristischer  Encyclopädie , Heidolh.  1847, 
S.  22),  hat  zuerst  Hunnius  sich  dieses  Titels  bedient  in  seiner  Encyclopaedia 
Juris  iiniversi.  Coluuiae  1683. 
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durch  die  Natur  selbst  peschnffenen  Beziehungen  muss  der  Mensch  immer 
aucli  als  ein  sociales  Wesen  aiir^refasst  werden  und  ist  desshnlb  nicht  mit 
Unrecht  vom  grössten  IMiilosophcn  des  Alterthunis  ein  |^cdo»'  noXtuxoy 
genannt  worden.  Es  lässt  sich  daher  auch  die  nicnschlichc  Thätigkeit,  ob- 
wohl man  in  ihr  zwei  Uichtungen  (die  individuelle  und  sociale)  zu  unter- 
scheiden hat,  ihrem  wahren  Wesen  nach  nicht  anders  darstclien,  als  unter 
beständiger  Berücksichtigung  des  menschlichen  (Jesannnt-Lcbcns,  welches 
die  von  der  Natur  selbst  geschairenc  Entwickhmgsforin  der  menschlichen 
Existenz  ist.  Dcsshalb  haben  wir  den  Menschen,  in  dem  wir  zunächst  ein 
mit  Vernunft  und  einem  thierischen  Organismus  begabtes  Einzelwesen  er- 
blicken, immer  auch  als  Socialwcscn  unserer  Beschauung  zu  unterwerfen. 
Er  erscheint  uns  in  beiden  Beziehungen  als  thätiges  d.  h.  sich  selbst 
bestimmendes  Vemunflwesen.  Er  ist  Träger  eines  Willens  und  dieser 
der  nächste  Grund  seines  Handelns  (und  des  ihm  vorhergehenden  Begeh- 
rens) und  daher  die  erzeugende  Ursache  der  durch  seine  Thätigkeit  her- 
vorgerufenen Verliältnisse  der  Aussenwelt.  Üa  aber  dieser  Wille  durch 
die  auf  ihn  einwirkenden  Triebe  und  Bedürfnisse  angeregt  und  zu  Enl- 
schliessungcn  bestimmt  wird,  so  müssen  die  durch  ihn  ins  Leben  geimfcnen 
socialen  Verhältnisse  ihre  lezlcn  Gründe  in  diesen  Trieben  und  Bedürf- 
nissen haben. 

Es  müssen  daher  diese  hier  aufgeführt  und  diejenigen  unter  ihnen 
besonders  hervorgehoben  werden,  welche  als  die  vorherrschend  wirkenden 
Ursachen  der  Gestaltung  des  Staats-  und  Uechtslebens  anzusehen  sind. 

Allgemeines  System  der  Triebe  und  Bedürfnisse. 

4.  Man  pllegt  die  grosse  Zaid  der  menschlichen  Triebe  auf  verschie- 
dene Weise  in  Gattungen  und  Arten  einzutheilen  und  insbesondere  die 
sinnlichen  und  geistigen  von  einander  zu  unterscheiden , oft  nicht  bemes- 
send,  dass  manche  der  sinnlichen  und  geistigen  Natur  zugleich  nngehören 
oder  in  der  einen  nnd  der  .andern  zugleich  ihre  Wurzel  haben. 

Als  Haupt.arlen  der  Triebe  sind  jedenfalls  hervorzuheben*): 

I.  Der  Scllistcrhal  längst  rieb  des  Individuums  und  der  alsGe- 
schlcchlslrieb  hervorlrelcnde  der  Gattung. 

II.  Der  Bcrsünlichkeilslrieb,  vermöge  welclics  der  Mensch 
. seinen  Willen  in  der  .4ussenwell  sowold  der  Natur  als  andern 

Menschen  gegenüber  gellend  zu  machen  sucht,  nach  Selbststän- 
digkeit, Ereiheil  und  Herrschaft  sirebl  nnd  den  Andern  gegenüber, 
auch  als  Streben  nach  Geltung  der  geistigen  Persönlichkeit  des 
Menschen  im  Ehrtrieb  erscheint. 

III.  Der  Gcselligkcilstrieb,  bestehend  zunächst  im  Drange  der 
Menschen  mit  andern  Wesen  seiner  Gattung  zu  sein. 

1)  Der  Verfasser  folgt  hier  im  Wesentlichen  der  Uorstellung  von  Fichte,  System 
d.  Eüuk.  Bd.  It.  Abihl.  I.  $.  23  fg.  $.  25  — 29  n.  33. 
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IV.  Eine  vierte  Klasse  bilden  die  in  der  geistigen  Natur  d.  h.  den 
Ideen  des  Wahren,  Schönen,  Guten  und  Heiligen  wurzeln- 
den höchsten  Triebe,  von  welchen  der  Mensch  geleitet  wird*). 

Zur  Befriedigung  aller  Triebe  wird  der  menschliche  Wille  zunächst 
durch  die  unmittelbare  Anregung  des  Gefühls  bestimmt  und  steht,  wenn 
er  instinktartig  und  dadurch  geleitet  es  thut,  auf  der  Stufe  des  Naturells. 

, Allein  er  verbindet  bald  damit  die  Thätigkeit  des  Denkens  und  erhebt 
sich  dann  auf  die  Stufe  des  Charakters  und  zwar  entweder  blos  auf 
die  niedere  des  Bestimmtwerdens  durch  Gründe  der  Zweckmässigkeit,  also 
des  Verstandes;  oder  auf  die  höhere  des  sittlichen  Motivs  oder  der 
Vernunft,  wciclie  von  ihm  verlangt,  das  von  ihm  zu  Erstrebende  nur  in 
sofern  zu  wollen  als  es  ihm  als  ein  sittliches  Gut  erscheint*). 

Die  Befriedigung  aller  Triebe  erzeugt  im  Menschen  ein  Gefühl  der  Lust, 
wodurch  er  in  einen  Zustund  der  Zufriedenheit  versetzt  wird,  welchen  er 
daher  auch  gerade  dieser  Lust  wegen  sich  zu  verschaffen  sucht  und  für 
ein  Gut  hält*),  durch  dessen  Besitz  er  sich  glücklich  fühlt.  Und  so  geht 
aus  dem  Lustgefühl  das  Streben  nach  (sinnlichen  und  geistigen)  Vergnü- 
gen oder  nach  deren  Genuss  hervor,  welches  unter  dem  Gesetze  einer  be- 
ständigen Steigerung  und  Perfectibilität  steht  und  bewirkt  hat,  dass  das 
menschliche  Geschlecht  in  seinem  nie  stillstehenden  Drange  nach  Genuss 
und  Glücklichsein  (Glückseligkeit)  von  der  niedersten  Stufe  nach  und  nach 
auf  höhere  und  höchste  Stufen  der  materiellen  und  geistigen  Ausbildung 
sich  erhoben  hat. 

Ja  der  Drang  des  Fortschreilens  erzeugt  im  Menschen  das  Streben 
nach  Erreichimg  eines  höchsten  Gutes"*),  welches  aber  nach  den  Ge- 
fühlen und  dem  Glauben  fast  der  ganzen  Menschheit  über  den  Gränzen  des 
irdischen  und  zeitlichen  Daseins  hinausliegt,  und  als  ein  ewiges  Gut  nur 
durch  die  Erfüllung  der  sittlichen  Gebote  für  erreichbar  gehalten  wird. 

Der  Socialitätstrieb  und  die  Ideen  der  ergänzenden  Ge- 
meinschaft. 

5.  Der  Gcselligkeitstrieb  führt  den  Menschen  zum  Menschen  und  zur 
Einigung  mit  ihm.  ln  ihr  und  durch  sic  kann  er  allein  seine  Triebe  und 
Bedürfnisse  vollständig  befriedigen,  ja  es  erscheint  als  ein  Naturgesetz, 
dass  nur  vermittelst  der  Gemeinschaft  der  Lebenszweck  des  Menschen 
wahrhaft  erfüllt  werden  kann,  d.  h.  durch  gegenseitige  Ergänzungen  der 
Thätigkeit  des  Einen  durch  die  der  Andern,  und  dass  sie  gerade  dazu 


1)  Man  vergleiche  über  diesen  Gegenstand  das  Buch ; Anüiropognosic  zur  Kunde 
des  Menschen  überhaupt.  Marburg  1851.  $.64  — 87. 

2)  Fichte  o.  a.  0.  §.  22.  30. 

3)  Fichte  a.  a.  0.  $.  96. 

4)  Fichte  a.  a.  0.  $.  33.  34. 
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durch  den  allen  angeborenen  Drang  der  Sociabililät  d.  h.  des  gegenseitigen 
Aufsuchens  und  sich  Verbindens  getrieben  werden.  Es  ist  daher  (als  so- 
cietatis  appetitus  aufgefasst)  dieser  Trieb  als  der  allgemeine  Urgrund  der 
menschlichen  Gemein-  oderGcsammlexislenz  anzuschen,  und  gestaltet  sich  in 
seiner  höchsten  Potenzinmg  zu  einer  der  menschlichen  Vcrnunfl  immanenten 
Idee,  die  man  neueslens  die  Idee  der  ergänzenden  Gemeinschaft 
genannt  hat*). 

Es  ist  desshalb  das  Wesen  dieses  Triebes  genauer  zu  erforschen  und 
vor  allem  die  in  ihm  enthaltenen  Grundrichtungen  des  Willens  aufzu- 
suchen, zu  dem  Zweck  die  Gestaltung  des  menschlichen  Gesammtlebens 
zu  erklären. 

Die  psychologische  Analyse  des  Geselligkeilstricbcs  hat  schon  längst 
gezeigt  *),  dass  derselbe  ein  gemischter  ist,  und  die  der  Idee  der  ergänzen- 
den Gemeinschaft  hat  gleichfalls  zwei  Hauptseiten  derselben  nachgewiesen  *). 
Der  durch  jenen  Trieb  zum  Menschen  hingezogene  Mensch  wird  nämlicli 
einerseits  von  einem  Gefflhi  des  Wohlwollens  für  den  andern,  andererseits 
von  dem  Bedürfniss  durch  ihn  das  eigene  Wohl  zu  fördern  bestimmt, 
sich  mit  ihm  zu  einigen.  Die  Elemente  dieses  Triebes  sind  daher  die  Liebe 
(caritag)  und  die  Rücksicht  auf  das  eigene  Wohl,  auf  das  Interesse,  das 
Nützliche  (ulilitas).  Im  Socialitätsprinzip  sind  daher  zwei  andere  einge- 
schlossen und  mit  ihm  gesezt,  das  der  Philanthropie  (in  der  verschie- 
densten Gestaltung)  und  das  der  Nützlichkeit,  und  beide  zusammen 
sind  als  die  nächsten  Gründe  oder  Factoren  der  Institutionen  des  Gemein- 
lebens anzusehen,  jedoch  so,  dass  in  manchen  das  erste,  in  anderen  das 
lezte,  und  zwar  als  Principien  des  Gemeinwohls  oder  der  Wohlfahrt  er- 
scheinen. In  seiner  Weiterentwicklung,  welche  durch  das  Gesetz  der  Stei- 
gening  und  des  Fortschrittes  aller  menschlichen  Gefühle  und  Begehrungen 
(§.  4)  hervorgerufen  wird,  nimmt  das  Nülzlichkeitsprincip  aber  einen  hö- 
heren Charakter  an,  es  wird  Streben  nach  Vollkommenheit  und  bildet 
dann  die  eine  Seite  der  sittlichen  Idee  der  ergänzenden  Gemeinschaft, 
deren  andere  die  uninteressirte  Hingabe  der  Liebe  isL  Sie  sind  also  die 
erzeugenden  Ursachen  des  gesammten  menschlichen  Gemeinlebcns. 

Das  Rechtsgefühl  und  die  Idee  der  Gerechtigkeit. 

6.  Allein  die  Idee  der  ergänzenden  Gemeinschaft  allein  giebt  die.scm 
Gemcinleben  nicht  seine  vollständige  Begründung  und  Gestaltung.  Wo 
immer  dieselbe  practisch  zur  Geltung  gelangt,  tritt  neben  ihr  sogleich  noch 
ein  anderer  Drang  in  den  Menschen  hervor,  welcher  der  Gemeinschaft  erst 
eine  feste  Grundlage  und  die  Gewähre  der  Dauer  verschaffl.  Wenn  nämlich 


1)  Fichte  a.  a.  0.  §.  13. 

2)  Schon  die  des  Naturrechlsichrers  Puffendorf. 

3)  Fichte  a.  a.  0.  $.  14-16. 
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der  Mensch  dem  Menschen  gegenüberlriU,  erkennt  er  in  diesem  nolhwendig 
das  ihm  gleich  geschalTene  Wesen,  also  eir,  wie  er,  mit  Vemiinfl  und 
Willenskraft  begabtes,  von  den  gleichen  Trieben  behen-schtes  Individuum. 
Er  sieht,  da.ss  durch  dessen  Dasein  zwischen  ihm  und  demselben  ein  Ver- 
hältniss  von  Person  zu  Person  gegeben  ist,  das  er  als  ein  wirklich  vor- 
handenes nicht  in  Abrede  stellen  kann.  Da  in  demselben  sich  zwei  Willen 
einander  gegenüber  steilen , welche  beide  eine  anzuerkenuende  Geltung  ver- 
langen, so  wird  jeder  sieh  fragen:  in  welchem  Umfange  durcli  das  Dasein 
dieses  Coexistenzverhältnisses  er  die  Geltung  seines  Willens  dem  andern 
gegenüber  bcansprcchen  kann? 

Jeder  wird  für  sich  ein  solches  verlangen,  aber  nolhwendig  zugleich 
dem  andern,  als  einem  ihm  gleichen  Wesen,  eine  Willenssphäre  zuzugeslehen 
sich  verpflichtet  halten.  Indem  die  Menschen  diess  tluin,  also  die  gegen- 
seitige Einräumung  von  Willenssphären  als  durch  ihr  Coexistenzverhält- 
niss  für  geboten  anschen,  vindiciren  sic  dieselbe  als  ein  Recht  und  so 
macht  sich  bei  der  Gestaltung  der  geselligen  Verfiältnisse  jedesmal  eine 
weitere  praclische  Idee — die  Rechtsidee  — als  Willcnsgesetz  geltend, 
ja  sie  erscheint  bei  der  Anbahnung  und  Ausbildung  jedes  Verhältnisses 
der  ergänzenden  Gemeinschaft  als  das  zuerst  zu  berücksichtigende  prac- 
tische  Gesetz,  weil  die  Frage:  ob  und  wie  weit  wir  befugt  sind,  die  Fest- 
setzung desselben  vom  Willen  der  Andern  zu  begehren,  .als  die  erste  zu 
ededigen  und  überhaupt  jedes  Verhällniss  dieser  Art  so  zu  ordnen  ist, 
dass  die  Rechtsidee  nicht  vcriezt  werde. 

In  so  weit  erscheint  daher  auch  dieses,  als  moralischer  Trieb  wir- 
kende Gesetz  der  Rechtsidee  innig  verbunden  mit  dem  Gcselligkcitstriebe, 
indem  ohne  dessen  Mitwirkung  kein  geselliges  Verhällniss  unter  den  Men- 
schen begriindet  oder  geordnet  wird.  Es  kündigt  sich  als  Rech  tsgefühl 
an,  leitet  den  Verstand  als  Rechtssinn,  und  ist  für  die  Vernunft  die 
höchste  moralische  Idee  der  Gerechtigkeit,  welche  die  Römer  definircn 
als  die  cotistans  et  perpetua  volwUus  suum  euique  iribuendi. 

Die  S 0 c i a 1 w i s s e n s c h a f t. 

T.  Aus  der  bisherigen  Erörterung  ergibt  sich,  dass  der  menschliche 
Wille  bei  der  Gestaltung  der  geselligen  Verhältnisse  nach  drei  Grundrich- 
tungen hin  thälig  ist,  indem  er  von  dem  Triebe  des  Wohlwollens,  dem 
Suchern  des  Nützlichen,  vermittelst  welches  er  dem  Streben  nach  Voll- 
kommenheit zu  genügen  bemüht  ist,  und  von  dem  Uechlsgefühle  oder  dem 
Rechtssinn  geleitet  wird.  Der  Zweck  des  gesammlen  socialen  Wullens 
lässt  sich  aber  auf  zwei  Ilauptbestrebungen  zurückfüliren , nämlich  auf  die 
nach  der  Verwirklichung  des  Wohls  (<lcs  eigenen  und  des  fremden)  und 
noch  der  des  Rechtes. 

Jenes  Ziel  wird  erstrebt  durch  die  verschiedenen  den  physischen  und 
geistigen  Bedürfnissen  des  Menschen  entsprechenden  Einigungen  der  er- 
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gänzenden  Gemeinschaft,  dieses  durch  die  Feststellung  und  den  Organismus 
eines  rechtlichen  Zustandes.  Werden  beide  sociale  Beslrclningen  zum  Ge- 
genstände einer  gemeinsamen  Doctrin  erhoben,  so  kommt  nian  zum  Begriff 
einer  Wissenschaft,  welche  neuestcns  in  Frankreich  ilie  (die  Staats-  und 
Rechtswissenschaft  begreifende)  Science  sociale*),  in  Deutschland 
die  in  einem  weiteren  Sinn  aufgefasste  Gesellschaftswissenschaft*) 
genannt  worden  ist. 

Es  kann  diese  Wissenschaft  wirklich  in  einem  weheren  und  engeren 
Sinn  aufgefasst  werden. 

Das  Ziel  der  ergänzenden  Gemeinschaft  ist  die  Verwirklichung  aller 
sittlichen  Güter  der  Menschen  durch  genossenschaftliche  Einigungen.  Es 
wird  v«rersl  durch  die  Feststellung  von  Lebenskreisen  erstrebt,  die  als  Orga- 
nismen gestaltet  eben  so  viele  .\rlen  oder  Institute  der  ergänzenden  Gemeinschaft 
bilden:  es  sind  die  der  Familie,  die  vor  allem  der  öconomischen  Thätig- 
keit  der  Menschen  gewidmete  bürgerliche  Gemeinschaft,  die  eigent- 
liche Stnalsgenossenschaft,  die  der  Wissenschaft  und  Kunst, 
und  endlich  die  aus  der  Idee  derGottinnigkeit  und  dem  Bedürfniss  des 
gemeinsamen  Cultus  hervorgehende  kirchliche  Gemeinschaft*). 

Alle  diese  Verwirklichungsformen  der  ergänzenden  Gemeinschaft  stehen 
unter  gemeinsamen  höchsten  Gesetzen,  welche  nichts  anderes  als  die 
Principien  einer  vollständig  ausgebildeten  Ethik  sind  und  dahin  zielen,  die- 
selben ihrer  Idee  gemäss  genau  zu  bestimmen  und  die  allgemeinen  Mittel 
und  Wege,  die  zu  ihrer  begriffsmä-ssigen  Verwirklichung  führen,  zu  zeigen. 
Macht  man  diese  Grundsätze,  verbunden  mit  den  aus  der  Rechtsidee  flies- 
senden höchsten  Prinzipien,  zum  Gegenstand  einer  gemeinsamen  Wissen- 
schaft, so  ergiebt  sich  hieraus  der  Begriff  der  Gesellschaflswissenschafl  in 
der  weiteren  Bedeutung.  Wird  aber  nur  die  Staatsgenossenschaft 
verbunden  mit  der  Rechtsordnung  beschaut  und  beleuchtet,  so  entsteht 
der  engere  Begriff  der  Socialwissenschaft  in  dem  von  dem  französi- 
schen Gelehrten  angenommenen,  freilich  aber  in  der  Regel  nicht  tief  genug 
erfassten  Sinne.  Die  Realität  dieser  letzten  Wissenschaft  lässt  sich  aber 
leicht  nachweisen. 

8.  Es  ist  nämlich  die  Verwirklichung  keiner  der  aufgeführten  Arten 
der  ergänzenden  Gemeinschaften  denkbar  ausserhalb  des  Gebietes  des 
äusseren  socialen  Lebens,  als  auf  welchem  allein  die  materielle  Ver- 
körpenmg  jeder  Art  von  Genossenschaft  stattfinden  kann  Dieses  Gebiet 
ist  aber  kein  anderes  als  das  des  Staates  und  des  Rechts,  und  dess- 


1)  Der  Ausdruck  wurde  incrsl  gebraucht  von  den  ersten  Verbreitern  der  sociRÜsli- 
schen  Lehren  Fourricr’s,  i.  B.  1832  von  Jul.  Lechcvalier. 

2)  Von  R.  V.  Hohl  in  der  Tübinger  Zeitschrift  f.  die  Sloalswisscnschaft,  und  schon 
1829  von  Welcher  in  dessen  jur.  EncyclopSdie  I.  S.  680. 

3)  Fichte  a.  a.  0.  1 13— 16. 
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halb  gestollel  sich  das  Verhällniss  der  übrigen  Arten  der  ergänzenden 
Gemeinschaft  so,  dass  sie  ihrer  äusseren  Seile  nach  als  Kreise  erscheinen, 
■welche  innerhalb  des  materiell  weitesten  genossensehafllichen  Kreises  des 
Staates  liegen  und  auf  der  Basis  der  von  ihm  geschützten  Rechtsordnung 
ruhen,  diese  in  verschiedenen  Beziehungen  ohne  Verletzung  der  Rechlsidee 
modifleirend.  Jene  übrigen  Kreise  der  ergänzenden  Gcineinschafl  bedürfen 
zu  ihrer  Verwirklichung  daher  eigene  ihrer  Idee  angemessene  staatliche 
Institute,  deren  rechtliche  Seile  zugleich  ihrer  Idee  gemäss  beslimml  wer- 
den muss  und  welche  die  Grundlagen  der  verschiedenen  Zweige  der  Slaals- 
und  Rechtswissenschaft  werden. 

Lässt  man  die  Gesellschaftswissenschaft  in  dem  zuerst  angegebenen 
weiteren  Begriflc  in  der  Ethik  aufgehen , so  bleibt  zur  Feststellung  einer 
von  dieser  verschiedenen  Social  Wissenschaft  nur  der  zweite  oder  engere 
Begriff  übrig,  welchem  gemäss  dieselbe  in  die  Staats  - und  Rechtswissen- 
schaft zerfällt,  die  beide  sich  in  eine  Anzahl  Specialrächer  spalten.  Beide 
Wissenschnften  sind  aber  nu|'  zwei  verschiedene  Seilen  der  einen  Sociol- 
wisscnschaft.  Oie  staatliche  Gemeinschaft  ist  nämlich  nichts  anderes,  als 
die  Form  des  menschlichen  Gesammllebens  in  seiner  äusseren  Erscheinung. 
Innerhalb  derselben  bewegt  sich  das  Leben  der  Einzelnen  in  den  ihnen 
als  rechtlich  gebührend  zugewiesenen  Freiheilssphären. 

Die  Socialwissenschaft  kann  nun  entweder  das  Ganze  der  staatlichen 
Genossenschaft  zum  Gegenstände  ihrer  Erforschung  und  Beschauung  nehmen 
ohne  vorherrschende  Berücksichtigung  und  wissenschaftliche  Untersuchung 
der  rechtlichen  Stellung  der  Einzelnen  in  derselben,  so  dass  sie  sich  zum 
Ziel  setzt,  den  Zweck  des  Staates  feslzuslellen,  seinen  Urgrund,  die  Bedin- 
gungen und  leitenden  Principien  eines  richtig  geordneten  Slaatslebens  aiifzii- 
suchen  und  die  Einrichtungen  nachzuweisen  und  zu  beleuchten,  durch  welche 
das  Wohl  in  allen  seinen  Beziehungen  erhallen  und  gesichert  wird;  in 
diesem  Falle  ist  sie  Staatswissenschaft. 

Richtet  sie  aber  ihr  Augenmerk  auf  die  durch  das  Socialleben  unter 
den  Staalsgenossen  hervorgerul'enen  Verhältnisse  in  der  Absicht,  deren 
rechtliche  Seile  zu  erkennen  und  darzuslellen,  so  wird  sie  Rechtswis- 
senschaft. 

Beide  Wissenschaften  ergänzen  sich  gegenseitig,  indem  ohne  Erkennl- 
niss  des  Wesens  und  des  Organismus  des  Staates  die  des  Rechts  nicht 
möglich  ist,  und  ohne  Berücksichtigung  der  rechtlichen  Stellung  der  Slaals- 
genossen  und  der  nolhwcndigen  Rechtsordnung  die  Staatslehre  eine 
mangelhafte  den  gerährlichsten  Verirrungen  ausgeselzte  Doctrin  sein 
würde. 

Auch  besteht  ein  innerer  Zusammenhang  zwischen  den  besonderen 
Zweigen  der  einen  und  der  anderen , indem  jedem  Zweige  der  Staalswis- 
senschafl  auch  ein  Fach  der  Rechtswissenschaft  entspricht,  z.  B.  der  Polizei- 
wissenschaA  das  Polizeirccht,  der  Finanzwissenschafl  dos  Finanzrecht  u.  s.  w. 
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Demungeachtel  verfolgt  das  staatswissenschafUiche  Studium  ein  anderes 
Ziel  als  das  juristische,  und  hat  wie  auch  dieses  sein  eigenes  höchstes 
leitendes  Princip.  Doch  verhalten  sich  diese  Studien  ebenso  zu  einander, 
wie  die  praclischen  Ideen  des  Wohls  und  des  Rechts;  was  bei  der  näheren 
Beleuchtung  des  Wesens  der  Rechtswissenschaft  genauer  gezeigt  wer- 
den soll ' ). 

Die  einzelnen  Zweige  der  Staats  wissen  Schaft. 

9.  Der  oben  angegebene  höhere  Zusammenhang  der  Staats-  und 
Rechtswissenschaft  verlangt,  dass  in  gegenwärtigem  Buche,  obwohl  es  nur 
der  organischen  Darstellung  der  Rechtswissenschaft  gewidmet  ist,  dennoch 
die  Hauptzweige  der  ersten  angegeben  und  begrifTlich  bestimmt  werden. 

Man  pflegt  dieselben  ziirückzufOhren : 

a)  auf  die  philosophische  Staatslehre,  auch  Staats  wissen- 
schaft im  engem  Sinn,  auch  Politik  genannt; 

b)  auf  die  Staats vcrwaltungslehre  oder  Regiminalwis- 
senschaft  im  engem,  die  zwei  Hauptzweige,  die  Finanz-  und 
Polizeiwissenschaft  in  sich  begreift; 

c)  in  die  Volkswirthschaflslehre  oder  die  vom  National- 
reichthum; 

d)  auf  die  als  Hülfswissenschaflen  erscheinenden  politische  Ge- 
schichte und  Statistik, 

e)  und  auf  das  Staats-  und  Völkerrecht,  welche  aber  den  Ue- 
bergang  zur  Rechtswissenschaft  bilden,  von  welcher  sie  integri- 
rende  Theile  sind. 

Die  Staatslehre  und  die  Polizeiwissenschaft. 

10.  Die  philosophische  oder  allgemeine  Staatslehre  bildet  den  Mittel- 
punkt der  ganzen  Staatswissenschaft  und  hat  die  letzten  Gründe,  den  Zweck 
oder  die  Zwecke,  das  Wesen  und  den  nothwendigen  Organismus  des 
Staates  nachzuweisen,  so  wie  die  Grundsätze,  welchen  gemäss  die  Staaten 
einzurichten  und  zu  leiten  sind.  In  wie  weil  sie  mehr  die  Genesis  und  die 
Erforschung  des  Wesens  des  Staates  sich  zum  Gegenstände  setzt,  ist  sic 
theoretische,  in  wie  weit  sie  die  Kunst,  die  Staaten  zu  organisiren  und 
zu  leiten  lehrt,  practische  Staatslehre  oder  Politik.  Sie  kann  übrigens 
entweder  einen  vorherrschend  spcculativen  oder  einen  mehr  geschichtlichen 
Charakter  haben;  das  erste  findet  statt,  wenn  sie  das  Wesen  des  Staats 
aus  der  reinen  Staatsidee  irgend  einem  philosophischen  System  gemäss 
erklärt  und  vemiiltelst  metaphysischer  oder  metaphysisch  sein  sollender 
Dogmen  den  Stantsorganismus  construirt,  nicht  seilen  überschlagend  in  das 


1)  S.  unten  $.  20. 
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Gebiet  der  ulopistischen  politischen  Schöpfungen,  die  man  neuestens 
nicht  mit  Unrecht  Staatsromane  genannt  hat*). 

Einen  liistorischen  Charakter  hat  die  Slaatsiclire,  wenn  sie  von  der 
Voraussetzung  gegebener  Verhältnisse  d.  h.  der  bestehenden  Culturhöhe 
der  Völker  und  der  geschichtlichen  Gestaltung  der  Staaten  ausgeht,  und 
deren  Weiterausbildung  und  Vervollkommnung  venuittelst  unbezweifelter 
und  bewährter  Priuci|)ien  sich  zum  Ziel  setzt.  Die  speculative,  insbeson- 
dere aber  die  utopistische  Staatslehre  huldigt  nicht  selten  dem  sog.  Radi- 
calisnuis  und  führt  dann,  zur  practischen  Wissenschaft  geworden,  zu 
gewaltsamen  Staatsumwälzungen.  Die  Staatslehre  der  ersten  Art  ist 
dagegen  wesentlich  conservativ,  indem  sie  den  socialen  Fortschritt  nur  auf 
dem  organischen  Wege  der  Reform  bewerkstelligt  wissen  will. 

Die  Zweige  der  Staatsvenvaltiingslehre  sind  zunächst  nur  Capitel  der 
Staatslehre  (und  zwar  der  practischen),  weil  eine  solche  ohne  Grundsätze 
über  die  Verwaltung  oder  Regierung  des  Staats  gar  nicht  gedacht  werden 
kann.  Diese  Grundsätze,  insbesondere  die  der  Finanzverwaltung,  sind 
gröBstentheils  technischer  Art,  setzen  aber  eine  genaue  Kunde  der  natür- 
lichen Gesetze  des  socialen  Lebens,  namentlich  der  verschiedenen  oben 
(§.  7)  aufgeführten  Kreise  der  ergänzenden  Gemeinschaft  voraus.  In  den- 
selben prägen  sich  einerseits  die  Form  der  Richtungen  des  socialen  Privat- 
lebens aus,  namentlich  in  der  Familie  und  dem  Verkehr  der  bürgerlichen 
und  beziehungsweise  in  der  religiösen  Gemeinschaft,  und  in  wie  weil  sie 
rechtlich  geordnet  werden , bilden  sic  die  Institute  des  Privatrechls  und 
Kirchenrechts,  deren  Grundsätze  ohne  das  Verständniss  des  Wesens  dieser 
Gemeinschaften  nicht  erschöpfend  begriffen  werden  können. 

Andererseits  bezwecken  die  Kreise  der  ergänzenden  Gemeinschaft 
zugleich  das  Wohl  des  Ganzen  d.  h.  die  Wohlfahrt  Aller;  die  Förderung 
desselben  ist  aber  eine  Hauptaufgabe  des  Staates , so  dass  die  Staatsge- 
walt ihre  Aufmerksamkeit  und  Sorgfalt  allen  in  ihrem  Gebiete  ciilstehen- 
den  socialen  Einrichtungen  zuwenden  muss,  sei  es  um  zu  verhindern,  dass 
sie  sich  auf  eine  die  Staats-  und  die  Rechtsordnung  gefährdende  Weise 
gestalten,  sei  es  um  die  ihrer  wohlthätigen  Entwicklung  entgegenlrelenden 
Hindernisse  wegzuräuinen  oder  zu  vermindern,  oder  endlich  um  ihre  Aus- 
bildung nachhclfend  zu  fördern  und  sie  ihrer  Vollendung  entgegen  zu  führen. 
Die  Grundsätze,  welche  die  Staalswissenschaft  hierüber  aufstellt,  bilden  die 
freilich  nicht  ganz  zweckmässig  sogenannte  Polizeiwissenschafl,  welche  die 
der  inneren  Staatsverwaltung  heissen  sollte,  wovon  die  Polizei  nur 
ein  Theil  ist,  nämlich  der,  welcher  die  Wahrung  der  inneren  Sicherheit  des 
Staats  und  Volkes  in  allen  Beziehungen  zum  Zweck  hat. 


1)  V.  Mohl  in  der  Tübingrr  Zvitschritt  I.  die  «SUialswissenscliaft  Bd.  II.  S.  24. 
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DieVolks-  und  die  Staatswirihschaftslehre  und  die  Statistik. 

11.  Die  bürgerliche  Gemeinschaft  bietet  aber  noeh  eine  andere  Seite. 
Sie  ist,  wie  schon  bemerkt,  der  Lelienskreis  der  öcono mischen  Thä- 
tigkeit  der  Mensclien,  die  nur  durch  den  Verkehr  und  den  beständigen 
Austausch  ihrer  l'roduele  zu  einem  glücklichen  Ziel  gelangen  kann.  Die 
Zulageförderung  oder  Erzeugung  der  Rohstoffe,  ihre  Verarbeitung  durch 
die  Industrie  und  ihr  Austausch  durch  den  Handel  sind  die  Haupl- 
richtungen  derselben,  und  so  ist  sie  zur  Thätigkeit  der  ganzen  Gemein- 
schaft geworden:  die  Volks wirthschaft. 

Sie  kann  aber  nur  gedeihen,  wenn  sie  auf  eine  der  Natur  der  Sache 
gemässe  Weise  begründet  und  durchgeführt  wird,  also  nach  den  den  öco- 
nomischen  Vüllicrvcrkehr  von  selbst  beherrschenden  Gesetzen. 

Die  vor  noch  nicht  langer  Zeit  entstandene  Wissenschaft  dieser  Ge.setzc, 
deren  Befolgung  den  Nationalreichlhum  erzeugt  und  fördert,  bildet  die 
Volkswirthschaftslehrc,  die  von  den  Engländern  Political  Economy, 
von  den  Franzosen  Economic  politu/nc  genannt  wird. 

Ohne  ihre  Kcnnlniss  ist  keine  befriedigende  Finanzvcrwaltung  des 
Staates  möglich,  welche  selbst  wieder  auf  eigenen  Principien  bendit  und 
daher  der  Gegenstand  des  an  die  Volkswirthschaftslehre  sich  anschlies- 
senden Zweiges  der  Staalswissenschafl  ist,  welche  unter  der  Benennung 
der  Finanzwissenschaft  oder  der  Staatswirlhschaftslchre  eine 
hohe  technische  Ausbildung  erreicht  hat. 

Als  Ilülfswissenschaft  derselben  erscheint  die  allgemeine  Statistik  oder 
die  Lehre  von  der  Constaliriing  der  Zustände  und  öconomischen  Krähe, 
insbesondere  des  Reichthums  eines  bestimmten  Volkes , deren  Anwen- 
dung auf  das  Socialicben  eines  concrelen  Volkes  die  Statistik  dieses 
Volkes  bildet. 


Die  Staatsgcschichle,  das  Staats-  und  das  Völkerrecht. 

12.  Dass  endlich  die  Staatsgcschichle,  obwohl  nur  als  Hülfswissen- 
schah,  ein  integrirender  Theil  der  Staatswissenschah  ist,  begreih  sich 
einfach  aus  dem  Grunde,  dass  man  keinen  Staat  ohne  Kenntniss  seines 
geschichtlichen  Entwicklungsganges  regieren  und  noch  weniger  aul  eine 
höhere  Stufe  der  Vollkommenheit  führen  kann. 

Die  geschichtliche  Beschauung  des  Staates  darf  aber  nicht  in  einer  blo- 
sen  chronologischen  Darstellung  der  Ereignisse  bestehen,  durchweiche  sein 
Zustand  allmählich  hcrbcigeführl  wurde,  sondern  soll  eine  Entwicklungs- 
geschichte des  ganzen  socialen  Lebens  des  bcslimnitcn  Volkes  sein.  Sie 
zeige  die  Enlslchimg  und  Entfaltung  der  Verfa.ssung  und  Vcnvaltungsweise 
desselben*),  den  Fortg.ang  der  gesammlen  sowohl  öconomischen  als  sitt- 


1)  Ein  Werk  dieser  Art  ist  Spittler ’s  Entwurf  der  Geschichte 
Staaten,  2.  Auag.  von  Sartorius.  Berlin  1807.  2 Bde.  8. 


der  enropiiacheir  - 
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liehen  Thäligkeit  des  Volkes  und  die  Entwickelung  seiner  äusseren  Bezie* 
hungen  — ja  selbst  seiner  Rechtsordnung.  Wird  diese,  insbesondere  die 
Geschichte  des  Privalrechls,  mit  gleichem  Umfang  wie  die  Darstellung  der 
staatlichen  Entwickelung  eines  Volkes  behandelt,  so  entsteht  die  Staats- 
und  Rechtsgeschichte,  die  zugleich  ein  integrirender  Theil  der  Rechts- 
wissenschaft , gleich  den  sowohl  der  Staats-  als  der  Rechtswissenschaft 
angehörenden Disciplinen  desStaats-  und  Völkerrechts  ist.  Beziehungs- 
weise erscheint  die  gesammle  Rechtswissenschaft  eines  Volkes  als  Theil 
der  Staatswissenschafl,  weil  wie  schon  bemerkt  kein  Staat  ohne  Kennt- 
nissnahme  seines  Rechts  begriflen  werden  kann.  Allein  wird  die  Darstel- 
lung des  letzten  der  Staatswissenschafl  einvcrleibt,  so  muss  diess  mit  der 
Beschränkung  geschehen,  dass  nur  die  staatlich  wichtige  Seite,  nicht  aber 
die  juristisch-technische  desselben  zu  bemessen  oder  hervorzuheben  ist. 

n.  Kapitel. 

Das  Recht  and  sein  Begriff,  sein  Urgmad. 

Bedeutung  des  Wortes  Recht. 

13.  Bei  der  Gestaltung  ihrer  socialen  Verhältnisse  bestimmt  der  den 
Menschen  angebome  Rechssinn  dieselben,  sich  gegenseitige  Willenssphären 
zuzugestehen  und  zu  gewährleisten.  Dadurch  erhält  ihr  Wille  in  der  Aus- 
senwelt  gegenseitige  Geltung  und  cs  wird  Jedem  ein  Kreis  der  Thätigkeit 
oder  der  Freiheit  zu  Theil.  Die  innerhalb  desselben  als  freie  Willenssub- 
jecte  Anerkannten  werden  Personen  oder  Rechtssubjecte,  indem  der  In- 
halt ihrer  Freiheit  in  einer  Summe  von  Befugnissen  besteht,  welche  zu  ach- 
ten die  Andern  verbunden  sind  und  die  daher  Rechte  genannt  werden.  Das 
Wort  Recht  ist  demgemäss  der  Inbegriff  der  einer  Person  zukommenden 
mit  ihrer  Freiheitssphäre  gegebenen  Befugnisse.  Man  nennt  dies  die  sub- 
jektive Bedeutung  des  Wortes,  weil  es  in  diesem  Sinne  immer  in  seiner 
Beziehung  auf  das  berechtigte  Subjekt  gedacht  wird. 

Es  können  aber  den  Personen  Rechte  nur  zustehen,  wenn  ihnen  zuge- 
wiesene Freiheitssphären  festgestellt  sind.  Die  Normen,  wodurch  dies  ge- 
schieht, heissen  das  Recht  im  objectiven  Sinne  des  Wortes  und  sind 
daher  die  Gnindbcdingungen  der  Rechte,  haben  .aber  selbst  nur  Geltung, 
wenn  sie  durch  die  in  einem  socialen  Verband  sichenden  Menschen  als 
bindend  anerkannt  werden  und  zwar  mit  solcher  Stärke,  dass  kein  Mitglied 
des  Verbandes  für  befugt  gehalten  wird,  ihnen  zuwider  die  eigene  Rechts- 
sphäre auf  Kosten  Anderer  zu  erweitern  und  dass  es  dann  sieh  gefallen 
lassen  muss,  durch  Gew.alt  in  die  ihm  zukommende  Rechtssphäre 
zurückgedrängt  zu  werden.  Das  Recht  steht  demnach  unter  dem  Schulze 
der  Gewalt,  welche  durch  Zwang  die  Rechte  der  Personen  gewährleistet. 
Es  entspricht  ihm  jedesmal  eine  Zwangspflicht , welche  als  Kriterium 
der  Zuständigkeit  jeder  Rechlsbefugniss  erscheint. 
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Das  Recht  im  objectiven  Sinne  ist  also  der  Inbegriff  der  bei  einem 
Volke  gellenden  Nonnen  über  die  erzwingbaren  Ansprüche  der  Menschen 
und  ein  Recht  im  subjcctiven  jeder  erzwingbare  Anspruch. 

Auch  das  lateinische  Wort  jus  hat  diese  doi)pclte  Bedeutung,  aber 
ausserdem  noch  verschiedene  andere,  die  jedoch  für  die  Bestimmung  des 
Rechlsbegriffes  nicht  belangreich  sind. 

In  andern  Sprachen  bezeichnet  man  das  Recht,  in  dem  einen  oder  an- 
dern Sinne,  oft  nur  vorzugsweise  durch  verschiedene  'Worte.  Den  Griechen 
war  das  Recht  im  objectiven  Sinne  vojuof  auch  to  u.  »'Ofii/iov  ; das 

im  subjcctiven  i^uaia.  Im  Englischen  ist  zur  Bezeichnung  des  erstem  der 
Ausdruck  Law  mehr  gebräuchlich,  als  der  von  Right.  In  der  französischen 
wird  das  Wort  Droit  für  beide  gebraucht,  doch  das  Recht  im  objectiven 
Sinn  auch  Lois,  wie  im  Deutschen  die  Gesetze  genannt,  weil  seit  Jahrhun- 
derten die  Mehrzahl  der  Rechtsnormen  in  Gesetzen  besteht. 

Momente  des  Rechtsbegriffes  im  objectiven  Sinne. 

14.  Die  Rechtsnomien  sind  a)  nothwendig  nur  solche,  welche  in  ei- 
nem geselligen  Vereine,  es  sei  ein  Staat  oder  eine  Völkergenossenschall 
oder  ein  Staatenverband,  für  allgemein  bindend  gelten  und  jdaher  |als 
Willensnormen  der  Gesammtheil  angesehen  werden,  sie  mögen  von  den 
Mitgliedern  der  Gemeinschaft  oder  von  der  über  diesen  stehenden  die  Ge- 
sammtheit  vertretenden  Staatsgewalt  ausgegangen  sein,  welche  zugleich 
den  ganzen  durch  die  Rechtsnormen  geordneten  socialen  Zustand  durch 
die  ihr  zu  Gebot  stehenden  Zwangsmittel  zu  schützen  hat  und  zii  schützen 
pflegt 

b)  Die  Kraft  und  der  Umfang  dieser  Normen  hat  aber  den  Charakter 
der  Allgemeinheit  in  dem  Sinn,  dass  sic  nicht  ein  einzelnes  concreles  Rechts- 
verhällniss  anordnen,  sondern  dass  sie  die  rechtliche  Seite  aller  vorkora- 
menden  socialen  Verhältnisse  einer  bestimmten  Art  feststellen,  d.  h.  fesl- 
selzen,  was  als  rechtlich  bindend  gellen  soll,  so  oft  ein  Vcrhällniss  dieser 
Art  Stall  hat  Daher  die  schon  von  den  römischen  Juristen  gemachte  Be- 
merkung: leges  generaliter  constituuntur , non  in  singulas  personas.  Zwar 
kann  Jemand  durch  eine  Einzelvcrfügung  auch  ein  Recht  als  Privilegium 
erlheill  oder  für  einen  einzelnen  Fall  etwas  als  bindend  festgesetzt  werden, 
aber  eine  Rechtsnorm  im  eigentlichen  Sinn  des  Wortes  ist  eine  solche 
Verfügung  nicht. 

c)  Endlich  müssen  diese  Normen,  um  Rechtsnormen  zu  sein,  die  Zu- 
ständigkeit erzwingbarer  Ansprüche  und  demgemäss  ihnen  entsprechende 
Zwangsverbindlichkeilen  anordnen.  Jede  andere  Erklärung  der  Gesammtheil 
oder  ihrer  Vertreter,  z.  B.  eine  Aufforderung  zur  Wohlthäiigkcil  oder  zu 
irgend  einem  Unternehmen,  jede  andere  allgemeine  Aeusserung  ihres  Wil- 
lens, z.  B.  ein  Auftruf  der  Staatsgewalt  zur  Kundgebung  des  Volkswillens 
u.  dgl.  ist  keine  Rechtsnorm. 
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Monienle  des  Reclitsb  egriffes  im  siibjecliven  Sinne. 

15.  Jedes  Reciil  im  siibjecliven  Sinne  des  Wortes,  niclil  seilen  eine  , 
Gerechtigkcil  genannt,  ertbeilt  a)  dem  Rereehliglen  die  Reliigniss, 
seinen  Willen  in  der  .Viisscnwclt,  d.  li.  Andern  gegenüber,  tliatkräflig  gellend 
zu  inadicn,  ertlicill  also 

a)  für  ihn  eine  Ermächtigung  ziim  Handeln,  und 

ß)  eine  Gewalt  oder  Herrschaft  über  Sachen  oder  Personen, 
gleichviel  ob  jenes  Handeln  ein  negatives  oder  ein  jiositives  und  diese 
Herrschaft  eine  iinmillelbare  oder  milteibare,  eine  mehr  oder  weniger  be- 
schränkte ist.  Nach  der  Verschiedenheit  der  erl  heilten  Ermächtigungen, 
also  nach  der  ihres  Inhaltes  zerfallen  die  Reclile  in  Gallimgen 
und  -Arten,  wie  bei  der  Beleuchtung  der  verschiedenen  Rechte  genauer 
angegeben  werden  wird. ' ) 

b)  Jedes  Recht  ist  aber  zugleich,  weil  es  eine  Ermächtigung  des  Wil- 
lens also  der  Selbstbestimmung  der  Person  ist,  eine  Frei  heit,  wesshalb 
die  Ausübung  oder  NiclUausübung  eines  Rechts,  ja  das  .Aufgeben  desselben 
der  Willkür  des  Berechliglen  frei  steht:  sofern  nicht  eine  das  Recht  be- 
schränkende Verbindlichkeit  enlgegensleht. 

In  manchen  Rechten  ist  der  Ch.arakler  der  Freiheit,  in  andern  der  der 
Gewalt  vorherrschend,  so  dass  jene  zuweilen  Freiheiten  und  diese 
Gewalten  genannt  werden*);  jenes  besonders  dann,  wenn  das  Recht  den 
Berechtigten  von  gewissen  ihm  sonst  obliegenden  Reehtsverbindlichkcilcn 
befreit.  Zuweilen  gehen  beide  Momente  in  einander  über.®) 

c)  Das  dritte  Moment  des  RechtsbegrilTes  im  subjectiven  Sinne  des 
Wortes  besteht  darin,  dass  jeder  die  Befugnisse,  w'clehe  in  der  Berechti- 
gung eines  Andern  enllmllen  sind,  gegen  sich  gellen  lassen  muss  und  zur 
Heiligachtung  derselben  gezwungen  werden  kann.  Jedem  Rechte  enlsprichl 
daher  eine  Zwangspflichl  oder  Rechtsverbindlichkeit,  die  eine  neg.alive  oder 
positive  sein,  d.  h.  entweder  in  einem  Nichtlhum  oder  Dulden  des  Ver- 
pflichteten besieht,  oder  ihm  die  Noihwcndigkcil  nuflegl  im  Interesse  des 
Berechtigten  Handlungen  vorzunehmen  oder  Leistungen  zu  machen.  Sie 
kann  entweder  eine  absolute  d.  h.  Jedermann  dem  Berechtigten  .auf 
gleiche  Weise  verpflichtende,  odercinerelative  sein,  die  nur  gewissen  Per- 
sonen eine  Zwangsverbindlichkeil  gegen  den  Berechliglen  aufcriegl.  Durch 
den  speziellen  Charakter  der  Zwangspflichl,  insbesondere  durch  den  der 


t)  Einiges  Allgemeine  giebt  Pucht.s  iin  Ctirsus  der  Inslilntionen  I.  Nr.  XXX. 

2)  Z.  B.  die  vSterliclic  Gcwnll ; oder  die  Amlsreclile  der  Obrigkeit. 

3)  Wenn  in  tinsern  Tagen  die  Freiheit  der  Kirclie  dem  Stole  gegenüber  verlangt 
wird,  ist  das  Ziel  dieses  Begehrens  oft  kein  anderes,  als  das  der  Maihl,  d.  h.  das 
Verlangen  der  unumschränkten  Ausübung  von  Kechtcii,  deren  Summe  die  Ge- 
walt der  geistlichen  Oberen  bildet. 
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vorzunehmenden  Handlungen  wird  gleichfalls  in  vielen  Fällen  die  Katur 
des  entsprechenden  Rechtes  bestimmt.  Der  zum  Schutze  und  zur  Vertliei* 
digung  des  Rechts  rechtlich  mögliche  Zwang  gehl  in  der  Regel  von  der 
Staatsgewalt  d.  h.  von  der  besondem  zum  Schutze  der  Rechte  bestellten 
Behörde')  aus,  ist  jedoch  (in  Nolhfüllen)  auch  als  Selbslhille  zulässig. 

Verhällniss  des  Rechts  zur  Na lurnolh wendigkeil. 

16.  Alle  Rechtsnormen,  weil  die  durch  sie  rcgulirtcn  Verhältnisse  ihrer 
Herrschaft  unterworfen  sind,  haben  den  Charakter  von  Gesetzen  im  weite- 
sten und  vulgärsten  Sinne  dieses  Wons.  Sie  stehen  daher  anderen  Gesetzen 
gegenüber,  insbesondere  denen  der  Natur  und  der  Moral.  Es  fragt  sich,  wie 
sie  sich  von  beiden  unterscheiden  und  zu  ihnen  verhalten,  also  wie  die 
Rechtsnolhwendigkeil  einerseits  von  der  physischen,  andererseits  von  der 
moralischen  verschieden  ist  und  welches  Verhältniss  zwischen  ihnen  ob- 
waltet ? 

Was  die  Nalumothwendigkeil  betrifft,  so  geht  sie  nicht,  wiedasRecht, 
vom  Willen  der  Menschen  aus,  sondern  ist  eine  höhere,  diesen  materiell 
beschränkende.  Und  zwar  setzt  sie  nicht  nur  dem  menschlichen  Willen 
die  Grenze  des  Erreichbaren,  sondern  bestimmt  auch  in  vielen  Lebensver- 
hältnissen seine  Richtung.  Aus  dem  ersten  folgt,  dass  das  Unmögliche  nie 
Rechtens  sein  kann:  daher  das  überall  als  juristisches  Axiom  gellende 
Rechtssprichworl : Impossibilium  nuUa  ohHgatio  oder  wie  man  es  im  scho- 
lastischen Latein  uusdrückt:  ad  impossibile  nemo  tenetur'^ ). 

j\us  dem  zweiten  ergiebl  sich,  dass  die  Naturgesetze  nicht  blos  nega- 
tiv, sondern  auch  positiv  im  Rechte  massgebend  sind.  In  jedem  faclischen 
socialen  Verhältniss  wirkt  das  physisch  Nolhwcndige  auf  dessen  rechtliche 
Normirung  ein,  und  desshalb  wird,  was  die  Nalumothwendigkeil  vorschreibl, 
auch  als  rechtlich  nothwendig  geachtet.  Dies  gilt  nicht  blos  für  die  durch 
die  Gesetze  der  unorganischen  Natur  unabänderlich  bestimmten  Verhält- 
nisse, sondern  auch  rücksichtlich  der  durch  die  organische  Natumothwen- 
digkeit  erzeugten.  Daher  gilt  auch  als  rechtlich  nothwendig  oder  massgebend, 
was  durch  die  ihietisch  sinnlichen  Bedürfnisse  der  Menschen  unabweislich 
begehrt  oder  durch  deren  Befriedigung  herbeigeführt  wird.  Die  Römer  er- 
klärten die  auf  einem  solchen  (also  materiellen)  Grunde  ruhenden  Rechts- 
verhältnisse für  nalurrechlliche  (/W  naturale)  d.  h.  als  tlurch  die  Nalur- 
nolhwendigkeit,  welcher  der  Mensch  gleich  dem  Thiere  unterworfen  ist, 
erzeugt,  also  als  Institute  oder  Vorschriften  ejus  Juris,  quod  natura  omnia 
animalia  doeuit*).  Sie  rechnen  zu  derselben  die  Ehe,  als  ein  durch  das 


1)  lin  Krieg  von  der  Mililürinacbt,  liier  als  Selüslhilfc  dev  Slruitev. 

2)  Franzüsiveh  heisst  dns  Sprichwort:  Aal  n'est  teuu  A t impossibla. 

3)  Pr.  J.  1.  I.  (de  justitia  ct  Jure). 
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Naturgesetz  des  Fortpflanzungstriebes  geschafTenes  und  seinen  Anforderun- 
gen gemäss  rechtlich  normirtes  Verhiillniss;  dessgleichen  das  auf  der  Liebe 
der  Erzeuger  zu  ihren  Erzeugten  ruhende  Verhällniss  der  Eltern  zu  den 
Kindern,  und  erklärten  die  Nolhwehr  für  eine  durch  das  Naturgesetz  der 
Selbsterhaltung  jedem  lebenden  Wesen  ertheilte  Befugniss.  * ) 

Die  auf  dom  Gesetze  der  organischen  Natur  ruhende  Nothwendigkeit 
ist  indessen  niclit  immer  eine  absolute  und  durch  den  menschlichen 
Willen  unbesiegbare,  woraus  sicli  z.  B.  erklärt,  dass  der  Coelibat  gewissen 
Personen  als  Rechtspflicht  vorgeschrieben  werden  kann.  Auch  ist,  nachdem 
es  dem  menschlichen  Geschlechte  gelungen,  durch  Leitung  der  Naturgesetze 
selbst  eine  grössere  llerrschafl,  über  die  Natur  auszuüben,  jetzt  manches 
rechtlich  möglich  und  zulässig,  was  man  in  früheren  Zeiten  für  unmöglich 
hielt.  Zuweilen  ist  die  Grenze  zwischen  dem  Unmöglichen  und  blos  sehr 
schwer  .Ausführbaren,  dessgleichen  zwischen  dem  Widernatürlichen  und  natür- 
lich Zulässigen  nicht  leicht  zu  bestimmen,  was  zu  zweifelbaften  Rechtsfra- 
gen Veranlassung  geben  kann. 

Verhältniss  des  Rechts  zur  Moral. 

17.  Die  Gesetze  der  Moral  (diess  Wort  in  seiner  üblichen  Bedeutung 
genommen*))  sind  die  Normen,  welche  unsere  die  Verwirklichung  des 
Guten  verlangende  geistige  Natur  vorschreibt,  so  dass  jeder  zur  praktischen 
Befolgung  derselben  sich  innerlich  in  seinem  Gewissen  durch  das  unmittel- 
bare Bewusstsein  derselben  für  verpflichtet  hält.  Sie  kündigen  sich  schon 
durch  das  Gefühl  an,  sind  aber  durch  den  Verstand  erkennbar  und  stel- 
len sich  als  höchste  Vernunftgebote  dar.  Sie  zeichnen  dem  Menschen 
Pflichten  vor,  die  er  als  unbedingt  geboten  erkennt,  und  die,  wenn  auch 
sein  individuelles  Begehren  sie  nicht  befolgt,  ihm  dennodh  als  das  erschei- 
nen, was  er  durchaus  hätte  thun  oder  lassen  sollen.  Da  das  moralische 
Bewusstsein  der  menschlichen  Natur  immanent  und  eine  gemeinsame  Ei- 
genschaft des  ganzen  menschlichen  Geschlechtes  ist , so  hat  man  dies  all- 
gemeine Wollen  des  sittlich  Guten  auch  den  allgemeinen  Willen  *) 
oder  neustens  den  Grund  willen  ♦)  und  dessen  Hauptrichtungdic  prak- 
tischen Ideen  genannt,  welche  demnach  die  höchsten  Gesetze  der  Mo- 
ral sind.  Die  Kraft  derselben  ist  nun  zunächst  die.  Jedem  seine  moralischen 
Verpflichtungen  zu  oflenbaren,  und  sein  Gewissen  durch  den  innem  also 
moralischen  Zwang  zu  nöthigen,  sie  zu  befolgen  und  zwar  lediglich  dess- 


1)  Fr.  4.  pr.  D.  9.  2.  (.id  Leg.  Aquil.) 

2)  Die  Franzosen  nennen  moralisch  alles  Geistige,  so  dass  z.  B.  die  teiencetmaralet 
die  ganze  Philüsupliie  begreifen.  Hegel  setzt  bekanntlich  der  Moral  die  Sittlich- 
keit entgegen,  wahrend  man  sonst  beide  Worte  für  gleichbedeutend  nimmt. 

3)  Hegel  und  seine  Schule. 

4)  Herr  Prof.  Fichte  in  seiner  Ethik  11.  Abthl.  I. 
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halb,  weil  sie  moralische  Verpflichtungen  sind,  und  weil  die  ihnen  ent- 
sprechende Handlung  nur  dann  eine  gute  oder  moralische  ist,  wenn  die 
sie  erzeugende  Absicht  des  Handelnden  dahin  geht,  das  Gesetz  der  Moral  zu 
erfüllen,  also  nur  dann,  wenn  das  Motiv  des  Handelns  ein  moralisches  ist. 
Die  Gesetze  der  Moral  sind  daher  die  der  Gesinnung,  und  das  Aeussere 
der  Handlung  ist  an  sich  nicht  massgebend  für  die  Bestimmung  ihres  mo- 
ralischen Charakters.  Es  genügt  die  blosse  Legalität  derselben  nicht,  um 
sie  zu  einer  sittlich  guten  zu  machen  z.  B.  bei  einem  Akt  der  Wohl- 
Ihüligkcit,  den  Jemand  aus  blosser  Ostenlation  vornehmen  würde.  Die 
morali.schc  Verpflichtung  ist  endlich  noch  so  beschaflen,  dass  uns  dieselbe 
nur  uns  selbst  gegenüber  obliegt  d.  h.  dass  durch  dieselbe  unser  indivi- 
dueller Wille  nur  unserem  Gewissen  (als  dem  uns  moralisch  beherrschen- 
den Gnindwillen)  gegenüber  als  verpflichtet  erscheint,  sollte  auch  die  \'er- 
pflichtung  in  der  Voniahme  von  Handlungen  zum  Besten  Anderer  beste- 
hen. Es  erwachsen  daher  aus  unsem  moralischen  Verpflichtungen  für  An- 
dere keine  .Ansprüche,  sollten  wir  auch  nach  unserer  subjectiven  Ueber- 
zeugung  einen  Anspruch  dieser  Art  als  durch  die  sittliche  Idee  der  Gerech- 
tigkeit lür  geboten  halten.  So  lange  keine  Rechtsnorm  denselben  für  er- 
zwingbar erklärt,  hat  kein  äusserer  Richter  dariiber  zu  entscheiden.  Die 
moralischen  Pflichten  heis.sen  deshalb  auch  die  innern,  und  werden,  weil 
sic  keinem  materiellen  Zwange  unterliegen  officia  imperfecta  genannt  im  Gegen- 
satz der  stärkeren  erzwingbaren  Rechtspflichten,  officia  per fecta  er- 

klärte. Diese  Erzwingharkeit  ist  daher  ein  die  letzten  von  den  erstem  unterschei- 
dendes Merkmal,  dessen  Vemunftgnind  metaphysisch  festzustellen  die 
deutsche  Philosophie  schon  über  ein  Jahrhundert,  jedoch  mit  geringem 
Erfolg,  sich  zur  .Aufgabe  gesetzt  hat  ') 

18.  Es  besteht  indessen  doch  eine  enge  Beziehung  der  Gesetzgebung 
der  Moral  zu  der  des  Rechts.  Obgleich  n.ämlich  die  Gesetze  der  Moral  als 
sittliche  Ideen  zunächst  nur  den  Willen  der  Individuen  bestimmen  und  so 
das  subjective  Ethos  bilden  (wie  Stahl  den  InbegrilT  ihrer  Normen  ge- 
nannt hat)*),  sind  sie  doch  zugleich  die  höchsten  ethischen  Gesetze  der 
menschlichen  Gesammtexistenz  und  wie  schon  bemerkt  die  Factoren  der 
Sitte  und  der  Institutionen  des  socialen  und  insbesondere  des  staatlichen 
Lebens.  Ihre  in  der  Aussenwelt  erscheinenden  Schöpfungen  sind  das  Ge- 
samnit-  oder  objektive  Ethos  (die  von  Hegel  s.  g.  Sittlichkeit).  Die 
Völker  selbst  werden  durch  sie  zur  Verwirklichung  der  durch  die  prakti- 
schen Ideen  gesetzten  Zwecke,  die  ihnen  als  (sittliche)  Güter  erscheinen, 
gedrängt,  und  so  beruht  die  ganze  Gesetzgebung  der  Staaten,  sie  mag  die 
Verwirklichung  des  Rechts  oder  des  Wohls  (der  Rcchtsidcc  oder  der 
der  ergänzenden  Gcincinschafl)  sich  zum  Ziele  setzen,  auf  einer  morali- 


1)  Seil  Thomaiint  (1T05),  besonders  aber  durch  Kant  (17BT). 

2)  Recht»,  und  Staatsphilosophie  B.  2.  S.  122  u.  f. 
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sehen  Grundlage,  nur  dass  die  durch  die  Staaisgeselze  vorgeschriebenen 
Verpflichtungen  den  Cliarnkler  der  Erzwingbarkeil  also  des  Rechts  haben. 
Ist  also  dieses  gleich  in  seiner  concrelen  Erscheinung  etwas  Erzwingbares, 
so  wurzelt  es  seinem  Urgründe  nach  dennoch  auf  dem  Boden  der  Moral. 

Hieraus  ist  auch  ein  bei  allen  Völkern  gellendes  Rechlsdo^ia  zu  er- 
klären: dass  das  Unmoralische  nie  Rechtens  sein  könne  d.  h.  dass  Nie- 
mand juristisch  verpflichlel  sein  könne  zur  Vornahme  einer  unsittlichen 
Handlung  und  dass  Niemand  auf  eine  solche  einen  Rechtstitel  zu  gründen 
die  Befugniss  habe.  >) 

Es  ist  dagegen  rechtlich  gleichgiltig,  oh  Derjenige,  welcher  eine  recht- 
lich erlaubte  oder  gebotene  Handlung  vomimml,  den  moralischen  Willen 
hat,  eine  RechLspflicht  zu  erfüllen  oder  nicht;  es  reicht  hin,  dass  der  Rechts- 
vorschrift genügt  werde,  und  desshalb  sagt  man : es  genüge  zur  Erfüllung  der 
Rcchtspllichten  die  blosse  Legalität.  Ja  wer  eine  Haiidhmg  vornimmt,  wozu 
er  rechtlich  befugt  ist,  kann  möglicher  Weise  ein  höheres  sittliches  Gebot 
dadurch  verletzen,  allein  so  lange  er  die  Grenzen  seines  Rechtsgebietes 
nicht  willkürlich  überschreitet,  ist  sein  Wille  rechtlich  unbeschränkt,  und 
so  kann  mit  den  Römern  gesagt  werden : non  omne,  quod  licet,  honestum  est. 

llauptansi  chten  über  den  Urgrund  des  Rechts. 

19.  So  einfach  es  scheint,  im  Rechte  die  Verwirklichung  der  der 
menschlichen  Natur  immanenten  praclischen  Idee  der  Gerechtigkeit  zu 
sehen,  hat  man  dennoch  dessen  Entstehung  auf  die  verschiedenste  Weise 
zu  erklären  versucht  und  zwar  meistens  mit  Zugrundelegung  philosophischer 
Theoriecn.  Vor  Allem  sind  folgende  Erklärungen  hervorzuheben: 

a.  Eine  theologische  oder  tlieologisirende  rechtsphilosophische  Theorie, 
welche  das  ganze  Recht  auf  den  Willen  Gottes  und  zwar  den  geoflenbar- 
ten  zurück  zu  führen  sucht.  Nach  ihr  ist  nicht  nur  dieUridee  der  Unterschei- 
dung von  Recht  und  Unrecht  von  Gott  dem  Menschen  ins  Herz  gelegt, 
sondern  cs  sind  zugleich  auch  unmittelbar  ausgesprochene  göttliche  Ge- 
bote z.  B.  die  des  mosaischen  Decalogs,  den  Menschen  als  Recht  ver- 
pflichtende Gesetze  vorgeschrieben.  Später,  sagt  man,  sei  eine  vollkom- 
menere Gesetzgebung  in  den  heiligen  Büchern  des  neuen  Testaments  sanc- 
tionirt  worden,  welche  die  Weltgesetzgebung  zu  werden  bestimmt  sei. 


1)  Dip  Römer  haben  den  letzten  Satz  diiieh  das  Rechtsspriehwort  ansgaHtrückl ; 
nemodolomotucrnripoteet  und  den  ersten  liat  der  grösste  Reelitsgelelirte  des 
Alterthums  auf  eine  seit  Jahrhunderten  bewunderte  Weise  mit  folgenden  Worten 
in  fr.  15.  D.  28.  7.  [de  condiL  inst.):  quae  facla  laedunt  pietatetn,  exieA- 
malumem,  vereeundiam  noetram  et  ul  generaliter  dieam,  cantrm  denot  mo- 
retßuni;  nec  facere  not  peete  eredendum  etl  — ausgudriiekt. 
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Das  Recht  sei  demnach  güUliclien  Ursprungs  und  seine  Urgeselze  gehen 
in  der  clirislliclien  Moral  auf,  als  deren  Emanation  sic  anzusehen  seien. 
Nacli  dieser  Criindanschauung  kömmt  a\ich  alle  Staatsgewalt  von  Gott,  daher 
das  heilige  Ueclit  der  Könige  als  der  von  Gott  gesetzten  Leiter  der  Staaten. 

Audi  bei  den  Völkern  des  Orients  sind  Ansichten  dieser  Art  herrschend, 
und  vor  Allem  daraus  zu  erklären,  dass  hei  denselben  z.  B.  bei  den  Sans- 
kritvölkerii  die  Uechtsgesetzgebung  einen  Theil  der  Religion  bildet,  wie  dies 
auch  bei  den  Juden  der  Fall  war,  und  noch  bei  den  Moslemiteu  der  Fall  ist. 

b.  Im  vollständigen  Gegensätze  zu  einer  solch'  erhabenen  .\uirassung 
des  Urgrundes  alles  Rechts  steht  eine  andere  Ansicht,  wonach  dasselbe  le- 
diglich das  Werk  des  menschlichen  Egoismus  ist ; und  zwar  sei  cs  zunächst 
dadurch  entstanden,  dass  die  Mächtigem  und  Starkem  die  Schwachem 
sich  unterworfen,  so  dass  die  Rechtsnormen  als  das  Werk  ihrer  Willkür 
und  Machtvollkommenheit  anzusehen  seien.  Oder  man  erklärte  das  Recht 
für  ein  Erzeugniss  der  aus  der  Selbstliebe  stammenden  Ideen  des  Nutzens, 
und  sah  im  l'rincip  der  Nützlichkeit  den  Urgmnd  und  im  Wohl  das  letzte 
Ziel  des  Rechts,  wie  freilich  auch  der  zur  Ueontologie  von  den  Anhängern 
dieser  Ansicht  umgestalteten  Moral.  * ) 

c.  Eine  dritte  Klasse  von  Forschem  auf  diesem  Gebiete,  die  gleich- 
falls wie  die  zuletzt  angefülirten  Schrillsteller  auf  dem  psychologischen 
Wege  den  Urgrund  des  Rechts  aufzuOnden  sich  bemühten,  leiteten  densel- 
ben aus  dem  dem  .Menschen  angebomen  Sinn  des  Wohlwollens  her,  wie 
z.  B.  schon  Cicero  und  andere  Philosophen  des  Altertliums  und  in  neuerer 
Zeit  die  schottischen  Philosophen  z.  B.  Ilutcheson,  indem  ihnen  die 
Gerechtigkeit  die  negative  Manifestation  des  von  Gott  den  Menschen  ein- 
geptlanztcn  Gesetzes  der  Liebe  ist 

Andere  lassen  das  Recht  durch  einen  Kumpf  der  egoistischen  Triebe 
mit  dem  des  Wohlwollens  entstehen.  Doch  theilt 

d.  eine  Reihe  bedeutender  Denker  die  Ansicht,  dass  der  menschliche 
Grundwille  von  der  den  egoistischen  Bestrebungen  einer-  und  dem 
Triebe  des  Wohlwollens  andererseits  entgegengesetzten  Idee  der  Gerechtigkeit 
geleitet,  nicht  blos  die  Einzelnen  die  Pflichten  der  Gerechtigkeit  gegen  An- 
dere (und  zwar  als  Tugend)  zu  üben  dränge,  sondern  auch  die  Völker 
dahin  führe,  gemeinsame  Ansichten  des  Gerechten  sich  zu  bilden,  ihnen 
entsprechende  Normen  der  Gerechtigkeit  als  Recht  zu  .sanctioniren  und  die 
rechtliche  Seite  des  socialen  Lebens  ihnen  gemäss  zu  ordnen  und  zu  be- 
stimmen. 

Es  weichen  indessen  diese  Denker  in  der  Auflassung  dieses  morali- 
schen Urtriebs  von  einander  ab,  und  nur  Wenige  haben  den  Versuch  ge- 
macht, zu  zeigen,  auf  welche  Weise  das  geschichtlich  sich  gestaltende 


1)  Der  Haiiplvcrlhcidigcr  der  NOtzliclikciUlbouri«  ist  der  Eiiglünder  Jeremitt 
Benthim  t 1^23. 
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Recht  aus  demselben  hervorgehe,  wenn  sie  auch  die  Stadien  der  histori- 
schen Rechlscnlwickelung  richtig  gezeigt  und  beleuchlel  haben. 

Die  schoUischen  und  französischen  Philosophen,  welche  einen  eigenen 
Rcchlslrieh  annehtnen  (wie  Dugald-Slewart  und  sein  Uebersetzer  Th. 
Jouffroy)  haben  nur  durch  psychologische  Gründe  die  Realität  eines 
solchen  Triebes  zu  beweisen  gesucht  •).  Auf  eine  ähnliche  Weise  thun 
es  einige  deutsche  Rechlsgelchrtc,  wie  z.  B.  der  einen  eigenen  Rechtssinn 
im  Menschen  als  Urgrund  des  Rechts  annehmendc  Puchta*). 

Die  speculative  Philosophie  Deutschlands  hat  sich  dagegen  zur  Auf- 
gabe gesetzt,  die  .\priorität  der  Rechtsidee  sowie  alles  Moralischen  darzu- 
thun , kam  aber  nicht  dazu,  das  s.  g.  positive  Recht  aus  jener  metaphysi- 
schen Grundlage  herzuleiten,  sondern  nur  zur  Annahme  einer  im  mensch- 
lichen Geiste  ausgeprägten  Vernunftgesetzgebung,  welche  durch  das  positive 
Recht  bisher  nur  modificirt  und  überhaupt  mehr  verunstaltet,  als  gefördert 
worden  sei,  so  dass  Manche  das  Natur-  oder  Vemunftrecht  dem  positiven 
als  das  höhere  entgegensetzten.  Ja  dass  Einzelne  sogar  dem  letztem  alle 
verbindende  Kraft  absprachen,  wenn  es  mit  dem  erstem  im  Widerspruch 
sei.  — 

Es  entstand  durch  diese  Behandlung  der  letzten  Gründe  des  Rechts 
zwischen  der  Theorie  und  dem  practisch  geltenden  Rechte  eine  weite  und 
tiefe  KluR,  welche  durch  die  Ilcgel’sche  Rechtsphilosophie  ausgeföllt 
werden  sollte  und  hätte  ausgcfüllt  werden  können,  wenn  dieselbe  eine  mehr 
geschichtliche  Richtung  würde  verfolgt  haben.  Erst  in  der  neuesten  Zeit 
hat  man  hiezu  den  richtigen  Weg  cingeschlagcn. 

Nolhwcndiger  Entwicklungsprozess  der  Rechtsidee, 

20.  Es  ist  schon  (wie  im  §.  6 angedeutet)  logisch  nothwendig,  dass 
die  in  Gcselligkcitsverhältnisse  unter  einander  tretenden  Menschen  sich  ge- 
genseitig als  Willenssubjekte  behandeln,  und  sich,  wenn  auch  nicht  für 
alle  gleiche,  äussere  Frcihcitssph.ärcn  und  somit  Rechtsfähigkeit  zugestehen. 
Sie  müssen  sich , w’cnn  eine  wirkliche  Gemeinschaft  unter  ihnen  bestehen 
soll  (und  eine  solche  zu  gründen  und  zu  erhalten  werden  sie  durch 
das  Naturgesetz  der  Geselligkeit  getrieben),  als  Personen  behandeln. 
Noch  strenger  werden  sie  dazu  durch  das  Rechtsgefühl  selbst  bestimmt, 
und  sie  thun  es,  wenn  cs  auchihren  Interessen  zuwider  wäre,  und  abgesehen 
von  den  Gefühlen  des  M'ohlwollcns , die  sie  einer  für  den  andern  h.aben 
könnten.  Es  ist  ja  das  durch  die  Coexistenz  gegebene  Verhältniss  selbst. 


1)  S.  Eaquisses  de  philosopliie  morale  par  Dugald-Slewart  Iraduit  de  l'Ang- 
lais  par  Th.  Jouffroy.  Paris  1826. 

2)  Cursus  der  InsliluUoncn,  Einleitung  Nr.  VIII.,  wo  er  dem  als  michtiges  Streben 
nachlndividualisirung  hervortrelenden  Egoismus  die  Liebe  und  den  Rechts- 
sinu  entgegensetzt. 
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welches  als  Verhältniss  vom  Menschen  zum  Menschen  sie  bestimmen 
muss,  es  als  ein  Verhältniss  von  Person  zu  Person,  also  als  Rechls- 
verhnllniss  aufzufassen.  Sobald  daher  ein  mct)schliches  Coäxistenz- 
verhältniss  sich  bildet  oder  in  ein  neues  sich  umgeslallet,  ist  das 
Kechtsgerülil  und  der  durch  dasselbe  geleitete  Verstand  ihälig,  das- 
selbe richtig  zu  erfassen  und  der  erkannten  (oder  dafür  gehaltenen)  Natur 
desselben  gemäss  den  bei  demselben  Betheiligten  ihre  Willenssphüren  fest- 
zustellen. Es  beginnt  ein  juristisches  Denken,  dessen  Zweck  das 
Finden  und  Äussprechen  einer  Ansicht  über  das,  was  in  einem  faktisch 
vorliegenden  Coexistenz  verhältniss  als  das  von  der  Idee  der  Gerechtigkeit  ver- 
langte Richtige  und  das  Verliältniss  von  Person  zu  Person  Normirende 
gelten  soll. 

Dieser  die  festzustellenden  Rechtsnormen  enthaltende  Ausspruch  der 
so  entstandenen  Rechtsansicht  beruht  daher  auf  einer  doppelten  Grundlage ; 
einer  faktischen  oder  materiellen,  nämlich  den  thatsäclüich  vorhan- 
denen Zuständen,  und  einer  intellektuellen  oder  rationellen  d.  h. 
auf  dem  juristischen  Denkprozesse  der  das  Recht  Suchenden.  Man  könnte 
jene  auch  das  objective,  diese  das  subjective  Moment  im  Rcchtsbil- 
dungsprozess  nennen.  Die  auf  diese  Weise  entstehende  Rcchtsansichl  ist 
aber  zunächst  nur  die  persönliche  der  sie  Suchenden,  nur  eine  subjcctiv 
sie  verpflichtende  moralische  Ueberzeugung.  Allein  es  muss,  wenn  das  be- 
gonnene Verhältniss  ein  wirkliches  Rechtsverhältniss  werden  soll,  ein  Drit- 
tes hinzukommen,  nämlich  die  Gemeinsamkeit  der  Rechtsansicht,  also  eine 
äusserlich  ausgesprochene  Gutheissung  und  Anerkennung  derselben  als  ei- 
ner äusserlich  sie  bindenden  Norm.  *) 

Diese  Anerkennung  einer  Rechlsansicht  und  deren  Erhebung  zu  einer 
Rechtsnorm  kann  stillschweigend  oder  ausdrücklich , unmittelbar  oder  mit- 
telbar geschehen,  ist  aber  stets  eine  geschichtliche  Thatsache,  die  sehr  oft 
milder  Feststellung  des  socialen  Verhältnisses  oder  Instituts  zusammenfällt  und 
als  Gewohnheit  oder  als  Gesetz  der  vorher  nur  für  moralisch  bindend  anerkannten 
Norm  den  Charakter  eines  Rechtsgrundsatzesgiebt.  Es  kann  dieser  Charakter 
aber  nicht  blos  einer  eigentlichen  Regel  der  Gerechtigkeit,  sondern  auch  einer 
Anordnung  des  Wohls  also  auch  einem  Nützlichkeilsprincip  ertheill  werden, 
das  von  diesem  Augenblicke  an,  weil  cs  rechtlich  bindend  sein  soll,  Rechts- 
norm wird  uud  auch  in  sich  als  etwas  Gerechtes  erscheint,  wenn  dessen 


1)  Sehr  richtig  sagt  Savigny  (Syaletn  1.  S.  2t):  ..Die  Erzeugung  de«  Rechts  ist 
eine  That  und  eine  genicinschariliche  That.  Diese  ist  nur  denkbar  für  diejenigen, 
unter  welchen  eine  Gemeinschan  des  Denkens  umt  des  Thuns  nicht  nur  mög- 
lich, sondern  wirklich  ist“.  Durch  diese  kurzen  Sitze  ist  vem  dein  grossen  Mei- 
ster die  dreifache  Grundlage  alles  Rechts  anerkannt : die  materielle  ist  Gemcin- 
schaftdes  Thuns;  die  rationelle  die  Notliwendigkeit  des  Denkens  uud  die  ge- 
sehiehtliebe  die  Gemeinschaft  des  letzten. 
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Schöpfung  das  Werk  deijenigen  ist,  welche  befiigl  waren  ihre  Rechlssphiiren 
auf  diese  Weise  zu  beschränken  oder  umzugestaUen. 

Jede  Rechtsnorm  beruht  daher  auf  drei  Grundlagen,  einer  materiellen 
oderfactischen  Unterlage'),  einer  rationellen  oder  einer  in  Folge  des  ju- 
ristischen Denkens  gebildeten  Ansicht,  und  auf  einer  historischen,  welche 
dieselbe  zu  einer  Rechtsnorm  erhebt  oder  wie  man  zu  sagen  pflegt,  ihr 
Gesetzeskrnll  giebt. 

Es  ergibt  sich  aus  dieser  Darlegung  der  wirklichen  Grundlagen  alles 
Rechts,  dass  jede  Theorie,  welche  nur  auf  eine  derselben  das  Recht  stützt 
und  aus  einer  derselben  dessen  Entstehung  ableilcn  will,  unvollständig  oder 
unrichtig  ist  und  zu  ganz  falschen  Consequenzen  führt.  Weder Ch. Com  tc  * ), 
der  nur  die  materielle  Grundlage  kennt,  noch  die,  welche,  wie  Kant, 
auf  blosse  Vemunftwahrheitcn  das  Recht  stützen  wollen  mit  Verwerfung 
alles  Empirischen,  noch  die  historische  Schule,  wenn  sie  nur  an  die 
geschichtliche  Grundlage  sich  hüll , haben  daher  die  Eintstehung’  des 
Rechts  auf  eine  genügende  Weise  erklärt 

In  der  materiellen  Grundlage  des  Rechts  liegen  die  den  Organismus 
des  daraus  sich  entwickelnden  Rcchtsinstitiites  constiluircnden  Momente  ; 
durch  die  rationelle,  die  immer  eine  concrete  Auflassung  des  Verhältnisses 
als  eines  Rechlsvertiältnisses  ist,  wird  dessen  juristische  Natur  bestimmt  und 
durch  die  historische  erhält  cs  seine  formelle  Sanclion. 

Die  Rechtsordnung  und  die  rechtliche  Freiheit 

21.  Durch  die  geschichtliche  Sanclion  einer  einen  socialen  Verband 
regulirenden  gemeinsamen  Rechtsansichl  entsteht  die  Rechtsordnung,  weiche, 
was  die  Innern  Verhältnisse  der  Gemeinschaft  betriflä,  mit  der  Staats- 
ordnung zusammenlällt,  indem,  was  der  Staat  sanclionirl,  die  Kraft  eines 
geltenden  Rechts  hat  Die  äussern  staatlichen  Verhältnisse  erhallen  ihre 
rechtliche  Normining  durch  die  Vereinbarung  der  bei  denselben  bclheilig- 
len  Völker,  also  durch  das  Völkerrecht.  Durch  die  Festsetzung  der  Rechts- 
ordnung erhallen  die  .an  ihr  Theil  nehmenden  Personen  ihre  Freiheit 
die  aber  nur  dann  in  Wahrheit  exislirt,  wenn  die  sic  regulirenden  Rechls- 


1)  Die  malortelle  GrunJl.igc  .illos  Rcchls  wird  förmlich  .inorkannl  ,ils  SlolT  dos 
Rechts  durch  P u c h t ,i.  Oirs.  d.  Institut.  1.  18.  46.  52.  ferner  v.  Sa  v i p n y , System  I. 
$.  52.  Staht  Rccht.spliilos.  v.  Thül,  Einleitung  in  d.is  doulsdie  Priva(rccht$.  32. 
Die  Lebensv.'ihältuissc  des  Volkes,  sagt  dieser  sclaufsinuigc  Sehriristcller,  bilden 
das  Tbatsäciiliche,  den  Th.ilbestand,  an  welchen  durch  das  Recht  (d.  h.  durch 
RechUsätze)  Rrchic  d.  h.  Berupiiissc  sich  anschliesson.  Dem  gcsanimlcii  Recht  ent- 
spricht ein  unemicsslicher  ThallKsland,  wie  jedem  eiuzeliien  Rcchlssalz  ein  einzel- 
ner Thatbcsland. 

2}  Traite  de  legislalion  T.  I.  livrc  2. 
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normen  der  Gerechtigkeit  entsprechen  und  auch  durch  eine  so  starke  so- 
ciale Gewalt  geschützt  sind,  dass  Niemand  mit  Erfolg  die  Rechte  der  Be- 
theiligten verletzen  oder  stören  kann.  Der  Zwang  wird  auf  diese  Weise 
die  Garantie  der  Freiheit,  welche  ohne 'denselben  nicht  gesichert  sein,  ja 
nicht  bestehen  würde. 

Der  Begriff  der  durch  das  Recht  geschaffenen  Freiheit  ist  aber  ge- 
nauer zu  bestimmen.  Sie  ist  als  die  sociale  Freiheit  aufzufassen  und  weder 
mit  der  moralischen  noch  mit  der  natürlichen  Freiheit  zu  verwechseln.  Die 
erste  dieser  beiden  letztem  besteht  nämlich  in  der  Spontaneität  des  (mora- 
lischen) Willens  und  dessen  Unabhängigkeit  von  der  Gewalt  der  dem  sinn- 
lichen Organismus  des  Menschen  angehörenden  Neigungen  und  Leiden- 
schaften, so  dass  die  Einwirkung  dieser  auf  seine  Bestimmungen  nicht 
nach  dem  Causalitätsprincip  zu  bemessen  und  Jeder  Entschluss  zur  That 
als  ein  selbstständiger  Akt  anzusehen  ist  Die  moralische  Freiheit  ist  daher 
die  Freiheit  des  Geistes  gegenüber  dem  körperlichen  Organismus.  Die  von 
uns  sogenannte  natürliche  Freiheit  besieht  aber  in  der  Herrschaff  des 
Menschen  über  die  Natur  und  ihre  Kräfte,  wird  daher  durch  des  .Men- 
schen Herrschaft  über  die  Natur  begründet  tind  jeder  ist  um  so  freier 
(und  selbstständiger),  als  er  eine  grössere  Herrschaft  auf  der  Erde  h.at 
cs  sei  durch  unmittelbaren  Besitz  von  Strecken  derselben  oder  von  Sachen, 
(wesshalb  der  Reiche  oder  Wohlhabende  freier  ist,  und  daher  auch  ein 
selbstständiger  Mann  genannt  wird ).  Ganz  verschieden  von  beiden  ist  die  durch 
die  Rechtsordnung  geschaffene  sociale  Freiheit  welche  darin  bestellt  dass  der 
Wille  des  Menschen  andern  Willen  gegenüber  in  der  ilnn  angehörenden  Frei- 
heitsspliäre  unabhängig  und  zugleich  gegen  die  möglichen  Angriffe  der 
Willen  Anderer  geschützt  ist  * ) 

Je  ausgedehnter  seine  sociale  Willensspliäre  und  je  stärker  und  fester 
sie  gesichert  je  vemunfigemässer  die  Rechte  und  jo  fester  und  besser  or- 
ganisirt  die  Staatsordnung  Ist  um  so  grösserer  Freiheit  werden  die  Ange- 
hörigen  dieses  Staates  und  in  ihm  lebenden  Menschen  geniessen.  Durch  den 
gewaltsamen  Umsturz  eines  Staates  wird  daher  die  rechtliche  Frcilieit  nicht 
gesteigert,  sondern  zerstört  und  ersteht  nur  wieder  durch  eine  wenigstens 
ebenso  gute  Neugestaltung  desselben*). 


t)  Die«!  BcgrilTtbeslimmung  der  rechtlichen  als  der  soci.ücn  Freiheit  ist  entwickelt 
in  des  Verfassers  Rechtsphilosophie  J.  134  — 138. 

2)  Durch  unsere  BegrilTsbestimmung  der  rechtlichen  Freiheit  werden  die  polemischen 
Discussionen  über  die  Freiheit  im  Allgemeinen,  wie  sulche  z.  B.  bei  Puehta 
Curs.InstiL  Bd.  1.  S.  13  Vorkommen,  als  fOr  unsere  Wissenschaft  nutzlos,  gSnilich  über- 
Oüssig.  Auch  entgclit  diesem  Schriftsteller  der  BegrilT  der  rcchüicheu  Freiheit  ganz 
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Der  Vernunft-  und  Rechtsgrund  des  Zwanges. 

22.  Da  durch  den  Zwang  die  Rechte  gesichert  und  die  durch  ihn  ge- 
schützten Rechtsnormen  den  Charakter  von  Zwangsvorschriflen  erhalten, 
so  hat  man,  wie  schon  bemerkt,  im  Zwang,  der  in  der  Geschichte  als 
Kennzeichen  des  Juristischen  erscheint,  ein  inlegrirendes  Moment  des  Rechts- 
begrilTs  gefunden  und  desshalb  auch  die  Realität  von  durch  sich  selbst  gel- 
tenden, und  von  den  bloss  moralischen  Pflichten  verschiedenen  Zwangs- 
verbindlichkeiten zu  deduciren  und  zu  zeigen  versucht,  dass  mit  jedem,  schon 
durch  die  Vernunft  geschaffenen  rechtlichen  Ans[)ruch  die  Befngniss  zu  zwin- 
gen verbunden  sei.  Abgesehen  davon,  dass  diese  Versuche  schon  dess- 
halb misslingen  mussten,  weil  solche  dem  Menschen  a priori  zukommen- 
den Rechte  gar  nicht  existiren  (§.20),  hat  man  immer  nur  die  moralische 
Möglichkeit  des  Zwangs  gegen  Angriffe  auf  das  Vernünfliggebotene  d.  h. 
alles  Moralische  nachgewiesen,  so  dass  kein  spezifischer  Unterschied  zwi- 
schen den  durch  die  Vernunft  gebotenen  Gerechtigkeitspflichten  und  an- 
dern sich  herausstellle.  Allein  der  Rechts-  und  Vemunftgrund  des  Zwan- 
ges ist  ganz  anderswo  zu  suchen  und  erscheint  in  der  Regel  nur  zulässig, 
wenn  ein  sociales  Verhältniss  Rechtsverhältniss  geworden  ist.  Dann  ist  ja  die 
dasselbe  reguiirende  Norm  als  eine  über  den  Willen  der  Einzelnen  stehende, 
diese  beherrschende  schon  anerkannt  und  daher  selbst  gewollt.  Soll 
dieses  Wollen  ein  wahres  und  nachhaltiges  sein,  so  dürfen  die  diese  Rechts- 
normen für  bindend  über  sich  Erkennenden  nicht  gestatten,  dass  ein  durch 
sic  zum  Rechtsverhältniss  gewordenes  sociales  Verhältniss  von  irgend  Ei- 
nem angetastet  oder  verletzt  werde.  Und  der  es  Verletzende  wird  gegen 
die  zu  dessen  Schulz  cinschreitende  Zwangsgewalt  nichts  einwenden  kön- 
nen, da  er  ja  selbst  die  Rechtsnormen  als  massgebend  für  seinen  Willen 
erkennt  und  ihre  Aufrechlhallung  gellen  lassen  muss,  wenn  er  je  eine  von  ihm 
als  bindend  anerkannte  Norm  missachtend  ein  durch  sie  geheiligtes  Ver- 
haltniss  verletzen  und  die  Rechtsordnung  durchbrechen  oder  stören  sollte  * ). 
Auch  der  Krieg  als  Vertheidigungsmiltel  anerkannter  Rechtsverhältnisse 
ist  ein  Zwangsmilfel  dieser  Art,  und  es  ist  daher  irrig,  den  völkerrechtli- 
chen Normen  den  Charakter  von  Rechtsnormen  absprechen  zu  wollen. 
Seiner  grossen  Nachtheile  und  der  Ungewissheit  des  Erfolgs  wegen  soll 
aber  der  Krieg  nur  als  das  äussersle  Völkerzwangsmitlel  versucht  werden. 


und  gar,  und  cs  ist  gewiss  ungenau,  wenn  er  S.  10  die  rechtliche  Freiheit 
als  die  Möglichkeit  eines  Willens  überhaupt  defiuirl. 

1)  Sein  individueller  uiigereehler  Wille  wird  durch  den  /.um  Schutze  des  Rechts 
gegen  ihn  als  Zwangsgcwalt  auflrctcnden  allgemeinen  Willen  zurückgedrängt 
oder  in  Schranken  gehalten. 
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Aber  auch  als  eigenlliches  Nolhrechl  kömmt  der  Zwang  vor,  wenn 
nämlich  unter  den  bei  einem  sociulen  Verhällniss  Belheiliglen  keine  ge* 
meinsame  Rechtsansicht  sich  bilden  konnte,  und  dos  Gesetz  der  Selbsler- 
haltung  sie  nöthigt,  zur  Gewalt  ihre  Zuflucht  zu  nehmen:  hier  beruht  der 
Grund  des  Zwanges  auf  jenem  Naturgesetze,  welches  als  das  stärkere  sich 
geltend  machu  Dies  kann  nicht  blos  unter  Einzelnen  stattfmden,  wenn  sie 
in  einer  gemeinsamen  Gefahr  schweben  und  Einer  nur  durch  den  Untergang 
des  Andern  gerettet  werden  kann,  oder  wenn  ihre  Ansichten  über  das  Recht 
sich  durchaus  nicht  einigen  können , sie  also  sich  in  dem  s.  g.  Naturzu- 
stände, besser  gesagt,  einem  unnatürlichen  cxtrasocialen  Vcrhältniss  zuein- 
ander beflnden  und  kein  Theil  nachgeben  will,  sondern  auch,  wenn  in 
einem  aufgelösten  der  Anarchie  preisgegebenen  Staate  sich  unversöhnliche 
politische  Parteien  bekämpfen  oder  wenn  Völker  dies  thun,  welche  noch 
von  rein  subjecliven  völkerrechtlichen  Ansichten  geleitet  sind. 

Was  übrigens  den  rechtlichen  Zwang  zur  Aufrcchthaltung  socialer  In- 
stitute betrifll,  so  ist  er  nicht  blos  zum  Schutze  eigentlicher  Rechtsnormen, 
sondern  auch  zur  Sicherung  der  für  das  Wohl  geschaflenen  Stailseinrich- 
tungen  zulässig,  weil  auch  diese  von  den  sie  zu  errichten  Berechtigten 
herrühren , und  den  Charakter  von  Rechtsinstituten  erhalten  (§.  20). ' ) 


III.  Capiicl. 

Die  RecMsfselIrB  nid  die  Tersrhiedeiheit  der  RcrhtüDtnB. 

Hauptarten  der  Rechtsquellen*). 

23.  Es  steht  als  Ergebniss  unserer  bisherigen  Ausführungen  (§.  20) 
fest,  dass  alles  Recht  eine  gemeinsame  Ueberzeugung  der  in  socia- 
lem Verbände  lebenden  Menschen  ist,  und  da  die  allgemeinste  und 
festeste  Gemeinschaft  die  nationale  ist,  so  kann  das  Recht  als  das  Er- 
zeugniss  der  Volksflberzeugung  bezeichnet  werden,  gleichviel  ob  der 
ganzen  Nation  oder  besonderer  Gemeinheitsgruppen  in  ihrer  Mitte.  Mit 
Recht  hat  man  daher  das  Volk  das  Subjekt  der  Rechlsüberzeugung  ge- 
nannt*), doch  darf  man  sich  darunter  nicht  eine  zufällig  verbundene  un- 
bestimmte Menge  denken,  sondern  eine  in  einer  geistigen  Gemeinschaft 
stehende,  durch  Sprache  und  Sitten  geeinigte  Gesammlheit  *),  deren  Theil- 


1)  Deshalb  können  durch  Criminalslrafcn  auch  AngrilTe  auf  die  Sittlichkeit  oder  die 
Religion  geahndet  werden. 

2)  Am  klarsten  sind  sie  einander  geeenübergestellt  in  den  Pandekten  von  Puchta 
$.  10  und  dessen  Vorlesungen  darüber  1.  S.  19 — 23. 

3)  Puchta  a.  a.  0.  $.  10.  v.  Savigny  I.  $.  8. 

4)  Sehr  richtig  sagt  Stahl,  Rechtsphilosophie  II.  1.  S.  187:  Als  der  Gemeinethos 
bat  das  Recht  seinen  Sitz  nothwendig  im  Gemeinbewnsslicin.  Es  gebt  hervor 
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nehmer  in  organischer  Gliedening  so  mit  einander  verbunden  sind,  dass 
es  durch  die  verschiedenen  Klassen  seiner  Angehörigen  gebildet  und  in 
den  verschiedenen  Funktionen  des  Gemeinlebens  in  ihnen  vertreten  wird. 
Diese  sind  denn  auch  in  der  Regel  diejenigen,  von  welchen  Rechtsansich- 
ten zuerst  ausgehen , die  dann  von  den  übrigen  Volksklassen  auf  ihre 
Auclorität  hin  rccipirt  werden,  so  dass  das  Ganze  des  Volks  die  Meinung 
hegt,  die  so  entstandenen  Rechtsansichten  müssten  als  die  richtigen  von 
allen  angenommen  und  als  verbindende  Nonnen  befolgt  werden.  Die  Art 
und  Weise,  wie  eine  Rechtsansicht  ihre  Geltung  als  bindende  Norm  er- 
hallen kann,  ist  eine  dreifache. 

a.  Die  Volksüberzeugung  kann  nämlich  unmittelbar  hervortreten 
und  durch  Uebung  zur  Anschauung  gebracht  werden.  Das  so  gewordene 
Recht  heisst  Gewohnheitsrecht. 

b.  Die  rechtliche  Ueberzeugung  eines  Volkes  kann  aber  auch  mittel- 
bar ausgesprochen  und  als  Rechtsnonn  erklärt  werden  durch  diejenigen, 
welche  dasselbe  in  der  Funktion  der  Rechtserzeugung  vertreten.  Dies 
sind  entweder  die  Träger  der  höchsten  Staatsgewalt,  die  dann 
als  Gesetzgeber  Rechtssätze  formuliren,  oder  die  als  Kunstverständige 
bei  Entscheidungen  von  Rechtsstreiligkeiten  thätigen  Rechtsgelehrten. 
Das  durch  die  ersten  ausgesprochene  und  durch  die  Rcchtsüberzeugung  des 
Volkes  auf  diese  Weise  vorgeschriebene  Recht  ist  das  der  Gesetzge- 
bung, und  seine  Normen  sind  in  den  Gesetzen  enthalten;  das  letzte  so- 
gleich als  angewandtes  Recht  hervorlretende  wurde  früher  Gerichtsgebrauch 
genannt  und  wird  jetzt  durch  die  Benennung  Juristenrecht  oder  Recht 
der  Wissenschaft  bezeichnet. 

Es  gibt  daher  drei  Hauptquellen  des  Rechts:  die  Gesetze,  das  Ge- 
wohnheits-  und  das  Juristenrecht,  und  alle  historisch  erscheinenden 
Entstehungsarten  dcsselljcn,  welches  auch  ihre  Namen  sein  mögen,  lassen 
sich  auf  dieselben  zurückführen,  obwohl  Uebergänge  von  der  einen  Art 
zur  andern  statt  haben,  und  nicht  immer  von  einer  Rechtsform  mit  Entschie- 
denheit angegeben  werden  kann,  welcher  der  drei  Arten  von  Rechtsquellen 
sie  angehört.  Uebrigens  haben  das  Gewohnheits-  und  das  Juristenrecht ' ) 


aus  (tom  Bcwii.sslsein  der  Nation  .Ms  einer  ursprünglich  gegebenen  Einheit,  nicht 
ans  den  einzelnen  Menschen , die  erst  zmn  Zwecke  des  Rechts  zusaninientreten, 
und  gellt  aus  ihr  hervor  mit  Noihwendigkeit  .Ms  d.vs  sie  erfüllende  und  beherr- 
schende Ethos.  nicht  in  Folge  willkürlicher  Ucberlegung  und  Annahme. — Dies 
ist  sogar  der  Fall  der  durch  .\nsiedler  aus  den  verschicilenslcn  Ländern  gebil- 
deten Staaten : denn  »ie  werden  in  der  Haiiplsaclie  als  Rechl  mir  das  sanctioniren, 
was  ihren  vorher  sie  schon  beherrsehenden  gemeinsamen  Ansichten  ge- 
mäss ist. 

1)  Dies  bat  darin  seinen  Grund,  dass  die  Volksvertretung  durch  den  Gesetzgeber  in 
der  rechterzeugenden  Thiligkcit  von  der  der  Juristen  sehr  verschieden  isL  Jener 
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ein«  innere  Verwandtschaft  und  werden  desshalb  auch  dem  Geselzesrcchl 
enlgepcn;rcsetz(.  Man  nennt  nämlich  dieses  das  geschriebene  und  jenes 
das  ungeschriebene  Recht  (iiu  scriptum  et  non  scriptum).  Das  Wesen 
des  Gegensatzes  licider  besteht  nicht  darin,  dass  nur  das  erste  schriftlich 
aurgczcichnetcs  Recht  ist;  denn  auch  die  Rechtsgewohnheiten  werden  oft 
durch  schriftliche  Aurzeichniing  zur  allgemeinen  Kunde  des  Volkes  gebracht  und 
die  Ausspriiehe  der  Rechtsgelehrten  in  ihren  Werken  verzeichnet  oder  zur 
grösseren  Bestimmtheit  schriftlich  gefasst,  sondern  der  wahre  Unterschied 
des  Geselzesrcchts  und  des  ungeschriebenen  besteht  darin,  dass  das  erste 
nur  bindend  ist,  weil  es  vorgeschrieben,  verordnet,  also  formell 
sonctionirt  ist.  was  freilich  meistens  vermittelst  einer  schriftlichen  Redaktion 
statt  hat,  während  das  ungeschriebene  einer  solchen  Sanktion  nicht  bedarf, 
sondern  ungeachtet  ihm  eine  solche  abgeht,  doch  befolgt  wird  *). 

Es  soll  daher  zuerst  von  den  Gesetzen,  dann  von  den  beiden  Arten 
des  ungeschriebenen  Rechts  die  Rede  sein. 

Das  Gesetz  und  die  Momente  seines  Begriffs. 

24.  Gesetz  heisst  eine  von  der  souveränen  Gewalt  im  Staate  aus- 
gehende .Anordnung,  die  eine  allgemeine  Nonu  festsetzt.  Die  Momente 
dieses  in  seiner  Abstraktion  aufgefassten  Begriffes  sind  daher  die,  dass 
a.  nur  die  von  der  souveränen  Gewalt  im  Staate  ausgehenden  Anord- 
nungen Gesetze  sind,  und  jede  von  einer  anderen  Gewalt  angeordnete 
Verfügung  nicht  den  Charakter  eines  Gesetzes  hat.  Dieser  besteht  vor 
Allem  darin,  dass  über  die  Legalität  des  Actes  zwischen  der  ihn  sanctioniren- 
den  Gewalt  und  den  Staatsangehörigen  kein  Rechtsstreit  sein  kann,  indem 
diesen  nicht  zusteht,  die  Frage,  ob  der  Souverän  die  Gränzen  seiner  Ge- 
walt überschritten  habe,  vor  die  Gerichte  zu  ziehen,  was  rücksichtlich  der 
Beschlüsse  und  der  Bestimmungen  der  Regierungsgewaltcn  so  oft  möglich 
ist.  als  der  Einzelne  die  ihm  zustehenden  Rechte  durch  dieselben  für  ver- 
letzt hält,  wobei  es  übrigens  Fälle  gibt,  die  nicht  der  Competenz  der  ge- 
wöhnlichen Gerichte,  sondern  anderer  für  Streitigkeiten  dieser  Art  einge- 
setzten angehören*). 

Ii.vndi'U  sn  zu  sagen  aus  Auftrag  des  Volks,  die  RechtssSlzc  der  Reclitsgi'lelirten 
criiallen  erst  dureli  dessen  stillschweigende  Genehmigung  ihre  Gesetzeskraft.  So 
töst  sich  der  Gegensatz  der  Auffassung  des  Juristenreehts  von  Pnehta  und  der 
von  Be  sei  er. 

t)  Ein  römischer  Jurist  rühmt  als  einen  Vorzug  des  Gewohnheitsreclits,  dass  es 
schon  seiner  innenm  Wahrheit  wegen  befolgt  werde,  indem  er  sagt:  Immo 

magnae  aucloritatis  hoc  Jus  hnhetur  pmd  in  tnntum  probat  um  sst,  ut 
non  fuerit  neresse,  scripta  id  contprrhendi. 

2)  Desshalb  sind  auch  die  von  einer  mit  dem  Rechte  der  Autonomie  begabten  Kör- 
perschaft oder  Familie  ausgehenden  Slatuten,  Hausgesetzc  u.  dergl.  keine  Ge- 
setze; deren  Legalitfit  ist  anfechtbar,  wenn  ihre  Anordnungen  gesetzwidrig 
sein  sollten. 
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b.  Die  von  der  souveränen  Gewalt  ausgehende  Verfügung  muss  aber 
eine  allgemeine  sein,  also  den  Charakter  einer  Rechtsregel  hoben. 
Spezialverfügungen  des  Souveräns  (von  den  Römern  constitutiones  per- 
sonales genannt),  sind  keine  Gesetze,  weil  sie  nicht  in  allen  dem  von 
ihnen  regulirten  Fall  gleichkommenden  oder  zur  gleichen  Kategorie  gehö> 
renden  Fällen  Anwendung  finden.  Allerdings  werden  durch  solche  Ver- 
fügungen auch  wohl  Rechte,  Privilegien,  wie  Patente,  Monopolien 
u.  dergl.  vertheilt,  allein  der  Erwerbstitel  eines  solchen  Rechts  beruht  nicht 
auf  einer  Rechlsnonn.  Es  werden  indessen  nicht  selten  auch  die  etwas 
Einzelnes  festsetzenden  Akte  der  souveränen  Gewalt  Gesetze  genannt,  aber 
sind  es  dann  nur  in  formaler  Beziehung,  weil  und  inwiefern  sie  auf  die 
bei  der  Sanktion  von  Gesetzen  übliche  Weise  und  von  den  Trägem  der 
gesetzgebenden  Gewalt  erlassen  werden. 

c.  Endlich  muss  die  als  Gesetz  gelten  solleiyle  Verordnung  des  Sou- 
veräns einen  Befehl  ertheilen  und  publicirt  sein.  Von  demselben 
öffentlich  ausgesprochene  Wünsche  oder  Aufforderungen,  welchen  Folge 
zu  leisten  die  Staatsangehörigen  nicht  verpflichtet  sind,  haben  daher  nicht 
den  Charakter  der  Gesetze;  sie  sind  keine Rechtsnoraien.  Uebrigens  kann 
der  Befehl  ein  kategorischer  oder  ein  bedingter  sein,  ein  unmittelbarer 
oder  indirekter,  z.  B.  den  Staatsangehörigen  den  Erwerb  von  Rechten  zu 
sichern , in  welchem  Fall  der  imperative  Charakter  des  Gesetzes  darin  be- 
steht, dass  allen  andern  die  Nothwendigkeit  auferlegt  wird,  jenen  Rechts- 
erwerb, wenn  er  auf  eine  dem  Gesetze  gemässe  W'eise  Statt  hat,  gegen 
sich  gelten  zu  lassen. 

Dass  das  Gesetz  erst  ins  Dasein  tritt,  wenn  es  publicirt  ist,  liegt  in 
der  Natur  der  Sache;  denn  es  ist  nur  dann  ein  den  demselben  Unterwor- 
fenen bekannter  also  für  sie  existirender  Willensakt  des  Souveräns.  Auch 
muss  diese  Publikation  auf  die  im  Staate  als  bindend  geltende  Weise  oder 
in  der  gehörigen  Form  geschehen , weil  nur  dann  die  Gewissheit  vorhan- 
den ist,  der  Souverän  habe  ein  Gesetz  erlassen  wollen.  Diese  Form  ist  selbst 
wieder  gesetzlich  oder  durch  Herkommen  mehr  oder  weniger  bestimmt. 

Umfang  der  Kraft  der  Gesetze. 

25.  Die  Kraft  der  Gesetze  hat  einen  dreifachen  Umfang,  rücksichtlich 
der  Zeit,  des  Territoriums  und  der  dem  Gesetze  unterworfenen  Personen. 

a.  Was  den  ersten  betrifTl,  so  ergibt  sich 

a.  aus  dem  oben  Gesagten,  dass  die  verbindende  Kraft  eines  Gesetzes 
erst  mit  dessen  Publikation  beginnt  und  daher  nur  für  die  Zukunft  Statt 
hat.  Daher  die  freilich  nicht  ausnahmslose  Hechtsregel:  kges  ad  praeteri- 
Iwn  non  siiiil  trahendac^y,  deren  Anwendung  freilich  oft  so  schwierig  ist. 


1)  C.  7.  C.  1.  14.  (do  leg.) 


Digitized  by  Google 


29 


dass  auch  die  bewährleslen  Rechtsgclehrlen  in  einer  grossen  Anzahl  Fälle 
nicht  alle  hier  einschlngenden  Fragen  auf  eine  befriedigende  Weise  zu 
lösen  im  Stande  sind*).  Der  Fälle,  in  welchen  ausnahmsweise  Gesetze 
rückwirkende  Krall  haben,  sind  zwei:  nämlich  der,  für  welchen  der  Ge- 
setzgeber dies  ausdrücklich  verordnet  hat , oder  wenn  das  Gesetz  eine  sog. 
authentische  Auslegung  eines  früheren  Gesetzes  ist ; in  diesem  erklärt  näm- 
lich der  Gesetzgeber,  dass  das  Gesetz  nicht  jetzt  erst  erlassen  werde, 
sondern  schon  fVüher  d.  h.  seit  der  Sanktion  des  von  ihm  so  erklärten 
Gesetzes  in  Krall  getreten  war. 

ß.  Sanktionirte  Gesetze  verlieren  ihre  Kraft  nicht  blos  durch  den  Ab- 
lauf der  Zeit,  wofür  sie  erlassen  waren,  und  durch  spätere  sie  ändernde 
Gesetze,  sondern  auch  durch  ein  entgegenstehendes  Gewohnheitsrecht  Es 
ist  nicht  nöthig,  dass,  wie  häufig  geschieht,  in  einem  spätem  Gesetze  die 
Bestimmungen  früherer  ausdriicklich  wiederrufen  werden,  damit  eine  Abrogation 
oder  Derogation*)  derselben  stattflnde,  sondern  jedes  mit  einem  älteren 
im  Widerspruch  stehende  Gesetz  hebt  diess  auf,  jedoch  nur  insoweit,  als  es 
die  durch  das  frühere  geordneten  Verhältnisse  berührt:  daher  auch  die 
Regel : lex  posterior  generalis  non  derogat  priori  speciali,  weil  ja  das  neue 
allgemeine  Gesetz  die  Fälle,  welche  ausnahmsweise  unter  die  Verfügungen 
eines  früheren  Gesetzes  nicht  fallen,  nicht  berühren  kann. 

Dass  Gesetze  auch  durch  entgegenstchende  Gewohnheiten  aufgehoben 
werden,  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  daher  das  Verbot  einer  solchen  Auf- 
hebungsweise unwirksam  zu  sein  pflegt,  wenn  es  auch  die  Bildung  einer 
solchen  Rechtsgewohnheit  längere  Zeit  hemmen  sollte. 

b.  Der  territoriale  Umfang  der  Kraft  eines  Gesetzes  ist  mit  dem  des 
Staates,  in  welchem  es  erl.assen  ist,  gegeben,  und  der  Richter  darf  immer 
nur  die  Gesetze  seines  Landes  zur  Anwendung  bringen.  Dabei  können  die 
nur  in  einem  Theil  desselben  geltenden  Gesetze  oll  mit  den  in  einem  an- 
dern Yheile  geltenden  Gesetzen  insoweit  in  Collision  kommen,  dass  es 
zweifelhaft  wird,  welches  Ortsrecht  in  einem  verwickelten  Falle  anzuwenden 
ist?  Dessgicichen  fragt  cs  sich  oft,  ob  nicht  die  Gesetze  des  Auslandes 
die  Benrtheilungsnonn  eines  Rechtsstreites  bilden,  wenn  ein  solcher  nämlich  über 
Rechtsverhältnisse  Statt  hat,  die  auswärts  entstanden  und  nach  den  Gesetzen 
ihres  Entstelnmgsortes  zu  bcurtheilcn  sind,  ebenso  wenn  es  sich  von  den 
rechtlichen  Wirkungen  von  Handlungen  handelt,  die  im  Auslande  Statt  gehabt 


1)  Schwiprige  Fragen  dieser  Art  werden  d.aher  dtireh  sog.  transitorische  Be- 
st) mmnngen  und,  wenn  neue  Gesetzbücher  eingehihrt  werden,  durch  eigene 
transitorische  Gesetze  entschieden. 

2)  Man  nennt  Abrogation  die  gSnzlichc,  Derogation  die  theilwcisc  Aufhebung  eines 
früheren  Gesetzes. 
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haben.  Die  auf  alle  solche  Collisionsfülic  bezüglichen  Rechtsfragen  sind 
glciclifnlls  vielfach  geprüft,  jedoch  nicht  alle  befriedigend  gelöst  worden  in 
eigenen  Büchern  und  Abhandlungen  über  die  Collision  der  Statuten  und 
in  Werken  über  das  s.  g.  internationale  Privatrecht.  *) 

c.  Was  endlich  die  Personen  belrilR,  welche  unter  der  Herrschaft  der 
Gesetze  eines  Staates  stehen,  so  gilt  der  Grundsatz,  dass  nicht  blos 
dessen  Bürger  und  sonstige  Angesessene  denselben  unterworfen  sind,  son- 
dern auch  alle  im  Staate  sich  Aufhaltendcn,  insoweit  nämlich,  dass  sic 
die  durch  diese  Gesetze  geschützten  Rechte  zu  .achten  haben  und  die  Fol- 
gen, welche  ein  Gesetz  an  eine  von  ihnen  im  Lande  begangene  Handlung 
knüpft,  sich  gefallen  hassen  müssen. 

Wer  immer  aus  Uechtsunwissenheit  oder  Rcchtsirrthum  eine  ihm  nach- 
theilige  Handlung  vomimmt,  oder  eine  ihm  gebotene  oder  für  die  Wahrung 
seiner  Rechte  nölhige  Handlung  unterlässt,  muss  den  daraus  für  ihn  er- 
wachsenden Schaden  tragen,  daher  die  Rechlsregel;  Juris  error  vcl Juris 
igmrantia  nocet,  es  sei  denn,  dass  aus  besonderen  Gründen  z.  B.  Alters- 
halber die  Rechtsunwissenheit  ihm  nicht  angerechnet  werden  kann.  *) 

In  manchen  Staaten  gilt  der  Grnndsatz,  dass  die  Person  des  Regenten 
nicht  den  Gesetzen  unterworfen  sei,  allein  das  „Princeps  legibus  solutus  est' 
hat  nicht  den  Sinn,  dass  der  Regent  willkürliche  EingrilTe  in  die  Rechte 
der  Staatsbürger  zu  thun  die  Befugniss  habe,  sollte  er  auch  nicht  auf  die 
gewöhnliche  Weise  zur  Verantwortung  gezogen  werden  können,  sie  stellt 
ihn  blos  über  solche  Gesetze,  die  gewisse  allgemeine  Bürgerpflichten  und 
Belastungen  den  Unterthanen  auflegen. 

Verschiedene  Arten  von  Gesetzen. 

2C.  Die  Gesetze  lassen  sich  Iheils  nach  den  Trägern  der  Gewalt,  von 
der  sie  ausgehen , theils  nach  ilircm  Inhalte  in  verschiedene  Arten 
cinlheilen : 

a.  Obgleich  dieselben  Akte  der  souveränen  Gewalt  im  Staate  sind, 
so  kann  man  dennoch  drei  llauptartcn  von  Gesetzen  sich  enlgegenslellen : 
nämlich  die  Verfassungs-  oder  Staatsgrundgesetze,  die  gewöhn- 
lichen Gesetze  und  die  vom  Staatsoberhaupt  ausgehenden  Verord- 
nungen*). Man  versteht  unter  den  erstem  diejenigen  Gesetze,  welche  die 
Urfonn  und  den  immer  bleiben  sollenden  Organismus  des  Staates  schaf- 


1)  Z.  B.  von  Story,  Foelix  n.  A. 

2)  D.1S  rSmisclie  Rcclil  (D.  22.  0 u.  Cod.  1.  18)  ontliäU  Imnianc  Bestimmungen 
über  die  Folgen  der  Reclitsunwissenhcit,  deren  Sinn  und  Anwendung  jedoch 
zum  Theil  beslriticn  ist.  Versuche  zur  Lösung  der  Schwierigkeiten  finden  sich 
in  den  Lehrbüchern  des  röm.  Recht,«,  z.  B.  bei  Savigny,  System  lll.  326. 

3)  Diese  Eintheilung  der  Gesetze  wird  gewöhnlich  übersehen.  Sic  findet  sich  brü 
Schutzenberger,  Lois  de  l'ordre  social.  T.  1. 


Digitized  by  Google 


31 


fen,  durch  deren  Aenderung  daher  der  Slaal  eine  wesenlliclie  Umgcslal- 
lung  erleiden  würde.  Sie  gehen  von  der  sog.  eonsliluirenden  Gewalt  (fe 
pouvoir  consHtuatU)  des  Staates  aus.  deren  Faktoren  häufig  die  Gesamnit- 
heit  der  Slaatsgenossen  selbst,  also  das  ganze  Volk  oder  zum  Zwecke 
der  Staatsconstiluirung  gewählte  Volksvertreter*),  oft  freilich  nur  die  Trä- 
ger der  gewöhnlich  den  Slaal  beherrschenden  höchsten  Gewalt  sind,  in  wel- 
chem letzten  Falle  sie  mit  der  ordentlichen  gesetzgebenden  Gewalt  Zusammen- 
fällen *),  d.  h.  mit  der  Gewalt , die  die  Verfassung  des  Staates  zu  ändern 
nicht  befugt,  aber  zur  Sanclion  aller  sonstigen  Gesetze  (als  blosses 
pouvoir  Ugisiatif)  berufen  ist. 

Wenn  dem  mit  der  Staalsregierung  beauflraglen  Oberhauple  noch  ge- 
slallel  ist,  gewisse  sociale  Verhältnisse  auf  eine  gesetzlich  bindende  Weise 
zu  reguliren,  also  rücksichllich  derselben  die  gesetzgebende  Gewalt  zu  ver- 
treten , Ja  selbst  dieselbe  zu  üben,  freilich  nur  innerhalb  der  gesetzlich  be- 
stimmten Grenzen,  so  heisst  man  gewöhnlich  ihre  Verfügungen  Verord- 
nungen*), welche  jedoch,  wenn  diese  überschritten  werden,  an  innerer 
Nichtigkeit  leiden,  wie  auch  ein  von  der  gewöhnlichen  gesetzgebenden  Gewalt 
ausgehendes  Gesetz,  welclies  die  Slaalsverfassung  verletzen  würde.  Die 
sog.  Vollzugsverordnungcn  der  Gesetze,  welche  nur  bestimmt  sind , die  An- 
wendungen gesetzlicher  Verfügungen  zu  reguliren  oder  zu  erleichtern,  sind 
dagegen,  obwohl  für  die  mit  deren  Vollzüge  beauflraglen  Behörden  bin- 
dend, keine  Akte  der  gesetzgebenden,  sondern  nur  der  vollziehenden  Ge- 
walt; es  kann  von  Seilen  der  durch  sie  Berührten  ihre  Legalität  bestrit- 
ten d.  h.  die  Frage,  ob  sie  den  Gesetzen  gemäss  seien,  erhoben  werden. 

b.  Ihrem  Inhalte  nach  hat  man  die  Gesetze  auf  verschiedene  Weise  ein- 
zulheilen  versucht.  Kin  römischer  Rechtsgelehrfer  * ) sagte:  legis  virtus 
haecest:  imperare,  velare,  permittere,  pumre.  Doch  lässt  sich  eine  dialektisch 
richtige  Eintheilung  der  Gesetze  hieraus  nicht  ableilen,  sondern  cs  sind  diesel- 
ben zunächst  auf2Hauplartcn  zurückzuführen,  nämlich  auf  absolut  gebie- 
tende (leges  coercitivae) , welchen  die  Personen  so  streng  unterworfen 


1)  In  den  Cnnloncn  der  Scliweiz,  in  Frankioicli  und  dini  nord.imcrik.inisfhcn  Frci- 
sUiatcn  bedarf  e«  zu  einer  Aenderung  der  Slaalsverfassung  einer  iinnuUelbaien 
Volksabstimmung,  ln  Belgien  gieng  die  Verfassung  von  1831  von  einem  Con- 
grosse  aus. 

2)  ln  England  gilt  der  Grundsatz^:  Das  Parlament  und  der  König  (Königin)  können 
Alles. 

3)  Gcselzc  dieser  Arl  waren  die  römisclien  Senaluscunsnile,  di«  Capilularien  der 
fränkischen  Könige , die  Dccrelc  der  französiselien  Kaiser  und  die  Ordonnancen 
der  constilutionellen  Könige  Frankreichs,  während  früher  auch  jedes  Gesetz  eine 
Ordonnance  war. 

4)  Modrslinus  in  I.  7 D.  1.  7 (de  leg.) 


Digitized  by  Google 


32 


sind,  dass  keine  ihnen  widersprechende  Handlung  Geltung  haben  würde, 
und  blos  verfügende  oder  vermittelnde  (leges  dispositivae),  welche,  wie 
von  Savigny  (System  S.  51  — 58)  sagt:  „zunächst  dem  indivi- 

duellen Willen  freie  Macht  lassen,  und  nur  wo  dieser  unterlassen 
hat,  seine  Macht  auszuüben,  als  Rechtsregel  an  seine  Stelle  treten,  um  dem 
Rechlsvcrhällniss  die  nöthige  Bestimmtheit  zu  geben,  und  die  daher  auch 
als  Auslegungen  des  unvollständig  ausgesprochenen  Willens  angesehen 
werden  können“  *). 

Andere  Einlheilungen  der  Gesetze  nach  ihrem  Inhalte  fallen  (wie  in 
einem  gewissen  Sinn  selbst  die  so  eben  ausgeführte)  mit  den  Eintheilun- 
gen  der  Rechtsnormen  überhaupt  zusammen  und  werden  desshalb  weiter 
imtcn  ihre  Beleuchtung  erhalten  (§.  36.) 

c.  Von  besonderer  Wichtigkeit  sind  die  Gesetzbücher  ( Codes)  d.  h. 
Werke,  worin  die  einen  ganzen  Zweig  des  Rechts  bildenden  Normen  ge- 
nau redigirt,  systematisch  geordnet  und  mit  Gesetzeskrall  versehen  sind, 
so  dass  sie  und  zwar  oll  die  ausschliessliche  Quelle  dieses  Rechts- 
zweigesbilden: man  hat  Straf-  undStrafprozessgesetzbüchcr,  privatrechtliche 
oder  bürgerliche  {Codes  civils)  und  Civilprozessgesetzbücher  u.  a. 

Die  Auslegung  der  Gesetze. 

27.  Gesetze  sind  praktische  d.  h.  zur  Anwendung  bestimmte  Nonnen. 
Sie  sollen  ins  Leben  treten  d.  h.  die  durch  sie  berührten  Lebensverhältnisse 
sollen  ihnen  untergeordnet  oder  angepasst,  und  die  Rechtsstreite, 
welche  sich  auf  diese  Verhältnisse  beziehen,  ihnen  gemäss  entschieden 
werden.  Beides  ist  nur  möglich,  wenn  der  Inhalt  des  Gesetzes  vollständig 
erkannt  ist;  zu  diesem  Zwecke  bedarf  es  der  Auslegung  desselben.  Diese 
darf  nicht  gedacht  werden  als  die  Erklärung  der  im  Gesetze  enthaltenen 
Dunkelheiten  (welche,  wenn  solche  vorhanden  sind,  allerdings  nöthig  und 
eine  besondere  Function  der  Auslegung  ist),  sondern  sie  besteht  in  einer 
Geistesthätigkeit,  deren  Zweck  ist,  den  im  Gesetz  ausgedrückten  Gedan- 
ken des  Gesetzgebers  in  seinem  Umfange  und  in  allen  seinen  Conse- 
quenzen  zu  erfassen,  um  den  Zweck  und  die  Tragweite  der  durch  ihn 


1)  Noiicstcn.s  hat  Thöl,  Einleitung  in  das  deutsche  Priv.itrecht  J.  33  — 36,  statt 
der  von  uns  wiedergegehenen  .'Ulgcmcin  angenoinniencn  Einthcihing  nicht  blos 
der  Gesetze,  sondern  sogar  .•dler  Rechtsnormen,  eine  an  die  AuBassimg 
Modest  ins  sich  anschliessende  versucht,  indem  er  verneinende,  bc- 
griffsentwickclndc  und  berechtigende  und  unter  den  letztem  wieder 
erlaubende  oder  gebietende  und  verbietende  Rechtssätze  unterschei- 
det. Man  kann  allerdings  aUe  Rcchtssätzc  auf  diese  Haiiptkategorieen  zurückfüh- 
ren , doch  darf  diese  Eintheilung  nicht  .an  die  Stelle  der  im  Texte  angeführten 
gesetzt  und  nicht  für  praktisch-belangreicli  geholten  werden. 
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sanctionirlen  Rechlsnonnen  so  klar  und  genau  wie  möglich  zu  bestimmen, 
damit  die  unter  dieselben  zu  subsiimirenden  Fülle  zweifellos  festgeslellt 
werden  können. 

Die  Auslegung  der  Gesetze  (interpretatio  legum)  ist  daher  eine  Kunst, 
für  welche  ni.an  Regeln  aufsuchte,  und  in  der  sog.  juristischen  Herme- 
neutik (Hei'meneutica  juris)  systematisch  ordnete,  so  zwar,  dass  man  vor 
Allem  Grundsätze  für  die  Auslegung  der  römischen  Rechtsbücher  darin  zu- 
sammenstelltc.  Die  Juristische  Hermeneutik  war  lange  Zeit  eine  juristische 
Hilfswissenschaft,  worüber  sogar  eigene  Vorlesungen  gehalten  wurden.  Mil 
Recht  hat  man  .aber  neueslens*)  gesagt,  die  ganze  Jurisprudenz  sei  eine 
allumfassende  beständig  zur  Anwendung  kommende  Auslegung  des  Rechts, 
ln  den  Lehrbüchern  der  juristischen  Hermeneutik  hat  man  die  Gesetzes- 
auslegung auf  Gattungen  und  Arten  zuriiekgeführt , das  gegenseitige  Ver- 
hältniss  derselben  bestimmt  und  Regeln  für  jede  aufgestclit,  die  theils 
Rcchtsgnindsätze , aber  mehr  noch  Regeln  der  Dialektik  und  Grammatik 
und  überhaupt  allgemeiner  Natur  sind;  auch  hat  m.an  die  auf  die  Ausle- 
gung der  Gesetze  bezüglichen  Aeusscrungen  der  römischen  Rechtsgelehrten 
einer  besondem  Beachtung  empfohlen. 

Nach  der  noch  herrschenden  Behandlungsweise  der  juristischen  Herme- 
neutik unterscheidet  man  die  sog.  interpretatio  legatis  von  der  doctrinalis, 
theill  jene  in  die  authentica  und  usualis,  diese  in  die  grammatica  und  lo- 
gica  und  die  letztere  wieder  in  die  declarativa  und  die  correctoria. 

Eine  nähere  Beleuchtung  dieser  Technik  führt  zu  folgenden  Ergebnis- 
sen. Man  kann  nur  dann  von  einer  wahrhaften  Auslegung  des  Gesetzes 
sprechen,  wenn  dessen  Inhalt  durch  eine  freie  auf  die  Erforschung  des  Sin- 
nes desselben  gerichtete  Thäligkeit  des  Geistes  festgeslellt  wird.  Schreibt 
eine  neue  Rechtsregel  vor,  wie  ein  Gesetz  zu  verstehen  sei,  so  schafft  sie 
eine  neue  Rechtsnorm,  gleichviel  ob  sie  in  dem  Gesetze  wirklich  enthalten 
ist  oder  nicht.  Die  sog.  interpretatio  legalis  ist  daher  nur  uneigenllich  oder 
dem  Namen  nach  eine  Auslegung,  und  entweder  wie  die  vom  Gesetz- 
geber selbst  ausgehende  interpretatio  authentica  ein  Gesetz  mit  rückwir- 
kender Kraft , oder  wie  die  usualis  eine  gcwohnheilsrechlliche  Bestimmung 
und  nur  dann  bindend,  wenn  die  Erfordernisse  einer  gütigen  Rechtsge- 
wohnheil  rflcksichtlich  derselben  vorhanden  sind*). 

Die  wirkliche,  also  auf  freier  Erforschung  des  Sinnes  beruhende  sog. 
doktrinelle  Geselzcsauslegung  ist  neuestens*)  die  Reconstniktion  des  dem 
Gesetze  inwohnenden  Gedankens  genannt  worden  und  soll  zuleich  die 
Analysis  dieses  Gedankens  und  daher,  wie  v.  Vangerow  I.  52  sagt, 
eine  Ableitung  von  Rechtssälzen  aus  einem  gegebenen  Gesetze  sein.  Da 


1)  Puchta,  Vorlesungen  über  Pandekten. 

2)  Savigny,  System  I.  S.  208. 

3)  Savigny,  System  1.  S.  21. 
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die  Worte,  nur  die  Manireslalion  des  Gedankens  sind,  so  hält  die  Aus- 
legung doch  auch  unabhängig  von  der  Fonn  des  Ausdrucks  den  Gedan- 
ken selbst  ini  Auge,  in  erster  Beziehung  ist  sie  grammatisch,  in  lezter 
logisch,  gleichviel  ob  ihr  Element  auf  dessen  Gliedenmg,  also  aid  das 
logische  Verhältnis.«,  in  welchem  seine  einzelnen  Theile  zu  einander  sieben 
(das  logische  Element  der  Auslegung  im  engsten  Sinn)  geht,  oder  ob  sie 
historisch  den  Zustand  der  durch  das  Gesetz  zu  ordnenden  Verhältnisse 
beschaut  oder  systematisch  den  innern  Zusammenhang  der  neu  sanc- 
tionirten  Nonn  mit  allen  zu  einer  grossen  Einheit  verknüpften  Rechtsregeln 
und  Rcchlsinstitutcu  aunässt ' ). 

Obgleich  mit  der  grammatischen  Auslegung  eines  Gesetzes  immer  verbun- 
den, weil  diese  nur  dadurch  vollständig  befriedigend  sein  wird*),  hat  die 
logische  vorherrschend  ja  selbst  ausschliesslich  Statt,  wenn  das  Ergebniss 
der  Worterklärung  nicht  ausreichend  ist.  Dies  tritt  in  zwei  Hauptfällen 
ein,  nämlich  wenn  entweder  der  Gedanke  des  Gesetzgebers  unvollständig 
oder  richtiger  gesagt  unvollständig  ausgedrückt  ist,  oder  wenn  dessen  Aus- 
dnick  durch  Worte  unrichtig  ist.  Im  ersten  Fall  hat  sie  den  unbestimmten 
Ausdruck  des  Gedankens  zu  bestimmen,  zu  vervollständigen  oder  aus  dem 
erkannten  oder  sehr  w\ahrscheinlich  gemachten  Willen  des  Gesetzgebers 
zum  Verständniss  zu  bringen,  und  wird  dann  die  erklärende  genannt;  sie 
tritt  vor  Allem  dann  ein,  wenn  die  Worte  des  Gesetzgebers  verschiedene 
Deutungen  haben,  in  welchem  Falle  sie  von  den  Hermeneutikern  irtterpre- 
tatio  lata  genannt  wird,  wenn  sic  sich  an  den  weitern,  und  stricto,  wenn 
sie  sich  an  den  engem  Sinn  der  Worte  hält*). 

Wenn  der  Mangel  des  Gesetzes  darin  besteht,  dass  zwar  der 
Ausdmck  einen  bestimmten  und  anwendbaren  Gedanken  bezeichnet,  aber 
einen  solchen,  der  von  dem,  welchen  der  Gesetzgeber  wirklich  hat,  ver- 
schieden ist,  und  desshalb  in  einem  innern  Widersprach  der  Elemente  des 


1)  Wir  verd.nnkoii  v.  Savigny  S.  213 — 14  dio  Sclieidiing  der  im  Text  licrxorge- 
hobenen  Elemcnlc  der  Auslegung,  vermögen  aber  in  der  bislorisclien  und  sysle- 
malischin  nur  besondere  Rirlilnngen  der  Ingiseben  Auslegung  in  dem  bislier  üb- 
liclien  Sinne  des  Wortes  zu  erkennen.  .Auch  selzl  Savigny  in  seiner  Itnrslellnng 
der  Auslegungskunst  niclit  vier,  sondern  nur  zwin  linnptarten  der  sog.  doktri- 
nellen Auslegung  einander  entgegen. 

Man  hat  neueslens  vorgcschlagen , die  logisclic  Auslegung  im  (iegensatz  der 
sprachlichen  die  recblswissenscliartlicbe  zu  nennen,  Thül  $.  SO,  60.  Pie  Klar- 
heit des  BegriBs  dürfte  aber  dadurch  nicht  gewinnen. 

2)  Mit  Reclit  sagt  ein  römischer  Jurist;  Scire  lege*  Hon  e*t  rrrha  enrum 
teuere  *ed  tnm  ac  potettntem. 

3)  So  liat  z.  B.  das  W'ort  Besitz  verscliierlene  Bedeutungen,  besonders  eine  weite, 
wo  cs  jedes  Inhaben  einer  Sache  bedeutet,  und  eine  engere,  nacli  welcher  nur 
der  Besitzer  ist,  der  mit  diesem  Inhaben  den  Willen,  die  llcrrschart  über  die 
Sache  für  sich  auszuübcn,  verbindet. 
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Gesetzes  bestellt,  der  gehoben  werden  muss,  so  tritt  eine  berichtigende 
logisclic  Auslegung  des  Gesetzes  ein,  welche  dem  Ausdruck,  der  Ja  bloses 
Mittel  ist,  den  Gedanken,  der  als  Zweck  erscheint,  vorziehl*).  Es  muss 
aber  die  Unrichtigkeit  des  Ausdrucks  gewiss  und  der  wirkliche  Wille  des 
Gesetzgebers  y.weifellos  sein*). 

Diese  logisclic  .Auslegung  ist  entweder  ausdehnend,  wenn  der  Ge- 
danke des  Gesetzgebers  mehr  enthält  als  derAusdnick,  oder  beschrän- 
kend, wenn  das  Gegentheil  Statt  hat.  Sie  ist  aber  selbst  als  ab  ändernde 
möglich,  wenn  der  Gedanke  ein  von  dem  im  Ausdruck  enthaltenen  ganz 
verschiedener  gewesen  wäre*). 

Eine  letzte,  die  logisclic  Auslegung  betrefTende  Frage  ist  die: 
welche  Hilfsmittel  angewendet  werden  können,  um  abgesehen  vom  Wort- 
laute eines  Gesetzes  dessen  Inhalt,  also  den  Willen  des  Gesetzgebers,  zu 
erkennen  *)? 

Das  allgemeinste  Mittel  ist  offenbar  das  des  Schliessens  aus  den  im 
Gesetze  mit  Gewissheit  anzunehinendcn  Gedanken  auf  die,  welche  sie  vor- 
aussetzen oder  als  Folgerungen  nach  sich  ziehen,  also  ein  hierauf  gerich- 
tetes dialekti.sches  Verfahren,  dann  die  Berücksichtigung  des  historischen 
und  systematischen  Elementes  der  Auslegung,  also  die  Erklärung  des  Ge- 
setzes aus  der  Natur  der  thatsächlichen  Verhältnisse , worauf  cs  sich  be- 
zieht, und  aus  andern  Gesetzen,  die  mit  dem  mangelhaften  in  nälierer  Be- 
ziehung stehen,  ferner  aus  den  Motiven,  die  den  Gesetzgeber  bestimmt 
haben,  das  anszulegende  Gesetz  zu  erlassen,  sie  mögen  nun  in  schon  gel- 
tenden Rechtsnormen  bestehen,  welche  durch  das  letztere  eine  weiterge- 
hende Anwendung  erhalten  sollen,  oder  in  Gründen  der  Nützlichkeit,  der 
Humanität,  oder  in  einer  durch  gegebene  Verhältnisse  herbeigeführten  Noth- 
wcndigkeil.  Man  pflegt  den  Iiibegrilf  dieser  Motive  den  Grund  des  Gesetzes 
(ra/io  legis)  zu  nennen  und  darf  ihn  mit  der  Absicht  des  Gesetzgebers  nicht 
identillziren,  die  nur.  wenn  das  Motiv  des  Gesetzgebers  in  einem  durch  das 
Gesetz  zu  verwirklichenden  Zweck  und  nicht  in  der  Vergangenheit  liegt, 
Grund  des  Gesetzes  sein  kann*). 

Endlich  gilt  auch  der  innere  Werth  der  versuchten  logischen  Auslegung 
für  ein  Mittel,  den  Willen  des  Gesetzgebers  zu  erkennen.  Es  muss  aber 
für  sehr  genilirlicli  und  an  und  für  sich,  d.  h.  wenn  cs  durch  andere 
Mittel  nicht  unterstützt  wird,  höchstens  nur  bei  der  Auslegung  dunkler 


1)  Sclion  ein  römischer  Juriit  (Celsus)  sagt:  Prior  nc  potentior,  guam  voj:,  ett 
mens  dicentis. 

2)  Wir  folgen  hier  grosscnlhcils  Savigny,  System  I.  S.  230  f. 

3)  M.'in  hfugncl  gewöhnlich  die  Möglichkefl  einer  solchen  interpretatio  ahroga- 
toria  (v.  Vangcrow,  Leitfaden  I.  S.  60). 

4)  V.  Savigny  I.  S.  2Z3  f.  Thöl  S.  60—62. 

5)  Dies  ist  vortrefflich  ausgeführt  von  Savigny  a.  a.  0.  $.  34. 
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Gesetze  für  zulässig  erklärt  werden,  indem  dadurch  (wie  von  Savigny 
sehr  treffend  bemerkt)  der  Ausleger  leicht  die  Gränzen  seines  Geschäftes 
überschreiten  und  in  das  Gebiet  des  Gesetzgebers  hinübergreifen  kann. 

Besonderen  Schwierigkeiten  ist  die  Auslegung  unterworfen,  wenn  sie 
nicht  mehr  blos  einzelne  Gesetze,  sondern  eine  ganze  Gesetzgebung  zum 
Gegenstände  hat,  indem  es  sich  dann  darum  handelt,  das  ganze  System 
derselben  aus  seinem  innem  Organismus  und  im  vollen  Einklang  aller 
seiner  Theile  darzuslellen  und  sowohl  die  scheinbaren  als  wirklichen  Wi- 
dersprüche SU  lösen , welches  letztere  Geschäft  aber  über  die  Gränzen  der 
eigentlichen  Gesetzesauslegung  hinausgehen  kann. 

Anwendung  der  Gesetze. 

28.  Von  der  Auslegung  der  Gesetze  ist  die  Anwendung  derselben  ver- 
schieden. Wenn  jene  in  der  Ermittlung  der  durch  sie  sanctionirten  Rechts- 
regel besteht,  so  ist  diese  eine  freie  Geistesthätigkeit , welche  prüft,  ob 
ein  vorliegendes  (namentlich  streitiges)  faktisches  Verhältniss  zu  denjenigen 
gehört,  welche  durch  das  Gesetz  regulirt  werden,  und  wenn  dieses  der  Fall 
(also  ein  sog.  coTttf  fejTif  vorhanden)  ist,  diese  Regulirung  vomimmL  Es  wird 
also  hier  nicht  das  Gesetz  einer  Forschung  unterworfen,  sondern  das  Faktum. 
Es  ist  daher  nicht  richtig,  wenn  ein  Akt  dieser  Art  auch  als  Interpretation 
eines  Gesetzes  aufgefasst  wird*).  Dies  geschah  aber  aus  einem  besondem, 
bei  der  Anwendung  der  Rechtsregeln  häuflg  vorkommenden  Grunde.  Weil 
nämlich  jedes  Gesetz  seine  Entstehung  einer  ratio  legis  (§.  27)  verdankt, 
so  fragt  der  das  Gesetz  Anwendende:  ob  in  dem  vorkommenden  Falle 
auch  diese  vorhanden  sei  oder  nicht?  Es  ergibt  sich  dann  ans  der  Be- 
schauung des  Falles  ein  dreifaeh  verschiedenes  Resultat,  nämlich  entwe- 
der, dass  sowohl  die  im  Gesetz  enthaltene  Bestimmung  als  der  Grund  des 
Gesetzes  Cdispositio  legis)  auf  den  zu  beurtheilenden  Fall  geht,  oder  dass 
das  eine  oder  das  andere  nicht  Statt  hat.  Im  ersten  Falle  kann  die  An- 
wendung des  Gesetzes  keinem  Zweifel  unterliegen,  wohl  aber,  in  dem  des 
Gegentheils,  d.  h.  wenn  entweder  der  Gnmd  des  Gesetzes  enger  ist  als 
die  Verfügung,  oder  und  zwar  mehr  noch,  wenn  er  weitem  Umfangs  ist. 
Kömmt  das  erste  vor,  so  ist  man  geneigt,  das  Gesetz  nicht  anzuwenden, 
und  man  hat  desshalb  sogar  den  Satz  aufgestellt:  cessante  ratione  legis 
cessat  lex  ipsa.  Im  (zweiten  Falle  scheint  die  Anwendung  dagegen  aus 
dem  Gmnde  nicht  möglich,  weil  der  Fallj  unter  das  Gesetz  nicht 

1)  Die  Anwendung  der  Gesetze  und  Oberhaupt  der  Rcchtsrcgeln  ist,  wie  oft  be- 
merkt wird,  ein  Syllogismus,  bei  welchem  jene  den  Ober-  und  die  Auffassung 
des  ThatsSchlichen  den  Untersatj  bilden.  Jener  muss  vorerst  vollständig  be- 
grilfen , also  das  Gesetz  schon  ausgelcgt  sein , wenn  man  es  anwenden  will. 
Der  Akt  der  Anwendung  hat  es  mit  der  Auflassung  des  Faktischen  zu  thun, 
also  mit  der  Feststellung  des  üntersatzes  und  dessen  Subsumtion,  woraus  sich 
die  Anwendung  selbst  als  die  eoHclusio  ergibt. 
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subsumirt  werden  kann.  Allein  es  isl  gewiss,  dass  im  erstem  dennoch 
das  Gesetz  immer,  im  zweiten  in  gewissen  Fällen  angewendet  werden  muss. 
Die  ratio  legis  ist  nämlich  weder  ein  Bestandtheil  des  Gesetzes,  noch  die 
Ursache  der  verbindenden  Kraft  desselben,  diese  liegt  in  dem  durch  den 
Gesetzgeber  ausgesprochenen  Befehl,  dass  sein  darin  enthaltener  Gedanke 
in  dem  von  ihm  festgestellten  Umfange  als  Rechtsnorm  gellen  solle').  War 
nun  auch  das  Motiv  des  Gesetzgebers  nicht  so  umfassend,  dass  cs  auf 
alle  unter  dem  Gesetz  begriffenen  Fälle  passt,  so  könnte  nur  dem  Gesetz- 
geber ein  Vorwurf  darüber  gemacht  werden,  dass  er  auch  diese  Fälle 
darunter  begriff,  seinem  Befehl  muss  aber  unbedingt  gehorcht  werden.  Bei 
näherer  Prüfung  der  Sache  wird  sich  aber  meistens  als  Resultat  ergeben, 
dass  der  Gesetzgeber,  um  grössere  Nachtheile,  z.  B.  richterliche  Willkür  zu 
verhindern  und  dem  Gesetze  die  grösslmögliche  Bestimmtheit  zu  geben, 
es  weiter  fassen  und  die  selten  vorkommenden  Fälle,  in  welchen  die  ratio 
legis  nicht  Statt  hat,  darunter  mit  begreifen  musste^).  Gewiss  ist  cs  auch, 
dass,  sollte  der  Grund  von  Gesetzen  auch  gar  nicht  erkennbar  sein,  die- 
selben doch  angewendet  werden  müssen*). 

Handelt  es  sich  indessen  nicht  um  die  Anwendung  eines  vollkommen 
begriffenen  Gesetzes,  sondern  von  dessen  Auslegung,  deren  Resultat  das 
wäre,  dass  der  in  den  Worten  desselben  enthaltene  Gedanke  nicht  den  in 
diesen  angegebenen  Umfang  hat,  sondern  nur  den  durch  die  ratio  legis 
bestimmten,  dass  also  die  Absicht  des  Gesetzgebers  nicht  die  war,  gewisse 
durch  die  von  ihm  gebrauchten  Worte  bezeichnete  Fälle  unter  dem  Gesetze 
zu  begreifen:  dann  findet  die  Anwendung  des  Gesetzes  nicht  Statt,  aber 
offenbar  nicht  ob  cessantem  legislationem , sondern  propter  cessantem  ^us 
disposilionem  i.  e.  ob  cessantem  legem  ipsam  * ). 

Die  Analogie*). 

29.  Die  zuweilen  nöthige  Anwendung  der  Gesetze  auf  nicht  unter  ihnen 


1)  Savigny  I.  S.  218  f. 

2)  Die  römischen  Juristen  sagen  daher  in /r.  3— 6 D.  dt  legib.;  Jura  constitui 
aptrSet  ex  bis,  quae  plurimum  aceidunt,  non  quae  ex  inopiuatu.  Ex 
bis,  quae  forte  uno  aliquo  easu  aeeidere  postuut,  Jura  non  constiSuun- 
tpr. — JVam  ad  ea  potius  debet  adaptari  jus , quae  frequenter  et  faeüe, 
non  quae  perraro  eveniunt. — Quod  temel  vel  bis  accidit,  praetereunt 
legielatores. 

3)  Daher  die  berühmte  Aeusserung  der  römischen  Rcchlsgelehrien  L.  20.  21.  D. 
ibid.:  JVon  omnium  quae  a majoribue  eonstituta  tunt  ratio  reddi  pa- 
test.  St  ideo  rationes  eorum,  quae  eonstituuntur , inquiri  non  opor- 
tet, alioquin  multa  exbis,  quae  eerta  tunt,  eubvertuntur. 

4)  Es  gibt  F&lle  dieser  Art  und  sie  haben  den  Satz  eettante  ratione  legii  eessat 
lex  ipta  veranlasst,  der  also  nur  als  Anslcgongsregvl  wahr  sein  kann. 

5)  Savigny,  System  1.  |.  46.  Thöl  $.  64. 
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begriffene  Fälle  beruht  j»uf  einem  andern  Grunde.  Es  kömmt  nämlich  vor, 
dass  der  Gesetzgeber  bei  der  Abfa.ssung  des  Gesetzes  Fälle,  die  er  der  ihn  zur 
Erlassung  des  Gesetzes  bestimmenden  Gründe  wegen  in  dessen  Verfü- 
gung hätte  begreifen  sollen,  übersah  und  dass  dieselben  auch  nicht  durch 
andere  Rechtsnormen  regulirt  werden;  oder  es  treten  später  Fälle  dieser 
Art  ein,  so  dass  die  Rechtsquellen  zur  Entscheidung  derselben  nicht  aus- 
reichen. Die  Gesetzgebung  ist  dann  lückenhaft  und  es  fragt  sich,  wo  der 
Richter  die  Ergänzung  der  Lücke  zu  suchen  habe?  Da  das  Entscheiden 
solcher  F’ragen  Sache  des  Richters  ist,  der  nicht  durch  subjective  Ansich- 
ten sich  bestimmen  lassen  soll,  so  darf. er  weder  uni  ein  besonderes  Ge- 
setz über  den  Fall  nachsuchen,  welches  ja  nur  für  künlligc  Fälle  maas- 
gebend sein  könnte,  noch  nach  irgendeiner  etwa  philosophischen  Theorie  die 
Sache  erledigen.  Es  bleibt  daher  kein  anderer  Ausweg  übrig,  als  der,  den 
einen  Fall  mit  verwandten  Fällen,  woriiber  feste  Rcchtsgrundsälze  existiren, 
zu  vergleichen  und  diese,  wenn  er  den  Grund  derselben  als  in  jenen  vor- 
handen erkannt  hat,  in  dem  neuen  Fall  anzuwenden*). 

Denn  einmal  wird  er  sich  sagen:  Der  Gesetzgeber  würde,  wäre  der 
Fall  von  ihm  berücksichtigt  worden  oder  ihm  bekannt  gewesen,  ihn  höchs* 
wahrscheinlich  im  Gesetze  milbegriffen  haben,  dann  wird  ihn  auch  die 
Rechtsidee  selbst  dahin  führen,  so  zu  verfahren,  weil  dieselbe  in  gleichen 
Verhältnissen  das  gleiche  Recht  verlangt  *),  und  er  gegen  dieselbe  ver- 
slossen  würde,  wenn  er  den  dem  gesetzlichen  in  seinen  w esentlichen  Merk- 
malen gleicbkommendcn  Fall  nach  einem  andern  Prineip  entscheiden  wollte. 
Man  nennt  dies  Verfahren  Gesetze,  wegen  Gleichheit  ihres  Gnindes  (ob 
parem  rationem)  aut  verwandte  Fälle  ausdehnend  anzuwenden,  die  analoge 
Anwendung  derselben  oder  Gesetzes-  und  wenn  allgemeine  Regeln 
auf  diese  Weise  angewendet  werden  — Recht  sanalogie.  Mil  Unrecht 
hat  man  sie  auch  ausdehnende  Auslegung  der  Gesetze  aus  dem 
Grunde  des  Gesetzes  (exfetisiva  legis  interpretatio  ex  ratione  legis)  genannt. 
Denn  auch  eine  solche  Gesetzesanwendung  setzt  schon  ein  vollständiges 
Durchdringen  des  Inhaltes  eines  Gesetzes  also  eine  vollendete  Auslegung 
desselben  voraus,  und  ist  nur  ein  Akt  der  Subsumtion  eines  Falles  unter 


1)  Das  römische  Recht  macht  daher  die  .analoge  Anwendung  der  Rcehlsnormen 
dem  Richter  zur  Pflicht : 

A>g«e  fegri,  neque  SenatutconsuUa  iin  scrihi  potsnnt^  nt  omnet  Ca- 
sus, qui  quandoque  inciderint,  comprehettdant  \ Sed  Sufficit  ea  qiiaeple- 
rumque  aceidunt  contineri  und  JVen  passant  omnts  articnli  singillatim 
aut  legibus  aut  senatascansultis  comprekendi,  sed  rum  sententin  in 
aliquo  easu  eorum  manifesta  est,  is , qui  jurisdietioni  praeest,  ad 
similia  procedere  atque  ita  jus  dieere  debet. 

2)  Daher  stützt  man  die  Analogie  auch  auf  dies  freilich  viel  zu  allgemeine  Rechts- 
sprichwort : ubi  eadetn  legis  ratia,  ibi  eadem  legis  dispositio. 
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dasselbe,  die  sich  von  der  gewöhnlichen  dadurch  unlerscheidel,  dass  sie 
nicht  von  einer  logischen  Nolhwendigkeil.  sondern  durch  ein  ausser  dem 
Gesetze  liegendes  Rechtsbedfirfniss  geboten  ist,  das  den  Richter  nöthigt, 
die  durch  die  Unvollständigkcil  der  gellenden  Rechlsquellen  entstehende 
Lücke  auf  die  angegebene  Weise  auszufüllen.  Der  Richter  ist  hier  mehr 
als  blosser  Interpret,  er  ist  Finder  einer  Rechlsregel,  welche  aufzusuchen 
und  auszusprechen  er  durch  das  richterliche  Amt  verpflichtet  ist.  Wenn 
die  römischen  Juristen  ein  solclies  V'erfahrcn  auch  wohl  interpretatio  nen- 
nen '),  so  geschieht  dies,  weil  die  Bedeutung  dieses  Wortes  eine  weitere 
ist,  als  die  der  Auslegung.  Es  kann  daher  nur  zu  BegrilTsverwirrungen 
führen,  wenn  man,  wie  ncueslens  noch  beriihinle  Rechlsgelehrte  thalen, 
die  analoge  Anwendung  der  Gesetze  zu  einer  Unterart  der  logischen  Aus- 
legung machen  will  *). 

Es  ist  übrigens  die  Analogie  nur  unter  den  nölhigen  Voraussetzungen  zu- 
lässig, und  zwar  nicht  hios  der,  dass  der  Fall  durch  keine  sonstige  Rechlsregel  re- 
gulirl  und  ein  mit  den  gesetzlichen  verwandter  (Casus  similis)  und  der  An- 
wendungsgrund der  gleiche  (par  ratio)  d.  h.  der  des  analog  anzuwenden- 
den Gesetzes  sei,  sondern  auch  der,  dass  die  also  auszudehnende  Rechts- 
norm eine  eine  solche  Ausdehnung  nicht  ausschliesse.  Dies  hat  Statt, 
wenn  diese  durch  das  Gesetz  selbst  direkt  oder  indirekt  verboten  ist, 
also  insbesondere  wenn  dasselbe  ein  Ausnahmegesetz  ist.  Ein  solches  hat 
nothwendig  einen  beschränkenden  Char.akter : es  besteht  für  die  nicht  aus- 
genoinmenen  Fälle  das  als  Regel  geltende  Princip  fort  und  es  wäre  ein 
Akt  der  Willkür,  wenn  der  Richter  eigenmächtig  das.sclbe  aulheben  wollte.*) 

Das  Gewohnheitsrecht.*) 

30.  Das  Gewohnheitsrecht  hat,  wie  schon  oben  (§.  23)  angegeben  ist. 


1)  z.  B.  in  I.  13.  D.  1.3.  Puchla,  Ptndccicn  S-  18- 

2)  Dies  Ihtm  Thibaul,  System  S-  45-  Mülilenbruch,  Lehrbuch  §.  64.  Van- 
gerow,  Lehrbuch  $.  23.,  wogegen  Savigny  I.  S.  202  die  richtige  Auffas- 
aung  des  Wesens  der  .Analogie  auf  das  klarste  entwickelt  aber  dennoch  sonder- 
barer Weise  in  einem  Kall  sic  für  reine  Auslegung  des  Gesetzes  erklärt  hat. 
Aber  Thocl  S.  156  zeigt  die  Unrichtigkeit  dieser  Behauptung  selbst  nach  Sa- 
vigny' s BegrilTsbcstimmung. 

3)  Savigny  a.  a.  0.  S.  293. 

4)  Die  hohe  Bedeutung  des  Gewohnheitsrechts  haben  erst  Hugo  und  Savigny 
(in  seinem  Wcrkchen  vom  Beruf  unserer  Zeit  für  Gesetzgebung  und  Rechtswis- 
senschaft u.  System  I.  8-  12»  besonders  aber  Puchta  in  einer  eignen  Mo- 
nographie (das  GewohnheitsrechL  Erlangen  1828  — 37)  gezeigt  Ihre  An-sichten 
werden  jetzt  fast  von  allen  Reehlsgelekrten  als  die  einzig  richtigen  getheill,  z.  B. 
auch  von  Stahl,  Rcchlsphilos.  U.  1.  S.  101.  Thoel,  Einleitung  in  das  deutsche 
Privatrecht  8-  Sl— 53. 
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seinen  Gellungsgrund  in  der  praktisch  gewordenen  unmittelbaren  Ueberzen* 
gung  eines  Volkes  oder  einer  Fraktion  desselben:  welche  eine  von  ihr  für 
nothwendig  oder  heilsam  gehaltene,  also  cum r«r/ione  oder  wie  man  zu  sa- 
gen pflegt  ami  opinione  tieci'ssilatis  befolgte  Norm  als  Itcclilsnorni  diircli 
deren  Anwendung  stillschweigend  anerkennt*).  Fs  ist  daher  niclit  das  Be- 
fcvlgen  dersellien  also  das  Ilerkoinmcn  oder  die  Gewohnheit  (i/siis  relcon-- 
suftudo)  die  erste  Ursaelic  ilircr  Geltung,  sondern  es  lielerl  dieses  nur 
den  Beweis,  «lass  eine  durch  die  geineiusame  Volksüberzeugung  gebilligte 
Rcchlsansiehl  durch  fortgesetzte  Anwendung  bestätigt  den  Ciiarakler  und 
die  Kraft  eines  Iteeht.sgrundsalze.s  schon  erlangt  liat  ^).  Ks  ist  also  ledig- 
lich Zinn  Zwecke,  diess  ansscr  Zweifel  zu  setzen,  dass  wenn  die  Gewohnheit 
keine  notorische  (unbeslriUcne,  bckannle  ist),  von  demjenigen,  der  sich  auf 
ein  gewühnheitsrechtlidies  Princip  berufl,  der  Beweis  derjenigen  Thalsachen 
verlangt  wird , deren  Dasein  zur  Entstellung  eines  solelicn  llerkoinmcns 
erfordcriicti  ist,  also  der  Aach  weis,  dass  dieselbe  Norm  in  einer 
Anzahl  Fällen  längere  Zeit  liindureh  gleichmässig  als  rechtlich  verbindlich 
befolgt  worden  ist^).  Dass  sie  schon  durch  richterliche  Fnlscheidung  eine 
Anerkennung  gefunden  Imhen,  ist  kein  zu  ihrer  Geltung  nuthiges  Erforder- 
niss. Die  verhindende  Kraft  einer  geltenden  Bcchtsgewohiiheit  ist  von  der 
der  Gesetze  nicht  verschieden  (coitsueludo  kgis  viem  ohtinc/J,  sie  ist  daher 
nicht  nur  eine  massgebende  Norm  für  die  diircli  Gesetze  nicht  regulirten 
Rechtsverhältnisse,  sondern  es  können  auch  (wie  schon  in  § 25.  angege- 
ben) Gesetze  durch  dicselhen  ganz  oder  tfieilwcisc  aufgehoben  werden. 

Eine  Unterart  des  Gewohnheitsrechtes  bilden  die  sogen.  Obsertanzen. 
Man  bezeichnet  durch  dieses  freilicli  mehrdeutige  Wort  •)  iheils  die  inner- 
halb einer  besondem  Genossenschaft  z.  B.  einer  Corporation  durcti  Hcr- 


1)  Den  Gcllangsgrund  des  Gewohnheitsrechts  setzte  man  früher  in  die  stillschwei- 
gende Genehmigung  desselben  durch  den  Gesetzgeber,  der  doch  in  der  Regel  cs 
gar  nicht  kennt  Die  neuere  Ansicht  spaltet  sich  übrigens  in  mehrere  Auflassun- 
gen: nach  der  einen  von  Puchla,  Savigny,  Thoel  u.  A.  ist  das  Dasein 
der  Volksüberzeugung  der  einzige  Gcitungsgruiid  des.sclbeii,  nicht  die  Uc- 
bung,  nach  der  andern  (v.  Beselor,  Volks-  und  Jurislenrechl  S.  77—61)  nur 
diese,  nach  Stahl  beide.  Sicht  man  in  dieser  den  Beweis  der  praktischen 
Anerkennung  jener,  so  ISsst  sich  die  erste  Auflassung  verlhcidigen.  BciKierulf 
gehen  beide  Auflassungen  in  einander  über. 

2)  Denn  das  Befolgen  der  Gewohnheit  ist  ein  ebenso  noihwendiges  Moment  der  bin- 
denden KraB  des  Gewohnheitsrechts  als  das  sie  erzeugende  Rechlsbewusslscin 
selbst 

3)  Man  sagt  daher  die  zu  erweisenden  Erfordernisse  einer  gütigen  Beclitsgcwohnlieit 
seien  fregtuntia  catuum  und  Itngum  temput. 

4)  Siehe  über  den  Begrifl  der  Observanz  Mühlenbrnch,  Lehrbuch  des  Pandeclen- 

rechts  I.  $.  40-,  Puehta,  Gewohnheitsrecht  11.  c.  2.  11.  und  Savigny,  Sy- 

stem 1.  S.  96  f. 
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kommen  gebildelc  Bchandlungsweise  ihrer  innem  rechtlichen  Angelegenheiten, 
theils  das  durch  gegenseitige  Handlungen  solcher  Genossenschaften  und 
Dritter  sich  ausbildende  Gewohnheitsrecht,  welches  als  bindende  Norm 
für  die  fernere  Behandlung  solcher  Verhältnisse  so  lange  gilt,  als  sie  auf 
rechtmässige  Weise  keine  Abänderung  erlitten  haL  Observanzen  sind  daher, 
wie  Savigny  sagt,  das  partikuläre  Gewohnheitsrecht  einer  begrenzten 
Masse  von  Personen  z.  B.  eines  bestimmten  Standes  oder  auch  der  Mit- 
glieder einer  Corporation. 

Da  gewohnheitsrechtliche  Normen  keine  sprachlich  feste  Fassung  oder 
Abgrenzung  haben,  so  kommen  die  Auslegungsregeln  der  Gesetze  nur  in 
so  weit  rücksichtlich  derselben  zur  Anwendung,  als  es  sich  darum  handeln 
kann,  den  wahren  Sinn,  den  Umfang  und  die  Consequenzen  solcher  Rcchts- 
sätze  wissenschaftlich  zu  bestimmen.  Dagegen  finden  die  bei  der  Anwen- 
dung der  Gesetze  massgebenden  Regeln  auch  bei  dem  Gewohnheitsrecht, 
insbesondere  auch  die  analoge  Ausdehnung  desselben  auf  neu  vorkom- 
mende Fälle  Statt. 


Das  Recht  der  Wissenschaft.*) 

31.  Das  erst  in  der  neuesten  Zeit  sog.  Juristenrecht*)  oder  Recht 
der  Wissenschaft  verdankt  seinen  Urspning  einem  das  Volk  in  seiner 
rechtserzeugenden  Thätigkeit  vertretenden  Stande,  dessen  Beruf  es  ist, 
gleich  Kunstverständigen  den  ganzen  Rechtszustand  eines  Volkes  seinen 
wissenschaftlichen  Forschungen  zu  unterwerfen,  und  die  durch  denselben 
mit  innerer  Nothwendigkeit  gesetzten  Rechtsnormen,  obgleich  sie  we- 
der durch  Gesetze  als  solche  sanctionirt  noch  ein  vom  Volke  selbst 
ausgehendes  Gewohnheitsrecht  sind,  zum  Bewusstsein  und  zur  Anwendung 
zu  bringen. 

Die  Rechtsgelehrten  haben  nämlich  nicht  blos  den  Beruf,  dem  gesumm- 
ten juristischen  Wissen  seine  technische  Genauigkeit  zu  geben  und  es  zu 
einem  harmonischen  wissenschaftlich  gegliederten  Ganzen  zu  ordnen,  sondern 
auch  den,  die  Lücken  des  ganzen  Rechtssystems,  inwieweit  dies  ohne  Mitwir- 
kung des  Gesetzgebers  geschehen  kann,  selbst  auszufüllen.  Man  kann 
drei  Ilauptfiilie *)  unterscheiden: 


1)  Man  hat  übrr  diese  Rochisqucllc,  ungeachtet  der  IrcOlichen  Unlersucliungen  Puch* 
la'a (GcwuhnheilsrecliUI. S.  10& IT.),  Savigny't  (System  I.  $$.  19.20.),  Slahl's 
(Rcclilsphilusepliie  1.  2.  S.  201.),  ThocTs  (,Einlcilung  $$.  55—56)  und  Ande- 
rer noch  immer  mehr  oder  weniger  unklare  Ansichten,  welche  aufzulicllen  die 
iin  Texte  verauchte  Darstellung  bestimmt  ist.  Es  wird  sich  daraus  ergeben,  dass 
die  RealiUtt  dieser  Rcchisquelle  von  manchen  Rcchtsgelelirten  mit  Unrecht  in  Ab' 
rede  gezogen  wird. 

2)  Von  Puchta. 

.3)  Gewöhnlich,  z.  B.  bei  Savigny  und  Puchta,  unterscheidet  man  nnr  zwei 
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a)  den  schon  beleuchtelen  der  Rechtsanalogie,  wo  durch  die  Thätig- 
keit  der  Rechlsgelehrlcn  ein  neuer  aus  dem  Grunde  eines  andern  herge- 
Icileler  Reclitssatz  geschaffen  wird. 

I))  den  Fall,  wo  die  Anwendung  von  Rechlsscätzen  auf  zweifelhafte 
Falle  gemacht,  schwierige  Fragen  durch  eine  bestimmte  Entscheidung  eine 
sichere  Lösung  erhalten,  oder  auch  durch  die  Combination  verschiedener 
Rechtssätze  ein  neuer  geschaffen  wird  '). 

Es  hat  hier  ein  Finden  von  Rechtssätzen  aus  andern  Rechtssätzen 
durch  Abstraction  oder  durch  Deduclion  Statt. 

c)  Endlich  wenn  für  Fälle,  für  die  weder  unmittelbar  aus  anerkannten 
Rechtsgrundsälzen  noch  vermittelst  der  Analogie  eine  Entscheidung  mög- 
lich ist,  aus  der  .Natur  der  Sache  mit  beständigem  Hinblick  auf  das  ganze 
bei  einem  Volk  geltende  Rechtssysiein  eine  Entscheidungsnorm  gefunden 
wird  *).  — Es  können  die  in  den  drei  Fällen  aufgestellten  Rechtsnormen 
auch  eine  äussere  oder  formelle  Geltung  erhalten:  dazu  bedarf  cs 
das  Hinzukommen  ämsserer  Thatsachen.  Welches  diese  Thatsachen  sein 
müssen,  hängt  von  der  Eigenschaft  derjenigen  ab,  von  welchen  solche  Sätze, 
die  zunächst  neue  Reehtsansichten  sind,  ausgehen. 

Es  können  diese  Personen 

a)  die  mit  der  Rechtsanwendung  beauftragten  Beamten  sein,  dann  er- 
hält ein  durch  die  Wissenschaft  geschaffener  Satz  seine  formelle  Geltung 
dadurch,  dass  er  in  einer  Anzahl  Fällen  als  massgebende  Regel  oder  als 
Entscheidungsnorm  befolgt  und  durch  sogenannte  rechtskräftige  Urtheile 
(Präjudicien)  bestätigt  wird. 

Die  Römer  nennen  dies  die  rerum  perpetuo  sintilUer  judicatarum  auc- 
loritas  und  verlangen  desshalb  eine  nicht  unterbrochene  Befolgung  einer 
solchen  Regel  durch  die  Gerichte.  Man  nennt  eine  auf  diese  Weise  ent- 


llaiiiiiniUc,  aber  mit  Unrecht  Die  drei  Hauptßllc  sind  auch  im  römischen  Recht 
auf  das  hervorlrcleiidslc  siclithar.  Wenn  eine  actio  utilit  gegeben  wird,  ist 
der  Kall  der  Analogie  vorhanden ; wenn  vermiUclst  strenger  juristischer  Con- 
sequenzen  ein  Salz  .aus  hohem  Grundsätzen  ahgideilel  wird,  der  zweite  und  der 
drille  nicht  bloss,  wenn  der  Praetor  eine  actio  in  factum  giebg  sondern  auch, 
so  oft  die  Rechlsgclehvlcn  entweder  ein  Rechtssprichwort  aufsteUen  oder  auch 
wenn  sie  eine  ganze  Lehre  aus  der  Natur  der  Sache  construiren , wie  z.  B.  die 
vom  Besitz  oder  der  Culpa. 

1)  Savigny  nennt  diese  Art  der  Recht  erzeugenden  Thätigkeit  der  Rechtsgelchrten  die 
theoretische  und  die  auf  die  dritte  Art  gerichtete  die  praktische,  die  im  er- 
sten Fall  einirelendc  könnte  eine  gemischte  genannt  werden. 

2)  Thoel  a.  a.  0.  S.  144.  In  diesen  drei  H:wiptformen  ist  das  Finden  von  Rechts- 
normen (fas  Werk  der  Wissenschaft,  und  was  der  so  gefundenen  Norm  gemiss 
entschieden  wird,  ist  ebenso  giltig  enUchieden,  wie  wenn  die  Entscheidung  einer 
Rerhisquellc  gemäss  erfolgt  wäre,  nnd  zwar  der  innern  Giäindc  wegen,  auf  welchen 
die  wissensebaftiiehe  Rechtsnorm  beruht. 
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standcnc  Rechtsrcgel  Gerichlsgc brauch,  usus  fori,  auch  Praxis.  Nur 
hal  der  constantc  Ccrichlsgebrauch  die  Kraft  eines  Gesetzes  (ür  die  Entschei- 
dung zweifelhafter  Rechtsfragen,  welche  dwch  die  .Unklarheit  eines  Gese- 
tzes veranlasst  werden. 

b ) Die  Rechtsansichl  kann  aber  auch  blos  das  Werk  der  Uechtslehrcr, 
der  Schriftsteller  oder  als  Vertheidiger  von  Rechtssachen  thätiger  Juristen 
sein.  Dann  bedarf  es , um  ihr  eine  äussere  Festigkeit  zu  geben , der 
übereinstimmenden  Dilligung  durch  eine  grössere  Zahl  solcher  Kunst- 
verständigen, oder  wie  man  zu  sagen  pllegl,  der  communis  opinio  dodorum, 
uml  zwar  sollen  in  der  Behandlung  von  Rechtssachen  erfahrene  und  gewandte 
durch  ihr  Wissen  und  durch  Schartblick  gleich  ausgezeichnete  Männer  sein. 

Die  Franzosen,  welche  das  von  ihnen  sehr  beachtete  Juristenrecht 
durch  den  Ausdruck  Jurisprudence  bezeichnen,  nennen  das  auf  dem  ersten 
Wege  entstandene  Recht  dieser  Art  /«  jurisprudence  des  arrits  und  das 
letzte  hl  j'urisprudencr  des  auleurs. 

ln  diesen  zwei  Fällen  wird  das  Recht  der  Wissenschaft  zum  eigent- 
lichen Juristenrechl,  welches  demnach  zu  seiner  Geltung  eines  inneren 
Grundes,  nämlich  den  seiner  Uebcrcinstimmung  mit  dem  bei  einem  V'olke 
anerkannten  Rechtssystem  sowie  seiner  innem  Wahrheit,  und  eines  äussern, 
d.  h.  der  Dilligung  von  Sachverständigen  bedarf  und  dieser  Billigung 
wegen  auch  die  Vermuthung  der  Wahrheit  für  sich  hat.  Dasselbe  hat 
aber  demungeachtet  in  der  Regel  niclil  die  dem  gesetzlichen  oder  dem 
Gewohnheitsrechte  zukommende  Kraft,  dass  es  in  später  vorkommen- 
den Fällen  unbedingt  befolgt  werden  muss,  sondern  cs  ist  nur  .\utoritäts- 
reclit  * ) und  wurde  von  den  Römern  auch  nucioritas  rerum  judicatarum 
oder  prudenlum  genannt.  Es  gilt  nämlich  nur  so  lange,  bis  der  Richter  von  der 
Unrichtigkeit  der  es  bildenden  Rechtsansicht  überzeugt  dasselbe,  um  eine  besser 
begründete  Meinung  zu  befolgen,  verlasst  *).  Es  kann  auch  ein  Unheil, 
in  welchem  ein  l’rincip  des  Jiiristcnrechtes  (also  der  Jurisprudence)  nicht 
beachtet  ist,  dcsshalb  als  ein  nichtiges  in  der  Regel  nicht  angcfochten  und 
cassirt  werden , es  sei  denn,  dass  zugleich  ein  Gesetz  oder  ein  entschie- 
den geltendes  Gewohnheitsrecht  verletzt  wäre.’)  Man  könnte  daher  das 


1)  Sriir  glücklich  beleuchtet  den  Werth  und  da»  Werten  der  Autorität  in  der  Rcchts- 
pltegc  Moetcr,  Patriotische  Pliantiuicen  I.  Nr,  22,,  man  nannte  ca  einst  auch 
jus  auetoritatii'um. 

2)  Sehr  richtig  hcnierkt  daher  Thoel,  Einleitung  S.  13S:  Alle  Priijudicien  ujid 
Autoritäten  sind  nur  Vorurtheile,  die  uns  das  Nachdenken  und  Nachiintersuchen, 
um  aus  eigener  Ueherzeiignng  in  iirtheilen , nicht  ersparen  dürfen.  Ebenso 
richtig  5,igt  (■  erber,  deutsches  Privatreebt  §.  30.  Note  2:  die  communis  opinio 
der  Schriftsteller  hat  die  Bedeutung  der  Wniiuthung  der  Wahrheit,  welche  aber 
natürlich  durch  genauere.s  Erforschen  bericlitigt  werden  darf. 

3)  Dcsshalb  wird  io  Frankreich  kein  Urtheil  darum  kassirt,  weil  darin  ein  Gmnd- 
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Jurislenrechl,  weil  es  aus  Rücksichl  auf  das  Ansehen  seiner  Autoren  hin  als 
Recht  geachtet  wird,  auch  das  Autoritütsrecht  nennen.  Nur  wenn  es  durch 
eine  solche  Befolgung,  welche  zur  Bildung  eines  Gewohnheitsrechtes  nöthig 
ist,  die  Krall  des  letzten  erhallen  hat,  hört  es  auf,  blosses  Aulorilätsrecht  zu 
sein,  weil  es  nun  ein  wirkliches  Gewohnheitsrecht  ist  In  diesem  Fall  bedarf  es 
dann  zu  seiner  Geltung  auch  keiner  inneren  Begründung,  wie  in  den  andern  * ). 
Was  die  Präjudicien  belrilR,  so  hat  man  oft  die  der  höheren  Gerichte  für 
die  niederen,  von  welchen  eine  Berufung  an  die  ersteren  möglich  ist,  als 
maassgebend  bclrachlel.  Allein  obgleich  den  erstem  die  Macht  zuslehl,  ihren 
Ueberzeugungen  durch  abändemdc  Urtheile  Geltung  zu  verschaffen,  so  muss 
man  dennoch  (mit  Puchta,  Vorlesungen  I.  S.42)  diess  in  Abrede  stellen: 
denn  das  Verhültniss  beider  ist  kein  solches,  dass  durch  die  Entscheidung 
der  höheren  die  Selbstständigkeit  der  niedem  gefährdet  und  der  Instanzen- 
zug illusorisch  gemacht  werden  dürfte. 

Die  s.  g.  subsidiären  Rechlsquellen. 

32.  Es  kann  Vorkommen,  dass  die  in  den  drei  von  uns  beleuchteten 
Rechlsquellen  enthaltenen  Normen  zur  Entscheidung  zweifelhafter  Rechts- 
fragen nicht  ausreichen : es  fragt  sich  dann,  nach  welchen  Regeln  der  zum 
Uriheilsprechen  berufene  und  verpflichtete  Richter  sich  umzusehen  habe,  um 
eine  vor  ihn  gebrachte  Rechtssache  zu  erledigen?  Man  pflegt  ihn  auf  die 
Grundsätze  der  Moral,  des  Nalurrcchls  und  der  Billigkeit  zu  verweisen, 
welche  als  subsidiäre  Rechlsquellen  anzuschen  seien.  Giebl  es  nach  dem 
bisher  Ausgeführlen  aber  nur  die  drei  Hauptquellen  des  Rechts,  so  wird 
die  Realität  anderer  von  subsidiärer  Geltung  in  Abrede  zu  stellen  sein,  sie 
wären  denn  indirecl  mit  jener  schon  gesetzt  und  nur  besondere  Gestal- 
tungen derselben. 

So  verhält  es  sich  in  der  Thal  mit  denselben. 

A.  Was  die  Moral  betrifft,  so  ist  sie  ja  der  Urquell  alles  Rechts,  in- 
dem die  Rechtsidee  oder  die  Gerechtigkeit  ein  praktisches  Gesetz  des  sitt- 
lichen Willens , und  wie  schon  in  §.  IT.  angegeben,  auch  als  das  recht- 
erzeugende Naturgesetz  im  Völkerleben  anzusehen  ist.  Sie  ist  die  Mutter 
der  Sille  der  Völker  und  zu  dieser  gehören  schon  die  Rechtsnormen  des 
Gewohnheitsrechts,  welches  daher  auch  von  den  Römern  jus  moribus  con- 
stitutum genannt  wird.  Es  kann  demnach  der  Richter  allerdings  das  als 
Urkeim  wirkende  Princip  eines  Gewohnheitsrechtes  aufsuchen  und  in  an- 
dern Fällen  anwenden,  doch  wird  die  so  von  ihm  gefundene  und  angewen- 
dete Rechtsnorm  keine  eigene,  sondern  nur  ein  auf  eine  gewohnheilsrechl- 


salz  doi  römischrn  Rechts  verletzt  ist;  denn  es  gilt  dieses  nur  alt  Juristen- oder 
Autorililsrcclit,  ids  raison  Berits  du  droit. 

I)  Thoel  a.  a.  0.  S.  137. 
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liehe  Basis  sich  stützendes  Recht  der  Wissenschaft  sein.  Wenn  er  umge- 
kehrt als  rechtlich  möglich  verwirft,  was  der  Sittlichkeit  zuwider,  contra 
bonos  mores  ist,  so  befolgt  er  gleichfalls  eine  Rechtsrcgel  dieser  Art,  weil 
er  hier  der  Natur  der  Sache  gemäss  entscheidet,  indem  er  das  der  mora- 
lischen Natur  widerstreitende  auch  für  rechtlich  unmöglich  erklärt. 

Hiebei  wird  er  sich  nothwendig  an  die  Volksansicht  zu  hallen  haben, 
und  nicht  an  das,  was  nach  den  subjecliven  Ansichten  eines  Moralisten 
oder  einer  Schule  für  moralisch  geboten  oder  verboten  gilt:  denn  nur  das 
objectiv  als  sittlich  Geltende  (also  was  nicht  contra  bonos  mores  ist)  kann 
für  den  Richter  maassgebend  sein,  wobei  sich  von  selbst  versteht,  dass, 
was  das  allen  Jlenschen  angeborene  moralische  GeKihI  verwirft,  auch  stets 
als  den  guten  Sitten  widerstrebend  wenigstens  von  den  civilisirten  Völ- 
kern verworfen  werden  wird. 

B.  Auf  ähnliche  Weise,  wie  mit  der  Moral,  verhält  es  sich  mit  dem 
s.  g.  Naturrecht.  Dass  der  Richter  in  Ermangelung  bestimmter  gesetzlicher 
oder  gewohnheitsrechtlicher  Entscheidungsnonnen  sich  an  die  Natur  der 
Sache  zu  halten  habe  und  dass  das  auf  diese  Weise  gefundene  Recht  zu 
dem  gehöre,  was  wir  d:is  Recht  der  Wissenschaft  genannt  haben,  ist  schon 
in  §.  31  hervorgehoben  worden,  und  insoweit  kann  man  von  einem  Natur-, 
d.  h.  einem  natürlich  gegebenen  Rechte  sprechen,  das  aber,  wie  gesagt, 
nur  eine  Unterart  des  Rechts  der  Wissenschaft  ist. 

Ganz  verschieden  von  dieser  Ansicht  hat  man  aber  seit  bald  zwei- 
hundert Jahren  noch  von  einem  als  Rechtsquell  zu  befolgenden  Natur-  oder 
Vemunftrecht  gesprochen  und  demselben  Geltung  beigelegt.  Man  er- 
klärte nämlich  für  wirklich  bindende  Rechtsnormen  die  Ansichten  über  das, 
was  nach  irgend  einem  philosophischen  Systeme  Recht  sein  oder  vielmehr 
werden  soll,  weil  man  die  Wahrheit  dieser  Ansichten  den  höchsten  Prin- 
cipien  einer  solchen  Theorie  gemäss  zu  vollständiger  Evidenz  erhoben  zu 
haben  glaubte. 

Wenn  es  nun  zuzugeben  ist,  dass  solche  philosophische  Rechtstheo- 
rieen  noch  Grundsätze  zur  Befolgung  Vorschlägen,  die  der  höchsten  Rechtsidee 
weit  mehr  gemäss  sind,  als  das  bei  einem  Volke  oder  in  einem  bestimm- 
ten Zeitalter  praktisch  geltende  Recht,  und  wenn  eine  ihnen  gemässe  Um- 
gestaltung der  Rechtsordnung  als  höchst  wünschens-  und  cmpfehlenswcrth 
erscheint,  so  muss  man  denselben  dennoch  den  Charakter  und  die  Geltung 
als  Rechtsnormen  so  lange  absprechen,  bis  dieselben  Volksöberzeugungen 
geworden , d.  h.  entweder  als  Gewohnheitsrecht  stillschweigend  befolgt 
oder  durch  Gesetze  ausdrücklich  bekräftigt  sind;  denn  ohne  jenes  gewor- 
den zu  sein,  fehlt  diesen  Normen  die  allem  Rechte  nöthige  historische 
Grundlage,  auch  wenn  dieselben  noch  so  sehr  das  Gepräge  der  inneren 
Wahrheit  und  Vemünltigkeit  haben  sollten.  Die  Natur-  oder  Vemunltrechtssy- 
steme  sind  stets  nur  Entwürfe  für  neue  Rechtsordnungen,  und  als  solche  ebenso 
wenig,  ja  noch  weniger  bindend,  als  ein  Gesetzesentwurf,  der  von  einem 
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der  Faktoren  der  gesetzgebenden  Gewalt  zur  Sanktion  den  übrigen  vorge- 
legt wird,  ln  diesem  Sinne  gibt  es  kein  als  subsidiäre  Recbtsquelle  den 

HiclUer  bimtendes  Xaturredu.  Ks  ist  auch  zwischen  einem  .solchen  und 
der  s.  g.  Natur  der  Sache  ein  wesentlicher  Unterschied  vorhanden. 

In  jedem  zu  einem  IlechtsverhiUtniss  sich  eignenden  faktischen  \'er- 
hältnisse  sind  niiinlieh  Anhult.s|innklc  für  dessen  .AnlTassung  und  Deurlhei- 
lung  als  ReelUsverhiiltniss  enthalten,  sic  mögen  in  der  allgemein  rechtlichen 
Stellung  der  bei  ihnen  betheiligten  I'ersonen  liegen  oder  in  der  UeschafTen- 
heit  des  Ilechtsübjektes  oder  in  Handlungen  jener,  welche  als  die  nächste 
Ursache  des  neu  entstandenen  faktischen  Verhältnisses  nnznsehen  sind,  sie 
seien  Verträge,  einseitige  Verfügungen  über  ihre  Hechle  oder  UingrifTe  in  die 
Heehlss|diiire  des  andeni  Üelheiligten.  Die  nun  in  allen  diesen  Tliaisachcn 
hegenden  Momente  einer  rcchtlielien  Beurtheihmg  dersellren  aufzuünden  ist 
Sache  des  Uichtenden,  und  wenn  ihm  die.s  Geschäft  nicht  dtirdi  die  un- 
mittelbaren Bestimmungen  des  Gesetzes  oder  Gewoluilieitsreehtes  erleich- 
tert ist,  so  wird  er  cs  vernülldsl  der  diesen  zu  Grunde  liegenden  liöclislen 
oder  allgemeinen  Rcchtsncnncn  tluin,  und  auf  diese  Weise  eine  wissen- 
sehafiiieiic  Reell is norm  bilden,  wclcbe  die  Natur  der  Sache  zur  Gnind- 
lage  oder  zum  Aii.sganss[mnkt  hat, 

Mau  muss  auch  die  Realität  eines  für  die  ganze  Menschheit  bin- 
denden allgemeinen  VernuuftreclU.s  in  Abrede  stellen,  obgleich  nicht  ge- 
längnct  werden  kann,  das.s  es  Reclitsgrundsälze  gibt,  die  bei  allen  VölUeni 
befolgt  werden  und  als  Ausfluss  der  allen  Menschen  gemeinen  Vcrnünflig- 
keit  angeselien  werden  können.  Dieselben  gellen  aber  nur  in  Folge  der 
ihnen  allgemein  zu  Tlieil  gewordenen  .Anerkennung,  sind  didier  liistoriseli 
begriindeies  Recht,  ausgeiirägt  in  den  Gesetzen  und  der  Sitte,  jedocli  nicht 
olme  eine  concrete  Formation  und  ohne  Beimiscliung  eigenlliümliche.r  aus 
der  Nationalität  eines  Jeden  Volkes  hervorgehender  Elemente.  Die  Römer 
nannten  jene  allgemein  verbreiteten  Redilsnoniien  jus  yenlium  im  Gegensatz 
des  eigentiiuralichen  Rechtes  jede.s  Sla.ates,  das  sie  alsj'i/A-  uniuscijust/ue 
civitatis  jus  emk  Itiessen,  und  befolgten  es  iiiebt  als  ein  unmittelbar  geltendes 
Vemunflrccht , sondern  als  ein  jus  quad  naturuHs  ratio  apud  omiws  ycnies 
peraeqiic  coustituit.  Das  jus  tjentium  war  kein  aid  dem  Wege  der  speku- 
lativen Alisiraktion,  sondern  auf  dem  der  historiseben  Vergleichung  gefun- 
denes jus  commune  omnium  gentium  * ). 

C.  Ob  und  in  wie  weit  die  Billigkeit’)  als  eine  Reclitsqiielle  be- 


1)  Sehr  klar  spricht  sich  Ober  diese  Natur  der  Sache  ThocI  aus  a.  a.  0.  S-  571. 

2)  Mehr  davon  unten  in  $.  3S. 

3)  Man  hat  eigene  Bücher  und  Abhandlungen  Ober  die  Billigkeit  im  Rechte  ge- 
kchrieheti,  unter  welchen  besonders  zu  beachten  sind:  Jordan,  über  die  Billig- 
keit bei  Entscheidung  der  RechUfälle.  büUingcn  1804.  1813.  2 Bünde. — Al- 
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trachtet  werden  könne,  ist  unter  den  Reciitsgcleiirtcn  um  so  mehr  bestrit- 
ten, als  man  sogar  über  den  BegriiT  und  das  Wesen  der  Billigkeit  nicht 
einig  ist  ‘ ). 

Es  ist  daher  vorerst  nütliig,  diesen  BegrilT  oder  vielmehr  die  Idee 
der  Billigkeit  näher  zu  bestimmen.  Sic  ist  zunächst  aus  ihrem  Gegenlheil 
erkennbar.  Unbillig  ist  olTenbar  alles,  was  die  Idee  der  (Gerechtigkeit  ver- 
letzt, Unbilligkeit  (ifäquitas)  ist  also  Ungerechtigkeit,  Unrecht*).  Man  wird 
demnach  auch  das  Vcrfaliren  aus  Billigkeitsrücksichlen  oder  Billigkeits- 
gründen  nicht  als  ein  aus  Rücksichten  des  Wohles  ungestellles , als 
etwas  philanthropisches  auffassen  dürfen*),  sondern  als  ein  vom  Stand- 
punkte der  Gerechtigkeit  aus  unternommenes  * ) , und  zwar  als  ein  solches, 
welches  in  zwei  IlauplIUllen  Platz  greifen  kann.  Ucr  erste  findet  statt, 
wenn  man  die  Anwendung  einer  Rechtsnorm  in  einigen  unter  ihr  begriffenen 
Fällen,  weil  sie  zu  einer  innern  Ungerechtigkeit  führen  würde,  suspendirl. 
Man  beschränkt  dann  die  Rechlsregel  aus  Rücksichten  der  Billigkeit*). 
In  solchen  Fällen  spricht  man  von  einem  Streite  zwischen  dem  stren- 
gen Rechte  und  der  Billigkeit,  und  versteht  unter  jenem  ira  Gegensatz 
zu  dieser  nichts  anders,  als  die  mit  streng  logischer  Consequenz  durchge- 
führtc  Anwendung  eines  Rechtssalzes*).  Es  kann  aber  ein  Gesetzgeber 
auch  dadurch  die  Billigkeit  verletzen , dass  er  bei  der  Regulirung  socialer 
Verhältnisse  einen  der  Gerechtigkeit  nicht  gemässeu  allzu  harten  Maass- 
slab  anlegl,  in  welchem  Falle  man  von  einem  (schon  an  sich)  strengen 
oder  vielmehr  zu  strengen  oder  harten  Rechte  spricht.  Hier  ist  die  in 


brecht,  die  Stellung  der  AegHituM  in  der  Tlieuric  des  Civilreclils.  bresden 
1S34,  und  Harltcr  iiii  civ.  Archiv  Bd.  29.  p- 253  u.  Bd.  30  S.  377. 

Die  im  Text«  gegebene  Durstelliiiig  ist  eine  Weiterfillirung  vou  des  Verfas- 
sers Auflassung  des  Billigkeilsbegriflcs  in  seiner  Kechlsphilosophie  S.  267':- 69 

1)  Manche  setzen  die  Billigkeit  als  das  .Moraliscliu  dem  Recht  als  dem  Juristischen 
entgegen. 

2)  Bekanntlich  sagt  es  auch  Ciceru  de  Offie.  1.  9. 

3)  Dies  thut  unter  Andern  noch  Piichta,  Vorlesungen  $.  21  und  Harltcr,  über 

Bonum  et  Aegunm  iin  Arclüv  für  Civilpraxis  Bd.  29.  S.  2B3. 

4)  Das  Wort  HiU  (ilas  nucli  jetzt  im  Englischen  (iesetz  lieisst)  soll  im  Miltelaller 

gleichbedeutend  mit  Kecht  gewesen  sein,  (iaupp,  deutsche  Slüdlevcrfussung 

s.  106  r. 

5)  Darauf  deutet  Donal.  zu  Terelit.  Adelph  I.  1.  V.  26  hin,  indem  er  sagt: 

Inter  jue  et  aegnUntent  hoc  intereet.  Jus  ett , gnod  omnin  recia  et  in- 

flexihilin  e.rigit,  neguitai  ett,  gune  de  jure  uinlta  reuiittil. 

6)  Schilling  S.  30  nennt  daher  die  Billigkeit  die  Ausgleielmng  des  strengen 
Rechts  mit  dem  moralischen  Prinzip  und  dem  natürlichen  Kechtsgcfüld. 
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der  als  Recht  rormcil  sanctionirten  Norm  enthaltene  Unbillig:keit  ein  die 
Anforderungen  der  strengen  Gerechtigkeit  verletzendes  Unrecht  {Jut 
iniquum). 

Es  gibt  aber  noch  einen  zweiten  Hauptfall  oder  vielmehr  eine  Klasse 
von  Fällen,  in  welchen  von  Billigkeit  die  Rede  ist,  ohne  dass  an  einen  Ge- 
gensatz derselben  zum  strengen  Recht  gedacht  wird,  nämlich  der,  für  wel- 
chen eine  durchgreifende  Rechtsregel  entweder  gar  nicht  möglich  ist  oder 
nicht  besteht >),  oder  deren  normirendes  Prinzip  nicht  die  nöthige  Be- 
stimmtheit hat  oder  zweifelhaft  ist,  oder  in  welchem  die  faktischen  Ver- 
hältnisse nicht  in  jeder  Beziehung  klar  durchschaut  werden  können  oder  wo 
diese  so  beschaffen  sind,  dass  auf  keiner  Seite  der  Betheiligten  überwiegende 
Gründe  für  die  Ansprüche  des  einen  oder  des  andern  sprechen,  oder  so 
gestaltet,  dass  diese  gegenseitigen  Gründe  nicht  gehörig  ermittelt  werden 
können  und,  wenn  einem  dem  andern  gegenüber  Alles  zugesprochen  würde, 
die  Idee  der  Gerechtigkeit  verletzt  werden  würde. 

In  allen  diesen  Fällen,  die  einen  wesentlich  individuellen  Charakter 
haben,  findet  daher  ein  gegenseitiges  Abwägen  und  Compensiren  der  für 
den  einen  oder  für  den  andern  Betheiligten  sprechenden  Gründe  Statt,  die 
Jedoch  zu  keiner  vollständigen  Ausgleichung  führt,  so  dass  man  genöthigt 
ist,  an  das  was  sich  der  Idee  der  Gerechtigkeit  am  meisten  nähert,  sich 
zu  halten*),  und  als  das  für  den  Fall  Massgebende  auszusprechen.  Das 
Billige  ist  daher  hier  das  approximativ  der  Gerechtigkeit  Gemässeste*). 

Die  Anhaltspunkte  für  den  das  billige  Recht  Aufsuchenden  liegen 
immer  in  den  Eigenthflmlichkciten  und  Nebenumständen  des  zu  beurtheilen- 
den  Verhältnisses:  so  dass  er  das  für  Recht  erklärt,  was  der  Natur  des 
individuellen  Falles  gemäss  ist,  ohne  dass  jedoch  bei  dessen Constituirung 
so  verfahren  werden  konnte,  wie  die  mit  logischer  Schärfe  angewandte 
Rechtsidee  es  verlangt  hätte.  Es  ist  daher  richtig,  wenn  Puchta  S.  49 
die  Billigkeit  für  die  Berücksichtigung  der  Individualität  in  dpn  Personen 
oder  in  den  Verhältnissen  erklärt,  aber  keine  vom  Standpunkte  des  Woh- 
les, des  Wohlwollens  oder  der  Humanität  ausgehende,  sondern  eine  solche, 
die  entweder  ein  gerechteres  Recht  an  die  Stelle  des  Unrecht  werdenden  in 
einem  individuellen  Falle  setzt,  und  daher  das  Wohl  dessen  schützt,  der  in 


1)  Auf  einen  Fall  dieser  Art  bezieht  sich  die  Acusserung  des  römischen  Juristen 
fr.  14.  D.  44.  3.  (de  divert.  prmeter.) 

2)  Daher  wurden  die  Entscheidungsrichter  in  den  sog.  bonae  fidei  judiän,  wobei 
die  Inbctrachtnahnie  aller  Umstände  des  Falles  vorgesebricben  war,  dies  zu  thun 
durch  die  in  ihrer  Instruktion  {formula)  gesetzten  Worte : Quantum  aequitu 
meliut  angewiesen. 

3)  Dies  sagt  auch  Cicero  de  Off.  1.  19:  Diffieillime  gutem  ett,  cum  pruettare 
omuihue  eancupieris,  tervare  aequitatem,  quae  ett  juttitiae 
proxima. 
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demselben  auf  eine,  durch  die  das  suurn  cuique  auch  für  ihn  verlangende 
Gerechtigkcilsidee  widersprechende  Weise  nicht  verletzt  haben  darf,  oder 
eine  von  der  Berüeksichligung  der  für  und  gegen  Jemanden  sprechenden 
in  der  Natur  der  Sache  liegenden  Gründe  ausgehenden  Beurlheilimg  indivi- 
dueller Fälle,  vermittelst  welcher  sich  aber  ein  streng  rechtlich  begründeter 
Anspnich  ableiten  lässt. 

Die  Billigkeit  ist  nach  dem  bisher  Gesagten  daher: 

a.  In  vielen  Fällen  ein  den  Gesetzgeber')  beim  Aufstellen  von 
Rechtsnormen  leitendes  Prinzip,  demgemäss  er  den  Rechtssatz  selbst  nicht 
mit  der  Schärfe  fasst,  mit  welcher  dieser,  hätte  man  ein  durchgreifendes 
Prinzip  formuliren  wollen,  hätte  gefasst  werden  sollen,  oder  der  Rechts- 
norm Ausnahmen  beifügt  für  Fälle,  in  welchen  ihre  Anwendung  eine 
ungerechte  Härte  gewesen  wäre,  oder  endlich  so  verFährt , dass  er  aus 
individuellen  Gründen  den  durch  die  Anwendung  einer  durchgreifenden 
Rechtsregel  auf  eine  der  Idee  der  Gerechtigkeit  widersprechende  Weise  zu 
Schaden  Kommenden  ein  Mittel  gestattet,  diesen  von  sich  abzuwenden, 
z.  B.  durch  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand.  Dergleichen  recht- 
liche Bestimmungen,  bei  deren  Sanktion  also  der  Gesetzgeber  selbst  den 
Grundsatz  der  Billigkeit  befolgt,  gibt  es  nicht  wenige  und  sie  haben  sogar 
den  allen  Rechtsregeln  zukommenden  Charakter  der  Allgemeinheit,  ol>- 
gleichsie  als  exceplionclle  Beschränkungen  eines  hohem  allgemeineren 
Rechtssalzes,  also  als  singuläre*)  d.  h.  aus  der  Individualität  der  Fälle, 
für  welche  sie  gemacht  sind,  hervorgegangene  besondere  Bestimmungen 
erscheinen. 

b.  Es  gibt  ferner  ein  bei  der  Auslegung  der  Gesetze  einlrelendes  Ver- 
fahren aus  Billigkeitsgründen,  wenn  nämlich  dieselben  auf  eine  für  die 
bei  den  durch  sic  regulirlen  Verhältnissen  belheiliglen  Personen  mehr 
günstige  oder  weniger  drückende  Weise  .ausgelegt  werden,  als  sie  mit 
logischer  Strenge  ihrer  Fassung  gemäss  hätten  ausgclegt  werden  können. 

c.  Endlich  gibt  es  Fälle,  in  welchen  der  die  Rechtsnormen  Anwen- 


1)  M.'in  pflegt  auch  strenges  und  billiges  Recht  sich  cnigcgcnzusetzcn , daher 
auch  strenge  und  billige  («der  milde)  Gesetze.  Neuerdings  hat  Thöl, 
Einleitung  etc.  §.  38  diese  Eintheihmg  für  durch.ms  verwerflich  erklärt  und 
bekämpft.  Allein  in  dem  Sinne  gibt  cs  doch  strenge  Gesetze,  da.ss  entweder 
der  Gesetzgeber  Rechtsverhältnisse  auf  eine  strenge  die  rechtliche  Freiheit  mehr 
beschränkende  Weise  ordnet , als  es  die  Idee  der  Gerechtigkeit  verlangt , oder 
dass  er  auch  für  solche  Fälle  die  .ülgemeinc  Norm  seines  Gesetzes  angewendet 
hüben  will,  wo  dessen  Anwendung  eine  Unbiliigkeit  ist.  Gesetze,  in  welchen 
der  Gesetzgeber  dagegen  von  der  Billigkeitsidee  sich  bestimmen  liess,  werden 
gewiss  ein  billiges  Recht  sanctioniren. 

2)  Dass  cs  noch  andere , nicht  auf  Gründe  der  Biliigkcit  sich  stützende  singuläre 
Rechtsnormen  gibt,  wird  in  $.  3S  ausgeführt  werden. 
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dende  durch  Billigkeilsgründe  bestimmt  wird,  von  der  Strenge  der  logi- 
schen Consequenz  abzuweichen  und  die  Beiheiligten  auf  eine  ihnen  günstige 
Weise  zu  behandeln. 

Dies  hat  Statt : 

a.  Wenn  er  z.  B.  Strafgesetze  in  Fällen,  wo  ihre  Anwendung  Unrecht 
sein  würde,  nicht  anwendet,  sondern  andere  dem  zu  Verurtheilenden  gün- 
stigere entweder  aus  Gründen,  die  die  Gesetzgebung  selbst  zulässt,  oder 
in  Folge  des  Begnadigungsrechts,  w-enn  ihm  diess  zusteht,  und  er,  wie 
man  zu  sagen  pflegt,  Gnade  für  Recht  ergehen  lässt. 

ß.  Wenn,  wie  schon  gesagt  worden,  der  zu  entscheidende  Fall  so 
beschalTen  ist,  dass  weder  ein  allgemeines  durchgreifendes  Rechtsprinzip 
auf  denselben  Anwendung  findet,  noch  nach  der  Natur  der  Sache  eine 
strenge  Würdigung  oder  Beurtheilung  desselben  möglich  ist,  sondern  nur 
nach  der  gegenseitigen  Abwägung  der  Gründe,  die  für  den  einen  und  der- 
jenigen, die  für  den  andern  Betheiligten  sprechen,  eine  sich  so  viel  wie 
möglich  der  Idee  der  Gerechtigkeit  annähernde  Entscheidung  gegeben  wird. 

Die  Billigkeit  kann  daher  nicht  als  eine  eigene  subsidiäre  Rechlsquelle 
den  andern  Rechtsquellcn  entgegengesetzt  werden,  sondern  ist  ein  sowohl 
bei  der  Abfassung  als  bei  der  Auslegung  und  Anwendung  der  Gesetze  und 
bei  der  Beurtheilung  von  Rechtsverhältnissen , die  lediglich  nach  der  Natur 
der  Sache  zu  entscheiden  sind,  eintrelendes  Verfahren  des  Gesetzgebers, 
des  Richters  oder  des  eine  Rechtsfrage  behandelnden  Rechlsgelehrten,  bei 
welchem  kein  strengjuristisches  Denken  Slalt  hat,  sondern  das  als  gerecht 
sanktionirt  oder  ausgesprochen  wird,  was  unter  Berücksichtigung  der  in- 
dividuellen Lage,  der  faktischen  Verhältnisse  als  der  Idee  der  Gerechtigkeit 
am  annäherndsten  gemäss  erscheint'). 


VI.  Capitel. 

Venckie4eakril  der  ReckUnsniH. 

Allgemeine  Einlheilungen  derselben*). 

34.  Vergleicht  man  die  möglichen  oder  bei  einem  Volke  gellenden 
Rechtsnormen  untereinander,  so  erkennt  man  leicht  Gegensätze  und  Ver- 
schiedenheiten unter  ihnen.  Man  hat  desshalb  auch  Einlheilungen 


1)  Die>  bemerkt  sehr  richtig  auch  Sehilliag,  Lehrbuch  der  Institutionen,  Bd.  II. 
S.  37,  indem  er  sagt;  Die  mequit a$  gehört  nicht  sowohl  2u  den  Formen  der 
Sussern  Darstellung  des  Rechts,  sondern  ist  vielmehr  (insofern  sie  zu  den  Rechts- 
quellen gerechnet  werden  kann)  eine  ideelle  Rechtsquelle,  ein  leitendes 
Prinzip  für  Gesetzgebung  und  Rechtspflege. 

2)  Tböl,  Einleitung  in  das  dsutsebe  Privatreeht  $.  33  — 39.  44  — 48. 
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des  Rechts  (im  objecliven  Sinn  des  Worts)  durch  Zurückführung;  der 
Rechlssätze  anf  Hauptarten  gemacht,  deren  einige  theils  schon  beleuchtet, 
theils  crwälint  werden  mussten').  Hier  die  Angaben  der  verbreitetsten 
dieser  Einlheilungen. 

A.  Nach  dem  Umfange  ist  alles  Hecht  entweder  allgemeines  oder 
besonderes;  das  letzte  geht  dem  ersten  immer  vor*),  weil  es  ja 
gerade  bestimmt  ist,  das  allgemeine  Recht  zu  beschränken,  zu  modifleiren 
oder  theilweisc  aufzuheben.  Man  kann  drei  Hauptarten  des  besonderen 
Rechts  oder  vielmehr  drei  Hauptgegensätze  solcher  und  der  als  allgemein 
geltenden  Rechlsgrundsätze  unterscheiden,  nämlich  den  geographisch-terri- 
torialen des  Gemeinen  und  des  Particular-Rechls,  den  des  allge- 
meinen und  besondern  Rechts  bestimmter  Klassen  von  Personen, 
endlich  den  des  gemeinen  und  des  singulären  Rechts. 

B.  Seinem  Ursprung  nach  theilt  man  das  Recht  in  sog.  Natur-  und 
positives  Recht,  und  dieses  theils  in  göttliches  und  menschliches, 
theils  in  fremdes  und  einheimisches  oder  rceipirtes. 

C.  Nach  dem  Gegenstände  d.  h.  nach  den  socialen  Verhältnissen, 
welche  durch  die  Rechtsnormen  regulirt  werden,  theilt  man  es  in  Privat- 
iind  in  öffentliches  Recht  und  dieses  in  eine  Anzahl  Zweige,  die 
weiter  unten  §.  48  aufgeführt  und  im  zweiten  Thcil  dieser  Encyclopädie 
beleuchtet  werden  sollen. 

Gemeines  und  Particular-*)  und  allgemeines  und  besonderes 

Recht. 

35.  Die  Eintheilung  in  gemeines  und  Particularrecht  com- 
mune  et  partieuhtre)  ist  in  den  Ländern  entstanden,  in  welchen  das  ganze 
Rechtsgebiet  wieder  in  mehrere  Rechtsgebietc  gctheilt  ist,  und  neben  einem 
über  das  Ganze  sich  erstreckenden  und  für  dasselbe  als  allgemein  gellend 
sanctionirten  Recht  in  einzelnen  Provinzen,  Bezirken  oder  noch  kleineren 
Oerllichkeitcn  Rechtsnormen  Geltung  haben,  welche  Abänderungen  jenes 
allgemeinen  Rechts  enthalten.  Die  Eintheilung  war  vor  allem  im  deutschen 
Reiche  practisch  wichtig,  weil  die  Territorien  der  Particularrechte  meistens 
eigene  Staaten  geworden  waren,  während  das  gemeine  Recht  das  des 
ganzen  Reichs  war*). 


1)  Es  war  drshalb  die  Rede  von  der  Eintheilnng  des  Rechts  in  geschriebenes 
und  nichtgescli  riehenes;  absolut  gebietendes  und  vermittelndes. 

2)  !h  Iota  jure  geueri  per  epeeiem  derogatur  F.  80.  D.  50.  17.  (/>«  reg. 
Jur.) 

3)  Vergl.  Th51,  Einleitung  in  das  deutsche  Privatrechl  J.  46  — 47. 

4)  ln  Frankreich  hiess  man  einst  das  gemeine  Recht  /«  droit  eommun  de  la  Frottee, 
das  partjculire  tu  Coutume,  weil  dies  in  der  Regel  in  einer  Aufzeichnung  des 
Gewohnheitsrechts  des  einzelnen  Landes  oder  der  einzelnen  Ocrüichkeit  bestand. 
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Als  Land-  oder  Sladl-  ja  sos:ar  als  Dorfreclil  besonders  aufge- 
zeiclinet  bcgTiff  das  Parlicularrecht  auch  viele  gemeinrechtlich  geltende 
Normen,  die  man  um  deren  Geltung  grössere  Gewissheit  zu  verschaffen 
oder  aus  sonst  einem  Grunde  nochmals  besonders  sanctionirle.  Der  Ge- 
gensatz des  gemeinen  und  Parlicularrechls  war  daher  ein  formeller  und 
bestand  in  der  Sanction.  Ein  als  Reichsrecht  sanclionirler  Rechtsgrundsatz 
war  gemeines,  ein  als  Land-,  Sladl-  oder  Dorfrecht  sanclionirler  Particu- 
larrecht,  gleichviel  ob  sic  gleichen  oder  verschiedenen  Inhalts  waren. 

ln  matcriellcF  Beziehung  war  in  dem  Parlicularrecht  aller  deutschen 
Länder  viel  gemeines  Recht  enthalten ' ) ; ja  sie  stimmten  auch  noch  darin 
mit  einander  überein,  dass  viele  und  zwar  germanische  particularrcchlliche 
Bestimmungen  sich  überall  wieder  fanden , also  den  meisten  deutschen 
Ländern  gemeinsam  waren.  Daraus  hat  man  und  zwar  nicht  erst  in 
unsern  Tagen  einen  neuen  Begriff  des  gemeinen  Rechts  Deutschlands  zu 
bilden  begonnen  * ) , d.  h.  alle  den  verschiedenen  deutschen  Ländern  ge- 
meinsame Rechtsnormen  für  gemeines  Recht  erklärt,  gleichviel  ob  sie  for- 
mell für  ganz  Deutschland  sanctionirle  Rechlssatzungen  seien,  oder  solche, 
die  dadurch  den  Charakter  der  Allgemeinheit  erhalten  hätten,  dass  sie  in 
allen  Particularrechten  sich  wieder  linden.  .MIein  im  technischen  Sinne 
dürfen  die  Rechtsnormen  der  letzten  Art  nicht  für  gemeines  Recht  ange- 
sehen werden;  sic  bedürfen,  um  Gesetzeskraft  zu  haben,  eines  besondern 
Geltungsgrundes  und  daher  des  Nachweises,  dass  sic  in  dem  Lande,  wo 
man  sic  anwenden  will , wirklich  als  Recht  desselben  auf  irgend  eine 
Weise  gellend  geworden  seien;  und  cs  genügt  nicht  zu  zeigen,  dass  eine 
solche  Rechtsnorm  in  allen  andern  oder  den  meisten  deutschen  Ländern 
gelte,  während  dieselbe  im  Lande,  wo  man  sic  an  wenden  möchte,  auf  keine 
Weise  sanclionirt  ist. 

Dagegen  gibt  es  in  dem  Sinne  ein  allgemeines  (germanisches)  Recht, 
dass  allen  deutschen  Rechlsinslitulionen  eine  gemeinsame  Rechlsanschauung 
zu  Grunde  liegt,  die  sich  in  den  sie  formell  normirenden  parlicularrechl- 
lichcn  Normen  wieder  findet  und  zwar  so,  dass  nur  hieraus  das  Wesen 
und  der  Charakter  jener  Institutionen  verstanden  und  richtig  erklärt  werden 
kann.  Als  unmittelbar  gellendes  gemeines  Recht  besteht  cs  aber  nur  in 
80  weit,  als  es  allgemeines  Gewohnheitsrecht  geworden  ist*). 


1)  Sehr  richtig  l>omcrkl  Thöl  S.  123:  Ein  in  der  Form  des  Particulargesetzcs  er- 
scheinender Reclitss.'ilz  ist  seinem  Inhalt  nach  zuweilen  gemeines  Kecht,  aber 
die  Form  macht  ilm  durchweg  za  einem  p.orticularen  Recht;  er  ist  particulär  be- 
festigt. 

2)  Thöl  nennt  dieses  das  allgemeine  Recht,  dessen  BegrilT  mit  dem  des  gemeinen 
Rechts  nicht  zu  verwechseln  sei. 

3)  S.  liiorübcr  Gerber,  d.is  wissenschaniichc  Prinzip  dez  gemeinen  deutschen 
Rechts.  Jena  1846.  S.  227  fg. 
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Was  das  Verhällniss  der  Normen  des  Gcnieinrcchls  ziim  parlieiilären 
Recht  belrifll,  so  können  jene  entweder  den  Charakler  absolut  jrebielcnder 
oder  den  blos  vermittelnder  nechlssiilze  haben:  je  nachdem  sic  enige 
genstehendc  Bestimmungen  des  l'articularreehls  ausscliliessen  oder  nicht. 
Im  letzten  I<'allc  gestaltet  sich  d;is  Verliällniss  der  zwei  Heehtsquellen  so, 
dass  das  gemeine  Recht  nur  maassgebend  wird , wenn  das  Partieiilarrecht 
keine  Bestimmungen  enthält : cs  wird  dann  sog.  subsidiäres  Recht  * ). 

b.  Das  Recht  kann  dadurch  ein  besonderes  sein,  dass  cs  nur  das 
gewisser  Klassen  von  Personen  ist.  Man  hat  aber  keinen  eigenen  tech- 
nischen Ausdruck,  um  diese  Art  des  besonderen  Hechts  zu  bezeichnen, 
sondern  nur  die  allgemeine  Benennung  jus  specifile  im  Gegensatz  des  ge- 
wöhnlichen Rechts  [jus  getierulc)  *).  Ein  besonderes  Recht  dieser  Art  ist 
das  Handelsrecht,  das  Militärreclit,  das  sog.  Pri vatfürslen- 
rccht.  Der  Gegensatz  die.«er  Arten  des  besonderen  Rechts  zum  allge- 
meinen ist  kein  vollständiger,  sondern  ähnlich  dem  des  Particular-  und 
des  gemeinen  Rechts  Deutschlands,  indem  das  jenen  Klassen  von  Personen 
cigenthumliehe  eine  Anzahl  Rechtsnormen  enthält,  welche  auch  eine  ge- 
meinrechtliche Geltung  haben.  In  wie  weit  sie  den  Bestimmungen  des 
allgemeinen  Rechts  entgegen  sind,  bilden  sic  eine  Art  des  sog.  singulären 
Rechts,  zu  dessen  Beleuchtung  wir  übergehen. 

Jus  Commune  und  Singulare. 

36.  Vergleicht  man  die  Rechtsnormen  sowohl  des  gemeinen  .als  des 
particul.ären  Rechts  (oder  des  Rechts  eines  besondern  Standes)  unterein- 
ander, so  ergiebt  sich  aus  dieser  Vergleichung  auch  das  Resullat,  dass 
dieselben  zu  ein.ander  entweder  in  einem  Subordinations  - oder  Coordina- 
tions-Verhältniss  stehen.  Das  Letzte  hat  Statt,  wenn  von  einander  unab- 
hängige, jede  für  die  durch  sie  zu  regulirenden  Zustände  oder  Verhältnisse 
ma.assgebende , Satzungen  nebeneinander  herlaufen,  ohne  sonst  einen  Ge- 
gensatz zu  bilden,  z.  B.  die  den  Kaufvertrag  regulirenden  Bestimmungen 
neben  den  über  den  Mielh vertrag,  oder  die  über  den  Societäls vertrag  gel- 
tenden neben  den  über  das  Mandat  u.  s.  w.  Ein  Subordinationsverhällniss 
ist  vorhanden,  wenn  Rechtsnormen  nichts  anderes  sind  als  Folgerungen  aus 
einer  andern  höheren  Rechtsnorm;  sie  bilden  dann  mit  dem  Prinzip  selbst 
aus  dem  sie  fliessen  ein  konsequentes  Recht.  Sic  sind  secundäre  Rcehts- 
sätze,  während  der  höhere  der  primäre  ist:  als  der  raüo  dieses  gemässe 
Sätze  hat  m.an  sie  meistens  sehr  bezeichnend  normale  Rechtsgrimdsätze 


1)  Thöl  S.  48. 

2)  ln  den  Lehrbüchern  wird  die  Einlheilung  in  jus  generale  und  speeiale  auch 
wohl  so  erkl.lrl,  dass  unter  jenem  d.is  .•»llgenieine , unter  diesem  das  I.ocairccbt 
und  die  durch  Personalverfügungen  erlheillcn  Hechle  bogiiflen  werden.  Schil- 
ling, Lehrbuch  der  Institationcn  $.  14. 
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genannl^).  Zwischen  beiden  Arien  von  Rechtsnormen,  sowohl  den  coor- 
dinirten  als  den  subordinirlcn , koninit  aber  in  allen  Rechtssyslemen  eine 
Drille  vor,  die  ihres  eigenthiimlichen  Charakters  wegen  durch  eine  eigene 
Benennung  bezeichnet  wird  und  auch  rücksichtlich  ihrer  praktischen  Folgen 
von  jenen  durchaus  zu  unterscheiden  ist.  Wenn  nämlich  einer  als  leilcn- 
tendes  Prinzip  aufgeslelllcn  Rechlsregcl  eine  Ausnahme  beigelügt’  ist,  so 
wird,  obgleich  die  durch  diese  Ausnahme  abweichend  normirlen  Fälle  zur 
Kategorie  der  durch  das  allgemeine  Prinzip  regulirten  gehören,  das  Sub- 
ordinalionsvcrhällniss  gestört  und  eine  der  ratio  des  Prinzips  cnlgegen- 
laufende  Norm  sanctionirl.  Eine  Norm  dieser  Art  haben  die  Römer  ,Jus 
sinffulare“  genannt,  im  Gegensatz  zu  dem  als  Regel  gellenden  Jus  com- 
mune; die  Franzosen  heissen  singuläres  Recht  sanctionirendc  Gesetze 
lois  exceptionelles,  und  die  entgegengesetzten  lots  du  droit  commm,  und 
neuestens  hat  man  in  Deutschland  die  Natur  solcher  Rechtsnormen  am 
geeignetsten  durch  die  Benennung  anomales  Recht  bezeichnen  zu  sollen 
geglaubt*),  welche  Bezeichnung  einen  entschiedenen  Gegensatz  zu  der  des 
normalen  Rechts  bildet  Noch  genauer  glaubte  man  diesen  Gegensatz 
durch  die  Benennungen  consequentes  und  inconscquenlcs  Recht 
zu  charakterisiren  *). 

Zur  Aufhellung  dieser  wichtigen  in  alle  Rechlslheilc  eingreifenden  Ein- 
Iheilung  der  Rechtsnormen  haben  wir  zu  bemerken:  dass  alle  Rechtsver- 
hältnisse und  alle  Rechlsinslitute  durch  gewisse  fundamentale  ihr  ganzes 
Wesen  bestimmende  Normen  regulirt  werden,  die,  als  der  Natur  und  Be- 
stimmung des  Verhältnisses  oder  des  Institutes,  dem  i«Ao«  desselben  ge- 
mäss , für  die  der  Rechlsidee  am  richtigsten  entsprechenden  angesehen 
und  dalier  auch  als  mit  der übereinstimmend  gehalten  werden  *). 

Der  Inbegriff  aller  dieser  naturgemässen  Rechtsnormen  bildet  das 
regelmässige  normale  Recht  eines  Volkes,  sein  jus  commune  (in  diesem 
Sinne  des  Worts).  Allein  das  letzte  hat  bei  keinem  Volke  eine  aus- 
nahmslose Geltung,  Es  ist  schon  ausgeführt  worden,  wie  nicht  selten 
durch  eigene  Verfügungen  aus  Billigkeitsgründen  die  Anwendung  desselben 
ausgeschlossen  wird,  damit  es  allzu  consequenl  durchgetührt  nicht  in  Un- 
recht umschlage  (§.  33).  Allein  es  werden  auch  oft  aus  andern  Gründen 
Ausnahmen  des  regelmässigen  Rechts  festgeslelll,  nämlich  aus  philanthro- 
pischen oder  aus  Nülzlichkeilsgründen , weil  durch  eine  consequente  Durch- 


t)  V.  Savigny,  Sjsicm  I.  S.  58  fg. 

2)  V,  Savigny,  System  I.  S.  59. 

3)  TIiöl,  Einleitung  in  d.as  deutsche  Privatrecht  J.  39. 

4)  Daher  sagt  Julian  I.  15.  D.  1.  3.  (rf«  leg.)  von  den  dem  jar«  eommune  ent- 
gegenstehenden Reehtssätien : In  his,  quat  rontra  rationem  Juris  constituta 
sunt,  non  possumus  sri/ui  regulam  furis;  d.  h.  singuläre  Bestimmungen 
dürfen  nicht  als  ein  Ausfluss  dessen  gelten,  was  dem  Prinzip  nach  Rechtens 
sein  sollte  ; sind  daher  nicht  gleicli  dem  regelmässigen  Recht  zu  behandeln. 
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rOhning:  eines  Prinzips  (zwar  nicht  das  Recht  verletzt  aber)  oft  das  Wohl 
gefährdet  würde.  Daher  beruht  das  für  solche  Aiisnahmsnillc  sanctionirte 
anomale  Recht  entweder  auf  der  als  Billigkeit  wirkenden  Idee  der  Gerech- 
tigkeit oder  auf  einem  Nützlichkeits - oder  dem  (philanthropischen)  Huma- 
nitäts-Prinzip')- Uebrigens  darf  iiuin  nicht  jedes  sog.  inconsequente  Recht 
ein  singuläres  heissen,  obwohl  dieser  Begriff  auch  als  relativer  aufgefasst 
werden  kann;  denn  wenn  einer  Ausnahme  wieder  eine  Ausnahme  beige- 
fügt ist,  die  (in  gewissen  Fällen)  die  Regel  wieder  herstellt,  so  enthält 
diese  zweite  Ausnahme  wieder  eine  normale  Rechtsbestimmung : doch 
kann  die  Ausnahme  der  Ausnahme  gleichfalls  den  Charakter  eines  singu- 
lären Rechts  haben*). 

Was  die  Anwendung  singulärer  Rechtsnormen  betrifR,  so  liegt  es  in 
der  Natur  der  Sache,  dass  dieselben  streng  auf  die  Falle  beschränkt  wer- 
den müssen , für  welche  sic  sonctionirt  sind ; in  allen  andern  gilt  ja  das 
regelmässige  Recht;  auch  kann  desshalb  schon  von  einem  analogen  Her- 
überziehen des  Ausnahmegesetzes  nicht  die  Rede  sein,  weil  es  für  die 
durch  das  Normalrecht  regulirlen  Fälle  nicht  an  einer  Rechtsregcl  gebricht. 
Es  wäre  eine  solche  Erweiterung  eine  directe  Auflehnung  gegen  den  Willen 
des  Gesetzgebers.  Was  aber  die  Auslegung  anomaler  Rechtsnormen  be- 
trifft, so  ist  bei  ihnen  weder  die  irUerpretalio  restrictiva  noch  die  Merprelatio 
extensiva  ausgeschlossen ; wenn  es  nämlich  erwiesen  ist , dass  der  Gesetz- 
geber das  im  Gesetze  gebrauchte  Wort  im  weiteren  Sinne  genommen,  oder 
eine  über  den  Wortsinn  desselben  hinausgehende  Verfügung  zu  zu  machen, 
entschieden  die  Absicht  hatte*),  so  muss  dieselbe  dem  Willen  des  Gesetz- 
gebers gemäss  ausgelegt  werden,  obwohl  sie  eine  exceptionelle  ist.  Die 
durch  singuläre  Rechtsnormen  für  gewisse  Klassen  von  Personen,  Sachen 


1)  £•  ut  anrichtig,  alle*  »inguläre  Recht  aus  der  Billigkeit  oder  aas  der  Idee 
des  Wohls  herlciten  lu  wollen ; es  kann  offenbar  aus  Jedem  der  drei  höchsten 
leitenden  Gesetze  des  socialen  Willens  ($.  6)  stammen. 

In  fr.  16  D.  I.  3.  s.-igtPaulus  : Jum  tingulare  ett  quod  contra  rationem 
Juri*  eomtitutum  ett  propter  aliquam  utilitatem  auetoritate  eontti- 
tuentium.  Allein  diese  utilitat  kann  von  der  verschiedensten  Art  sein. 

Wenn  die  römischen  Juristen  häuRg  sogen ; es  werde  utilitatii  oder  neeet- 
litatii  eanta  eine  Klage  oder  ein  Recht  gestattet,  was  nach  der  strengen  Con- 
sequenz  nicht  möglich  wäre,  so  deuten  sic  häulg  an,  dass  es  aus  BilligkeilS' 
gründen  geschehe , d.  h.  weil  es  der  Rechtsidee  zuwider  wiire  — allzu  consc- 
quent  zu  sein.  Daher  auch  die  allgemeine  Aeusscrung  in  fr.  23.  $.  3.  D.  40.  5. 
{ße  fideicom.  Libert.) , wo  es  heist;  mutta  jure  eivili  contra  rationem 
diepatantiam  pro  utilitate  eommnni  reeepta  ette,  innttmeraiilibut 
rebut  probari  potett. 

2)  Viel  Scharfsinniges  öher  dies  alles  sagt  T h ö I a.  a.  0.  g.  99. 

3)  Sehr  klar  zeigen  dies  alles  v.  Savigny,  System  I.  S.  295  u.  Pucbta,  Vor- 
lesungen I.  g.  21  a.  E. 
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oder  GeschäIXe  feslpeselzlen  besondem  Rechle  werden  Privilegien  genannt, 
aber  nicht  in  dem  Sinne,  in  welchem  es  die  durch  eine  Spccialverfügung 
des  Souveräns  einem  Einzelnen  erlhcillen  Ucehtc  sind,  die  man  gteichlälls 
Privilegien*)  nennt;  sie  dürfen  mit  ihnen  nicht  in  eine  Klasse  zusammenge- 
worfen  werden,  sondern  sind  privilegia  jurix,  und  können  sowolil  günstige 
(favorahilia)  oder  ungünstige  (odiosaj  sein:  die  ersten  werden  auch  Ucclits- 
wohlthaten  (betteficia  juris)  (wie  z.  B.  die  Privilegien  der  Minderjährigen 
oder  der  Frauen)  genannt. 

Naturreclit  und  positives  Hecht. 

3T.  Die  Eintheilung  der  Kechtsnormen  in  Natur-  oder  Vemunftrecht 
und  positives  ist  dadurch  entstanden,  dass  man  für  den  Ausdruck yw 
naturale,  wofür  man  auch  jtts  naturae  sagte  * ),  einen  fest  bestimmten  Begriff 
finden  wollte.  Maji  kam  daher  zu  der  Ansicht,  dass  durch  den  der  mo- 
ralischen Natur  des  Menschen  immanenten  Hechtssinn  die  menschliche 
Vernunft  bestimmt  werde,  höchste  Hechlsprinzipien  zu  sanctioniren,  in  Folge 
welcher  allen  Menschen  sog.  angeborene  Reclitc  zuständen.  Man  fand 
Anfangs  (Grotius  1624  und  Pufendorf  1682)  ein  solches  Prinzip  in 
dem  angeborenen  Geselligkeitstriebe,  den  man  als  ein  höchstes,  die  mensch- 
Uclic  Vernunft  leitendes  und  als  völkerbindendes  Gesetz  aulfasste , und 
nannte  daher  .alles,  w:is  diesem  Ge.selligkeitstriebe  gemäss  sei,  natürliches 
oder  Naturrecht. 

Da  sich  aber  diese  sog.  Socialilätslheoric  als  ungenügend  erwies,  er- 
klärte man  (Chr.  Thomasius  1T08)  dasjenige  moralische  Pflichlgcbiet 
für  ein  solches  Princip,  nach  welchem  man  Andern  dasjenige  nicht  thun 
soll,  von  dem  man  nicht  wolle,  dass  sie  es  uns  thun.  Die  daraus  abgelei- 
teten Pflichten  erklärte  man  für  erzwingb.are , also  für  wirkliche  Hechls- 
pflichten.  Man  verliess  aber  auch  theilweise  diese  Deduction  und  erklärte 
mit  Wolf  für  Zwangspflicht  Alles,  was  der  Mensch  thun  müsse,  um  der 
höchsten  Pflicht,  sich  und  Andere  zu  vervollkommnen.  Genüge  zu  lei- 
sten und  das  zu  thun  man  dcsshalb  auch  berechtigt  sei.  Später  stützte 
man  (mit  Kant)  das  höchste  als  categorischcr  Imperativ  alle  Menschen 
verpflichtende  Rechtsprincip  .auf  die  dem  Menschen  als  Vernunftwesen  an- 
geborene Freiheit,  und  formulirle  es  so;  dass  (natürliches)  Hecht  alles  sei, 
was  geschehen  müsse,  damit  die  Freiheit  eines  Jeden  mit  der  Freiheit  Al- 
ler nach  einem  allgemeinen  Gesetze  bestehen  könne. 


1)  Gegen  ein  solches  früher  häufiges  Zusammen  weifen  beider  Begriffe  erklärt  sich 
sehr  energisch  v.  Savigny  a.  a.  0.  S.  65. 

2)  Die  Einllieilung  findet  sich  in  den  mi  isten  Lehrbüchern  des  römischen  Rechts, 
selbst  noch  bei  .Mühlcnbruch  $.  30,  ist  aber  gründlich  widerlegt  von  Kie- 
rulf  in  dessen  Theorie  di's  gemeinen  Civilrechts  Bd.  1.  S.  3 — 5 in  der  Note. 
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Allein  man  konnte  aus  allen  diesen  Prineipien  nur  die  jeden  Menschen 
in  seinem  Gewissen , also  nur  moralisch  liindende  Verpflichtung  ableiten, 
die  Andern  als  zur  Freiheit  benifene  Wesen  anzuerkennen  und  zu  behan- 
deln, und  desshalb  mit  ihnen  in  einen  rechtlichen  Zustand  zu  treten.  Da 
aber  eine  solche  Anerkennung  und  die  Fesstellung  eines  solchen  Zustandes 
stets  eine  historische  Thatsache  ist,  und  daher  jede  Rechtsordnung  etwas 
concretCs  und  die  sie  regulirenden  Nonnen  etwas  positives  sind,  so  ergiebl 
sich  mit  Nothwendigkeil,  dass  solch’  ein  von  selbst  gellendes  Natur-  und 
Vemunftrechl  keine  Realität  hat,  und  dass  es  daher  auch  keine  angeborenen 
Rechte  in  dem  Sinne  jener  Schriftsteller  geben  kann. 

Man  hat  nun  die  ganze  Theorie  der  Menschenrechte  als  eine  juri- 
stisch unhaltbare  aufgegeben  und  die  Eintheilung  in  Natur-  und  posi- 
tives Recht  verworfen  *)  (freilich  aus  verschiedenen,  nicht  immer  guten 
Gründen). 

Will  man  übrigens  die  Idee  eines  Vemunftrechts  aufrecht  halten , so 
kann  dies  dadurch  geschehen,  dass  man  ein  System  philosophisch  begrün- 
deter Rechtsansichten  als  ein  von  der  Vernunft  aufgestelltes  Rechtsideal 
dafür  erklärt,  welches  alle  Völker  zu  verwirklichen  hätten.  Allein  es  kön- 
nen die  Satzungen  desselben  nicht  eher  wirkliches  Recht  sein,  als  bis  sie 
bei  einem  Volke  eine  gesetzlich  bindende  Krall  erlangt  haben. 

Dagegen  kann  man  den  .Ausdruck:  natürliches  Recht  in  einer 
von  dem  obigen  Sinne  sehr  verschiedenen  Bedeutung  für  gewisse  Rechts- 
nonnen vindiciren.  Was  sich  nämlich  aus  den  nothwendigen  Grundbedin- 
gungen jedes  rechtlichen  Zustandes  oder  .aus  den  ge.schichtlich  gegebenen 
Grundlagen  eines  concreten  Gemeinlebens  von  selbst  ergiebt,  muss,  wenn 
es  auch  nicht  durch  einen  eigenen  Rechlssatz  ausdrückliche  Geltung  er- 
halten hat,  doch  als  mittelbar  s.anclionirtes  Recht  gelten,  weil  es  eine  n.a- 
tür liehe  Folge  anerkannter  rechtlicher  Verhältnisse,  ist  (vorausgesetzt, 
dass  es  nicht  durch  besondere  Bestimmungen  anders  normirt  ist.)  Desshalb 
kann  man  mit  Recht  .auch  .MIcs  aus  der  N.alur  der  Sache  gefolgerte  Recht 
natürliches  nennen,  doch  ist  es  dcmunge.achtel  positives Reeht,  das  sich 
von  andern  positiven  Rechtssätzen  nur  dadurch  unterscheidet,  dass  seine 
Geltung  nicht  auf  einer  besondern  Sanction  beruht,  sondern  diese  in  den 
durch  die  allgemeinen,  die  ganze  Rechtsordnung  eines  bestimmten  Staates 
regulirenden  Rechtsnormen  hat. 

Mit  dem  Eingangs  dieses  Paragraphen  envähnten  Jus  naturale  der  Rö- 
mer und  dessen  Entgegengesetzten  dem  jus  Ch  ile  endlich  hat  cs  eine  ganz 
andcrcBewandtniss  *).  Die  Römer  nannten  nämlich  die  bei  allen  cultivirten 


1)  Stahl,  RcchUphilosopbie  II.  1.  S.  178  IT.  und  v.  Savigny,  System  J.  48. 

2)  Sie  ist  sehr  geistreich  erklärt  und  beleuchtet  v.  Savigny,  System  B.  I.  S.  109 
ff.  und  Puchta,  Cursus  der  Institutionen  Nr.  I.XXXIll  — IV.  Vor  ihnen  hat 
Dirksen  mit  grosser  philologisch-historischer  Gelehrsamkeit  die  römischen  Bc- 
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Völkern  (populi  qui  legibus  e(  moribus  reguntur)  gemeinsam  befolgten 
Rechtsgrundsälze  jus  naturale  oder  jus  gentium.  Sie  waren  zum  Aufsuchen 
eines  sulchen  jus  .commune  omnium  gentium  durch  ein  natürliches  Bedürfniss 
getrieben.  Nur  die  römischen  Staatsbürger  (cives  romani)  waren  des  durch 
den  römischen  Staat  sunctionirten  Rechts  und  seiner  Vortheile  theilharUg: 
nicht  aber  die  Fremden  (Niehtröiner) , und  dennoch  bedurfte  man  Rechts- 
regcln  zur  Entscheidung  der  unter  ihnen  oder  den  Römern  und  ihnen  vor- 
kommenden Rechtsslrciügkeiten  .Dieselben  konnten  sich  nicht  beklagen,  wenn 
man  sie  nach  den  von  allen  gebildeten  Völkern  anerkannten  Rechtsnormen 
richtete,  und  so  gab  cs  im  Römerreiche  neben  dem  jus  citnle  und  dem  be- 
sondern  Gewohnheitsrecht  der  einzeinen  Oertlichkciten  (das  nur  als  con- 
suetudo  loci  Kraft  hatte),  einy«r  commune,  welches  auf  der  allgemeinen 
Anerkennung  aller  bekannten  civilisirten  Völker,  die  Römer  selbst  mit  inbe- 
griffen, beruhte,  also  ein  allgemeines  positives  Recht  war'),  dessen  (es er- 
zeugenden) Urgrund  man  allerdings  in  der  menschlichen  Vernunft,  oder  viel- 
mehr in  der  menschlichen  Vernünftigkeit,  oder  genauer  gesagt  im  allgemei- 
nen Rechtsbewusstsein  und  der  Sitte  aufsuchte,  dessen  bindende  Kraft  aber 
auf  der  Anerkennung  der  durch  diusselbe  ausgesprochnen  Rechlsregeln  be- 
ruht. Das  jus  naturale  der  Alten  ist  d.aher  kein  abstracles  Vemunftrecht, 
keine  doctrinelle  Speculation,  ähnlich  dem  durch  die  rechtsphilosophische 
Doctrin  der  neueren  Zeit  festgestellten,  sondern  ein  wirkliches  d.  h.  histo- 
risch entstandenes  oder  positives,  dessen  immer  bleibende  Normen 
grösslentheils  in  dem  eigenthümlichen  Rechte  eines  jeden  Volkes,  dein  jus 
ctgusgue  civitatis,  das  inan  jus  civile  nannte,  jedoch  auf  eine  national  - mo- 
dillcirte  Weise  * ) sich  wiederflnden.  Das  jus  civile  *a%'  tSojtij»'  war  im- 


griOe  von  jm  gentium  et  civile  beleuchtet,  im  Rheiniichen  Mnteum  für  Juris- 
prudenz B.  I.  S.  1 — 50,  wiederholt  indessen  mit  Ziisützcn  in  seinen  kleinen 
Schriften  184t.  S.  200  II.  Auch  hatte  Puchta  schon  in  seinem  Gewohnheits- 
recht I.  S.  24  dieselbe  ausführlich  behandelt. 

1)  Die  römischen  Juristen  definiren  das  allgemeine  Recht  als  das  Recht,  quogentes 
humanae  oder  omnet  gentes  uluntur,  r/uod  naturalis  ratio  inter  omnes 
homines  eonstituit,  oder  guoJ  nnturali  ratione  inter  omnes  haunnes  perae- 
gue  servatur,  und  dos  jus  civi/e  als  das  /w«  guod  quisgue  populus  sihi  ipso 
eonstiluit  oder  als  jus  proprium  ipnus  rivilntie.  Schilling,  Lehrb. d. Inst. 
II.  $.  0. 

2)  Diess  wird  in  $.  11.  J.  1.  2.  mit  folgenden  Worten  gesagt;  Naturalia  Jura 
apuä  omnet  gentes  perneque  servantur,  divina  quadam  providenda  von- 
stitata,  Semper  firma  atque  immutuhUia  permanent,  ea  vero,  quae  ipso 
quaqueeivitiu  si6i eonstituit,  saepemutari  solentvel  taeito  populi  consensu 
vel  alia  postea  lege  lata.  Von  Ulpian  wird  gekussert  in  fr.  S.  D.  1.  I. 
(de  just,  et  Jure)  : Jus  civile  (est , quod)  neque  tetum  a nnturali  jure  vel 
gentium  reeedit,  neque  per  omnüt  ei  inservil, ; itaque  cum  aliqmd  addimus 
vel  detrahimus  juri  com  muni,  jus  proprium  i.  e.  tävUe  e^amus. 
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mer  das  römische,  das  jus  civium  Rotnanontm,  neben  welchem  indessen 
auch  für  die  Römer  selbst  die,  meistens  sehr  allgemeinen,  Grundsätze  des 
jus  gentium  als  subsidiäres  Recht  zur  Anwendung  kamen. 

Diess  von  den  römischen  Rechtsgelchrlen  schon  früh  erkannte  Verhält- 
niss  des  allen  Völkern  gemeinsamen  und  des  besondem  Römerrechts  fülu'te 
sie  aber  weiter,  nämlich  zum  Aulsuchcn  der  allgemeinen  Entstehungs- 
gründe aller  Rechts  - Institute.  Sie  fanden  dieselben  in  der  thicrischen,  in 
der  allgemeinen  vernünftigen  Natur  des  Menschen  und  in  der  Nationalität  der 
Volker.  Daraus  gieng  eine  andere  der  oben  beleuchteten  verwandte  Ein- 
theilung  der  Rechtsnormen  hervor,  nämlich  die  in  jus  naturale,  gentium  et 
civile.  Diese  von  den  Neueren  fast  allgemein  misskannte  und  häufig  als 
lächerlich  ganz  verworfene  Einlheilung  ist  keine  praclische,  sondern  eine 
theoretisch  contemplativc  oder  rationelle  und  lässt  sich  durchaus  recht- 
fertigen *). 

Es  kann  nämlich  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  dass  alle  Rechts- 
inslitute  ihren  ursprünglichen  Grund  entweder  in  jener  Doppelnatur  des 
Menschen  oder  in  der  Eigenthömlichkeit  jedes  Volks  und  seiner  besondeni 
Staatsordnung  haben:  wie  auch  die  von  den  Römern  angeführten  Beispiele 
beweisen,  indem  die  Ehe  ihren  Urgrund  in  dem  den  Menschen  mit  den 
Thieren  gemeinsamen  Geschlechtstrieb  hat,  die  Grundsätze  über  die  meisten 
Verträge  in  der  allgemeinen  menschlichen  Vernünftigkeit  wurzeln*),  und 
alles y«s  civile  auf  der  Nationalität  beruht*). 

Göttliches  und  menschliches  Recht.*) 

38.  Göttliches  Recht  ist  seinem  Begrifle  nach  ein  von  der  Gottheit 
unmittelbar  ausgegangenes  durch  Offenbiu'ung  den  Menschen  mitgetheiltes 
und  von  ihr  vorgeschriebenes  Recht.  Es  ist  daher  nothwendig  ein  Theil 
der  positiven  Religion  eines  Volkes;  seine  V'orschriflcn  unterscheiden  sich 


1)  S.  oben  J.  17. 

2)  Die  Inatilule,  welche  nach  der  Ansicht  der  Allen  dem  Jus  genAum  angehüren, 
werden  aufgezähll  in  I.  I.  S- 1-  1-2  — 5.  D.  1.  1.  (de  JusAHa  et  jure). 

3)  Die  im  Texte  hier  gegebene  Erklärung  der  römischen  Einlheilung  des  Rechts  in 
Jusnalurate,  gentium  et  eit'ile  wurde  vom  Verfasser  xum  ersten  Mal  veröffentlicht 
in  seinem  1819  erschienenen  Büchlein  : Begründung  des  Rechts  auf  eine  Vernunftidee. 
Von  Wcnck  in  seiner  OraAo  gebilligt,  blieb  sie  unbeachtet,  obwohl  der  Verf. 
sie  noch  zweimal  in  seinen  Lehrbüchern  der  Rechtsphilosophie  1630  und  1839 
darlcgte  und  zu  begründen  suchte.  Seitdem  hat  v.  Savigny,  System  I.  S.  413 
in  einer  eigenen  kleinen  Abhandlung  diese  Einlheilung  auf  eine  in  der  Haupt- 
sache mit  der  des  Verfassers  übcreinstiminendcn  Weise  erklärt,  und  mit  grosser 
Sorgfalt  zu  beweisen  gesucht,  dass  sie  keine  practisebe,  von  alten  römischen 
Juristen  gethciltc , sondern  nur  eine  theoretische , ja  nur  eine  subjective , von 
zwei  Rechtsgelehrten  getheilte  Ansicht  Ulpian's  gewesen  sei. 

4)  Fa  Ick,  Juristische  Encyclopidie  g.  58  ff. 
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von  den  übrigen  Vorschriften  dieser  Religion  dadurch,  dass  sie  den  Cha- 
rakter von  Reelilsnomien  haben.  Viele  Volker  der  Erde  haben  ein  sol- 
ches Recht  anerkannt,  z.  B.  die  Juden,  die  ganze  Christenheit  im 
Mittelalter  und  verschiedene  Nationen  des  Orients,  bei  welchen  noch 
jetzt  das  Recht  eng  mit  der  Religion  verbunden  ist.  Diese  Rechtsnormen 
werden  desshalb  für  bindend  und  zwar  für  die  heiligsten  gehalten,  weil  sie 
von  Gott  selbst,  dessen  Willen  als  dem  höchsten  aller  unbedingt  zu  ge- 
horchen ist,  sanctionirt  sind.  Allein  wie  sehr  es  auf  den  ersten  Anblick 
den  Anschein  hat,  dass  in  diesem  Willen  der  Grund  der  Geltung  geoffen- 
barler  Religionsvorschriflen  als  Rechtsnormen  liege,  so  ist  dicss  doch  nicht 
der  Fall,  denn  sie  erhallen  ihre  bindende  Kraft  doch  nur  durch  die  Macht 
der  Volksüberzeugung,  und  zwar  nicht  blos  als  Rechtsnormen  überhaupt, 
sondern  auch  als  Regeln  eines  göttlichen  Rechts.  Keine  Offenbarung  hat 
unter  den  Menschen  Geltung  ohne  den  Glauben  an  ihre  W'ahrheit.  Durch 
dessen  Verbreitung,  Befestigung  und  eine  ihm  gemässe  Befolgung  der  in 
ihr  enthaltenen  Vorschriften  wird  der  Glaube  Vo lks  religion,  welche  aber, 
um  als  solche  zum  Dasein  zu  gelangen,  der  Ueberzeugung  des  Volkes  be- 
darf. Allein  dadurch  werden  die  religiösen  Vorschriften  noch  keine  Rechts- 
normen. sondern  erst  durch  die  hinzukommende  weitere  Volksüberzeugung 
oder  Volksansichl,  dass  dieselben  auch  die  bindende  Kraft  von  äusserlich 
erzwingbaren  Rechlssatzungcn  haben  müssten,  oder  d.adurcb,  dass  dcnsel- 
Iten  durch  eigentliche,  von  der  Staatsgewalt  ausgehende,  Gesetze  diese 
Kraft  crtheilt  wird.  Dies  könnte  jedoch  geschehen,  ohne  dass  sie  für  göll- 
liehes  Recht  gehalten  würden,  sondern  aus  andern,  z.  B.  aus  Nützlich- 
keitsgründen:  es  ist  daher  nöthig,  damit  den  Glaubcnssalzungen  dieser 

Charakter  zukomme,  dass  sie  desshalb  als  Rechtsnormen  anerkannt  oder 
sanctionirt  worden  sind,  weil  die  Ueberzeugung  des  sic  anerkennenden 
Volkes  oder  des  Gesetzgebers  die  war,  Gott  selbst  habe  sie  als  Rechts- 
satzungen  den  Menschen  geoffcnbarl.  Mit  dem  Wegfällen  dieser  letzten 
Annahme  verlieren  sie  ihren  Charakter  als  göttliches  Recht,  und  dadurch, 
dass  alle  Bestimmungen  derselben  lediglich  nur  noch  als  moralische  Vorschrif- 
ten der  Gewissensbefolgung  eines  Jeden  überlassen  werden,  hören  sie  ganz 
und  gar  auf,  Rechtsvorschriften  zu  sein;  dessgleichen  mit  dem  Verschwin- 
den der  i)Ositiven  Religion,  auf  deren  Boden  sie  wurzeln,  es  sei  denn,  dass 
sie  aus  anderen  Gründen  als  Rechtsnormen  beibehallcn  werden.  Ha- 
ben sie  aber  ihren  Charakter  als  Rechtsnormen  verloren,  so  können  die 
Anhänger  dieses  Glaubens  sich  auf  dieselben  als  solche  eben  so  wenig  be- 
rufen, sollten  sie  auch  ihrer  subjccliven  Ueberzeugung  nach  sic  für  Rechts- 
regcln  hallen,  als  die  Philosophen  oder  politischen  Parteien  auf  das,  was 
ihren  Theorieen  und  Ansichten  gemäss  für  Recht  gehalten  wird,  es  zu  Ihun 
berechtigt  sind.  Es  ergiebl  sich  hieraus  ein  wichtiges  Princip  für  die  Be- 
handlung der  kirchlichen  Rechtsfragen:  es  sind  diese  nicht  nach  den  blos- 
sen Grundanschauungen  auch  einer  anerkannten  Religion  zu  entscheiden, 
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sondern  nach  den  im  Staate  wirklich  geltenden  Rechtsnormen,  und  nur 
dann  nach  jenen,  wenn  ihren  Vorschriften  im  Staate  auch  die  Geltung  von 
Rechtsnormen  zu  Theil  geworden  ist,  wass  indessen  indirect  geschehen 
kann,  z.  B.  durch  die  staatliclie  Anerkennung  einer  Kirche  und  ihrer  Ver- 
fassung, in  Folge  welcher  Anerkennung  z.  B.  den  kirchlichen  Oberen  dieje- 
nigen Rechte  zuzugestehen  sind,  welche  sie  verfassungsnuissig  haben  müs- 
sen, so  wie  die  Ausübung  der  religiösen  Handlungen,  die  durch  den  aner- 
kannten Cuitus  vorgesclirieben  sind  n.  dgl.  Doch  kann  dieses  alles  unter 
Beschränkungen  geschehen,  welche  aber  die  rechtlich  zukommenden  Be- 
fugnisse der  Religionsgenossen  und  ihrer  Oberen  nicht  zerstören  oder  illu- 
sorisch machen  dürfen  Die  Gegensätze  zwischen  den  religiösen  Vor- 
schriften und  dem  in  einem  Lande  geltenden  Rechte  können  allerdings 
Conflicte  zwischen  Staat  und  Kirche  erzeugen,  allein,  in  wie  weit  dieselben 
auf  dem  Rechtsgcbictc  Vorkommen,  sind  sic  nur  dem  letzten  gemäss  zu 
behandeln*);  doch  kann  das  allgemeine  Wohl  cs  verlangen,  dass  die  re- 
ligiöse und  bürgerliche  Gesetzgebung  (wenigstens  soviel  wie  möglich)  aus- 
geglichen werden.  Durch  ein  solches  Versländniss  wird  das  Ansehen  des 
Staates  oder  des  Rechts  nicht  gemindert  ( im  Gegentheil  oft  erhöht),  sowie 
auch  dann  nicht,  wenn  der  Staat  manche  Lebens  Verhältnisse,  worüber  re- 
ligiöse Vorschriften  bestehen,  auch  in  rechtlicher  Beziehung  auf  eine  die- 
ser gemässen  Weise  regulirt  haben  will,  oder  wenn  er  deren  Nomiirung 
der  kirchlichen  Gewalt  überlässt,  z,  B.  die  Formen  der  Ehe,  der  Eideslei- 
stung u.  dgL,  selbst  wenn  im  Lande  mehrere  Confessionen  und  ausserdem 
noch  geduldete  Religionssecten  neben  einander  bestehen.  Er  erkennt  da- 
durch die  verschiedenen  Rcligionsvorschriften  hierüber  nicht  als  göttliches 
Recht  an,  sondern  erlaubt  nur  jeder  Confession,  dieselben  für  solches  zu 
hallen  und  unter  seinem  Schutze  sic  zu  befolgen. 

Einheimisches  und  recipirtes  Recht.  *) 

39.  Die  Einlheilung  der  Rechtsnormen  in  einheimische  und  recipirte 


1)  Wenn  die  kirciiUchen  Behörden  einer  Confeuion  zur  Walirung  ihrer  Ansprüche 
sich  auf  (hu  gülUiche  Reclit  berufen,  so  kann  dies  nicht  mit  Erluig  gcscliehen, 
wenn  ihre  RcligionsvorschriOcn  im  Staate  ,'ds  RechUsalzungen  keine  Geltung 
liahcn:  dagegen  können  sie  ihre  Rechte  immer  mit  Erfolg  auf  die  Anerkennung 
ihrer  Kirche  durch  den  Staat  stützen,  wenn  sie  nachzuweisrn  im  Stande  sind, 
dass  die  Zuständigkeit  solcher  Ansprüche  mit  logischer  Nothwendigkeit  sich  aus 
jener  Anerkennung  ergiebt. 

2)  Es  wird  daun  nichts  helfen,  zu  sogen : ,a»an  müsse  Gutt  mehr  gehorchen,  als 
den  Menschen“;  denn  wer  seinen  Religionsansicbtcn  gemäss  Handlungen  vor- 
nimmt , die  das  Recht  des  Staates  bestraR , muss  sich  von  Rechts  wegen  die 
Strafe  gefallen  lassen. 

3)  Diese  Einlheilung  wird  beleuchtet  IrciFalck,  Encyclop.  $.17.  Mühlenbruch, 
Lehrbuch  der  Fandccten  $.  60.  Thöl,  a.  a.  0.  $.  66. 
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ist  von  geringerer  praclischer  Bedeutung,  nis  sie  früher  gehalten  wtirde  >). 
Sic  bezieht  sich  zunächst  nur  auf  den  verschiedenen  Ursprung  derselben. 

Es  kann  nämlich  das  Recht  entweder  auf  dem  nationellcn  Boden  gewach- 
sen, also  ein  Product  der  eigenen  Thätigkcil  eine.s  Volkes,  also  durch  va- 
terlündische  Rechtsgewohnheilen  oder  einheimische  Gesetze  erzeugt, 
oder  von  einem  andern  Volke  entlehnt  sein.  Was  nun  die  Kraft  des  Rech- 
tes belrifTl,  so  ist  an  und  für  sieh  der  Ursprung  oder  die  Abstammung  sei- 
ner Normen  gleichgültig:  doch  kann  das  Verhältniss  des  einen  zum  andern 
ein  sehr  verschiedenes  sein.  Beide  können  a)  zur  vollständigen  Einheif 
verschmolzen  sein,  so  dass  die  Landcsgescizgebung  aus  fremden  und  ein- 
heimischen Elementen  gebildet  ist,  ohne  dass,  was  ihre  .Anwendung  be- 
trilTU  ein  princi|>ieller  Gegensatz  zwischen  ihnen  besteht*),  (wie  diess  z.B. 
im  französischen  Civilrechte  der  Kall  ist,  das  theilweise  aus  römischen, 
germanischen,  eanonischen  Rechtsansichten  besteht  die  mit  den  französisch- 
nationalen  und  neueren  rationellen  Rechtssätzen  zur  vollständigen  Einheit 
organisch  verbunden  sind.)  Es  kann  aber  auch  das  Verhältniss  des  reci- 
pirten  Rechts  zum  einheimi.schen  so  gestaltet  sein,  dass  b)  jenes  das  all- 
gemeine wird  und  die  Institute  des  letzten  nur  parlicularrechtlich  gelten*), 
wie  in  Deutschland  und  in  vielen  andern  europäischen  Ländern  geschah,  wo 
das  römische  Recht  das  jus  commune  wurde;  oder  es  kann  c)  umgekehrt 
der  Fall  eintreten,  wie  l>ei  den  Römern,  die  nur  wenig  fremdes  Recht,  z.B. 
das  Seerechl  der  Insel  Rhodus , recipirl  hatten.  Oft  ist  das  Verhältniss 
des  fremden  und  einheimischen  Rechts  so  bestimmt,  dass  jenes  nur  eine 
subsidiäre  Rcchtsquellc  des  Landes  sein  oder  nur  als  Recht  der  Wissenschaft 
gelten  soll.*).  Die  Reception  eines  fremden  Rechts  kann  auf  dem  Wege 
der  Gesetzgebung  erfolget»  oder  dem  der  Gewohnheit,  ja  sie  kann  auch 


1)  MOhlenbruch  hat  diese  EintheUung  der  ganzen  Anordnung  seiner  juristischen 
Encyclopadie  (Rostock  und  Leipzig,  1847)  zu  Grund  gelegt,  indem  er  zuerst  von 
den  fremden  recipirten  Rechten  — g$.  32  — 168,  und  dann  §$.  169  — 253  von 
dem  einheimischen  deutschen  Rechte  handelt. 

2)  Es  ist  indessen  bei  der  Beleuchtung  jedes  Rechtsinstitnics  sein  Ursprung  immer 
im  Auge  zu  behalten  und  jedes  in  dem  ihm  eigenthümlichen  Geiste  historisch 
aufzufassen. 

3)  Das  einheimische  Recht  geht  in  Deutschland  dem  römischen  vor,  jedoch  lediglich, 
weil  w>  Mo  jur»  genert  per  ipeäem  äerogotur.  Wer  sich  daher  auf  einen 
deutsch  rechtlichen  Grundsatz  beruft,  muss  nachweisen,  dass  er  gelte  und  desshalb 
dem  römischen  Rechte  derogire. 

Wer  sich  auf  Grundsätze  des  letzten  beruft,  braucht  diess  nicht  zu  thnn:  erbat, 
wie  man  zu  sagen  pflegt;  fuitdatam  pro  te  Jurii  inlfjiliouem.  Maekeldey 
Lehrbuch  des  heutigen  römischen  Rechts  $.  95. 

4)  So  ist  z.  B.  dos  römische  Recht  jetzt  in  Frankreich  nur  ein  subaidilres  Recht 
der  Wissenschaft. 
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durch  die  Aucloritäl  der  Hechlsgelehrtcn  erfolgen;  doch  wird  im  letzten 
Falle  die  Receptiiin  erst  als  vollendet  angesehen  werden  können,  wenn  die 
Anwendung  so  constanl  geworden,  dass  das  fremde  Recht  die  Kraft  eines 
Gewohnheitsrechts  erlangte;  um  so  mehr  also,  wenn  eine  Bestätigung  des 
Gesetzgebers  hinzukam. 


V.  Capitel. 

Tta  4ea  RtektiTerkUtaiiten  na4  dri  Kecktea.  ‘) 

Begriffe  von  Rechtszustand,  Rechtsordnung  u.  s.  w. 

40.  Das  durch  Reehtsnonnen  regulirle  Gesammt-  und  Gemeinleben  ei- 
nes Volkes  bildet  den  Rechtszustand  desselben;  dessen  Organismus 
ist  die  Rechtsordnung  und  ein  bestimmtes,  durch  Rechtsnormen  ge- 
ordnetes sociales  Verhnitniss  ein  R ech  ts  verh ältniss.  Den  Typus  der 
rechtlichen  Gestaltung  eines  solchen  Verhältnisses  nennt  man  ein  Rechts- 
institut. Die  Rechtsordnung  besteht  aus  einer  Menge  organisch  geglie- 
derter und  mit  einander  zusammenhängender  Rechtsinstitute,  welche,  in 
wie  weit  die  Rechtsordnung  im  Staate  ist,  den  Rechtsorganismus  des  Staa- 
tes ausmachen.  Die  ganze  Sphäre  des  durch  die  Rechtsnormen  regulirten 
Gemeinlebens  bildet  das  Rechtsgebiet:  welches  nothwendig  auf  die  Be- 
rührungen der  Menschen  in  der  Aussenwelt  beschränkt  werden  muss,  d.  h. 
auf  diejenigen,  die  durch  äussere  Thatsachen  z.  B.  durch  Handlungen  be- 
wirkt werden.  Blosc  Gedanken,  Ansichten,  Glaubensmeinungen  und  Ge- 
fühle fallen  demnach  nicht  in  dasselbe.  Daher  der  alte,  schon  im  römischen 
Recht  vorkommende  Satz:  Cogitationu  poenam  nemo patitw-,  ein  Satz,  den 
man  übrigens  Jahrhunderte  lang  in  den  christlichen  Staaten,  so  lange  man 
die  Ketzerei  bestrafte,  missachtet  hat,  indem  man  nicht  bloss  die  Aeusse- 
rung  ketzerischer  Religionsansichten,  sondern  schon  das  Vorhandensein 
derselben  für  strafbar  erklärte.  Aber  selbst  nicht  alle  äusseren  socialen 
Verhältnisse  sind  geeignet,  der  Herrschaft  der  Rechtsnormen  unterstellt  zu 
werden,  z.  B nicht  blosse  Gefühlsverbindungen  der  Liebe,  der  Freundschaft, 
der  Grossmuth  u.  s.  w. , sondern  nur  diejenigen , welche  auf  die  Freiheits- 
sphären der  Menschen  einen  ändernden  Einfluss  haben,  und  daher  diejeni- 
gen Handlungen,  die  ihren  Willen  zu  binden  bestimmt  oder  geeignet  sind. 
Aber  auch  zuflilligc  Ereignisse  sind  oft  Thatsachen,  die  der  Herrschaft  der 
Rechtsnormen  anheimfallen  und  rechtliche  Wirkungen  erzeugen,  z.  B.  Ge- 
burt oder  der  Tod  einer  Person,  Unglücksfälle  u.  dgl. 


1)  Savigny,  System  I.  $ 4.  9.  52  IT.  Stahl,  Reehlsphilosophie  II.  1.  S.  218  ff. 
Pucbla,  Cursaa  der  Inslilutioncn  B.  i.  S.  SO  ff.  I.  S.  T h6l  a.  a.  0.  $.  41. 
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Hauptscilen  der  Rechts  verhüt  tni  ss  e und  ihre  Momente. 

41.  Sehr  glücklich  hat  man  dasRechtsverhältniss  definirt  als  eine  Bezie- 
hung vonPerson  zu  Person  bestimmt  oder  vermittelt  durch  eine  Rechtsnorm  *). 
Es  bietet  demnach  jedes  Rechlsvcrhällniss  zwei  Hauptseiten  dar*),  eine 
factische,  die  zu  reguliren,  und  eine  rechtliche,  welche  in  der  Regu- 
lirung selbst  besteht.  Jede  dieser  Seilen  verdient  eine  nähere  Beschauung. 

A.  Von  der  faclischen  Seite®)  beschaut  stellt  sich  das  Rechtsvcrhält- 
niss  als  eine  Beziehung  von  Personen  zu  einander  dar,  oder  als  ein  Ver- 
hältniss  von  Wille  zu  Wille.  Es  wird  dadurch  erzeugt,  dass  diese  Willenthatsäeh- 
lich  auf  einen  Gegenstand  gerichtet  sind,  rücksichtlich  dessen  unter  den 
Willenssubjeclen  die  Frage  entsteht,  ob  derselbe  unter  die  Herrschaft  des 
einen  oder  des  andern  zu  gehören  habe.  Nach  der  Verschiedenheit  der 
Beantwortung  dieser  Frage,  also  nach  der  verschiedenen  Beurtheilung  der 
Eigcnthümlichkeilen  in  der  Stellung  eines  jeden  oder  des  Gegenstandes 
selbst  oder  der  Thatsachen,  wodurch  sie  factisch  in  diese  Stellung  gekommen 
sind,  wird  die  Lösung  der  Frage  entweder  in  einer  Ausgleichung  bestehen, 
oder  dem  einen  von  beiden  die  Herrschaft  über  die  Sache  zuerkennen,  also 
festsetzen,  dass  sic  ganz  oder  theilweise  zur  Willenssphärc  des  einen  oder 
des  andern  gehöre.  Aber  gerade  dicss  soll  im  rechtlichen  Zustand  nicht 
durch  die  Eigenmacht  des  einen  oder  des  andern  geschehen,  sondern  durch 
die  Rechtsnormen.  Diese  Rechtsnormen  werden  sich  aber  nothwendig  auf 
die  Bestandtheile  des  factischen  Verhältnisses  von  Person  zu  Person  be- 
ziehen, oder  mit  Rücksicht  auf  dieselben  sanctionirt  sein.  Es  sind  daher 
die  nothwendigen  Bestandtheile  oder  (wie  man  sie  auch  nennen  kann)  Mo- 
mente eines  solchen  Verhältnisses  hervorzuheben.  Man  kann  deren  drei 
unterscheiden;  das  oder  die  bei  dem  Verhältnisse  belheiligten  Subjecte 


1)  So  bezeichnet  Savigny  dos  Rechlsvcrhlütnus,  dessen  Weien  er  auf  das  Klarste 
entwickelt  im  $.  53  des  B.  I.  seines  Systems. 

Sehr  gut  beleuchten  dasselbe  auch  Stahl,  Rechtsphilosophie  II.  1.  S.  231  IT. 
und  Puchta,  Cursus  der  Institutionen  I.  S.  50  ff. 

Wenn  Thöt,  Einleitung  S.41  .‘Uigt:  cs  entsprechen  jedem  Rechtssatz  ein 
Thatbestand,  so  erkennt  auch  er  die  beiden  Elemente  des  Rechtsvcrhlltnisses 
damit  an. 

2)  Biess  sagt  aucli  v.  Savigny  a.  a.  0.  S.  330,  doch  geht  er  in  eine  naliereBe- 
leuchtung  derselben,  eine  Feststellung  ihrer  Momente  nicht  ein;  ebenso  Stahl 
und  Puchta. 

3)  Savigny  nennt  sic  den  Stoff  oder  das  materielle  Element  des  Rechtsverhältnis- 
ses und  die  es  bestimmenden  Rechtsregeln  das  formelle  Element  desselben. 

Biess  ist  unserer  o)R-n  $.  20  entwickelten  Lehre  von  den  3 Grundsätzen  alles 
Rechts  geniass.  Weil  alles  Recht  eine  factisclie  GrundLagc  hat,  muss  eine  solche 
in  jedem  Rechtsverhaitniss  sich  wieder  linden. 
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(las  Object'),  worauf  Jie  WillenslhiUigkcit  derselben  gericbtel  ist,  die 
Tlialsachc  oder  die  Thatsaclicn  (fuda),  durch  welche  das  auf  das  Ob- 
ject bezügliche  Verhiillniss  der  Subjccle  enislanden  ist.  Diese  werden  ent- 
weder in  einem  reinen  Willcnsact  (einer  positiven  oder  negativen  Handlung)  der 
ersten  bestehen,  oder  in  einem  Ereignisse,  welches  indessen  oft  erst  durch 
das  Hinzukommen  eines  Willensactes  das  Verhiillniss  zu  einer  rcditlich 
wirksamen  Thatsache  machte.  In  wie  ferne  nun  in  dem  Rechtsverhältnisse 
eine  äusserlich  hcrvorgelrclene  Willensthätigkeil  der  Betheiligien  — also 
eine  Handlung  Statt  lial,  kann  man  in  demselben  Rechtsverhältnisse  Per- 
sonen*), Sachen  und  Handlungen  (jedenfalls  Thatsachen)  unter- 
scheiden; uud  zwar  werden  die  drei  Momente  stets  concreter  Art 
also  auf  eine  besondere  Weise  gestaltet  sein.  Die  Personen  können 
sich  von  einander  unterscheiden  nach  dem  Geschlecht,  nach  dem  Alter  und 
ihrer  socialen  Stellung;  die  Sachen  werden  körperliche  oder  unkörperliche 
sein,  können  möglicherweise  in  einem  Anspruch  auf  die  Vornahme  von  Hand- 
lungen von  Seiten  des  andern  Theils  der  bei  dem  Verhältnisse  Betheiligien 
bestehen.  Was  die  Handlungen  und  andere  Thatsachen  bctrilR,  so  giebt 
es  deren  eine  unendliche  Zalil  voneinander  verschiedener,  die  indessen  auf  Gat- 
tungen und  Arten  zuriiekgeführt  werden  können.  Jede  wesentliche  Ver- 
schiedenheit rücksichtlich  der  drei  Momente  wird  für  die  festzusetzende 
rechtliche  Nonnirung  des  Verhältnisses  mehr  oder  weniger  maassge- 
bend sein. 

B.  Durch  die  Feststellung  der  Beslandthcilc  der  faclischcn  Seite  des 
Rechtsverhältnisses  sind  auch  die  seiner  rechtlichen,  also  auch  die  des 
dasselbe  norrnirenden  RcchLsinstiluls  gegeben.  Die  Rechtsregcln , welche 
die  factisch  in  demselben  vorhandene  Beziehung  von  Person  zu  Person 
juristisch  zu  bestimmen  haben,  müssen  sich  auf  Personen,  Sachen 
und  Facta,  und  vor  Allem  auf  Handlungen  beziehen®),  und  da  sie 
die  rechtliche  Seite  des  faclischcn  socialen  Verhältnisses  fest  zu  stellen 
haben,  müssen  sic  aussprechen:  ob  und  in  welchem  Umfange  den  Subjcc- 
ten  überhaupt  Rechtsfähigkeit  zukomme  und  wie  weit  sich  die  Willens- 
herrschafl  des  einen  bei  dem  Verhältnisse  Betheiligien  dem  oder  den  an- 
dern gegenüber  erstrecke.  Sie  haben  die  Gränzen  der  gegenseitigen  Willen 
als  äusserer  Freiheilssphären  zu  fixiren,  welche  dadurch  zu  Rechlssphären 


1)  Auch  Th  61  S.  929  gioht  i'iiu;  jedoch  nicht  diaicclisch  angcstclllc  Analyse  der 
Elemente  des  raelischen  (Thathcslandes)  im  RcehtsverhaUniss. 

2)  Wir  nehmen  hier  diess  Wort  nicht  im  juristischen,  sondern  im  natürlichen  Sinn, 
so  dass  wir  zunichst  die  Person  noch  nicht  als  Itechtssakject  aulfassen.  Sie 
erhiüt  erst  durch  d.as  Recht  diese  Eigenschaft 

3)  Es  ergiebt  sich  aus  dieser  Darlegung,  dass  der  Grundgedanke  des  römisclien  In- 
stitutionensystems  eine  richtige  Basis  hat. 
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werden,  innerhalb  welcher  jeder  vollkommen  unabhilnfrig  ist,  während  dem 
■Willen  des  andern  die  Nolhwendigkcit  aurerle?;t  wird,  diese  Unabhiingigkcit 
unverletzt  zu  achten.  Es  erscheint  Jeder  als  llechlssubjccl  oder  Person 
im  juristischen  Sinne  des  Worts. 

Die  weitere  Frage  ist  dann  die:  ob  der  Gegenstand  (die  Sache),  riiek- 
sichllieh  welcher  eine  gegenseitige  Herühnmg  des  Willens  der  Personen 
Statt  hat,  überhaupt  Gegenstand  einer  Berechtigung  sein  könne,  ob  die 
Thatsachen  für  die  rechtliche  Gestaltung  des  'V'crhrdtnisses  belangreich  sind, 
und  ob  in  F'olge  der  besondern  Tliatsachen,  die  das  Vcrhällniss  erzeugten, 
die  Sache  zu  der  Rechtssphäre  des  einen  oder  des  andern  gehöre,  ob  also 
jener  oder  dieser  sic  als  seiner  llcrrschafl  rechtlich  unterworfene  an- 
Kusprechen  befugt  sei  oder  nicht?  Dicss  wird  theils  durch  die  seiner  Per- 
son auhängenden  Eigcnschaflcn,  theils  die  der  Sachen  selbst,  theils  durch 
die  Eigenlhümlichkeil  der  Thatsachen,  welche  das  Verhältniss  herbciführlen, 
bedingt  sein. 

Da  der  Zweck  der  ganzen  rechtlichen  Normirung  aber,  wie  schon  ge- 
sagt, der  ist,  den  Umfang  der  dem  Subject  zustehenden  Willcnsmacht  zu 
bestimmen,  so  begreift  man  leicht,  dass  dieses  in  jedem  Rcchlsverhültniss 
das  erste  ist*),  indem  ja  das  Resultat  der  ganzen  Normirung  darhi  beste- 
hen soll,  die  Beziehung  von  Willen  zu  Willen,  deren  Träger  die  Personen 
sind,  rechtlich  festzusetzen. 

Hau  plartcn  der  Rechtsverhältnisse.  ’) 

42.  Aus  der  Gesammtgestaltung  des  socialen  Lebens  der  Menschen, 
wonach  diese  als  'V’olkergruppen  in  abgesonderten  Suiaten  geeinigt  sind, 
ergeben  sieh  drei  Ilauptartcn  von  Rechtsverhältnissen:  die  der  einzel- 
nen im  Staate  Lebenden,  Pri  vatverhältnisse;  die  zwischen  den  Einzel- 
nen und  der  Gesammtticit  des  im  SUiate  vereinten  Volkes  slattlindenden, 
des  öfTentlichcn  Lebens  in  diesem,  und  die  zwischen  mehreren  neben 
einander  bestehenden  selbstständigen  Völkern  oderStaaten  vorkommendenVöl- 
kcrverhällnisso.  Nach  der  Verschiedenheit  dieser  Verhältnisse  sind  die 
Rechtsrcgeln  entweder  pri  vat  rech  t liehe,  oder  ölTentlich  rechtliche  im  Staate 
(staatsrechtliche  im  weitesten  Sinne  des  Wortes),  und  völkerrecht- 
liche. Dadurch  sind  die  drei  Ilaupllheile  der  RechlswissenschaR  gege- 
ben: das  Privatrechl,  das  innere  öffentliche  oder  Slaatsrecht 
(dicss  Wort  in  jenem  weitesten  Sinne  genommen)  und  das  internatio- 
nale oder  Völkerrecht,  welches  letzte  auch  wohl  in  Beziehung  auf 


1)  Daher  heisst  es  in  §.  12.  J.  1.  2.:  Et  priut  de  pertonit  videa/utit,  nam  pa- 
rum  est,  }um  iiotte,  ei  pereotitie,  juariu/i  cautu  coHttilntum  eet,  igM«- 
rantur, 

1)  V.  Savigny,  System  I.  $.  54  IT.  Puchta  a.  a.  0.  Stahl  S.  234. 
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einen  einzelnen  bestimmten  Staat  dessen  äusseres  öffentliches 
Recht  genannt  wird '). 

In  jeder  dieser  Hauplklasscn  von  Rechlsvcrhällnissen  lassen  sich  wie- 
der Unterarten  unterscheiden,  doch  werden  besonders  die  des  Privatrechls 
ausgezcichneL  — Da  das  menschliche  Privatleben  vor  allem  in  dem  durch 
die  öconomische  Thütigkeit  der  Menschen  erzeugten  Besitz  und  Verkehr, 
welche  die  Grundlagen  der  Vermögensverhältnisse  bilden,  undinden 
durch  das  Familienleben  gebildeten  Fnmil  icnverh<ältnissenbesteht,  so 
zerfällt  das  Privatrecht  in  das  Vermögens- und  das  Familienrecht ; jenes  enthält 
Normen iiberdie  aufdem  Besitz  ruhenden  sog.  dinglichen,  über  die  durch 
den  Verkehr  erzeugten  Schuldverhältnisse  und  die  durch  diese  begrün- 
deten Forderungsrechtc,  so  wie  über  den  durch  Todesfälle  veranlasstenUeber- 
gang  beider  auf  andere  als  Erben.  Eine  gemeinsame  Voraussetzung  aller 
dieser  Rechte  ist  die  Rechlsnihigkeit  der  Personen,  welche  durch  die  den 
Stand  und  die  Standesrechte  derselben  feststellenden  Rechtsregeln  fi- 
xirt  wird. 

Diese  Verhältnisse  bilden  daher  die  Grundlage  des  Systems  des  Pri- 
vatrechts,  welches  im  zweiten  Theile  dieses  Werkes  dargestelll  werden 
wird*).  Die  Hauptarten  der  staats-  und  völkerrechtlichen  Verhältnisse 


1) 

2) 


Die  Bcnennnnngcn  „Äusseres  und  inneres  ülTenlliclies  Rocht  (d”oit  pm- 
Mie  interne  et  externe)  sind  besonders  bei  den  Franzosen  gcbrAucblich,  sowie 
für  das  letzte  der  Ausdruck:  droit  international. 

Heber  dieses  System,  und  die  Frage,  obesaufdie  Verschiedenheit  der  HechtrverhAlt- 
nisse  oder  die  der  Rechte  zu  stützen  sei,  hat  wischen  Puchta  und  Stahl  eingelchr 
ter  Streit  statigcluibt,  in  wclchcin  der  letztere,  auf  dessen  Seite  auch  v.  Savigny 
steht,  richtiger  sah,  als  der  erste,  wie  man  aus  einer  Sleiie  S.  237  — 39  seiner 
Rcchtsplülusupliic  B.  I.  Abth.  1.  sich  Iciclit  überzeugen  wird. 

Puchta’s  Ansicht  steht  jedoch  der  Stahi’schcn,  mit  weicher  die  in  unse- 
rem Texte  enthaitene  im  Wesentlichen  übereinstimmt,  viel  niher,  als  er 
seihst  glaubte.  Denn  wenn  er  gleich  S.  54  das  System  des  Rechts  auf  die  Rechte 
stützen  will,  die  sich  aus  den  Haupttheilcn  der  Persönlichkeit  des  Menschen  civ 
geben  und  er  diesen  beschaut 

1)  als  Einzelnen, 

2)  als  Mitglied  einer  organischen  Verbindung, 

a)  der  Familie, 

b)  des  Volks, 

c)  der  Kirche, 

so  wird  man  doch  sagen  müssen,  dass  dem  Menschen  diese  Rechte  nur  desshalb 
zukoniiiien,  weil  er  in  den,  auf  dieser  vierfachen  Basis  ruhenden  Rcchtsvarhält- 
nissen  steht:  diese  bilden  .also  selbst  nach  Puchta  die  factischc  Grundlage  des 
ganzen  Systems  der  RcchtsgrundsAtze  ; nur  wird  man  den  oben  angegebenen  Auf- 
riss dieses  Scliriftstellcrs  werter  für  erschöpfend,  noch  in  dialcclischer  Beziehung 


für  befriedigend  erklären  können. 
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werden  bei  der  Beleuchtung  dieser  Zweige  der  Rechlswisscnschart  ange- 
geben w'crden. 

Die  g-anze  Hecblsordnung  bestellt  nach  diesem  allein  aus  Inslituten 
des  l’rivat-,  des  Staats-  und  des  VölkerreelUs.  Den  sie  norinirenden  Reclits- 
normen  ist  das  gesainintc  Recbtsgcbicl  unterworfen,  welches  deinnaeh 
gleichfalls  in  drei  Hauplgcbicte  zerfällt. 

Hauptarten  der  Rechte. 

43.  Mit  den  Hauptarien  der  Rechtsverliältnisse  sind  auch  die  der 
Rechte  gegeben.  • ) 

Sie  sind  entweder  Rechte,  die  einem  Staat  gegen  einen  andern  zusle- 
lien,  oder  Rechte  der  Staatsgewalt  gegen  die  Einzelnen  und  umgekehrt, 
oder  endlich  Rechte  der  Einzelnen  gegen  einander.  Diese  Rechte  sind  in 
mehrfachen  ßczichungcn  von  einander  verschieden,  insbesondere  was  den 
Grund  und  die  Art  ihres  Schutzes  durch  den  Zwang  betrilTL  Nur  den  letz- 
ten wird  in  dem  jetzt  bestehenden  allgemeinen  Rechlszusland  eine  voll- 
ständige Gewährleistung  durch  die  riehterliehe  Gewalt  zu  Theil,  geringer 
ist  die  der  zweiten  Art  und  sehr  unsicher  ist  das  letzte  Schulzniillel  der 
Völkerrechte  durch  den  Krieg.  Ein  Hauptunterschied  zwischen  den  Pri- 
valrechlen,  auch  bürgerliche  Rechte  genannt,  und  den  öffentli- 
chen*), besteht  darin:  dass  die  ersten,  einmal  erworben,  ihren  Eigentbümern 
nur  aus  den  durch  die  Rechtsnormen  besonders  bestimmten  Griiiiden  ver- 
loren gehen  können;  während  die  üfTenlliclien  mit  dem  sie  scliaflenden 
Gesetze  entstehen,  und  mit  dessen  Ausscrkrafllrelcn  aufliören.  Sie  gehen 
naiiienllich  nicht  in  das  Vermögen  der  mit  ihnen  bekleideten  Personen 
über,  sondern  hängen,  was  ihre  Zuständigkeit  belrifTt,  ganz  von  dem  Wil- 
len der  souveränen  Gewalt  im  Staate  ab.  Die  ülTcntlichen  Rechte  sind 
auch  nicht,  wie  in  der  Regel  die  dem  Willen  der  Einzelnen  ganz  anheim 
gegebenen  Privatrcchlc , der  unbeschränkten  Disposition  der  Bcrcchliglen 
unterworfen,  können  von  diesen  auf  andere  nicht  übertragen  werden  und 
müssen  oR,  so  lange  sie  zuständig  siml,  von  ihnen  ausgeübt  werden, 
indem  sic  in  der  Regel  nicht  reine  Befugnisse,  sondern  zugleich  auch  vom 
Staate  auferlegle  Verpflichtungen  sind.  Diess  Alles  hat  darin  seinen  Grund, 
dass  sie  nicht,  wie  die  Privatrechlc,  nur  zum  Schutze  der  Privatinlercssen 
dienen,  sondern  im  Interesse  des  Ganzen,  d.  h.  der  Staatsordnung  selbst 


Ausfülulii'h  iiml  .luf  die  ilim  eigene  geistvolle  Weise  setzt  v.  Savigny  d.is 
Gesammlsystem  der  PrivatveiliSlliiisse  und  der  RecliUiiomicn  über  diesellien  aus- 
einander in  SS.  .M-5T. 

1)  Dio»  Kl  klar  gozi'igl  <!urch  in  der  ang-efuhrton  N<*ln  gf‘‘gon  Piiclita. 

2)  Sfdir  schlllzcnsworthc  Aunu'lliingcn  über  die  Natur  der  olTcntUchen  Rechte  gicbl 
Gerber  in  einer  eigenen  Schrift:  Ueber  dfrcnlUche  Rechte.  Tfib.  1852. 
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geschaflen  sind  und  daher  nur  für  dieses  aiiszuübcndc  Berechlisungen  ent- 
halten. Diesen  Charakter  haben  sowohl  die  Hechle  des  Souveräns  als  die 
der  Beamten  und  der  Staatsbürger  * ).  Doch  ist  der  Gegensatz  der  slaals- 
und  der  privatreelillichcn  Verhältnisse  nicht  so  gross,  dass  nicht  auf  jene 
zuweilen  Grundsätze  des  I’rivatrechtes  und  bei  diesen  des  ülTentlichen 
Rechtes  Anwendung  finden.  Die  Privalrcchte  zerfallen  nach  der  iin  §.  -12 
angegebenen  Verschiedenheit  der  Privatrechtsverhältnissc  in  Standes-,  Fa- 
milien- und  Vermögensrechte,  und  diese  in  dingliche,  in  Forderungsrechte 
und  das  Erbrecht.  Doch  lassen  sich  die  zum  Schulze  derselben  gestatte- 
ten Kechtsmitlel  noch  als  eine  weitere  Klasse  von  Privatrcchten  aulfassen, 
weil,  wenn  die  Verletzung  oder  Vorenthaltung  eines  Privatrechts  stattge- 
funden hat , der  Verletzte  die  nun  ihm  zuständig  gewordene  Befugniss 
der  Reehtsvcriölgung  durch  das  zuslehend  gewordene  Kcchtsmittcl 
hat.  Gemeinsam  ist  es  sowohl  den  öffentlichen,  als  den  Privatrechten,  dass 
der  Urgrund  ihrer  Zuständigkeit  nicht  bloss  in  einer  eigentlichen  Rechts- 
rcgel  liegen  kann,  deren  Anwendung  auf  ein  concret  gegebenes  Verhältniss 
sic  ihre  Entstehung  verdanken,  sondern  dass  sie  auch  auf  eine  specielle 
Concession  der  höchsten  Staatsgewalt  sich  stützeu  können.  In  diesem  Falle 
sind  sie  (wie  schon  oben  bemerkt  worden)  Privilegien  im  engem  Sinne 
des  Wortes;  es  giebt  demnach  öffentlich  rechtliche  und  privatrechtliche 
Privilegien  (^Privikfjia  jitris  pubUci  et  privati). 

Vom  Erwerb  und  vom  V'crlust  der  Rechte’). 

41.  A.  Wie  das  Dasein  eines  Rechtsverhältnisses  eine  dasselbe  er- 
zeugende Thatsache,  so  setzt  jedes  einer  Person  zustehende  Recht  einen 
Entstchungs-  (oder  Erwerbsgrund)  .desselben  voraus.  Derselbe  besteht  in 
einem  Factum,  an  welches  die  Rechtsnorm  den  Erwerb  des  Rechts  knüpft, 
das  zugleich  das  entsprechende  Rcchlsvcrhältniss  begründet.  Die  auf  diese 
Weise  zum  Erwerbs-  oder  Rechtstilel  gewordene  oder  als  Erwerbungsact 
erklärte  Thatsache  kann  entweder  in  einem  Ercigniss  bestehen*)  oder  in 
menschlichen  Handlungen,  und  zwar  entweder  dessen,  der  das  Recht  er- 
werben will  (z.  B.  in  der  Besitzergreifung  einer  herrenlosen  Sache)  oder 
in  einer  Handlung  ilessen,  der  einem  andern  rechtlich  verpflichtet  wird, 
z.B.  einer  von  ihm  gegen  den  andern  begangenen  Rechtsverletzung,  öderes  kann 


1)  Diese  d.is  Wesen  der  ülTenIlichcn  Röchle  cluwiklorisircmlen Momente  sind  hervor- 
gehoben  und  hclcuehtet  von  Gerber  a.  a.  0.  S.  29—36. 

2)  Gerber  a.  a.  ü.  S.  36 — 46.  Stahl,  Recbls]diili>.sophie  a.  a.  0.  S.  238  ff. 

3)  V.  Savigny,  System  B.  III.  $.  104. 

4)  Es  htingl  iirdesscu  in  der  Regel  vom  Willen  dessen,  dem  auf  diese  Weise  ein 
Hecht  anfallt,  ah,  ob  er  cs  haben  will:  vurausgesetri ; dass  er  willeiisfaliig 
und  ibs  Recht  nicht  zugleich  eine  Vcriiflichtung  ist , von  welcher  er  durch 
si-incn  Privalwillen  sich  nicht  befreien  kann. 
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ein  von  beiden  gemeinsam  unternommener  Acl  z.  B.  ein  Vertrag  sein.  Die 
Thalsache  kann  endlich  auch  gemischter  Art  d.  h.  Iheilweise  Casus,  Iheil- 
weise  eine  menschliche  Handlung  sein. 

Man  hat  ncustens  den  Charnkler  der  Rechtsverhältnisse  und  Rechte 
erzeugenden  Thalsachen  dadurch  sehr  treffend  bezeichnet,  dass  man  sie 
juristische  Thalsachen  genannt  hat*).  Entsteht  durch  einen  Er>\’erbnngs- 
grund  ein  Recht  zum  erstenmal,  so  pflegt  man  ihn  eine  ursprüngliche, 
wird  ein  schon  bestehendes  Recht  von  seinem  Inhaber  auf  einen  andern 
übertragen,  eine  abgeleitete  Erwerbungsartzu  nennen.  *)  Daher  die  schon 
im  Millclaller  vorkommende  Einlheilung  der  Erwerbungsarien  in  modi  acqui- 
rendi  originarii  und  constitutm,oAer  derivativi  xmAtranslatiii  (auch  Successio- 
nen  genannt).  Da  durch  die  letzten  der  Erwerbende  nicht  mehr  Rechte  er- 
halten kann,  als  sein  Vorgänger  (auc/or)  halle:  so  gilt  rücksichUich  dersel- 
ben das  Rechtssprichworl;  nemo  plus jwis  in  alium  transferre  polest,  quam 
habet. 

Nicht  selten  pflegt  man  auch  die  Erwerbungsarten  einzutheilen  in  solche , die 
unmittelbar  auf  die  Gesetze,  und  solche,  welche  auf  menschliche  Hand- 
lungen sich  stützen*)  {AcquisitionesjurisimmediataemAmediatae).Y)K%t\in- 
terscheidung  darf  nicht  so  verstanden  werden,  dass  in  Fällen  der  ersten  Art  es  kein 
ner  Thatsache,  im  letzten  keiner  Rechtsnorm  bedürfe,  damit  das  Recht  dem  Bethei- 
liglcn  erworben  werde:  sondern  man  kann  nur  in  so  weit  jenen  Gegensatz 
machen,  dass  in  den  Fällen  der  ersten  Art  der  Erwerb  an  das  Eintreten 
der  Thalsache  geknüpft  wird,  ohne  dass  der  Betheiligte  eine  Handlung  vor- 
nahm, welche  den  Erwerb  des  Rechtes  zum  Zweck  hatte,  während  diess 
in  den  Fällen  der  zweiten  Art  stallfand,  so  dass  die  Rechtsnorm  (das  Ge- 
setz) nichts  Ihal,  als  den  Willen  des  Handelnden  zu  bekräftigen,  d h.  fest- 
zusclzen,  dass  der  beabsichtigte  Rechlserwerb  eine  rechtlich  gültige  Wir- 
kung seines  Willensactes  sein  soll  *).  Es  giebl  daher  auch  gar  keine  Rechte,  die 


1)  V.  Savigny  a.  a.  0.  III.  S.  3. 

2)  Puclita,  Pandcclen  §.  47  nimmt  neben  dieser  Einllieihing  der  Erwerbiingsarten 
der  Recblc  noeh  eine  absolute  und  relative  an , deren  Begriflsl)estimmung  jedoch 
mit  der  in  ursprüngliche  und  abgeleitete  im  Wesentlichen  Qbereinslimmt.  Die 
von  ihm  hervorgehobenea  L'ntersclücde  sind  nicht  relevant. 

3)  Es  giebt  viele Rechtsgelehrtc,  welche  die  Rechte  entweder  durch  Willen  und 
Thal  oderdurehGesetz  entstehen  lassen,  z.  B.  Puchta,  Pandecten  J-  48,  und 
Stahl,  Rechtsphilosophie  I.  2.  S.  228  — 29.  Wird  diess  nicht  in  dem  von 
uns  gegebenen  Sinne  aufgefasst,  so  ist  der  Satz  durchaus  irrig. 

4)  Diess  geschieht  in  der  Regel  bei  den  Vertragen  und  den  Eigenthumsübertragun- 
gen.  Von  den  letzten  sagt  das  R.  R.  in  §.  40.  J.  2.  1.  (de  rer.  div.)  Per  tra- 
ditionem  jure  ntUurali  remobis  acquiruntur:  nihil  enim  tarn  cenvenieus 
est  ntUurali  aequitati,  quam  roluntalem  domini,  rem  euam  in  alium 
transferre  velentis,  ratam  haberi. 
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nicht  einen  «uglcich  auf  einer  fnclischen  und  rechtliclien  Grundlage  ruhen- 
den Erwerbungsgriind  haben,  weshalb  die  Einiheilung  in  angeborene 
und  erworbene  Hechle  nicht,  wie  l'rcilich  oft  geschieht,  so  aiifzurassen 
ist,  als  wären  die  ersten  Hechle,  die  sich  von  selbst  verslehcn,  und  für  den 
Herechligten  nii.dil  erst  auf  eine  rechtlich  feslgestellle  Weise  entstehen 
müssten;  sondern  in  dem  Sinn,  dass  die  ersten  Hechle  sind,  deren  Ent- 
stehung die  Hechtsnormen  (also  das  positive  Hecht)  sclion  an  die  That- 
sache  der  Geburt  eines  Menschen  knüpfen,  während  die  sog.  erworbenen 
ihm  erst  in  Folge  eines  von  jener  Thalsache  verschiedenen  Erwerbungs- 
actes  zuslehen  können.  *) 

B.  Durch  juristische  Th alsa  chen  können  nicht  blos  HeehLsver- 
hüllnissc  entstehen,  also  Hechte  erworben,  sondern  cs  kann  durch  sic  auch 
der  Untergang  (oder  die  Umgestaltung)  von  Rechtsverhältnissen  und  daher 
der  Verlust  von  Redilen  bewirkt  werden.  In  dieser  Beziehung  gilt  aber  der 
Grundsatz:  dass  ein  erzeugtes  Rechtsverhältniss  und  ein  einmal  erworbenes 
Recht  so  lang  fortbestehen,  bis  eine  als  Aufliebungsgrimd  wirkende  juristische 
Thalsache  cintritt.  Ein  solcher  Grund  ist  auch  jede  Thatsache,  wodurch 
das  uns  zustehendc  Recht  einem  andern  erworben  wird,  denn  dadurch  gehl 
es  uns  jedenfalls,  in  wie  weit  es  der  andere  erwirbt,  verloren.  Da  aber  in 
solchen  Fällen  der  Rcchtserwerb  Hauptzweck  der  Acte  dieser  Art  ist,  so 
sind  eigentliche  Erlöschungsgründe  der  Rechte  nur  diejenigen  Tliatsachen, 
wodurch  die  Jemandem  zustehenden  Rechte  authören,  oder  verloren  gehen,  sollte 
auch  zufällig  ihr  Verlust  für  andere  einen  Rechtserwerb  nach  sich  ziehen.  *) 

Einen  gemischten  Charakter  haben  diejenigen  Umwandlungen  der  Rechte, 
durch  welche  ein  neues  Rechtsverhältniss  an  die  Stelle  eines  früheren  ge- 
setzt wird  *).  Uebrigens  bestehen  auch  die  Erlöschungsgründe  der  Rechte 
entweder  in  Ereignissen  (casui),  z.  B.  im  Tod  des  Berechtigten  oder  im 
Untergange  des  Hechtsobjeets,  oder  in  Handlungen  des  Berechtigten  und 
zwar  sowohl  in  solchen,  wodurch  das  Recht  mit  seinem  Willen  (z.  B. 
durch  Dereliction  der  Sache,  oder  durch  Verzicht),  oder  solche,  wodurch 
es  gegen  seinen  Willen  (z.  B.  zur  Strafe)  ihm  verloren  gellt.  Besonderer 
Rechtsakte  zum  Zwecke  der  Erhaltung  eines  uns  zustehenden  Rechts  be- 
darf es  in  der  Regel  nicht:  wohl  aber  dann,  wenn  die  fortdauernde  Nicht- 
vomahme  solcher  Acte,  also  die  fortgesetzte  Nichlausübung  eines  Rechts 


1)  Auch  V.  Sivigny,  System  8-  52  n.  104  nimmt  keine  •indcre,  sls  erworbene 
Rechte  an : und  sagt  dolier  sehr  richtig  B.  II].  S.  2 : „die  erworbenen 
Rechte  können  allerdings  auch  angeboren  sein.“ 

2)  z.  B.  bei  der  Strafe  der  Confiacalion,  oder  bei  der  s.  g.  erlöschenden  Vcijshning. 

3)  V.  Savigny  a.  a.  0.  S.  4. 
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dessen  Verlust  nucli  sich  ziehen  würde:  wie  diess  z.  B.  seschiehl  durch 
den  Ablauf  einer  besliminlen  Zeil,  während  welcher  das  Hecht  nicht  aus- 
geübt wurde,  so  dass  dessen  Verlust  durch  Verjährung  bewirkt  wird  *). 

Von  den  Rcchtsgescliäften  *). 

•15.  Zu  den  wichtigsten  rechtlich  wirksamen  Thalsachcn,  wodurch 
Rechtsverhältnisse  entstehen,  verändert  und  aufgeliobcn,  folglich  Hechle 
erworben  oder  verloren  werden,  gehören  die  sogenannten  Rechtsge- 
schäfte, d.  h.  reine  Willensactc,  deren  Zweck  iin  Erwerb,  der  Uniwtind- 
lung  oder  dem  Aufseben  des  Rechts  besteht.  Sic  unterscheiden  sich  von  an- 
dern juristisch  belangreichen  Handlungen  vor  allem  dadurch,  dass  nicht 
die  materielle  That  das  Wesen  derselben  bildet,  sondern  die  recht- 
lich wirksame  Aeussenmg  des  blossen  Enlscldusses.  ,Sie  können  Beschlüsse 
einer  einzelnen  l’erson  sein  oder  gemeinsame  auf  denselben  Gegenstand 
gerichtete  Willensactc  mehrerer;  im  letzten  Falle  heissen  sic  Vereinbarun- 
gen oder  Verträge  im  weiteren  Sinne:  cnnveiUioiies  oder  pactinnrs,  die 
von  den  Römern  defmirt  worden  als  plurium  in  idem  placifiim  consensus*). 
Rcchlsgcschäne  haben  die  durch  sie  beabsichtigte  Wirkung  nur,  wenn  sie 
den  sie  normirenden  Rechlsgrundsätzcn  gemäss  vorgenommen  werden.  Man 
hat  bei  allen  Rechtsgeschäften  das  Wesen  {suhsinnlia  negoüi)  von  Nehcn- 
bestimmungen,  adminicula  oAcr  accidcntalia,  zu  nnlerschciden,  und  pflegt  jene 
einzulhcilen  in  die  zum  Beslchen  des  Rcchlsgeschäfles  wesentlichen  k>for- 
dernissc  (der  sogenannten  essenfialiaj  und  den  mit  dem  Rechtsgeschäft 
nolhwcndig  verbundenen  Inhalt  und  beabsichtigte  Wirkung  (tui/uralia 
negotii). 

A.  Wiis  die  wesentlichen  Erfordernisse  der  Rechtsgeschäfte  belrifR, 
so  giebt  es  deren  allgemeine,  d.  h.  solche  die  bei  jedem  Rechtsgeschäft 
vorhanden  sein  müssen,  wenn  dieses  nicht  rechtlich  wirkungslos  sein 
soll.  Sie  beziehen  sich  auf  die  Personen  oder  Urheber  des  Geschäfts, 
.auf  dessen  Gegenstand  und  den  Willen  der  Personen  und  dessen  Aeus- 
sening. 


1)  I)ic  Rcclilsnormcn  über  die  juristischen  Tlmls-uhen,  welche  Rechte  erzeugen,  ler- 
stören  oder  .such  erlmllen,  sind  so  z:ih1reich,  d.iss  der  römische  Jurist  Ulpian  in 
f.  41.  I).  1.  3.  (de  leg.)  sagt:  Totuin  jn»  coiitittit  out  in  nci/iiir  endo, 
uni  in  romervando,  nut  in  tninntndo-.  nnt  enim  hoc  ngitur  quem- 
ndmndum  quid  cnjutcnnqnr  fint  nnl  quemadmodum  qnit  rem  vel  jiii 
snitm  conservel  aut  quomodo  alienet.,  vel  amittat. 

2)  Die  Lehre  von  den  Beehlsgesrhitflen  und  allen  juristischen  Handlungen  wird 
gewölinlich  ausführlich  ahgchandell  in  den  Lehrbüchern  des  heutigen  römischen 
Hechts:  Puchla,  Cursus  11.  J.  CCl.  ff.,  v.  Savigny,  System  B.  II.  $.  107— 141. 

3)  ln  f.  1.  S.  2.  D.  2.  14. 
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I.  Was  die  Personen  beirifH,  so  müssen  sie 

1)  die  zur  Vornnlinie  des  tieschälls  nülliige  Reclitsfühigkeil 
haben.  Dieselbe  ist  dureb  den  reehlliehcn  Stand  der  Person 
{Status)  bedingt. 

2)  Die  niitbige  Willensnihigkeil,  deren  es  verschiedene  Grade  gielit, 
die  vom  Alter  der  Personen,  ilircm  Geschlecht,  ihrer  geistigen  Ge- 
sundheit .abhängen. 

II.  Der  Gegenstand,  welcher  auch  in  einer  vorzunehmenden  Handlung 
bestehen  kann,  muss 

1)  existiren  oder  doch  möglicher  Weise  existiren  können;  die  vor- 
zunehmende Handlung  muss  physisch  möglich  sein. 

2)  Sic  muss  auch  moralisch  und  juristisch  möglich  sein,  d.ass  über 
dieselben  die  bcabsichtigle  Verfügung  slatirindc:  das  Hechlsgescliäfl 
darf  daher  nichts  moralisch  Schlcchlcs  oder  rechtlich  Vcrbolencs 
bezwecken. 

3)  Müssen  die  das  Rechtsgeschäft  vornelirocnden  Personen  über  die- 
sen Gegenstand  zu  verfügen  berechtigt  sein. 

III.  Es  muss  von  Seilen  der  Personen  der  zur  Gültigkeit  des  Rechts- 
geschäfts nöüiige  Willensact  vorgekonuuen  sein,  d.  h.  cs  muss  von  den 
Personen  der  auf  den  Abschluss  des  Rechtsgeschäfts  gerichtete  Wille  wirklich, 
fehlerfrei  und  auf  die  gehörige  Weise  erklärt  worden  sein. 

1 ) Der  Wille  kann  nämlich  ein  blos  erklärter,  nicht  wirklicher  sein, 
dann  ist  das  Geschäft  nichtig.  Diess  ist  der  Fall,  wenn 

a)  ein  Irrthum  statt  hatte,  der  den  Willen  aufliob  und  das  Rechts- 
geschält, was  man  vornahin,  gar  nicht  gewollt,  sondern  ein 
nicht  existirender  Wille  ohne  Absicht  als  existirend  erklärt 
wurde. 

b)  Wenn  cs  mit  dem  GeschälX  nicht  ernstlich  gemeint  war,  son- 
dern dasselbe  nur  zuiu  Schein  abgesclilossen,  also  absichtlich 
ehr  nicht  existirender  Wille  als  existirend  ,ausgcsi>rochen  wurde. 

2)  Der  Wille  ist  fehlerhaft,  wenn  Jemand  von  Anderen  durch 
Zwang  oder  Betrug  dahin  gebracht  wurde,  das  Rechtsgeschäft  cin- 
zugehen  oder  vorzunehnien.  In  diesem  Falle  ist  cs  nicht  nichtig: 
aber  der  Zwingende  oder  Betrügende  macht  sich  jedenfalls  einer 
Immoralilät  schuldig,  und  kann  desshalb  aus  dem  Geschäft  kein 
Rcclit  erwerben,  wcsshalb  auf  .Aufliebung  desselben,  auf  Rückgabe 
des  Gezahlten  oder  auf  Entschädigung  geklagt  werden  kann.  Irr- 
thuni,  Simulation,  Zwang  und  Betrug  sind  daher  Hindernis.se  der 
Willcnsgellung  bei  Rechtsgcschällen  *). 


1)  Sehr  gut  sind  diese  Ilindifrnissc  des  recliUgülligeii  Willens  hoi  juristischen  Hand- 
lungen beleuchtet  in  v.  Savigny's  System  111.  $.  111.  US. 
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3)  Der  Wille  ist  gehörig  erklärt,  wenn  er 

a)  wirklich,  d.  h.  stillschweigend  oder  misdriicklich  erklärt  ist,  und 

b)  im  lelzicn  Fall  in  der  durch  die  nechtsnormen  vorgcschricbencn 
Form,  die  eine  feierliche  sein  kann,  z.  B.  eine  Willenserklä- 
rung in  besliinmlen,  feierlich  gesprochenen  Worten,  oder  vor 
Zeugen,  oder  vor  obrigkeillichen  Personen,  oder  eine  schrift- 
lich gegebene  in  einer  von  den  Bclbeiliglen  oder  von  Zeugen 
niilunterschriebencn,  oder  wohl  gar  von  ihnen  untersiegelten 
Urkunde  u.  s.  w. 

B.  Die  allgemeinen  Nebenbcslimmungen  oder  Zusätze  der  Bechlsgc- 
schäfte,  die  deren  Wirkungen  aufsebieben  oder  beschränken,  siml  Bedin- 
gungen, Zeitbestimmungen,  oder  bei  dem  Geschälte  sonst  nicht  übliche  Be- 
lastungen (conditiones,  dies,  modi). 

Von  den  rechtswidrigen  Handlungen. 

46.  Auch  durch  Handlungen,  welche  den  Rechtsnormen  entgegen  sind, 
und  unter  der  Gesammlbenennung  rechtswidriger  Handlungen  begrifTcn 
werden  können,  entstehen  Umgestaltungen  der  Rechtsverhältnisse,  indem 
durch  sie  für  die  Urheber  derselben  Rechte  verloren  gehen,  für  andere  da- 
gegen nicht  selten  erworben  werden.  Die  rechtswidrigen  Handlungen  sind 
datier  gleichfalls  zu  den  juristischen  Thatsachen  zu  zählen,  obgleich 
sie  einen  von  den  andern  Arten  dieser  Thatsachen  sehr  verschiedenen  Cha- 
rakter haben.  Man  kann  aber  mehrere  Grade  der  Rcchlswidrigkeit  der 
Handlungen  unterscheiden. 

A.  Den  niedersten  Grad*)  der  Rcchlswidrigkeit  haben  diejenigen  Hand- 
lungen, welche  gegen  Rechtsnormen  verstossen,  ohne  die  Rechte  eines  an- 
dern zu  verletzen,  die  aber  rechtlich  wirkungslos  sind,  so  dass  die  durch 
sie  beabsichtigte  Entstehung  oder  Veränderung  eines  Rechtsverhältnisses, 
der  Erwerb  oder  die  Veräusserung  eines  Rechts,  oder  die  Uebernahme  einer 
Bcchtsvcrbindlichkeil  nicht  statt  hat.  Man  nennt  alle  diese  Handlungen  ju- 
ristisch ungültige,  wozu  besonders  die  Rechtsgeschäfte  gehören,  welchen 
ein  zu  ihrer  Gültigkeit  wesentliches  Erfordemiss  abgeht.  Solche  Handlun- 
gen sind  daher  mit  einem  Mangel  (dem  der  Ungültigkeit)  behaftete  Thal- 
sneben:  doch  sind  wieder  verschiedene  Grade  der  Ungültigkeit  zu  unter- 
scheiden, denn  (nach  Snvigny’s  sehr  IrefTcndcr  Darstellung)  kann  diese 
entweder  eine  vollständige  oder  unvollständige  sein;  die  erste  heisst 
Nichtigkeit  und  besteht  in  der  reinen  Verneinung  der  Wirksamkeit  der 
juristischen  Handlung;  die  zweite  besteht  in  der  Anfechtbarkeit  des  Ge- 
schäftes durdi  denjenigen  dabei  Betheiligten,  der  es  nicht  gelten  lassen  will. 


1)  Pinse  Art  der  rcfhiswidrigoii  juristischen  Thalsaehen  ist  luin  erstenmal  in  ihrem 
Gesammtumfange  beleuchtet  von  v.  Savigny  hn  System  B.  IV.  S.  536—560. 
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Mon  kann  ferner  gewisse  oder  ungewisse  UngüUigkeilen  der  Rechls- 
geschäflc  unlcrscheiden;  dielelrlon  hnbenStalt,  wenn  die  Gülligkeil  des  Ge- 
schäfls  von  einer  Bedingung  abliängt,  cndlicb  ursprügliche  odcrspSler  ent- 
stehende, je  nachdem  der  Gnind  der  Ungülligkeil  schon  beim  Abschluss 
des  Reell Isgeschflfles  vorhanden  ist,  oder  erst  später  cintrill.  Zuweilen 
werden  anfangs  nichtige  Rechlsgesehäfte  durch  das  Wegfällen  ilires  Man- 
gels später  von  selbst  gültig,  oft  als  andere  Rechtsgeschäne,  deren  Er- 
fordernisse in  ihnen  vorhanden  sind,  der  Absicht  ilirer  Urheber  gemäss  auf- 
recht erhallen,  man  nennt  das  erste  die  Convalescenz,  das  letzte  die  Con- 
version  der  Rechtsgeschäfte*). 

B.  Die  zweite  Hauptklasse  der  rechtswidrigen  Handlungen  sind  die 
Rechtsverletzungen  Anderer,  und  zwar 

L Diejenigen,  wodurch  nur  die  einer  Privatperson  zuslehenden 
Hechle  verlelzl  werden,  ohne  dass  in  der  Rechtsverletzung  zugleich  ein 
Angriff  auf  die  ganze  Rechtsordnung  enthalten  ist  oder  angenommen  wird. 
Sie  haben  nnr  die  Wirkung,  dem  Urheber  der  Rechtsverletzung  die  Ver- 
bindlichkeit aufzuerlegen,  das  dem  Verletzten  zugefügte  Unrecht  z.  B.  durch 
Entschädigung  oder  eine  Geldbusse  wieder  gut  zU' machen.  Es  lassen  sich 
zwei  Grade  solcher  Rechtsverletzungen  unterscheiden,  nämlich 

,i)  die  verschuldete  Nichterfüllung  oder  nicht  gehörige  Erfüllung  einer 
übernommenen  Schuldverbindlichkeit;  es  ist  dann  eine  durch  Nicht- 
thun bewirkte  Rechtsverletzung  {culpa,  negligentia  oder  nwra) 
vorhanden.  Ihr  stehen  entgegen 

b)  die  in  positiven  Angriffen  auf  die  Rechte  eines  Andern  bestehende 
Rechtsverletzung,  welche  man  Vergehen,  Delicte  oder  Privalde- 
licte  zu  nennen  pflegt. 

II.  Wird  durch  die  Rechtsverletzung  die  ganze  Rechtsordnung  gestört 
oder  als  verletzt  angesehen,  oder  ist  das  Vergehen  gegen  die  Rechte  des 
Staats  oder  gegen  öffentliche  Einrichtungen  gerichtet,  so  dass  das  Recht 
des  Staates  selbst  durch  die  rechtswidrige  Handlung  verletzt  wird,  dann  ist 
ein  Verbrechen  begangen,  dessen  Wirkiuig  darin  besteht,  dass  der 
Schuldige  in  eine  öffentliche  Strafe  verfällt,  d.  h.  d.ass  eine  vom 
Staate  selbst  ausgehende,  in  seinem  Namen  veranstaltete  Zufügung  eines 
Uebels  an  seiner  Person  oder  seinem  Vermögen  Platz  greift.  Nach  der 
Grösse  des  Verbrechens  oder  nach  der  Stärke,  des  verbrecherischen  Willens 
ist  die  Strafe  grösser  oder  geringer.  Gewöhnlich  nennt  man  nur  die  schwe- 
rer bestraften  „Verbrechen“,  die  mit  geringeren  Strafen  geahndeten  „Ver- 
gehen.“ 


1)  Von  beiden  wird  gewöhnlich  genauer  in  den  Lehrbfichern  des  römischen  Rechts 
gehandelt,  z.  B.  hei  v.  W e n i n g- 1 n ge  nhe i m , Lehrbuch  des  gemeinen  Civil- 
rechU  B.  I.  S-  IVl.,  und  bei  Mählcnbruch,  Pandecten  I.  $.  114. 
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Viele  an  Privatpersonen  begangene  Rcchlsvcrlelzungcn  sind  Verbre- 
chen, wenn  sie  nuinlich  den  vorhin  bezeichnelcn  Cliarakter  eines  Angriffs 
auf  die  ganze  Hechtsordnung  haben,  oder  in  ihnen  ein  solcher  als  vorhan- 
den angenommen  svird.  Die  üeselzgebungen  der  verschiedenen  Völker  sind 
in  dieser  Beziehung  sehr  abweichend  von  einander,  indem  manche  Hechls- 
verlclzung,  die  bei  einem  Volke  nur  als  l'rivaldclict  gilt  (z.  B.  der  Dieb- 
stahl), bei  andern  als  Verbrechen  mit  einer  öirenllichen  Strafe  belegt  wird. 

C.  Kndlich  giebt  es  nocli  eine  dritte  Classc  von  rechtswidrigen  Hand- 
lungen, nämlich  die  Uebcrlrelungcn  von  Gesetzen,  welche  gefährliche 
oder  gemeinschädliche  Handlungen  im  Staate  untersagen,  und  für  den 
Uebertreter  eine,  in  der  Hegel  leichtere  Strafe  nach  sieh  ziehen.  Sie  bilden 
die  Classc  der  sog.  Polizei  vergehen,  mit  welchen  jedoch  nicht  selten 
in  den  neueren  Gesetzgebungen  auch  geringere  mit  einer  öffentlichen  Strafe 
belegte  Hechtsverletzungen  .\ndercr  zusammengeworfen  werden. 


VI.  Capilel. 

Die  WHsensrhafl  des  Rerhti  '). 

Begriff  und  Charakter  der  Hcchtswisscnsch  a ft. 

■16.  Je  nachdem  man  das  Wort  Wissenschaft  im  subjectiven  oder 
objectiven  Sinne  nimmt,  ist  die  Heehtswissenschafl  entweder  die  durch  ein 
wissenschaftliches  Denken  und  Porschen  dem  HechLsgclehrten  gewordene 
Kenntniss  des  Hechts  oder  eine  de.ssen  Wahrheiten  nach  wissenschaftlichen 
Grundsätzen  ordnende  und  darstellende  Doctrin.  Die  Heehtswissenschaft 
im  ersten  Sinn  ist  zunächst  Hechtsstudium,  also  eine  auf  sein  wissenschaft- 
liches Begreifen  gerichtete  Thätigkeil;  als  Doctrin  oder  Disciplin  die  auf 
höchste  Principien  gestützte  und  organisch  gegliederte  Darlegung  des  gc- 
sammten  Inhalts  des  juristischen  Wissens.  Zur  Lösung  dieser  ihrer  näch- 
sten Aufgabe,  deren  Zweck  ist,  dem  juristischen  Stoff  die  wissenschaftliche 
Bestimmtheit  und  Fomi  zu  geben,  hält  sic  ein  logisches  und  dialectisehes 
Verlährenein;  sic  giebt  den  juristischen  Begriffen  ihre  Schärfe,  verbindet  das 
Verwandte,  sondert  die  Gegensätze,  sucht  den  in  der  gesammten  Hechts- 
ordnung und  den  verschiedenen  Hechtsinstituten  vorhandenen  Organismus 
auf,  ist  also  in  allen  diesen  Beziehungen  eine  theoretische,  formelle 
(oder  vielmehr  fomürende)  Wissenschaft. 

Allein  sie  verfolgt  |wic  schon  oben  in  §.  IIT  au.sgcfiihrl  worden)  noch 
ein  höheres  Ziel,  sic  construirt  auf  dem  Wege  der  Abstraetion  oder  der 


1)  Mit  dom  Inlidl  dieses  Cspilels  sind  vor  allem  zu  vergleichen  die  geistreichen  Be- 
U.achlungen  Buch  tu' s ül>er  die  neehlswi.ssensehari  in  dessen  Cursus  der  liisti- 
lutionen  U.  I.  Nr.  XXXII. -.\XXV. 
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Deduplion  nus  den  diireli  die  Gesetze  oder  die  Heelilsgewohnlieilen  sanc- 
lionirlen  UcelilsreKcln  und  vcrmitlelsl  der  Analosie,  so  wie  durch  ein  stren- 
ges Analysiren  der  in  der  Natur  eines  Ueelitsverhiiltnisses  enthal- 
tenen Momente,  neue  Rcchtssiitze,  und  ist,  in  wie  weit  sie  dieses  Ziel  ver- 
folgt, eine  prae tische  oder  materielle  Wissenschall , die  zu  dem  oben 
(§•  31)  beleuchteten  Rechte  der  Wissenschaft  führt.  Sie  hat  aber  in  der 
Verfolgung  dieses  doppelten  Zieles  mit  eigenen  in  ihr  selbst  liegenden 
Schwierigkeiten  zu  kämpfen. 

Die  Rcchlssätze  sind  nämlich  nicht  alle  aus  einem  höeh.sten  Princip  flies- 
sende  Regeln;  die  jedes  Reehtsinslitut  regulirenden  Normen  sind  sehr  oft  nicht 
ans  der  Idee  der  Gerechtigkeit  abgeleitete  Folgesätze,  sondern  (wie  schon 
in  §.  36  gezeigt)  häufig  Vorschriften  des  Gemeinwohls,  also  <ler  Nützlich- 
keit oder  der  Philanthropie.  Daher  die  grosse  Zahl  von  Inconsecpienzen  im 
Recht')  und  der  beständige  Wechsel  zwischen  consequenteni  und 
inconsequ entern  Recht.  Jede  Rechtsregel  liat  mehr  oder  weniger  Aus- 
nahmen: und  so  geht  der  Rechtswisscnschall,  die  dcsshalb  eine  positive 
genannt  wird,  der  Charakter  und  die  Vollendung  einer  s.  g.  exacten  Wis- 
senschaft, wie  z.  R.der  Mathematik,  der  Logik  oder  der  Metaphysik  ab. 
Noch  weniger  ist  sie  geeignet,  sieh  zu  einer  speeulativen  Wissenschaft  zu 
erheben,  weil  die  materielle  Basis  des  Rechts  in  der  Erfahrung  wurzelt; 
wcsshalb  auch  die  Versuche,  dem  juristischen  Wissen  den  Charakter  des 
absoluten  Wissens  zu  geben,  scheitern  mussten.  Allein  man  würde  dennoch 
zu  weit  gehen,  wenn  man  die  Jurisprudenz  aus  der  Zahl  der  Wissenschaf- 
ten streichen  oder  von  der  Werthlosigkeit  derselben  als  Wissenschaft  spre- 
chen wollte,  als  bestände  sie  lediglich  in  einem  mehr  oder  weniger  zuläl- 
ligen  Aggregat  willkürlicher  Bestimmungen*).  Denn  die  Rechtsordnung  ist 
ebenso  wenig  das  Werk  der  Willkür,  wie  das  ganze  Socialleben,  dessen 
höchste  nomiirendo  Gesetze  (wie  wir  in  §§.  ä.  6 s.ahen)  die  practischen 
Vemunflidecn  der  Gerechtigkeit,  der  ergänzenden  Gemeinschalt  und  der 
Gotlinnigkeit  sind.  Das  Recht  entwickelt  sich  nur  unter  der  Voraussetzung 
nolhwendiger  Gnindeinriehtungen,  deren  jede  ihre  cigenthümliche  Natur  hat, 
der  gemäss  sie  sich  gestalten.  Obgleich  diese  in  ihrer  historischen 
Ausbildung  die  grössten  Divergenzen  zeigen,  mannigfaltigen  Störungen  un- 
terliegen, und  oft  das  Werk  der  Selbstsucht  der  Machthaber,  der  Partheien 
oder  herrschender  Stünde  sind,  so  ist  doch  ein  fester  Kern  in  allen  zu  finden. 
Es  giebt  unabänderliche  Socialverhältnisse,  welche  sich  nicht  zerstören  las- 


1)  Diesen  Clmrekter  des  Ileclits  bat  sehr  gut  licrvorgeliulien  Thöl  iu  der  Einleitung 
in  das  dculsclic  Privalrechl  S-  39. 

2)  Der  t'luirakler  der  Ueelilswisseiiseli.'irt  wurde  angogrilTcn  von  Kircliniann  in 
einer  Ri  dc  ül>er : die  W"  e r I li  I o s i g k e i t der  J ti  r i s ]i  r u d e n z a 1 .s  Wissen 
scliafl  (lierlin),  aber  mit  gutem  Grunde vertheidig' von  Stahl  in  der  Fhigschrin; 
Rechtswissenschaft  oder  Volksbcwusst.scin  (Lierlin  1848). 
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sen  und  die  Grundlagen  und  Keime  zu  einem  grossen  Lebensorganismus 
cndiallen,  der  für  die  Heclilsordnung  maasgebend  wird,  so  dass  diese  nur 
in  wie  weil  sie  etwas  Concreles  ist  oder  von  socialen  Zufälligkeiten  modi- 
ficirt  wird,  Abweichendes  oder  Anomales  enlhftlL  Es  giebl  daher  allgemeine 
Grundtypen  der  Rechtsinslilute,  von  welehen  die  der  einzelnen  Völker  nur 
historische  Existenzformen  sind.  Sie  stehen  mit  einander  in  einem  organi- 
schen Zusmnmenhang,  bilden  die  Grundlagen  eines  wahrhaften  Rechtssy- 
stcins  und  sind  als  die  Aiisgangspuncte  der  höchsten  leitenden  Grundsätze 
desselben  anzusehen.  Wanim  sollte  das  auf  einer  solchen  Basis  ruhende 
Recht  nicht  einer  wissenschaftlichen  Behandlung  und  Darstellung  fähig 
sein?  Dazu  kommt  noch,  dass  alles  juristische  Denken  ein  streng  logisches 
ist,  dass  es  nach  Feststellung  des  oVyectiv  Wahren  in  gegebenen  Verhält- 
nissen strebt,  und  dass  cs  ihm  gelingt,  das,  was  sich  als  nothwendig  nor- 
roirende  Regel  erweist,  als  Princip  aufzustellcn,  die  aus  ihm  sich  ergebenden 
Consequenzen  als  das  Normale  nachzuweisen  und  die  Abweichungen  davon 
als  das  Anomale  (§.  3G)  zu  zeigen.  Es  kann  daher  der  Charakter  und 
der  Werth  der  Wissenscliaft  dem  nach  Principien  verfahrenden  juristi- 
schen Studium  nicht  abgesprochen  werden.  Haben  doch  die  klassischen 
Juristen  der  Römer  mit  der  ihnen  cigenthümlichen  bewunderungswürdigen 
Methode  die  Jurisprudenz  selbst  in  ihrer  Anwendung  so  fein  ausgebildet, 
dass  schon  Leibnilz  ihre  Schriften  mit  denen  der  Mathematiker  verglich 
und  ihnen  die  erste  Stelle  nach  diesen  anwics.  Die  Rechtswissenschaft 
ist  allerdings  eine  positive  aber  stets  eine  wahre  Wissenschaft,  und  gleich 
andern  Doclrinen  dieser  Art  einer  stets  fortschreitenden  Weiterbildung  föhig, 
wie  diess  auch  die  Geschichte  derselben  bewiesen  hat 

Man  begnügt  sich  in  der  Regel  nicht  damit,  die  Rechtswissenschaft 
für  eine  praktische  und  positive  Wissenschaft  zu  erklären,  sondern  pflegt 
ihr  auch  noch,  freilich  auf  verschiedene  Weise,  die  Stelle  anzuweisen, 
welche  sic  im  System  aller  Wissenschaften  einnehmen  müsse.  Allein  nach- 
dem wir  sic  oben  (§§.  7,  8)  als  den  einen  Hauplzweig  der  Socialwis- 
senschaft aufgeführl  und  der  Staatswissenschaft  als  deren  zweitem  gegen- 
über gcslcllt  haben,  ist  ihr  Verhältniss  zu  allen  übrigen  Wissenschaf- 
ten schon  bezeichnet.  Die  Jurisprudenz  gehört  zum  Bereiche  der  ethischen 
Wissenschaften  und  nicht  mit  Unreclil  hat  man  d;is  Recht  (wie  auch  schon 
bemerkt)  das  Gemeinelhos  genannt:  sic  ist  ein  Theil  der  angewandt 
gewordenen  Ethik,  indem  sic  die  von  einem  V'olke  zur  Verwirklichung  der 
Idee  der  Gerechtigkeit  befolgten  Grundsätze  zum  Gegenstände  hat.  Da 
diese  auf  dem  Boden  der  ( praktischen ) Vernunft  wurzeln,  aber  stets  etwas 
historisches  sind,  so  hat  die  Rechtswissenschaft  eine  rationelle  und  eine 
geschichtliche  Seile  und  ist  daher  sowohl  im  Ganzen  als  in  ihren  einzel- 
nen Zweigen  sowohl  rationell  als  historisch  zu  beleuchten  (S.  oben  §.  2). 
Von  der  Staatswissenschaft  unterscheidet  sie  sich  vor  allem  durch  ihr 
höchstes  leitendes  Princip  (das  des  Wohls),  weshalb  das  slaalswissen- 
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schädliche  Denken  .luf  das  Aufsuchen  des  staallich  Zweckmässigen, 
das  Jurislisclic  aber  auf  das  Cuiistaliren  des  in  den  socialen  Verhüllnissen 
gegebenen  Nolhwendigen  gerichlel  ist;  daher  die  Strenge  in  der  Anwen- 
dung der  Rechtsregcln.  ')  — Die  heilige  Achtung  des  Hechts  ist  indessen 
eine  Grundbedingung  des  Wohls  der  Slaalcn,  und  deshalb  ist  das  juris- 
tische Denken  in  der  Slaalsw'sscnschad  nicht  ausgeschlossen,  wie  umge- 
kehrt in  der Ucchlswissenschail,  wo  cs  nulhig  ist,  auch  ein  teleologisches 
Verlahren  Platz  greid. 

Methodik  der  Rechtswissenschaft.  •) 

■17.  Die  Rechtswissenschad  hat  ein  eigenes,  durch  ihren  Charakter 
gebotenes  Verfahren  cinzuhallen,  um  nicht  auf  Irrwege  zu  gcralhcn. 

A.  Die  RcchlsgTundsälzc  haben  nur  in  so  weil  Wirklichkeit  als  ihnen 
Geltung  bei  einem  Volke  zu  Theil  ward.  Sic  haben  daher,  wie  alles  in 
der  Erfahrung  Gegebene,  ein  concretes  Dasein.  Da  nun  die  Rechls- 
w'issenschad  als  praktische  Wissenschalt  sich  mit  dem  befasst,  was 
praktisch  gilt : so  kann  von  rein  abstrakten  Grundsätzen , oder  von  solchen, 
aus  welchen  ein  bloscs  moralisches  Sollen  abgeleitlcl  werden  kann,  so 
wie  von  a priori  constniirlcn  Begriflen  in  derselben  nicht  die  Rede  sein. 
Bei  der  Fassung  der  juristischen  Begriffe  und  der  wisscnschadlichcn  Fixi- 
rung  der  Rcchlssätze  darf  der  Rechtsgelchrte  nicht  von  seiner,  wenn  auch 
auf  eine  philosophische  Theorie  sich  stützenden  sulyectiven  Auffassung  der 
Rechtsverhältnisse  ausgehen,  sondern  hat  sieh  immer  an  die  historischen 
Elemente  des  Rechts  zu  hallen.  Die  Rcchlswisscnschad  ist  aber  doch  in  sowa-it 
immer  eine  rationelle  Doclrin,  als  sie  auch  das  Allgemeine  freilich  in  seiner 
Verschmelzung  mit  dem  Speciellen  und  geschichllieh  Feststehenden,  (nach 
der  von  den  römischen  Juristen  befolgten  Methode)  darslcIlL  Denn  ob- 
gleich jedes  Rechtssyslem  die  juristischen  Grundlypen  zunächst  in  der 
ihnen  bei  einem  bestimmten  Volke  gewordenen  Gestallung  darzulegen  hat, 
so  ist  in  demselben  dennoch  die  geschichtlich  bestehende  Rechtsordnung 
eines  Volkes  mit  beständigem  Hinblick  auf  das  in  jeder  Rechtsordnung  Nolli- 
wendige  und  daher  Allgemeine  zu  beleuehlcn. 

B.  Auf  gleiche  Weise  muss  der  Rechlsgelehrle  bei  der  Aufstellung 
eines  Systems,  es  sei  der  ganzen  Jurisprudenz  oder  irgend  eines  ihrer 
Hauplzweige,  verfahren  und  vor  Allem  vermeiden,  nach  spcculaliven  Ge- 


1)  Wir  erinnern  an  das  bekannte  Sprichwort:  Fiat  juMtilin  et  (riehtifcr  etti) 
pereat  mundut! 

1)  Mit  dem  Inhalt  dieses  Paragraphen  sind  zu  vergleichen  Thül,  Einleitung  in  das 
deutsche  Privatrecht  S.  84 — 96.  u.  S.  140  — 144. 

2)  Diesen  wichtigen  Charakter  der  Itcchtswissensehaft  bat  sehr  treffend  Puchta  ge- 
zeigt im  Cursus  der  Institutionen  I.  Nr.  XXXV'. 
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siclilspiinklcn  und  nach  blos  logischen  Gegensätzen  die  Sysleniatisirung 
zu  inarhcn. 

Wenn  das  ganze  Recht  ein  Organismus  ist,  wenn  jedes  Rechtsinstitul 
seine  eigene  organische  Natur  hat,  so  muss  sich  auch  die  Wissenschaft 
desselben  sowohl  im  Ganzen  als  im  Einzelnen  organisch  gliedern  lassen. 
Dabei  ist  ein  logisches  Verfahren  durchaus  nicht  ausgeschlossen,  sondern 
sogar  eine  unerlässliche  Bedingung  wahrer  Wissenschaftlichkeit:  aber  diess 
Verfahren  muss  ftberall  ein  objectiv  di a lecti sches  sein;  die  Momente 
der  Gegensätze  müssen  in  dem  objectiv  Gegebenen  aufgesucht  und  nicht 
nach  subjectiven  in  die  Verhältnisse  hineingetragenen  Ideen  wieder  gege- 
ben werden.  Auch  ist  es  von  der  grössten  Wichtigkeit,  dass  nicht  Neben- 
punkte als  durebgreifend  maassgebend  in  den  Vordergrund  gestellt  und 
die  Hauptmomenle  ihnen  untergeordnet  werden,  wie  leider  seit  dem  Ende 
des  vorigen  Jahrhunderts  so  häufig  in  Deutschland  geschah,  so  dass  z.  B. 
manche  Lehrbücher  des  römischen  Rechts  nur  ein  verunstaltetes  Zerrbild 
des  wirklichen  organischen  Systems  desselben  enthalten. 

C.  Aus  allem  diesem  ergibt  sieh,  wie  der  Rechtsgelehrte  bei  der  Fixi- 
ruiig  der  juristischen  Begrifife  und  der  Aufstellung  allgemeiner  Rechtsregeln 
zu  rerfahren  hat.  Er  muss  von  dem  historisch  Gegebenen  ausgehen  und 
aufsteigend  aus  dessen  wesentlichen  Momenten  das  Gemeinsame  finden, 
nicht  aber  umgekehrt,  aus  einem  BegriflF  a priori  oder  blos  nach  einer 
subjectiven  Auffassung  eines  Verhältnisses  zuerst  eine  Regel  bilden  und 
dann  das  historisch  Gegebene  in  den  so  gefundenen  Begriff  hineinzwängen. 
Es  würden  atis  einem  solehen  Verfahren  sieh  die  verkehrtesten  Consequenzen 
ergeben:  schon  die  römischen  Juristen  wamen  hiegegen  und  sehr  treffend 
sagt  Paulus  in  f.  1.  D.  .W.  17  {de  Regulis  juris) : regula  est  quae  rem 
gnue  est,  Itreviter  emutrrat;  non  ut  ex  regula  jus  sumatur  sed  ex 
jure,  quod  est,  regula  fiat.  ')  Dann  sagt  Sabinus:  regula  quasi 
causae  cotgeclio  est,  quae  simulatque  in  aliquo  vitiosa  est,  perdit  officium 
suum.  Ueberhaupt  muss  der  Jurist  des  so  häufig  vorkommenden  incon- 
.seciuenlcn  Rechts  wegen  in  der  Aufstellung  allgemeiner  Reehtssätze  oder 
Definitionen  sehr  vorsichtig  sein,  damit  dieselben  nicht  zu  viel  oder  zu  wenig 
enthalten  und  man  nicht  Folgerungen  aus  ihnen  ziehe,  welche  mit  dem  wirk- 
lichen Rechte  im  Widerspruch  stehen.  Es  ist  daher  das  alte  Sprichwort 
ihm  zu  empfehlen:  Omnis  definitio  in  jure  periculosa ! Wenn  er  ein  Rechts- 
institut zu  beleuchten  hat  und  feststellcn  will,  w.as  in  demselben  Princip 
gemäss  oder  singulär  ist,  muss  er  gleichfalls  sich  fest  an  das  geschichtliche 


1)  Dieses  Verfahren,  sagt  Tlioel,  ist  cinzuliallen , der  Jurist  nwg  durch  Ab-  oder 
Aulleitung  eine  Ilerhlsregel  linden  wollen;  d.  h.  durch  Ahleiten  von  Con- 
seqnenzi'n  aus  einem  Iteehlssalz , oder  dadurch  dass  er  zu  untergeordneten  Rechts- 
boslinunungeii  das  höhere  leitende  Princip  sucht. 
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d.  h.  die  als  normales  Recht  sanclionirlen  hohem  Grundsülzc  halten,  um 
das  wirklich  ExcejitioneUe  in  demselben  aurznrinden.  Es  ist  übrigens  nicht 
nöthig,  alle  Rcchlsbcgrinc  in  strenge  Definitionen  zu  fassen,  namentlich 
nicht,  wenn  ein  solcher  durch  ein  unbezwcifclles  Kunstwort  genügend  be- 
zeichnet werde.  Z.  B.  die  sogenannten  dinglichen  Klagen  durch  das  Wort  Vin- 
dicatio u.  dgl. 

Die  Ilauptzwcigc  der  Rechtswissenschaft.  ‘) 

48.  Es  ist  schon  oben  (in  §.  42)  nachgewiesen  worden,  dass  das 
Gesammtgebiet  der  Rechtswissenschaft  in  drei  Hauptgebictc  sich  spaltet, 
nämlich  in  das  des  Privatrechts,  das  des  Staats  - oder  inneren  öffentlichen 
Rechtsund  das  des  Völker-  oder  äusseren  öffentlichen  Rechts.  Der  Umfang 
des  ersten  und  letzten  Zweiges  ist  hiemit  von  selbst  bezeichnet,  doch  kann 
man  jenes  in  das  allgemeine  und  besondere  Privatrecht  (nach  §.  34)  ein- 
theilen  und  dieses  (wie  ausgeführt  werden  wird)  in  das  Kriegs-  und 
Friedensrecht.  Alle  übrigen  Zweige  der  Jurisprudenz  gehören  dem  zwei- 
ten Hauptzweige  an;  also  wie  schon  im  §.  42  angegeben  ist,  das  Staats- 
recht im  engeren  Sinn,  das  Staatsverwaltungs - oder  Regieningsrecht,  be- 
stehend aus  dem  Polizei-  dem  Finanz-  und  dem  Militärrecht:  ferner  das 
Strafrecht  und  das  Strafprozessrecht,  das  Civilprozess-  und  das  Kirchen- 
recht:  dieselben  sind  alle  aus  dem  Grunde  Zweige  des  öffentlichen  Rechts, 
weil  deren  Grundsfitze  die  vom  Willen  der  Einzelnen  unabhängige  und  diesen 
absolut  bindende  Staatsordnung  fcststellen.  Was  indessen  das  Kirchenrecht 
betrißl,  so  darf  man  es  einerseits  nicht  für  einen  blosen  Zweig  des  Regierungs- 
rechts, andererseits  nicht  mit  v.  Savigny  und  Puchta  für  einen  von 
den  genannten  drei  Hauptzweigen  des  ganzen  Rechts  verschiedenen  vierten 
Hauptzweig  erklären ; und  zwar  das  erste  nicht,  weil  die  Kirche  kein  Staats- 
institut ist,  sondern  eine  selbstständige  Genossenschaft  mit  Autonomie,  die, 
obwohl  der  allgemeinen  Staatsgesetzgebung  und  manchen  ihre  Verhältnisse 
regulirenden  Normen  unterworfen,  auch  vom  Staate  überwacht,  ja  nicht 
selten  von  ihm  in  rechtlicher  Beziehung  bevormundet , doch  als  eine  eigene 
Anstalt  der  ergänzenden  Gemeinschaft,  den  Kern  ihres  Rechts  ihrem  Dogma 
und  ihrem  Cultus  gemäss  selbst  schafft  Das  Kirchenrecht  gehört  indessen 
immer  dem  öffentlichen  Recht  in  einem  Staate  an , weil  die  kirchliche  Ord- 
nung nur  inFolge  ihrer  Anerkennung  von  der  St.aatsgewalt  den  Charakter  einer 
öffentlichen  Rechtsordnung  erhält  und  aufliörtPrivatsachczusein,  obgleich  der 
religiöse  Glaube  diess  ist.  Eine  Beimischung  privatrcchllicher,  ja  auch 
völkerrechtlicher  Rechtsrcgcln  kommt  allerdings  im  Kirchenrcchtc  vor,  doch 
ist  der  innere  öffentlich-rechtliche  Charakter  desselben  vorherrschend.  Es 
ist  aber  nicht  nüthig,  es  als  einen  von  allen  Andern  ganz  verschiedenen 


1)  Zu  verg-leichen  v.  Savigny,  System  Bd.  I.  J.  0. 
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Zweig  der  Jurisprudenz  diesen  gegenüber  zn  stellen.  *)  Ist  gleich  die 
Hcrrscliafl  der  Religion  nicht  auf  ein  Staatsterritorium  beschränkt,  verfolgt 
sie  ein  über  das  Socialleben  der  einzelnen  Völker  weit  hinausgehendes  Ziel, 
so  stehen  doch  der  Kirche  nur  Rechte  zu,  in  wie  weil  sie  auf  einen  be- 
stiniintcn  Rechtsgebietc  ein  äusseres  Dasein  haU  Es  kOmmt  daher  jeder 
concrelcn  Kirche  nur  das  Recht  wirklich  zu,  was  in  einem  bestimmten 
Staate  als  ein  von  ihm  anerkanntes  und  oft,  wie  schon  gesagt,  von  Ihm 
selbst  geschafftes  Recht  gilt.  Nach  der  entgegengesetzten  Ansicht  würde, 
wenn  man  sie  consequent  durchführen  wollte,  die  Kirche  in  rechtlicher 
Beziehung  über  den  Staat  zu  stellen  kommen  oder  wenn  man  nicht  so 
weil  gehen  wollte,  wenigstens  in  ein  bU«  völkerrechtliches  Verhällniss  zu 
ihm  treten,  was  den  wirklich  gellenden  Rechlsgrundsälzen  nicht  gemäss 
wäre.*)  Bei  den  meisten  Völkern  des  Alterlhums,  wo  die  Religion  Slaalsrcli- 
gion  d.h.  wesentlich  Sache  des  Staats  war,  erscheint  das  Kirchenrechl  als  ein 
Thcil  des  eigentlichen  Regicnmgsrechls , denn  bei  ihnen  bildete  es  als  die 
Ordnung  der  Sacra  publica  allerdings  einen  Zweig  der  eigentlichen  Staats* 
Verwaltung.  *) 

Vergleicht  man  die  Grundsätze  der  drei  Hauptzweige  der  Rechts* 
Wissenschaft  untereinander,  so  entdeckt  man  sogleich  einen  Haupt* 
gegensalz  zwischen  dem  Privalrechl  einer-  und  den  beiden  andern  Zweigen 
andererseits,  nämlich  den:  dass  die  staats*  und  völkerrechtlichen  Normen 
den  Charakter  haben,  dass  sie  alle  als  durch  den  höchsten  unbedingt 
herrschenden  Centralwillen  sanclionirle  Vorschriften  über  den  Willen  der 
Privaten  stehen  und  daher  durch  diese  nicht  abgeändert  werden  können. 
Daher  die  bekannte  römische  Rechlsregel:  Jus  publicum  privatoram  paetü 
mutari  non  polest;  aus  deren  Anwendung  sich  ergibt,  dass  alle  Willens* 
handlungen  der  Privaten,  welche  gegen  solche  Grundsätze  verslossen,  ju- 
ristisch ungültig  sind.  Es  gibt  jedoch  auch  Grundsätze  des  Privatrechts, 
welchen  dieser  Charakter  zukommt,  nämlich  alle  die,  welche  die  Kraft  ab- 
solut gebietender  Rechtsnormen  haben  (§.  42):  deshalb  findet  auch  auf 
sie  das  oben  angeführte  Axiom  Anwendung  und  es  wird  von  Bestimmungen 
dieser  Art  gesagt,  sie  seien  juris  pubüci.  *) 


1)  Diess  thun  mehrere  bSehst  berühmte  Rechtigelchiic  z.  B.  ▼.  Savigny,  Syzlem 
I.  $.  0.  S.  27,  und  Pacht»,  Coriui  der  IiuUtutioDea  Nr.  XXII.  n.  ».  w. 
Nr.  XXVI. 

2)  Die  katholische  Kirche  steht  thcilwcise  allerdings  in  einem  solchen  Vcrhältnisi 
zum  Staate , wesshalb  mancites  kirchliche  durch  Concordate  rcgulirt  wird.  Allein 
diesi-  Stellung  derselben  ist  bei  Weitem  nicht  die  allein  massgebende. 

3)  Mit  Recht  konnte  daher  der  Jurist  Ulpian  in  f.  1.  (.  2.  D.  1.  1.  {de  just, 
et  jure)  sagen;  puUieum  jus  tu  sacris,  saeerdotiius,  tu  magi- 
stratihus  consistit. 

4)  Aus  diesem  Grunde  wird  die  testumeutif actio  bei  den  Römern  (in  f.  3.  D.  28.  1. 
gui  testum.)  Juris  puAliei  genannt:  denn  das  Recht  zu  testiren  kann  nienund 
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Andere  Aurfassungen  der  einzelnen  Zweige  der  drei 
HnupUhcile  des  Rechts. 

49.  Eine  von  der  so  eben  Ijeleuclilelcn  Classification  und  Charakte- 
ristik der  verschiedenen  Zweige  der  Rechtswissenschaft  sehr  ahweichende 
ist  im  verbreitetsten  Lehrbuch  der  juristischen  Encyclopädie,  (dem  von 
Falk)  versucht  worden . welcher  indessen  nur  wenige  Ucchtsgelehrte  bei- 
stimmten. Nach  demselben  *)  gehören  zum  Privatrecht  das  eigentliche 
Privatrecht,  auch  bürgerliches  Recht  genannt,  das  Kirchenrecht,  das  Polizei- 
recht,  das  Criminairccht  und  das  Prozessrecht;  zum  öircnllichen  dagegen 
das  Staatsrecht,  das  Regicrungsrecht,  das  Finanz-  und  Camcralrecht  und 
das  Völkerrecht  Die  Grundanschauung,  von  welcher  bei  dieser  Einlheilung 
ausgegangen  wird,  besteht  darin,  dass  das  Privalrccht  aufgefasst  wird  als 
das  Recht  der  Gehorchenden  und  das  ofrentliche  Recht  als  das  der  Be- 
fehlenden; weil  jedes  gehorchende  Mitglied  eines  solchen  eine  Privat- 
person sei,  und  alles  Befehlen  in  der  bürgerlichen  Gesellschaft  von  dem 
Ganzen  oder  Oeffentlichen  ausgehe  und  durch  die  Reprüsentation  des  Gan- 
zen begründet  werde.  Es  seien  jedoch  die  Vorschriften,  welche  die  Ge- 
horchenden im  Verhältniss  zum  Ganzen  verpflichten , obwohl  ihrem  Begriffe 
nach  zum  Privatrechte  gehörend,  da  sic  aus  den  öffentlichen  Verhältnissen 
unmittelbar  entspringen,  ihres  Zusammenhangs  wegen  auch  als  Thcile  des 
öffentlichen  Rechts  anzusehen. 

Ohne  noch  diese  Aufstellung  aus  inneren  Gründen  zu  verwerfen,  müs- 
sen wir  die  Bemerkung  machen,  dass  sic  durch  die  letzte  Beschränkung 
jedenfalls  theilweise  umgestossen  wird , denn  die  als  Zweige  des  Privatrechts 
aufgeführten  Criminalrecht  und  Polizeirecht  enthalten  gewisse  Vorschriften, 
die  ans  den  öffentlichen  Verhältnissen  unmittelbar  entspringen,  da  sie  ja 
auch  die  Aufrcchthaltung  der  gesammten  Rechtsordnung  bezwecken  und 
die  Gehorchenden  ihnen  in  ihrem  Verhfdtniss  zum  Ganzen  unterwürfen  siml. 
Allein  der  ganze  Gesichtspunkt,  von  dem  Falk  bei  dieser  Classifikation 
ausgeht,  ist  nicht  der  richtige. 

Der  Umstand,  dass  wie  im  bürgerlichen  Rechte,  so  auch  im  Straf- 
Polizei-  Kirchen-  und  Prozessrecht  zunächst  die  rechtliche  Stellung  der 
Privatpersonen  festgesetzt  wird  und  diiss  in  den  andern  Zweigen  Träger 
öffentlicher  Gewalten  in  den  Vordergrund  treten,  darf  für  die  Charaktcr- 
bestimniung  der  verschiedenen  Zweige  der  Rechtswissenschaft  nicht  als 
der  einzig  erhebliche  und  massgebende  angesehen  werden:  denn  einerseits 
stehen  auch  in  den  vier  letzten  von  Falk  zu  denr  Privalrccht  gezählten 
Zweigen  Träger  von  öffentlichen  Gewalten  den  Privaten  dagegen,  in  den 


rieh  sdb«l  geben  oder  nehmen  und  die  Testamentsformen  tind 
durch  absolut  befehlende  Rcehtsnormen  festgesclzt. 

1)  Falk  Encvclopadie  |.  21. 
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von  ihm  zum  öfTenllichen  Rechte  gezählten  den  mit  öffentlicher  Gewalt  be- 
kleideten Beamten  Privatpersonen  gegenüber.  Andererseits  hat  das  Völ- 
kerrecht auf  die  Stellung  der  Privaten  nicht  blos  im  Auslande,  sondern 
theilwcise  sogar  im  Innlande  einen  entscheidenden  Einfluss. 

Das  Wesen  des  öffentlichen  und  des  Privalrechts  wird  durch  den  Cha- 
rakter der  durch  ihre  Normen  regulirten  Rcchtsvcrh.ältnisse  bestimmt.  Wenn 
diese  blos  unter  Privaten  als  solche  statlflnden,  so  sind  die  sic  ordnenden 
Rechtsregeln  privatrechtlich ; öffentlich  rechtliche  aber,  wenn  die  Rechtsver- 
hältnisse zwischen  Privaten  und  der  Gesammüieit  des  Staates,  oder  zwi- 
schen mehreren  Staaten  bestehen.  *)  Alle  anderen  Beziehungen  derselben 
sind  Nebensache  und  für  die  Classifikation  der  Rechtszweige  nicht  von 
Belang.  Es  handelt  sich  stets  nur  davon,  ob  die  Rechtsnormen  die  Inter- 
essen der  Privaten  als  solche  reguliren,  oder  die  Interessen  des  Staats 
unch  Innen  oder  nach  Aussen.  Die  Römer  definiren  daher  sehr  richtig 
das  Privatrecht  als  das  Jus,  quod  ad  singulorum  utilHatem  perlinet 
und  das  Jus  publicum  als  das  quod  ad  slalum  rei  romanae  spectat;  und 
sagen  sunt  enimquaedam publice  ulilia  quaedam  privatim.  * ) 

Deshalb  gilt  auch  vom  öffentlichen  Rechte  der  Grundsatz  Jus  pu- 
blicum paclis  privatorum  mutarinon  polest  und  vom  Pri valrechte  *)  blos  in  so- 
weit als  dessen  Normen  einen  dem  öffentlichen  Rechte  gleichkommendcn  Cha- 
rakter haben,  was  der  Fall  ist,  wenn  im  Interesse  aller  ihnen  die  Stärke 
absolut  bindender  Normen  beigclcgl  ist  *)  Die  durch  solche  Gesetze 
regulirten  Rechtsverhältnisse  bleiben  deshalb  doch  privalrechlli- 

che,  denn  es  steht  in  der  Willkühr  der  bei  denselben  betheiligten 
Personen,  ob  sie  von  den  durch  das  Recht  geschützten  Befugnissen  Ge- 
brauch machen  wollen  oder  nicht,  z.  B.  ob  sic  ein  Testament  machen  oder 
eine  Ehe  eingehen  wollen:  nur  müssen  sie, ^wenn  sie  dies  wollen,  es  nach 
der  rechtlich  vorgeschriebenen  Weise  Ihun. 

Das  so  eben  Gesagte  ist  allerdings  auf  den  Civilprozess  anwendbar, 
allein  nur  die  Frage:  ob  jemand  sein  Recht  verfolgen  will,  ist  privatrechl- 
lich  und  deshalb  ist  es  auch  das  Privalrcchl,  das  von  der  Zuständigkeit 
der  Klagen  und  anderer  Rechtsmittel  handelt:  aber  welche  Gerichte  com- 


1)  Wie  hier  wird  aneh  von  Th&l,  Einleitung  44  der  Begriff  dee  PrivatreebU 
aufgefassl. 

2)  F.  1.  $.  2.  D.  1.  1.  [ded  just,  et  Jure.) 

3)  Sehr  richtig  bemerkt  daher  auch  Thöl  a.  o.  0.  S.  118:  der  Charakter  des  Pri- 
vatrechts ist  die  VerzichtbarkeiL 

4)  Der  obenangeführte  Schriflstellcr  Ihcill  daher  die  Privatrcchtssütze  in  zwei  Kbs- 
sen — in  private  und  bffentliche,  und  bemerkt,  die  RSmer  bitten  Öffent- 
liches und  privates  Privatrecht  unterschieden.  Man  kann  sogen,  die  Privat- 
rechtssAtze  sind  theils  Privalrecbt  im  engsten,  theils  Öffentliches  Hecht  im  weite- 
sten Sinne. 
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petcnt  sind  über  den  Rechtsstreit  zu  entscheiden,  wie  sie  besetzt  und  or- 
ganisirt  sein  müssen  und  welches  Verfahren  stattzuflnden  habe,  damit  das 
Urtheil  nicht' nichtig  oder  anfechtbar  sei,  ist  im  öffentlichen  Interesse  und 
auf  eine  über  die  Privatwillkür  hinausgehende  Weise  angeordnet,  so  dass 
es  unmöglich  ist,  das  Prozessrecht  zu  einem  Theil  des  Privatrechts  zu 
machen:  obwohl  es  eine  Art  von  Uebergang  von  diesem  zum  öffentlichen 
Rechte  bildet  Auch  das  Criininal-  und  das  Polizeirecht  lässt  der  Privat- 
willkür (einige  sehr  wenige  Fälle  •)  ausgenommen)  keinen  Spielraum.  Ist 
ein  Verbrechen  begangen,  so  kann  der  dadurch  Verletzte  den  Lauf  der 
Justiz  nicht  hemmen;  ebenso  müssen  Polizeicontraventionen  bestraft  werden: 
nur  faktisch  kann  „Gnade  vor  Recht  gehen.“ 

Was  das  Kirchenrecht  ^ ) bctrilR,  so  können  allerdings  die  kirchlichen 
Verhältnisse  so  gestaltet  sein  (und  es  gibt  Staaten  in  welchen  dieses  der 
Fall  ist)  dass  der  Staat  von  denselben  als  eigenen  Verhältnissen  keine  Kunde 
nimmt:  wenn  nämlich  der  Grundsatz  einer  unbeschränkten  individuellen 
Religions-  und  einer  gleichen  religiösen  AssociationsIVeiheit  im  Staate  gilt: 
dann  ist  alles  Religiöse  Privatsachc  und  die  kirchlichen  Genossenschaften 
sind  in  rechtlicher  Beziehung  von  andern  nicht  verschieden.  Allein  wenn, 
wie  es  jetzt  noch  in  den  meisten  christlichen,  ja  selbst  in  den  nicht  christlichen 
Staaten  des  Orients  der  Fall  ist,  Confessionen  anerkannt  oder  geduldet  sein 
müssen,  damit  man  sich  zu  denselben  bekennen  darf,  wenn  nur  die  auf 
eine  bestimmte  Weise  als  Kirchen  anerkannten  Religionsvereine  eigene 
Rechte  oder  gar  Vorrechte  und  Privilegien  haben,  wenn  die  Kirchenver- 
fassung eine  vom  Staate  anerkannte  oder  regulirtc  öffentliche  Ordnung  ist, 
und  wenn  die  Träger  der  geistlichen  Gewalt  als  solche  vom  Staate  ge- 
schützt und  auch  der  ganze  Cultus  unter  die  Obhut  des  Staates  gestellt 
ist,  dann  hört  das  Kirchenrecht  gewiss  auf,  Privatrecht  zu  sein,  ob  es  gleicb> 
wie  schon  (in  §.  48)  bemerkt,  auch  privatrechtliche  Normen  enthalten  kann. 

Diese  Gründe  mögen  hinreichen,  um  die  Unhaltbarkeit  der  hier  be- 
kämpften Falck’schen  Classificationen  und  Charakteristik  der  einzelnen 
Zweige  der  Reehtswisscnschaft  zu  zeigen,  und  den  Beweis  zu  liefern,  dass 
das  Criminal-,  das  Polizei-,  das  Kirchen-  und  Processrecht  nicht  als  Zweige 
des  Privatrechts  aufgefasst  werden  dürfen. 

llauptseiten  des  Rechtsstudiums. 

50.  Da  die  Rechtswissenschaft  eine  sog.  praktische  Wissenschaft  ist. 


1)  z.  B.  die  FiUc  des  Ehebruchs  und  der  Elirenkränkungen. 

2)  Im  %.  4 seiner  Encyclopidic  sagt  Falek  selbst,  dass,  obgleich  die  kirchlichen 
Einriclilungen  des  Christcntlmms  aus  Privalvercinbarung  henorgegangen  sind, 
jetzt  die  Kirche  in  so  genancr  Verbindung  mit  dem  Staate  steht,  dass  eine  öf- 
fentliche Kirehenverfassung  daraus  beirorgieng. 
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so  muss  dir  nächste  Gegenstand  des  Rcchtssludiums  das  bei  einem  Volke 
geltende  Hecht  sein.  Allein  eine  gründliche  und  erleuchtete  Kenntniss  des- 
selben ist  ohne  dip  Erforschung  seiner  letzten  Gründe,  seiner  Entstehung 
und  Entwickelung  unmöglich,  weil  alles  Hecht  als  ein  Erzeiigniss  des  Zu- 
sammenwirkens ralioneller  und  geschichtlicher  Ursachen  anzusehen  isL  Da- 
her hat  das  Hechtsstudium,  um  wahrhaft  wissenschaftlich  zu  sein,  drei 
Richtungen  zu  verfolgen;  es  muss  (wie  man  meistens  sich  ausdrückl)  sy- 
stematisch, historisch  undphilosophisch  sein.  Es  sind,  wie  schon 
der  grosse  Lcibnitz  und  nach  ihm  Hugo*)  sagte,  durch  dasselbe  drei 
Hauptfragen  zu  lösen;  1)  die,  was  ist  Rechtens?  2)  wie  ist  es  Rechtens 
geworden?  und  H)  ist  es  vernünftig,  dass  es  Rechtens  sei,  oder  (die Frage 
hiihiT  aufgcl'asst)  welches  sind  die  höchsten  Anforderungen  der  Rechlsidee 
und  in  wie  fern  entspricht  den.sclbcn  das  wirkliche  Recht? 

A.  Die  auf  eine  streng  wissenschaftliche,  vollständige  Erfassung  der 
geltenden  Rechtssatze  gerichtete  systematische  Kenntniss  des  Rechts  wird  durch 
cinzvveifaches  Verfahren  erworben,  das  der  Analysis  und  dasderSynthesis.  Jo- 
nes besteht  in  der  vollständigen  Entfaltung  des  in  einem  Rechtssatze  enthaltenen 
juristischen  Gedankens  und  der  Deduction  aller  seinerFolgerungemdasVerfahren 
ist  das  der  Auslegung,  und  desshalb  muss  das  systematische  Studium  des 
Rechts  jeder  Zeit  exegetisch  sein.  Allein  es  müssen  auch  umgekehrt, 
da  jedes  Recht  aus  einer  Menge  einzelner  Rechtssälze,  Vorschriften  und  Ais- 
ordnungen besteht,  dieselben  in  ihrem  innem  Zusammenhang  und  in  wie 
weit  es  der  Fall  ist,  als  Folgerungen  höherer  oder  allgemeiner  Grundsätze 
erfasst  werden:  das  Rechtsstudium  muss  auch  dogmatisch*)  sein. 

Es  hängt  von  dem  formellen  Zustande  des  bei  einem  Volke  geltenden 
Rechts  ab,  ob  das  systematische  Rechlsstudium  vorherrschend  ein  exege- 
tisches oder  dogmatisches  sein,  d.  h.  ob  die  Exegese  das  Hauptgeschäft  des 
sich  bildenden  Rcchlsgelehrtcn  und  das  dogmatische  Verfahren  nur  etwas 
secundärcs  sein  müsse,  oder  ob  die  entgegengesetzte  Methode  einzu- 
halten sei? 

Ist  bei  einem  Volke  das  Recht  codifleirt,  so  wird  dessen  Erfor- 
schung vorzugsweise  vcnnitlelst  der  Exegese  zu  bewerkstelligen  sein ; ist 
dagegen  aus  der  unendlichen  Mannigfaltigkeit  der  einzelnen  Rechtssätze 
ihre  systematische  Einheit  zu  bilden,  so  muss  das  Verfahren  ein  dogma- 
tisches sein,  die  Exegese  ist  aber  ein  Haupthilfsmittel  zur  Feststellung 


1)  Juristische  Encyclopädie  p.  34—35- 

2)  Der  Verfnsser  nimmt  hier  das  Wurt  dogmatisch  in  einem  engem  Sinn,  als  i.  B. 
Hugo,  der  das  Rcchtssludium,  welches  wir  systematisch  nennen,  als  das  dog- 
matische bezeichnet  Dugmatisch  wird  vcrfalircn,  wenn  aus  xcralreulcn  Rechtsbe- 
slimmungen  gemeinsame  iiincn  zu  Grunde  liegende  Rcchlsdogmen  gebildet  weiden. 
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der  Rechtsdog:men ' ).  Der  uing;ekehne  We^  würde  niclit  zum  Ziele  führen, 
die  dogmatische  Behandlung  eines  codifleirten  Rechts  würde  leicht  Verwir- 
rung und  Unsicherheit  erzeugen,  die  exegetische  in  einem  Lande,  wo  die 
Kenntniss  der  einzelnen  Kechtssntze  aus  einer  Masse  verschiedener  Quellen 
zu  schöpfen  ist,  auch  in  einer  langen  Reihe  von  Jahren  nicht  vollendet  wer- 
den können. 

B.  Das  liistorische  Studium  der  Rechte  hat  ein  doppeltes  Ziel  zu  ver- 
folgen. Es  hat  a)  die  ganze  Lebensentwickelungund  Bewegung  der  Rcclils- 
und  Staatsordnung  zu  erforschen,  um  davon  ein  treues,  lebendiges  Bild 
zu  geben.  Diess  ist  die  Aufgabe  der  eigentlichen  Rechtsgeschiclite  *).  Sie 
zerfällt  in  die  s.  g.  äussere  und  innere : jene  stellt  den  Entwickelungsgang 
des  ganzen  Rechtsorganismus  bei  einem  Volke  dar,  diese  die  Geschichte 
der  einzelnen  Rechtsinstitute  und  Rechtsnormen,  jedoch  stets  in  ihrem  Zu- 
sammenhänge mit  dem  Ganzen.  Die  äussere  Rechtsgeschichte  ist  mehr  als 
blosse  Geschichte  der  Rechtsquellen:  sie  hat  auch  die  Bewegung  dergan- 
zen  soci.alen  Lcbensgeslaltung  eines  Volkes  darzulegcn , um  eine  vollstän- 
dige Einsicht  in  den  wahren  Charakter  und  den  Geist  seines  Rechts  mög- 
lich zu  machen. 

Verschieden  von  der  Rechtsgeschiclite  sind  die  sog.  Rechtsallcrthümer 
d.  h.  die  antiquarische  RechLserforschung.  Während,  wie  Puchta  (p.  103) 
sagt,  jene  ihren  Stoff  von  der  Seite  der  Bewegung  betrachtet,  besch.aul 
diese  ihn  als  einen  nihenden. 

Sie  will  bloss  einen  vorübei^ehend  bestandenen  Zustand  in  der  Ver- 
gangenheit constatiren,  ist  demnach  allerdings  ein  unentbehrliches  Hilfs- 
mittel der  Geschichte,  aber  nicht  die  Geschichte  selbst. 

b)  Aber  die  Aufgabe  des  rechtsgeschichtlichen  Studiums  ist  noch  weitern 
Umfanges ; auch  die  Erforschung  und  Beleuchtung  alles  Einzelnen  im  ganzen 
Rechtssystem  soll  geschichtlich  und  daher  das  systematische  Rechtsstudium 
selbst  zugleich  historisch  sein.  Man  nennt  die  auf  diese  Weise  verfahrende 
Rechtswissenschaft  die  geschichtliche,  und  die  ihr  principiell 
huldigenden  Rechtsgelehrten,  die  his  torische  Schule*). 

c)  Das  geschichtliche  Rechtsstudium  hat  endlich  noch  eine  höchste 
Aufgabe  zu  erfüllen.  Es  soll  den  Entwickelungsgang  des  Rechts  und  sei- 


1)  Dabrr  ist  in  Frankreich,  das  seine  Code»  hat,  das  Rechtsstudium  nothwendig 
exegetisch:  in  Deutschland,  wo  diess  weniger  der  Fall  ist,  dogmatisch. 

2)  Sehr  gut  ist  die  Aufgabe  des  geschichtlichen  Studiums  des  Rechts  bezeichnet  und 
beleuchtet  von  Puchta  im  Curs.  der  Institution.  1.  Kr.  XXXIV. 

3)  Eine  solche  Schule  hat  sich  1815  in  Deutschland  förmlich  unter  der  Leitung  Sa- 
vigny's  und  seiner  nüchsten  Freunde  constituirt  und  in  der  Zeitschrift  für 
geschichtliche  Rechts  Wissenschaft  sich  ein  Organ  gcsehoircn.  S.  unten 
$.  128. 


Digitized  by  Google 


88 


ncr  Wissenschaft  bei  allen  Völkern  der  Krde  darsteilcn,  die  geschichtlichen 
Ursprünge  der  wichtigsten  Gesetzgebungen  derselben  nursuchen,  ihren  Zu- 
sammenhang und  den  Einftuss  der  einen  auf  die  andern,  wo  ein  solcher 
statt  hatte,  nacliweisen  und  zugleich  eine  Grundlage  für  eine  vergleichende 
Uechtsgcschichle  gewinnen.  Bis  jetzt  sind  noch  wenige  Versuche  zu  einer 
geschichtlichen  Beleuchtung  des  Hechts  in  diesem  umfassenden  Sinne  ge- 
macht worden.  Was  in  dieser  Beziehung  unternommen  worden  ist,  soll 
unten  in  der  Einleitung  zur  geschichtlichen  Beleuchtung  des  Hechts  und 
der  Hechtswissenschaft  (§.  58)  angegeben  werden. 

C.  Auch  das  philosophische  Studium  des  Hechts,  dessen  Zweck  die  voll- 
ständig rationelle  Beleuchtung  desselben  oder  die  Erforschung  der  rationellen 
Elemente  im  Hecht  ist , hat  eine  zweifache  Aufgabe  zu  lösen : theils  die, 
das  ganze  Hecht  einer  philosophischen  Beschauung  zu  unterwerfen  und  ein 
System  philosophischer  RechUswahrheiten  aufzustellen,  theils  die,  alle 
Zweige  der  Hcchtswisscnschaft  und  alle  Hcchtsinstitutc  von  diesem  höch- 
sten Standpunkte  aus  aufzuhclien. 

n)  Die  erste  Aufgabe  hat  man  durch  die  Wissenschaft  des  s.  g.  ^'a- 
tur-  oder  Vpriunflrrchlg  vermittelst  der  verschiedenen  oben  §.  37  angegebe- 
nen Theorieen  zu  erfüllen  gesucht.  Weil  aber,  wie  gleichfalls  schon  gesagt 
worden,  diese  Versuche  misslangen,  hat  man  andere  Wege  zu  deren  Erle- 
digung cingeschlagen. 

a)  Man  glaubte  (und  dicss  that  Hugo*),  das  Problem  der  Rechts- 
philosophie dadurch  zu  lösen,  dass  man  das  Naturrecht  in  eine  Philo- 
sophie des  positiven  Hechts  umgestaltcte,  oder  vielmehr  das,  was 
m.an  so  nannte,  nn  dessen  Stelle  setzte.  Man  unterwarf  die  thierische  und 
vernünftige  Natur  und  das  Socialleben  des  Menschen  einer  psychologischen 
und  geschichts-philosophischen  Untersuchung  mit  vorherrschender  Berück- 
sichtigung des  Rechts,  wie  sich  diess  bei  den  gebildeten  Völkern  entwickelt 
hat,  und  prüfte  dann  die  wichtigsten  Rechtsinstitute,  besonders  die  des  Pri- 
vatrechts,  suchte  Gründe  für  oder  gegen  ihre  Vernünftigkeit,  d.  h.  dafür 
auf:  ob  sie  dem  menschlichen  Geschlechte  mehr  Vortheil  als  Nachtheil 
bringend  erscheinen.  Man  n.inntc  die.se  vom  Standpunct  des  Nützlichkeits- 
princips  aus  angoslelllc,  fast  immer  nur  negative  Kritik  Philosophie  des 
positiven  Hechts.  Sic  könnte  die  skeptische  Rechtsphiloso- 
phie genannt  werden*). 

Diese  Behandlungsweise  der  Rechtsphilosophie  fand  aber  wenig  An- 


1)  In  vier  Auflagen  seiner  Philosophie  des  positiven  Rechts  1788  — 89.  1809.  1819. 

2)  Nach  Hugo's  eigenen  Worten  (vierte  Aufl.  S-  2)  sollte  die  Philosoplüe  des  po- 
sitiven Rechts  sein:  Vernunfterkenntniss  aus  Begriflen  über  das,  was  Rechtens 
sein  kann,  und  zwar  besonders  über  das  Privatrechtlichc,  als  über  das  eigent- 
hch  Juristische. 
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hiüiger,  und  keine  unler  den  cigentliclien  Philosophen.  Diese  hielten  mei- 
stens an  der  Kant'schen  oder  der  ihr  nahe  kommenden  Auflassung  des 
Nalurrechls  fest,  bis  Hegel  diesem  eine  neue  Uichtung  gab  *). 

ß)  Mit  der  Verbannung  alles  Empirischen  in  dieser  Wissenschaft 
durch  Kant  war  das  s.  g.  Naturrcchl  eine  rein  spcculativc  oder  absirncte 
Doclrin  geworden.  Es  sollte  der  dem  Recht  zur  Grundlage  dienende  Tlieil 
der  Metaphysik  der  Sitten  sein,  d.  h.  die  metaphysischen  Anfangsgründe 
der  Rechtsichre  enthalten  *).  Es  handelte  sich  darum:  die  Rechte  des  Men- 
schen als  solchen  aus  einem  höchsten  Vemunftprincipo  a priori  zu  dedu- 
ciren  (S.  §.  32).  Auf  diese  Weise  gelangte  man  zu  abstracten  Rechten, 
die,  als  in  der  menschlichen  Natur  begründet.  Jedem  zustehen  sollten. 
Kant  war  dabei  vom  Menschen  als  frei  geborenem  We.sen  ausgegnngen; 
die  Freiheit  war  das  einzige  UrrechU  Nach  Fichte  war  diese  Freiheit  nur 
ein  Anspruch  auf  eine  Freiheitssphüre , die  jedem  Ich  (Menschen)  Andern 
gegenüt>er  zustehe,  aber  erst  durch  Vereinbarung  Jedem  eine  wirkliche 
Freiheits-,  also  Rechtssphäre  werde.  Die  angeborene  Freiheit  war  hiernach 
der  entferntere,  die  Vereinbarung,  der  Vertrag  oder  Staatsvertrag,  der 
nächste  Gnind  des  Rechts.  Von  dieser  Auflassung  führte  ein  weiterer  Schritt 
zu  der  Hegel* sehen. 

Da  nach  diesem  Philosophen  nur  das  Vernünftige,  d.  h.  das  durch 
ein  absolutes  Denken  als  nothwendig  sich  Ergebende,  wirklirh  und  alles 
Wirkliche  vernünftig  ist:  so  muss  die  angeborene  Freiheit  sich  auch  in 
der  Ausscnwelt  (d.  h.  im  socialen  Leben  der  Menschen)  als  etwas  Wirk- 
liches, d.  h.  als  eine  durch  die  Vernunft  gesetzte  und  geschaflene  Welt  der 
Freiheit,  folglich  als  Rechtsordnung  sich  oflenbaren.  Dicss  geschieht  da- 
durch, dass  Jeder  Mensch  sich  als  freies  Individuum  oder  Person  (Rechts- 
subject)  weiss,  dass  er  als  solches  andern  Personen  gegenüber  tritt,  was 
er  nur  kann,  wenn  er  auch  Dinge  der  Aussenwell  seiner  Herrschaft  (als 
Besitzer)  unterwirft,  und  seinen  Willen  als  Person  in  die  Sache  legend, 
diese  gleichsam  als  eine  Erweiterung  seiner  Persönlichkeit  ansehend,  sich 
Andern  gegenüber  als  Herrn  oder  Ei  gen  th  um  er  bestimmter  Sachen  ge- 
rirt,  und  vermittelst  Vertrag  mit  Andern  als  solcher,  sowie  als  Person 
von  ihnen  anerkannt  wird,  wfkhrend  er  seiner  Seits  die  Andern  als  Perso- 
nen und  Eigentliümer  anerkennt,  und  durch  Entäusserung  seines  Eigen- 
thums mit  ihnen  in  einen  Rechtsverkehr  tritt  Auf  diese  Weise  sind  mit 
der  Persönlichkeit,  dem  Eigenthum  und  dem  Vertrag  die  Grund- 


1)  Zu  vergleichen  Fichte,  System  der  Ethik,  Tlil.  I.  enthaltend  eine  Darstellung 

der  philosophischen  Lehren  vom  Slaalsreeht  in  Deutschland,  England  und  Frank- 
reich, von  der  Mitte  des  aclitzehnten  Jalirhunderts  an.  $.32  — 34.  51  — 55.  90—  , 

109.  u.  d.  Verf.  Anzeige  des  Werks  in  B.  I.  der  kritischen  Zeilschritl  für  die 
gcsammlc  Rechtswissenschaft  Heidelberg  1852.  SJ7  0. 

2)  Dicss  ist  der  Titel  von  Kant ’s  Natnrrccht  (1797  u.  1798.) 
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lag:en  eines  jeden  Organismus  der  äusseren  Freiheit  und  ein  s.g.  abstrac- 
les  Recht  gegeben,  das  mit  der  Persönlichkeit  beginnend  und  dem  Ver- 
trag endend,  der  Rcchtsboden  oder  die  Unterlage  des  gesammten  als  Sitt- 
lichkeit in  den  Stufen  der  Familie,  der  bürgerlichen  Gemeinschaft  und  des 
Staates  sich  entwickelnden  Lebens  der  Menschen  wird,  d.  h.  des  im  ge- 
sammten Leben  sich  entfaltenden  und  vollendenden  objectiven  practischen 
Geistes.  Auf  diese  Weise  ging  die  subjectiv-vemunflrechtliche  Lehre  in  ein 
objcctiv-speculatives  System  des  Rechts  über.  Auf  dem  von  Hegel  betre- 
tenen Wege  hätte  die  Rechtsphilosophie  niit  dem  historischen  Rechte  ver- 
mittelt und  für  alle  Institute  des  letzten  ein  metaphysischer  Boden  gewon- 
nen werden  können:  allein  man  ging  nicht  weiter  und  so  blieben  das  po- 
sitive Recht  und  die  abstracto  Rechtsphilosophie  in  einem  feindlichen  Ge- 
gensätze. 

y)  Dieser  Antagonismus  hatte  die  weitere  Folge,  dass  jüngere  Scbrifl- 
steller  die  gesammte  abstracto  Rechtsphilosophie  verwarfen')  und  entwe- 
der die  Urprincipien  des  Rechts,  wie  früher  schon  versucht  worden  war, 
wieder  in  dem  durch  das  Chnstenthiim  geoffenbarten  Willen  Gottes  aufsuchten, 
oder  das  Hinausgehen  über  das  geschichtlich  Gegebene  für  vergeblich  er- 
klärten und  in  einer  mehr  oder  weniger  rationellen  Analysis  des  Histori- 
schen die  letzten  Gründe  suchend,  zu  einer  sog.  historischen  Rechts- 
philosophie sich  bekannten;  auch  wohl  jene  christlich  - theologisirende 
Richtung  mit  der  historischen  und  die  Rechts-  mit  der  Staatslehre  verban- 
den*). Die  Rechts-  und  Staatsphilosophie  sollte  ein  System  der  „Rechts- 
ideen“ sein,  d.  h.  von  Auffassungen  und  Ansichten  über  das  Recht, 
seine  Grundlagen,  sein  Wesen,  seinen  Organismus  und  Institute,  die  man 
durch  eine  von  den  verschiedensten  Standpunkten  ausgehende  Prüfung  und 
Beleuchtung  der  gegebenen  socialen  Zustände  der  christlichen  Völker  ge- 
wann. Aber  durch  die  vielen  in  den  verschiedensten  Richtungen  auseinan- 
der gehenden  Versuche,  „Staat  und  Recht  eine  philosophische  Basis“  zu 
geben  und  vermittelst  neuer  Theorieen,  zu  welchen  in  Frankreich  noch  die 
der  Socialisten  und  Communisten  kommen,  das  s.  g.  „Probleme  tociaP  zu 
lösen,  gcriclh  die  Rechtsphilosophie  in  einen  fast  chaotischen  Zustand.  Es 
ist  keiner  Doctrin,  auch  der  beriihmicsten  Schriftsteller  des  Faches  eine  so 
allgemeine  Anerkennung  zu  Theil  geworden,  dass  sic  eine  herrschende  ge- 
nannt werden  könnte.  Eine  Folge  hievon  ist  die  Erkaltung  des  Eifers  für 
die  rechtsphilosophischen  Studien,  welche  jedoch  immer  noch  von  einigen 
Philosophen  oder  Rechtsgelehrtcn  mit  Vorliebe  gepflegt  werden. 

b)  Die  zweite  Aufgabe  des  philosophischen  Studiums  des  Rechts  be- 
steht in  der  ationcllcn  Beleuchtung  der  jedem  einzelnen  Zweige  angehören- 


1)  Fichte  a.  a.  0.  $.  178—212  o.  280  -296. 

2)  Suhl  1830  u.  1847.  S. 
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den  Rechtsgrundsätze.  Es  soll  das  rationell  Nolhwendige  in  den  Rechts- 
inslituten  nachgewiesen  werden.  Die  Grundlagen,  und  höchsten  leitenden  Prin- 
cipien  derselben  sind  zu  erforschen  und  dnrzustellcn , die  in  der  Natur  der 
Sache  liegenden  Gründe  hervorzuheben,  die  sie  regulirendcn  normnlen  Be- 
slinimiingen  von  den  anomalen  mit  Schärfe  zu  unterscheiden  und  die  ein- 
schlagende Gesetzgebung  auch  ihrem  materiellen  Werihe  nach  zu  prüfen 
und  zu  beurtheilen.  Es  ist  jedoch  nicht  bei  allen  Zweigen  des  Rechts  eine 
tiefer  gehende  Begründung  ihrer  Normen  möglich  oder  nöthig.  Während 
im  Straf-,  im  Staats-  und  Völkerrechte  dieselbe  keinen  Schwierigkeiten  un- 
terliegt und  zugleich  unentbehrlich  ist,  wird  sie  im  Privat-,  Process-  und 
Kirchenrecht  häuflg  durch  die  allzu  grosse  Priiponderanz  des  rein  Positiven 
gehindert  und  ist  von  geringerer  practischer  Bedeutung.  W'elch'  grosser 
Gewinn  jedoch  auch  in  diesen  Zweigen  von  der  philosophischen  Beleuch- 
tung der  Rechtslehren  für  deren  richtiges  und  allseiliges  Erfassen  zu  ziehen 
ist,  hat  in  unsem  Tagen  (seit  1840)  v.  Savigny's  geistreiche  Behand- 
lung des  heutigen  römischen  Rechts  auf  das  Glänzendste  bewiesen. 


VII.  Capitel. 

üekerfuf  sir  UiUriichei  Belescktiig  dei  Reekts. 

Das  Recht  als  blos  subjective  Ueberzeugung. 

51.  Es  lässt  sich  ein  Zustand  des  Völkerlebens  denken,  in  welchem 
sich  noch  keine  gemeinsame  Rechtsansicht  gebildet  hat,  sei  es  überhaupt 
sei  es  über  einen  Theil  der  festzuslellendcn  socialen  Verhältnisse.  Ein  sol- 
cher Zustand  hat  unter  anderen  statt,  wenn  ein  Land  durch  Ansicdlung  von 
Einwanderern  der  verschiedensten  Abstammung  oder  Cultur')  sich  bevöl- 
kert, oder  wenn  durch  eine  den  ganzen  geselligen  Zustand  zerstörende 
Urowfilzung  die  bisherige  Staats-  und  Rechtsordnung  untergeht  und  noch 
keine  gemeinsame  neue  sich  befestigt  hat  * ) ; oder  wenn  in  einem  Staate 
gleich  mächtige  politische  Parteien  mit  den  Waffen  kämpfend  sich  gegen 
über  stehen,  oder  unabhängige  Völker,  welche  noch  keine  gemeinsamen 
Rcchtsgrundsätze  über  ihre  gegenseitigen  Verhältnisse  unter  sich  aner- 
kennen*). 

In  einem  solchen  Zustande  sind  die  Menschen  zwar  auch  schon  von 
Rechtsansichten  geleitet,  welche  durch  die  innere  Macht  der  sittlichen  Idee 
der  Gerechtigkeit  bei  ihnen  erzeugt  worden,  und  die  sie  mit  den  ihnen  zu 
Gebot  stehenden  Mitteln  geltend  zu  machen  versuchen  werden.  Es  existirt 


1)  Man  denke  an  Califomien,  wo  Amerikaner,  Engländer,  Franzosen,  Deutsche  und 
Quneaen  lusammenströmen,  um  einen  Staat  an  gründen. 

2)  Man  denke  an  Griechenland  nach  der  Abachüttlong  des  türkischen  Jochs. 

3)  z.  B.  China,  Japan  and  die  übrigen  Linder. 
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aber  diess  von  ihnen  für  Recht  Gehaltene  nur  als  etwas Suhjecüves,  also 
noch  nicht  als  ein  wirkliches,  auf  sociale  Weise  bindendes  Reeht.  Es  ist 
Recht  im  Zustande  der  subjectivcn  Ueberzeugun«: , aber  doch  schon  eine 
auf  die  Bewegung  des  Völkerlebens  einwirkende  Macht,  die  entweder  zur 
Anarchie  und  zum  (inneren  oder  äusseren)  Krieg  führt,  oder  zu  einer  Ei- 
nigung der  getrennten  Elemente  und  zur  Geltendsvcrdung  einer  gemeinsamen 
Rechtsansicht.  Vorher  haben  alle  sich  einander  gegenüber  stehenden  und 
widerstreitenden  Rechtsansiehten  an  und  für  sich  eine  gleiche  rechtliche 
Geltung,  sie  mögen  als  die  vemünltigeren  der  Rechtsideen  die  höhem,  oder 
die  unvollkommeneren  und  roheren  sein. 

Keine  sollte  durch  Thaten  der  Gewalt  zur  Herrschalt  gelangen,  son- 
dern durch  einen  friedlichen  Sieg,  also  durch  freie,  auf  die  Ueberzeugung 
sich  gründende  Aneignuung.  Wenn  indessen  eine  solche  factisch  unmög- 
lich, aber  im  Interesse  der  Erhaltung  Aller  oder  als  Folge  eines  unvermeid- 
lichen Zusammenstosses  die  Durchführung  einer  der  sich  bekämpfenden 
Rechtsansichten  durch  die  Noth  geboten  ist,  so  ist  das  durch  den  gewalt- 
samen Sieg  zur  praktischen  Geltung  gekommene  subjective  Recht  auch 
objectiv  gerechtfertigt;  es  hat  die  Geltung  eines  Nothrechts  (§.  22.) 

Es  soll  aber  in  diesem  Stadium  nicht  bleiben,  sondern  sich  in  ein  frei 
anerkanntes  Recht  verwandeln  oder  einem  solchen  Platz  machen.  Dasselbe 
hat  statt,  wenn  nach  dem  Wegfallen  des  ursprünglichen  Zwanges  ein  Volk 
die  ihm  aufgedrungene  Rechtsordnung  ungezwungen  anerkennt  und  festhälL 
Auf  diese  Weise  kann  sogar,  was  ursprünglich  Unrecht  • ) war,  sich  in  ganz 
gutes  Recht  umwandeln  und  eine  usurpatorische  Regierungsgewalt  legitim 
werden.  Oft  ist  das  von  einem  Eroberer  oder  einem  erobernden  Volke  ei- 
nem andern  mit  Waffengewalt  aufgedrungene,  oder  das  von  einem  Usur- 
pator, einem  Tyrannen  oder  einer  siegenden  Partei  einem  Volke  aufgezwun- 
gene Recht  in  Folge  fortgesetzter  freier  Befolgung  zur  vollkommenen  An- 
erkennung gelangt  und  sogar  als  werthes  Gut  verehrt  worden. 

•lli 

Die  natürlichen  Stadien  der  Rechtsentwickelung. 

52.  Durch  die  Vergleichung  der  geschichtlichen  Rechtscntwickelung 
verschiedener  Nationen  (insbesondere  der  Juden,  der  Römer  und  der  ger- 
manischen oder  roman-gcnnanischcn  Völker  (und  durch  das  tiefere  Eindrin- 
gen in  den  naturgemössen  Entwickelungsgang  des  staatlichen  Lebens  ist  cs 
möglich,  zu  zeigen,  wie  das  Recht  entsteht  und  welche  Stadien  es  durch- 
läuft, um  zu  der  Höhe  der  Ausbildung  und  Form  zn  gelangen,  auf  welcher 
man  bei  gebildeten  Völkern  es  ündeL 


t)  Dieser  Satz  soll  principicll  begriindol  worden  in  des  Verf.  Rerhtsphilosphie  §.  95. 
2)  Zu  vergl.:  v.  Savigny,  vom  Beruf  tmserer  Zeit  für  Gesetzgebung  und  RcchU- 
wisscnschaft  1815.  Be  toter.  Volksrecht  und  Juristenrechl  1843. 
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Eine  sich  von  selbst  bildende  gemeinsame  Rechtsüberzeugung  muss 
von  einem  einzigen  ober  mücliligen  Mittelpunkt  menschlichen  Social -Lebens 
ausgehen,  um  die  Grundlage  einer  Rechtsordnung  zu  werden.  Dieser  Mit- 
telpunkt ist  die  Familie,  welche  ja  auch  als  die  Wiege  der  Völker  und  der 
Staaten  erscheint.  In  derselben  sind  die  den  Willen  des  Familienhauptes  leiten- 
den Lebensansichten,  also  seine  religiösen,  allgemein  sittlichen  und  recht- 
lichen Ueberzeugungen , das  höchste  die  Familie  beherrschende  Gesetz, 
von  dessen  Wahrheit  und  Heiligkeit  die  untergebenen  Fumilicnglicder  auf 
das  Tiefste  überzeugt  sind.  Die  Kechtsansichten  des  Vaters  werden  ihre 
eigenen  und  massgebend  für  die  von  der  Urfamilic  ausgehenden  Familien, 
deren  Söhne,  Töchter,  Enkel,  Urenkel  und  zuletzt  des  Stammes,  wenn  auch 
derselbe  noch  als  Horde  leben  sollte.  Die  Anlänge  des  Rechts  sind 
demnach  in  dem  sogenannten  patriarchalischen  Zustande  zu  suchen,  und 
finden  sich  bei  allen  Völkern  wieder,  auch  bei  solchen,  über  deren  Urge- 
schichte wir  keine  ausreichenden  Nachrichten  besitzen.  Denn  die  Ursitte  ist 
nachwirkend,  wenn  auch  längst  andere  Formen  des  Völkerlebens  ihr  Platz 
gemacht  haben.  *) 

a>  Auf  dem  Boden  der  Ursitte  eines  Volkes  wurzeln  seine  Religion,  seine 
Sprache  und  sein  Recht,  und  Alles  trügt  den  Stempel  einer  entschiedenen 
Nationalität.  Ueberall  erscheint  indessen  die  Gerechtigkeit  als  eine 
selbst  durch  die  Religion  geheiligte  Pflicht,  deren  Verletzung  durch  die 
Götter  geahndet  wird.  Daher  die  Heiligachtung  dessen,  was  durch  ein  un- 
mittelbares Bewusstsein  als  Ausdruck  des  angeborenen  Rechtssinnes  von 
einem  Volke  für  Recht  erkannt  und  befolgt  wird.  Auf  diese  Weise  ist  in 
der  Kindheit  der  Völker  das  Recht  ein  Theil  der  Religion  und  das  Priester- 
thum  dessen  älteste  SchutzgewalL  Es  enthält  Normen  über  die  Rechtsfähig- 
keit, die  Eingehung  und  das  Band  der  Elie,  die  Macht  des  Hausvaters,  über 
Besitz  und  Eigenthum,  über  die  Form  und  Kraft  der  Vertrüge  und  die  Be- 
strafung der  Verbrecher.  Ja  es  bilden  sich  schnell  auch  die  Keime  eines 
regelmässigen  Verfahrens  bei  Rechtsstreitigkeiten,  und  selbst  die  öffentlichen 
Verhältnisse  erhalten  eine  feste  Begründung,  wenn  die  Volksgenossenschaft 
sich  als  Staatsordnung  gestaltet. 

Die  Rechtsgeschäfte  sind  häufig  von  religiösen  Feierlichkeiten  beglei- 
tet, oder  bestehen  in  symbolischen  Handlungen,  welche  bestimmt  sind,  ih- 
nen die  juristische  Güitigkeit  zu  geben.  Aber  nicht  jeder,  ein  oder  das  an- 
dere Mal  befolgte  Grundsatz  wrird  schon  von  der  ganzen  Genossenschaft 
für  bindend  gehalten,  sondern  nur  die  oftmals  und  gleichmässig  angewandte 
Norm,  die  ein  Theil  der  Sitte  wurde,  so  dass  in  später  vorkommenden  Fäl- 


t)  Wir  führen  als  BeiipicI  die  viUcrliclic  Gewalt  im  ältesten  römischen  Rechte  an, 
deren  Ursprung  in  einem  patriarchalischen  Unustaiidc  der  altitaliselien,  ja  vielleicht 
der  Sanskritvölker  gesucht  werden  muss.  (S.  unten  65—69). 
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len  eine  Beratung  aut  deren  Befolgung  statt  hat,  um  die  Geltung  derselben 
als  eines  Rechtssatzes  zum  Bewusstsein  zu  bringen.  Die  aus  dem  National* 
gcfühl  herv'orgegangenen  RechtsAberzeugungen  erhalten  aut  diese  Weise 
durch  die  Rechlssitte — oder  Gewohnheit — Beharrlichkeit  und  ein  Bus* 
serlich  erkennbares  Dasein,  und  so  entsteht  die  erste  und  filteste  Quelle 
des  Rechts  aller  Völker,  das  Gewohnheitsrecht  (§.  30.)  Je  älter  das  Her- 
kommen, desto  fester  die  durch  dasselbe  bestätigte  Rechtsregel,  und  die 
mores  nuffonm  erscheinen  als  die  ehrwürdigste  Quelle  des  Rechts  der  Völ- 
ker selbst  noch  in  späteren  Zeiten*). 

Das  BedArfniss  einer  genauen  Fassung  der  Rechtssätze  stellt  sich  ab« 
auch  früh  ein  und  wird  durch  die  Rech tssprüch Wörter,  die  wie  alle  andern 
Sprüchwörter  der  kürzeste  Ausdnick  der  Weisheit  des  Volkes  sind,  befrie- 
digt*). Der  Urgrund  alles  Rechts  ist  daher  ein  angeborener  Rechtssinn 
der  Völker,  seine  Wiege  die  Familie,  seine  Urform  das  Gewohn- 
heitsrecht, seine  ersten  Abstracüonen  sind  die  Rechtss p rücb- 
Wörter.  i 

53.  Diess  erste  Stadium  der  Rechtsentwickelung  eines  Volkes  kann 
sich  Jahrhunderte  hindurch  fortziehen,  geht  aber  früher  oder  später  in  ein 
anderes  über.  Das  auf  den  Urgewohnheiten  ruhende  Recht  reicht  nämlich 
zur  Beurtheiinng  sich  neu  bildender  socialer  Verhältnisse  nicht  aus.  Oft 
ist  es  auch  zweifelhaft  oder  schwer  zuconstaliren:  wenn  im  Schoosse  der 
allniöhlig  als  Staaten  sich  gestaltenden  Volksgenossenschaften  Gegentsäze 
und  Parteien  entstehen,  so  gränzen  sich  Stände  ab,  deren  gegenseitiges 
Verhalten  nicht  immer  friedlich  isL  Man  bedarf  dann  neuer  Mittel,  die  Rechtsord- 
nung za  befestigen,  weiter  auszubilden  und  den  Rechtsnormen  die  nöthige 
Gewissheit  zu  geben  Diess  geschieht  auf  zwei  Hauptwegen ; nämlich  durch 
die  höchste  staatsleilcnde  Gewalt  und  durch  die  zum  Entscheiden  von 
Rechtsstreiten  eingesetzten  Behörden.  Die  erste  erlässt  Gesetze,  die  letzte 
consiatirt  durch  Zeugen  und  Schrift  das  gellende  Gewohnheitsrecht  und 
zwar  zuerst  die  in  einzelnen  Fällen  angerufenen,  vielleicht  bestrittenen, 
Rechlsgewohnheilen  durch  besondere  Attetlationes  oder  Becordationes,  also 
durch  das,  was  man  im  ältem  deutschen  Rechte  ein  Weist  hum  zu  nen- 
nen pflegt  Es  finden  aber  auch  Aufzeichnungen  der  gerichtlichen  Entschei- 
dungen statt,  welche  die  ersten  Anfänge  eines  sich  bildenden  Juristenreebts 
sind,  und  insbesondere  dann  so  genannt  werden  können,  wenn  das  Rich- 
teramt nicht  mehr  vom  Volke,  d.  h.  von  den  für  jede  einzelne  Sache  aus 
dem  Volke  Gewählten  (Judices,  recupertUores,  rachmburgi,  jurati.  Geschwor- 
nen  u.  s.  w.),  sondern  von  bleibend  ernannten  Beamten  geübt  wird.  In 


1)  So  jelil  bei  den  moslemilischcn  Völlcrn  die  Auäet  («<««).  S.  nnten  J.  75. 

2)  S.  Rcyickcr:  die  Uoborliefcrung  der  Rechte  durch  SprüchwSrter  ln  iciuer  u. 
Wilda's  Zeitschrift  f.  deutsches  Recht  B.  V.  8.  189  £ 
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diesem  zweiten  Stadium  ist  aber,  wie  im  vorigen,  alles  Recht  noch  Volks- 
recht, indem  das  Gewohnheitsrecht  vom  Rechtsbewusstsein  des  Volkes  un- 
mittelbar ausgeht,  die  Gesetze  durch  die  Organe  der  Volksdbcrzeugung 
sanctionirt,  und  die  (erst  allmählig  Reclitsgelelirte  werdenden)  Richter  nur 
das  für  Recht  erklären,  was  ihnen  als  mit  der  Volksübcneugung  überein- 
stimmend ersclieint.  Wird  dicss  Stadium  in  seiner  Entwickelung  nicht  ge- 
hemmt, während  die  Lebensverhältnisse  sich  niannigfalliger  gestalten  und 
die  Durchkreuzungen  der  Interessen  sich  vermehren  und  verwickeln;  so 
kömmt  cs  endlich  zu  einem  dem  ganzen  Recht  eine  festere,  äussere  Ge- 
staltung gebenden  Abschluss  — nämlich  zur  Aufzeichnung  des  gesammten, 
bei  einem  Volke  oder  einer  Kraction  geltenden  Gewohnheitsrechts  und  zur 
Sanction  umfassender  Gesetze,  ja  oft  zu  einer  bleiben  sollenden  Fixining 
des  Rechts  durch  die  Gesetzgebung,  in  welcher  die  als  Gewohnheits- 
recht geltend  gewordenen  Rcchtssätze  vcniiisclit  mit  gesetzlichem  Recht 
und  neuen  gesetzlichen  Salzungen  in  ein  allbeherrschendes  Gesctzcsrccht 
umgcstaltet  werden,  das  von  nun  an  die  Hauptquellc  des  Rechts  eines 
Volkes  sein  soll.  Fehlt  es  der  Staatsgewalt  an  der  nöthigen  Kraft,  die  Ein- 
heit und  Gewissheit  des  Rechts  durch  eine  Gesetzgebung  zu  bewirken,  so 
thun  dicss  zuweilen  die  Rcchtsgelchrten,  (obwohl  sie  noch  keine  wissen- 
schalllich  gebildete  Juristen  sind).  Die  Einheit  und  Gewissheit  des  Rechts 
wird  durch  Rechtsbücher  zu  erweisen  gesucht,  in  welchen  das  gesammte 
bei  einem  Volke  geltende  Recht,  wie  es  auch  entstanden  sein  mag,  von 
ihnen  aufgezeichnct  ist,  und  die  im  Laufe  der  Zeit  oft  die  Kraft  eines  gel- 
tenden Gcwohnhcibsreclits  erhallen*). 

54.  Das  dritte  Stadium  der  Rcchtsentwickelung  eines  Volkes  ist  die 
Periode  der  Recht  s wisse  ns  chafL  Welch’  hohen  Beruf  dicscll>c  zu 
erfüllen  hat,  und  wann  sie  zur  Herrschaft  gelangt,  sie  den  Culminations- 
punkt  ihrer  Entwickelung  erreicht,  ist  oben  (§.  31  und  §§.  46  — 50)  aus- 
geführt worden.  Nicht  alle  Völker  sind  berufen,  diese  Wissenschaft  bei  ih- 
nen erblühen  zu  sehen:  die  Grieclten  z.  B.  waren  es  nicht  Bei  andern  er- 
reicht sie  nur  einen  gewissen  Höhepiinct  bei  wenigen  den  höchsten.  Der 
Genius  der  Nation  muss  für  sic  empfänglich  sein,  und  diese  schon  einen 
Grad  allgemeiner  wisscnscliafllicher  Cultur  erreicht  haben,  der  es  möglich 
macht,  auch  dem  Rechte  eine  höhere  Auflassung  und  Behandlung  zuzu- 
wenden. Auch  wird  bei  jedem  Volke  die  Ausbildung  derselben  der  ihm  ei- 
genthfimlichcn  Geistesrichtung  gemäss  sein.  Die  Rechtswissenschaft  hat  eine 
wesentlich  practischc  Richtung,  sie  ist  oft  mehr  der  materiellen  Weiterbil- 
dung als  der  organischen  Systematisirung  des  Rechts  zugewandt.  Noch 
seltener  strebt  sie  nach  der  Erforschung  und  Nachweisung  metaphysischer 


1)  So  bildete  lieh  das  CommoH  Ime  in  EngUad. 
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Wahrheiten  auf  diesem  so  sehr  pracüschen  und  historischen  Gebiete.  Die 
lledits Wissenschaft  der  Römer,  so  vollendet  in  praktischer  Beziehung,  ist 
über  das  systematische  casuistische  Rechtsstudium  nicht  hinnusgekommen, 
unti  liat,  obwohl  bemüht,  das  gesammte  Recht  in  den  Organismus  eines 
nach  rationellen  Gesiclitspuncten  angelegten  Systems  (des  Ordnens  der 
Rechlsgrundsätze  nach  den  Personen,  den  Sachen  und  den  freilich  nur 
gerichtlichen  Handlungen)  zu  bringen,  doch  die  historische  und  philosophU 
sehe  Seite  der  Wissenschaft  entweder  nur  wenig,  oder  gar  nicht  beachtet 
Auch  im  Mittelalter  verfolgte  die  durch  die  Erneuerung  des  Studiums  des 
römischen  Rechts  wieder  auflebende  Reehtswissenschnft  eine  rein  prac- 
tische  und  casuistische  Richtung:  erst  im  scchszchntcn  Jahrhundert  führte 
das  Bedürfniss  einer  griindlichen  Kenntniss  des  römischen  Rechts  zur  Rechts- 
gcschichte.  und  die  Rechtsphilosophie  zählt  kaum  zweihundert  Jahre  einer 
ununterbrochenen  Pflege.  Wie  dem  sein  mag,  die  vollendete  Herrschaft  der 
Rechtswissenschaft  bringt  im  gesammten  Rcchtszustande  eines  Volkes 
eine  totale  Umgestaltung  hervor.  Zu  dem  vom  Volke  ausgehenden  poli- 
tischen Elemente  kommt  das  technische  hinzu.  Die  juristischen  Begriffe 
bekommen  jene  Festigkeit  und  Genauigkeit,  die  cs  möglich  macht,  die  An- 
wendung der  Rechtssätze  zu  einer  höhem  Kunst  zu  erheben,  den  Rechts- 
fragen die  Eigenschaft  technischer  Fragen  zu  geben  und  sie  selbst  mit  der 
in  den  exacten  Wissenschaften  üblichen  Freiheit  zn  lösen. 

Es  ist  den  blos  populär  gebildeten  Rechtskundigen  dann  nicht  mehr 
möglich,  mit  dem  ihnen  zu  Gebot  stehenden  W’issen  schwierigere  Rechts- 
fragen zu  enscheiden.  Das  Volk  bedarf  eines  dasselbe  juristisch  vertre- 
tenden Standes  von  Kunstverständigen,  welche  die  technische  Kenntniss 
des  Rechts  zu  ihrer  Lebcnsbeschäftigung  machen.  So  entsteht  der  eigent- 
liche Juristenstand,  der  zuweilen  zunllmässig  organisirt,  seine  Rechte  und 
Privilegien  hat,  so  dass  nur  aus  seiner  Mitte  die  Richter  und  Rechtsbei- 
stände  der  Processführenden  gewählt  werden  dürfen,  dessen  höherer  Beruf 
aber  in  seinem  die  Weiterbildung  und  den  Fortschritt  des  ganzen  Rechts 
fördernden  Einfluss  auf  das  gesammte  Rcchtsicben  besteht  Denn  es  füllt 
den  Juristen  als  den  allein  hiezu  befähigten  Männern  vom  Fache  der  juri- 
stische Unterricht  und  die  Bildung  künftiger  Rcchtsgclehrten  anheim.  Aus 
ihren  mit  wissenschaftlicher  Metliode  ausgeführten  scliriftstcllcrischen  Dar- 
stellungen des  Rechts  schöpfen  dann  auch  die  Richter  ihre  Rechtskunde 
und  Belchnmg.  Ihre  Ansichten  haben  Autorität  für  diese;  das  praktische 
Recht  erhi'dt  den  Charakter  eines  gelehrten  Rechts,  ja  man  kann  sagen, 
wo  die  Rechtswissenschaft  vollständig  gesiegt  hat,  wird  in  formeller  Be- 
ziehung alles  Recht  Juristenrecht,  so  dass  man  dieses  dritte  Stadium  auch 
dos  des  Juristen  rechts  nennen  kann,  nicht  in  dem  Sinne,  als  ginge  alles 
Recht  im  Juristenrecht  auf,  sondern  in  dem,  dass  die  ganze  Gestaltung  des 
Rechts  eines  Volkes  die  ist,  welche  ihr  durch  die  Rechtswissenschaft  auf- 
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gedrückt  wird  ’ ).  Es  können  daher  auch  keine  neuen  Gesetze  mehr  redi- 
girt  werden,  ohne  die  Mitwirkung  eigentlicher  Rechtsgelehrten;  dieselben 
müssen  niclit  blos  in  einem  materiellen,  sondern  auch  in  einem  formell  tech- 
nischen Einklang  mit  dem  durcli  und  durch  wissenschaltlich  gewordenen 
ganzen  Rechtssyslein  gebracht  werden. 

In  einer  solchen  Periode  nimmt  die  Thätigkeit  des  Volks  bei  der 
Rechtsgcstaltung  oder  Weitercntwickelung  des  Reclils  mehr  und  mehr  ab, 
sie  ist  seilen  eine  unmittelbare;  der  Juristenstand  vertritt  cs  in  dieser 
Function  und  sorgt  dafür,  dass  für  die  in  der  Volksmeinung  hervorlretcn- 
den  neuen  Rechtsideen  in  den  von  Juristen  redigirten  Gesetzen  die  geeig- 
nete Verkörpenmg  und  Sprache  gefunden  werde.  Die  Rechts^relchrten  wer- 
den die  obersten  Leiter  der  ganzen  Rechtsentwicklung.  Halten  sie  sich 
hierbei  an  die  lebendigen  Volksansichten  und  die  Sitte,  so  werden  ihre 
Anordnungen  der  wahre  Ausdruck  des  Volksrechls  (viva  vox  Juris  civilis) 
bleiben,  wie  die  Edicte  der  römischen  Magistrate  und  selbst  die  Schriften 
der  classischen  Juristen  der  Römer  es  waren. 

Wenden  sie  sich  aber  von  dieser  lebendigen  Quelle  ab  und  cultiviren 
sie  ihre  Kunst  als  eine  vom  Leben  sich  sondernde,  oder  stirbt  der  rechts- 
bildende Sinn  des  Volks  ab,  wie  es  bei  rückwartsschreitenden  und  mehr 
noch  bei  unlergehenden  Nationen  der  Fall  ist;  dann  bleibt  die  Sorge  für 
die  Erhaltung  der  Rechtsordnung  ganz  und  gar  den  Ilerrschem  überlassen, 
so  dass  ihr  Wille,  wie  er  auch  sei,  alleiniges  Gesetz  ist.  Dann  üben  der 
Jurislenstand  und  die  Rechtswissenschaft  zwar  einen  höchst  nölhigen.  aber 
doch  für  das  wahre  Recht  nachtheiligen  Einfluss.  Die  Rechtskunde  gleicht 
einer  Geheimlehre,  in  welche  der  profane  Geist  nicht  mehr  cinzudringen 
im  Stande  ist;  die  Rechtssachen  werden  nicht  mehr  nach  der  Volksübcr- 
zeugung  entschieden,  sondern  nach  der  in  Büchern  enthaltenen  Weisheit 
früherer  Jahrhunderte,  nach  ererbten  Traditionen  und  es  treten  Zustände 
ein,  auf  welche  Göthe’s  denkwürdige  Verse: 

„Es  erben  sieh  Gesetz  und  Rechte 
Wie  eine  ew'ge  Krankheit  fort 
u.  s.  w.“ 

ihre  betrübende  Anwendung  linden. 

Es  trifft  das  Recht  das  Schicksal  eines  religiösen  Glaubenssystems, 
das  iin  Volksbewustsein  keinen  Boden  mehr  findet;  es  geht  seinem  Unter- 
gang entgegen,  der  dadurch  herbeigelührt  wird,  dass  selbst  die  Rechts- 
wissenschaft, die  gleichsam  in  der  Luft  schwebend  im  Rechtsbewusstsein 
des  Volkes  keinen  Anhalt  mehr  hat,  zerfällt  und  aufhört. 

Die  Werke  der  Rechtsgelchrlen  aus  einer  schöneren  Periode  der  Wis- 


1)  Dicss  hat  Beider  lehr  befriedigend  in  seinem  in  dieser  Beziehung 
getadelten  oben  angeführten  Werke  .lusgelührt. 
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scnschafl  verwandeln  sich  dann  in  mechanische  HülfsmiUel  für  den  Rich- 
ter, der  Kntscheidnngen  für  vorkommende  Rcclilsslreitiirkeilen  in  denselben 
suclU,  sicli  aber  blos  auf  ihre  AulorilSt  stützt,  um  dem  eigenen  freien  Er- 
fassen der  zu  lösenden  Rechtsfrage  enthoben  zu  sein.  • ) .Sehnlich  einem 
solchen  Zustnnde  ist  ein  anderer,  nämlich  der  der  Hingebung  der  Juristen 
eines  Landes  an  die  in  den  juristisehen  M'crkcn  oder  Rechtsbüchern  einer 
fremden  Nation  enthaltene  Weisheit,  so  lange  ilie  sklavische  Anwendung 
des  in  dieser  fremden  Quelle  Enthaltenen  im  Uechtsbewustsein  des  eigenen 
Volkes  keinen  Roden  hat.  Es  wird  dann  etwas  Abgestorbenes  dem  Volke 
nufgezwungen,  die  Entwicklung  des  eigenen  Rcchlslebens  gehemmt,  und 
der  ganze  Rechtsziisland  künsilicli  in  einen  das  Volk  in  Rande  sclilagende 
Beherrschung  der  Juristen  umgewandelt,  welche  der  von  einem  Eroberer 
oder  Usurpator  ausgegangenen  nicht  unähnlich  ist  und  erst  dann  legitim 
und  wohllhätig  wird,  wenn  die  für  das  Volk  brauchbaren  Rechtsideen  aus 
den  fremden  Quellen  in  dessen  eigene  Ueberzeugung  übergegangen, 
von  dem  Volke  wirklich  recipirt,  also  auch  Volksrecht  geworden  sind. 
Dann  kann  der  Rcchlszustand  des  von  einem  recipirten  Rechte  selbst  als 
gemeinem  Recht  beherrschten  Volkes  ein  guter  sein,  vorausgesetzt,  dass 
es  an  sonstigen  Erfürdeniis.scn  eines  solchen  niclit  ermangelt. 

Die  von  dem  Juristcnslandc  begonnene  und  von  der  Volksüberzcugung 
vollendete  Receplion  des  fremden  Rechts  und  seiner  M'issenschalt  kann 
sogar  eine  unberechenbare  Wohlthat  für  eine  Nation  werden,  wenn  sie 
nämlich  das  Recht  desselben  schneller  und  sicherer  als  cs  sonst  der  Fall 
gewesen  sein  wünlc,  dem  drillen  Stadium  der  Rechtsentwicklung  enlgegenführl. 

55.  Wenn  das  dritte  SLadium  seinen  Höhepunkt  erreicht  hat  und  die 
in  allen  Richtungen  vollendete  RechtswissenschaR  das  Rechtsleben  durch- 
dringt, zugleich  aber  von  ihm  getragen  wird,  so  hat  die  Rechtsenlwick- 
hing  ihr  Ziel  erreicht  und  es  kann  nur  noch  wünschenswerth  erscheinen, 
einen  so  glücklichen  seltenen  Zustand  für  alle  künftige  Zeiten  zu  befestigen 
und  gewissermassen  zu  verewigen.  Diess  konnte,  so  glaubt  man,  dadurch 
geschehen,  dass  einem  oder  mehreren  juristischen  Werken,  in  welchen  auf 
eine  allen  den  Anforderungen  der  Wissenschaft  und  des  praktischen  Be- 
dürfnisses gemässe  Weise  das  technisch  bestimmte  und  systematisch  ge- 
ordnete Recht  verzeichnet  wäre , für  die  Zukunft  eine  bindende  Kraft  bei- 
gclcgt  würde,  z.  B.  durch  Erhebung  derselben  zu  grossen  umfassenden 
Gesetzen  oder  Gesetzbüchern,  so  dass  die  Vollendung  alles  Rechts  in  seiner 
Codifikation  *)  bestünde.  Wirklich  sieht  man  diese  auch  nicht  selten 
als  das  letzte  und  höchste  Ziel  aller  Rcrhtscntwicklung  an.  Der  Ticfer- 


1)  Die»  w.'ir  der  Zutland  der  rümisehen  Rcclilswissensdiafl  im  fünften  Jahrhundert 
n.  Ch.  S.  unten  $ 6-1. 

2)  Zn  vergleichen  v.  Savigny,  Beruf  unserer  Zeit  für  Geseligebung  und  Rechls- 
vissensclintl.  S.  10  — 28  u.  S.  54. 
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blickende  wird  sich  aber  leicht  überzeugen,  dass  durch  die  Codiflkalion 
die  Verewigung  eines  so  glücklichen  llechlszuslandes  nicht  erzielt  werden 
kann.  Denn  er  besteht  ja  nur  in  der  Hlülbe  einer  lebendigen  das  Leben 
durchdringenden  Wissenschaft,  al.su  ini  Dasein  hochgebildeter  Ueclitsge- 
lehrten  und  der  beständigen  Thednahiuc  eines  für  die  Krhaltung  und  Wei- 
terentwicklung des  Rechts  thätigen  Volkes.  Ein  Gesetzbuch  ist  nicht  min- 
der wie  ein  blos  von  einem  Gelehrten  glücklich  ausgcarbeiletes  Handbuch 
ein  Abbild  des  geltenden  Rechts,  nicht  aber  das  Recht  selbst  und  kann  da- 
tier die  Stelle  dieses  ebensowenig  ersetzen,  wie  das  .Mibild  eines  Leben- 
den diesen  ersetzt.  Durch  ein  für  alle  Zeiten  sanctionirtes  Gesetz- 
buch wird  iler  weitere  Fortschritt  des  Rechts  offenbar  gehemmt  und  der 
ganze  Rechtszustand  so  zu  sagen  ein  erstarrter.  Die  Tbätigkeit  der  Juri- 
sten kann  nur  in  der  Auslegung  und  Anwendung  der  im  Gesetzbuch  ent- 
haltenen Sätze  bestehen,  also  in  der  Beleuchtung  der  Redaktion,  welche  diese 
im  Gesetzbuchc  erhalten  haben  und  es  muss  nothwendig  ein  Stillstand  in 
der  bisherigen  freien  Rechtsentwicklung  eintreten.  Man  kann  demnach  nicht 
sagen,  dass  die  Codiücation  das  letzte  Ziel  der  Rcchtslhätigkeit  sein  müsse. 
Allein  dieselbe  wird  auch  in  Zeiten  hoher  Blüthe  der  Rechtswissenschaft 
nicht  leicht  vorgenommen.  Denn  während  derselben  besieht  für  die  Mit- 
welt kein  Bedürfniss  der  Codiflkalion,  und  da  sic  nicht  darauf  bedacht  sein 
wird,  für  schlechtere  künftige  Zeiten  im  Voraus  zu  sorgen,  so  pflegt  man 
in  einem  so  hochstehenden  Zeitalter  auch  an  eine  mechanische  Fixi- 
ning  des  technisch  ausgebildclen  Rechts  nicht  zu  denken,  wenn  nicht  be- 
sondere Ursachen  ein  Volk  oder  seine  Regierung  drängen  es  zu  thun; 
wohl  aber  wird  man  zu  jenem  Mittel  greifen,  wenn  schon  ein  Rückgang 
begonnen  oder  grössere  Fortschritte  gemacht  liat  und  dann  kann  cs  allerdings 
für  ein  Volk  ein  glückliches  Ereigniss  sein,  vorausgesetzt  dass  die  Codiflkatiun 
seines  Rechts  auf  eine  befriedigende  Weise  veranstaltet  wird.  Allein  auch 
ans  andern  Gründen  kann  diese  eine  schwer  abzuweisende  Nothwcmligkcit 
werden,  wenn  nämlich  entweder  in  E'olgc  grosser  politischen  Umwälzungen 
der  ganze  Rcchlszustand  erschüttert  oder  durch  eine  lange  Vernachlässi- 
gung der  Pflege  der  Gesetzgebung  oder  durch  eine  wissenschaftliche  Anar- 
chie die  Ungewissheit  des  Rechts  so  allgemein  geworden  ist,  dass  nur  von 
Oben  herab  durch  das  Rudicalmittcl  der  Codilikation  geholfen  werden  kann ; 
desgleichen  wenn  ein  durch  Erubenmg  sehr  vergrösserter  Staat  in  einer 
einheitlichen  Umgestaltung  seines  Rechts  eine  festere  Stütze  finden  wollte; 
also  aus  politischen  o<ler  andern  äusseren  Griindcn  kann  die  Codifikation 
ein  Bedürfniss  sein.  Solche  Gründe  sind  cs  auch,  die  bisher  fast  alle  Co- 
dificationen  des  llcchls  herbeigeführt  haben.  Es  kann  auch  nicht  in 
Abrede  gestellt  werden , dass  ein  befriedigender  Rechtszusland  durch 
dieseibe  geschaffen  werden  kann,  wenn  sie  auf  eine  Weise  bewerkstelligt 
wird,  die  den  Fortschritt  des  lebendigen  Rechts  so  wenig  wie  möglich 
hemmt,  d.  h.  durch  so  bändig  und  technisch  wie  möglich  redigirto  Gesetz- 
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bücher,  deren  periodisehe  Revision  nicht  blos  vorgeschrieben,  sondern 
auch  ausgeführt  wird,  und  die  als  Mittelpunkt  einer  freien  juristischen  Thä- 
tigkeit  und  der  gesammlen  Rechtswissenschaft  auf  eine  ähnliche  Weise 
dienen,  wie  die  prälorischen  Edikte  einst  den  classischen  Juristen  der 
Römer  gedient  hallen.  ‘)  Es  versieht  sich  von  selbst,  dass  neben 
dem  Gesetzbuch  ein  gründlicher  Rechlsunlerrichi  bestehen  und  der  leben- 
dige Sinn  des  Volkes  und  der  Juristen  forldauern  muss,  damit  die  Gesetz- 
bücher die  Richter  nicht  zu  lebendigen  Maschinen  einer  unerleuchleten 
Rechlsanwendung  machen. 

Die  in  der  Blölhezeit  der  Rechtswissenschaft  (von  juristischen  Tech- 
nikern) unternommene  Rechtscodifikalion  ist  als  eine  organisch-tech- 
nische von  der  in  dem  zweiten  Stadium  des  blosen  Volksrechls 
stattflndenden  Aufzeichnung  desselben  in  Gesetz-  oder  Rechlsbuchern 
wesentlich  verschieden.  In  jener  Periode  werden  blos  das  Gewohn- 
beits-  und  Gesctzesrecht  zur  Einheit  verbunden;  und  wenn  auch  dabei 
ein  gewisser  wissenschalllichcr  Einfluss  statt  hat,  so  sind  sic  doch  nicht, 
wie  die  Gesetzbücher  der  wissenschaftlichen  Zeitalter,  die  vollständige  V'er- 
schmelzung  des  politischen  und  technischen  Elementes  im  Rechte,  keine 
Zurücklührung  des  gesammlen  Rechts  auf  ein  wissenschalllich  ausgebilde- 
tes System.  Die  wissenschaftliche  Codifikation  gibt  dem  ganzen  Rechls- 
stolT  eine  zugleich  gesetzlich  gellen  sollende  technische  Form,  so  dass  im 
Code  die  drei  Hauplquellcn  des  Rechts  vollständig  in  einander  übergehen  *) 
und  er  nun  allein  die  Grundiage  und  Quelle  des  gesammlen  geltenden 
Rechts  wird. 


1)  Vcrgl.  Schräder,  die  prälorisclicn  Edikte  der  Römer  auf  untre  Zeiten  über- 
tragen.  Weimar  1815  und  in  detten  eivilistischen  Abhandlungen. 

2)  Die  t.  g.  Codinkationsfrage  hat  teil  1814  eine  reiche  Literatur  zuerst  in  Deutsch- 
land, dann  in  England  und  spötrr  wieder  in  Deutscidand  zu  Tag  gefördert.  Sic 
begann  mit  Thibauts  Flugtehrift  iilx-r  die  Kulhwendigkeit  eines  allgemeinen 
bürgerlichen  Gesetzbuches  für  Deutschland,  Heidelberg  1814  und  v.  SaTigny 
V.  Beruf  unterer  Zeit  für  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft.  In  England 
trat  181D  James  Humphreys  für  die  Cudiflkatiun  des  englischen  Rechts  auf 
und  fand  in  Ch.  Purton  Cooper  einen  gründlich  gebildeten  Gegner,  detten 
Hauptwerk  auch  in  französischer  Sprache  t^tres  tur  la  C»ur  de  la  chmt- 
eetleri»  fZte  Ausg.  Paris  1830)  erschien.  Eine  gewichtige  Stimme  erhob  1830 
für  die  Codifikation  Klüber,  in  seinen  Abhandlungen  Bd.  1.  S.  306,  375.  Spä- 
ter traten  für  dieselbe  in  Deutschland  auf  Puchta  (der  Vater),  in  der  Gict- 
tener  ZeiLscIirift  f.  Civ.  Reclit.  Bd.  XIII.  S.  125,  der  Ixidische  Deputirtc  Christ 
und  Beteler  in  seinem  Volks  und  Juristenrecht,  gegen  welchen  Puchta  der 
Sohn,  Th  öl  u.  a.  sich  erklärten.  Zuletzt  erschienen  v.  Wydenbrugk  Briefe 
über  deutsche  Nationalgesctzgebung.  Jena  1848. 

S.  des  Verfassers  Rechtsphilosophie  von  1839.  S.  350  f.  und  die  deutsche 
Vicrleljahrtsehrin  VII.  192,  XX  232,  XXX  145,  XXXI  211,  XXXII  293  und 
Zeitschrift  für  dentsebea  Recht  1648.  Bd.  XIL  S.  367—8. 
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Von  den  allgemeinen  auf  die  Rcchtsentwicklung  der  Völker 
einwirkenden  Ursachen.  *) 

52.  Die  Rcchlscnlwicklung  ist  von  den  die  materielle  Gnindlage  alles 
Rechts  beherrschenden  gegebenen  Naturzuständen  abhängig.  Sie  gehen  her- 
vor aus  den  Eigenschaften  der  Völker,  der  Eigenthümlichkeit  des  Territo- 
riums und  der  Denkungs  und  Lebensweise  der  ersten.  Von  Seiten  der 
Völker  ist  der  Fortschritt  und  die  Ausbildung  des  socialen  Lebens  und 
damit  der  zur  Verwirklichung  der  Rechtsidee  bei  einem  Volke  bestehenden 
Ordnung  vor  Allein  von  zwei  Eigenschaften  derselben  bedingt,  nämlich 
von  Freiheitssinn  und  Arbeitsliebe.  Je  stärker  beide,  desto  mehr  wird  das 
gesellige  Leben  sich  verfeinern  und  um  so  grösser  die  Achtung  des  Rechts 
sein.  Diese  Eigenschaften  sind  selbst  wieder  durch  die  natürliche  Cultur- 
fShigkeit  der  Menschen  bedingt  und  diese  durch  den  Rassen  Charakter,  die 
Rationalität  und  die  besondem  Anlagen  (den  Genius)  der  Völker  oder 
Volksstämme. 

a)  Dass  die  Rassen  durch  Culturgrade  sich  von  einander  unterschei- 
den und  dass  die  Völker  der  s.  g.  kaukasischen  in  dieser  Beziehung  über 
alle  andern  Völker  emporgestiegen  sind,  ist  eine  unläugbar  welthistorische 
Thatsache.  Dagegen  hat  man  die  Frage : ob  die  Menschen  der  niederste- 
henden Rassen  insbesondere  die  Neger  und  die  amerikanischen  Eingebore- 
nen durch  die  Struktur  ihres  Körpers  und  namentlich  ihres  Schädels  ge- 
hindert seien,  •)  zur  gleichen  Ausbildung  wie  z.  B.  die  Europäer  zu  ge- 
langen, noch  nicht  entscheiden  können.*)  Denn  wenn  einestheils  aller- 


1)  Die  Brleuchlung  der  vereehiedenen  Seiten  des  (ocialen  Lebern  and  des  EinOuitet 
der  im  Texte  besprochenen  natfirlichen  Urs.ichen  gehbrl  zu  den  HanplgefensUn- 
den  von  Mon  t esq  nieu's  WcrkiJe  CBtpri$  de*  Ltix.  Von  Deutschlands 
Rcchtsgelchrten  des  neunzehnten  Jahrhunderts  tuben  vor  Allen  Hugo  in  der 
angeführten  anthropologischen  Einleitung  seiner  Pliilosophie  des  positiven  Rechts 
und  Zachariae  in  seinen  vierzig  Büchern  vom  813.110  d.ivon  gehandelt  und  in 
Frankreich  neuestens  wieder  Schülzenberger : /-es  L 01  f de  t Ordre  Soeial 
t.  / fröre  /'///.  p.  166.  Auch  gehOrt  Ancitlons  Werk  über  den  Geist  der 
Stiatsverfassungen  Berlin,  1625  hierher. 

2)  Bei  den  Megcm  ist  die  Heftigkeit  des  Temperaments,  die  mit  ihrer  Hautbildung 
Zusammenhängen  soll,  ein  Hinderniss  der  Civilisirung. 

3)  Man  bat  viele  ausgezeichnete  Werke  über  die  Menschenrassen  und  Stämme, 
unter  welchen  das  von  Priehard,  Naturgeschichte  des  menschlichen  Geschlechts; 
deutsch  nach  der  3.  Aull.  v.  R.  Wagner.  Goelt.  1840/2  und  L in  n S ns  Martius, 
Naturgeschichte  des  Menschen,  übersetzt  v.  G.  Moritz  und  Thoma,  Wiesbaden 
1844,  sich  besonders  auszciehnen.  Es  ist  zu  bedauern , dass  die  Schriftsteller  fast 
nur  die  naturgcscliichlliche  Seile  der  Rassenverschiedenheit  untersuchen  und  den 
Einfluss  derselben  auf  Staat  und  Recht  fast  ganz  anuntersucht  lassen.  Allerdings 
schrieb  über  diese  Frage  der  Franzose  Court  et  de  Lisle  1637  ein  eigenes  Buch 
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diriRS  ihr  Körperbau  unedler  als  der  der  Kaukasier  isl,  auch  die  Versuche 
die  AnRchörijrcn  dieser  Kassen  zu  civilisiren  seilen  gcfnichlcl  haben  und 
ihre  Völkcrstiimine  auch  nach  Jahrlmnderlen  auf  der  gleichen  niederen 
CuUurslufc  sichend  gefunden  werden,  so  gelang  es  doch  einzelnen  Indivi- 
duen sich  durch  sorghiltigc  Erziehung  und  zwcckinüssigcn  Untcrrichl  eben 
so  gul  Ijcran  zu  bilden,  wie  bei  den  Europäern  diess  der  Fall  ist.  Auch 
kennen  alle  Menschen  nicht  blos  den  Unlerschied  des  Guten  imd  Kosen, 
sondern  man  findet  bei  allen  diesen  Völkern  Individuen  von  strenger  Mora- 
lität und  edlen  Gesinnungen.  .'\uch  zeichnen  sich  die  wilden  SUuninc  durch 
eine  grosse  Frcihcilsliebc  und  einen  Kcchtssinn  aus,  der  bei  gebildeteren 
Völkern  nicht  immer  im  gleichen  Grade  bemerkbar  isl.  Man  isl  daher 
nicht  bcrecliligl  den  Völkern  der  s.  g.  niederen  Kassen  die  sUtalliehc  Civi- 
lisirbarkcil  abzusprechen , oder  gar  den  von  manchen  ausgesprochenen 
Satz  ■)  aufzustellen,  sie  seien,  z.  K.  die  Neger,  schon  durch  die  Natur  zu 
Sklaven  oder  Dienern  der  andern , namcnllieh  der  Kauk:isier  bestimmL 
Allerdings  wird  sich  das  Kechl  der  jeder  Kasse  angehörenden  Völker  ver- 
schiedentlich ausbilden  und  zwar  nicht  blos  nach  der  Hohe  ihrer  Intelligenz, 
sondern  auch  ihrer  Moralität,  und  ein  anderes  bei  denjenigen  Völkern  sein, 
bei  welchen  der  Egoismus  vorherrsclicnd  ist,  als  den  mehr  |)hilanlhropiseh 
gesinnten. 

Geschichtlich  hat  indessen  die  Kassenvcrschicdcnhcil  in  den  Ländern 
wo  /.us.ammcnslössc  oder  Mischungen  slatlfandcn,  häufig  die  NVirkung  ge- 
liabl,  dass  die  Menschen  der  einen  Kasse  — ja  selbst  Mischlinge  — von 
der  andern  herrschenden  nicht  der  Kcchlsrähigkeil  für  Ihcilhaflig  erklärt 
worden,  wie  z.  B.  alle  Cens  de  couleur  Lei  den  Weissen  und  diese  in 
den  Negerstaalen. 

b)  Von  grossem  Einfluss  auf  die  Rechlsenlwicklung  isl  .aber  immer  die 
Nationalität^)  gewesen,  die  sich  auf  Einheit  der  Abslamiming,  der  Ge- 
sittung und  der  Sprache  stützt.  Alles  natürlich  sich  entwickelnde  Kechl  hat 
ein  nationales  Gepräge;  die  gleiche  Nnlionaliläl  ist  ein  starkes  Bindungs- 
millcl  der  Völker,  verschiedene  slösst  sie  von  einander  ab  und  erzeugt  oft 
die  feindseligsten  Gegensätze.  Dach  sieht  m.an  nicht  selten  auch,  dass 
nalionalvcrw.andte  Völker  sich  gegenseitig  .abgeneigt  sind,  — (z.  B.  die 
Polen  und  die  Russen,  die  Deutschen  und  die  Dänen.)  In  Staaten  gemisch- 


unter  dem  Titel:  La  seie/ice  politiij  ae  fandet  tar  la  teienee  de 
r homme,  au  e ludet  des  raCes  h um  ainei  toutlepoint  de  v iie 
phit otophtque,  hiitorique  et  politique.  Es  gobriclit  aber  der 
Schrift  an  wesentlichen  EigenscUaften , nemlicli  an  Gründlichkeit  und  an  Unbe- 
fangenheit ihres  Verfassers. 

1)  Z.  B.  von  Courtet  de  Lisle  in  d.  a.  Werke. 

2)  Sehütienbergcr  a.  o.  0.  S.  185.  v.  Türckheim,  Betraclitungen  auf  dem  Ge- 
biet der  Vertassungs-  und  Staatenpolitik  Bd.  I.  Freiburg  1841.  S.  37 — 50. 
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Icr  Völker  ist  die  Niehlaclitiins  der  Nalionnlitiil  für  die  Enlwicklnns  eines 
glücklichen  nechlsziistmides  oft  höchst  vcnlerhlich  und  die  Ursache  inne- 
rer Stürme;  doch  findet  man  auch  gut  geordnete  und  gut  n-girle  Staaten, 
deren  Bevölkerungaus  Kniclionen  verschiedener  Nationen  hcsleht,  hei  welchen 
wie  z.  U.  den  Deutschen  der  s.  g.  Parlicularisinus  stärker  ist  als  der  Drang 
nach  Einigung,  und  die  staatliche  Einheit  derselben  unmöglich  macht.  *) 

c)  Mil  rler  Nationalität  hängt  auch  der  ganze  Charakter  eines  Vol- 
kes namentlich  der  moralische  zusammen.  Wie  die  einzelnen  .Menschen 
sich  durch  Temperament,  Anlagen,  gute  oder  schlimme  Neigungen  unter- 
scheiden, so  weichen  in  dieser  Beziehung  auch  die  Völker  von  einander 
ah.  Es  gibt  Nationallasler.  Manches  Volk  zeichnet  sich  aus  durch  seinen 
Sinn  für  Sparsamkeit  und  Ordnung,  hohes  Ehrgelüld,  durch  Siltenreinheit 
und  Heiligachtung  des  gegebenen  Wortes,  während  bei  andern  der  Hang 
zur  Verschwendung,  Wollust,  Trunksucht  und  zur  Wortbrüchigkeit,  ja 
selbst  zum  Betrug  und  zum  Diebstahl  bemerkbar  ist.  Dem  gemäss  wei- 
chen auch  die  Gcselzgebungcn  von  einander  ab,  insbesondere  die  Straf- 
gesetzgebung und  zwar  selbst  oft  in  den  sie  leitenden  höchsten  Prinzipien. 
Jedes  V'olk  hat  endlich  seinen  eigenen  Genius,  welchem  gemäss  es  eine 
eigene  Stelle  in  der  Weltgeschichte  einnimmt  und  nicht  selten  eine  für  die 
ganze  Menschheit  wichtige  providenticllc  Mission  zu  erfüllen  hat. 

Vom  Einflüsse  des  Klimas,  der  Lage  und  Beschaffenheit  des 

Landes  u.  s.  w. 

56.  Die  BeschaCfenlieit  eines  Staalsterritoriums  oder  Landes  liängt 
von  seinem  Klima,  seiner  Lage  und  den  natürlichen  Quellen  seines  Ueich- 
thums  ab. 

a)  Was  das  Klima  belrilTt,  so  hat  man  dessen  Einfluss  auf  Sitte  und 
Recht  oft  zu  hoch,  dagegen  auch  oltmals  zu  gering  angeschlagen.  *)  Dass 
ein  solches  statt  hat,  darl'  nicht  bezweifelt  werden.  M.an  findet  in  den  hei- 
sen  Ländern  regelmässig  die  Polygamie,  die  sich  aus  der  Stärke  des 
GeschlcchUstriebes  der  Männer  und  dem  schnellen  Verblühen  der  Frauen 
erklärt.  Das  im  Süden  grössere  Bedürfniss  der  Buhe  führt  zur  Unterwür- 
figkeit unter  die  absolute  Gewalt  eines  Herrschers.  Die  durch  das  Klima 


1)  S.  Klüpfcis  Geschichte  der  dcntschen  Einhcilshestrebungcn.  Tüb.  1853. 

2)  Belehrende  Untersuchung  über  den  Einfluss  des  Klimas  auf  die  Sitte,  die  SUult- 
und  RrrhUeiitwickhingen  liaben  nngeslelll  .Montesquieu  de  fEspril  dss 
Init  liv.  XIV  — XVII.  Feder  über  den  meuscblichen  Willen  II.  S.  620- 
Stückhardt  de  cnali  in  generithumani  enltum  vinepotet- 
täte  Diss.  II.  Loi|>zig  182S. 

ZachnriBc  40  Bücher  v.  Staat  II.  43,  Seb  ü tz  c n bc  rger  .a.  a.  0.  S.  170. 
Leseiiswerth  sind  ferner  die  Schrift  B o ii  s t e t tc  n s : der  Menscli  dc$  Südens  und 
des  Nurdens,  Foissac,  vom  Einfluss  des  Klimiis,  deutsch  v.  Westrumb  1840 
und  Ancillon  zur  Vermittlung  der  Extreme  B.  I.  S.  1 — 31. 
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veranlassle  Trägheit  der  Menschen  hindert  ihre  materiellen  und  geistigen 
Fortschritte.  Die  Religion  ist  mehr  Sache  der  Phantasie  als  des  Verstan- 
des und  wird  leicht  Aberglaube:  es  verbindet  sicli  mit  dem  politischen 
Absolutismus  die  priesterliche  Leitung,  woraus  der  Charakter  des  theo- 
cratischen  Despotismus  des  Orients  sich  leicht  erklären  lässL  Andererseits 
erzeugt  die  raschere  Circulation  des  Blutes  in  den  heissen  Zonen  Helligkeit 
des  Temperaments  und  grössere  Häufigkeit  der  Verbrechen,  welchen  durch 
eine  strengere  Criminalgcsctzgcbung  vorgebeugt  werden  soll.  Gewiss  ist 
cs,  dass  die  allgemeine  HumanitäLsbildung  in  den  Ländern  der  gemässig- 
teren  Zonen  sich  am  schnellsten  und  dauerhaftesten  entwickelt,  wesshalb 
auch  das  Recht  solcficr  Länder  sich  als  das  vollkommenere  auszeichneU 

b)  Nach  der  geographischen  Lage  ' ) sind  die  Territorien  Küsten-  oder 
Binnenländer,  flacli  oder  gebirgig  und  ihre  Produkte  sehr  verschieden.  Die 
Bewohner  der  ersten  werden  meistens  Handelsvölker,  sind  für  die  sie  be- 
ständig berührende  fremde  Cultur  leicht  empfänglich,  und  gelangen,  wenn 
der  Thätigkeitstrieb  verbunden  mit  Ordnungsliebe  mächtig  ist,  schnell  zu 
grossem  Rcichtlium.  In  solchen  Ländern  wird  vor  allem  das  Handelsrecht 
ausgebildet  werden  und  das  mit  ihm  verbundene  Seerecht. 

In  Gebirgs-,  Wald-  und  Weideländern  ist  keine  so  grosse  Theilung  des 
Besitzes  wie  beim  Ackcrfelde  ausführbar.  Die  Verschiedenheit  der  natür- 
lichen Erzeugnisse  ist  maassgebend  für  die  ökonomische  Thüligkeit  der 
Bewohner,  die  Viehzucht,  Berg-  oder  Ackerbau  treiben,  oder  die  für  sie 
geeignete  Industrie.  Auch  haben  die  nachbarlichen  Verhältnisse  auf  das 
fiusscre  öffentliche  Recht  jedes  Volkes  einen  entscheidenden  Einfluss. 

Die  Culturstufen  der  Völker.  *) 

5T.  Der  Culturzustand  eines  Volkes  ist  nichts  anderes  als  die  bei  dem- 
selben slattQndende  Entwicklungsstufe  des  Rechts  und  der  ergänzenden  Ge- 
meinschaft in  allen  ihren  Richtungen,  also  der  Zustand  der  verschiedenen  Ver- 
körpeningsformcn  derselben,  welche  schon  oben  §.  5 u.  9 aufgeföhrt 
worden  sind,  die  den  Organismus  der  ökonomischen  Thätigkeit  des  Volkes 
bildende  bürgerliche  Gemeinschaft,  sein  Familien-  und  Staats-,  sein  gei- 
stiges und  religiöses  Gemeinleben.  Die  Höhe  der  Entwicklung  dieser  Le- 
bensformen der  Völker  ist  verschieden,  je  nachdem  sie  noch  auf  der  Stufe 
des  Naturells  oder  der  des  Charakters,  insbesondere  des  sittlichen  Charak- 
ters stehen  (S.  oben  §.  4).  Bis  jezt  hat  man  nicht  von  diesem  umfassen- 
den Standpunkte  ans  die  Culturstufen  der  Völker  festgcstellt,  sondern 


1)  Montesquieu,  Etprit  des  LotM , Livre  iS. 

I)  Zu  vgl.  sind  Kolb,  Gesehichlo  der  Mensehheit  und  ihrer  Cultur.  1843.  Apelt,  die 
Epochen  der  Geschichte  der  Menschheit  1845.  K.  Hermann  Prolego- 
mena  zur  Philosophie  der  Geschichte  1849.  Wachsmuth,  Cullurgeschichtc.  3 Bde. 
Lpz.  1850-52. 
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meistens  nur  die  Art  und  Weise  ihrer  ökonomischen  Thätigkeit  zur  Basis 
gemacht,  *)  jedoch  in  den  neuesten  Werken  *)  über  die  CuUnrgcschichle 
auch  die  wisscnscliartliclie,  künstlerische,  politische  und  religiöse  Civili- 
sationsliöhe  derselben  in  Belracht  gezogen.  Es  muss  hier  das  gleiche  ge- 
schehen, weil  der  Rechlszustand  eines  Volkes  durch  dessen  gesammte 
sociale  Enlwicklung  bedingt  ist. 

A.  Was  nämlich  die  ökonomisclie  Tliiiligkcit  also  die  materielle  Cultur 
der  Völker  betrifTl,  so  hat  man,  wie  bisher  gescliah,  vier  CullursUifcn  zu 
unterscheiden,  womach  die  Völker  entweder  von  der  Jagd  (und  Fischerei) 
leben,  oder  Hirten,  oder  Ackerbau  bauende  Völker  sind,  oder  endlich  Ge- 
werbe- und  Handeltreibende  Nationen.  N^ch  diesen  Stufen  sind  die 
Erwerbsquellen  und  der  sog.  Nationalreichllium  der  Völker  verscliieden,  ^ 
und  demgemäss  auch  die  Begrifle  und  die  gesetzliche  Feststellung  des 
Eigenthums,  die  Hechtsnormen  über  den  Verkehr  und  sogar  die  Verfas- 
sungs-  und  Regierungsfomien  derselben. 

a)  Bei  Jagdtreibenden  Völkern  kommt  selten  ein  geregeltes  Grund- 
eigenthum der  Einzelnen  vor,  sondern  nur  Jagdreviere  der  Stämme,  deren 
Wohnsitze  wechselnd  sind.  Der  Nomade  lebt  von  dem  was  der  Tag  bringt, 
sorgt  seilen  für  Vorralh  und  so  ist  die  Erlegung  des  Wilds  die  regelmässige 
Erwerbungsart  des  (blos  beweglichen)  Eigenthums;  er  bedarf  wenig  der 
Bodencultur,  doch  einiger  Kunstthätigkeit  zur  Fertigung  der  Jagd-  und 
Fischergeräthe  u.  s.  w.  Von  einer  Staatsordnung  Ünden  sich  nur  die  An- 
fänge, doch  wahren  auch  Nomadenvölker  die  zur  Erhaltung  des  innem 
Friedens-  nöthige  Rechtsordnung. 

b)  Auch  die  Hirtenvölker  kommen  als  Nomaden  vor,  mit  Weiderevie- 
ren, die  sie  andern  Stämmen  gegenüber  beanspruchen,  jedoch  auch  mit 
Gnmdbcsilz,  welcher  der  Familie  gehört  und  einer  geregelten  (patriarcha- 
lischen) Staatsordnung.  Die  Ueerden  bilden  ihren  bleibenden  Reichthum, 
auch  bedürfen  sie  schon  eines  hohem  Grades  von  Kunstfertigkeit  und  ver- 
schiedener Kenntnisse.  Zuweilen  vermehrt  sich  ein  solches  Volk  oR  sehr 
stark  und  wird  sogar  erobernde  Horde. 

c)  Bei  Völkern  auf  den  zwei  folgenden  Stufen  findet  man  eine  festbe- 
gründele  und  organisirle  Rechts-  und  Staatsordnung.  Das  Privateigenthum 
bedarf  einer  genaueren  Bestimmung  und  einer  vollständigen  staatlichen 
Gewälirleistung;  nicht  blos  der  Gmndbesitz,  sondern  auch  das  Geld  (die- 
ses besonders  bei  Gewerb  und  Handeltreibenden  Völkern)  sind  Hauptbe- 
standthcile  des  Reichthums  und  das  Scliätzimgsmittel  aller  Gegenstände 
des  Vermögens.  Der  Credit  wird  Grundbedingung  des  Verkehrs,  die  Arbeit, 


1)  Z.  B.  Hugo’»  Nalurreclit  J.  125  — 133.  Schmilthenncr,  zwölf  Bücher  v. 
Staat.  Bd.  1.  J.  125. 

2)  Die»»  geschah  vollständig  im  Wachsmuths  Culturgcschichtc.  Doch  auch  schon 
bei  Schmithtenner  a.  a.  0.  $.  118  folg. 
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im  »imfasseniJslen  Sinne  des  Worlcs  die  Ilanplquelle  des  Reichlhums.  Der 
Begriff  des  Eisenlliums  wird  erweitert  und  auf  alle  geldeintragendc  Pro- 
ductionen  ausgedehnt.  Aber  durch  das  Pirhreeht  entstehen  grosse  Venuö- 
gcnsanhäufiingen  in  einer  Hand,  und  der  auf  alle  Verhältnisse  des  Privat- 
lehens so'  mächtig  zurückwirkende  (iegensatz  der  Armen  und  Reichen.  Der- 
selbe wird  bei  einem  stets  wachsenden  Proletariat  für  die  Aufrechthaltung 
der  Rechtsordnung  oft  gefahrvoll  und  dessen  .\usgleichung  eine  der  scliwic- 
rigslen  Aulgaben  der  Slaatsweishcit.  In  diesem  Stadium  der  materiellen 
Ciiltur  entwickeln  und  organisiren  sich  aber  auch  mit  der  vorgerückten 
geistigen  Bildung  des  Volkes  die  übrigen  Kreise  der  ergänzenden  Gcme.in- 
sehafl  und  der  Staat  beginnt  sich  seiner  Idee  gemäss  zu  gestalten,  zu 
vervollkommnen  und  zu  vollenden. 

B.  Eine  zweite  Grundlage  des  Völkerlebens  ist  die  Familie,  deren 
Band  auf  verschiedene  Weise  gestaltet  sein  kann.  Von  durchgreifendem 
Einfluss  ist  die  Eihe.  Ganz  anders  gestaltet  sich  die  sociale  Lebensordnung 
polygamischer,  als  die  monogamischer  Völker.  Nacli  der  Verschiedenheit 
der  Culturliöhe  richlet  sich  auch  der  Umfang  der  väterlichen  Gewalt,  welche 
bei  Nationen  der  höchsten  Culturstufe  gewöhnlich  weniger  streng  ist.  als 
bei  den  der  tieferen,  aber  .auch  durch  die  moralische  und  religiöse  Den- 
kungsweise  der  Völker  bestimmt  wird. 

C.  Der  SlaatiTerband  der  Völker  ist  wesentlich  durch  ihren  politischen 
Charakter  und  ihre  politi.sche  Bildung  bedingt,  d.  h.  von  ihrer  Pimpfäng- 
liehkcit  für  die  P'reiheil,  der  lebendigen  Thcilnahme  für  die  Erhaltung  ihres 
Rechts  und  dem  Grade  ihrer  politischen  Reife  abhängig.  Diese  beruht 
nicht  immer  auf  seiner  staatlichen  Bildung,  sondern  vor  allem  auf  der  Wil- 
lensfestigkeit des  Volkes.  Man  kann  politisch  freie  und  politisch  unfreie 
Nationen  unterscheiden.  Die  ersten  gehören  keinem  Herrn  an  und  keiner 
zum  Staalsregiment  allein  berechtigten  Kaste.  Sie  sind  siii  und  kennen 
nur,  wie  die  Engländer  sagen,  das  Selfgovernment.  Eine  Mittelstufe  zwi- 
schen ihnen  und  den  Völkern,  hei  welchen  Land  und  Leute  Eigenthum  der 
Herrscher  sind,  nehmen  diejenigen  ein,  welche  zwar  einem  durch  Geburt 
ausschliesslich  zum  Regieren  berechtigten  Staats-Obcrh.auptc  unterworfen 
sind,  aber  den  auf  der  Sitte  und  Autonomie  des  Volkes  ruhenden  Rechts- 
normen gemäss  regiert  werden.  Der  Staatsorganismus  kann  ein  s.  g.  na- 
turwüchsiger sein,  d.  h.  ein  solcher,  der  sich  mit  innerer  N'oth wendigkeil 
aus  der  Ursitic  und  der  ursprünglichen  gegenseitigen  Stellung  der  herr- 
schenden und  gehorchenden  Stände  im  Staate  entwickelt  hat,  oder  ein  auf 
wissenschaftliche  Grundsätze,  ja  selbst  auf  Theoriecn  sich  stützender  ideo- 
kratischer;  zwischen  beiden  kommen  Uebergangsslufen  vor. 

D.  Eine  höhere  Richtung  wird  aber  das  Leben  der  Volker  erst  neh- 
men, wenn  dessen  Regierung  mit  Rewusstscin  der  höchsten  Slaatszwecke 
die  Kreise  der  ergänzenden  Gemeinschaft  schützt,  pflegt  und  selbst  weiter 
fortbildct,  welche  die  Pflege  der  allgemeinen  Humanisirung  des  Volkes, 
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der  Wissenschofl  und  der  Kunst  sich  zum  Ziele  setzen.  Es  werden  Unier- 
richtsnnstiillcn  und  wissenschaflliche  Institute  entstehen,  ein  Icltendigcr  gei- 
sligcr  und  künsUcrisclier  Verkehr,  und  das  Volk  wird  sich  auf  die  höchste 
Stufe  der  Civilisation,  die  zu  erreichen  ihm  gegeben  ist,  erheben,  und  welche 
dann  wieder  auf  die  Vervollkommnung  der  Rechts-  und  Staalsordmmg  zu- 
rückwirkl,  und  Jenes  inein  edleres,  humaneres,  dem  Genius  des  Volkesgcniiiss 
umschafR. 

E.  Endlich  ist  die  religiöse  Denkungsweise,  Gesittung  und  Bildung  ‘) 
eines  Volkes  von  durchgreifendem  Einfluss  uul  die  Gestaltung  seines  Rechtes. 

Je  geläuterter  die  religiösen  Begriffe  desselben  sind,  um  so  weniger 
wird  die  Religion  als  Mittel  der  Unterdrückung  der  Freiheit  benützt  werden. 
Die  Vorschriften  derselben  werden  nicht  mehr,  als  cs  die  Natur  der  Sache 
verlangt,  auf  die  bürgerliche  Lebensordnung  einwirken.  Es  kommt  aber 
nicht  blos  auf  die  Glaubenslehren  selbst  an,  sondern  vor  Allem  darauf, 
djiss  das  V^olk  von  wahrhafter  Religiosität  durchdrungen  ist  und  deren  Hei- 
ligkeit verehrt.  Es  wird  die  Religion,  selbst  in  despotisch  regierten  Staaten, 
z.  B.  des  Orients,  eine  mächtige  Sehutzwehr  des  Rechts  und  der  bürger- 
lichen Freiheit,  und  ersetzt  in  dieser  Beziehung  die  solchen  Völkern  feh- 
lenden Garanticen  derselben. 

Von  grosser  Wichtigkeit  ist  es  endlich,  ob  die  Religion  Sache  des 
Staates  ist,  also  Staatsreligion,  oder  ob  den  verschiedensten  Confessionen 
die  gleiche  Berechtigung  zustchl,  oder  ob  die  Mehrzahl  des  Volkes  nur  die 
Fraction  eines,  viele  Volker  umfassenden.  Religionsverbandes  ist,  der,  als 
Kirche  organisirt,  imler  der  Leitung  selbstständiger  geistlicher  Oberen  stehu 


II.  Abtheilung. 

Greschichtliche  Beleuchtung  des  Rechts  überhaupt  und  seiner 

Wissenschaft. 

I.  Capilel. 

Du  Rerht  nid  die  Kerbtssiucniichafl  des  Orlen t>. 

Einleitung. 

58.  Die  nächste  Aufgabe  der  geschichtlichen  Beleuchtung  des  Rechts 
und  seiner  Wissenschaft  ist  eine  durch  den  Zweck  des  practischen  Rechts- 
studiums beschränkte.  Der  Rechtsgclehrte  wünscht  vor  .Mlcm  die  Kcnnlniss 


1}  Montesquieu,  Livr.  24.  25.  S chü  Iz  enber  ge  r a.  a.  0.  S.  1S4. 
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der  Rechlsjnindsfitze  zu  erwerben,  welche  im  Leben  anzuwenden  er  mit- 
benifcn  ist,  also  die  in  seinem  Vatcriande  geltenden.  Da  aber  in  der  Regel 
das  Recht  eines  Landes  diesem  nicht  ausschliesslich  eigen  ist,  ja  bei  allen 
gebildeten  Völkern  das  cinssische  Recht  der  Römer  und  dessen  Wissen- 
schaft auf  deren  Rechtsbildung  einen  grösseren  oder  geringeren  Einfluss 
gehabt  hat,  auch  als  die  Hauptquelle  der  allgemeinen  RechtsbegrifTe  und 
Recbtsprincipien  angesehen  wird  und  werden  muss,  so  ist  die  Aufgabe  der 
geschichtlichen  Beleuchtung  des  Rechts  allgemeiner  zu  stellen,  und  kann 
nur  dann  in  ihrem  ganzen  Umfange  als  erfasst  gellen,  wenn  sie  sich  als 
höchstes  Ziel  setzt,  die  Rechtsentwickelung  der  Hauptvölker  der  Erde  we- 
nigstens in  ihren  Gnmdzügcn  darzuslellen.  Dadureh  erst  wird  der  Rechts- 
gelehrte in  den  Stand  gesetzt , das  Verhfiltniss  des  Rcehts  seines  Vater- 
landes zum  Recht  überhaupt,  und  die  Entwicklungshöhe  der  Rechtswissen- 
schaft sich  klar  zu  machen.  Nur  dann  wird  seine  Rechtskunde  eine  er- 
leuchtete genannt  werden  können. 

Die  Lösung  der  Aufgabe  in  dieser  weitgreifenden  Bedeutung  unterliegt 
aber  noch  zur  Zeit  so  grossen  Schwierigkeiten , dass  man  sich  mit  einer 
Annäherung  nn  dieses  Ziel  begnügen  muss.  Um  dieses  vollständig  zu  errei- 
chen, müsste  man  cinevergleichendeWeltrechtsgeschichtezu  geben 
im  Stande  sein.  Allein  sollten  hiezu  die  Kenntnisse  und  das  Talent  eines 
einzigen  Mannes  auch  für  zureichend  gehalten  werden,  so  würde  ein  Ge- 
danke dieser  Art  dcsshalb  nicht  ausführbar  sein,  weil  zu  dessen  Verwirk- 
lichung bei  weitem  nicht  genug  Vorarlieiten  gemacht,  und  die  Quellen  ei- 
ner solchen  Ge.schichlskunde,  wenigstens  alle,  nicht  zugänglich  sind.  Um 
so  mehr  wird  man  sich  in  einem  Lehrbuche  der  juristischen  Encyclopädie 
auf  das  Wesentlichste  zu  beschränken,  aber  doch  mehr,  als  bisher  geschah, 
die  Rechtsentwickelung  der  übrigen  Völker  ausser  den  Römern  und  Germa- 
nen zu  berücksichtigen  haben,  zumal  in  Werken,  welche  den  einzelnen 
Zweigen  der  Rechtswissenschaft  gewidmet  sind,  selbst  in  den  rechtsphilo- 
sophischen Schriften  selten  des  Rechts  jener  Völker  gedacht  wird. 

Wir  können  aber  unser  Augenmerk  nur  auf  die  Rechtsquellen  und  die 
Rechtswissenschaft  der  in  der  Weltgeschichte  am  meisten  hervorragenden 
Völker  riehten  und  diese  in  drei  Hauptgruppen  zertheilen,  so  dass  wir  die 
Rechtsentwickelung  der  Völker  des  Orients,  der  des  classischen  Alterthums 
und  der  des  christlichen  Europa’s,  vorzugsweise  aber  der  christlich  - gcr- 
mainschen  Völker  darstclien. 

Die  geschichtliche  Erforschung  des  Rechts  der  barbarischen  und  halb- 
barbarischen  Völker  hat  noch  zu  geringe  Fortschritte  gemacht,  als  dass 
eine  Darstellung  ihrer  Rechtsentwickelung  zu  Ergebnissen  von  allgemeinem 
wissenschaftlichem  Belange  führen  könnte,  obgleich  eine  solche  nicht  un- 
belehrend  sein  würde  ' ). 


1)  Wir  verweiren  auf  die  Abhandlung  dei  Hrn.  v.  Martina  von  dom  Rechta 
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59<-  Die  Idee  einer  Rechlsgeschichle  des  menschlichen  Geschlechles 
wurde  im  vong^en  Jahrhundert  in  einem  doppelten  Sinne  nufgerassl  und  zu 
verwirklichen  versucht,  theils  als  zusammenhängende  Rechlsgeschichte  der 
wichtigsten  Völker,  theils  als  vergleichende  Geschichte  der  Gesetzgebung. 
Ini  ersten  Sinne  hat  sie  1758  Goguet  in  seinem  freilich  sehr  wenig  be- 
deutenden Buche:  de  r origine  des  lois  des  arts  et  des  Sciences  u.  s.  w.  aus- 
zuführen  angefangen.  Im  letzten  ist  Monte squicu’s  unsterbliches  Werk 
de  FEspril  des  Lois  (1718)  geschrieben.  Allein  so  grossartig  seine  Behand- 
lungsweise, und  so  geistreich  und  oll  tiefgehend  seine  Bemerkungen  sind, 
so  kann  sein  Werk  der  Gegenwart  nicht  mehr  genügen,  weil  wir  jetzt  je- 
denfalls genauere  Kenntnisse  der  Rcchtszustände  der  Völker  des  Orients, 
des  .Alterthums  und  selbst  der  der  Gegenwart  haben,  als  ihm  vor  hundert 
Jahren  sich  zu  verschaffen  möglich  war.  Doch  wird  das  Werk  immer  be- 
lehrend und  eine  vortreffliche  Vorschule  für  das  vergleichende  Rechtsstu- 
dium  bleiben.  In  seinem  Vatcriande  hat  es  verschiedene  in  dieses  einschla- 
gendc  Schriften*),  besonders  aber  die  Errichtung  eines  Lehrstuhls  der 
Jlistoire  comparee  de  la  tegislation  am  College  de  France  in  Paris  veran- 
lasst, dessen  erster  Inhaber  Pastoret  *)  ein  seiner  Gelehrsamkeit  würdi- 
ges (noch  zu  wenig  beachtetes)  Denkmal  in  den  elf  Bänden  seiner  Histoire 
de  la  legislation  (1817  —1837)  hinterlassen  hat*) 


Zustand  unter  den  Ureinwohnern  Brasiliens  (München  1632.  4.)  und  auf  die  des 
Herrn  Prof.  Fallati:  Keime  des  Vülkcrrcchls  bei  wilden  und  halb 
wilden  Stämmen  in  der  Zeitscluiri  für  die  gesanmite  Stoatswissenschaft  B.  VI, 
S.  151 — 259.  Tübingen  1850. 

1)  Wir  führen  an  die  Preisschriflen  von  Labonlaye;  Histoire  de  la  prupriiti 
en  Oeeident  und  de  la  Conditio»  civile  et  potitöiue  des  femmes.  v. 
Königswarter:  Memoire  sur  le  ddveloppement  de  la  Soeietd humaine, 
zuerst  gedruckt  in  den  Settnees  de  t'Acaddmie  des  Sciences  morales  et  po- 
liliques  V,  Serie  II.  B.  5.  p.  75  n.  203.  I.  0.  p.  65.  t.  7 p.  63.  und  in  Wi>- 
lowki's  Revue  de  t^gislul.  t.  35.  p.  40.  t.  341.  p.  145.  t.  35.  p.  117.  357. 
L 36.  p.  344.  t.  37.  p.  5.  Ferner  verschiedene  Abhandlungen  in  den  Memuires 
de  C Academie  des  Sciences  morales  et  pol'Uiiiues.  Der  neueste  in  Frank- 
reich gemachte,  aber  wenig  befriedigende  Versuch  einer  allgemeinen  Rechtsge- 
sclüehte  ist  der  von  Pouhaer,  Essai  sur  Chistoire generale  de  droit,  Paris 
1849.  1.  Bd.  p.  435  IT. 

2}  Unter  seinen  späteren  Nacbfulgcm  haben  sich  terminier  und  Laboulaye 
tun  das  Studium  der  vergleichenden  Hechtsgeschichtc  verdient  genmehL 

3)  Der  erste  Band  enthält  die  Geschichte  der  Gesetzgebung  der  Assyrier,  Baby- 
lonier und  Syrier,  der  zweite  die  der  Aegypter,  der  dritte  und  vierte 
die  der  Hebräer,  der  fünfte  die  der  L ac cdäm an i e r,  dersechste  bissiebento 
die  der  Athenienser^  der  achte  der  übrigen  griechischen  Freistaaten,  derneuntc 
der  Inseln  Kleinasiens  und  der  von  Persien,  der  10  .u.  11.  der  von  Car- 
thago,  Sicilien  und  der  Ktrusker.  Das  mit  umfassender  Gelehrsamkeit  ge- 
schriebene Werk  ist  streng  quellenmassig  und  nach  ciuein  gut  überdachten  Plane  geor- 
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In  Deutschland  schrieb  man  im  vorigen  Jahrhundert  Abrisse  einer  all- 
gemeinen WellreclUsgeschichle  ohne  wissenschaftlichen  Werth  ; nur  we- 
nige llechtsgelehrlc  wagten  sich  auf  das  von  Montesquieu  betretene 
Gebiet,  unter  welchen  jedoch  Möser  einen  nie  untergehenden  Namen  sich 
erworl)en  hat,  aber  fast  ohne  Nachfolger  blieb,  Hugo  etwa  ausgenommen, 
dessen  Rechtsphilosophie  zum  Thcil  vergleichende  Rechtsgesehichle  ist, 
aber  freilich  die  Kenntniss  derselben  mehr  vormissetzt,  als  fördert. 

Dagegen  hat  das  weltgeschichtliche  Rechlsstiidium  in  unserem  Vater- 
lande seit  etwa  dreissig  Jahren  einen  erfreulichen  Fortgang  genommen, 
und  zwar  theils  dadurch,  dass  deutsche  Rechtsgelehrle  einzelne  Zweige  des 
Rechtes,  wie  z.  B.  Gans  das  Erbrecht ' ),  oder  Unger  die  Ehe*)  in  ihrer 
weltgeschichtlichen  Entwickelung  nicht  ohne  Erfolg  darzuslellen  versucht 
haben,  theils  dadurch,  dass  man  eigene  Werke  über  die  Rechtsgeschichte 
der  wichtigsten  Völker  der  Erde  vermittelst  eines  gründlich  angestellten 
Quellenstudiums  schrieb,  oder  im  .Auslande  erschienene  Hauptwerke  dieser 
Art  ins  Deutsche  übersetzte  *)  und  dadurch  einen  sichern  und  bleibenden 
Boden,  sowohl  für  das  Studium  der  vergleichenden,  als  für  die  Darstellung 
einer,  den  RechLshistorikern  der  Zukunft  vorbchaltenen,  Weltrechtsgeschiehte 
gewann.  Die  juristische  Encyclopädie  hat  die  Ergebnisse  der  Fortschritte 
dieser  Studien  in  übersichtlicher  Darstellung  mitzulheilen  und  die  Haupt- 
werke über  dieselbe  aufzuführen.  Die  hier  einschlagcnden  Werke  sind  frei- 
lich fast  alle  der  Rechts-  und  Staatsgeschichtc  der  Griechen  und  Römer 
oder  der  neueren  christlichen  Völker  Europa’s  gewidmet,  die  der  orienta- 
lischen Völker,  mit  Ausnahme  der  des  israelitischen  Volks,  ist  in  Deutsch- 
land noch  so  gut  wie  unbearbeitet.  Nur  die  Werke  über  die  allgemeine 
Welt-  oder  Culturgeschichte  haben  auch  die  Staats-  und  Rechtsentwicke- 
lung freilich  meistens  in  solcher  Kürze  beachtet,  dass  sie  oft  nur  Andeu- 
tungen enthalten.  Es  sind  indessen  verschiedene  Bücher  dieser  Art  auszu- 
zeichnen, unter  welchen  vor  allen  Schlosser 's  M'eltgeschichte,  der  bis 
jetzt  einzige  erste  Band  von  Löbell’s  AVeltgeschichte  in  Umrissen  und 
Ausführungen  (Leipzig  1846),  und  den  ersten  Band  von  Wachsmuth’s 
allgemeiner  Culturgeschichte  (Leipzig  1850),  so  wie  die  ausführlichere 


beitet,  nur  ist  die  allgemeine  Auflassungsweisc  des  Verfassers  nicht  die  der  Höhe 
der  Wissenscluft  unserer  Zeit.  Was  die  materielle  Vollständigkeit  hetrifll,  lasst  es 
nur  wenig  zu  wfinsehen  übrig.  Auch  gehört  hierher  von  demselben  Schriftsteller 
dessen  Werk  Confucius,  Zoaroaster  und  Itlahomet.  Paris  1789. 

1)  Das  Erbrecht  in  weltgesehiehUicher  Entwicklung:  eine  Abhandlung  der  Uni- 
versalrechtsgeschichte  von  D.  £.  Gans,  Berlin  1824—1835.  4 Bd.  8. 

2)  Die  Ehe  in  ihrer  welthistorischen  Entwickelung:  ein  Beitrag  zur  Philosophie 
der  Geschichte,  Wien  1850.  S.  1 — 167. 

3)  Diese  Werke  werden  im  Verlauf  dieser  Abtheilung  unserer  Encyclopidie  aufge- 
führt  werden. 
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Allgemeine  Cullurgescliichte  der  Menschheit  (Leip.  1838 — 4T, 
8 Bde.)  V.  G.  Klemm  *)  hervorzuheben  sind. 

ln  den  neueren  Lehrbüchern  der  jurislischcn  Encyclopaedic  ist  eine 
welthistorisehe  Beleuchtung  des  Heclils  (in  Umrissen)  nur  von  Den  Tex*) 
(1839),  und  von  l’iitter  *)  (ISlti)  versucht  worden. 

()0.  Die  Uechlsgeschichle  des  Orients  '•)  hat  sich  vorzugsweise  zu 
bcschiifligen  mit  dem  Rechte  der  Chinesen,  der  Indier,  iler  Perser 
und  Aegypter,  der  Israeliten  und  der  Moslemitcn.  Die  der  beiden 
ersten  und  der  dem  Islam  angehörenden  Völker  gellt  bis  in  unsere  Zeit 
herab;  das  Recht  der  Israeliten  ist  noch  in  einigen  Trümmern  praetisch; 
das  der  alten  Perser  und  Aegypter  hat  eine  blos  arcliiiologische 
Wichtigkeit,  welche  nicht  einmal  von  grösserem  Belange  ist,  weil 
wir  von  demselben  nur  eine  sehr  spärliche  Kunde  haben. 

Eine  Verwandtschaft  besieht  zwischen  dem  Rechte  aller  Völker  des 
Orients,  die  jedoch  was  das  Einzelne  betrilTt,  eines  genaueren  Nachweises 
bedarf  iUs  man  jetzt  noch  zu  geben  im  Stande  ist  Am  nächsten  unter 
sich  verwandt  sind  das  Recht  der  Indier,  Perser  und  Aegypter  einer  und 
das  der  Israeliten  und  beziehungsweise  der  Moslemitcn  andererseits; 
aber  selbst  das  Recht  des  so  sehr  isolirl  stehenden  und  durchaus  cigen- 
Ihümlichen  Volks  der  Chinesen  hat  Berührungspunkte  mit  dem  der  Hindus. 
Ueber  d"s  geschichtliche  Verhältniss  des  Rechts  des  Orients  zu  dem  der 
Griechen  und  Römer  würde  noch  zur  Zeit  ein  allgemeines  Urtheil  verfrüht 
sein,  obwohl  man  Versuche  gemacht  hat,  selbst  die  Ursprünge  des  germa- 
nischen Rechts  aus  dem  der  S.anskril - V'ölker  abzuleiten,  w.as  höchstens 
rücksichtlich  einiger  weniger  Rechtsinstilule  bis  jetzt  mit  Erfolg  geschah. 

Alle  Gesetzgebungen  orientalischer  Völker  haben  eine  religiöse  Gnnidlage, 
die  jedoch  beiden  Chinesen  mehr  einen  moralischen  als  religiös  dogmatischen 
Character  hat,  und  bei  ihnen  allen  ist  d.as  Recht,  wie  das  römische,  mehr  ein 
einheitliches  als  nur  in  seinen  leitenden  Principien  gemeinsames,  wie  das 
griechische  und  germanische,  wenn  auch  die  Völker  keine  Slaalsgenns.senschafl 
bilden,  sondern  in  eigenen  Staaten  von  einander  getrennt  leben.  Auch 

1)  Ein  Veneichniss  der  Werke  über  die  Cullurgescliichte  gibt  Wachsmulli  B.  I 
seiner  Allgemeinen  Culturgeschiclite  S.  X — XII  in  d.  Note.  Zn  den  bedeutend- 
sten desselben  gehören  G inniba I li  s to  fieo  Pritteipii di  uaa  teiensa  mtova 
zuerst-  1725  und  seitdem  oflinals;  sic  ist  ileulsch  bcarbeilel  s’on  Weber.  Ferner 
sind  zu  nennen  Herd  er’ s Ideen  zur  Gescliichle  der  Menscidteil,  und  Slark’s 
Universalhislurischer  Ucbcrblick  des  Lebens  und  der  Entwicklung  der  Völker. 
Jena  1822. 

2)  Eiicpclopiiediii  Juritprudentiae  §.  291  — 415. 

3)  InbegrilT  der  Hechlswissenschart.  S.  25  folg. 

4)  Das  der  Kechlsgeschichic  des  Orients  gewidmete  Werk,  von  An qu c I il-D  u pe  r- 
ron:  Ugiilntion  orirutiUe,  Amsterdain  1778  ist  kein  zuverlässiger  Fühler, 
wie  die  OricnUdiselieii  Studien  unseres  Jahrhunderts  bewiesen  haben. 
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findet  sich  bei  den  Völkern  des  Orients  keine  wahre  bürgerliche  Freiheit; 

die  Israeliten  etwa  abgerechnet.  Sind  sic  niclit  von  einem  Herrscher  auto- 
kratiseh  regiert , so  stehen  sie  unter  der  Bevormundung  einer  I’riester- 
kaslc,  die  dann  allein  im  Vollgeuuss  aller  Rechte  ist  Die  Rechtsentwick- 
lung der  Chinesen,  Indier,  Israeliten  und  Moshaniten  erscheint  in  ihren 
Reehisdenkinalen  im  Sladiuiii  der  wissenscliafllichen  Kntwicklung,  die  frei- 
lich hinter  der  der  Römer  weil  zurückstcht,  aber  eine  bis  ins  Einzelnste 
schon  ausgcbildete  Ca.snistik  darbietet,  nicht  unähnlich  der,  welche  in  der 
juristischen  Litleratur  Europas  im  vierzelinlen  und  fünfzehnten  Jahrhundert 
sichtbar  ist.  Das  persische  und  ägyptische  Rocht,  in  wie  weit  wir  davon 
Kunde  haben,  steht  noch  auf  der  Eniwieklungsstufe  des  Volksvechts.  Der 
Einfluss  der  Rasseuverschiodenheit  und  der  (der  semitischen  und  der  s.  g. 
indogermanischen)  Abstammung  ist  aber  nicht  von  hohen  Bedeutung, 
indem  sieh  bei  den  Chinesen  manehos  wiederfmdet,  was  man  auch  bei 
den  Indien!  oder  den  Moslemiten  trifft.  Doch  bedürfte  es  eines  tiefer  ins 
Einzelne  gehenden  Studiums  dieser  Oesclzgebungcn,  um  den  Einfluss  der 
Rasse  und  der  Nationalität  auf  das  Recht  mit  Sicherheit  feslzustellen. 

Blicke  auf  die  Staats-  und  Rechtsordnung  in  China*). 

61.  Die  scharf  ausgeprägte,  mit  ihrem  Rassencharaktcr  zusammen 
hängende,  Nationalität  der  Chinesen  und  die  selbstständige  vetc  fremden 
Einflüssen  fast  unabhängige  Entwicklung  ihrer  Civilisation  musste  eine 
eigenthümliche  Gestaltung  und  Entwicklung  ihres  Staats-  und  Rechtslebens 
zur  Folge  haben.  Diess  wird  durch  das,  was  wir  von  diesem  kennen,  be- 
stätigt und  es  ist  nur  zu  bedauern,  dass  wir  noch  immer  sehr  wenige 
Mittheilungen  über  das  chinesische  Recht  haben,  indem  aus  der  grossen 
Zahl  Gesetzsammlungen  und  juristischer  Schrillen  *),  die  China  besitzt, 
blos  ein  einziges  Werk  der  europäisclien  Wissenschaft  zugänglich  gemacht 
wurde.  Es  ist  daher  nur  möglich,  eine  allgemeine  Characteristik  der  chi- 


1)  Die  Quellen,  aus  welchen  die  Kunde  des  chinesischen  Rechts  zn  schöpfen  ist, 
sind  im  Verlauf  der  hier  folgenden  Paragraphen  angeführL  Unter  den  hierher 
gehörenden  SchrifUileliorn  nennen  wir  vor  allem  du  Halde,  Uitloire  dt  la 
Chine.  Gros! er,  hittoire  ginirale  de  la  Chine.  Gans,  Erbrecht.  Zeller, 
Beschreibung  des  chinesischen  Reichs  und  Volkes.  Stultg.  1836.  Klemm, 
Cullurgeschicblc  B.  6 und  Wells-Williams:  dos  Reich  der  Mille;  deutsch  v. 
Coli  mann,  Kassel  1853.  2 Bd.  S.  ferner  Hang,  Allgemeine  Geschichte. 
Stultg.  1841.  2tes  Heft.  8.  127  folg. 

2)  In  der  Liste  der  1773  auf  Befehl  des  chinesischen  Kaisers  Kienion g begonne- 
nen Sammlung  der  besten  Nationalwcrke,  von  welcher  1818  schon  78.73t  Bände 
erschienen  waren , flndet  man  aufgeführt  1474  Bd.  Sammlungen  kaiserlicher  Be- 
fehle; 392  über  Verwaltung  und  Regierung;  3785  über  Slaatseinricblungcn,  Ge- 
selle und  Verordnungen;  04  über  die  Rechtswissenschaft.  Ncnmann  im 

Jeurnal  aeiatigue  //.  Serie:  B.  XVI  8.  64  und  nach  ihm  Klemm  8.  447. 

n 


Digitized  by  Google 


113 


nesischcn  Slaals-  und  Rccnisordnuns  zu  geben,  über  deren  Entstehung 
und  Ausbildung  uns  wenige  geschielitliclic  Angaben  zu  Gebot  stehen. 

Die  Quellen,  aus  welehen  wir  unniittelliur  seliüpfcn  können,  sind  die 
Schriften  des  chinesischen  Philosoi>hcn  und  Ueforinators  Confucius 

•fnUen  Koung-Isen),  dessen  Geburt  man  in  d.  J.  5öl  und  dessen  Tod 
in  d.  J.  179  v.  Ch.  setzt  • ) . einige  otTicicll  veranstaltete  Gcschielitswerke 
der  Chinesen  und  ein  Strafgesetzbuch,  welches  der  Kaiser  Shunchee  iin 
J 1617  als  eine  Umarbeitung  der  unter  der  Miiig-dynastie,  also  v.  1308 
bis  1611  geltenden  Gesetzgebung  sanctioniren  licss;  Kaiser  Caung-llee 
bestätigte  und  Kaiser  Yong-Tsching  1725  verbesserte,  aufs  Neue  promul- 
girle  und  das  seitdem  von  5 zu  5 Jahren  mit  Beifügungen  neu  herausge- 
geben zu  werden  pflegte.  Der  Engländer  Staun  ton  veranstaltete  von  der 
1799  publicirlen  Ausgabe  1810  eine  englische  Uebersetzung,  welche  1812 
der  gelehrte  Ilenouard  du  Sainte-Croix  ins  Französische  übertrug. 
Das  Buch  führt  den  Titel  Ta-  Tsing-Leu-Lee  ou  lots  fondamentu- 
les  du  Code  penal  de  la  Chine,  avec  le  choix  des  Statuts  sup- 
plementaires;  originairement  imprime  et  public  ä Pekin  *)  etc.etp. 
Es  ist  nur  eines  der  vcrschicdcneil  chinesischen  Gesetzbücher  und  zwar 
das,  welches  die  allgemeinen  Rcichsgesctzc  enthält  (meist  strafrechtlichen 
Inhalts).  Dem  Gesetzbuche  ist  in  China  eine  grosse  Anzahl  besonderer 
Verordnungen  beigegeben,  von  welchen  die  Uebersetzer  nur  die  wichtigsten 
mit  aufnuhmen.  Es  zernUlt  in  sieben  Ilauptubtheilungen,  jede  wieder 
in  eine  Anzahl  Capitel  und  hat  überhaupt  436  Abschnitte,  (Sectionen)  in 
fortlaufenden  Nummern  *).  In  der  französischen  Uebersetzung  sind  die 
Uebcrschriften  der  sieben  Hauptthcilc  folgende:  I.  lois  gäierales,  von 

SecL  1 — 46.  II.  lois  civiles  v.  S.  47 — 74;  III.  lois  ßscales,  S.  75 — 156; 
rv.  lois  rituelles,  S.  157  — 182;  V.  lois  militaires,  S.  183 — 253;  (Diese 
5 Theile  füllen  den  ersten  Band.)  VI.  lois  criminelles,  S.  254 — 423;  und 
Vn.  lois  relatives  aux  travaux  publics  S.  424  — 436. 

Mil  diesen  Quellen  hat  man  Reiseberichte,  insbesondere  die  der  katho- 
lischen Missionäre  (Memoires,  concernant  fhistoire,  les  Sciences,  les  arts 


t)  Amiot,  in  den  Mrmoiret  conremnnt  rhist.  des  Chinois,  B.  XII.  Klemm, 
S.  324.  We  llt-Will  iam»  S.  513  und  der  Anliang  Collmanns  S.  SSO  folg. 
Wachsmulh,  Cutlur - Gescliichle  S.  144  — 146. 

2)  Wells-Williams,  der  die  Ausgabe  von  1830  kennt  S.  297,  übersetzt  den  Titel 
des  (iesetzbucks  mit : Statuten  und  Resvripten  der  grossen  reinen  Dynastie. 
Ausser  demselben  führt  Medhurst's  Schrift  über  China  noeh  ein  zweites  an, 
welches  die  Verordnungen  für  jedes  Regierungs  - Departement  enthült  und  ein 
drittes,  enthaltend  die  Gesetze  der  gegenwärtigen  Dynastie. 

3)  Ungeachtet  dieser  Ordnung  nach  .Materien  findet  sich  oR  das  Unerwartetste  in 
einer  Ahtheilung  beisammen,  z.  II.  in  der  von  den  Fiscalgesetzen  die  Leine  von 
der  Ehe ; bei  den  MiliUrgesetzen  die  über  6.18  l’iistwescn  u.  dgl.  m.  Eine  kurze 
lubaltsübcrsicbt  des  ganzen  Gesetzbuchs  giebt  Klemm  S.  173 — 212. 
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ks  moeurs  et  ks  usage*  des  Chinoit  9.  Bde.  4.  Paris  1777/83)  und  auf 
solche  sich  slülzcndc  geschichtliche  und  geographische  Werke  z.  B.  die 
Histoire  Gäkrak  de  la  Chine  v.  Ahbd  Grosier  in  11  Bd.  4.  zu  verbin- 
den, um  die  Anhaltspunkte  für  die  Staats-  und  Rechtsordnung  Chinas,  wie 
sie  im  vorigen  Jahrhundert  und  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  iin  Wesent- 
lichen schon  vor  24  Jahrhunderten  gewesen  ist,  zu  gewinnen  •).  Die  Fort- 
schritte der  jetzt  in  Europa  mit  so  grossem  Eifer  betriebenen  Studien  über 
das  Land  werden  es  in  einer  nicht  mehr  ferne  liegenden  Zukunlt  den 
Rcchtsgclehrlen  möglich  machen,  eine  genaue  auch  geschichtliche  Darstel- 
lung desselben  zu  geben. 

Die  Chinesen  und  zwar  ihre  ofHciell  veranstalteten  Chroniken  beginnen 
die  Geschichte  ihres  Vaterlands  mit  einer  mehrere  Jahrtausende  über  un- 
sere Zeitrechnung  hinausgehenden  Periode.  Die  historische  Kritik  *)  hat 
aber  nachgewiesen,  dass  die  über  das  Jahr  2637  v.  Clir.  zurückgehende 
Geschichte  Chinas  für  eine  fabelhafte,  vielleicht  ganz  erdichtete  zu  halten 
ist  und  die  darauf  folgende  bis  782  v.  Christus  allerdings  einen  geschicht- 
lichen Boden  hat,  aber  durchaus  keine  sichere  genannt  werden  kann,  dass 
also  erst  mit  dem  achten  Jahrhundert  vor  Christus  eine  solche  beginnt, 
aber  bis  auf  unsere  Tage  ununterbrochen  fortgeführt  werden  kann. 

Die  in  dieser  letzten  Periode  bestehenden  Staatseinrichtungen  und 
Gesetze  werden  von  den  chinesischen  Chronisten  ihrem  Ursprung  nach 
einigen  höchst  weisen  und  gerühmten  sehr  frühen  Regenten  Chinas  zuge- 
schrieben, unter  welchen  die  der  Dynastie  Hia’s  vor  allem  glänzen:  es 
sind  der  Kaiser  Ilungti,  angeblich  2698  v.|  Chr.  lebend,  Yao  lebend 
2957,  Schun  oder  Chun  + 2255  v.  Chr.,  Yu  f 2208,  Ki  + 219R 
Hierauf  hatte  eine  Zersplitterung  des  Reichs  in  eine  Anzahl  Staaten  unab- 
hängig gewordener  Vasallen  statt,  bis  zu  deren  Üieilweisen  Einigung  unter 
der  Dynastie  von  Schung,  1766  v.  Chr.,  auf  welche  1122  eine  dritte  v. 
Wouwang  v.  1122 — 855  v.  Ch.  folgte,  der  ganz  China  sich  unterwarf. 
Unter  dessen  Nachfolgern,  namentlich  zur  Zeit  als  Confucius  aullrat, 
war  der  ganze  sociale  Zustand  des  Reichs  ein  höcht  erschlaffter  *). 
Denselben  zu  erkräftigen  und  auf  einer  festen  moralisch  religiösen  Grund- 
lage gewissennassen  neu  aufzurichten,  war  die  grosse  Aufgabe  des  Refor- 
mators *).  Er  handelte  hiebei  nicht  als  Neuerer  sondern  als  Ordner  des 


1)  Du  neiulc  freilich  nur  sehr  kurte  Werk  dieser  Art:  das  Reich  der  Mitte 
von  Sir  Wells-Williams  aus  Newyork,  übersetxt  von  C o 1 1 m a n n , Caucl  1653, 
2 Bd.  wurde  vorzugsweise  vom  Veriasser  benützL  Ueber  du  Recht  enthalt  es 
jedoch  nur  dürftige  Angaben. 

2)  S.  Kurz  im  JVouf.  JournaJ  Asiatifue  von  1830  S.  401  nnd  Biot,  Ebend.  Serie 
IV.  B.  6 von  1845.  B.  7 von  1848. 

3)  S.  über  diese  Zeit  Biot  im  Journsl  AsüiS.  Berit  IV.  B.  6.  S.  362.  Bd.  7. 

' S.  307  und  430. 

4)  Confucius  legte  seine  Weisheit  in  fünf  grossen  Werken  nieder,  welche  die 
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Althergebrachlen , d.  h.  der  schon  bestehenden,  auf  den  Nalionalansichten 
ruhenden  Staats  - und  Rechtsordnung',  die  auf  holicrc  Principien  gestützt, 
unzerstörbar  werden  sollte.  Confticius  wurde  der  Mann  des  ganzen 
Volks,  seine  Lehren  Staatsrcligion  und  Regierungspolitik.  Die  ganze  chine- 
sische Gesetzgebung  ist  eine  Verkörperung  derselben  und  eine  nun  über 
zwei  Jahrtausende  fortgesetzte,  in  die  kleinsten  Einzelheiten  des  ölTcntlichen 
und  Privatlebens  eingedrungene  .Anwendung  seiner  Grundsätze  *).  Zwar 
machten  sich  neben  seiner  Religionslehre  noch  zwei  andere  religiöse  Sy- 
steme geltend,  das  des  indischen  Budda,  den  die  Chinesen  Foö  *)  nennen 
^ und  das  des  Taotse.  Der  Buddismus  drang  in  China  gegen  64  n.  Chr. 
ein,  verunstaltete  sich  aber  auf  eine  seiner  Grundlage  sehr  widersprechende 
Weise  und  rief  eine  Unzahl  Mönchsklöster  hervor,  welche  die  Kaiser  spä- 
ter zu  beschränken  sich  genöthigl  sahen  •). 

Das  zweite  Rcligionssystem , das  des  etwa  50  Jahre  vor  Confucius 
geborenen  Taotse*),  wird  uns  als  eine  rationalistisch  pantheistische 
mit  einer  eudämonistischen  Moral  verbundene  Lehre  geschildert,  die  aber 
gleichfalls  in  den  gröbsten  Aberglauben  ausartete.  Beide  Systeme  stehen 
dem  noch  jetzt  oiliciell  geltenden  des  Confucius  als  die  Lehren  von  See- 
len gegenüber  und  erlangten  auf  die  Staats  - und  Rechtsentwicklung  eben 
so  wenig  einen  bedeutenden  Einfluss  als  das  nach  China  dringende  Chri- 
stenthum. 

Im  Jahr  256  v.  Chr.  wurde  das  ganze  Reich  unter  Tshin  wieder 
vereinigt  und  den  Lehren  Confucius  gemäss  reorganisirt , auch  die  be- 
kannte grosse  Mauer  im  Norden  Chinas  erbaut.  Seine  Dynastie  erhielt 


cUssischen  (oder  heiligen)  Schriflcn  der  Chincien  bilden ; in  dem  geschichtliehen, 
welches  den  Titel  Schuking  führt,  sind  seine  Aussprüche  über  Recht  und  Po- 
litik enthalten.  S.  über  dieselben  Wells-Williams  S.  490  folg. 

1)  Nach  Wells-Williams  S.  517  „sind  die  Grundzüge  der  Philosophie  des  Con- 
fucius“ die  Unterordnung  unter  Vorgesetzte  und  aufrichtiges  freundliclios  Ver- 
halten gegen  die  Mitmenschen.“  — „Von  der  Pflicht  der  Verehrung  und  dea 
Gehorsams,  welche  ein  Kind  seinen  Eltern  schuldig  ist,  schreitet  er  dazu  fort, 
die  Verbindlichkeiten  der  Frauen  gegen  ihre  Galten,  der  Unterlhancn  gegen  ihre 
Fürsten  und  der  Minister  gegen  ihren  König  einzusch.ärfcn  und  alle  Verpflichtun- 
gen, die  aus  den  verschiedenen  gesellschaftlichen  Verh-Mtnissen  entspringen. 
Politische  Moral  muss  sich  auf  Privatrcchtliclikcit  stützen  und  der  Anfang  jedes 
wirklichen  Fortschreitens  ist  begriflen  im  Aotee  te  iptum."  Vkrgiciclie  Klemm 
S.  320  folg. 

2)  Klemm  S.  409  uitd  Roth  in  Baor’s  Jahrbüchern  d.  Theologie  B.  VI 
S.  175  folg. 

3)  Ein  Verbot  neue  Klöster  des  F o c zu  gründen , findet  sich  im  Cod.  pinal 
Sect  77,  die  erlaubten  stehen  rmtcr  gesetzlicher  AufsichL  Ebendas.  Sect.  42. 

4)  GrosierXlll.  S.  570  folg.  Wachsmuth,  Culturgeschichte  1.  S.  144.  Klemm 
S.  405  folg.  Taotse  gründete  einen  die  Menschen  mit  Gott  vermittelnden 
Priestersland. 
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sich  nt)er  nicht  lange,  desgleichen  mehrere  auf  sie  folgende,  die  gewöhn- 
lich mit  einem  ausgezeichneten  Ahnherrn  beginnen  und  nach  eingelretener 
Entartung  gestürzt  werden.  Von  1260  an  beinäehtigten  sich  die  Mongolen 
des  Ucichs  und  gründeten  1280  eine  neue  Dynastie,  deren  Stifter  Hon-pi- 
li  den  Duddismus  in  China  begünstigte;  aber  auch  diese  Dynastie  er- 
schlalTle;  1368  gründete  Tail-soti  der  Sohn  eines  einfaehen  Landraanns  die 
Dynastie  der  Ming,  welche  bis  16M  herrschte,  wo  sie  von  den  Manl- 
schu-tartaren  gestürtzt  wurde,  von  deren  Haupt  die  jetzt  noch  regierende, 
nbe^  sehr  bedrohte  Dynastie  der  Thai-tsing  abstammt.  *) 

Was  nun  den  Staats  und  Uechtszustand  Chinas  betrifft,  so  wird  man 
sagen  dürfen,  dass  derselbe  in  den  Lehren  des  Confucius  seine  rationelle, 
in  der  Ursitle  und  der  Nationalität  der  Chinesen  seine  historische  Grund- 
lage hat.  Nach  demselben  ist  der  Staat  das  Erste  Allbeherrschende;  das 
Recht  nur  ein  Produkt  der  Staatsordnung  und  zwar  nur  Gesetzgebung: 
denn  obwohl  dessen  Elemente  avif  dem  Boden  der  Sitte  wurzeln,  so  hat  es 
keine  andere  formelle  Geltung  als  die  des  Gesetzes,  d.  h.  des  Befehls,  des 
kaiserlichen  Willens. 

62.  Am  bekanntesten  ist  I.  das  Prinzip  und  der  Grundcharakter  der 
Staatsverfassung  Chinas  *)  (wenn  man  das  Regierungssystem  des  Reiehes 
so  nennen  will).  Es  ist  dies  (der  chinesischen  Theorie  nach)  eine  pa- 
triarchalische absolute  Monarchie.  Der  Kaiser  ist  der  vom  höch- 
sten Vater  der  Menschen  (der  Gottheit)  dem  Reiche  gesetzte  Vater  des 
ganzen  Volks.  Die  Vorsteher  der  Provinzen  sind  die  von  ihm  diesen  ge- 
gegebenen  Väter  ihrer  in  Familien  gruppirten  Bewohner,  deren  Glieder  zu 
ihren  Häuptern  in  einem  Verhältniss  strenger  Unterwürfigkeit  stehen.  So- 
wohl in  der  Lehre  des  Confucius  als  in  den  uns  zugänglichen  gesetzlichen 
Vorschriften,  so  wie  den  Mittheilungen  der  Reisenden  gemäss  erscheint 
das  Fainilienband  als  das  heiligste,  und  die  höchste  Verehrung  der  Ellern 
als  das  erste  Prinzip  der  Moral,  dessen  geringste  Verletzung  schon  durch 
sehr  schwere  Strafen  geahndet  wird.  *)  Das  ganze  Erziehungs  und  Un- 
torrichtssyslein  ist  darauf  berechnet,  diesen  Grundsatz  als  ein  religiöses 
Dogma  den  Gemüthem  cinznprägen,  und  auf  diese  Weise  wird  die  ganze 
aus  so  vielen  Millionen  bestehende  Nation  pLanmässig  zum  absoluten  Ge- 
horsam im  Privat-  und  ölfentlichen  Leben  erzogen,  indem  der  Kaiser  von 
jedem  als  der  über  allen  stehende  Vater  noch  mehr  als  der  des  Hauses 
zu  verehren  ist.  Aus  diesem  Verhältniss  der  Unterlhanen  zu  ihrem  Herrn 
erklärt  es  sich , dass  die  chinesische  Gesetzgebung  und  Regierung  die  der 
Zucht  isL  Die  absolute  Unterwürfigkeit  des  Volks  unter  den  kaiserlichen 


1)  S.  fibcr  die  Reihenfolge  der  Dynastien  Schlossers  Geschichte  der  alten  Welt 
Bd.  I.  1820.  S.  78—79. 

2)  Klemm  a.  a.  0.  S.  136 — 172.  Wells- Williams.  S.  293  f. 

3)  S.  den  Code  Pdnal  Seel.  284-87.  294.  300.  315  - 323.  328-331.  338. 
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Willen  und  alle  seine  Gcbolc  wird  durch  alle  erdenkliclicn  Millel,  durch 
ein  bis  ins  feinste  ausgebildetes  Polizcisystem,  durch  die  strengste  Cnntro- 
lirung  der  sich  gegenseitig  überwachenden  Ucanilcn  und  durch  eine  das 
ganze  Recht  beherrschende  Strafgesetzgebung  auf  eine  so  energische  Weise 
durchgeführt,  dass  der  zur  Aufrcchtlialtung  auch  aller  moralischer  Vor- 
schriften zulässige  materielle  Zwang,  bei  welchem  die  Bambusstreiehe  schon 
die  blose  Verwarnung  zu  begleiten  pflegen,  die  Freiheit  gänzlich  aufliclH.  •) 
China  ist  daher  schon  begrifflich  ein  und  zwar  theoretisch  auf  die  Ehr- 
furcht, praktisch  aber  auf  die  Furcht  und  die  Nationalabsperrung  sich 
stützender  wahrhaft  despotischer  StaaL 

In  demselben  entsprechen  aber  nach  den  übereinstimmenden  Nach- 
richten der  Reisenden  die  faktischen  Zustände  keineswegs  der  theoretisch 
so  fein  ausgebildeten  und  im  schönsten  moralischen  Licht  sich  darstellen- 
den Ordnung  der  Dinge.  Das  der  Theorie  nach  die  Befestigung  des  Ge- 
meinwohls bezweckende  Nützlichkeitsprinzip,  welches  der  ganzen 
chinesischen  Gesetzgebung  zu  Gnmdc  liegt , verkehrt  sich  im  praktischen 
Leben  in  den  raffmirtesten  Egoismus,  dem  die  Privaten  wie  die  Beamten 
huldigen,  so  dass  trotz  der  streng  organisirten  Controle  die  Bestechlichkeit 
der  letzten  in  China  an  der  Tagesordnung  ist.  Sie  erscheint  sogar  als  eine 
der  Willkürhcrrschaft  gesetzte  Schranke,  zu  welcher  sich  noch  die 
des  Mangels  eines  gut  organisirten  Heeres  und  der  dem  Kaiser  durch  seine 
hohe  Stellung  gebotenen  Achtung  der  önentliehen  Meinung  gesellen. 

Der  Kaiser  in  China  ist,  wie  neucstens  Wells-Williams  (S.  304) 
sich  ausdriiekt,  die  Quelle  aller  Macht,  alles  Ranges,  alb^r  Ehre  und  jedes 
Vorrechts  für  Alle  innerhalb  seiner  Gebiete,  welche  nach  den  unwissenden 
Voraussetzungen  der  Chinesen  alle  Theilc  des  Erdkreises  umfassen;  denn 
so  wie  cs  am  Himmel  nur  eine  Sonne  gibt,  kann  auch  nur  Ein  Htvangti 
(Erhabener  Beherrscher)  auf  Erden  die  Quelle  und  der  Spender  aller 
Wohlthaten  für  die  ganze  W'elt  sein.  Der  Kaiser  ist  das  Haupt  der  Reli- 
gion und  allein  befähigt  den  Himmel  (d.  h.  die  höchste  Gottheit)  anzube- 
ten und  ihr  die  Opfer  für  das  Reich  darzubringen,  er  ist  die  Quelle  des 
Gesetzes  und  der  Verwalter  der  Gnade;  kein  Ri-cht  kann  im  W’iderspruch 
mit  seinem  Wohlgefallen  besessen,  kein  Anspnich  gegen  ihn  erhoben  wer- 
den und  kein  Privilegium  vor  seinem  Zorn  schützen.  .\lle  Kräfte  und  Ein- 
nahmen des  Reichs,  ja  das  ganze  Reich  sind  sein  Eigenthum;  er  hat 
Anspruch  auf  den  Dienst  aller  männlichen  Personen  zwischen  16  und  60 
Jahren,  obgleich  er  selten  versucht  sich  dessen  zu  bedienen. 

• Dieselbe  absolute  exeeutive  Gewalt,  die  er  besitzt,  ist  auch  iti  die 
Hände  seiner  Commissäre  und  Generalgouvcmeure  gelegt,  um  sic  innerhalb 


1)  Nach  Wells-Williams  S.  317  gibt  cs  für  Freiheit  nicht  einmal  ein  Wort  in 
der  chinesischen  Sprache. 
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der  Grenzen  ihrer  Gerichtsbarkeil  auszuiibcn.  Diese  höchsle  Slellung 
und  Allniaclil  des  Kaisers  wird  auch  durch  verschiedene  ihm  zuslehcnde 
Titel  bezeichnet,  die  zugleich  ilin  als  den  Inhaber  aller  Tugenden  und  den 
Sohn  und  Stellvertreler  des  Himmels  darslcllcn.  *) 

Man  begreill,  dass  ein  so  ausgedehnter  über  380  Millionen  Men- 
schen beherrschender  despotischer  Staat  nicht  würde  bestehen  können 
ohne  die  strengste  und  conscqucnleste  Durchführung  eines  richtig  berech- 
neten und  gut  gegliederten  Verwaltungs-  und  Regierungssystems.  Das- 
selbe ist  seit  vielen  Jahrhundcrlen  stets  verbessert  und  verfeinert,  jetzt 
das  Ideal  des  vollendeten  I’oliceistaates  geworden,  der  sich  auf  die  Herr- 
schaft der  jezt  sog.  Capaci täten  stützt,  deren  Bildung  durch  ein  alther- 
gebraclitcs  offenllichcs  Unlerriclits  und  Staalsprüfungssystem  gesichert  wird. 

Es  gibt  acht  Rangklassen  der  -Gepriiften;  die  aus  den  höheren  werden 
zu  den  Staatsämtem  cmaniit,  wozu  ihr  Grad  sic  befähigt  und  bilden  alle 
zusammen  die  fast  einen  eigenen  Stand  bildenden  Mandarinen,  der  nur 
in  sofern  als  geistlicher  Stand  aufgehissl  werden  darf,  als  sie  auch  die 
mit  ihrem  Amtsberuf  verbundenen  olTenlliclien  Gebete  und  Cultushandlun- 
gen  vorzunelimen  haben.  Sic  sind  indessen  durchaus  keine  Priester,  in- 
dem nach  der  Religionslelire  des  Confucius  es  keiner  dritten  Vermitt- 
ler der  Menschen  mit  Gott  bedarf,  sondern  nur  Organe  für  die  Vornahme 
der  heiligen  Handlungen,  welche  für  das  ganze  Reich  der  Kaiser  für  die 
Provinzen  und  Bezirke  die  Beamten  und  in  i'edcr  Familie  die  Hausväter  sind. 

Ein  nälieres  Eingehen  auf  die  Rangordnung  und  Hierarchie  der  Man- 
darinen, so  wie  auf  den  chinesischen  Staatsorganismus,  kann  hier  nicht 
versucht,  .sondern  nur  angeführt  werden , dass  der  Kaiser  von  einem  geheimen 
durch  sechs  Kanzler,  zur  Hälfte  Mantschus  und  zur  Hälfte  Chinesen,  gebildeten 
Cabincl  fiViH-Äoy  umgeben  ist,  einen  allgemeinen  Staatsrath  ( A'inn-A'i-T’jcA«) 
hat,  der  aus  Prinzen  von  Geblüt,  den  Kanzlern  des  Kabincts  und  aus  den 
höchsten  Central-  und  Provinzialbeamten  besteht  und  dass  die  verschiede- 
nen Zweige  der  Regierung  eigenen  Ministerien  anvertraut  sind.  Es  finden 
sich  deren  für  die  innere  Civilvcrwaltung,  die  Finanzen,  den  Cultus,  dos 
Kriegswesen,  die  Criminalsachcn,  die  öfTenllichen  Bauten,  die  Angelegen- 
heiten der  Fremden,  und  ein  Censoraint  oder  Alles  prüfender  Gerichtshof, 
nebst  zwei  andern  höchsten  Justizbehörden  und  endlich  die  auch  das  Un- 
terrichlswesen  und  die  Staatsprüfungen  überwachende  kaiserliche  .Akademie, 
zu  der  die  llofgelehrten  und  Hofliistoriographen  gehören. 

63.  In  dem  wir  II.  zu  einer  Skizzirung  des  Privatrechts  übergehen, 
bemerken  wir 


1)  Eine  Zusamiiionslellitng  denselben  hat  Wells-Williams  S.  305—308. 

2)  Eine  sehr  le.senswerllie  übersichtliche  Darstellung  des  Regicrungsorganismus  des 
chinesischen  Reichs  gibt  Wells-Williams,  S.  321 — 355. 
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A)  dass  riicksichtlich  der  Rcchtsnihi^kcil  die  Sklaven  *)  auf  der  un- 
tersten Stufe  sletien,  jedoeli  diircli  die  Freünssimir  Rechtsdeieliheit  mit 
den  Freien  erlangen ; dass  die  Fremden  mir  ein  auf  die  Gnade  des  Kaisers 
sicli  stiiizendes  Gaslrcclit  und  die  freien  Fänpeliornen  alle  die  pleielic 
llechtsliUiiirkeil  liaben,  d:xss  jedoch  einige«  Klassen  von  Personen  Vorrechte 
ziislehen  und  dass  die  Ehen  zwisdien  den  Vornehnien  und  Gemeinen,  so 
wie  die  zwiscdien  Mantsehus  und  Chinesen  verholen  sind  und,  wenn  sie 
stalinnden.  eine  Slandeserniedrigimg  des  höherstehenden  zur  Folge  haben. 
Zu  den  höchst  privilegirlen  Personen  gehören  die  Mitglieder  der  kaiser- 
lichen Familie  und  die  Beamten  des  ersten  und  zweiten  Kangs,  ferner  die 
des  dritten,  wenn  sie  ein  Ami  mit  Commando  haben.  Die  neun  Stufen  *) 
eines  Ehren-  und  Titidar-Adels  gdien  keine  bürgerlichen  Vorrechte,  sondern 
nur  eine  besondere,  namentlich  durch  Kleidung  und  Knöpfe  au  der  Kopf- 
bedeekiing  aiiszeielinendc  Slelhing  im  bürgerlichen  Leiten. 

Eine  den  Indiern  nacbgebildcle  Kasleneintheihmg  des  Volkes  soll  ein- 
mal doch  erfolglos  von  einem  Kaiser  vcrsiicbl  worden  sein.  Es  fimlen 
sich  indessen  zwei  Arten  anrüchiger  Personen  im  Beichc,  nänilieh  die  Schif- 
fer in  Canlon  und  die  Min’s  in  Niiigpo,  vvdehe  letzte  kein  anderes  Ge- 
werb  treiben  dürfen  als  das  von  Musikanten,  Schmispicdern  oder  Säuflc- 
irägern.  * ) 

B) ^n  der  Familie '•)  bat  der  Valor  eine  so  ausgedehnte  Gewalt,  dass 
er  gleichsam  als  der  Alleinbereehligtc  erseheinL  Die  Kinder  sind  lebens- 
länglich der  väterlichen  Gewalt  unterworfen,  haben  kein  eigenes  Vennögen, 
sondern  erwerben  alles  für  das  Haus.  Sie  können  vom  Ihuisberrn 
verkauft  werden,  wogegen  er  aber  für  die  von  ihnen,  so  wie  von 
der  Frau  begangenen  Rechtsverletzungen  verantwortlich  ist  •)  Doch  ragt 
die  Stellung  des  erglgebomen  Sohnes  über  die  aller  übrigen  Mitglieder  der 
Familie  hervor,  sie  sind  ihm,  nach  dem  Vater,  die  höchste  Achtung  schul- 
dig. Ueber  das  Eherechl  hat  das  Gesetzbuch  von  1G42/1T25  im  dritten 
Kapitel  der  zweiten  Abtheilung  v.  Section  101  bis  117  ins  Einzelne  gehende 
jedoch  einfache  und  klare  Bestimmungen,  deren  Nichtbeachtung  immer  Be- 
strafungen von  wenigstens  vierzig  Bambusslreichcn  zur  Folge  hat.  Der 
Chinese  kann  nur  eine  rechtmässige  EhefFau  aber  noch  Nebenfrauen  haben, 


1)  Ueber  die  rechtliche  Stellung  der  Sklaven  und  der  dienenden  Klasse  in  China 

vergleiche  Biot  im  Jount.  Ul  Serie  I.  3.  v.  1637.  §.  246  f. 

2)  Eine  Bezeichnung  derselben  gibt  der  Code  Pdual  Seel.  3 und  Wells-Wil- 
liams, S.  31»— 320. 

3)  Wells-Williams,  S.  3ia 

4)  Ansführlich  bandelt  vom  Familienleben  in  China  Klemm  a.  a.  0.  S.  102. 
Unger,  die  Ehe  in  ihrer  welthistorischen  Entwicklung  S.  14.  Er  folgt  vor- 
zugsweise Davis  eh.  7.  in  der  franz.  Uebersetzung  Bd.  I.  S.  264  f.  S.  ferner 
Gans,  Erbrecht].  S.  »8  f.  Grosier  L 9.  S.  464  f. 

9)  Gans,  S.  107. 
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doron  Znhl  die  von  drei  nicht  üherslcifren  soll,  nber  doch  nicht  selten  fibcr- 
slcijjt.  Er  darf  ihnen  nicht  den  Rant;  einer  Haupll'rau  f;eben.  *)  Ihre 
Kinder  gellen  als  die  der  letzten  und  stehen  den  von  dieser  Gebomen 
gleich.  Väter  die  keinen  Sohn  haben,  nehmen  einen  Knaben  eines  Bru- 
ders oder  sonstigen  Anverwandten  an  Kindesstall  an  und  im  Nolhfall  aus 
einem  Findelhause.  *) 

Die  Frauen  sind  immer  der  Schutzgewall  eines  Mannes  unlcrworfcn; 
wenn  nicht  des  Gallen,  der  des  Vaters  oder  (als  Wiltwen)  des  ältesten 
Sohnes.  Die  twirkliche  Ehefrau  steht  dennoch  neben  dem  Galten  an  der 
Spitze  des  Hauses;  <lie  Kinder  sind  ihr  Gehorsam  und  Verehning  schuldig; 
die  Nebeufrauen  haben  dagegen  eine  sehr  unlergeordnelc  Slellung.  *) 

Die  Ehen  werden  meistens  durch  die  Ellern  der  Brautleute  festgesetzt 
oder  durch  Zustimmung  der  Familien  der  sieh  verbindenden,  auch  wohl 
durch  weibliche  Unterhiindlerinncn  zu  Stande  gebracht.  . Erst  beim  Abschluss 
derselben  sieht  der  Mann  seine  künftige  Frau.  Die  juristische  Form  der 
Verheiralhung  besteht  aber  weder  in  dem  sehr  häufig  vorkonunenden  Kauf 
der  Frau,*)  noch  in  einer  religiösen  Feierlichkeit,  sondern  entweder  im 
Abschlicssen  eines]  schriftlichen  Eheverlrags  oder  im  Geben  und  Anneh- 
men der  vom  Manne  kommenden  Brautgeschenke.  *)  Der  Vollzug  der 
Ehe  darf  jedoch  erst  nach  den  an  bestimmten  Tagen  vorzunehmenden 
Hochzeilsfcicrliehkeilen  statlfinden.  Es  gibt  eine  Anzahl  Eheverbote,  deren 
Ucberlre.lung  nicht  blos  die  Nichtigkeit  der  Ehe,  sondern  auch  die  Bestra- 
fung der  l’arleien  zur  Folge  hat,  zu  denselben  gehört  auch  das  der  Ver- 
w.andlschafl,  welches  nach  Seel.  107  so  ausgedehnt  ist,  dass  Personen 
des  gleichen  Fainiliennamens  sich  nicht  mit  einander  verheirathen  dürfen; 
beide  Theile  und  der,  welcher  die  Ileiralh  unter  ihnen  bewerkstelligte,  • ) 
erhallen  60  Streiche,  die  Verbundenen  sind  zu  trennen  und  die  Hochzeitsge- 
schenke werden  confiscirl:  ausserdem  sind  die  Ehen  unter  Blutsverwandten 


1)  Cod.  lim.  Sccl.  103. 

2)  Klemm,  S.  112. 

3)  Gans,  S.  104. 

4)  Das  Erziehen  schöner  Jungfrauen , um  sic  für  hohe  Summen  .als  Ehefrauen  abzu- 
selzen,  ist  in  manchen  Oerllichkcilcn  Chinas  eine  sehr  bereichernde  Industrie. 

5)  Dies  ergibt  sich  aus  Seel.  101  des  Gesetzbuches,  bei  St.  Croix  I.  S.  181.  Es 
heisst,  wenn  der  Vollzug  der  Ehe  verweigert  wird,  soll  der  Weigerer  50  Streiche 
erhalten  und  dann  wird  gesagt:  Qtinnd  let  nrticles  du  conträt  »'aurnient 
pat  itd  couchit  par  derit,  V acceplatioH  du  primnt  de  nocet  tuffU  pour 
attetter  le  comentement  det  partiet  eontractantet.  Vor  dem  Abschluss  des 
Vertrags  werden  jedoch  die  Sterne  befragt:  ob  die  Ehe  glücklich  sein  werdet 
Davis,  S.  268.  Gans,  S.  101  nach  Grosier  u.  .a.  nimmt  den  Kauf  der  Frau 
.als  den  Vcrmählungsact  an  und  h.ilt  das  Braulgesclienk  für  den  Kaufpreis. 

6)  d.  h.  nicht  der  die  Ehe  schlicsscndc  Beamte  oder  dergl.  (denn  eines  solchen 
bedarf  cs  nicht),  sondern  der,  durch  dessen  Vermittlung  die  Ehe  zu  Stande  kam. 
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und  Verschwägerten  his  zum  vicrien  Grade  verboten  (Sect.  108.  109.) 
Den  Priestern  des  Foe  und  des  Taotse  ist  die  Eiie  ganz  untersagt 
(Art.  111).  Es  gibt  sieben  Gründe  der  Ehescheidung  nach  chinesischem 
Hecht:  Unfruchtbarkeit  der  Frau,  Schamlosigkeit,  Verachtung  der  Schwie- 
gereltern, läslcmde  l’lauderhaftigkeit,  Dieberei,  Eifersucht  und  verjährte 
Gebrechen.  *)  Die  auf  der  That  ertappte  Ehebrecherin  kann  der  Mann  tödlen, 
so  wie  ihren  Mitschuldigen,  doch  auch  diesen  allein,  wo  aber  die  Fr.au 
dem  Strafgericht  zu  überantworten  ist  *)  Wegen  Ehebruch  und  einivrer 
anderen  Verbrechen  der  Frau  hat  die  Scheidung  von  selbst  statt;  auch 
ist  mit  Bewilligung  beider  eine  solche  möglich.  *) 

C)  Dass  bei  den  Chinesen  Privateigenthum  besteht,  welches  sowohl 
durch  dingliche  Klagen  als  durch  eine  Menge  .Stralbestimmungcn  * ) gegen 
die  welche  es  verletzen  geschützt  wird,  ist  unbezwcifclL  Jeder  Rechts- 
fähige,  der  sein  eigener  Herr  ist,  kann  Eigenthum  erwerben.  Ob  es  aber 
ein  wahres  Privateigenthum  an  Grund  und  Boden  gibt,  oder  ob  nicht  viel- 
mehr der  Kaiser  der  alleinige  Grundeigenihüiner  im  Heiche  sei,  ist  noch 
jetzt  (1812 — 1838)  eine  unter  den  mit  dem  chinesischen  Rechte  sich  beschäf- 
tigenden Gelehrten  *)  bestrittene  Frage.  Selbst  in  den  juristischen  Schrif- 
ten der  Chinesen  scheint  sich  keine  befriedigende  Auskunft  hierüber  zu 
Qnden.  Biol  hat  den  wesentlichen  Inhalt  eines  Werkes  über  diesen  Ge- 
genstand, welches  den  Chinesen  Ma-touan-Lin  zum  Verfasser  hat,  in  einer 
Abhandlung  (im  Journal  asiatique  von  1836,  Serie  III.  T.  6.  S.  226  folg.) 
mitgcthcilt,  aus  welchem  sich  folgendes  entnehmen  lässt 

Vor  der  Mitte  des  dritten  Jahrhunderts  vor  Christus  war  der  Kaiser 
der  einzige  Grundherr  im  Reiche,  und  venheilte  in  den  ältesten  Zeiten 
Gnind  und  Boden  unter  den  Privaten  dergestalt,  dass  sic  von  einem  be- 
stimmten Ackermaass  0 Theile  zum  eigenen  Vortheil  bebauten,  und  den 
zehnten  für  den  Kaiser.  Später  wurden  die  Provinzen  im  Ganzen  an  die 
Gouverneure  auf  eine  feudale  Weise  überlassen,  und  von  diesen  unter  die 
Landbauem  so  verlheilt,  dass  sie  einen  Theil  für  sich,  einen  andern  für 
die  Provinzialvorsteher,  und,  wie  es  scheint,  einen  lür  den  Kaiser  zu  be- 
bauen hatten.  Erst  später  veräusserten  die  Kaiser  den  grössten  Theil  von  Gnmd 
uud  Boden  zu  bleibendem,  vererblichem  und  vcriuisserlichem  Privateigen- 
thum an  Einzelne,  legten  ihnen  aber  die  Zehnlpflicht  auf,  sowie  Frohndienstc. 


1)  Davi«,  S.  767  Code  pdnal  Sccl.  OG. 

2)  Code  plnnl  Sect.  283  und  366  f. 

3)  Code  pdnttl  Sect  96. 

4)  Z.  B.  die  gegen  den  Diebstahl  und  gcwalttbätigc  Verletzung  fremder  Sachen. 
Code  pdnnl  Seel.  257 — 281  und  93,  96,  98,  99. 

5)  Wir  verweisen  auf  Staunten  im  Zusatz  XIll.  seines  Appendix  bei  de  Saintc-Croix 
T.  11.  S.  426,  auf  die  im  Texte  angeführte  Abhandlung  von  Blot  im  Journ. 
aeiatique  und  auf  Klemm,  S.  436. 
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Ein  Theil  blieb  Krondomänc,  ein  anderer  wurde  Lehen  oder  Dolaiion  der 
Provinzialjouverneurc  * ).  Des  Zehntens  wegen  wurde  die  Verpflichtung  der 
Bodencultur  (der  Seidenzucht  u.  dgl.)  sehr  geschärft ; und  diess  Alles  durch 
eine  Menge  einzelner  Verordnungen  bis  ins  Einzelnste  regulirt,  vor  allem 
um  Betrügereien  vorzubeugen.  Das  ganze  Reich  ist  catastrirt,  und  jeder 
Eigcnthunisübergang,  wie  auch  die  hypothekarischen  Belastungen,  sind  in 
die  dazu  bestimmten  Register  einzutragen.  Ein  Blick  auf  die  Bestimmungen 
des  Gesetzbuchs  in  sect.  90—100  und  einige  andere  Stellen,  z.B.  78 — 88 
reicht  hin,  uni  zu  zeigen,  dass  dieser  Zustand  noch  jetzt  besteht  Das 
Grundeigenthum  der  Krone  und  der  Provincialgouvemeure  ist  in  Pacht  ge- 
geben, und  desshalb  sind  deren  Bebauer  mehr  belastet,  als  die,  welche 
wirkliches  Eigenthum  an  Grund  und  Boden  haben.  Mit  Sorgfalt  werden  im 
französischen  Texte  des  Gesetzbuchs  immer  Terre*  und  Tenemens  (Allod. 
und  Pachtgut)  unterschieden,  obgleich  viele  gesetzliche  Bestimmungen  sich 
auf  beide  beziehen.  Die  V'ertheilung  des  Grundbesitzes  bildet  die  Haupt- 
grundlage des  chinesischen  Steuersystems*). 

D.  Das  chinesiche  Erbrecht  ist  in  seinen  Grundzügen  bei  Gans 
dargestelll*).  Wir  heben  hier  hervor,  dass  der  einzige  und  wahre  Erbe  des 
Hausvaters  jeder  Zeit  der  älteste  Sohn  der  ersten  Frau  oder  dessen  älte- 
ster Descendeiit  ist*).  Entgegenstehende  Verfügungen  des  Erblassers  sind 
nichtig.  In  Ermangelung  eines  solchen  Sohnes  ist  der  älteste  der  zweiten 
Frau  des  Erblassers  Erbe  und  wenn  er  keine  von  ihm  selbst  erzeugte 
Söhne  hat,  der  Adoptivsohn.  Auf  gleiche  Weise  gehen  auch  die  erblichen 
Wörden  und  Titel  und  die  mit  ihnen  verbundenen  einträglichen  Rechte  je- 
desmal nur  auf  den  ältesten  Sohn  und  seine  Dcscendenz  über*).  Ein  kai- 
serliches Statut  gestattet  dem  kinderlosen  Erblasser  sich  aus  dem  nächsten 
Grade  seiner  agnatischen  Verwandtschaft-  seinen  Erben  zu  ernennen  •), 
Ohne  Beeinträchtigung  des  nothwendigen  gesetzlichen  Erben  sind  letztwii- 
lige  Verfügungen  möglich. 

Das  chinesische  Recht  will  die  Einheit  der  Familie  so  lang,  wie  mög- 
lich, erhalten,  und  verbietet  daher  nicht  blos  die  Vcrmögenstheilung  zu 
Lebzeiten  des  Familienoberhauptes,  sondern  auch  nach  dessen  Ableben  vor 
Beendigung  der  Trauerzeit*)  und  selbst  nachher  können  die  dem  Erben 


1)  In  seiner  Provinz  ist  kein  Beamter  Privaleigenihum  zu  erwerben  fähig.  SecL  04. 

2)  Diess  ist  sehr  gut  ausgeführl  in  der  Abhandlung  von  Biot,  und  durch  verschie- 
dene Tabellen  beleuchtet,  z.  B.  S.  314  — 319. 

3)  Gans,  Erbrecht  I.  S.  98.  ff.  Aus  dem  Codepännldel»  Ckim»  gehören  hierher 
SecL  47,  78  und  88. 

4)  Co^e,  SecL  78.  Gans,  S.  117—121. 

5)  Code,  SecL  47. 

8)  St.  Croix,  L II.  p.  425. 

7)  Code,  SccL  87. 
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untergebenen  Familien glieder  sich  nicht  straflos  Sachen  aus  der  Gemein- 
schaft willkürlich  aneignen.. 

E.  Bestimmungen  über  Schuldverhiillnisse  finden  sich  nur  in  geringer 
Zahl  im  chinesischen  Gesetzbuch.  Es  ist  erlaubt,  drei  Procent  Zinsen  im 
Monat  zu  nehmen ; rückständige  Zinsen  können  das  Capital  nicht  über- 
steigen. Unterpfänder  können  immer  eingclöst  werden,  so  lange  sic  nicht 
auf  gehörige  Weise  für  verfallen  erklärt  sind.  Wer  ein  ihm  anvertrautes 
Gut  veruntreut,  muss  cs  zweimal  ersetzen ' ). 

Wer  Frau  oder  Kinder  verpfändet,  erhält  100  Hiebe ; wer  seinen  Schuld- 
ner gewaltsam  zu  zahlen  zwingt,  verliert  das  Fordcningsrecht  und  erhält 
100  Streiche,  wenn  er  des  Schuldners  Frau  oder  Kinder  wegführt*).  Wer 
gefundene  Sachen  binnen  fünf  Tagen  nicht  anzeigt,  erhält  auch  100  Streiche. 
Nur  ein  zufällig  gefundener  Schatz  gehört  ihm  *). 

64.  Obwohl  F)  das  ganze  Gesetzbuch  China’s  ein  Strafgesetzbuch  ge- 
nannt werden  kann,  weil  jeder  gesetzlichen  Bestimmung,  über  was  für  immer 
einen  Zweig  des  Rechts  oder  der  Staatsverwaltung,  eine  Strafbestimmung 
beigefügt  ist,  so  verdient  doch  die  mit  der  Ucberschrifl  Strafgesetzgebung 
versehene  sechste  Hauptabtheilung  desselben  diesen  Namen  im  eigentlichen 
Sinne  des  WorUs,  indem  sie  ausschliesslich  von  den  Verbrechen,  deren 
Bestrafung  und  Verfolgung  handelt.  Doch  ist  mit  ihr  die  erste  Abtheilung, 
d.  h.  Sect  1—46  zu  verbinden. 

Man  kann  Jenen  Haupttheil  einen  systematisch  geordneten  Codex  des 
Strafrechts  und  des  Strafverfahrens  nennen.  Das  erste  Capitel  handelt  von 
Hochverrath  in  3 Sect;  Cap.  II.  von  Diebstahl  und  Raub  in  25;  Cap.  III. 
von  der  Tödtung  in  20;  Cap.  IV.  von  Schlägereien  und  Verwundungen  in 
22;  Cap.  V.  von  Ehrenkränkungen  in  8;  Cap.  VI.  von  falschen  Anklagen 
und  Denunciationen  in  12;  Cap.  VII.  von  der  Bestechung  in  11;  Cap.  VIII. 
von  Fälschung  und  Betrug  in  11;  Cap.  IX.  von  Incesl  und  Ehebruch  in  1; 
Cap.  X.  von  verschiedenen  besondem  Verbrechen  in  11;  Cap.  XI.  von  der 
Verhaftung  und  der  Flucht  der  Gefangenen  In  8,  und  Cap.  XII.  von  der 
Einspemmg  und  Aburtheilung  derselben  und  dem  Vollzug  der  Strafen  in 
29  Sectionen. 

Das  höchste  Princip  der  ganzen  chinesischen  Strafgesetzgebung  ist  das 
der  Zucht,  und  zwar  sowohl  durch  Abschreckung,  ;üs  durch  Besserung. 
Es  soll  sein  Ziel  durch  fünf  Strafarten  erreichen;  sie  sind  10 — 50  Streiche 
mit  dem  kleinen,  und  51  — 100  mit  dem  grossen  Bambus;  Transportation 
an  einen  bestimmten  Ort  beständige  Verbannung  und  die  Todesstrafe  durch 
Enthauptung,  Erdrosselung  oder  Zerschneidung  des  Schuldigen  in  Stücke. 


1)  Code^  SceL  89. 

2)  Code  Pdnal,  139.  150  n.  95.  Welli-Willitini,  S.  410. 

3)  Code  Final,  151. 
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Die  öfTcnllichc  Au<«s(ellunp;  auch  mit  Belnstuni;  durch  einen  schweren  Block 
wird  mehr  als  Tadel  und  ZiircehlweisunK  betrachtet,  und  das  Getangniss 
als  UntersuchnnKshaft.  Die  Gerechtigkeitsidee  erscheint  als  leitende  Maxime 
für  die  ßestinimung  des  Strafmasses,  frcilicli  mehr  nach  der  Grösse  des 
Verbrechens,  als  nach  der  Intensität  des  verbrecherischen  Willens.  Die 
Faller  war  ein  Hauplmittcl,  um  Angcschuldigtc  zum  Geständniss  zu  bringen, 
soll  aber  nach  Berichten  von  Reisenden  jetzt  selten  zur  Anwendung 
kommen  *). 

Sehr  ins  Einzelne  gehend  sind  die  Bestimmungen  über  die  Prügel- 
strafe; indem  nicht  blos  nach  der  Grösse  des  Verbrechens,  z. B.  nachdem 
W'erthe  des  gestohlenen  Gegenstandes  die  Zahl  der  Streiche  genau  festge- 
setzt ist,  sondern  auch  die  Dicke  des  Bambus,  und  zwar  Beides  verschie- 
den nach  dem  Stande  des  Schuldigen  ; *)  dann  sind  aber  auch  die  Summen 
bestimmt,  wofür  man  die  Strafe  abkaufen  kann*).  Es  ist  übrigens,  freilich 
nicht  allgemein,  gestattet,  einen  andern  z.  B.  einen  Verwandten  zur  Erste- 
hung der  Priigelslrafe  für  sich  eintreten  zu  lassen. 

Die  chinesische  Gesetzgebung  ist  nicht  die  eines  barbarischen,  sondern 
die  eines  übercivilisirten  Volks,  einer  durch  Jaiirhunderte  gereiften  in  al- 
len Beherrschungskünsten  auf  das  gründlichste  erfahrenen  Slaatsregierung, 
über  welche  in  der  Edinburger  Revue  folgendes  Urtheil  gefällt  wird. 

„Wenn  wir  uns,  so  heisst  cs  da,  von  dem  Unsinn  der  Zendavesta  der 
Perser  oder  der  Puranas  der  Inder  zur  chinesischen  Gesetzgebung  wenden, 
so  ist  es  gerade,  als  ob  wir  von  der  Finstemiss  zum  Lichte,  vom  kindi- 
schen Aberwitze  zum  gereiften  Verstände  übergingen,  und  so  umständlich 
und  ins  kleinliche  gehend  auch  diese  Gesetze  in  vielen  einzelnen  Stücken 
sind,  so  kennen  wir  doch  kein  morgenlandisches  Gesetzbuch,  das  eben  so 
reichhaltig  und  zusammenhängend,  oder  in  einem  solchen  Grade  frei  von 
Verwickelung,  Bigotterie  und  Erdichtung  wäre.  An  allem,  was  politische 
Freiheit  oder  individuelle  Unabhängigkeit  betrifTt,  mangelt  es  diesen  Gese- 
tzen freilich  gänzlich,  was  dagegen  die  Unterdrückung  der  Unordnung  und 
den  gelinden  Zwang  einer  ungeheuren  Bevölkerung  betrifTt,  so  scheinen  sie 
uns  im  Allgemeinen  mild  und  wirksam  zu  sein.  Man  findet  -darin  nichts 
von  der  übertriebenen  Weitschweifigkeit  der  meisten  andern  asiatischen 
Erzeugnisse,  vielmehr  eine  Reihe  von  klaren,  gereinigten  und  bestimmten 
Anordnungen,  welche  durchaus  von  practischem  Unheil  und  gesundem  eu- 
ropäischen Verstände  zeugen,  und  wenn  sie  auch  nicht  immer  mit  unsern 


1 ) Eine  otncifllc  Angabe  der  Slrafirlen  siebt  mit  Beleuchtung  im  CoHr.  Peniil,  S.  I. 
S.  noch  Klemm,  S.  216—217.  und  Wells- W illiam  s S.  403  CT. 

2)  Klemm,  S.  2t6.  Ein  SLilul  über  die  Anwendung  der  Füller  findet  sich  im 
Appendix  zum  Code  Penai  Nr.  V.  B.  2.  S.  367. 

3)  Tabellen  hierüber  und  über  andere  Strafen  finden  sich  im  Gesetzbuch,  Scction 
1.  7.  8.  9. 
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geläuterten  BegrilTen  von  Schicklichkeit  und  Zweckmässigkeit  iibereinstim- 
men,  so  nähern  sie  sich  ihnen  doch  mehr,  als  die  der  meisten  anderen 
Völker.“ 


Das  Recht  der  Hindus.*) 

65.  Erst  seil  dem  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  ist  das  gelehrte  Eu- 
ropa mit  der  alten  Literatur  Indiens,  zu  der  auch  dessen  Rechtsdenkmale 
gehören,  bekannt  geworden.  Die  erste  Mittheilung  des  ältesten  derselben 
verdankt  man  dem  Engländer  Jones,  sowie  die  genaue  Darstellung  des 
indischen  Rechts,  um  welche  sich  noch  eine  Anzahl  englischer  Rechtsge- 
lehrten, wie  Colebrooke,  *)  Strange,  Macnaghten,  Ellis  u.  A. grosse 
Verdienste  erworben  haben.  Seitdem  beschäftigen  sich  auch  französische  *) 
und  deutsche  * ) Gelehrte  mit  diesen  Studien,  doch  hat  noch  keiner  dersel- 
ben eine  historisch- systematische  Darstellung  des  indischen  Rechts 
versucht. 

Wir  können  hier  nur  ein  Bild  desselben  in  allgemeinen  Zügen  geben. 

Es  gilt  für  ausgemacht,  dass  in  sehr  früher  Zeit  ein  dem  jetzt  sog, 
indogermanischen  Stamme  angehörendes,  zunächst  den  Persern  verwand- 
tes Volk  von  Norden  her  nach  der  vordem  indischen  Halbinsel  cinwan- 
derte,  auf  alte  Bewohner  stiess,  dieselben  theils  in  die  Gebirge  zurückdrängte, 
theils  unterwarf  und  zu  einer  ihr  dienenden  Menschenklasse  machte,  die 
sie  Sudras  (Cudras)  u.s.  w.  nannte,  während  sie,  die  Herrscher,  AjjaihxKi) 


1)  Deber  Indien  sind  zu  vergleichen:  Heeren,  Ideen  über  Politik  eie.  B.  I.  S. 
29t  d.  Ausgabe  von  1815.  Bohlen,  das  alle  Indien  mit  Rücksicht  auf  Egyp- 
ten, 1830.  2.  Bd.  Lassen,  indische  Allerlhumskunde,  bis  jetzt  2.  Bde.  Benfey, 
in  Ersch  und  Gruber’s  EncyclopSdie,  Sect.  II.  B.  17.  S.  1 ft 

lieber  indische  Rechtslileralur : Spangenberg,  in  der  Zcilschrifl  für  die 
Gesetzgebung  und  Rcchtswisscnschall  des  Auslands  B.  IV.  S.  64  IT.  Gildcmoi- 
sler,  BMiothecae  Santkritae  Specimen.  Bonn  1847.  S.  121  IT.  u.  Weber, 
Vorlesungen  über  indische  Lilcralurgeschichlc.  Berlin  1852.  S.  341.  Die  neuesten 
englisehen  Darstellungen  der  indischen  Zustände  finden  sich  inElphinston’s 
Hislor^  of  India  3.  Bd.  1851,  und  G.  Cambell,  Medien  India.  Lond.  1852. 

2}  Von  Colebrooke  hat  man  Two  treatises  on  the  Uimdu  Lnw  ef  inheri- 
tenee,  Colcutla  1810.  enthaltend  die  Ueberselzung  von  2 Abhandlungen 
indischer  Rechlsgelehrlcn  über  das  Erbrecht  und  a Digest  ef  Hindu  huc  en 
eontracts  and  sueeetsians.  Lond.  1801. 

3)  Unter  den  Franzosen  bat  sich  Loiscleur  de  Longchamps  durch  seine  gute 
Ausgabe  und  trefilicho  Ueberselzung  des  Manu-Rechtsbuchs  (1830)  verdient  ge- 
macht  Ein  misslungenes  Buch  des  tindischea  Rechts  verglichen  mit  dem  römi- 
schen, germanischen  u.  s.  w,  schrieb  1846—47  Gibelin  in  Fondiclieric  unter 
dem  Titel:  Bludet  sur  le  droit  civil  des  Uindeus  ete.  2 Bd. 

4)  Zu  nennen  sind  Gans,  Erbreeht  I.  S.  71  IT.  Spangenberg  a.  o.  0.  1851. 
Stenzler,  als  Herausgeber  des  Rechlsbucbes  von  Yiünavalkyo.  Schon  1797  gab 
Hüttner  eine  deutsche  Udwrsctznng  des  Mana-Rechlsbuches  heraus. 
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die  Ehrwürdigen  also  Höheren  und  Dwidshas  d.  Il  zweimal  Geborenen 
hiesscn  das  letzte,  weil  sie  bei  ihrer  Mündigwerdung  durch  eine  eigene 
religiöse  Weihe  nach  sorglTiltig  erhaltenem  pricsterlichem  Unterricht  in  die 
Klasse  der  Vollberechtigten  aurgenommcn,  und  zum  Zeichen  dieser  Weihe 
mit  einem  von  der  linken  Schulter  unter  den  rechten  Arm  gehenden  heili- 
gen Gürtel  oder  Strick  geschmückt  werden:  eine  Ehre,  zu  welcher  die  Su- 
dras nie  zugelassen  sind,  weil  sie  keines  der  des  Vorrechte  der  Dwidshas 
thcilhailig  waren,  namentlich  nicht  der  Vornahme  der  Opfer  und  der  Le- 
sung der  heiligen  Schrillen  (der  Veda),  was  für  das  Höchste  bei  den  In- 
diern gilt.  In  der  Mitte  der  Arier  steigen  aber  zwei  Klassen  über  die  Ge- 
sammlhcit  empor,  deren  eine  durch  die  nur  mit  religiösen  Dingen  sich  be- 
schälligcnde  Bruhmanen  gebildet  wird,  die  zweite  aus  den  Kriegern  (K'scha- 
trijas,  homines  castrij,  während  der  Rest,  bestehend  aus  Ackerleuten,  Vieh- 
züchtern und  Kauflcutcn  unter  der  das  Volk  überhaupt  bezeichnenden  Be- 
nennung Vaisyas  0'aipjas)  begriffen  wird.  Es  besteht  unter  den  Kasten 
eine  regelmä.ssige  Stufen-  oder  Rangordnung,  so  dass  die  niedere  Classe 
um  etwas  weniger  Rechte  hat,  und  eine  geringere  rechtliche  Schätzung  als 
die  vorgehende.  Ueber  zweitausend  Jahre,  in  deren  Mitte  Alexanders  des 
Grossen  Zug  nach  Indien  (327  Jahre  v.  Chr.)  fällt,  bestand  in  diesem  Lande 
eine  grössere  oder  kleinere  Anzahl  solcher  Kastenstaaten  mit  unter  der  Be- 
vormundung der  Brahmanen  stehenden  Königen,  die  in  der  Regel  der  Krie- 
gerkaste*) angehörten.  Doch  gab  es,  wenigstens  zur  Zeit  Alexanders,  auch 
Republiken.  Die  Kasten,  welche  eine  höchst  einfache  Gliederung  haben, 
und  aus  den  äusseren  und  inneren  Entwickelungen  des  Volks*)  zu  erklä. 
ren  sind,  werden  theoretisch  auf  ursprünglich  göttliche  Ordnung  gegründet, 
von  welcher  übrigens  der  Indier  Alles  ablcitel,  was  für  ihn  Gesetz  ist  in 
Thun  und  Wissen. 

Die  früheste  auf  uns  gekommene  Aufzeichnung  des  Rechts,  Dharma, 
von  dem  genannten  Gesichtsspunkte  aus,  führt  den  Namen  des  Manu  nicht 
als  denjenigen  des  Verfassers,  sondern  als  den  des  Lehrers.  Manu  ist  keine 
historische  Person,  sondern  der  Mensch,  in  abstracto  der  Urmensch,  und 


1)  Marntva  t Herma  Sastra  IV.  84. 

2)  Eine  h6chil  befriedigende  Erklärung  derselben giebt  Roth  in  der  dentschen  mor- 
ltndischen  Zeilschrifl  Bd.  I.  S.  1 IT..  Die  Brahmanen  waren  (nach  ihm)  anfangs 
nur  einzelne  Hausgenossen  der  Könige,  deren  Beruf  und  Wörde  sich  vererbte. 
In  Folge  der  Gleichheit  der  Interessen  schlossen  sieh  ihre  Familien  an  einander, 
und  bildeten  eine  durch  die  Fortschritte  der  GöUcrIehre  und  des  Cultus  fest  zu- 
sammenhingendc  Gemeinschaft,  welcher  die  Leitung  aller  öffentlichen  Angelegen- 
heiten anheimflel,  nachdem  das  Land  von  einer  Menge  kleiner  Herrschaften  öber- 
deckt  war,  die  sich  unter  einander  bekämpften,  des  Rathes  dieser  Höhergcbildeten 
bedurften,  und  mit  ihrem  Oberhaupt  sehr  gottesfürebtigen  Volke  nach  und  noch 
dieser  zur  Koste  emporsteigenden , mit  einer,  der  christlichen  des  Mittelalters 
ähnlichen,  Kiiebengewolt  ausgetüsteten  PriesterschafI  sich  nnterordneten. 
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zwar  der  verständige  Mensch,  welcher  die  Dinge  um  sich  her  und  die 
Verhältnisse  zu  dem  Göttlichen  ordnet.  Das  Buch,  welchem  man  den  Namen 
eines  von  Manu  stammenden  Gesetzes  gegeben  hat,  Manava-  Dharma- 
Castra,  und  in  das  olTenbar  kleine  vereinzelte  Sammlungen  von  Uechtsleh- 
ren  aus  dieser  Zeit  aufgenuininen  sind,  reicht  keineswegs  bis  in  die  Zeit 
der  Entstehung  und  Ausbildung  des  indischen  Kaslenslaats  zurück,  son- 
dern mag  nach  den  wahrscheinlichsten  Vermuthungen  in  die  letzten  Jahr- 
hunderte vor  Christus  lullen,  ist  also  kein  grundlegendes  Gesetzbuch,  son- 
dern ein  das  bisher  Geltende  zusammenrassendes  und  liir  die  Kulgezeil 
feststellcndes  Sammelwerk , das  man  ein  Rechtsbuch  ' ) nennen  kann  und 
in  welchem  mit  dem  Rechte  die  Vorsebrillen  der  Religion  und  des  Culliis, 
moralische  Regeln  und  philosophische  Grundanschauungeu  innig  verbunden 
sind.  Man  könnte  einen  im  Anfang  desselben  aufgeführten  Weisen,  der 
Brigu  genannt  wird,  für  dessen  Verfasser  zu  nehmen  geneigt  sein,  er  ist 
über  wie  Manu  auch  wohl  nur  eine  mythische  Person.  *) 

Das  goiuce  Werk  zeriällt  in  12  Bücher  und  jedes  in  eine  Anzahl  Verse 
(Slokat),  die  in  der  Uebersetzung  Artikel  bilden.  Das  erste  Buch  von  der 
Schöpfung  enthält  deren  119,  dos  zweite  über  die  Erziehung  und  die 
Priesterkaste  249,  due  dritte  von  der  Ehe  u.  s.  w.  286,  das  vierte 
von  den  häuslichen  Tugenden  u.  s.  w.  260,  das  fünfte  mit  der  Auf- 
schrift überDiaet,  Reinigung  und  Weiber  160,  das  sechste  von  den 
Pflichten  der  Anachoreten  und  Asketen  97,  das  siebente  bandelt 
in  226  Artikeln  von  den  Verpflichtungen  des  Königs  und  der  Krieger 
und  ist  eine  nach  indischen  Bcgriflcn  aufgestclite  Regierungslehre.  Das 
achte  in  420  Artikeln  handelt  von  den  Gerichten,  dem  gerichtlichen 
Verfahren  und  vom  Civil-  und  Strafrecht,  von  diesem  auch  noch 
das  neunte  in  336  Art.  unter  der  Rubrik  von  den  Pflichten  der  Acker- 
bauer, der  Kaufleuto  und  der  dienenden  Klasse,  insbesondere  von 
den  Pflichten  der  Ehegatten  und  vom  Erbrecht,  das  zehnte  von  den 
vermischten  Klassen  enthält  134  Artikel,  das  cilfle  von  der  Busse 
und  den  Opfern  266  und  das  zwölfte  von  der  Seelen  Wanderung,  den 
göttlichen  Strafen  der  Sünden  und  der  ewigen  Glückseligkeit 
126  *) 

Diese  2685  Artikel  geben  ein  klares  Bild  von  dem  Religions-  und  Reclits- 
zustonde  des  Sanskritsvolkes,  liefern  ober  insbesondere  durch  die  in  den 
einzelnen  Bestimmungen  enthaltenen  Widersprüche  den  Beweis,  dass  das 
Buch  eine  Zusammenstellung  von  Satzungen  ist,  die  in  verschiedenen  Oert- 
Uchkeiten  gelten,  doch  bildet  es  die  Hauptgrundlage  des  gesummten  indi- 


1)  Nach  Weber  S.  243  bat  ct  verschiedene  Umarbeilongen  erlitten. 

2)  S.  Ober  Brigu,  Jones  Vorrede  im  Hüttners  Uebersetzung  des  Werks  S.  XU.  f. 
und  dessen  Glossar  S.  475. 

3)  Eine  genauere  Uebersieht  des  Mannreebtsbuebes  gibt  Klemm.  VU.  B.  572—407. 


Digitized  by  GoogU 


128 


sehen  Rechts  und  den  Ausjjanpspunkt  einer  sehr  reichen,  theils  in  San- 
crils-,  theils  in  modernen  indischen  Sprachen  geschriebenen  juristischen 
Literatur.  Die  Zahl  der  in  den  englischen  und  französischen  Werken  auf- 
geführten indischen  rechlsgelehrten  Schriftsteller  ist  sehr  beträchtlich  und 
bedeutend  grösser  als  die  schon  ansehnliche,  welche  Spangenberg  in 
Bd.  IV.  der  Zeilsehrilf  für  die  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft  des 
Au.slandes  in  einem  Artikel  über  die  Hechtsbüchcr  der  Hindus  und  deren 
gegenwärtige  Gültigkeit  in  den  Besitzungen  der  Ostindischen  Compagnie 
(S.  64 — 74)  genannt  hat.  Die  grösseren  juristischen  Werke  Indiens  wer- 
den von  den  englischen  Rechtsgc.lehrten  meistens  Digest  genannt,  andere 
Klemenis  of  Indou  Lutv  und  haben  die  verschiedensten  Titel,  z.  B.  Smriti, 
Mitaschara*)  u.  s.  w.  Von  den  allgemeinen  Gesetz-  oder  Rechtsbü- 
chem  ist  ausser  Manu  bisher  nur  ein  einziges  zugänglich  gemacht  worden, 
das  im  Urtext  und  einer  deutschen  Uebersctziing  von  Herrn  l’rof.  Stenz- 
ler  in  Breslau  herausgegebene,  zwischen  dem  2.  u.  5.  Jahrhundert  n.  Ch. 
geschriebene  Gesetz  des  l'(ynavalkga  Yaynavalkya  (oder  Vadsclmavalkya). 
Es  ist  im  allgemeinen  ausreichend,  um  mit  jenem  ällestcn  Werk,  das  wir 
in  zwei  englischen  Uebersetzungen  besitzen,  einer  französischen  und  einer 
deutschen,  *)  uns  ein  Bild  des  altindischcn  Rechts  zu  geben.  Mit  den- 
selben verbinden  wir  die  Benützung  der  von  R asp  e 1778  gemachten'  Ueber- 
setzung  der  sog.  Gcntoo-Iaw's , d.  h.  einer  zuerst  ins  persische  dann  von 
Halhod  ins  englische 'übertragenen  Darstellung  des  indischen  Rechts.'*) 
Das  indische  Recht  erscheint  in  diesen  Quellen  durchaus  nicht  als^das 
Recht  eines  noch  auf  der  Stufe  der  Kindheit  stehenden  Volks,  sondern 
als  eine  bis  ins  kleinste  Detail  ausgebildele  Rcligions  - und  Rcchtsgeselz- 
gebung  in  einiger  Verschmelzung  mit  Grundsätzen  der  Moral  und  der  Klug- 


1)  Eine  vollständige  Aufzählung  der  sehr  zahlreichen  von  den  Indiern  sogenannten 
Gesetzbücher , die  übrigens  häutig  Sebriiten  von  sehr  unbedeutenden  Umfang  sind, 
findet  man  bei  S t c n z I c r , zur  Literatur  der  indischen  Gesetzbücher  in  W e b e r*  s 
indischen  Studien  1.  S.  232.  Die  Werke  über  einzelne  Tbeile  des  Rechtes,  z. 
B.  Prozess,  Erbrecht,  Adoption,  von  welchen  viele  schon  mehrfach  herausge- 
geben und  bearbeitet  sind,  zälilen  Gildemcistcr  in  der  Bibliotkeea  tant- 
crita  und  F.  Adelung,  Literatur  der  Sanskritsprache  auf. 

2)  Heber  das  Vcrhällniss  dieses  Werks  zu  Manu  und  dem  von  zu  der  ganzen  indi- 
schen Rechtshteralur  gibt  (der  Herausgeber  die  erwünschten  Aufschlüsse  in  der 
Vorrede  seiner  Ausgabe  ferner  Weber  in  seinen  Vorlesungen,  S.  245—46. 

3)  Die  zweite  englische  von  Haughton  ist  die  bessere. 

4)  Der  vollständige  Titel  ist : Gesetzbuch  oder  Sammlung  der  Gesetze  der 
Pundit,  d.  h.  der  indischen  Rechlsgelehrten , Hamb.  1T78.  Der  Inhalt  des  Werkes 
stimmt  im  Wesentlichen  mit  Manns  und  Yajnavalkyas  Reclitsbüchern  über- 
ein; nur  sind  die  meisten  sanskritischen  Worte  auf  eine  oft  unkenntliche  Weise 
verunstaltet  Nach  der  Einleitung  S.  78  wurde  das  W'erk  zwischen  1773  und 
1775  von  11  dort  aufgeführten  Brahmanen  verfasst,  d.  h.  compilirt 
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heiL  Wir  möchten  es  sogar  mehr  für  ein  ralioncll  festgestelltes  als  ein, 
wie  man  zu  sagen  pflegt,  naturwüchsiges  Nationairccht,  mehr  tür  Juristen- 
(d.  h.  Brahninncn)  als  für  Volksrcchl  erklären,  und  stellen  es  daher 
dem  römischen  Recht  der  Kaiserzeit  und  den  kanonischen  des  Mittelalters 
an  die  Seile.  ^Venn  jedoch  seine  Besliinnningeu  zuweilen  mit  den  des 
römischen  oder  germanischen  Rechts  übereinstimmen,  so  ist  die  Ursache 
davon  wohl  seilen  in  der  den  Römern  und  Germanen  gemeinsamen  Ursille 
zu  suchen,  sondern  mehr  darin,  dass  sie  aus  einer  richtigen  Auffassung 
der  socialen  Verhältnisse  hervorgehen,  welche  bei  einem  Volke  mit  Pri- 
vateigenthum und  einem  sehr  entwickelten  Verkehrsleben  sich  sehr  nahe 
kommen.  Wenn  die  so  ofl  phantastischen  Religionstheorien  • ) nicht  mass- 
gebend w’crden,  sind  die  Salzungen  des  indischen  Rechts  meistens  richtige 
Ableitungen  aus  der  Natur  der  Sache  und  Schlusslolgerungen  eines  gesun- 
den juristischen  Denkens. 

Da  das  achte  und  neunte  Buch  des  Manu-Rcchtsbuchs  der  Ilauptsilz 
der  indisehen  Rechtslehre  sind,  so  mag  eine  Inhaltsangabe  derselben  hier 
folgen.  Das  erste  beginnt  mit  der  Vorschrift:  dass  der  König  selbst  die 
Rechtssachen  untersuchen  und  entscheiden , in  Verhinderungsfällen  diess 
Geschäft  einem  Brahmancn  mit  drei  Beisitzern  übertragen  soll  (Art  3.). 

Es  soll  Recht  gesprochen  werden  nach  Gründen,  entnommen  aus  den  Orts- 
gewohnheiten . den  der  Kasten  und  Familien,  sowie  den  Bestimmungen 
des  Manugesetzes , *)  die  in  achtzehn  Hauptsalzungen  enthalten  seien, 
und  handeln,  die  erste  von  den  Schuldverhällnissen,  die  zweite  von  den 
zum  Aulbew.ahren  gegebenen  Sachen,  die  dritte  vom  Verkauf  fremder  Sa- 
chen, die  vierte  von  den  Verbindlichkeiten  der  in  Handelsgesellschaft  befind- 
lichen Personen,  die  fünfte  von  der  Zurücknahme  geschenkter  Sachen,  die 
sechste  von  der  Nichlbcz.ahlung  der  Wandschulden  und  Lohngelder,  die 
siebente  von  ungültigen  oder  auflösb.aren  Verträgen,  die  achte  vom  Kaufen 
und  Verkaufen,  die  neunte  von  Streitigkeiten  zwischen  Herrn  und  Dienern,  ' 
die  zehnte  von  Gränzslreitigkciten,  die  eilfle  und  zwölRe  von  Ehrenkrän- 
kungen und  ihätlichenMisshandlungen,  die  dreizehnte  und  vierzehnte  von 
Diebstahl,  Raub  und  Gewalllhätigkeilen,  die  fünfzehnte  von  Ehebruch,  die 
sechszehnte  von  den  gegenseitigen  Pflichten  der  Ehegatten , die  sicbenzchnte 
von  Erbschaften,  die  achtzehnte  vom  Spiel  und  Thiergefechten. 

Die  einzelnen  Artikel  enthalten  auch  hier  nicht  immer  gesetzliche 


1)  Eine  hödisl  anitchfndc  kürzere  Darstellung  der  Brahmanenreligion  und  des  Itud- 
dhismus  von  Herrn  Prof.  Roth  findet  sich  in  den  theologischen  Jahrbüchern 
V.  Baur  und  Zeller  Bd.  V.  S.  346.  Bd.  VI.  S.  175  f. 

2)  Darauf  wird  auch  hingewiesen  bei  Yajnavalkya  II.  21.  im  Manu  VIII.  46. — 
Jener  sagt  noch;  wenn  zwei  Rechtsvorschriften  miteinander  im  Widerspruch 
stehen,  so  soll  eine  Folgerung  gelten,  wclclic  sich  aus  dem  Prozesse  ergibt,  aber 
eine  RechtsvorschriR  müsse  mclir  (eiten  als  eine  die  den  Nutzen  bclrelfc. 
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Vorschriflcn  oder  eifenlliche  Rerlilsnomien,  sondern  nichl  selten  allgemeine 
Betrachluiigen  über  Tugend  und  Lasier  oder  Hemerkungen  über  das  was 
bei  Rechlsslreiligkeilen  Vorkommen  kann  und  Verhallnngsregeln  für  den 
Richter.  Auch  sind  die  einzelnen  Rechlsmaterien  oft  mit  ferner  liegenden 
Bestimmungen  vermischt  oder  führen  Verwandtes  weiter  aus.  Es  gehen 
übrigens  die  Salzungen  des  altindischen  Rechts  sehr  ins  Einzelne  und  setzen 
ein  sehr  ausgebildctes  von  vielfachen  Interessen  durchkreuztes  Verkehrs- 
und Familienleben  voraus,  dessen  rechtliche  Festsetzung  vorzüglich  des- 
halb verwickelt  ist,  weil  die  Kaslencinlheilung  auf  alle  Rechlsverhältnisso 
einen  so  durchgreifenden  Einfluss  äusscrl,  dass  bei  den  meisten  das  Recht 
jeder  Kaste  ein  anderes  ist.  Dcsshalb  ist  es  auch  eine  schwierige  Auf- 
gabe ein  Bild  dieses  Rechts  in  allgemeinen  Zügen  oder  Umrissen  zu  geben 
Doch  soll  es  hier  versucht  werden. 

66.  Was  I.  die  Rechlsfähigheil  betrilR,  so  ist  A.  die  des  Brah- 
manen  den  übrigen  Kasten,  *)  selbst  dem  König  gegenüber,  so  bevorzugt, 
dass  die  Rechtsnachtheile,  welclie  Personen  der  anderen  Kasten  Ireflen 
können,  ihm  in  der  Regel  nichl  schaden,  während  er  eine  Menge  politi- 
scher und  bürgerlicher  Vorrechte  geniessl,  die  ihn  weit  über  die  andera 
Menschen  stellen.  Docli  werden  Handlungen  desselben,  wodurch  er  seinen 
Stand  verletzt  oder  entehrt,  schwer  geahndet.  *) 

Der  Brahmanc  kann  nach  dem  Gesetze  nichl  mit  Tod  bestraR  und 
keiner  körperlichen  Züchtigung  unterworfen  werden;  ’)  jedes  gegen  ihn 
begangene  Verbreclicn  wird  strenger  geahndet  .als  das  gleiche  gegen  Mit- 
glieder einer  andern  Kaste.  Aus  der  Kaste  der  Brahmancn  als  den  För- 
derern und  Trägem  des  ganzen  geistigen  Lebens  der  Indier  werden  die 
Lehrer,  die  höheren  .Staatsbeamten  und  höheren  Richter  u.  s.  w.  gewählt 
und  jeder  Indier  der  drei  höheren  Klassen  muss  durch  einen  Brahmtmen, 
der  sein  Guru  (geistlicher  Rath)  genannt  wird  und  wie  sein  Vater  von  ihm 
verehrt  werden  muss,  seinen  Unterricht  und  die  Vorbereitung  auf  den  Act 
der  Wiedergeburt  erhalten.  < ) Das  Vemiögcn  des  Brahmancn  ist  nicht 
besteuerbar.  Der  Brahmane  schändet  sich  durch  eine  Ehe  und  Kindeser- 
zeugung *)  mit  einer  Frau  der  Klasse  der  Sud  ras  und  wird  aus  seiner 
Kaste  ausgestossen.  Auch  Verbrechen  und  Vergehen  sowie  ein  seinem 


1)  Von  den  Bralimoncn  h.indcU  besonders  Bd.  VI.  des  ManurecliLsbuchs : Ihre  hohe 
Stellung  ist  sehr  li.iufig  wörtlich  ausgesprochen  in  dem  Gesetzbuch  z.  B.  111.  84. 

2)  M.  Vlll.  102. 

3)  Bcnfey  S.  218.  Manau.  XI.  72,  75,  76,  82.  Der  König  greife  nie  sein  Ver- 
mögen an,  nnd  ehre  ilin  hoch.  IX.  313  — 319.  Der  sterbende  König  soll 
iluicn  alle  seine  Rciclithünier  schenken!!  IX.  323.  S.  Dr.  Stenzlcr’s  Speci- 
nuH  Juri*  Criminali*  Indor.  Bresl.  1642  $.  10  und  Heeren  Ideen  über  Polit. 
Bd.  I.  Ausgabe  ISIS.  S.  600  f. 

4)  M.  VI.  1 f. 

5)  .M.  111.  17. 
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Slandft  nicht  gemiisses  Leben  setzen  ihn  hcninler  (oft  zum  Sudra),  er 
muss  sich  dann  reinigen  dnrcii  verschiedene  religiöseActe,  Gebete,  Opfer, 
Einsiedlerleben  u.  s.  w.  *)  Die  Hauptbeschäfligungen  des  Brahmanen  sol- 
len nach  dem  Manurechlc  sein:  Lesen  der  Veda  und  Erklären  derselben, 
Opfern,  Beistandleislen  beim  Opfern  Anderer,  Almosen  geben  und  empfan- 
gen. *)  Der  Brahmanc  kann  jedoch  auch  der  Lebensbeschäfligung  der 
andern  Knslen  sich  widmen  aus  !*iothbe<larf  für  seinen  L'nlerhalt,  doch 
muss  er,  wenn  die  Nolh  vorüber  ist,  sich  gleichfalls  reinigen.  *) 

B.  Die  zweit  höchste  Uechtsfähigkeit  ist  die  der  Kshatrijas  *)  und 
ihr  Beruf  der  Kriegsdienst.  Aus  ihrer  Kaste  soll  der  König  sein.  Die 
gegen  einen  solclien  Kdeln  begangenen  Verbrechen  werden  zwar  geringer 
als  die  gegen  einen  Brahmanen,  aber  strenger  als  die  gegen  jeden  Andern 
verüblen  bestraft,  während  er  als  Verbrecher  milder  behandelt  wird  als 
die  Angehörigen  der  niederen  Kasten  und  verschiedene  privatrcchlliche 
Vorzüge  genie.sst,  welche  die  letzten  nicht  beanspniehen  können. 

C.  Die  beschränktere  Bechlsfrihigkeit  des  Vaisyas  steht  jedoch 
als  die  eines  Dwidshas  oder  Wiedergeborenen  weit  über  der  eines 
Sudra;  er  gehört  zum  herrschenden  Stande,  während  dieser  dienender 
ist.  Man  findet  eine  Menge  Unterklassen  in  dieser  Kaste ; unter  denselben 
haben  die  von  bösen  Geistern  abstammenden  Tshandalüs  •)  und  später 
die  unter  der  Benennung  der  Parias  in  Europa  a'lgemein  bekannten  fast 
Rechtlosen  eine,  nicht  einmal  die  volle  persönliche  Freiheit  begreifende, 
Reehtsüihigkeit ; sic  gelten  als  Unreine  und  ernähren  sich  durch  die  niedrig- 
sten zum  Theil  ekclhallcsten  Gewerbe.  Der  Kern  derselben  ist  wahrscheinlich 
aus  den  Ueberresten  eines  uralten  unterdrückten  Volksstammes  gebildet,  doch 
gehören  auch  Kinder  aus  den  Ehen  eines  Brahmanen  undeinerSudri  u.a.  dazu.  ’) 
Ueberhaupt  gehen  aus  ungleichen  Ehen  oder  Missheirathen  Zwischenkasten 
liervor,  die  ebenso  durch  besondere  Benennungen  von  einander  unterschic- 


1)  M.  XI.  87-98,  149,  153—157,  162-165. 

2)  M a n a V a • D h a r m a , VI  1 f. 

3)  M.  X.  104,  116.  Yaynar  11135:41—43.  licscliränkiingcn  cntlialt  der  Art.36  — 40. 

4)  Von  derselben  handelt  M.  Itd,  VII  und  IX.  320—325.  Es  wird  der  Kriegerkasle 
die  herzlichste  EinverslSndniss  mit  der  der  Bralnuaucn  zurriliclil  gemacht;  nur  durch 
sie  können  Beide  ghieklicli  sein!  M.  IX.  322. 

S.  Meeren  a.  a.  0.  S.  603  f. 

5)  Von  derselben  handelt  .M.  IX.  326  u.  335  und  Heeren  a.  a.  0.  S.  607  f. 

6)  Es  ist  öfter  in  den  Rcchlsbiichern  von  ihnen  die  Hede  z.  B,  .M.  X.  12.  Y.  1.  93. 

7)  Benfey  S.  220-25.  Die  sehr  zahlreichen  Parias  sind  nur  befugt  als  T.ag- 
lühner  sich  zu  ernubren.  An  Vcrachtuug  stehen  ihnen  übrigens  die  Chakily’s 
(Schuhflicker)  gleich.  Tritt  ein  Paria  in  das  Haus  eines  Brahmanen,  so  toll 
er  sogleich  gctödtel  werden.  In  Malabar  sind  sic  an  die  Scholle  gebundene 
Leibeigene. 
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den  werden,  wie  in  Weslindien  die  Kinder  der  Mischehen.  * ) Endlich  bilden  auch 
alle  das  gleiche  Gewerbe  (reibenden  Personen,  da  alle  Gewerbe  sich  dort  gleich- 
falls zu  vererben  pflegen,  eigene  Klassen,  die  aber  zu  der  der  Sudras  gehören. 
Wie  sehr  nun  auch  das  indische  Hecht  die  Erhallung  der  drei  Stände  beabsichtigt, 
so  ging  doch  die  Kriegskaste  fast  ganz  unter.  *)  Die  der  Vaisyas 
ist  mit  der  der  Sud  ras  fast  ganz  vermengt,  so  dass  jetzt  sich  nur  noch 
zwei  Kasten,  die  der  Brahmancn  und  die  der  Nichtbrahmanen  gegen- 
überstehen.  •)  Dem  Stidra  ist  es  jetzt  möglich  sieh  Reichthümer  zu  erwer- 
ben und  nach  Art  der  Vaisyas  zu  leben,  nur  in  religiöser  Beziehung  ist 
er  den  Brahmancn  untergeordnet  und  hat  deren  V'orrechte  heilig  zu  ach- 
ten. Das  V’olk  zerfällt  jetzt  nach  seinen  Lebcnsbcschäriigungcn  in  eine 
Menge  zunltartiger  Gruppen  (welche  ungenau  auch  als  Kasten  aufgeführl  zu 
werden  pflegen) , jede  Zunft  steht  unter  einer  eigenen  Jurisdiction.  * ) 

D.  Es  linden  sich  in  Indien  auch  Sklaven  und  es  ist  von  denselben 
öfter  in  den  alten  Hechtsquellen  die  Rede.  Sklaven  werden  die  Kriegsge- 
fangenen, Personen  welche  eine  Geldstrafe  nicht  zahlen  können, 
der  welcher  sich  als  Sklave  vcrk.auft,  oder  seine  Freiheit  durch  das  Spiel 
verlor,  das  von  einer  Sklavin  im  Hause  ihres  Herrn  geborene  Kind,*)  und 
Sklave  des  Königs  wird  der,  welcher  den  Stand  des  frommen  Bettlers 
aufgibt  ’.)  Nach  Manus  Rcchtsbuch  IX.  413  scheint  jeder  Sudra  Sklave  zu 
sein;  allein  die  Stelle  s.agt  nur;  dass  der  Brahmane,  wenn  er  es  nöthig 
hat,  jeden  Sudra  zwingen  kann,  ihm  Sklavendienstc  zu  verrichten.  Einen 
Dwidsha  darf  er  nicht  dazu  nöthigen  (M.  IX.  412.  Nicht  blos  er,  son- 
dern auch  die  Waisyas  und  Kshatryas  können  Sklaven  werden.  •) 
Der  Sklave  kann  kein  Eigcnthuni  haben , erwirbt  daher  für  seinen  Herrn , er 


1)  Yajnavalk:  I.  91—96.  M.  X.  8 f. 

2)  Zu  derselben  gehören  jcdenfalU  die  noch  vorkonimeoden  R a d s k a s und  den  Vasal- 
len ähnliche  Radschapults. 

3)  Aus  einem  Artikel  in  der  Revue  äe$  deux  Mundet  vom  1.  Januar  1833.  S. 
60—61.  Ln  dominntion  iollandniie  dant  tnrekipel  indien  von  Jurion 
de  In  Graviere  ist  zu  ersehen , dass  bei  den  der  Brahiiianenreligion  noch  ange- 
hürenden  Eingeborenen  .nur  einigen  zu  den  holländischen  Besitzungen  gehören- 
den Inseln  des  stillen  Meeres  noch  die  4 Kasten  iH'stehen. 

4)  Benfe  y S.  520  -224.  Dieser  Schriftsteller  führt  44  Gruppen  auf,  unter  wel- 
chen aber  auch  die  BraJimanenkaste  und  die  Rechte  der  beiden  andern  Kasten 
begriffen  sind. 

5)  Von  dem  Skbvcnhandel  M.  VIII.  413—10.  Y.  II.  282,  283  und  das  Gesetzbuch 
der  Gentoos  S.  300 — 306. 

6)  M.  IX.415. 

7)  Y.  II.  183. 

8}  Das  Gesetzbuch  der  Genloos  S.  302.  Aus  diesen  S.  306  ergib!  sich,  dass 
der  Sudra  .seinem  Stande  nacli  eben  so  wenig  Sklave  ist  wie  der  Krieger  und 
der  V a i s y a. 
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wird  vererbt,  kann  verkauft  und  verselicnkl  werden.  *)  Er  i.st  jedoch 
gepren  Misshandlung  von  Seilen  seines  Herrn  gcsrhülzl,  *)  die  Ereilassung 
ist  sehr  begünsligl  und  kiie^sgcfangene  Sklaven  und  als  Sklaven  Verkaufte 
können  ihre  Ereiheil  durch  ein  Lösegeld  erlangen.  *) 

Der  Brahmane  kann  nie  Sklave  werden  und  das  Mitglied  einer  höhe- 
ren Kaste  nie  der  eines  Mannes  aus  einer  Kaste  die  niederer  als  die 
seinige  ist.  *) 

6T.  Den  nächsten  Einfluss  hat  FI.  das  Kastensyslem  auf  das  Ehe- 
recht,  *)  über  welches  das  indische  Recht  sehr  viele  Bestimnuins'en  entliält 
Die  Ehe  Fiat  vor  allem  den  Zweck,  die  Familie  zu  erliallen,  zunächst  durch 
Geburt  eines  ersten  Sohnes  und  zwar  aus  einem  religiösen  Grunde, 
nämlich  dem  der  Vornahme  der  Todtenopfer  (Pinda)  für  den  verstorbenen 
Vater,  Grossvater  und  Urgrossvater  zum  Behufe  der  Befreiung  ilirer  See- 
len aus  der  Hölle.  Dazu  ist  in  erster  länie  der  ebenbürtige  Erstge- 
borene benifen  und  in  Ermanglung  desselben  andere.  •)  Ist  durch  die 
Geburt  eines  ersten  Sohnes  dieser  religiö.se  und  geselzlicli  vorgeschriebene 
Zweck  erreicht,  so  Fiat  die  Etie  ferner  keinen  andern  Zweck  als  den  des 
Vergnügens.  ’)  Der  BegrifT  der  Elie  ist  ein  sehr  weiter,  indem  jede  für 
bleibend  eingegungene  Geschlechtsverbindung  Elic  ist.  Daher  auch  eine 
grosse  Zald  von  Eingehungsarien  derselben.  Es  werden  deren  8 in  den 
Quellen  aufgeführt,  •)  die  sicli  jedoch  auf  vier  zurückführen  lassen,  näm- 
lich die  religiös  eingegangene  Ehe;  die  durch  Kauf  der  Frau,  die 
durcli  blosen  Consens  und  die  durch  den  unmittelbaren  Vollzug. 

Die  religiöse  Eingehung  der  Ehe  ist  entweder  die  des  Brahma,  oder 
die  der  Götter  (die  Brahma-  und  Dalvas-Ehe),  die  erste  wird  dadurcli  ge- 
schlossen, dass  der  Vater  die  in  ein  einziges  Gewand  gekleidete  Tochter 


1)  M.  IX.  415,  416.  Y.  II.  291. 

2)  Das  Gcsctzhuch  der  Genloos  S.  300—303  macht  iiidcss  viele  Uolcrscbiede  in 
dieser  Bexiehung. 

3)  Y.  IX.  182.  D.1S  Gesetzbuch  der  Gent.  a.  a.  0. 

4)  Bas  Gesetzbuch  der  Gentous  S.  30. 

5)  Wir  besitzen  eine  gute  Abhandlung  über  d.is  indische  Ehcrecht  von  J.  H.  Kall- 
hoff  pii  matrimonii  vrttrum  Jndorum.  Auch  Gans  S.  71  f.  behandelt  cs 
befriedlgcud , nicht  so  Gibelin  I.  3 f.  der,  indem  er  es  dem  römischen  und  ger- 
manischen gleich  zu  stt'lleii  versucht,  davon  ein  Zerrbild  gibt.  Die  neueste 
Darstellung  dessellren  gibt  Herr  Rossbach  in  seinem  Buche  über  die  römische 
Ehe.  Im  Mann  Rechtsbuch  Bd.  I.  Iiandelt  der  Anfang  des  3.  und  der  grössere 
Thcil  des  9.  Buchs  von  der  Ehe  und  der  Vaterschaft. 

6)  Gans  S.  71.  S.  über  diese  Opfer  M.  III.  122  f.  Y-  1.  232  f.  Die  durch  Ver- 
wandtschaft gegenseitig  SU  Todtenopfer  verpflichteten  heissen  Sapindas;  51.  V. 
60.  IX.  187. 

7)  51.  III.  12. 

8)  51.  111.  20  f.  Yaj.  1.  58  - 63. 
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dem  Briiuügfim  (einem  Vedn-^elchrlen,  nlso  ürahmaneti)  übcrKiebt,  den  er 
zuvor  aclilungsvoll  aufnalim;  die  zweite,  wenn  er  die.  slalllicli  geschmückte 
Tochter  dem  die  Opfer  - Ceremonien  verrichtenden  Priester  übcrunlworteL 
Die  eine  Ehe  durdi  Kauf,  die  aber  nicht  dafür  gellen  soll  *),  besteht  darin, 
dass  der  Bräutigam  zwei  für  das  Mädchen  selbst  bestimmte  Kühe  schenkt, 
und  heisst  ÄiscÄis- oder /frscAo-Vermählung,  die  zweite,  wenn  er  soviel  Gut, 
.als  er  entbehren  kann,  dem  Vater,  oder  dem  väterlichen  Verwandien,  oder 
der  Braut  schenkt;  sie  heisst  ./wrff-Ehe  (d.  h.  Ehe  der  bösen  Genien). 
Wird  die  Ehe  durch  gegenseitige  Neigungserklärung  eingegangen,  so  heisst 
sic  Gimdhurm-  oder  Ehe  der  himmlischen  Harmonie,  und  wird  sie  durch 
Ueberg.abe  der  Braut  mit  dem  väterlichen  Segen  bewerkstelligt,  so  heisst 
sie  I^rryapahjn- , nach  Yajnavalkya  I.  60  A'(//'«-Ehe.  .Nimmt  sich  der 
Bräutig.am  z.  B.  als  Krieger  gew.allsam  die  Braut , so  heisst  sie  Rakshusa 
(Riesenehe),  und  eignet  er  sie  sieh  durch  Betrug,  d.  h.  Ueberraschung  im 
Schlafe,  oder  in  Folge  einer  Berauschung  an,  so  heisst  sie  Paisiacha-,  d.h. 
Vampir-Ehe.  Die  beiden  letzten  .Arten  werden  im  ManurechUsbiich  als  sünd- 
haft untersagt,  sind  aber  dennoch  Ehen , wenn  sie  Vorkommen , aber  den 
Brahmanen  nicht  erlaubt,  welche  sogar  nur  nach  den  vier  ersten  Verm.äh- 
lungsarlen  sich  verheirathen  sollen*) 

Die  erste  Frau  des  Indiers  soll  ein  Weib  aus  seiner  Kaste  sein,  damit 
der  aus  ihr  erzeugte  Sohn  ebenbürtig  werde*);  die  folgenden  Frauen,  de- 
ren man  noch  drei  haben  darf,  können  auch  aus  niederen  Kasten,  ja  beim 
Sudra  auch  Sklavinnen  sein  ■* ).  Männer  der  beiden  ersten  Kasten  sollen 
ihre  Nachfrauen  der  Ordnung  der  Kaste  nach  wählen,  der  Brahmane  also  die 
zweite  aus  der  der  Kshatryas,  die  dritte  aus  der  der  Vaisyas  u.  s.  w.  *). 

Das  indische  Recht  hat  auch  eine  .Anzahl  Eheverbote,  unter  welchen 
die  wegen  zu  naher  Verwandtschaft  bei  Männern  bis  zum  siebenten,  bei 
den  Fr.auen  bis  zum  fünften  Grade  sich  erstrecken  * ). 

Der  Mann  einer  niederen  Kaste  darf  seine  -Augen  nicht  zur  Fr.au  einer 
höheren  erheben  ’ ). 

Die  verbotenen  und  missbilligten,  auch  die  ungleichen  Ehen  haben 
nicht  blos  rechtlich  nachtheilige  AVirkungen,  sondenr  es  werden  ihnen  auch 


1)  N.nch  M.  III.  51.  53.  54. 

2)  M.  m.  23.  25. 

3)  M.  III.  12—17. 

4)  lieber  die  Venn.ihlungjfcierliebkeilen  o.  s.  w.  n.nch  der  K.ule  vergleiche  M.  III. 
43  IT.  Nimmt  der  M.ann  eine  zweite  Frau,  »o  «oll  er  der  ersten  für  die  llintan- 
«etzung  einen  Theil  seines  Vermögen«  geben.  Y.  II.  148. 

5)  A’aj.  I.  57.  M.  III.  12—14. 

«)  M.  III.  5 ff.  Y.  l.  53  ff 
7)  Y.  I.  82.  83. 
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nntürlichc  und  ilhemnlürlirhc  Wirkungen  dieser  Art  Eiigeschriebcn,  wäh- 
rend die  gebilliglen  Ehen  frlfiekliehe  Folgen  hüllen ' ). 

Die  Frauen  sind  der  (lewall  des  Mannes  auf  eine  ähnliche  Weise  un- 
tergeordnet, wie  sic  lici  den  Rüniern  in  Folge  der  strengen  Ehe  (rnanus 
genannt)  es  waren;  doch  ist  diese  Gewalt  eine  Schutzgewalt,  so  dass  der 
Mann  die  Frau  Ihnilich  zu  misshandeln  nicht  befug!  ist*).  Ueberhaupt  ste- 
hen Frauen  immer  unter  einer  solehen  Schutzgewalt,  die  Tiiehter  unter  der 
des  Vaters,  die  Schwestern  und  die  verwiltwete  Mutter  unter  der  des  erst- 
gebonien  Sohnes,  oder  dessen,  der  an  seiner  Stelle  das  Haupt  der  Familie  * ) 
ist  Ehescheidungen  sind  möglich  von  beiden  Seilen,  sollen  aber  nur  aus 
den  gesctzliehen  Gründen  slatUinden.  Sie  sind  von  der  Art,  dass  dem  Mann 
die  Scheidung  sehr  leicht  werden  musste  • ). 

Die  ohne  Gnind  vom  Manne  verabschiedete.  Ehefrau  erhält  ein  Drillheil 
seines  Vermögens,  und  ist,  wenn  er  vermögenlos,  von  ihm  zu  alimenliren  * ) 
-4uch  die  ohne  Gnind  sich  scheidende  Ehefrau,  sowie  die  mit  Recht  verstos- 
sene  erleidet  Vermögensnachtheile  und  Strafen*). 

Was  die  Frau  während  der  Ehe  erwirbt,  gehört,  wie  das  vom  Scla- 
ven  Erworbene,  dem  Manne,’)  doch  kann  sie  auch  ein  Sondcrgul  haben, 
und  zwar  werden  in  den  Rechtsquellen  sechs  Falle  desselben  aufgezähll, 
zu  welchen  z.  B.  der  gehört,  dass  die  Heiralhsgeschenke,  von  wem  sic 
kommen  mögen,  ihr  eigen  sind*).  In  Nnlh(iillen  kann  der  Mann  über  solche 
Sachen  verfugen  *a).  Auf  dieselbe  Weise,  wie  die  Frau,  sind  auch  die 
Kinder  dem  Manne  als  Hausvater  unterworfen;  auch  was  sic  erwerben, 
gehört  ihm  •),  doch  kann  der  Sohn  gleichfalls  ein  Sondergut  haben,  dazu 
gehört  alles,  was  er  durch  eigene  Industrie  erwirbt,  oder  was  ihm  für  ihn 
geschenkt  wird'®).  Die  väterliche  Gewalt  ist  lebenslänglich,  doch  ist  die 


1)  M.  111.  38-42  u.  56  IT.  03  IT.  Y.  I.  88—96. 

2)  M.  IX.  1 — 17.  Yiy.  I.  85.  86.  Nach  M.  IX.  45  sind  Mann  und  Weih  nur  eine 
Person;  Entlassung  derselben  aus  der  eliehcrrlichen  Gewalt  ist  nicht  möglich.  M. 
IX.  46. 

3)  Y.  148.  149.  M.  IX.  3.  Die  Frauen  werden  für  leieht  verführl>ar  angesehen,  IX. 
5.  8.  Y.  85. 

4)  M.  IX.  72.  73.  77.  80.  ff.  XI.  77-  84.  Y^j.  1.  07.  70-73. 

5)  Yajn.  I.  76.  M.  IX.  95. 

6)  M.  IX.  78.  79.  Y.  I.  70.  Die  Ehebrecherin  treffen  ausserdem  schwere  Criminal- 
strafen.  Gesetz  der  Gentuos.  S.  411-412.  M.  VIII.  371  ff. 

7)  .M.  VIII.  416. 

8)  M.  IX.  131.  194—199.  Ysj.  II.  143-144.  Das  Gesetz  der  Gentooa  S.  176. 

8q)  Y.  II.  147. 

9)  M.  VIII.  416. 

10)  M.  IV.  208-  Gesetz  der  GenL  S.  211-212.  Y.  II.  118. 
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Emancipation  zulässig  und  soll  sogar  staUfmden,  wenn  der  Sohn  ein  An- 
wesen zu  gründen  oder  sich  zu  erholten  fähig  ist*). 

Als  Kinder  des  Hauses  gelten  nicht  hlos  die  vom  Vater  erzeugten 
(wobei  die  Regel  pater  is  esl  quem  nuptiae  demonstrant  in  der  weiteslen 
Auslegung  gilt)*),  sondern  auch  elf  andere  Arten  von  Söhnen,  die  Adop- 
lirlen  u.  s.  w.  •)  Namentlich  gellen  als  Söhne  des  kinderlosen  Hausvaters 
die,  welche  in  Folge  von  ihm  erhaltenen  Auftrags  ein  Dritter,  z.  B.  ein  jün- 
gerer Bruder  mit  dessen  Frau  erzeugte*),  oder  der  Sohn  oder  Enkel  der 
Tochter,  wenn  der  Hausvater  diess  förmlich  als  seinen  Willen  ausgespro- 
chen hat®).  Alle  diese  Söhne  sind  erbliihig,  wenn  auch  nicht  in  gleichem 
Umfange.  Diese  Bestimmung  des  indischen  Rechts  gehl  aus  der  Fürsorge 
dafür  liervor,  dass  stets  Söhne,  Enkel  oder  Urenkel  vorhanden  sind,  wel- 
chen die  Verpflichtung  die  Todienopfcr  für  die.  väterliclien  .Ascendenten  bis 
zum  dritten  Grade  vorzunehmen  zur  Last  fällt*).  Dafür  haftet  selbst  der 
in  Adoption  gegebene  Sohn,  der  in  dieser  Beziehung  zwei  Familien  ange- 
hört und  beide  Väter  beerbt,  wie  auch  der  Tochtersohn  und  der  aus  Auf- 
trag von  einem  Andern  erzeugte'*). 

68.  HI.  Die  Personen  aller  vier  Kasten  erscheinen  als  vermögensfähig  •), 
doch  giebt  es  einzelne  Gründe  der  Unfähigkeit  • ) ; alle  können  daher  be- 
erbt werden.  Ob  aber  alle  fähig  gewesen,  Grundeigenthum  zu  haben,  ist 
eine  (wenigstens  unter  den  englischen  Gelehrten)  beslrillene  Frage  **).  Aus- 
ser Zweifel  ist,  dass  die  Könige  und  die  Brahmunen  ächtes  Eigenlhum  an 
Gnind  und  Boden  hatten.  Was  aber  den  Gnmdbcsitz  der  Angehörigen  der 
übrigen  Kasten  betrifft,  so  könnte  man  demselben  den  Charakter  des  äch- 
ten Eigenthums  abzusprechen  geneigt  sein,  Ihcils  desshalb,  weil  derselbe 
nothwendig  bedeutenden  Grundabgaben  unterliegt,  die  bis  zum  vierten 


1)  Y.  II.  116. 

2)  Wer  eine  Schwangere,  icibst  ohne  Kennlniss  der  Schwangcrseh.ifl,heiralhel,  wird 
Vater  des  Kindes.  M.  IX.  173.  S.  jedoch  .M.  V.  162. 

3)  Es  werden  (klier  13  Arten  \on  Ikussöhnen  aufgeführl  in  M.  159  IT.  ISO.  I8t. 
Das  Kind  der  Liebe  eines  Brahmanen  mit  einer  Sclavin  gilt  jedoch  für  einen  ge. 
bornen  Leichnam,  und  ist  Kamlshalas.  M.  IX.  t7S. 

4)  Zwar  wird  diese  Art  sich  einen  Sohn  zu  verschalTen  getadelt,  M.  IX.  60  — 68, 
allein  sehr  oft  in  den  Keehtsbüchern  erwähnt  und  ihren  Wirkungen  nach  näher 
beslimmL  M.  58-69.  U3— 145.  203.  Yaj.  11.  127.  128.  146. 

5)  M.  IX.  127.  130.  134—136.  139.  Th.  11.  127. 

6)  M.  HL  216  220.  229.  IX.  137—138.  Gans,  S.  77  IT. 

7)  M.  IX.  120.  121.  134-136.  145.  190.  Th.  11.  127. 

8)  Yiü.  II.  24  - 29.  33  - 36.  116—123.  143—147.  150-158.  168-175. 

9)  Yaj.  n.  140.  Kinder  solcher  Personen  konnten  indessen  eiben,  also  Eigenlhum 
h.-ibcn. 

10)  Auf  die  Streitfrage  weisen  hin:  Heeren  a.  a.  0.  Gans,  S.  94.  Gibclin  I. 
133  ir. 
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Theil  der  gezogenen  Früchte  steigen  können,  und  es  daher  mich  dem  Be- 
sitzer nicht  criaulit  ist,  sein  Feld  unbebaut  liegen  zu  lassen  '),  Iheils  des- 
halb. weil  ein  grosser  Theil  des  Landes  nrundbesilz  der  Gemeinden  ist  *). 
Allein  indem  Manurechtsbuch  kuninil  auch  nicht  eine  Acusseruug  vor. 
aus  der  man  eine  solche  Ansicht  abiciten  könnte,  eben  so  wenig  l>ei  Yaj- 
navalkya;  cs  wird  der  Grundbesitz  aller  Kasten  auf  gleiche  Weise  behan- 
delt und  vererbt;  wo  bewegliches  und  unbewegliches  Gut  unterschieden 
wird,  geschieht  es  auf  eine  allgemein  maassgebende  Weise’),  und  die 
Rechtssalzungen  über  die  Grenzslreiligkeilen  machen  gleichfalls  keinen  Un- 
terschied nach  dem  Stande  der  Besitzer*).  Nur  das  wird  man  sagen  kön- 
nen, dass  die  Sudras  in  der  früheren  Zeit  selten  Grundeigcnlhum  werden 
gehabt  haben,  weil  sic  den  Beruf  hatten,  die  Diener  der  höheren  Klassen 
zu  sein. 

Das  Eigenlhum  erscheint  in  den  indischen  RcchLsquellcn  auch  als  ein 
dingliches  Recht,  indem  der  Eigenihümer,  freilich  nicht  so  allgemein,  wie 
im  neuesten  römischen  Recht,  seine  Sache  von  jedem  Besitzer  zurückfor- 
dern kann  *).  Dabei  muss  er  sieh  auf  einen  Erwerbslilcl  stützen  können 
und  wir  (Inden  Bestimmungen  über  solche  •).  ln  der  von  Coleb rooke 
übersetzten  Mitakshara  über  das  Erbrecht  werden  S.  214 — 245  sowohl  die 
allgemeinen,  als  die  jeder  Kaste  cigenlhümlichcn  Erwcrbungsarlcn  des  Ei- 
genthums aufgeführt,  jene  sind  Erbrecht,  Jagd,  Theilung,  das  Finden  her- 
renloser Sachen’);  diese,  für  den  Brahmancn  die  ihm  gemachte  Schen- 
kung oder  das  Almosen,  für  den  Katisclirya  die  Beule  oder  Eroberung  und 
für  den  Vaisya  und  Sudra  der  Gewinn  durch  Industrie  und  Handel.  Ein 
öfter  erwähnter  Enverbstilel  ist  die  Cullur  unbebauten  Landes.  .\uch  die 
Verjährung  kommt  vor  zunächst  als  erlöschende,  z.  B.  bei  Yajnavalkya 
II.  249,  wo  es  heisst:  ein  Stück  Land,  welches  von  einem  Fremden  benutzt 
wird,  geht  in  20  Jahren  verloren,  wenn  der  Eigenthüiner  cs  sieht  und 
nichts  dazu  sagt,  anderes  Eigenlhum  in  10  Jahren.  Schenkungen  sind  dem 
Eigenihümer  zu  machen  erlaubt,  in  wie  weil  der  Haushalt  dadurch  nicht 


t)  Y.  II.  258.  Der  richtige  Sinn  der  Stelle  ist  der,  dass  der  KAnig  ein  Feld,  das 
der  Besitzer  unbebaut  liegen  licss,  ihm  entziehen,  einem  Andern  zur  Belohnung 
ü1>crtragcn , und  noch  den  dazu  einer  Strafe  unterwerfen  kann.  Es  folgt  jedoeh 
hieraus  nicht,  dass  der  Besitzer  mir  Pricliler  war,  der  König  halle  schon  der  Ab- 
gaben wegen  ein  Interesse,  dass  alles  I.and  frehörig  bebaut  wurde. 

2)  Aus  dieser  Thnlsache  folgt  aber  nur,  djiss  der  auch  bei  (irundcigenlhum  halle, 
z.  B.  Weideland.  Y.  II.  160. 

3)  M.  IX.  146. 

4)  M.  IX.  243  fr. 

5)  Y;y.  II.  160—175.  M.  IX.  201.  203.  208.  200. 

6)  M.  VIII  31.  Y.  II.  26-29. 

7)  Vom  Erwerb  gefundener  Sachen  handeln  M.  VIII.  32  — 30.  Y.  II.  33 — 35.  Der 
König  hat  einen  Anlhcil  am  gefundenen  Schatze. 
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leidet').  Ererbter  Grundbesitz  ist  nur  mit  Bewilligung  der  Söhne  vcräus- 
serlich  *). 

Ob  Eigenthum  mir  durch  Tradition  oder  schon  durch  blossen  Ver- 
trag nuf  einen  andern  übertragen  werden  konnte,  ist  eine  bestrittene 
Frage*);  ülirigens  gab  es  selbst  eine,  symbolische  Ucbertragungsweisc  der 
Sachen,  z.  B.  durch  Hingabe  eines  Halmes  oder  Getreides,  während  von 
Seiten  des  Käufers  Wasser  auszugiessen  und  eine  Münze  zu  überreichen 
ist  *). 

IV.  Die  Grundsätze  des  indischen  Erbrechts  sind  sehr  zahlreich  und 
verwickelt,  in  Indien  selbst  sind  dnriiber  viele  Monographieen  geschrieben 
worden  *),  und  Colebrookc  hat  deren  zwei  ins  Englische  übersetzt*). 
Es  ist  Gans  gut  gelungen,  die  Grundzüge  desselben  zu  geben,  die  wir 
aber  hier  sehr  abzukürzen  gcnölhigt  sind. 

A.  Hat  ein  Vater  Dcscendeuz,  so  kann  er  durch  eine  Erbiheilung 
seine  Succession  im  Voraus  reguliren,  und  das  von  ihm  selbst  er- 
worbene Vermögen  nach  seinem  Belieben  unter  seine  Kinder  vertheilen, 
das  angestammte  aber  nur  mit  ihrer  Zustimmung').  Auch  die  Frau  muss 
einen  Antheil  erhalten.  Für  mögliche  nachgeborene  Kinder  kann  der  Vater 
einen  Vermögenstheil  Vorbehalten;  thnt  er  cs  nicht,  so  ist  für  sic  ein 
Erbthcil  auszuscheiden*). 

B.  .Macht  der  Vater  keine  Erbtheilung,  so  sind  die  Söhne,  Enkel  und 
Urenkel  seine  Erben,  jedoch  keine  cntfcniteren  Descendenten,  die  auch  an 
dem  Todtenopfer  nicht  Theii  zu  nehmen  haben*).  Das  Vermögen  der  Mut- 
ter fällt  an  die  Tochter  und  ihre  Descendenten  bis  zum  3.  Grad  ausschliess- 
lich'*), doch  thcilen  ihre  Brüder  blos  von  der  Mutter  Seite  mit  ihnen. 

„Was  ein  Erbe  selbst  erworben,  ohne  Nachthcil  des  väterlichen  Ver- 
mögens, als  Geschenk  von  einem  Fremden  oder  als  Hochzcitsgeschcnk,  das 
soll  den  Miterben  nicht  zufallen.“'').  Soiwt  sind  unter  ebenbürtigen  oder 


1)  Y.  II.  175. 

2)  V.  II.  121.  Gibclin  II.  14. 

3)  Sic  ist  bi'liamicll  von  Gibclin  I.  S.  137  IT. 

4)  Gibclin  a.  a.  0.  S.  140-t4t. 

5)  Haupitjuelle  in  .M.  IX.  103  — 220.  Yaj.  II.  114 — 149.  P.is  s.  g.  Gesetzbuch  der 
Gentoos,  flbersotzt  von  Raspe,  S.  161  — 236.  Eine  Darstellung  desselben  in 
Gans,  Erbrecht  I.  S.  71  — 91. 

6)  Es  ist  olien  aiifgeliilirt  und  hat  den  Titel ; Two  treafitet  oh  ike  Hindn  law 
of  lakerita/ice  etc.  raicutta  1810. 

7)  Yaj.  II.  114—115.  Gesetzbuch  d.  Gent  S.  2t6.  Gans,  S.  93 — 07.  Denn  das  vom 
Grossvater  Ererbte  ist  gemeinsames  Eigenthuiu  des  Vaters  und  des  Sohnes. 
Yaj.  II.  120 

6)  Man.  IX.  216.  Yry.  II.  122. 

9)  M.  IX.  185.  Yaj.  II.  117  IT.  Gans.  S.  64 — 86.  Ges.  d.  Gentoos  S.  163  IT. 

10)  M.  IX.  131.  192.  Y.  II.  117.  145. 

11)  Worte  V.  Ygj.  in  II.  118.  123.  M.  IX.  206.  208. 
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für  cbenbürliij  gellenden  Gesrbwislem  gleiche  Theile  zu  machen  * ) ; die 
Enkel  und  Urenkel  erhallen  den  Theil,  den  ihr  Valer,  wäre  er  noch  am 
Leben,  würde  erhalten  haben,  nur  wenn  blos  Enkel  oder  Urenkel  da  sind, 
thcilen  sie  nach  Kö[>fen. *) 

Auch  die  Müller  muss  ein  Erbthcil  haben*). 

Kinder  von  Müllern  niederer  Kasten  haben  geringere  Theile  anzuspre- 
chen.*), Doch  soll  die  Theihmg  nach  des  Vaters  Tod  nicht  sofort  stalt- 
flnden,  die  Familien-Vermögens-Geineinschafl  soll  unler  den  Kindern,  dem 
.ältesten  Sohn  und  der  Mutier,  so  lange  diese  lebt,  fortgesetzt  werden.  Der 
filtesle  Sohn  vertritt  als  Familicnhaupt  den  Valer,  ist  er  tugendhafl,  so  hat 
er  die  alleinige  Disposition  über  das  Vermögen*).  Wird  die  Trennung  be- 
schlossen, so  erhält  er  */,o  des  Vermögens  zum  Vor.ius  und  das  beste 
Stück  der  Verlassenschafl,  der  zweite  erhält  der  jüngste  */g»  als  Vor- 
aus; der  sehr  tugendhafte  Sohn  soll,  wenn  kein  Abzug  Statt  halte,  sogar 
zwei  Erblheile  erhalten.*) 

Die  Söhne  müssen  die  Töchter  unterhalten  und  doliren 

Sind  keine  Urenkel  da,  so  geht  die  Erbschaft  auf  die  Frau  über  und 
wenn  diese  nicht  mehr  lebt,  auf  die  Töchter  und  zwar  zuerst  auf  die  un- 
verheiralheten  •).  Nur  wenn  der  V'erstorbene  auch  keine  Töchter  hinlcr- 
lasscn  hat,  sind  andere  Verwandte  zur  Erbschaft  benifen  und  zwar  zuerst 
die  Ascendenten  desselben,  dann  die  Seilen  verwandte  nach  einer  Lineal- 
und Gradualordnung.  In  den  nächsten  Linien  gehen  Vollbürtige  den  halb- 
bürtigen von  Seiten  des  Vaters  vor  •).  Das  Vermögen  der  kinderlosen 
Frau  fällt  an  den  Gatten,  wenn  sie  nach  einer  den  Urahmanen  erlaubten 
Vermählungsart  verheiralhet  war,  sonst  aber  an  ihre  Eltern  *®). 

C.  Erbloses  Gut  gehört  dem  König,  .ausgenommen  das  des  Brahmanen, 


1)  M.  IX.  150.  157.  15Ö.  162.  Ynj.  120.  Die  unlcgilimon  Kinder  tind  von  den  le- 
gilimrn,  .als  den  Erben  zu  eriisljreii.  M.  IX.  163.  Auch  der  Adoplivsolin  soll  er- 
ben IX.  168.  169. 

2)  C.ans,  S.  88.  Y.  II.  120. 

3)  Yajn.  II.  123. 

4)  M.  IX.  125.149-153.  180.  Yajn.  II.  125.  Ebenso  der  von  einem  Sudra  mit  einer 
SkL-ivin  encuglc  Sohn  Y.  II.  133.  134  M.  I.X.  179.  Halte  ein  Prahm.ine  aus  jeder 
der  vier  Kasten  eine  Frau,  so  erhält  der  Sohn  der  Frau  der  ersten  */ijj  der  der 
zweiten  */,j,  der  der  dritten  */ii  und  der  der  Sudra  '/is  M.  IX.  151. 

5)  M.  IX.  104.  105-110.  Gans,  S.  82. 

6)  M.  112—117.  123  — 124.  Gaus,  S.  83.  Nach  M.  IX.  104  kann  der  tugendhafte 
Sohn  d.as  ganze  Vermögen  nehmen  und  die  Brüder  unter  seiner  Vonnuiidscliaft 
hah<-n. 

7)  M.  IX.  118,  119.  Y.  11.  124. 

8)  M.  IX.  185,  196.  Gans  S.  85-88.  Gesetzbuch  d.  Gentoos  S.  180. 

91  M.  IX.  145,  185,  217.  Y.  II.  117,  135.  folg.  Gans  S.  46  — 93. 

10)  M.  IX.  196,  197.  Y.  II.  145. 
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welchem  zuerst  derjenige  succedirt,  diireh  den  er  die  Wiedergeburt  erhielt, 
sonst  die  besondere  BrahmanenConioration,  der  er  angehörle.  Doch  soll  auch 
der  König  das  ihm  zufallende  Erbgut  tugendhaden  Brahmanen  überlassen  •). 

D.  Für  die  Schulden  (so  wie  für  die  Todlenopfer)  haften  die  Erben 
nach  ihren  Antheilen  auch  über  den  Betrag  der  Erbschaft  *). 

Es  giebt  verschiedene  aus  besonderen  Gründen  zu  erben  unITihigc  Per- 
sonen, als  Zwitter,  Verscbnillene,  Wahnsinnige,  Lahme,  Blinde,  ein  mit 
unheilbarer  Krankheit  Behafleter  u.  a.  Doch  haben  sic  Ansprüche  auf  Ali- 
mente; ihre  nicht  defeclen  Kinder  treten  aber  als  Erben  ein  *). 

V.  Die  auf  die  Forderungs  rechte  bezüglichen  S.atzungen  betrefTcn  vor 
allem  die  Eingehung  der  Verträge,  die  Darlehenschulden,  die  pränder,  das 
Depositum,  den  Kauf  und  Ansprüche  aus  Beschädigungen. 

A.  Eigene  Formen  über  die  Eingehungen  der  Vertrüge  schreibt  das 
indische  Becht  nicht  vor,  giebt  aber  den  Bath,  ohne  Sichcrheitsbeslellung 
von  Seilen  des  Schuldners  keine  Verträge  zu  sehliessen.  Die  mit  willens- 
unlähigcn  Personen  erzwungenen  oder  durch  Betrug  herbeigefflhrten  oder 
verbotenen  Verträge  sollen'  ungültig  sein.  Auch  der  Irrthum  vernichtet  den 
Vertrag*).  Der  von  einem  Sklaven  lür  die  Familie  geschlossene  Vertrag 
ist  bindend  *). 

B.  Der  Gläubiger  kann  vermittelst  Selbsthilfe  seinen  Schuldner  zur 
Zahlung  einer  anerkannten  Schuld  zwingen,  erliegt  aber  Strafen,  wenn  er 
nichts  zu  fordern  hatte,  desgleichen  der  welcher  eine  nicht  bestehende 
Schuld  cinklagt,  jedoch  auch,  wer  eine  bestehende  abläugnel.  Einen  un- 
vermögenden Schuldner  aus  einer  niedern  Kaste  kann  der  Gläubiger  nö- 
tliigcn  für  die  Schuld  zu  arbeiten  •).  Für  den  Haushalt  gemachte  Schulden 
lasten  auf  allen  Mitgliedern  des  Hauses,  sonst  haftet  weder  die  Frau  für 
den  Mann,  noch  dieser  für  sie,  doch  muss  sie  die  vom  Mann  anerkannte  Schuld 
bezahlen  ’).  Die  Schulden  des  ausgewanderten  Vaters  haben  die  Söhne 
und  Enkel  zu  entrichten  •).  Eine  Schuld  die  vor  Zeugen  contrahirt  ist. 


t)  M.  IX.  168,  189.  Nach  Y.  II.  137.  Oas  VermSgen  eine«  Einsiedler«,  eine« 
Büssenden  und  eines  geistlichen  Schülers  füllt  der  Heilie  nach  an  «<'inen  Lehrer, 
einen  tüchtigen  Seliüler  oder  an  einen  durch  Frömmigkeit  ihm  verbündeten  An- 
gehörigen derselben  Einsiedelei. 

2)  M.  IX.  104,  2ia  Y.  II.  51,  117.  Gan»  S.  95. 

3)  M.  IX.  201,  202,  214.  Y.  140.  Gesetzbiieh  d.  Gciitoo»  S.  306. 

4)  M.  VIII.  163  - 166,  168,  179.  Y.  II.  89. 

r»)  M.  VIII.  167. 

8)  Y.  11.  40-43. 

7)  y.  II.  45,  46,  48,  49.  M.  VIII.  Wahrseheinlich  gilt  die  vom  Manne  anerkannte 
Sehnld  für  eine  für  die  Familie  gemaehte. 

8)  Y.  II.  50.  Schulden  für  Geirünk,  äpiel  u.  s.  w.  brauchen  die  Familienglicder 
nicht  zu  zahlen.  Y.  II.  47,  106. 
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soll  vor  Zeusen  bezahlt  werden  ' ).  Wird  die  Annahme  einer  Zahlung 
verweigert,  so  soll  die  Summe  einem  sichern  Depositar  übergeben  werden  *). 

C.  Die  Zinsbesohrünkungen  *)  gehen  dahin,  dass  der  Aiiatocisnius 
verboten  ist  und  rückständige  Zinsen  dos  Capital  nicht  übersteigen  ■•). 

Der  Zinsfuss  ist  verschieden  je  nachdem  auf  Pfänder  geliehen  wird 
oder  nicht,  im  ersten  Full  sind  l*/^  Procent  im  Monat  erlaubt,  im  zweiten 
kann  man  von  Brahmanen  2,  vom  Kschalrya  3,  vom  Vaisya  4 und  vom 
Sudra  5 Procent  nehmen  oder  sich  versprechen  lassen.  Wer  über  Wälder 
leiht,  kann  10,  und  wer  über  das  Meer,  kann  20  Procent  nehmen  und  sich 
auch  mehr  versprechen  lassen.  Was  über  den  Zinsfuss  hinaus  verspro- 
chen wird,  ist  ungültig  versprochen  *). 

D.  Ein  Pfand  geht  verloren,  wenn  cs  nicht  eingelöst  wird,  n.aehdem 
das  geliehene  Capital  durch  den  Zinsenrückstand  verdoppelt  ist;  das  auf 
eine  bestimmte  Zeit  einzulösende  mit  dem  Ablauf  derselben,  nicht  aber 
ein  solches,  von  welchem  der  Gläubiger  den  Genuss  hat*).  Wenn  ein 
blos  aufzubewahrendes  Pfand  benützt  wird,  Hillt  die  Zinsenzjthlung  weg. 
ZulTdlige  Beschädigungen  trägt  der  Schuldner.  Wer  ohne  des  Schuldners 
Willen  ein  Pfand  benützt,  verliert  auch  die  Hälfte  der  rückständigen  Zin- 
sen ^).  Hat  der  Schuldner  mehrere  Gläubiger,  so  ist  zuerst  der  Brahmane 
und  zwar  selbst  vor  dem  Könige  zu  befriedigen  *). 

E.  Bürgschaft  kann  geleistet  werden  für  das  Erscheinen  des  Schuld- 
ners, für  Zutrauen  d.  h.  für  die  Gewährleistung  seiner  Ehrlichkeit  und 
für  die  Bezahlung.*) 

In  beiden  ersten  Fällen  haften  die  Söhne  des  Bürgen  nicht,  wohl  aber 
im  letzten.  Mehrere  Bürgen  sind  jeder  pro  rata  gehalten,  ausser  sic  hätten 
sich  alle  in  „denselben  Schatten“  gestellt,  d.  h.  solidarisch  verpflichtet. 
Mitglieder  des  Hauses  können  nicht  für  einander  Bürgen  werden.  Dem 
zum  Zahlen  öITcnllich  gezwungenen  Bürgen  muss  der  Hauptschuldner  das 
Gegebene  doppelt  erstatten.  Wer  Geld  erhielt  um  Bürge  zu  werden,  dessen 
Elben  sind  immer  liaftbor  '*). 


1)  Y.  11.  94. 

2)  Y.  11.  44. 

3)  Die  Angaben  über  die  Zinsbeschriinkungen  in  d.  Gesetzb.  d.  Gentoos  S.  134  ff. 
und  hei  Gibclin  1,  185  sind  Dicht  sehr  klar. 

4)  M.  Vlil.  151  — 153. 

5)  Y.  11.  37  , 98.  M.  Vlll.  140—143,  152,  157. 

6)  Y.  11.  58.  M.  Vlll.  144. 

7)  H.  Vlll.  145  — 151.  Y.  II.  60  — 64  , 67.  (wo  noch  andere  Bestimmungen  über 
die  POUidcr  sielt  Ouden.) 

8)  Y.  11.  41. 

9)  Y.  II.  52  , 53. 

10)  M.  Vlll.  158.  Y.  II.  52  — 50.  Nach  Gibclin  1 S.  175  unterscheiden  die  in- 
dischen Rechtsgclehrten  meistens  fünf  IlauptfUlc  der  Bürgschaft. 
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F.  Wer  slatl  verkanfler  untadelhafler  Waare  fohlerhaflc  liefert,  oder 
mit  heimlichen  Mängeln  hehuftele  verkauft,  muss  doppelten  Ersatz  leisten 
und  eben  so  viel  Üusse  zahlen ; dessgleichen  wer  zweien  dieselben  Sachen 
verkauft.  Wer  unbeschenc  Waaren  kault  und  nachher  Mängel  entdeckt, 
kann  innerhalb  gesetzlich  licslimmtcn  Frislcn  sie  zurückgeben,  nicht  aber 
wenn  er  die  Sachen  vorher  besah  '). 

Die  indischen  Rechlsbücher  haben  noch  mehr  oder  weniger  Besliin- 
niungen  über  den  Leihe-  den  Pacht-  den  Mielhverlrag,  die  Societüt 
u.  s.  w.  *). 

69.  Sehr  ins  Einzelne  gehen  VI.  die  Besliinmungen  über  Beschädig- 
ungen *)  anderer  und  zwar  sowohl  ihrer  Ehre,  als  ihrc*s  Körpers,  ihres 
Eigenlhuins  und  über  die  Angriffe  auf  ihr  Leben.  Auf  sehr  vielen  stehen 
Geldslralcn,  die  in  die  niederste,  die  mittlere  und  die  höchste  zerfallen, 
so  dass  gewöhnlich  bei  den  einzelnen  Verbrechen  gesagt  wird,  wann  die 
eine  oder  die  andere  den  Schuldigen  trcHe.  Wenn  das  Verbrechen  von 
den  -\ngehörigcn  einer  niederen  Klasse  gegen  den  einer  höheren  begangen 
wird,  trilTl  ihn  meistens  die  erste,  iin  umgekehrten  Fall  die  niederste.  Hat 
der  König  mit  Unrecht  eine  Geldstrafe  erhoben,  so  soll  er  selbst  sie  dreissig- 
faeh  zunickbczahlen  und  zwar  an  die  Brahnianen  *).  Zuweilen  liegt  den 
Strafliestimmungen  das  Princip  der  Wicdervcrgeltung  *)  zu  Grund,  sehr  oft 
das  der  Schadloshaltung,  meistens  aber  das  der  Repression,  indem  die 
Strafen  als  das  sicherste  Mittel  des  Schutzes  des  Rechts  und  der  Staats- 
ordnung angesehen  werden  •).  Das  indische  Strafrecht  hat  mit  dem  alt- 
germanischen  nichts  gemein,  es  kennt  keine  Familienrachc  und  keine  eigent- 
liche Composiliun  troz  der  genauen  Bestimmungen  über  die  zu  zahlenden 
Geldbussen.  Dagegen  kömmt  die  Vermögcnsconfiscation  öfter  vor’).  Die 
übrigen  Strafarten  ausser  den  Geldbussen  sind  sehr  zahlreich  und  grösstentheils 
grausam.  Nach  einer  Zusammenstellung  dcrsell>en  in  Dr.  Stenzler's 


1)  Gosotxbucli  d.  Gentoos  S.  319.  Gibelin  I.  S.  219  — 297. 

2)  hicselben  werden  cingcüicilt  im  Gcselzb.  d.  Gentoos  S.  275-folg.  300  folg, 
und  bei  Gibelin  I S.  221  folg.  299  folg.  II.  S.  170  — 197.  Es  gehören  hier- 
her BUS  Vajnnvnlkya  II.  177 — IbO,  184,  187  — 198. 

3)  Y.  II.  203  -307  und  III.  257  folg.  M.  VIII.  267  folg.  IX  230  folg,  und  B.  XI. 

Ini  Bd.  III.  Yaj n.1  V a I k y a bandelt  zwar  von  den  göltliehen  Strafen  der  Ver- 

breeher  und  Sünde  und  der  Bussen , jedoch  sehr  hSuflg  auch  von  den  bürger- 

lichen Strafen  derselben. 

4)  Y.  II.  307. 

5)  Y.  II.  215. 

6)  Z.  B.  M.  IX.  203.  Y.  I.  352  , 356. 

7)  Z.  B.  M.  IX.  242.  Der  König  «dl  die  Geldstrafen  den  Priestern  schenken.  IX. 

244.  Die  religiöse  Sühne  ist  jeiloeh  liei  schweren  Verbrechen  durch  Busse  von 
Kühen  zuweilen  von  anderen  Thiercn  zu  machen.  Y.  III.  260  f.  M.  XI.  117  folg. 
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Specimen  jurit  crimmalis  veterum  Indimtm  •)  sind  sic  Lebens-,  Leii)es-, 
Ehren-  und  Freiheitsstrafen.  Die  ersten  bestellen  im  Spiessen  auf  spitzigen 
Pfählen,  oder  im  Stückezerschneiden  des  Verbrechers  mit  Scheermessern’ 
im  Verwerfen  desselben  an  Elephanten  oder  Hunde,  und  im  ErsäulTen 
oder  im  Verbrennen  in  einem  Kliilienden  Eisenbette  * ).  Die  Leibesstralen 
bestehen  in  Verstümmlungen  aller  Art*),  Stessen  eines  glühenden  Eisens 
in  den  Mund,  Eingicssen  siedenden  Oehles  in  die  Ohren  und  Siockschläge. 
Die  Freiheitsstrafen  bestehen  in  der  Kerkerstrafe  und  der  V^erbannung  *); 
die  Ehrenstrafen  im  Abseheeren  der  Haare,  der  Brandmarkung  namentlich 
auf  der  Stirne  und  in  der  Degradation  d.  h.  der  Ausstossung  des  Verbrechers 
aus  seiner  Kaste  *).  Dass  der  Brahmane  als  Verbrecher  anders  behandelt 
■wird,  wie  die  Angehörigen  der  übrigen  Kasten,  ist  schon  bemerkt  worden ; 
wenn  er  auch  eines  der  schwersten  Verbrechen  begieng,  trifft  ihn  nur  die  mitt- 
lere Geldstrafe,  die  Verbannung  u.  s.  w.  Er  unterliegt  daher  nicht  blos  nicht 
der  Todes,  sondern  auch  keiner  Lcibesslrafe  •).  Die  mit  den  schwersten 
Strafen  belegten  Verbrechen  sind  Mord  und  Todtschlag,  Raub  und  schwe- 
rer Diebstahl,  in  vielen  Fällen  der  Ehebruch,  Fälschung  des  Geldes,  die 
Ehrenkrünkung  und  Verletzung  eines  Brahmanen  ’). 

Die  Strafrechtspflege  erscheint  im  M.- Rechtsbuch  besonders  Bd.  IX. 
als  eine  der  ersten  Verpflichtungen  des  Königs  •),  zu  deren  Ausübung  er 
auch  die  nöthige  Polizei-Gewalt  hat. 

VH.  Es  ist  schon  bemerkt  worden,  dass  die  indischen  Rechlsbücher 
viele  Bestimmungen  über  den  Beweis  und  das  Beweisverfahren  enthalten. 
Zu  den  cigcnthömlichsten  gehören  die  über  die  Ordalien.  •)  Sie  führen 
deren  fünf  auf;  Wi)gc,  Feuer,  Wasser,  Gift  und  Weihwasser; 
auch  kommt  das  Gottesurtheil  von  sieben  Waizenkömern  vor. 

Nach  Yajnavalkya  (II.  9S)  ist  die  Wage  für  Frauen,  Kinder,  Grei.se, 
Blinde,  Lahme,  Brahmanen  und  Kranke.  Das  Feuer  oder  Wasser  und 
die  Waizenkömer  für  die  Sudras.  Die  Gottcsurtheile  werden  imter  Hersagen 


1)  GresUu  1842. 

2)  M.  I.\.  276,  292.  VIII.  34,  37t.  IX.  279.  VIII.  377.  - Strnilcr  J.  5. 

3)  .M.  VIII.  270,  277,  281-263,  370,  374,  299.  IX.  276,  277,  230.  Sicniler  S.  6. 

4)  M.  VIII.  220,  310,  352,  365,  375.  IX.  288.  VIII.  219,  234.  IX.  274,  289. 
X.  96.  Stenzlcr  $.  7. 

5)  .M  VIII.  129,  370,  375,  384,  ferner  237,  238,  239.  II.  37.  III.  16.  X-  92, 
93  , 97.  Slenzler  §.  8. 

6)  Stcnzler  $.  10.  M.  IX.  241.  VIII.  380  , 381.  Y.  II.  81,  82. 

7)  M.  IX.  226  folg. 

8)  Y,  I.  352  — 367.  Es  heisst  hn  N.  IX.  310.  Wider  Verbrecher  brenne  der  König 
vor  Zorn,  verzehre  ruchlose  Minlslor  u.  s.  ■». 

9)  M.  VIII.  1 14  - 1 1 6.  Y.  II.  93- 1 13.  B c n f e y a.  x 0.  S.  230.  Dubai$  Motur» 
det  M.  n.  546  f.  Spangenberg,  in  der  Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und 
Rechtswissenseb.  des  Auslands  Bd.  VI,  S.  232  I. 
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von  Gebeten  oder  Zauberformeln  vorgenommen.  Das  Verfahren  bei  der 
ersten  Probe  besteht  darin,  dass  der  Angeklagte  gewogen  »ind  bemerkt 
wird,  wie  tief  die  Wage  herabsank;  dann  heftet  man  ein  Stück  Papier, 
worauf  das  ilim  vorgeworfene  Verbrcclien  gesclirieben  ist,  an  den  Kopf 
und  wiegt  ilin  nocli  einmal;  sinkt  die  Wage,  so  ist  er  schuldig;  steigt  sie 
so  ist  er  unschuldig,  bleibt  sie  gleich,  so  wird  die  Probe  wiederholt  u.s.w.  *) 
Die  zweite  Art  des  Gottesuriheils  besteht  darin,  dass  der  Angeschuldigte 
eine  feurige  Kugel  in  den  Händen  hallen  muss,  nachdem  er  Keis  mit  der 
Hand  zerrieben,  diesen  nachher  nochmals  reiben,  und  ist  unschuldig,  wenn 
die  Hand  nicht  verbrannt  isL*)  Die  dritte  besteht  darin,  dass  er  nach 
Anrufen  des  Vanma  und  des  Wassers  die  Schenkel  eines  Mannes  fasst, 
der  bis  zum  Naljel  im  Wasser  steht,  dann  unlertauchl  und  so  lang  unter 
dem  Wasser  bleibt,  bis  ein  Schnellläufer  einen  abgeschossenen  Pfeil  zu- 
rükbringl,  findet  er  den  Mann  noch  mit  unlergelaiichlem  Körper,  so  ist 
dieser  unschuldig.  * ) Die  vierte  Probe  besieht  im  Verschlucken  eines  be- 
stimmten Giftes,  schadet  es  nichts,  so  ist  der  Angeklagte  unschuldig.  *) 
Das  Trinken  des  geweihten  Wassers  ist  Beweis  der  Unschuld,  wenn  dem 
Angeklagten  in  14  Tagen  darauf  kein  Unfall  zustüssl  vom  König  oder  vom 
Schicksal.  *) 

Beim  Eide  berührt  man  Feuer  und  Wasser;  der  Brahmanc  schwört 
bei  seiner  Wahrheit,  der  Krieger  bei  seinem  Pferd,  Schwert  u.  s.  w.,  der 
Vaisya  bei  seinen  Schätzen,  Kühen  oder  Korn,  der  Sudra  indem  er  alle 
Verbrechen  auf  sein  Haupt  ladet.  •)  Bei  den  Zeugen  kommen  auch  Gol- 
tesurtheile  vor;  wenn  einem,  der  eine  gerichtliche  Aussage  thaU  in  den  T 
darauf  folgenden  Tagen  ein  Unglück  wiederfährl,  sp  soll  er  die  Schuld 
und  die  Strafe  zu  zahlen  venirlheill  werden.  ’)  Was  den  Urkundenbeweis 
bclriin,  so  liefert  ihn  nicht  blos  ein,  mildem  Datum  versehenes,  von  einem 
öffentlichen  Schreiber  ausgefcrligles,  von  ihm  und  drei  Zeugen  unterschrie- 
benes, sondern  auch  ein  von  des  Schuldners  eigener  Hand  ganz  geschrie- 
benes Dokument.*) 


1)  Y.  II.  100-102. 

2)  Y.  II.  103 — 107.  Ntich  Bcafcy  inu«s  er  b.'iarfuss  übor  brennendes  Holz  gehen 
und  ist,  wi'nii  er  die  Fusssuhic  nicht  verbrennt,  unschuldig. 


3)  Y.  II  108.  109. 

4)  Y.  II.  HO,  nt. 

5)  Y.  II.  112,  113.  Dies  letzte  Gollosiirlbeil  beschreibt  dieser  RcchUgelehrle  nicht  In 
andern  Büchern  werden  noch  Gotlesurthcilc  angeführt,  durch  Reis,  kochendes 
Oehl,  durch  glühendes  Eisen  und  durch  Bilder.  Geber  dieselben  Bcnfcy  und 
Dubois  a.  a.  0. 

6)  M VIII.  113. 

7)  M.  Vlll.  109. 

8)  Y.  II.  84—89. 
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Die  Staats-  and  Rechtsentwicklung  bei  den  Persern  ')  und 

A c g y p t c r n. 

TO.  Den  Indiern  ganz  nahe  steht  das  mit  ihnen  staninn  er\vandte  Volk 
der  Iranier,  *)  deren  Hanplzwcig,  die  Perser,  einen  weltgeschiclitlich  wich- 
tigen Staat  gegründet  haben:  doch  sind  dieselben,  was  die  Entwicklung 
des  Rechts  betrilR,  so  sehr  hinter  den  Ariern  zurückgeblieben,  dass  sie 
in  der  Rechtsgcschichle  kaum  genannt  zu  werden  verdienen.  Sie  haben 
keine  Rechtsdenkmale  hinlcrlassen,  welche  den  indischen  an  die  Seite  ge- 
stellt werden  können.  Zwar  besitzen  wir  in  ihren  heiligen  Schriften , dem 
Zettd  Avesta  *),  eine  sehr  alte  Kenntnissquellc  nicht  blos  ihrer  religiösen 
Anschauungen  und  eines  Theils  ihres  Cultus,  sondern  auch  ihrer  Gesittung; 
allein  selbst  der  Theil  derselben,  welcher  Vorschriften  hat,  die  einiger- 
massen  das  bürgerliche  Leben  berühren,  der  Vendidad  da  Sade  ist  doch 
wesentlich  Religionsbuch  und  enthält  keine  eigentlichen  Salzungen  des  Rechts.*) 

Ausgemacht  ist  es,  dass  diese  in  ein  sehr  hohes  Altcrtlium  hinauf- 
reichen  und  durch  den  in  der  allpersischen  Geschichte  so  gefeierten  Zo- 
roaster  (Zarathmtra)  nicht  sowohl  eingeführt,  als  vielmehr  nur  genauer 


1)  Uolxr  Persien  ist  zu  vcrgleielien : Flöthe  und  hassen  in  der  F.ncycloiiaedie  v. 
Ersch  u.  Gr  über  Scet.  III.  Bd.  17.  S.  347—500.  Pmtoret  hin.  de  Idgit- 
lation  f.  9.  Klemm,  Cullurgeselnehlc  Bd.  7.  S.  360.  hoc  he  II,  Weltgeschiclile 
h S.  tS2,  362.  Meeren,  Ideen  über  Politik  etc.  3.  Anfl.  v.  1815.  S.  155  f. 
in  den  sUmmtl.  Werken  Bd.  X. 

2)  Die  urs|)rüngliche  Slammeinheit  der  Arier  und  Iranier  ist  nenstens  über  allen 
Zweifel  erhoben  worden,  unter  andern  v.  Roth  in  den  theologisehen  J.ilu-büehem 
von  Baur  u.  Zeller  Bd.  Vllh  S.  281.  f in  einer  Darstellung  der  Onnuzd  Reli- 
gion; ferner  v.  Spiegel  in  der  Einleitung  seiner  Ausgabe  des  Avesta  Bd.  h den 
Vendidad  enthaltend,  h^'ipzig  1852. 

3)  Er  besteht  aus  5 llauptheilen : a)  dem  Izeichne  oderJoschna,  einer  Sammlung  von 
hobpreisungen  des  höchsten  Wesens  ( Ortnuxd) ; b)  dem  V i s p c r e d gleichfalls  einem 
lilurgischcii  Werk;  c)  dem  Vendidad,  d.  Ii.  dem  geolfenbaiien  Gesetz  wider  die 
Dewt  tFcinde  des  Gesetzes)  in  22  Abschnitten  {Fargardt  genannt) ; d)  die 
Tetechu  Sadee  in  07  Abschnitten,  religiösen  inhaiU  und  c)  icm  Siruxa,  hob- 
prciiung  der  Ilimmelsgcister.  Klemm,  S.  364. 

1)  Die  erste  Mittheilung  des  Zendavesta  wurde  in  Europa  von  Anguelil-Dupcr- 
ron  gemacht,  der  einen  Text  und  Uebersetzung  derselben  1771  hcrausgab; 
Kleukcr  übertrug  das  Werk  ins  Deutsche  1781/6.  Allein  noch  in  der  neusten 
Zeit  haben  englische  und  französische  Gelehrte,  besonders  Burnouf  (der  auch 
ein  Facsimilc  des  Tests  des  Vendidad  1842/3  bekannt  machte)  in  seinem  Com- 
mentaire  tur  le  Yaenn  etc.,  Sylvestre  de  Sacy  u.  a.  das  kritische  Studium 
dieser  alten  Rcligionsdcnkmalc  ins  heben  gerufen,  welches  mm  auch  in  Deutsch- 
land sorgfältig  gepflegt  wird,  z.  B.  von  Ulshausen,  Spiegel,  Roth.  1852 
Textausgaben  von  Spiegel  imd  Westergaard  und  die  schon  angeführb: 
Uebersetzung  von  Spiegeh 
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foslgfislcllt  wurden  zwischen  dem  Jahr  500  und  1000  vor  Chrislus;  dass 
der  Vendidad  aber  nicht  sein  eignes  Werk,  sondern  eine  Sammlung  von 
Bnichslückcn  der  seine  Lehre  enthaltenden  Traditionen  ist,  die  wir 
aber  keineswegs  in  der  Ursprache,  sondern  in  dem  zur  Zeit  der  Sasani- 
den  und  zwar  Sapors  II.  (gegen  2T0  nach  Christus)  in  Persien  herr- 
schenden halbsemitischen  Dialekte  besitzen.  ’)  Von  einer  Gleichstellung 
des  Zendavesta  mit  dem  Manurechlsbuch  kann  daher  schon  in  den  oben- 
bezeichneten  Beziehungen  keine  Rede  sein;  allein  auch  in  anderer  Bezie- 
hung besteht  zwischen  ihnen  dgr  grösste  Gegensatz.  Während  das  letzte 
uns  das  Bild  eines  sehr  entwickelten  und  wissenschartlich  fein  ausgebildcten 
Rechlszuslandes  gibt;  enthält  der  Vendidad  nur  Hindeutungen  nuf  die  An- 
fänge des  Culturziistandes  eines  Volkes,  das  aus  dem  Nomadenleben  in 
das  des  Ackerbaues  ilbergeht  und  selbst  durch  religiöse  und  andre  Zwangs- 
mittel zu  diesem  angehalten  werden  musste,  dessen  wichtigste  Sehutzwäch- 
ter  gegen  Raubthiere  nnd  Diebe  noch  die  Hunde  sind  und  das  durch 
Androhung  von  500  bis  4000  Schlägen  mit  dem  Pferdestachel  die  Belol- 
gung  selbst  religiöser  Vorschriften  cinschärfl.  *) 

Uebrigens  finden  sich  bei  den  Persern  gleichfalls  vier  Kasten  wie  bei 
den  Indiern;  die  der  Magier  als  der  Priester,  die  der  Krieger,  der  Ackers- 
leute und  Viehzüchter  und  die  der  Handwerker. 

Das  Prinzip  der  Erblichkeit  scheint  entweder  gar  nicht  oder  doch 
nicht  durchgreifend  bei  denselben  bestanden  zu  haben,  noch  die  .Scheide- 
wand zwischen  ihnen  so  streng  gewesen  zu  sein,  wie  l>ei  den  indischen 
Kasten.  •)  Beweise  einer  organischen  Entwicklung  der  Grundlagen  des 
altpersischen  Rechts  sind  keine  auf  uns  gekommen.  Diesellie  ist  gewiss 
in  Folge  der  vielfachen  gewaltsamen  Erschütterungen  des  (lersischen  Reichs 
beständig  unterbrochen  worden  und  konnte  zu  keinem  .Abschlüsse  kommen.*) 


1)  Man  naliiii  Zoroasicr  gewöhnlich  für  den  Rrlifionnlinor  und  UrgeseUgebor 
dor  Persf^r  und  sotzte  ihn  in  ein  hohes  AUerthnm  zurück,  npStcr  reaclitc  man 
ihn  zum  Zeilgcnossen  des  Dartus  Hyslai»pis,  weil  in  dom  Zendavcsbi  ein 
Giislhap$(Hystaspis)  erwähnt  wird;  allein  die  Kritik  liat  das  Kr^ohniNS  go- 
lldcrt,  dass  er  nur  Keformalor  war  und  zwischen  500  und  1000  ntnl  zwar  näher 
dein  letzten  als  dem  ersten  Jahrhundert  lebte.  Spiegel,  a.  n.  0.  S.  40  f.  Ersch 
und  Grub  er  a a.  0.  S.  398. 

2)  Die  das  Recht  bcrfjhrmden  Satzungen  dem  Vendidad  hat  Rhode  in  seinem  Werke ; 
die  heilige  Sage  and  das  gesammte  RHigiontisystem  der  allen  Baktrier,  Meder 
nnd  Perser  oder  de«  Zendvolks,  Frankfurt  1820,  S.  413  f.  n.  530  hervorgeho- 
ben. Au«  dem  Vendidad  gehören  vorzugsweise  hierher  der  3.  n.  13.  Fargard. 

3)  Heeren  a.  a.  0.  nach  Kleukers  Zendavesta  S.  141.  305.  Flalhe  bei 
Ersch  u.  Gruhera.  a.  0.  S 378  und  Rhode,  die  heilige  Sage  S, 332  halten 
die  Magier  nlelit  für  eine  erbliche  Prieslerkastc. 

4)  Man  endet  mit  dem  Sturze  Darms  Codomannus  336  v.  Chr.  die  erste  Periode, 
auf  welche  die  206  Jalue  dauernde  der  Arsaciden  und  Seleuciden  folgt,  von  188 
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Pcrsirn  war  von  Anfan!?  an  ein  erobernder  Staat,  der  das  Assyrische 
und  Babyloiiisehe  Reich  versclilanp:,  sell)sl  Aesypten  eine  Zeit  lang  (von 
r)25  bis  ;i:i2  v.  Chr.)  unter  seine  Herrschaft  beugte.  Im  Kampfe  mit  den 
Oricehen  unterlag  cs,  und  wurde  die  Beule  der  Macedonier.  Es  schliefen 
mm  mehrere  Jahrhuiiderlc  lang  die  mit  semitischen  vermischten  Elemente 
der  von  der  griechischen  Civilisation  iibcrfliigellcn  persischen  Nationalität 
und  Cnllnr,  und  erhtellen  nach  ihrer  künstlichen  Restauration  durch  die 
sasauidischen  Könige  (22(i  n.  Chr.)  doch  nicht  so  viel  Kraft  und  Festig- 
keit in  den  Volksansichlen  und  der  Sille,  dass  nicht  das  ganze  Reehls- 
leben  im  siebenten  Jahrhundert  in  dem  aus  Arabien  erobernd  hcreinbre- 
chenden  Islauiisnuis  aufging. 

Uebrigens  war  Persien  von  Darius  Hystaspis  an  der  erste  organisch 
festgegliedcrtc  Miliiärstaat  und  sein  Prinzip  das  des  monarchischen  .Abso- 
lutismus. rtem  König  stehen  keine  Bürger,  sondern  nur  knechtisch  ge- 
horchende Unterthanen  gegenüber;  *)  selbst  die  .Magier  waren  eine  unlcr- 
würllge  Kaste.  Der  König  war  das  Ein  und  das  -All  des  Staates,  er  allein 
ist  frei,  die  andern  sind  Knechte,  er  allein  Herr  über  die  Person  und  das 
Gut  der  Unterthanen.  AVenn  die  Könige  cs  für  ihre  Regenlenpflichl  achteten, 
die  Staalsverwalliing  auf  das  Zwcckmässigslc  zu  ordnen,  an  die  Spitze 
der  zuerst  von  Darius  cingeselzlen  Satrapate  *)  tüchtige  Oberhäupter  zu 
stellen  und  die  Gerechtigkeit  auf  das  strengste  zu  handhaben,  so  waren 
cs  nicht  Staatsgeselze,  sondern  ihre  eigne  Ansichten  von  ihrem  Herrscher- 
berufc,  widche  diese  Pflicht  ihnen  aunegteu. 

71.  Auch  die  Staats-  und  Rcchtscnlwicklung  Aegyptens '•)  hat  keine 
welthistorische  Bedeutung  erreicht.  Keine  grössere  Rcchlsdenkmalc  dieses 


V.  riir,  an  bociimt  die  3.  Pcriodi",  wclolio  780  Jalirp  umfasst  inid  mit  dein  Sieg 
der  rbalifpii  flbpr  die  KfiniRP  von  Porsien  emiigl,  Er»ch  und  Gr u her,  Enry- 
eloritdip  Seel  III.  B.  17.  S.  370  f. 

1)  Ersch  und  G ruber  a.  a.  0.  S.  376  f.  Ausfübrlich  wird  die  neuere  AVrfassung 
des  periiischpii  Ileiebs  dargcsUllt  von  Heeren  a.  a.  0.  S.  410  f.  bes.  S.  435  f. 
W ac lis ni u Ih , Cidlurgescbtcbte  Bd  1.  S.  181. 

2)  Heeren  S.  454  f. 

3)  Heeren,  a.  a.  0.  S.  508  f. 

4)  Ilauiitüchrifl.steller  über  das  Staats  - und  Rechlsleben  der  Aegyptier  sind  bei  den  Alten 
llcrodot  B.  II.  und  Piodor  von  Siciliin  B.  I.,  unter  den  neuern  P,  Paw 
ReehereheM  jihUotuphi^aet  tur  let  Eß^yptiem , Pastor  et,  histoire  de  la 
Idfislatiatt , Tom  //.  von  1817.  Heeren,  Ideen  über  Politik  u.  *.  w.  B.  II. 
Abth.  II.  S.  550.  Kleiuni,  Culturgcsebiclite  B.  V.  S.  255—474.  Sehr  leaciis- 
werthe  Cbarnkleristiken  desseltien  gelrcii  Loubcll,  Weltgeseliicbte  1.  S.  282  f. 
Wachs muth,  Culturgeschiebte  I,  S.  120  f. 

Henry,  fSggpte  pAaraoniyne  ou  histoire  des  institn- 
tioHS  des  Egyptiens  sonsteur  rois  nationaujc.  Paris  1846. 
2V.  8.  Bunaen,  Aegyptens  Stelle  in  der  Wellgescliichlc  1841, 
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Landes  sind  auf  die  Nach  well  gekommen,  sondern  nur  Nachrichten  über 
ägyptische  Slaalseinrichlungen  und  einzelne  Gesetze.  Die  Aegyplier  sind 
nicht  ohne  Einfluss  auf  die  Bildung  der  Isrueliten  und  Griechen  geblieben, 
während  später  griechische  Cullur  und  das  römische  Recht  wieder  auf 
das  Land  zurückgewirkl  haben.  Wir  verdanken  unsere  Keunluiss  der  frü- 
hem socialen  Zustände  desselben,  (heils  den  Büchern  des  ulten  Testamen- 
tes, theils  den  Griechen,  insbesondere  Her odot  und  üiodor  von  Sicilien. 
Die  Anlange  des  ägyptischen  Volkslebens  verlieren  sich  im  Dunkel  einer 
uralten  Vorzeit,  so  dass  die  Ursprünge  der  Staalseinrichlungen  desselben 
nicht  zu  ermitteln  sind;  sie  bestanden  seit  vielen  Jahrhunderten  vor  der 
Zeit,  aus  welcher  wir  Mittheilungen  über  dieselben  besitzen. 

Die  Bevölkerung  des  Landes  scheint  eine  uralte,  einheimische  ge- 
wesen zu  sein,  welche  durch  einwandernde  indische  Stämme  in  Abhän- 
gigkeit gerieth.  Der  Volks-  und  Staalscinheil  ging  eine  Mehrheit  staat- 
licher Genossenschaften  vorher,  ln  Oberägypten,  von  wo  aus  die  Cullur 
nach  dem  Norden  sich  verbreitete,  scheinen  verschiedene  kleine  pricsler- 
lich-polilische  Vereine  bestanden  zu  htiben,  während  Niederägyplen  von 
Nom.-idcnhäuptlingcn  oder  Hirlenkönigen  (den  Hyksns)  besetzt  war,  mit 
deren  Vertreibung*)  der  ägyptische  Gesammlslaal,  das  Reich  der  Pharao- 
nen, deren  Hoflager  Memphis  war,  begann.  Sesoslris  auch  Ramascs 
genannt  (13H‘J  v.  Chr.)  wird  als  der  Beherrscher  und  Ordner  desselben 
genannt.  Der  Staat  ist  wie  die  Staaten  Indiens  Knstenstaat.  Es  finden  sich 
zuerst  drei  K.aslen  oder  Stände,  zwei  herrschende  der  Priester  und  Krie- 
ger, welchen  das  übrige  Volk  als  untergeordnete  Kaste  gegenüber  steht, 
dos  sich  aber  wieder  in  mehrere  Kasten  spaltete,  deren  Zahl  verschiedent- 
lich .angegeben  wird;  es  werden  von  Her  odot  deren  lünf,  Rinderhir- 
ten, Schweinehirten,  Krämer,  Dollmetscher  und  Schiffer,  von 
Diodordrei:  Hirten,  Ackerbauer  und  Handwerker  unterschieden.  *) 
Die  Priesterkasle  *)  war  nach  dem  Rang  und  den  Gottheiten  gelheilt  und 
eine  Genossenschaft,  deren  Beruf  sich  nicht  auf  den  Cullus  beschränkte, 
sondern  der  auch  die  höheren  Staaisdiener,  die  Richter,  Schriftgelehrtcn, 
Aerzlc , Baukundige  u.  s.  w.  angehörten  und  ursprünglich  auch  die  Könige. 
Die  Krieger  können  den  germanischen  Grundherrn  nach  der  Völkerwande- 
rung verglichen  werden. 

Nach  Diodors  Angtibe,  welche  durch  die  Denkmale  befestigt  wird,  ge- 
hört der  Grundbesitz  nur  den  Königen,  den  Priestern  oder  vielmehr  den 
Tempeln  und  den  Kriegern,  die  Ackcrsleule  waren  nur  Pächter  oder  Guls- 
unterlhancn  und  diess  ist  vielleicht  der  Grund,  weshalb  sie  Herodol  nicht 
als  eine  eigne  Kaste  aulführt,  indem  in  Folge  dieser  ihrer  Lage  kein  ge- 


1)  Der  letzte  (I/fktoi)  König  wurde  1771  v.  Chr.  vertrieben.  Henry  I.  S.  6S. 

2)  Diodor  I.  70. 

3)  Diodor  L 73.  80. 
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nossenschnflliches  Band  unter  ihnen  bestehen  konnte,  wie  unter  den  nndcm 
niederen  Klassen.  Das  Kimigthum  war  erblich.  Beim  Erlöschen  einer 
Dynastie  wurde  der  neue  König  aus  der  Priester-  oder  Kriegerkaste  ge- 
wählt, musste  jedoch  im  letzten  Falle  durch  eine  förmliche  Einweihung  in 
die  erste  aufgenommen  werden;  und  wie  lioch  auch  sein  Ansehen  war, 
so  stand  er  dennoch  unter  der  PriesterschafU  *)  Die  Gerechtigkeits- 
pflege  war  auch  in  Aegypten  eine  erste  Staatsangelegenheit. 

Man  findet  fiber  den  Richtern  der  bewohnten  Orte  und  Landbezirke 
ein  aus  dreissig  Männern  (ohne  Zweifel  Priestern)  gebildetes  Richter-Col- 
legium, zu  welchem  die  drei  ersten  Städte  Theben,  Memphis  und  Heliopo- 
lis  je  zehn  stellten.  Das  gerichtliche  Verfahren  warschrifilich*),  das  älteste 
Recht  war  auf  dem  Boden  der  allägyptischen  Religion  wurzelndes  Gewohn- 
heitsrecht, das  aber  durch  Gesetze  einzelner  Könige  *)  weiter  ausgcbildet 
wurde.  Der  Charakter  der  meisten  derselben  ist  polizeilich,  so  dass  man 
Aegypten  den  ältesten  Polizeistaat  ■•).  wiePersien  den  ältesten  Heer- 
staat genannt  hat.  Das  Land  war  in  dreissig  Verwaltungskreise  (Aomen) 
eingetheilt,  welchen  ein  königlicher  Oberbeamter  verstand;  die  Priester  je- 
des Tempels  hatten  ihre  eigenen  Verwaltungsbeamten,  wie  ihren  eigenen 
Schatz.  Unter  Androhung  der  Tode.sstrafe  war  jeder  gehalten,  sich  jährlich 
über  seinen  Erwerb  und  Lebensunterhalt  nuszuweisen  *).  Die  Gesetzgebung 
war  zwar  vorzugsweise  strafrechtlich,  doch  erstreckte  sic  sich  auch  über 
das  Privatrecht.  Was  z.  B.  die  Schuld  Verhältnisse  bclrilR,  so  fand  nur 
Vollzug  am  Vermögen,  nicht  an  der  Person  des  Schuldners  statt;  der  eine 
Schuld  läiignendc  Beklagte  konnte,  wenn  kein  schriftlicher  Beweis  gegen 
ihn  vorgebracht  wurde,  durch  den  Eid  sich  reinigen;  rückständige  Zinsen 
durften  (wie  in  Indien)  die  Summe  des  Capilals  nicht  übersteigen*) 

Eine  grosse  Berühmtheit  hat  die  ägyptische  Diebspolizeigesetzgebung 
erlangt.  Die  Diebe  bildeten  eine  geschlossene  Gewerbsinnung  mit  einem 
Vorsteher,  bei  welchem  sie  sich  einzuschreiben,  und  dem  sic  sofort  jeden 
gestohlenen  Gegenstand  zu  uberbringen  hatten.  Die  Bestohlenen  machten 
von  der  bei  ihnen  vorgekommenen  Entwendung  Anzeige  mit  einer  genauen 
Beschreibung  des  Objects,  der  Angabe  des  Orts  und  der  Zeit  des  verübten 
Diebstahls,  und  konnten  dann  jenes  gegen  Erlegung  des  vierten  Theils  des 
Werthes  desselben  zurücknehmen.  Man  rühmte  dieser  Einrichtung  nach, 
dass  sie  dem  Eigenthum  eine  grössere  Sicherheit  gewährt  habe,  als  die 


1)  Diodor  I.  70.  71. 

2)  Diodor,  I.  75.  7« 

3)  Diodor,!.  77—60. 

4)  W.ichsmulh  .i.  a.  U.  S.  125. 

51  II  c r o d o t II.  177.  D i o d o r I.  77. 
6)  Diodor  I.  79  und  Bip.  I.  S.  235. 
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K(?selzlichc  V’cifolguns  der  Diebe  an  andern  Orten.  •)  Die  Strafen  waren 
die  Tedesslrafe,  die  der  VerliannunK,  der  Slrnlarbeil  und  die  Stockpriigcl, 
von  deren  Anwendung  selbst  mu  h bei  Irauendic  Abbildungen  allägyptiselier 
Denkmale  Zengniss  geben.  *)  Die  Aegyptier  waren  in  so  fern  ein  poly- 
gamisches Volk,  als  der  Mann  neben  der  llaupllrau  noch  Nebeniranen 
haben  konnte;  doch  war  die  Stellung  der  ersten  im  Hause  so  hervorra- 
gend, da.ss  sie  mit  dem  .Manne  dessen  Haupt  bildete.  Die  Priester  hatten 
nur  eine  Frau.  *)  Auch  kommt  die  s.  g.  Leviratsehe  bei  den  .\egyp- 
tern  vor  und  scheint  von  ihnen  zu  den  Hebräern  gekommen  zu  sein.  Die 
Eingebungstorm  der  Elic  war  niclil  der  Frauenkaiif,  sondern  ein  religiöser 
Aei.  *)  Nicht  der  Mann,  sondern  der  Vater  der  Frau  halte  den  liraut- 
schalz  zu  geben,  wie  bei  den  llömern.  Die  Ehe  unter  Geschvvistern  war 
möglieli.  Uebrigens  werden  die  Aegyi>lcrals  ein  sehr  sittenloses  Volk  geschil- 
dert, bei  welchen  die  gröbsten  Verirrungen  des  (ie.sclilecbistricbes  vor- 
gekonimen,  welchen  zu  steuern  die  Pricslerschall  vergebens  bemülit  gewe- 
sen sei.  ‘)  Weder  Schrillen  noch  Nachrichten  zeugen  davon,  dass  die 
Rechtswissenschaft  bei  den  Aegyplern  geblüht  habe,  üeber  manche  un- 
mittelbar vor  der  Eroberung  Aegyptens  durch  diu  Römer  bestellende  pri- 
vatrecblliclic  Verhältnisse  geben  die  seil  IKM)  von  Drugseb  enlziffcrlen 
ägypliscben  im  königlichen  neuen  Museum  in  Berlin  bermdiiehen  Urkuirden 
einige  Aufschlüsse.  •) 

Die  Israeliten  und  ihr  Recht.  ’) 

72.  Das  Recht  der  Israeliten  bildet  den  Ucbei^ang  vom  Rechte  des 
OrienLs  zu  dem  des  Westens,  ob  es  gleich  nach  seinem  Urcharakter  noch 
dem  ersten  angehört. 


1)  Diodur  I.  SO,  Klrnim,  S.  35S.  Loch  eil,  S.  30?. 

2)  Klemm,  S.  357.  I’.i.storet,  S.  263—202  führt  jedoch  noch  viele  »ndere 
Slr.'ifarlcn  auf. 

3)  S.  «her  die  Elic  bei  den  Aegyplern  P.astorct,  S.  222  — 225. 

4)  Diodur  I.  80.  u.  Itip.  I.  237. 

5)  P.islnrct  S.  305  f Wachsmiilli  S.  127. 

0)  Der  Verfa-SNcr  k.imile  darüber  nur  die  Mitllieitungeu  v.  Briigscli  in  dessen 
- kleiner  Sclirifl;  Uebersiehlliclie  Eiklariing  der  .^iuyi'liselien  Denkmäler  elc  e(e 

Berlin  1850.  S,  46  f.  Eine  Anzald  andrer  privalreelillieher  l'ikunden  sind  auf- 
gefubrl  in  Idelcrs  Hemiarionl.  App.  p.  1 — 9 (1841).  Die  meisten  befinden  sich 
■ in  Turin. 

7)  Die  wieliligslen  Werke  hierüber  sind:  Michaelis  .Mosaisches  Recht  6 Tli.  2lc 
Aull.  1793.  Pasluret  Ai'sr.  de  In  Ldnielut.  t-  3.  4.  8.vlvBdor  hütaire 
det  Inititntioiirt  de  Mutte.  4.  V,  120. 

V.  Ilencr|iiin,  Introdurtion  liittirrii/ue  a t Etüde  de  la  Ldgit- 
lation.  Franfnite  (Legitf.  Si/ire)  P.aris  1842.  2 V.  8.  Saalsebait  d.as 
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Der  älteste  Nnme  dieses  Semitischen  Volkes  ist  der  der  Hebräer, 
ein  Niin)C,  der  zwar  von  Hehcr,  einem  Stammvater  derselben,  hcrgelcitcl 
wird,  aber  wohl  richtiger  in  ihren  ällcsicn  bekannten  Wohnsitzen 
ihnen  gegeben  ward,  nm  zu  bezeichnen,  dass  sie  ein  von  Osten  (aus 
Chaldaca  her)  eingewanderter  Stamm  waren.  Ihr  ältester  Cnlturzustand  ist 
der  rtoniadische;  sic  treten  in  der  Geschichte  zuerst  al.s  ein  Hirtenvolk 
auf.  Ihr  Slaalsverband  war  der  patriarchalische;  der  Pästgeborene  der  je- 
desmalige Patriarch.  Die  Sille  war  ihr  iiliesles  Recht,  das  von  dem  der 
andern  uralten  Völker  des  Orients  sich  dadurch  unterschied,  d.ass  das 
demselben  zu  Grunde  liegende  Princip  der  iMonotlici.smus  war.  Doch  er- 
scheint Jehova  mehr  als  Nationalgotl,  wie  als  die  abstracte  reine  Idee  der 
alleinigen  Gollheil. 

Unter  dem  dritten  Patriarchen  Jacob  oder  Isragl  (gegen  1900  Jahre  vor 
Christus)  nach  dem  sie  sich  min  nannten,  wanderlc  das  Volk  nach  Aegyp- 
ten aus,  wo  sic  zur  Kaste  der  Hirten  gehörten,  und  eigene  Wohnsitze  hat- 
ten. Ihre  Vermehrung  war  stark  und  bald,  vielleicht  aus  Kurcht  vor  ihrer 
grossen  Zahl,  mussten  sie  von  den  Pharaonen  den  grössten  Druck  erdulden, 
wobei  es  auf  ihre  Verl ilgung  abgesehen  war.  Da  ward  ein  überaus  hocbge- 
bildelcr  Mann  dieses  Volkes  sein  Retter,  führte  es  aus  der  Knechtschaft 
und  Icgie  als  Gesetzgeber  den  Grund  zu  einem  zweckmässig  gegliederten, 
auf  einer  religiösen,  moralischen,  bürgerlichen  nnd  politischen  Gesetzgebung 
befestigten  Staate.  Man  muss  es  für  uubczweifclt  erklären,  dass  Moses  (ge- 
gen MTO  vor  Chr.)  von  den  ägyptischen  Priestern  gebildet,  in  die  Staats- 
wisscnschaR  des  Landes  ciugeweiht,  aus  Liebe  zu  seinen  Slamnigenosscn, 
nnterslützl  von  seinem  Bruder  Aaron,  den  Plan  fasste,  das  durch  die  lange 
KnechtschaR  tief  herabgekommene  Volk  politisch  zu  einigen,  es  in  das 
Stammland  zurückzuführen , auf  dem  langen  Hciinzugc  religiös  und  mora- 
lisch zu  erziehen,  und  durch  eine  weise,  für  seinen  Cnlturzustand  wohl 
berechnete,  Gesetzgebung  dessen  politische  V' erhültnissc  so  zu  ordnen,  dass 
das  Bestehen  der  Nationalreligion  und  des  Staates,  und  so  das  Glück  des 
Volkes  gesichert  war.  Kr  trat  als  Gesandter  Jchova’s  auf,  der  durch  ihn 
mit  dem  von  ihm  erwählten  Volke  einen  Bund  schloss,  dass  er  cs  schä- 
tzen und  regieren  werde.  Vom  Berge  Sinai  herab  verkündet  Moses  feierlich 
die  von  Jehova  ihm  geoflenburten  Gebote,  und  das  Volk  versprach  deren 


niosiisclK'  Reclit  mit  BsrUcksickligung  des  sptllern  jüdischen.  Berlin  IMO  — 48. 
‘Z.  Bde.  II.  Aufl.  16Ö.1.  Ili[scli.  B.  Fasset;  d.ns  nins.iisehe  rabhinische  Civilrccht 
1.  Bd.  Tht.  t und  2.  Wien  tS52. 

Zu  vergleichen  auch  Jost,  Allgciurmc  (ieschichlc  de»  isracli(i»cben  Volks. 
Berlin  1832.  2.  Bd. 

Ewald,  Geschiehlc  des  Volkes  Israel,  2.  Ausg.  I.  Bd.  Einleitung  in  diese 
Geschichte.  Göllingcn  1861.  bcs.  S.  157—191. 
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Befoljuns-  *)  Die  mosnische  Gesetzgebung  bestand  aus  drei  HaupUheilen, 
sie  enlhieli  Vorschriften  der  Moral  und  zwar  unter  diesen  schon 
das  Gebot  der  Nächstenlicl>e,  dann  die  Einrichtung  und  Fcslslclhmg 
des  Cullus  und  eigentliche  Staats  - und  Hecht sgesetze.  Die  letzten  waren 
theils  althergebrachtes  Gewohnlicilsrechl,  Iheils  auf  Verbesserung 
desselben  gerichtete  Neuerungen.  *)  Die  Salzungen  Moses  sind  in  den 
ihm  zugeschriebenen  fünf  Büchern  des  Pentateuchs  enthalten.  Sie  gelten 
als  gfittliches  von  Jehova  selbst  publicirtes  Hecht,  *)  dessen  Hauptgrund- 
sätze  in  den  Grundgesetzen  des  Dekalogs  enthalten  sind. 

Ein  Krieger  (J o s u a)  eroberte  mit  ihnen  ihr  Stammland  *)  Canaan,  das 
als  ihr  Ursitz  und  von  Jehova  selbst  ihnen  angewiesen  von  ihnen  occu- 
pirl  werden  müsse. 

Moses  machte  im  Interesse  ihres  Staates  und  ihres  Gultus,  die  Ver- 
tilgung der  damaligen  Bewohner  desselben  ihnen  zur  Pflicht;  doch  führten 
sic  zu  ihrem  Nachtheil  dicss  Gebot  nicht  ganz  aus.  Es  war  für  die  Lei- 
ter des  Volkes  der  Israeliten  eine  schwere  Aufgabe,  die  mosaische  Ge- 
setzgebung zu  vollständiger  Geltung  und  Anwendung  zu  bringen.  Diess 
gelang  erst  dem  zweiten  ihrer  Könige. 

Das  eroberte  Land  wurde  unter  die  von  Jacobs  zwölf  Söhnen  abge- 
leiteten Stämme  so  vertheilt,  dass  elf  derselben  (nach  der  Zahl  ihrer 
Familien)  ihre  besonderen  Wohnsitze  erhielten,  die  unter  diesen  Familien 
gleich  vertheilt  und  für  unveräusserlich  erklärt  wurden,  so  dass  alle  50 
Jahre  der  verüusserle  oder  verpfändete  Gnindbesitz  jeder  Familie  an  die 
durch  Erbrecht  dazu  berulcnen  Glieder  wieder  zurücklällen  sollte;  das  Jahr 
in  welchem  diess  stall  halle,  heisst  das  Jobei  oder  Jubeljahr.  Auch 
sollte  alle  sieben  Jahre  das  Land  Sabbath  haben,  d.  h.  brach  liegen. 


1)  Exod.  19  — 24. 

2)  Jost,  1.  S.  127  129. 

3)  Die  Grundzüge  desselben  gibt  Jost  I.  S.  114.  Ansfolirlicher  stellt  sic  Hcnc- 
quin  im  Bd.  I.  dar.  Jlaii  niininl  inde.ssen  mit  Gewissheit  an , dass  von  .Moses 
selbst  nur  die  allseineinen  Grundsätze  des  im  Pentateuch  niederBcleglen  Rechts 
herrühron  und  dass  dos  int  Denternnomhim  so  nufgeieichnete  Recht  d.as  ist, 
welches  unter  den  Königen  etwa  zur  Zeit  Josias  625  v.  Chr.  gegolten  hat.  S. 
de  Wette  Lehrbuch  d.  hist,  kritische  Einleitung  in  die  Bibel  öle  .Aull.  B.  I. 
$.  156.  Ew'ald,  Geschichte  des  israel.  Volks  n.  a.  0.  S.  111.  u.  bi‘s.  S.  153. 
IT.  Vom  Deuteron  sagt  Ewald  S.  116:  sein  Verfasser  m.aeht  darin  den  Versuch; 
das  alle  Gesetz,  so  wie  es  verändert  und  verjüngt  für  die  Zeilen  passen  konnte, 
mit  der  Maclil  prophetischer  Rede  noch  einmal  auf  das  kräftigste  und  nachdrück- 
lichste als  das  einzige  Heil  des  Reiches  zu  empfehlen  und  zwar  auf  dem  Ge- 
biete der  Urgeschichte,  also  in  mosaischen  Weisen  und  Farben,  aber  mit  feinster 
Bearbeitung  des  Stoffes. 

4)  Jost,  1.  135. 
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Auch  der  zum  Sklaven  pewordene  Israelile  musste  nach  6 Jahren  Knechl- 
schafl  seine  Freiheit  wieder  erhalten;  Anordnungen,  die  jedoch  nicht  zur 
vollständigen  Ausführung  kamen.  Der  zwölllc  Stamm  bildete  die  durch 
das  ganze  Land  verlheilte  Priesterkaste  der  Leviten,  aus  welcher 
die  Beamten,  die  Richter  und  Schreiber  genommen  wurden.  Der  Zweck 
Moses  war,  aus  den  Israeliten  ein  ackerbauendes  und  zwar  nur  ein  acker- 
bauendes Volk  zu  machen.  Des  Landes  Griinzc  erstreckte  sich  bis  an  die 
Meeresküste,  welche  indess  meist  die  Handeltreibenden  Phönizier  im  Besitze 
hatten.  Auch  die  Gewerbe  wurden  anfangs  von  ihnen  nicht  betrieben; 
erst  unter  den  Königen  finden  wir  sie  in  dieser  Beziehung  auf  einer  höhe- 
ren Culturstufe;  sie  bereicherten  sich  nun  auch  durch  Handel  mit  den 
sie  umgebenden  handeltreibenden  Völkern. 

Zur  Zeit  der  Eroberung  stand  das  Volk  unter  der  Regierung  eines 
sowohl  bürgerlichen  als  militairischen  Oberhaupts,  das  einen  Senat  von 
Aellesten  zur  Seite  hatte.  Die  Familienoberhäupter  oder  Slarainlürsten  vertraten 
dasselbe  und  zwar  oft  förmlich  in  Volksversammlungen.  Doch  bildete 
jeder  Stamm  eine  eigene  Slaatsgenossenschalt.  Das  wichtigste  Band  der 
Einheit  war  die  Religion  und  der  Cultus,  der  Centralpunkt  desselben  die 
Bundeslade  und  später  der  sie  aufbewahrende  Tempel.  Ein  Hohepriester 
stand  an  dessen  Spitze.  Doch  zerfiel  die  Volkseinheit  immer  mehr,  auch 
den  Richtern  gelang  es  nicht,  *)  die  Staatsordnung  und  die  Reli- 
gion der  Väter  rein  zu  erhalten:  und  desshalb  führte  der  Hohe- 

priester Samuel  (um  1060  v.  Chr.)  nach  des  Volkes  Wunsch  das 
Königlhum  ein,  das  sich  aber  von  der  priesterlichen  Bevormundung  un- 
abhängig zu  machen  wusste.  Doch  dauerte  die  Einheit  des  Staates  nicht 
lange;  nach  Salomons  Tod  (975  v.  Chr.)  zerfiel  er  in  zwei,  die  sich  oft 
befehdeten;  dadurch  und  durch  das  öftere  Verlassen  ihrer  Religion  wurde 
ihr  Land  die  Beule  mächtiger  Nachbarstaaten.  Vcrgeliens  suchten  die 
Propheten,  d.  h.  die  nach  Moses  Gebot  auflretcnden  religiös  begeisterten 
Volksredner  die  Nationalität  kräftig  zu  beleben  und  die  Reinheit  des  jüdi- 
schen Glaubens  zu  erhalten.  Von  Ncbucadnezar  besiegt,  wurde  nach 
verschiedenen  erfolglosen  Aufständen  beinahe  der  ganze  Rest  der  Bevölke- 
rung nach  Babylon  abgeführL  (596  v.  Chr.)  Doch  kehrten  536  ein  Theil 
der  Juden  und  gegen  456v.  Chr.  die  übrigen  wieder  in  das  Heimathland  zu- 
rück, in  wie  weit  sie  nicht  vorzogen  iin  Ausland  zu  verbleiben.  Ihr  Staat 
war  aber  nur  noch  eine  bürgerliche  Genossenschaft  und  die  Selbstständig- 
keit des  Volkes  für  immer  verloren.  *) 

Ihre  Befreiung  167  — 137  war  nur  von  kurzer  Dauer;  sic  wurden  un- 
ter dem  Namen  von  Bundesgenossen  Unlerlhancn  der  Römer.  Mit  der  Er- 


1)  Jost,  I.  108,  US,  154,  175.  Scholz,  $.  83. 

2)  Joit,  1.  S.  438. 
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obcrung  und  Zcrstüninp;  Jcnisalems  unter  Vespa sinn  im  Jahre  70  n.  Chr. 
hörte  auch  ihr  bis  dahin  noch  Ijeslehendcr  Scheinstaal  auf. 

Doch  erhielt  sich  die  jüdische  Nalionaliliit  und  ihr  Ciillus,  so  dass 
beide  nie  unlcr^iengen;  ja  bald  nach  der  Rückkehr  belebte  sich  das  Juden- 
thum aufs  Neue  und  ward  nicht  mehr  s-eiälirdct;  in  diese  Zeit  Hillt  die 
Sammliin*^  der  alten  Geschichts  und  der  Reehtsdenkinale  des  Volkes.  Der 
Millelpiinkt  des  ganzen  Volks  wurde  das  Hohepriesterthum,  dessen  höchste 
Behörde  später  (142  J.  v.  Chr.)  das  Synedrium,  ein  den  Hohenpriester  um- 
gebender Ralli  und  zugleich  das  höchste  Gerichtscollegium  mit  einem 
Nasi  oder  Patriarchen  an  der  Spitze  war.  In  den  einzelnen  Städten  ent- 
standen Zusammenkünfte  in  eigenen  Betbäusern,  Synagogen  genannt  In 
ihnen  wurde  die  .Auslegung  der  heiligen  Bücher  (Midrasch)  durch  Gottes- 
und  Rechtsgelehrte  (Rabbi)  vorgetragen;  die  grösste  Wirksamkeit  ent- 
wickelte die  mit  dem  Namen  der  grossen  Synagoge  benannte  Reihe 
von  Gesetzlehrern,  die  bis  220  vor  Chr.  blühten. 

73.  Die  Gnmdzüge  der  mn.saischcn  Civil-  und  Criminalgesetzgebung  •) 
lassen  sich  auf  folgende  Hauptpunkte  zuriiekführen. 

a)  Rechtsfähigkeit  und  zwar  die  gleiche  haben  nur  die  Israeliten;  der 
Fremde  blos  Gastrecht  Die  I.«viten  bilden  zwar  ihres  besonderen  Berufes 
wegen  eine  eigene  Kaste,  sind  aber  in  rechtlicher  Beziehung  von  den 
übrigen  Staatsbürgern  nicht  verschieden.  ’)  Factisch  bestand  eine  Timo- 
cratie  der  Reichen. 

b)  Die  Israeliten  halten  Sklaven,  die  jedoch  unter  dem  Schutze  der 
Gesetze  standen,  und  eher  Leibeigene  genannt  werden  können.  Der  Israe- 
lit konnte  in  KnechtschaR  eines  andeim  kommen,  wurde  aber,  nach  sechs 
Dienst  - oder  im  Jobeijahre  wieder  frei.  Der  freigelassene  behält  seine  Frau. 
Hat  der  Herr  einer  Sklavin  mit  ihr  einen  Geschlechtsverkehr,  so  kann  er 
sie  nur  freilassen,  nicht  aber  verkaufen.  ’) 

c)  Die  Ehe  ist  die  Polygamie  und  der  Mann  ist  befugt  neben  den 
Ehefrauen  noch  Concubinen  zu  haben.  Die  Eingehung  der  Ehe  ist  der 
Kauf,  und  zwar  wird  der  Preis  an  die  Eltern  der  Braut  bezahlt  Auch 
Ehverlrile^e  kommen  vor.  Die  Jungfrauscbafi  ist  wesentliche  Bedingung 
der  Gültigkeit  einer  Ehe  mit  einer  nie  verheirathet  gewesenen.  Der  Getäuschte 
kann  die  Frau  ihren  Ellern  zurückgeben;  ist  er  betrogen  so  soll  die 


1)  Das  iuos.iisclic  Rfchl  ist  vollständig  dargcsitlll  in  dmi  berobmtrn  Werke  v. 
Jlichnclis  Uber  dasselbe.  (Hierher  gehört  vor  allen  H.  II.  ii.  V.) 

Grössere  und  gcdr.änglere  L'ebcrsiehlcn  desselben  gelien  llene<iuin  l.  520. 
Salvador,  l.ivre  VII.  Jost,  S.  114.  In  Verbindung  mit  dem  rabbinischen 
gibt  OS  S an  I s ch  il  t z. 

2)  II  e n c c|  II  i II , I-  520. 

3)  .Michaelis,  J.  122  — 128.  Salvador,  VII.  clu  5.  Henequin  L 533 — 537. 
Sebolz  §.  90.  Saalschütz,  II.  679 — 724. 
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Schuldige  die  Strafe  der  Steinigung  erleiden.  *)  Der  Incest  unter  Ver- 
wandten der  geraden  Linie  wird  gleielifalls  mit  dein  Tode  bestraft.  Auch 
unter  Geschwistern , Oheim  und  Nichte,  Muhme  und  NefTe  ist  die  Khe  ver- 
boten, docli  kam  sic  vor.  Ligen  Ihümlich  ist  dagegen  das  Gebot  der  sog. 
Leviratsehe,  d.  h.  der  Verheiratliung  des  Schwagers  mit  der  kinder- 
losen Wittwe  des  verstorbenen  Bruders,  welche  die  Wirkung  hatte,  dass 
der  ersigebome  Sohn  aus  derselben  als  der  des  verstorbenen  Bruders 
galt  und  sein  Vermögen  bekam.  *)  Sonst  ist  die  tlic  unter  Verschwäger- 
ten im  gleichen  Grade,  wie  unter  Verwandten  \erboten.  Die  cheherrliehe 
Gewalt  ist  sehr  ausgedehnt,  doch  die  Scheidung  freilich  nur  zu  Gun.slen 
des  Mannes  erlaubt.  Die  gcwallsaine  Verletzung  einer  Jungfrau  verpflich- 
tet den  Mann  sie  zu  ehelichen,  oder  ihr  eine  Abstandssumme  zu  zahlen.  *) 

d)  Die  väterliche  Gewalt  ist  zwar  sehr  ausgedehnt,  so  dass  der  Vater 
die  Kinder  selbst  als  Sklaven  zu  verkaufen  befugt  ist;  doch  hat  er  incht 
das  Hecht  über  Leben  und  Tod  der  Kinder;  allein  er  kann  den  unverbes- 
seflichen  Sohn  vor  Gericht  stellen  und  wenn  derselbe  schuldig  befunden 
wird,  zu  Tod  steinigen  lassen.  *) 

e)  Die  Verhältnisse  des  Grundbesitzes  sind  schon  oben  (S.  152.)  an- 
gegeben worden.  Das  Eigenthum  ist  vererblich  und  zwar  zuerst  an  die 
nächsten  männlichen  Verwandten.  Der  Erstgeborene  hat  ein  Vorzugsrecht 
z,  B.  das  des  doppelten  Erbthcils,  den  ihm  der  Vater  nicht  entziehen  soll. 
Die  Töchter  schliessen  entferntere  Verwandte  auch  des  männlichen  Ge- 
schlechtes aus.  *)  Es  gibt  kein  testamentarisches  Erbrecht.  •) 

f)  Die  Verträge  unterliegen  keiner  besoiKlern  Form , der  Beweis  durch 
Eid  ist  der  gewiihnliche.  Das  verzinsliche  Darlehen  unter  Israeliten  ist 
verboten,  den  Fremden  so  zu  leihen  aber  sogar  geboten.  Auch  die  Ver- 
pfändung unterliegt  Beschränkungen ; Privatidändung  und  die  Misshandlung 
zahlungsunruhiger  Schuldner  sind  streng  untersagt.  ’) 


t)  llirhaclis,  §.  85 — 120.  Gans  F.  S.  127  IT.  llcnc(|uin,  I.  537.  Salva- 
dor Vit.  ch.  2.  Scholz,  §.  9t.  Saalschülz,  II.  725 — 607. 

2)  Michaelis,  $.  98.  ilcnctjuin,  I.  545.  Sn.vlsch  0 I z,  II.  754. 

3)  llcncqiiin,  I.  548—50.  Jost  I.  114 — 115.  Saalschillz,  II.  799. 

4)  Michaelis,  $.  83.  Gans,  8.  134.  Saatschfliz,  II.  810.  Ilrncr|uin,  I. 
550—52.  Scholz  S.  36.5.  Salvador  VII.  ch.  3. 

5)  Michaclbs,  §.  78.  79.  Gans,  S.  147-151.  Salvador  VII.  ch.  4.  Hcrc- 
quin,  1.  553 — 557.  Scholz,  365.  Saalsciiütz  II.  820. 

ln  der  patri.archalisrheii  Zeit  erhlcn  die  rrauen  nie,  die  hinlerlavseiien  Töch- 
ter gehörten  zur  Erbschaft  und  konnten  von  den  Sölinen  als  Frauen  verkauft 
werden.  Spilcr  durfte  die  Erhlochtcr  sich  niclit  aus  dem  Stamm  vvreheliclicii. 
Scholz,  360—69. 

6)  Gans  und  llcnoquin  a.  n.  0.  Michaelis  häil  Tcsiami  nie  Oir  inöglicli. 

7)  Michaelis,  S-  147—159.  Hcneqnin,  I.  557.  Jost,  S.  115.  Saal- 
t chü I z,  II.  853. 
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k)  Auf  dem  Diebslahl  stehl  mehrfacher  Ersatz,  die  Vernachlässigung 
geliehener  oder  in  Verwahrung  gegebener  Sachen  verpflichtet  zur  Schad- 
loshaltung oder  zum  Heinigungseid.  Hilllcislung  im  Unglück  anderer  und 
das  Wiederbringen  des  (Jefundencn  sind  rechtliche  Verpflichtungen.  ' ) 
h)  Nach  dem  alten  Strafrecht  der  Hebräer  galt  der  Gnindsatz  der  Wie- 
dervergeltung und  der  Blutrache.  Lehen  für  Lehen,  .Auge  für  Auge,  Zahn 
tür  Zahn,  Hand  für  Hand,  Fuss  für  Fuss,  Brandmal  für  Brandmal,  Wunde 
für  Wunde,  Beule  für  Beule  heisst  es  ini  2.  Buch  Mosis  C.  21.  23 — 25. 

Moses  milderte  diess  Prinzip  und  trat  der  Blutrache  entgegen.  Nur 
bei  vorsätzlich  oder  durch  schwere  Schuld  begangenen  Verbrechen  sollte 
sie  noch  gelten.  Statt  der  Strafe  konnte  der  Berechtigte  mit  einem  Löse- 
geld sich  begnügen,  wenigstens  beim  eulposen  Verbrechen  (B.  IV.  35. 
V.  31.)  Auch  gestattet  Moses  das  Asylrcchl,  das  jedoch  den  vorsätzlichen 
Verbrecher  nicht  schützte;  er  musste  gerichtet  und  wenn  schuldig  befun- 
den bestraft  werden.  Eltern  sollen  aber  nicht  für  Kinder  und  Kinder  nicht 
für  Eltern  sterben.  Mos.  V.  24.  16.  Nur  Gott  straft  die  Sünde  der  Väter 
an  den  Kindern  bis  in  das  drille  und  vierte  Glied  B.  II.  20.  5.  OefTentlichc 
Verbrechen  und  desshnlb  Abgötterei  und  Dienst  anderer  Götter,  sowie 
skandalöse  Verletzung  der  Sittlichkeit,  z.  B.  Ehebruch  und  Nothzucht  wur- 
den von  Staatswegen  mit  dem  Tode  bestraft;  manche  Attentate  unterliegen 
körperlichen  Züchtigungen  oder  Geldbussen.  Die  Staats verräther  und  Volks- 
aufwicgler  haben  den  Tod  am  Kreuze  zu  erleiden.  Die  häullgste  Todes- 
strafe war  die  offenbar  aus  dem  steinigen  Arabien  stammende  Steinigung.  *) 
Nach  Saal  schütz  war  im  mosaischen  Rechte  der  Zweck  der  Strafe 
nicht  immer  derselbe,  sondern  ausser  der  Wiedervergeltung  auch  der  der 
Tilgung  des  Bösen,  durch  Sühne,  Entschädigung  oderauch  Abschreckung.  *) 
74.  Nach  der  Zerstörung  lenisalems  hörten  zwar  die  letzten  Reste  des 
StaaLsverbands  der  Juden  auf;  sie  bildeten  aber  immer  noch  ein  Volk  mit  eige- 
ner Religion  und  eigenem  auf  dieser  ruhendem  Rechte,  wurden  auch  von  den 
Römern  als  eine  grosse  religiöse  und  bürgerliche  Volksgemeinde  behandelt.^) 


1)  Micliaelis,  $.  160—163.  Jost,  S.  IIS.  Snalschfilz,  II.  534. 

2)  Michaelis.  Bd.  4.  $.  22Ö — 271.  Henequin,  I.  565  —509.  Saalsebülz, 
VI.  438,  592. 

3)  Sn.vischatz,  II.  441 — 444- 

4)  Der  Verfasser  folgt  hier,  jedoch  in  der  Kegel  in  freier  Darstellung,  den  Unter- 
suchungen und  Darstellungen  von  Jost  im  4len  u.  5ten  Band  seiner  Geschichte 
der  Israeliten  seit  der  Zeit  der  Makkabäer.  Vergl.  .ausserdem  llene- 
quin,  II.  201  ff.  und  Dinner  EiiileiUing  seines  Compendiums  des  Talmud. 
Bd.  I.  Berlin  1832.  Zunz,  die  gollesdiensUichen  Vorträge  der  Juden,  historisch 
entwickelt.  Berlin  1832.  S.  35—57.  Gfrocrer,  das  Jahrhundert  des  Heils 
Stuttgart  1838.  S.  0— 32.  und  Steinschneider  in  Ersch  u.  Grubers  All- 
gemeiner Eneyelopadie  II.  SecL  Bd  27.  S.  357  ff.  (unter  dem  Wort:  jüdische 
Literatur.) 
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In  ihrem  Schoossc  und  dem  von  den  rümisclien  Imperatoren  geschützten  Frie- 
den erstarkte  und  •entwickelte  sicli  aufs  Neue  die  jüdische  Nationnlilül, 
welche  gelehrte  oder  geistliche  Oberliiiuptcr  auf  eine  unzerstörbare  Weise 
zu  befestigen  Jahrhunderte  lang  bemüht  waren.  So  erhielt  sich  das  Juden- 
thum mit  seiner  Religion  und  seinem  auf  die  mosaische  Gesetzgebung  sich 
stützenden  Rechte.  Es  war  freilich  nicht  das  rein  mosaische,  sondern  ein- 
theils  auf  derselben  llieils  auf  Reclilsideen  der  laufenden  Jahrhunderte  und 
sogar  auf  Grundsätzen  des  römischen  Rechts  ruhendes  Gewohnheits- 
recht, das  von  einer  langen  Reihe  Religions-  und  Rechlslehrcm , ,die  wie 
schon  bemerkt  den  Namen  Rabbi  (Meister)  führten,  und  zwar  mit  grossem 
ja  spitzlindigcm  Scharfsinn  zu  einer  ausgedehnten  Casuistik  technisch 
verarbeitet,  in  ein  Juristenrecht  überging.  Als  Hauptqucllc  desselben 
gellen  die  schon  von  Moses  Zeilen  herrührenden,  oder  ihm  und  seinen 
Nachfolgern  zugeschriebenen  nicht  aufgezeichneten  mündlichen  Ueber- 
lieferungen,  so  wie  die  der  Propheten  u.  s.  w.,  und  desshulb  nannte  man 
den  Inbegriff  seiner  Salzungen  Misch  na  *)  oder  das  zweite  Gesetz.  Die 
Erhaltung  desselben  für  die  kommenden  Generationen  war  ein  Hauptberuf 
der  einer  Synagoge  angehörenden  Rabbinenschule.  Einige  solcher  Schu- 
len erlangten  beim  Volke  eine  grosse  Berühmtheit,  wie  die  zu  Janmia 
(nach  10  n.  dir.)  und  nach  ilirem  Verfall  die  von  Tiberias  (blühend  gegen 
180  n.  Chr.)  *).  Auch  die  Namen  der  berühmtesten  Rcchtslehrer  haben 
sich  erhalten,  sie  waren  Zeitgenossen  der  grossen  römisclien  Juristen  von 
Hadrian  an  und  namentlich  unter  Septimius  und  Alexander  Sever. 
Dass  sie  in  die  Wisscnschafl  des  römischen  Rechts  eingewcihl  waren,  er- 
gibt sich  nicht  blos  daraus,  dass  sic  das  nationaie  Recht  aus  demselben 
ergänzten,  sondern  besonders  auch  daraus,  dass  sic  technische  Rechlsbe- 
griffe,  wie  z.  B.  Servitus,  Condictio,  Traditio,  Usurpatio  u.  a durch  neue 
von  ihnen  geschaffene  hebräische  Kunstworlc  wieder  zu  geben  wussten.  *) 
War  nun  aber  gleich  die  Mischna  eine  gemeinsame  Doktrin  der  Rab- 
binen,  so  hatte  doch  jeder  Lehrer  in  derselben  (Thannnim  genannt)  auch 
seine  eigenthümlichen  Ansichten  über  diese  oder  jene  Rechtsfrage,  oder 
wie  wir  werden  sogen  dürfen,  sein  eigenes  System,  so  dass  man  auch 
von  der  Mischna  dieses  oder  jenes  Lehrers  spricht.  *)  Es  fand  eine  Rang- 


1)  S.  109  sagt  Jost:  Der  Mischna  liegt  der  Begriff  vom  Dasein  eines 
mündlichen  Gcsetics  neben  dem  geschriebenen  zum  Grunde. 
Es  besieht  in  einer  vorgeblichen  Ueberlinfeningsreihc  von  Moses  auf  Josua,  von 
diesem  wieder  auf  die  Aclleslen,  dann  auf  die  Propliclen,  zuletzt  auf  die  Minner 
der  grossen  Synagoge,  die  unniiltclbaren  Vorgänger  der  Rabbinen, 

2)  Jost,  S.  29-174. 

3)  Diess  zeigt  Jost  u.  0.  0,  S.  238 — 40. 

4)  Jost,  S.  84,  107. 
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ordmin?')  unter  ihnen  sUitl;  und  an  der  Spitze  jeder  Schule  stand  ein  so- 
frar  erhlichcs  Oherhaupl,  welches  den  Titel  Nasi  lülirle.  *) 

f)ic  grosse  durch  das  Zusammenwirken  mehrerer  ausgezeichneter 
Ual)liinergeneralionen  *j  bewirkte  rechlswissenscliatlliche  Bewegung  kam  end- 
lich dadurch  zum  Abschluss,  ) dass  gegen  220  ein  über  alle  hervorragender 
Nasi,  Jehuda  Hakadosch  (der  Heilige,  der  unter  Caracalla  lebte)  und  auch 
Bnbbi  schlechtweg  genannt  wurde,  *)  eine  so  sehr  den  Bedürfnissen  der 
Zeit  entsprechende,  wisscnschamiche  Darstellung  der  Mischna  machte,  dass 
die  friUieren  Werke  dieser  Art,  woraus  er  alles  Vorzügliche  in  d.as 
seinige  aufnahm  in  den  Hintergrund  traten,  seine  den  Pandeclen  Justinians 
ähnliche  Arbeit  nur  den  Namen  der  Mischna  führte,  und  in  der  Anwen- 
dung gesetzliches  Ansehen  erhielt.  Diess  war  so  gross,  dass  sic  neben 
die  Bücher  Mosis  gestetlt  und  als  Gesetz  von  den  Jiulen  befolgt  ward. 
Die  Mischna  des  Jehuda  Hakadosch  ist  zugleich  Beligions-  und  Rechls- 
buch  •)  ln  erster  Beziehung  enthält  sic  die  religiösen  moralischen  und 
liturgischen  Vorschriflcn  des  Judenlhums  nach  der  Grundanschauung  der 
Rabbinen,  in  letzter  ist  sie  eine  ziemlich  vollständige  Aufzeichnung  des 
Civil-  und  Criininalrechts  mit  beständiger  .^nfübrung  der  Aussprüche  der 
berühmten  Rabbis,  durch  welche  das  Werk  seine  .Ausbildung  erhalten  hatte. 

Nach  Jost  C.  IV\  S.  102  ist  die  Mischna,  abgesehen  von  der  Eigen- 
thümlichkeit  ihres  Verfassers,  die  Darstellung  der  Art  und  Weise,  wie 
die  jüdischen  Weisen  nach  der  Zerstörung  des  Tempels  und  bei  der  .Aus- 
sicht auf  eine  längere  Dauer  der  Unterwürfigkeit,  die  Eorfcrhaltung  des 
mosaischen  Geselze.s  sich  möglich  dachten.  Zu  diesem  Ende  sind  ihr  sowohl 


t)  H.'in  uniprsrhoiJol  die  So/erim , Thannmm^  Amoraiiii,  Snhoraim  u.  Gno- 
nim,  S,  Erseti  ii.  Grub  er  S.  36  ff. 

2)  Jost  S.  41  und  151-152. 

3)  Man  nennt  dieses  Zeitalter,  in  welehein  die  Mischna  entstand,  das  Zeitalter  der 
Weisen,  Tliannaim.  Die  Nanien  der  heriihintratcii  sind  bekannt ; es  folgenderen 
mclirere  Generationen  aufeinander.  Die  erste  Abfassung  von  Hisclina-Ordnungen  war 
von  11.  Akiba,  der  im  h.adiianiscbcn  Kriege  liingericbtet  wurde.  Nach  ibnib.'iben 
der  Patriarch  Simon  Ben  Ganiatiel  (gegen  166)  und  seine  Schüler  die 
Hanptvcrdien.stc  um  deren  Richtung  und  Siunndung,  sein  Sohn  war  der  gegen 
220  berühmte  Jehuda  Hakadosch',  er  vollendete  das  AVerk,  an  das  seine 
Schüler  die  letzte  Hand  legten.  Z u n z , S.  46. 

4)  Jost,  S.  120  0.  u.  S.  120.  Nach  Pinner  wurde  die  Mischna  gegen  250  nach 
Chr.  verfasst. 

5)  Jost,  S.  97.  Näheres  über  ihn  ebendiis.  S.  126,  tl5  ff. 

8)  Eine  allgemeine  Inhaltsangabe  der  Mischna  6ndet  sich  bei  Jost,  S.  103 — 112. 
S.  113-119. 

7)  N.ach  Jost  S.  106  beziehen  sich  die  Aussi)rüchc  der  älteren  Thannaim  mehr  auf 
religiöse  Gebräuche , die  der  jüngeren  sind  mehr  Entscheidungen  bürgerlicher 
Rechtsfragen, 
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nl(c  bis  dnhin  gemeingfliligcn  oder  vielmehr  unter  den  Lehrern  ausgemnclilen, 
uls  nucli  .streitigen  Lehrsätze  einverleilit.  I 

Diese  Lehrsätze  reichen  Jedocli  nicht  über  d:is  herodäiaclie  Zeitalter  j 

hinauf,  einige  wenige  ousgenommen , die  den  herodäischen  Lehrern  zuge- 
schrieben werden  (S.  105).  Das  Werk  umfasst  einen  Zeitraum  von  un-  j 

gelähr  350  Jahren,  wenn  die  Nnclilrägc,  die  Qbrigens  nicht  fünfzig  volle  j 

Jalire  jünger  sind,  davon  aiisgescldossen  werden.  Der  Zeitraum  bezeichnet  i 

genau  die  neujüdische,  oder  riclitiger  gesagt,  die  römisch-jüdische  Rechts-  i 

Periode.  (S.  106.)  1 

Die  Misclina  des  Jehuda  wurde  nun  der  Mittelpunkt  der  Rabbinischen  i 

Reiigions-  und  Rechtswissenschaft.  Mehrere  Genernlionen  von  Auslegern  j 

folgten  auf  einander,  um  den  Sinn  ihrer  Satzungen  fesizustellcn,  und  neue  ! 

ReciUsItogen  ihrem  Texte  gemäss  zu  entscheiden. 

Die  Aufzeichnungen  dieser  Ausleger  der  Mischna  (die  Gaonirn  i 

hicssen)  wurden  zu  einer  fortlaufenden  GIo.sse  derselben  zusammengelrn-  i 

gen  die  Gemora  (d.  h.  die  I>ehrc)  genannt,  und  stehen  zu  ihr  in  einem 
ähnlichen  Veriiältnisse,  wie  die  Mischna  zum  Pentateuch.  Eine  erste  Re- 
dnetion  der  Gemara  wairde  (wie  die  Kritik  nun  anninimt)  im  letzten  Viertel 
des  vierten  Jahrhunderts  in  Palästina  verfasst,  die  zweite  gegen  5Z1  zu 
Sura  bei  Babylon;  sie  heissen  mit  dem  Texte  der  Mischna  der  TiUmud 
(das  Buch  der  Lchre^,  von  welchem  dniier  zwei  Redaclionen,  die  palästi- 
nische oder  hierosulymitanische  und  die  babylonische  unterschieden  werden ; 
die  erste  diente  mit  als  Grundlage  der  zweiten,  unendlich  viel  au.sführliclic- 
ren*).  Er  ist,  wie  es  scheint,  bis  429  Landrecht  in  Palästina  gewesen, 


t)  Oie  Lebnälzc  dc>  Midraicli  sind  tbcils  die  unuhlndorllrlie  Regel  HiUaeha,  oder 
blos  (iesagtes  Ha  gada;  beide  Arten  werden  ancli  in  der  Mischna  nnlerMhieden. 
Zunz,  S.  42.  ä'aeb  Jost  S 109  zertaUen  die  Sitze  der  Mischna  in  acht  ver- 
tebiedene  Arten,  als  die  reine  Mischna  oder  Erklfirting  dos  Grnndlexles  der 
mosaischen  Schrillen  zur  Entwicklung  dos  Rechts  in  den  dort  nicht  erwähnten 
Fällen,  die  H a I a e b n oder  allgemein  üblicher  Uebrauch,  der  I>  i b r e-H  a c h a k a m i in, 
oder  Ldvsätze  der  Weisen , wie  sie  in  Zusammenkünnen  sich  vernehmen  liessen, 
bibre-Jeebidiin , Aaaichlen  einzelner  Rabbis  von  Ansehen,  Klalim  im  allgemei- 
nen Grundsätzen  u.  s.  w. 

2)  Man  ist  über  das  Alter  der  beiden  Gemararedaelionen  nicht  einig.  Gewöhnlich 
setzt  man  die  palästinische  in  das  Jahr  300,  die  babylonische  in  d.  J.  500.  Am 
genauesten  haben  diese  Fragen  Zunz,  P i n n e r und  G f r ö r e r untersiieht.  Die  neu- 
sten Monograpliien  über  die  Mischna  nnd  Gemara  sind  die  von  Rosen  borg 
die  Rechtsgulaebtrn  des  Jehuda,  Berlin  1046,  und  Cnsell  die  Rcehtsguluelilen 
der  Gaonirn,  Prag  1847.  4.  Dos  Wort  Gemara  und  T.vlmnd  haben  die  gleiche 
Bedeutizng,  doch  begreiA  man  unter  der  letzten  die  Mischna  mit. 

Die  voUslündigste  Ausgabe  des  Talmud , hebrämch  und  latcmiscli  ist  die  von 
Surenhnsius  Amsterdam  1698  — 1703.  3 V, ff.  Deutsch  erschien  die  Mischna 
von  Habe  in  Onolsbacb  1760  - 63.  2 Bdc.  4.  Eine  neue  mit  deutscher  Ueber- 
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bis  aur  den  heutigen  Tag  das  Religions*  und  RechLsbueh  der  Juden  ge- 
blieben und  der  Mittelpunkt  einer  überaus  reichen  Literatur.  ’) 

Unter  den  spätem  Talnuidisten  ist  vor  .allem  Moseh  ben  Maimon 
(aus  Spanien)  oder  Maimonides  t l‘i05,  berühmt.  Er  suchte  die  jü- 
dische Religions-  und  Rechtslehre  philosophisch  zu  begründen  und  zu  be- 
leuchten, ward  aber  von  seinen  Glaubensgenossen  desshalb  sehr  ange- 
feindel.  *) 

Unter  den  späteren  Werken  über  die  Talmudische  Religions-  und 
Rechtslehre  hat  ein,  im  sechzehnten  Jahrhundert  vcriasstes,  für  den  täg- 
liehen  Gebrauch  sehr  bequemes,  Lehrbuch  von  Joseph  Karo  Ben 
Ephraim,  das  den  Titel  Schulchan  Aruch  (der  gedeckte  Tisch)  führt, 
besonders  grosses  Ansehen  erlangt  *)  Der  Verfasser  der  neuesten  dog- 
matischen Darstellung  des  mosaisch  rabbinischen  Civilrechts  Jo.  Hirsch 
B.  Fasssei  nennt  cs  (1852)  den  rabbinischen  Codex,  und  benützt 
es  als  eine  Hauptquelle  seiner  eigenen  Codiflkation  dieses  Rechts.  Aus 
derselben  wurde  zuerst  1778  auch  von  Moses  Mendelsohn  unter  Auf- 
sicht des  Oberrabbiners  Herschel  Lewin  in  Berlin  ein  kleines  Buch  ge- 
fertigt, nämlich  die  Ritual-Gesetze  der  Juden  betreffend  Erbschaften, 
Verwandtschaftssachen,  Testamente  und  Ehesachen,  in  so  weit  sie  dem 
Mein  und  Dein  angehören.  ♦) 

Ganz  vollständig  sind  nur  die  neuesten  Darstellungen  des  mosaischen 
rabbinischen  Rechts  von  Saalschütz  und  Fassei,  *)  deren  erste  eine 
historisch  systematische  Beleuchtung,  und  die  letzte  eine  nach  der  Ordnung 
des  östrcichischen  Gesetzbuchs  entworfene  Fassung  dieses  Rechts  in  kur- 
zen Artikeln  mit  einem  historisch  dogmatischen  Commentar  enthält.  — In 


Setzung  und  Cnmmcnt.  hat  1842  in  Berlin  Pinner  begonnen,  der  1832  das  schon 
angeführte  Compendiuni  des  Tahniid  hcrauszugeben  anfing. 

1)  Vergleiche  Uber  diese  Literatur  Wolf  Bihliotkeca  Hebraicn  3 Bdc.  und 
die  grosse  Encyclupodie  von  Ersch  und  Uruber  Bd.  27.  Serie  III.  unter  dem 
Wort;  jüdische  Literatur  v.  Steinschneider. 

2)  Er  schrieb  in  arabischer  Sprache  und  wurde  ins  hebräische  abersetzt  S.  über 
ihn  Jost  Bd.  VI.  S.  160  und  dessen  allgemeine  Geschichte  des  israelitischen 
Volks  Bd.  II.  258  und  Two  Lecluret  oh  tho  Life  and  Writingt  of  Maimo- 
nidee  etc.  von  A.  Beniich.  London  1847.  8. 

3)  Es  ist  zuerst  in  Venedig  1567  erschienen;  dann  öfter  z.  B.  1802  in  Amsterdam, 
zuletzt  deutsch  in  Hamburg  1837 — 1840  von  Loewe. 

4)  Uic  vierte  Auflage  erschien  1770,  eine  fünfte  1826. 

5)  Das  Werk  von  Saalschütz  schrm  öfter  angeführt  Von  Fasse I s Buch  erschienen 
zwei  Theilc  oder  Hefte  deren  erstes  das  Personen  (Familien)  das  zweite  das 
Sachenrecht  (d  h.  die  Lehre  von  den  cigentliclien  Rechten  und  dem  Erbrecht)  enthalt. 
Im  Jahre  1848  gab  derselbe  Verfasser  eine  Tugend -und  Rcchtslclire  bearbeitet 
nach  den  Principien  des  Talmud  heraus. 

Eine  systematische  Darstellung  des  tolmudischco  Rechts  gibt  auch  Rene  quin 
11.  S.  231  IT. 
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wie  weil  den  jüdischen  Gemeinden  in  den  neueren  Stnalcn  das  Recht  der 
Rcligionsfrcilieil  und  das  der  Autonomie  aucli  in  bürgerlichen  Angelegcn- 
heilen  zuslelit,  hat  das  rabbinische  Recht  nodi  pruklisclie  Geltung,  indem 
es  Iheils  als  Gewohnheitsrecht  in  allen  mit  der  Religion  in  Verbindung 
stehenden  V'erhällnissen  zu  achten  ist,  thcils  in  den  GütervcrhällnLsscn  zur 
Anwendung  kömmt,  die  der  Privatdisposition  der  Parteien  überlassen  sind 
und  denselben  gemäss  regiüirl  werden.  Doch  darf  es  nicht  den  unabän- 
derlich geltenden  allgemeinen  Rechten  des  SUiats  *)  widersprechen. 

Auch  steht  den  in  den  Judengemeinden  angcstellten  Riibbincn  keiner- 
lei Art  der  Jurisdiction  zu,  wogegen  sie  aber  häutig  das  Amt  von  Schieds- 
richtern führen.  *) 

Moslemilischcs  Reclit.  *) 

T5.  Die  viclfaclieti  Berülirungcn  der  christlich  europäischen  Völker  mit 
den  dem  Islamismus  huldigenden,  namentlich  die  der  Engländer,  Franzosen 
und  Russen,  haben  eine  nicht  geringe  Zahl  in  europäischen  Sprachen  geschrie- 
bener Werke  veranlasst,  durch  welche  die  Kenntniss  des  muselmännischen 


1)  Dcsslialb  ist  nicht  blos  die  Polygamie  nicht  rrlanbl,  sondern  auch  die  Leviratsehe 
und  die  Scheidung  durch  blosen  .Scheidi-hricf  des  Mannes 

2)  Gerber  deutsches  Privalrechl  J.  48.  Gcschiehlliclic  Untersuchungen  über  die 
Anwendung  des  jüdischen  Rechts  in  den  neueren  Stotcil  h.nbon  angeslcllt  S c h roc- 
der,  Abhandlungon  B.  1.  S.  112  Bessel  ini  Rhein.  Museum  für  Jurisprudenz 
B.  Ilt.  S.  443.  (v.  1829)  Zu  vergleichen  sind  noch  M i t ter inaior,  deutsches 
Privalrecht  jj.  118  wo  viel  Schriften  angeführt  sind,  Philipps  deutsches 
Privatrechl  1.  316  und  Falk  juristische  Encyclopaedic  §.  63.  64. 

3)  Notizen  über  die  inosleinitischc  RccliLslitcratur  bei  den  .\rahern,  Persern  und 
Türken  linden  sich  in  Zenkers  Hihliothrcn  Orieutulit  ou  Munufl  dr  Bihlio- 
firn/ihie  orientale.  Leipz.  S.  16T.  Nr.  1361  — 1507.  Unter  den  deutschen 
Rcchtsgelfhrten  unseres  Jahrhunderts  haben  sich  vorzüglich  von  Hammer  und 
Gans  mit  dem  moslcmitischen  Recht  beschäftigt,  jener  1815  in  seiner  Staats- 
verfassung und  Staatsverwaltung  des  osmanischen  Reichs.  Wien  1812. 
B.  I.  S.  1.  f. , seiner  Geschichte  di-ssclbi  n u.  s.  w. ; dieser  in  seiner  Ge.schiclite  des 
Erbrechts,  B.  I.  S.  178  f.  und  zwar  letzter  meistens  nach  englischen  Schriftstel- 
lern, wie  Jones,  Obson,  Hamilton  u.  a.,  endlich  Klemm  ini  B.  Yll  sei- 
ner f.'ulturgcschichte  S.  281.  Ncucstcns  liaben  sich  die  Franzosen  um  dessen 
Studium  Verdienste  erworben,  insbesondere  Worms,  Duenurroy,  Perron 
und  Vincent  in  den  von  ihnen  anzuführenden  .\bhandlungen  und  Werken.  Per 
erste  hat  eine  gute  Kritik  einiger  Ansichten  Hammers  und  der  Engländer  ge- 
geben. Auch  liat  der  jetzt  in  Petersburg  früher  in  f'asan  lebende  orienUalische 
Gelehrte  Mirza  Kazem  Beg  wichtige  Aufschlüsse  über  den  allgemeinen  Ent- 
wicklungsgang des  moslcmitischen  Rechts  in  der  noch  vom  ihm  uizuführenden 
Schrift  gegeben. 

ln  gegenwärtiger  Darstellung  folgt  der  Verfasser  vorzugsweise  dem  letztge- 
nannten Schriftsteller. 

11 
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Rechts  sehr  gefördert  worden  ist,  docli  hat  man  noeli  keine  vollstrmdi|c, 
gewisse,  mit  dem  Rechte  Europas  zu  vergleichende  systematische  Darstellung 
dcsselljcn.  Das  moslemitische  Recht  liat  nicht  nur  eine  religiöse  Grund» 
läge,  sondern  ist  in  allen  seinen  Satzungen  von  den  Grundsätzen  des  Is- 
lams durchdrungen,  ohwold  es  in  zwei  Haupttheile:  das  religiöse  und 
das  nicht  religiöse  oder  bürgerliche  Recht  zerlällt. 

I.  Die  yuellen  desselben  sind  in  zwei  Hauptarten  zu  scheiden,  die 
ursprüngliclicn  nicht  mehr  fliessenden  unabänderlichen  und  das  ganze 
Reclitssyslem  beberrsclicnden  und  die  noch  fliessenden,  welche  mit  den 
ersten  in  keinem  Widerspruch  sein  dürfen. 

A.  Die  ersten  zerfallen  in  die  des  Gesetzes,  Scherte  oder  Scheriat 
genannt,  und  das  Recht  der  Autorität  und  der  Wissenschafl, 

a)  Die  ersten  bestellen  im  Koran  ')  und  der  Sunna  oder  Sun  net;  der 
Koran  oder  Alkoran  enthält  die  von  Muliammed  selbst  aufgezeichnelen  von 
seinen  Nachfolgern  erst  in  ein  Werk,  das  in  111.  Suren  zerfällt,  vereinig- 
ten Satzungen;  die  Sunna  ist  der  InbegrilT  der  nicht  auf  diese  Weise,  son- 
dern durch  den  Propheten  mündlich  gegebenen  und  befolgten  Vorschriften, 
die  durch  Tradition  ennittelt,  von  dessen  unmittelbaren  Schülern  (Imams) 
im  zweiten  Jahrliundert  aufgezeiehnet  wurden,  dessbalb  Tradition  Sunna 
oder  Hadis  genannt  und  als  Gewohnheitsrecht  angesehen  werden  können. 
Die  einzelnen  Satzungen  der  Scheriat,  sie  mögen  im  Koran  oder  der  Sunna 
entlialtcn  sein,  werden  Ahkäms  genannt. 

Man  iial  vier  vcrscliicdcne  Aufzeiclinungen  der  Sunna , die  nach  ihren 
Verfassern  (Jmanu)  benannt  werden.  Unter  denselben  sind  die  von 
Abu  Hanifa  t “64,  und  Malek  t n.  dir.  die  berühmte- 
sten *)  Datier  die  Unterscheidungen  des  ilanefltischen  und  des  Malekiti- 
schen , sowie  der  beiden  andern  Ritus.  Die  .Anhänger  jedes  Imam  bilden 
eine  eigene  Schule. 

b)  Sehr  früh  wurden  sowohl  die  religiösen  Dogmen  und  Vorschriften 
als  die  Rechtssatzungen  des  Gesetzes  der  Gegenstand  wissenschaftlicher 
Bearbeitung,  welclie  Jahrhunderte  lang  fortgesetzt  eine  sehr  reiche  moslc- 
mitische  Rechtsliteratur  zu  Tag  gefördert  hat.  Die  Doctrinen  der  ältesten 


1)  Man  hat  viele  Aoagaben  dev  Koran  t.  B.  arabisrbe,  enteliirnen  Leipzig  1634.  1837. 
1842  oowie  UctierMetznngen  in  oeeidcnlatiiictM-n  Spimäien,  S.  Zenker  V.  I3S5 — 1371 
>.  I38d— 1405.  Dratceh  gnh  S.  Fr.  G.  Wahl  ihn  heraus:  Halle  1826.  Der  Koran 
oder  das  Gesetz  der  Moslemin  durch  Muhammed,  den  Salm  Abdallahs.  Noch 
neuer  ist  die  1840  in  Crrfeld  ersehienene  L'eberselinng  v.  Ullniann. 

2)  Die  heiden  andern  sind  Schafi’i,  f 819.  Han  bat  f 833. 

Nirza-Kazem-Beg  o.  a.  0.  S.  17t.  Geber  die  vier  Ritus  und  die  ihnen 
aiihängenden  Schulen  verbreitet  sich  aiisrührlich  Perron  in  Apere»  ffrilimi- 
snatre  seiner  Uebersetiung  v.  K hallt s Lehrhueh  des  muselminnischen  Rcehlt 
Die  Nuiuen  der  vier  Jmams  werden  verschiedentlich  gracbricben. 
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Rechls^-elehrlen  erhielten  gesetzliches  Ansehen  und  zwar  a)  die  von  den  || 

mit  höchster  Autorität  bekleideten  Rechtsgelehrlen  (Mudschlehids)  nufge-  [| 

slelUcn  Hechtssälzc,  Idschnm's  genannt  und  b)  die  auf  sie  gestützten  ^ 

vcnnittelsl  der  Analogie  (Kijfts)  festgesetzten. 

Die  Religions-  und  Rechtswissenschalt  galt  bei  den  Arnl)crn  als  einer 
der  drei  Hauptzweige  des  Wissens  überhaupt.  ')  ’ 

Die  luoslcinitischen  Gelehrten  lassen  nämlich  alles  gelehrte  Wissen  in 
drei  Hanptzweige  zcriallen  *),  die  Literatur  (Al-arahije) , die  Reli-  ’ 

gious-  und  Rechtswissenschaft  (Asch  - schar  yr)  und  die  Philosophie  ' 

(At-hikemyej.  Die  zweite  bestand  in  der  Auslegung  des  Korans,  der  Kunde  ; 

der  Tradition,  der  practischen  Theologie,  die  die  Rechtswissenschaft  in 
sich  begreift,  und  Fikh  genannt  wird,  die  scholastische  Theologie,  die 
spcciclle  Rechtskunde,  vorzüglich  die  des  Erbrechts,  und  endlich  die  Ele- 
nicntnrwissenschafl  des  Rechts,  Ussul-ul  - Fikh  genannt.  Der  im 
Rechte  kundige  heisst  Fakih,  und  die  Fakih  sind  aus  dem  Stande  der 
Gottes  - und  Rechtsgelehrten,  Ulema's;  aus  ihrer  Mitte  werden  die  Richter 
genommen,  sie  mögen  Mufli's,  Mollah’s  oder  blose  Cadi's  sein.  *) 

Aber  nicht  aller  Rcchtsgelehrten  Lehren  und  Ansichten  haben  die 
Kraft  der  Autorität,  sondern  nur  die  derjenigen,  die  Mukcllefs  heissen  und 
deren  sechs  Rangklassen  unterschieden  werden,  von  welchen  aber  nur 
die  Aussprüche  der  drei  ersten  Klassen  ein  bindendes  Ansehen  haben. 

Die  erste  der  letzten,  Mudschtehids  genannt,  besieht  aus  Rechtsgelehrlen,  die 
in  den  zwei  ersten  Jahrliundcrlcn  lebten,  welche,  wie  die  (unten  §.  111) 
aufzuffihrenden  Lagmänncr  in  Skandinavien,  die  Satzungen  der  Scheriat 
auswendig  her  zu  sagen  im  Stande  und  verpflichtet  waren.  Sie  galten 
ihres  frommen  Lebens  wegen  für  von  Gott  Erleuchtete  und  ihre  Aussprüche 
hallen  absolut  bindende  Autorität  (Idsch  li  h äd).  Sie  stützten  sich  unmittel- 
bar auf  die  t}uellen  *),  die  zweite  Klasse  der  Mudschtehids  stehen  weni- 
ger hoch;  ihre  Aussprüche  haben  nur  eine  relative  Autorität,  sie  gelten 
in  wie  weit  sie  den  Lehrsätzen  der  ersten  nicht  entgegen  sind;  sie  sind 
die  Schüler  von  den  sechs  ersten  Imams  der  zwei  ersten  Jahrhunderte 
und  stützen  diese  ihre  Aussprüche  auch  auf  die  Ansichten  ihrer  Lehrer, 


1)  Der  Verfasser  fi>l|rt  hier  vor  allem  der  schönen  Abhandlung  von  Mirza  Kazem 
Bcg  im  Journal  Asiatiiiu»  Serie  H'.  Xy.  p.  158  f.  A'otice  tur  lamnrehe 
et  let  progret  de  la  Juritprudence  parmi  let  tecte*  orthodoxe»  Mutul- 
man».  (v.  J.  1830.) 

2)  Mirza  Kazem  Bcg  a.  a.  0.  S.  158 — 160. 

3)  .Mnfl'is  heissen  heroüicnde  Gesolzgelohrtc , Mo II ob's  die  Richter  ganzer  Provin- 
zen und  einiger  grossen  Städte;  die  übrigen  Richter  heissen  Cadi’s.  S.  v. 
Hammer;  die  Osin.  Rcichsvorfa.ssiing  und  Staatsverwaltung  B.  II.  S,  372  — 302. 

4)  M ir z«  Ka z em  Beg  a.  a.  0.  S.  167—  68.  Dieser  SchriRsteller  führt  aus  dem 
ersten  Jahrhundert  nach  Miihannned  zehn  und  aus  dem  zweiten  7 solcher  Reclits- 
gelehrtcn  auf. 

11  • 
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und  die  Analogie.  ’)  Sie  sind  Verfasser  sysleniatischer  Darstellungen  der 
Ussul-ul-l'ikh,  welchen  sich  die  Mudschlehids  der  drillen  Klasse,  deren  Au- 
torität nur  in  Knlscheidungen  einzelner  Kechtsfragen  bindend  ist,  zu  eon- 
formiren  haben.  Die  zwei  folgenden  Klassen  der  Mukellefs  werden 
Mukallid's  Nachahmer  (von  taklid  Nachahmung)  genannt  und  sind 
Auserwählle  (Gelehrte),  die  sich  durch  besondere  Gründliclikeit  und 
Klarheit  in  Entscheidung  der  Streitfragen  auszeichnen,  aber  von  den  Doc- 
trinen  der  drei  ersten  Klassen  sich  nicht  entfernen  dürfen.  '•*)  Man  unter- 
scheidet zwei  Unterklassen  derselben,  nämlich  die,  welche  über  zweifel- 
hafte oder  dunkle  Punkte  des  Rechts  eine  klare  überzeugende  Ansicht  auf- 
steilen  und  solche,  die  unter  versclüedenen  Ansichten  anderer  die  eine  oder 
die  andere  als  die  richtigere  verlheidigen.  Die  Rechtsgelehrten  des  ersten 
Grades  heissen  T u k h r i d s c h , die  des  zweiten  T a r d s c h i h.  Die  übrigen  Mu- 
kellefs gehören  einer  letzten  Klasse  an,  unter  welcher  sich  auch  noch  Ge- 
lehrte und  zwar  die  meisten  berühmten  juristischen  Schriftsteller  vom 
achten  Jahrhundert  der  muselmännischen  iieitrechnung  an  befinden,  deren 
Zahl  sich  auf  gegen  zweihundert  beläuft.  ’)  Die  Anzahl  der  mosleuüii- 
schen  Rechtsgelehrten  von  der  ältesten  Zeit  an  bis  in  die  letzten  Jahrhun- 
derte ist  sehr  gross,  wie  sich  schon  aus  der  von  uns  befolgten  über- 
sichtlichen Geschichte  der  muselmännischen  Rechtswissenschaft  von  Mirza 
Kazeni  Beg  ergibt. 

Es  gibt  viele  zum  Theil  sehr  alte  *)  ausführliche  Hand  - und  Lehrbücher 
dieses  Rechts,  die  zugleich  eine  ausgedehnte  Casuistik  enthalten  und  den 
Pandeclcn  Justinians  verglichen  werden  können.  Eines  der  verbreitetsten 
ist  die  Multeka  des  Imam  Ibrahim  el  Halcbi*)  und  der  Mukh- 
t’aQar  des  Rechtsgelehrten  Khalil  •)  f 1122  nach  dem  Malekilischen 
Ritus,  welcher,  weil  der  in  Algerien  im  grössten  Ansehen  steht,  auf  Ko- 
sten der  Französischen  Regierung  von  Perron  ins  französische  übersetzt 
und  prachtvoll  von  1847  bis  1852  in  sechs  Bänden  4.  gednickt  wurde. 
Das  Werk  bildet  einen  Theil  ■*)  der  grossen  Sammlung:  Exploration 


1)  Ehend.  S.  180. 

2)  Uober  diese  3 Klassen  verbreitet  sieh  M i r za  a.  .-i.  0.  S.  206 — 214. 

3)  Mirza  a.  .-i.  0.  S.  213.  Diese  Kangklassen  eiiimern  an  die  io)  rabbinischen 
Zeitalter  der  Juden  verkommenden , ini  §.  74  heriihrteii  der  Gottes-  und  Reclils- 
gelchrten. 

4)  Perron  führt  sii-ben  der  ältesten  Rechtsgelehrten  des  nialekitischoii  Ritus  auf. 
S.  XII-XIll. 

5)  Der  eigentliche  Titel  seines  Werks  ist  Muiteka  et  ahkur  {Bhtmr).  Perron  1. 
S.  XI.  Hammer  Suut.sverfassung  I.  3 f.  Die  Capitol  derselben  geben  Ham- 
mer a.  a.  0.,  Klemm  VII.  S.  281—82.  S.  17  f.  an. 

6)  Ueber  Khalil  S.  Perron  B.  I.  S.  XIV.  Er  lehrte  in  Kairo,  lieber  den 
Werth  seines  Werks  verbreitet  sich  Perron  S.  XVill.  f. 

4)  Das  Lehrbuch  des  Reehtsgelehrten  S ad r ii-sch-S har i'c  hat  Mirza  Kazem 
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scientifique  de  r Ahjerie,  Ahlheiltinp  der  Sciences  historiques 
et  geographiques  t.  A' — Xi'. 

Die  Salzungen  der  Sunna  haben  alier  nichl  in  allen  Landern  des  Is- 
lams gesetzliche  Gcllung;  sie  werden  wenigslcns  grosslcnlheils  in  den  dem 
Schisma  des  Ali  anhängenden  nicht  als  Gesetz  angesehen;  man  theill  dess- 
halb  die  Muselmänner  in  Sunniten  und  Schiiten,  welche  letzte  jedoch  auch 
ihre  Hadis,  aber  nur  4 haben.  Das  schiitische  moslemitische  Recht  ist  daher 
von  dem  sunnitischen  sehr  abweichend  * ).  Es  wird  besonders  in  Persien 
befolgt,  während  das  sunnitische  in  der  gesaminten  Türkei  und  ihren  Ne- 
benländern,  in  der  Tartarei  und  in  Hindostan  gilt  und  Jene  reiche  Literatur 
besitzt,  von  welcher  bisher  die  Rede  war. 

II.  Die  noch  fliessenden  Rechtsquellen  der  moslemitischen  Slaalen  be- 
stehen in  den  Gesetzen  und  Verordnungen  in  denselben,  dem  Localgewohn- 
heitsrecht und  der  Praxis  der  Gerichte. 

Das  Gesetzesrecht  ist  vor  allen  in  den  Kamms  oder  eigentlichen  Ver- 
ordnungen*) des  Staatsoberhauptes,  erlassen  in  Fermans  oder  in  Hai- 
tis cherifs,  in  den  reglemenlarischen  V'erfügungen  (Auamosj  und  sogar  in 
den  von  derWillkilr  des  Herrschers  ausgehenden  mannigfachen  Cabinetsbefehlen 
enthalten;  das  Gewohnheitsrecht  heisst  .4rtrfe/,  und  die  Praxis  stützt  sich 
vorzugsweise  auf  die  Aussprüche  {Fetn’us)  der  Mulli's,  von  welchen  in 
Conslantinopel  ein  residirendes  Collegium  besteht,  dessen  Chef  der  höchste 
Ausleger  des  Gesetzes  ist,  und  den  Titel  Scheik  ul  Islam  führt  *), 

76.  Hier  einige  Grundzüge  der  moslemitischen  Rechtsverfassung : 


Bcg  1845  in  K-tsna  horausgegcbini.  Als  .•mderc  berühmte  Werke  werden  auf- 
gefohrt  das  Mochtaaser  des  Kuduri,  geschrieben  1020,  aus  welchem  Hei- 
mersdorf das  erste  der  10  Bücher  des  Eliereclits  ins  deutsche  übersetzte, 
Frankfurt  1832.  Der  Hidajet  oderllidaia,  (Gans  S.  184 — 85.)  ciigUsch 
übersetzt  von  Hamilton  1791.  Die  Moiiradgcn  englisch  übersetzt  von 
Ubsson.  Eine  eigene  system.-itische  Darstellung  des  moslemitiscbcn  Privat- 
rechts nach  dem  Hnnefitschen  Ritus  hat  Ducauroy  begonnen  im  B.  XII  u. 
XIII.  XIV.  XVI.  XVIll  der  IV.  .Serie  des  Journal  asialique.  Doch  hat  er 
bis  jetzt  (1852)  nur  die  Lehre  vom  Eigenthuniserwerb  herrenloser  Sachen  durch 
Occupation  behandelt  in  350  Artikeln. 

Eine  Darstellung  der  Lehren  vom  Grundeigenthum  gihi  Worms  in  vier  Fort- 
setzungen des  Journals,  Serie  III  t.  13.  14.  Serie  IV.  L 1.  2 die  aueh  beson- 
ders erschienen  sind  1846. 

1)  Gans,  a.  a.  0.  S.  182—183. 

2)  Nach  Gans"  „Staatsgrundgesetzen“.  Sie  enllialtcn  mach  Klemm  R.  282 
— 83  Verfügungen  über  dieJLehre,  Finanzen.  Verwaltung,  das  Ceremoniel  und  alle 
Theile  der  ölfenllichen  Staatsverwaltung.  Sic  können  dua'li  das  Slaatsotreiliaupt 
wieder  .aufgehoben  oder  ahgeändert  werden.  Es  giebt  Sammlungen  der  Kanuns, 
welche  Kanunname  heissen.  S.  V.  II  am  m er  .a.  .a.  0.  I.  S.  XVII.  ff.  u.  S.  87  IT. 

3)  Gans  a.  a.  0.  S.  184  — 185.  Hammer  a.  a.  0.  I.  S.  32. 
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a)  Nur  die  Muselmänner  haben  volle  Rechlsfühigkcil ' ).  Die  Ungläubi- 
gen sind  aurzurordern,  zum  Islaniismus  sich  zu  bekennen,  und  erlangen  dann 
dieselben  Keehle,  wie  die  Mosleniilcn;  Ihun  sie  di(»s  nicht,  so  sind  sie  zu 
bekriegen,  und  werden,  wenn  besiegt,  dem  Tribut  unterworfen.  Der  Um- 
fang ihrer  llechtsruhigkeil  hängt  von  der  Gnade  der  Sieger  ab ; sie  unter- 
liegen der  Kopfsteuer  und  sind  nicht  Ifdiig,  wahres  Uigenthum  an  Grund 
und  Boden  zu  haben;  ihr  bisheriges  Grundeigenthuni  geht  an  den  Staat 
über,  der  es  ihnen  als  willkürlich  besteuerbaren,  also  als  Tributurbcsilz  zu 
überlassen  pflegt.  Sie  haben  nur  Anspruch  auf  das  halbe  Sühngcid  eines 
Muselmannes  in  den  Fällen  imvorsälzlicher  Tödtung*J,  und  leben  sonst 
nach  dem  Rechte  ihres  Volkes. 

b)  Das  eigentliche  wahre  Eigenthum  an  Gnind  und  Boden  steht  dem 
Liandeshcrrn  zu. 

Der  Grundbesitz  der  Einzelnen  ist  entweder  ein  dem  waliren  und  vol- 
len Eigenthum  gleichkominender,  der  keinen  andern  Lasten  unterliegt,  als 
dem  Zehnten,  oder  Tributland,  ln  dem  muselmännischen  Stnmmlunde,  also  in 
Arabien,  ist  aller  Grundbesitz  der  ersten  Art,  kann  aber  nur  Muselmännern  zuste- 
hen. Ungläubige  können  in  demselben  keinen  Grundbesitz  haben.  In  den  eroberten 
Ländern  ist  der  Herrscher  gleichfalls  Eigenthümer  von  Gnind  und  Boden, 
so  dass  selbst  die  Gläubigen  in  denselben  nur  einen,  dom  Tribut  *)  unterlie- 
genden, jedoch  vererblichen  und  veräusserlichen  Grundbesitz  haben  ; es  sei 
■ denn,  dass  durch  besondere  Concession  des  Regenten  oder  seines  Stellver- 
treters ihnen  freies,  nur  mit  dem  Zehnten  belastetes  Recht  daran  gestattet 
ist,  oder  dass  sie  todtes  (d.  h.  brachliegendes)  Land  durch  Ciillur  leben- 
dig (d.  h.  urbar)  gemacht  haben  ^).  Indessen  können  auch  z.  B.  Paschas 
5 als  Vasallen,  oder  die  Provinzen,  die  Bezirke,  die  Orlsgenieindcn  und  die 


i)  Worms,  ün  Joum,  Asi.vt.  III,  13.  S.  344 
’ 2)  Im  larkischon  Rckho  wurde  durch  einen  Ilnllischcrif  von  Guihakc , d.  d.  vom 
2 b Novbr.  Ib39  die  rechtliche  Sklluiig  aller  Uiisliiubigcn  ,vuf  liiH!  au  Rcchl«- 
gicichhcil  mit  den  Musohninnern  glänzend«  Weise  erweitert,  bisher  aber  wenig 
Jc-V"'  geschützt.  Vergleiche  ütvr  dk'ss  tiesctz  1’ e tc r mau n,  Beiträge  zu  einer  Ge- 

V ’ Ip  schichte  der  neuesten  Reformen  des  osm-misehen  Reiclis.  Berlin  1842.  8. 

I— 3)  Der  Tribut  i.st  entweder  eine  fixe  Siinime,  die  amäi  von  unbehanleiii  Land  bezahlt 
wird,  oder  eine  Quote  de.s  Ertrags,  ott  die  IBilfle  desselben.  Perron,  B XIV. 
IH  S 657.  Kote  I.  Genauer  liundelt  vom  Zehnten  und  vom  Tribut  Worms  (Jutirn. 

^ Asiat.  III.  13.  S 347  IT.)  .\ueli  ,iuf  der  Insel  Java  gelten  die  Sultane  für  die 

wahren  Eigenthümer  von  Grund  und  Boden,  und  die  Besitzi  r sind  uurEibp.aebler; 
Revue  det  deux  mondet  vom  1.  Januar  1653,  S.  42  If. 

£ VS  i-'.  **‘'-r  Gesagte  ergiebl  sich  aus  den  Recherche»  tur  In  Centtitutian  de  la 

. ‘Öl  pro/iriete  territoriale  de»  Musulmatil.  von  Worms.  Paris  1846  und  der 
kurzen  Darstellung  von  Dareste  in  Wolowki's  Revue  von  1852  B.  I.  S.  255. 
^ Perron  nimmt  .vn:  auch  der  Grundbesitz  des  Zelmlkmds  sei  kein  wahres  Eigen- 

. Ihum,  sondern  nur  ein  gescliütztcr  Besitz.  Note  zu  Khalil  XIIL  p.  520.  Ebenso 

. Worms,  S.  3»7  und  462.  126  ff. 
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ein  Terriloriuiii  bewohnenden  SUimmc  eine  Art  Obereigenlhiini  haben,  so 
wie  die  Moscheen  ' ).  Dicss  letzte  ist  unveräusserlich  und  unverletzlich  : 
wer  sein  Land  einem  Gott,  d.  h.  einer  Moschee  überlässt,  von  dem  heisst 
es:  er  Ihue  cs  in  H'akff  oder  mache  cs  unbeweglich*).  Das moslemitische 
Recht  hat  sehr  ausführliche  Bestimmungen  über  die  Occupation  herrenloser 
Sachen,  über  die  Benützung  der  (Quellen  in  wasserarmen  Ländern  *),  und 
über  die  Vindication  der  in  rremdem  Besitz  befindlichen  Sachen*). 

c.  Die  Ehe  der  Moslcmilen  ist  die  durch  viele  sehr  ins  Einzelne  ge- 
hende Bestimmungen  regulirte  Polygamie  *).  Doch  kann  ein  Muselmann 
nur  4 rechtmässige  Erauen*)  haben,  sowohl  Gläubige,  als  Ungläubige;  ja 
(mit  Bewilligung  ihres  Herrn)  eine  fremde  Sclavin*).  Daneben  sind  ihm 
so  viele  Concubinen  erlaubt,  als  ihm  beliebLDieEingehungsfonn  war  ursprünglich 
der  Kauf,  und  nochjetzt  kann  keine  Ehe  ohne  ein  Braulgeschenk  (Morgengabe) 
geschlossen  werden.  Es  muss  dem  Rang  der  Frau  gemäss  (wenigstens 
von  10  Dirrhcn)*)  sein,  kann  indessen  auch  blos  versprochen  werden.  Es 
gibt  ül>er  d.^sselbe  viele  sehr  ins  Einzelne  gehende  Bestimmungen.  Die  Ehe 
ist  in  Gegenwart  von  zwei  Zeugen  einziigchen  *),  kann  auch  diircli  Bevollmäch- 
tigte geschlossen  werden,  ferner  durch  den  Vater  oder  Vormund  der  noch  min- 
derjährigen Brautleute  "’).  Es  bestehen  viele  Ehehindemisse,  unter  diesen  die 


1)  Worms  a.  a.  0.  S.  321.  Dio  Sunna  sagt:  „wer  todles  Land  lebendig  macht, 
dem  gehört  cs.“ 

2)  Er  wird  Erbp.ichlcr  seines  vormaligen  Eigcnthunis  und  verliert  nun  sein  Besitz- 
recht  nicht  mehr,  weil  das  Moscliecneigenitiiim  unverletzlich  ist  und  nie  conflscirl 
werden  kann.  Khalil  X.  S.  417  und  Perron's  Note  113.  S.  424  ; ferner 
Worms,  Recherche!,  S.  288.  447,  im  Journ.  As.  .1.  a.  0.  p.  395.  Eine  klare 
Darstellung  des  Rechts  der  Wakfls  gieht  Renniont  in  seiner  deutschen  Bear- 
beitung von  C.  White ’s  Werk  Aber  das  hfnslichc  Leben  der  Türken.  Berlin 
1844.  B.  I.  S.  233  ff. 

3)  Austührlich  handelt  hiervon  Ducaurroy  in  den  angeführten  Artikeln  in  dem 
Journ.  asiat.  t.  Xlll.— XVIII. 

4)  Khalil  ch.  37. 

5)  Ausführlich  behandelt  das  Eherecht  Khalil  T.  XL  ch.  5.  I.  XII.  ch.  6 — 12. 
Ganz  kurz  Gans,  Erbrecht  I.  186.  Sohr  lesenswerth  ist  Heimersdorf ’s  schon 
angeführte  Uehorsetzung  des  1.  Capilcia  des  Eherehts  aus  Kiidiiri's  Lehrbnch. 
Frankfurt  1832.  S.  Kind  in  der  Zcilschrin  für  Gesetz-  u.  R. -W.  des  Auslandes 
VI.  135. 

6)  Heimersdorf,  $.  58.  Khalil  XI.  p.  316  ff. 

7)  Derselbe  $.  11.  12.  43.  44.  49.  56.  60.  61. 

8)  Derselbe  J.  33.  Khalil  VI.  p.  429—487. 

9)  Derselbe  $.  31.  35. 

10)  Derselbe  $.  2.  3.  14.  Khalil  XI.  p.  323  — 345.  Von  der  Nichtigkeit  der  Ehe 
handelt  der  letzte  S.  346  ff. 
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wciipehonflcn  der  Verwomltscliafl ' ).  Auch  die  Hochzeitsrörmlichkeilcn  sind 
rechtlich  normirt*). 

Alle  Frauen  haben  Rleiche  Ansprüche  auf  Unterhalt,  Kleidung  u.  s.  w. 
und  die  Leistung  der  ehelichen  l’llichl;  es  ist  in  letzter  Beziehung  eine  ge- 
regelte Allernation  dem  Manne  vorgeschrieben  Die  Frau,  welche  an  der 
Reihe  ist,  kann  jedoch  mit  Zustimmung  des  Eheherrn  auf  ihr  Recht  zu  Gun- 
sten einer  der  Milfrauen  verzichten.  Die  ehcherrliche  Gewalt  besteht  in  ei- 
nem sehr  ausgedehnten,  den  Mann  selbst  zur  .^ustheilung  von  Schlägen 
berechtigenden  Züchtigungsrechl,  das  die  ßefugniss  begreift,  die  ehebreche- 
rische Frau  zu  tödlen  * ).  Dem  Stande  nach  ungleiche  Ehen  können  von  den 
Curatoren  getrennt  werden  *). 

Ehcscheidunsen*)  sind  zulässig,  sowohl  von  Seiten  des  Mannes,  als 
aus  bestimmten  Ursachen  von  Seilen  der  Frau  ’ ) ; die  ohne  Grund  und 
ohne  ihre  Einwilligung  vom  Mann  geschiedene  Frau  behält  ihr  Brautge- 
schenk und  kann,  wenn  es  ihr  noch  nicht  cingehändigt  war,  dessen  Aus- 
zahlung verlangen*).  Die  Ehescheidung  geschieht  unter  Mitwirkung  eines 
Richters  •). 

d.  lieber  die  väterliche  Gewalt  giebt  es  (nach  GansS.  195 — 96)  we- 
der positive  Bestimmungen  des  Koran,  noch  (Inden  sich  im  letzten  Abwei- 
chungen von  der  orientalischen  Sitte.  Die  Kinder  werden  in  ihren  ersten 
Jahren  im  Harem  erzogen,  treten  dann  unter  die  nicht  gar  strenge  Zucht 
des  Vaters,  aus  der  sie  durch  Errichtung  einer  eigenen  llauswirlhschall 
scheiden.  Der  erstgeborene  Sohn  hat  im  Hause  eine  bevorzugte  Stellung, 
ist  nach  des  Vaters  Tod  der  Repräsentant  desselben  und  Erbe  seiner  Würde. 

e.  Ueber  das  moslemilische  Erbrecht  giebt  cs  viele  sehr  ins  Ein- 
zelne gehende  Bestimmungen*®),  so  dass  dasselbe  lür  die  Hälfte  der  gan- 
zen RcchlswisscnsehaR  erklärt  wird“).  Es  findet  nicht  immer  eine  Aus- 
scblicssung  der  entfernteren  Verwandten  durch  die  näheren  Statt.  Bestimmte, 
ganz  nahe  Verwandte  erhallen  nümtich  als  Theilnehmer  */,  der  Erb- 
schaft, die  zweiten  */,  kommen  an  die  Erben,  und  zwar  zuerst  an  die 
Rcsiduarien  und  in  ihrer  Ermangelung  an  entferntere  Verwandte  nach  ziein- 

1)  Derselbe  S-  30  IT. 

2)  Khnlil  p.  500. 

3)  Khalil  ebemlas. 

4)  K halil  XI.  p.  503. 

5)  Klialil  XI.  p.  609. 

6)  Ilcitnold  $.  29. 

7)  Gans  a.  a.  0.  S.  193.  Kli.alil  XI.  p.  514  ff.  627. 

8)  G.ins  S.  194.  Khalil  p.  517. 

9)  Gans  S.  195. 

10)  Gans  I.  S.  196  ff. 

11)  Gans  S.  205  und  Ober. 
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lieh  verwickelten  Theilungsnormen,  welche  selbst  Ini  Allgemeinen  anzugeben 
nicht  Ihiinlich  ist  *). 

Die  Schulden  sind  von  der  Erbschaft  abzurechnen  und  die  Erbnehmer 
können  von  den  Gläubigem  nach  Maasgabe  ihres  Anlheils  an  derselben 
belangt  werden,  lieber  den  den  ersten  gebührenden  Vermögenslheil  hinaus 
können  Vermächtnisse  hinlerlnsscn  werden,  die  gleichfalls  im  Voraus  von 
der  Erbschalt  abzuziehen  sind*).  Die  mosicmilische  Erbfolge  hat  daher 
den  Charakter  eines  Notherbcnrechts. 

f)  Sehr  auslQhrlich  ist  bei  Khalil  die  Kechlslehre  von  den  Obligatio- 
nen, besonders  die  von  den  Verträgen ; sie  handelt  vom  Kauf  im  C.  13  (in 
13  SecL)  und  C.  11  (in  6 Sect.),  vom  Faustpfand  in  C.  15  (8  Sect) 
dem  Darlehen  in  C.  16  (2  Sect.),  von  Verträgen  der  Minderjährigen  und 
MundtodteninC.  17.  (in  5 Sect.),  vom  Vergleich  in  C.  18  (6  S.),  der  Ces- 
sion  in  C.  19  (9  S.),  der  Bürgschaft  in  C.  20  (8  Sect.),  C.  21  den  Gesell- 
schaften (10  S.),  C.  22  dem  Mandat  (9  S.),  C.  23  der  Anerkennung  von 
Schulden  und  dem  Geständniss  (5  Sect._),  C.  24  von  Paternitätsklage  (4 
Sect.),  C.  25  vom  Depositum  (5.  S.),  C.  26  dem  Leihvertrag  (6  Sect.),  von 
unrechtlicher  Aneignung  fremder  Sachen  und  deren  Zurückforderung  C.  27 
(8  Sect.),  vomRetract  im  C.  28.  (11  S._),  C.  29  von  der  Theilung  (10  S.), 
C.  30  der  Societe  en  Participalinn  ("13  Sect.),  von  Pacht-  und  Miethver- 
trägen  C.  31 — 32  (17  Sect.),  von  bedingten  V’erlrägen  C.  33  (4  Sect.) 

g)  Das  moslemitisclie  Strafrecht  ist  eine  Verl)indung  des  Princips  der 
Wiedervergelliing  und  des  Composilionssystems*).  Es  ist  älter,  als  der 
Islamismus,  die  Blutrache  war  von  jeher  bei  den  .Arabern  ein  Recht  der 
Stämme,  der  Familien,  der  Individuen,  und  zwar  ein  vererbliches.  Der  Ab- 
kauf des  Blutes  ist  gleichfalls  Ursitte,  und  dieKaiifsumme  bestand  in  einer 
.Anzahl  Kameele.  *)  Nach  der  moslemitischen  Anffassung  ist  das  Weergeld 
(Die/i)  bei  absichtlicher  Tödtung  nicht  der  Preis  der  Strafe  der  Talion,  in 
welche  der  Schuldige  verfallen  ist,  sondern  eine  Belohnung  für  die  ihm 
von  dem  zur  Blutrache  Berechtigten  gewordene  Verzeihung  * ) ; bei  einem 
getödteten  Sclaven  ist  es  die  Entschädigungssumme  für  dessen  Verlust’). 


1)  Sie  werden  aufgefübrt  bei  Gans  S.  209  (f. 

2)  Gans  ,S.  207. 

3)  K halil  B.  III.  S.  170  — 557.  B.  IV.  S.  l — 658.  Es  giebl  über  die  Verträge 
viele Monograpliieen : französisch  erschien  eine  von  E.  d’Adelbourg:  Kecuril 
df$  FetwaM  ou  dreitioHt  de  loi  MuMHlmnne  eouerruant  le  contrnt  dt 
hoHHge  preeedd  principee  du  dit  Coutrnt  d'apret  le  JUoutnteka.  Con- 
stantinupel  1838. 

4)  Khalil  t.  XIV.  p,  340.  eh.  40.  Vincent,  Btudee  tur  tu  loi  Uuiulmane, 
Rite  de  Maleki,  Ijegitla^on  criminelle.  Paris  1842.  Hammer  I.  143—  180. 

5)  Perron  XIV.  p.  543—44. 

6)  Khalil  XIV.  S.  348. 

7)  Ebend.  S.  349. 
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Der  nächste  männliche  Verwandte  hat  das  Recht  der  Bhilracbe  (er  ist 
IVali) ; hei  vorsätzlichen  Vci  stümmliiniien  hat  es  der  Verstümmelte  selbst 
Den  Muselmann  kann  die  Strafe  der  Tnlion  nicht  treffen  für  den  Mord  eines 
Ungläubigen  oder  Sclnven*).  Wegen  unvorsätzlicber  Tödtung  {Jumicidhan 
cv/posum)  tritt  glcichrnlls  die  Talion  nicht  ein,  der  Hepräscntnnt  des  Blutes 
kann  nur  ein  Weergeld  {Dich)  fi>rdcm,  dessgleiclicn  bei  culposeo  Körper- 
verletzungen der  Vciletzte  ’).  Der  Heweis  des  Verbrechens  wird  oft  vcr- 
inittclst  fünfzig  hinter  einander  geleisteten  Kide  geführt^). 

Die  Bestimmungen  über  ilie  Grosse  des  Weergeldes  gehen  sehr  ins 
Einzelne,  nach  dem  verschiedenen  Stande  der  Person  und  bei  Verletzungen 
nach  der  Grösse,  der  Art  der  Verletzung,  nach  der  Verschiedenheit  des 
verlorenen  Gliedes,  der  Wunde  u,  s,  w.  ®).  Das  regelmässige  Weergeld  für 
einen  freien  Muselmann  ist  in  Arabien  noch  die  Summe  von  hundert  Ka- 
mcelen , sonst  und  wenn  man  solche  dort  nicht  besitzt,  1000  Dinare  (nach 
Perron's  Berechnung  zur  Zeit  Khalil’s  in  Aegypten  13000  Pranken): 
das  Weergeld  für  eine  getödlcte  Krau  ist  die  UäUte  des  Weergeldes  des 
Mannes  ihres  Standes  *).  Das  Weergeld  eines  getüdleten  Sklaven  ist  das 
seines  Werthes  ’ ).  Es  giebt  indessen  doch  auch  Verbrechen,  die  von  Staats- 
wegen  bestnifl  werden*),  z.  B.  der  Aufruhr,  die  Gotteslüsterung,  die  Apo- 
stasie u.  a. 

g.  Die  rechtliche  Stellung  der  Herrscher  des  Orients  ist  die: 

„Sie  sind  die  Herren  der  Völker  und  der  Schatten  Gottes  auf  Erden.“ 

Sic  vereinigen  die  geistliche  und  weltliche  MochL  Sic  sind  die  Kriegs- 
lürsten  und  Vorsteher  der  Gerechtigkeit,  — die  Henen  alles  Grunds  und 
Bodens,  sowie  der  Güter,  des  Lebens  der  Menschen.  Alles  eroberte  Land 
ist  ihr  Eigenthum.  Der  Herrscher  soll  gottesfürchtig , gerecht  und  weise, 
mild  und  wohltliätig  sein;  wenn  er  es  aber  nicht  ist,  so  tröstet  sich  das 
Volk  damit,  dass  er  als  König  ja  das  Recht  habe,  gewalttliätig  und  unge- 
recht zu  sein  •). 


1)  Ebcnd.  S.  350. 

2)  Ebpnd.  S.  352. 

3)  Kl>ciid.  S.  354. 

4)  Ebond.  S.  350.  352.  355.  Ausführlich  hievon  ist  die  Rede  S.  400—488.  u.  N.7. 
S.  538. 

5)  Sehr  ausführlich  li.aiidelt  von  aflen  erdcnUliehen  F.illen  Khalil,  8.  370—450. 

6)  Khalil  a.  a-  0.  S.  S.  413  — 418  und  555 — 56.  Er  sagt  indessen  R.  X.  S.  563, 

der  ursprünglich  gesetzliche  Dinar  (von  Mekka)  sei  zu  8 Fr.  3 Chiles  zu  be- 

rechnen, demnach  w-tre  das  Weergeld  nur  6300  Fr. 

7)  Ebcnd.  S.  415. 

8)  Khalil  a.  a.  0.  B.  XIV.  cli.  41.  12.  Worms  a.  a.  0.  S.  344.  350. 

9)  Nach  Klemm  VII.  192.  S auch  Worms  a.  a.  0.  S.  342. 
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U.  Capilcl. 

Die  Staait-ud  DeclilseBlAickeling  bei  den  cla^iüKchen  Yilkera  des  Altrrihims. 

I.  Die  Griechen.  ’) 

TT.  Bei  dem  hochgebildeten  Volke  der  Hellenen  gcslallele  sich  das 
sociale  Leben  auf  eine  von  der  im  Orient  «ewöhnlichen  sehr  verschiedene 
Weise.  Es  kam  bei  ihnen  nicht  zu  einem  das  Ganze  umfassenden  Reiche, 
zu  einem  eigentlichen  Gesammtstaale,  sondern  nur  zu  nationaler  Einigung 
kleiner,  jedoch  freier  Gemeinwesen.  Doch  hat  sich  bei  keinem 
Volke  die  Staatsidec  so  vollständig,  sowohl  practisch,  als  theoretisch  ent- 
wickelt, wie  bei  ihnen.  Ihre  Zersplittening  in  eine  Menge  solcher  kleinerer 
Stantseinigungen  war  eine  nothwendige  Folge  der  Ursprünge  und  der  Entwi- 
ckelung der  Griechen.  Hellas  war  durch  Einwanderer,  die  in  verschiedenen 
Oertlichkeilen  sich  ansiedellen,  Städte  bauten  und  bürgerliche  Gemeinden 
errichteten,  bevölkert  worden.  Jede  Stadt  ward  ein  Staat  oder  eines  Staates 
Mittelpunct;  jeder  Staat  hat  seine  eigene  Enlwickelungsgcschichte.  Der 
Particularisnius  ist  das  herrschende  Princip  der  griechischen  Kechtsbildung. 
Selbst  der  Gesammtname  Hellenen  entstand  erst  später,  und  noch  später 
der  der  rganm.  In  den  Anfiingen,  ihrem  mythischen  und  zum  Tlteil  noch 
im  sog.  heroischen  Zeitalter,  lagen  die  einzelnen  Vülkergrui>pcn  beständig 
mit  eiiKinder  im  Kriege;  die  von  iliren  Feinden  Besiegten  wurden  meistens 
leibeigene  oder  hörige  Unlerthanen  der  Sieger*).  Ein  gcregellcr  Rechlszustund 


1)  Das  amäusende  Sludiuiii  des  griechischen  Atlerlhums  luit  sich  .auf  das  des  grie- 
chischen Rechts,  nidir  Jedoch  der  griecliisclien  Slaattcntwichcluig  crslrerkl,  nnd 
Dcuhiclilaiid  hat  eine  Rcilie  liüchst  vcrdicBsIvullcr  ScItrillstcUer  üher  dnssclbv 
seil  dem  Ende  des  vorigen  Juliibuiidcris  aufzuwcisoiii  die  lür  den  RccliUgelcIir- 
Icn  besunders  wichtigen  sind  : 

Bunsen  1813.  llcrficr  1922.  .Meier,  Sclioeinann  1924  — 1939.  Gans 
1824.  Otlfncd  Mfllle r,  Plaincr ; B oc c k h , II c r ni a ii ii  I83t — 1851.  Wachs- 
mntli  bes.  seil  1848.  Becker  (im  Charicles).  Dnlcr  den  Werken  des  Anslands 
sind  zn  nennen  Pastoret,  iiit.iltiln/rg.  lom.  6 — 8 und  18—11  und  I.er- 
minicr,  hitloire  Je  /«  le'gitlaiioH  et  dee  eonetil Dtione  de  ln  (irrce  nn- 
tiijHe.  Paris  18.33. 

In  den  encycloiiiidisckcn  DonileUnngen  der  deutschen  Rcclitswisseaschan  wird 
Gricrhcnlnnd  fast  nur  von  Püttcc  (S.  70 — US)  berücksichtigt.  Wir beachrSnken 
uns  gleiehfadls  auf  dos  Allgeineiasto,  und  nehmen  vor  Allen  ächömann,  Her- 
mann und  Wachsmutli  zu  Führern  in  ihren  farllaurend  von  una  aogelührlcn 
Hauptwerken. 

2)  Hermann,  Lehrbuch  der  griechischen Stoatsaherthümer,  zuerst  183t,  dann  1838, 
und  luleUt  1841,  ids  erster  Tbeil  eines  Lebrbnebs  der  gricchuchen  Antiquilälcn. 
3.  Bd.  8. 
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begann  ersl,  nachdem  durch  Bündnisse  ein  gemeinsamer  Frieden  unter  ih- 
nen gestiftet  und  durch  ein  religiöses  Band  befestigt  worden  war.  Die  äl- 
testen dieser  Bümlnissc  waren  die  der  Amphictyonen , geschlossen  unter 
den  benachbarten  Staaten  und  mehr  und  mehr  erweitert  Durch  sie  wurde 
Griechenland  ein  Völker-  oder  Staatenbund.  Ein  Hauptzweig  seines  Rechts 
ist  das  Völkerrecht  *).  In  jedem  Staate  entwickelt  sich  wieder  dessen 
öflentliches  oder  Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht,  das  sich 
Iheils  auf  Verträge  der  Stände,  theils  auf  die  Anordnungen  berühmter  Ge- 
setzgeber stützt,  so  wie  das  mehr  als  Gewohnheitsrecht  geltende  und 
durch  die  Gesetzgebung  nur  geregelte  oder  modificirte  Privatrecht. 
Diess  hat  aber  in  Griechenland  eine  viel  geringere  Bedeutung,  als  jenes, 
und  ist  in  welthistorischer  Beziehung  nicht  einmal  von  so  grosser  Wichtig- 
keit, wie  das  der  Hauptvölker  des  Orients.  Auch  ging  die  Rechtsentwicke- 
lung  der  Griechen  nie  über  das  Stadium  des  Volksrechts  hinaus,  gelangte 
nie  zu  dem  der  wissenschaftlichen  Behandlung,  so  dass  sie  in  dieser  Be- 
ziehung einen  vollkommenen  Gegensatz  zu  den  Römern  bilden.  Warum  sie 
keine  Rechtswissenschaft  haben,  ist  ein  vielfach  von  den  neueren  Gelehrten 
besprochenes  Problem,  das  nicht  einmal  ganz  befriedigend  gelöst  werden 
kann  *).  Der  Genius  des  hellenischen  Volkes  war  offenbar  der  Pflege  der 
Rechtswissenschall  nicht  günstig.  Die  Kunst  und  die  Philosophie  sprachen 
dasselbe  mehr  an,  als  das  trockene  juristische  Studium;  das  rege  in  alles 
so  lief  eingreifende  Staalsleben  weit  mehr  als  die  Verhältnisse  des  Privat- 
lebens; die  Rechtsidee  ward  von  ihnen  nicht  in  ihrer  Fülle  und  Strenge 
erfasst,  wie  bei  den  Römern.  Sie  hielten  das  Nützlichkeitsprincip  höher, 
als  die  Justitia  und  die  Heiligkeit  des  Rechts.  Die  Beschäftigung  mit  die- 
sem blieb  den  Practikem  und  der  Routine  überlassen;  sie  bot  kein  höheres 
Interesse.  Ihre  Rechtsgelehrten  sind  die  Sophisten.  Auch  war  das  griechische 
Privatrechl  zu  einer  dialeclischen  Behandlung  nicht  so  geeignet,  wie  das 
römische;  seine  Salzungen  waren  meistens  nur  gewohnheitsrechtliche  Vor- 
schriften , cs  gab  keine  so  genau  und  fein  redigirle  Civilgeselze  oder  ge- 
naue Aufzeichnungen  concreler  Normen,  wie  z.  B.  die  in  den  Edicten  der 
römischen  Prätoren  enthaltenen.  Von  einer  Formular-Jurisprudenx  und  festen 
und  leineren  Auslegungen  der  Rechtsstatuten  oder  Verträge  war  nicht  die 
Rede;  Rechtsstreitigkeilen  wurden  mehr  ex  aequo  et  öono  entschieden,  und 


1)  Die  Geschichte  des  griechischen  Völkerrechts  behandeln  Schömann,  Antiqui- 
lates  juris  puMiei  Orneci.  Grgpkiswaldine  1838.  S:  361—447.  Wachs- 
inuth,  hellenische  Allcrthuniskunde  aus  dem  Gosichtspunct  des  Staats.  Bd.  I. 
Halle  1846.  S.  139 — 326,  und  in  Kürze  Mülle  r-Jochmus,  Geschichte  des 
Völkerrechts  im  Alterthum,  beipzig  1848.  S-  45  IT. 

2)  S.  über  dasselbe  Wachsmuth  II,  160.  und  J.  Hornung:  Essai  histarique 
sur  eette  qutsHon , pourquai  Iss  Eammns  ent  Hs  JU  te  psupts  ßuridique 
de  l'antiquitd.  Gonevc  1647.  p.  35  ff. 
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selbst  ihre  grossen  Philosophen  beschäftig  len  sich  mehr  mit  der  Fest- 
stellung moralischer,  ethischer  und  politischer  Principien,  als  mit  der  ei- 
gentlicher Rechtsgrundsälze.  Nur  Aristoteles  ihat  liefere  Blicke  in  die 
höchsten  Principien  und  das  Wesen  des  Rechts  doch  erscheint  selbst 
bei  ihm  die  Rechlslehre  nur  als  ein  Capitel  der  Ethik  oder  der  Politik. 

78.  Die  Geschichte  rühmt  übrigens  eine  Anzahl  grosser  griechischer 
Gesetzgeber,  die  sogar  einen  welthistorischen  Namen  haben.  Sie  regulirlen 
entweder  schon  vorhandenes  Gewohnheitsrecht  oder  traten  als  ideokratische 
oder  idealistische  Verbesserer  der  socialen  Zustände,  sogar  wie  Lykurg 
eine  utopistischc  Richtung  verfolgend,  auf*).  Was  das  Staats-  und  das  Straf- 
recht belrifR,  sind  ihre  Gesetzgebungen  von  Bedeutung.  Das  Alterthum 
rühmt  und  feiert  folgende  *)  : 

a)  Die  Gesetze  des,  noch  dem  mythischen  Zeitalter  angehörenden  Kö- 
nigs Minos  für  den  dorischen  Staat  aufCrela;  sie  sind  eine  Urquelle  des 
spartanischen  Rechts;  jedoch  wird  manches  Frühere  und  Spätere  seiner 
Gesetzgebung  zugeschrieben  *). 

Die  881  Jalire  vor  Christus  von  Lykurg  ausgegangene  Gesetzgebung 
Sparla’s  *). 

c.  Die  Gesetzgebungen  des  Zaieukos  für  Grossgriechenland  und  des 
Charondas  für  Sicilien  v.  J.  6ti0  und  GGl  vor  Christus*). 

d.  Die  Athenicnsische  Gesetzgebung  Drako's  621,  Solon's  56t,  und 
Klisthenes  510  vor  Christus  ’). 

e.  Die  des  K I e o b u I u s für  die  Stadl  Lindos  auf  Rhodus  aus  Solon's 
Zeiten,  und  des  Demonax  in  Cyrene  *). 

Unter  diesen  Gesetzgebungen  sind  die  Lykurg'sche  und  Solon’sclie 
bei  Weitem  die  bekanntesten  und  wichtigsten. 

Was  die  erste  belrifR,  so  hatte  M.anches,  was  ihm  zugeschrieben  wird, 
schon  früher  bestanden.  Vieles  entwickelte  sich  später  aus  den  Grundlagen, 
die  er  gelegt  halle.  Die  spartanische  Verfassung  bezweckte  die  Erhaltung 
der  Nationalität  und  der  strengen  Volkssitlc ; die  Gesetzgebung  war 
die  der  Zucht  Durch  Staalserziehung  sollte,  oft  ganz  naturwidrig,  ein  nach 


1)  In  seiner  Elliik  üb.  VI. 

2)  lieber  den  nllgcmeinen  Charakter  dieser  Gesetzgebung  vgl.  Wachsmiilh  I.  S. 
416— 4S8. 

3)  Eine  Zusammenstellung  der  altgrieehiselicn  Gesetzgebungen  hat  Pastoret,  ii- 
ttoire  de  ln  legielatioM  B.  6 IT.  Allein  sic  enthalt  eines  Theils  niehl  hierher 
Gehörendes,  und  ist  andererseits  dennoch  Idekenhafl. 

4)  Wachsmuth  1.  S.  348.  Hermann  J.  20.  Schömann  S.  123 — 30. 

5)  Wachsmuth  I.  |-  55.  II.  S.  101.  Hermann  123 — 30. 

6)  Wachsmuth  I.  S.  455.  Hermann  g.  23.  80. 

7)  Wachsmuth  I.  $.  56.  II.  102. 

8)  Wachsmuth  1.  S.  155. 
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pinoni  politischen  Ideal  kflnsllich  i;eschaflcner  socialer  Zustand  und  strengcTu- 
gend  für  alle  Zeiten  erhallen  werden,  das  Streben  nach  Reiehthiim  veriiannt  blei- 
ben und  die  höchste  Vaterlandsliebe  die  Spartaner  beseelen').  Allein  die 
Sitte  war  stärker,  als  das  Gesetz,  und  die  aus  einer  mit  Heuchelei  verbun- 
denen Selbstsucht  hervorgehende  Entartung  konnte  nicht  aufgehalten  wer- 
den. Die  auf  eine  gut  eingerichtete  Heerverfassung  sich  stützende  laccdä- 
nionischc  Hegemonie  in  Griechenland  war  nicht  von  langer  Dauer  *). 

So  Ion  ist  nicht  sowohl  Begründer  einer  neuen  Slaatsverfassung,  als 
-vielmehr  Vennittler  des  Demos,  mit  der  eupatridischen  Herrschall  und  Ord- 
ner des  Staates*).  Sein  Zweck  war  eine  zeitgemässere  Lösung  der  .Aufgabe 
Drako’s:  durch  schriüliche  Bestimmungen  der  richterlichen  Willkür  Maass 
und  Ziel  zu  setzen.  Er  suchte  dieselbe  durch  eine  umfassende  Gesetzge- 
bung zu  erreichen,  die  sich  über  alle  Veriiultnisse  des  ölTentlichcn  und  Pri- 
vatlebens erstreckte,  und  ohne  die  festen  Grundlagen  der  Zucht  und  Sitte 
aus  dem  .Auge  zu  lassen,  die  Fesseln  sprengte,  welche  die  Mehrzahl  des 
athcniensischen  Volkes  in  politischer  und  rechtlicher  Unmündigkeit  gehal- 
ten halten  •).  Er  ersetzte  den  Maassst.ab  der  Geburt  durch  den  der  Begü- 
terung  und  darauf  begründete  Beitrüge  zu  den  öffentlichen  leisten,  und  ge- 
staltete sowohl  die  .Administration,  als  das  Gerichtswesen  auf  eine  zweck- 
mässige Weise  um*).  Indesssen  hatten  Solon's  Einrichtungen,  vielleicht 
ihrer  Mässignng  wegen,  nicht  den  von  ihm  bezweckten  Erfolg.  Erst  als 
nach  dem  Sturze  der  pisislratisehen  Tyrannis  durch  Klislhenes  das  de- 
mokmiisehe  Element  eine  grössere  .St.ärke  erlangt  hatte,  entwickelte  sich 
die  freie  Verfassung  dieses  Staates  vollständig*).  Die  griechische  Siaats- 
enlwiekelungt ) war  überhaupt  die  des  allmähligen  Ueberganges  des  ur- 
s|>rünglich  patriarchalischen  erblichen  Königthums  zur  aristokratischen  Herr- 
schall*); von  dieser  zur  Demokratie  und  in  Folge  deren  Maasslosiglteit  zur 


t ) Hermann  §•  20.  ^ 

2)  Iler  mann  §§•  29—50. 

3)  II  ermann  j).  106  ff. 

4)  Worte  Herma  nn’s  in  S-  löf- 

5)  Hermann  $$.  106—109. 

6)  Hermann  $.  110-112. 

T)  her  Verfaiscr  folgt  in  seiner  Bescliauung  der  griechisehen  SlaaUentwiekelung 
vonuir«weife  der  geitlreielien  hartlellung  Hermann'«  I.  $.  51 — 72.  Mit  voH- 
(Undigeni  Eingehen  auf  alle«  Einzelne  behandelt  diese«  Gegenstand  Schümann 
in  gcinoin  ganzen  Huche  und  Wach«muth  I.  {.  36  — 87.  Eine  genaue  Verfas- 
sung«ge«clnchtc  Atlien«  gieht  Hermann  in  S 91  — 173  und  S|i«rtas  in  $.  20 — 
SO.  Auch  Sekümann  giebt  eine  Staatsgezchichte  Sparta«  in  S.  114—118  und 
Athen«  in  S.  161 — 363. 

8)  Es  gab  zwar  stündische,  aber  keine  kastenartige  RrgensStze  bei  den  Griechen. 
Eine  Zeit  lang  hielt  man  für  einen  solchen  die  iheste  Abihnihiiig  6«r  Atbcnien- 
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Tyrannis,  Anarchie  und  zuletrl  znm  Untergang  der  stnallichcn  SelbslsliSn- 
digkeil. 

Die  aus  den  Gründern  der  Staaten  herv'oi'gegangenen,  vom  Volke  als 
Wesen  höherer  Art  verehrten  Könige  waren  in  der  heroischen  /eit  An- 
führer im  Kriege,  Vorstände  der  Staatsopler  und  höchste  Ricliler  ' ).  Ihre 
Gewalt  hatte  nie  einen  orientalischen  Charakter  und  war  nicht  verfassungs- 
mässig oder  gesetzlich,  wohl  aber  l'actiscli  durch  die  religiösen,  von  ihnen 
getheilten  Volksansichten  nnd  durch  den  Einfluss  ihres  Käthes  die 

Volksversammlungen  (ayogat)  und  die  durch  die  Sitte  gewährleisteten 
Rechte  der  Stände,  Geschlechter  oder  anderer  corporativer  Volksgenossen- 
Bchatten  l)cschränkt.  Die  Rechte  der  Könige  verminderten  sich  nach  und 
nach,  hörten  in  den  meisten  Staaten  auf,  und  die  Herrschaft  gieng  aul  die 
aristocratischen  Elemente,  zunächst  eines  kriegerischen  durch  Landbesitz 
mächtigen  Gdnirtsadels  und  später  an  die  Reichen  über*),  diess  auch  da, 
wo  wie  z.  B.  in  Sparta  das  Königthun)  lörlhestand.  Ihre  Mitglieder  bildeten 
die  Volksversammlungen  oder  herrschten  in  denselben  und  führten  .als 
Magistrate  die  Regierung*).  Der  Staatsorg.anismus  war  schon  künstlicher 
Art , und  meistens  das  Werk  berühmter  Gesetzgeber.  Die  Staatsidee  war 
bald  fest  begründet  und  beruhte  auf  der  Grund.anschauung,  der  Staat  sei 
das  organisch  gegliederte  Volk  und  zwar  so,  dass  der  Einzelne  nur  inner- 
halb der  Staalsgcmcinschnft  Mensch  und  Person,  und  als  Bürger  für  rechts- 
fähig zu  betrachten,  der  Staat  sein  alleiniger  /sveck,  und  der  Bürger, 
der  ihm  Alles  verdanke,  ihm  daher  auch  .Alles  zu  opfern  verpflichtet  sei*). 
Der  Bürger  nimmt  aber  auch  an  allen  Stnntsinteressen  Theil,  das  Gesetz 
Ist  der  alleinige  Souverän,  gleich  dem  Willen  eines  Autokraten.  Die  Magi- 
strate sind  seine  Organe  und  Vertreter;  alle  rechtsmässigen  Staatsformen 
Griechenlands  sind  republikanisch  - freie  *).  Ent.artungen  derselben  waren 
indessen  unvermeidlich;  die  (gemässigte)  Monarchia  ward  oft  Tyrannis, 
die  Aristocratie  Oligarchie  und  die  Democratie  durch  Demagogen  geleitete 
WillkürliciTschnfl  der  Massen*). 

Drei  Gewalten  standen  im  Staate  sich  gegenüber,  die  befehlende 


(iaclien  Bcv5lkerung  in  Eapalridcn  (itiUcr),  Geomoren  (Banen)  und  De- 
mi urgen  (Handwerker).  Siehe  über  dieselben  Hermann  I.  $.  98. 

1)  Waebtmnth  I.  311.  Her  mann  |.  53.  Sch&mann  S.  64-74. 

2)  Ilerinaiin  §.  56  — 60.  Schümann  S.  75. 

3)  Welche  ari.stokralischen  Elemente  in  dic^acni  Zeitalter  in  den  verschiedenen  grio- 
cliischcn  Staaten  das  Kegimeiit  in  Händen  hatten,  führt  Waclismutli  I,  $.  50. 
in  einer  statistischen  Ueborsidit  auf. 

4)  Worte  Ucrmann's  $.  51. 

5)  Derselbe  a.  a.  0. 

6)  Hermann  S-  ä2. 
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und  gesetzgebende  der  Herrscher,  die  administrative')  und  die 
richterliche;  sic  geriethen  nicht  selten  mit  einander  in  Collisionen  und 
in  Kämpre,  deren  Ergebniss  das  der  Absorbirung  der  minder  Starken  durch 
die  Mächtigeren  war.  Eine  völlige  Trennung  der  Justiz  und  Administration 
hatte  nicht  statt.  Die  V'erantwortlichkeit  der  Beamten  ward  jedoch  früh 
Princip  de»  griechischen  Strafrechts*).  Als  der  Demus  der  stärkere  ward 
und  die  zur  Oligarchie  gewordene  Aristokratie  besiegte , gieng  zunächst 
die  Herrschaft  über  den  schon  organisch  gestalteten  Staat  auf  ihn  über, 
wurde  .aber  vermittelst  democratischer  Institutionen  theilweise  umgestoltct*). 
Die  Idee  der  griechischen  Demucratic  im  Allgemeinen  bestand  in  der  der 
gleichen  Berechtigung  aller  Mitglieder  des  Staates  zur  entscheidenden 
Theilnahme  an  allen  wesentlichen  Attributionen  der  Staatsgewalt , sowohl 
was  die  Rechtspllege,  als  was  die  Leitung  der  allgemeinen  Angelegenheiten 
des  Landes  betraf.  Daher  Gleichheit  Aller  vor  dem  Gesetze  und  das 
Recht  der  freien  Rede;  Jedoch  auch  eine  eifersüchtige  Uebcrwachung  alles 
Hervorragenden  und  dessen  Zunickdrängung  selbst  durch  den  an  den 
Besten  geübten  Ostracismus*). 

So  lange  die  Demokratie  durch  gesetzliche  Schranken  gemässigt  und 
die  vermögenslose  Masse  von  der  Theilnahme  an  den  Volksberathungen 
noch  ausgeschlossen  war,  konnte  das  Staatsregiment  mit  Festigkeit  und 
Gerechtigkeit  geführt  werden.  Allein  nachdem  diese  Schranken  gefallen, 
entstand  das  durch  die  Demagogen  geleitete  Factionswesen,  und  die  abso- 
lute Democratie  ward  zur  Willkürherrschafl  des  Demos,  der  ohne  ein  hö- 
heres Interesse  zu  lieachten,  sich  seinen  augenblicklichen  Launen  und  Be- 
dürfnissen, Ja  den  Eindrücken  des  Moments  hingab;  dann  gelang  es  den 
Rednern  das  Volk  zu  leiten  und  sogar  die  Herrschaft  an  sich  zu  bringen. 
Schenkte  nun  das  Glück  im  factischen  Herrscher  einen  Mann  von  Einsicht 
in  die  höheren  Staatsinlercssen  und  frei  von  niedrigen  Leidenschaften,  so 
genoss  der  Staat  alle  Vortheile  der  Tyrannis  ohne  ihre  Mängel.  Doch  nur 
zu  oft  fand  das  Gegeniheil  statt;  die  Besseren  wurden  unterdrückt,  und 
nicht  selten  ward  die  Bestechlichkeit  der  Demagogen  das  Rettungsmittel. 
Es  organisirtc  sich  .auch  das  Clubbwesen,  und  der  Staat,  durch  fortlaufende 
innere  Stürme  erschüttert,  verlor  seine  Selbstständigkeit  Nachdem  in  den 
meisten  Ländern  an  die  Stelle  der  Vaterlandsliebe  und  der  Achtung  für 
Recht  und  Sitte  die  schnödeste  Selbstsucht  getreten  war,  und  Jeder  seine 
Privatinteressen,  Neigungen  und  Lüste  für  sein  natürliches  Recht  hielt. 


1)  Ueber  die  FiimnzvcrwaUun^  Alhcns  hn(  die  deutsche  Lilcrntur  ein  lUuptwerk 
aufzuweiKen,  nvimlich  ßöckh,  über  den  SlanUliAushalt  der  Athener.  2.  Auflai^. 
Berlin  1851.  2 Bde.  Einen  Auszug  daraus  gieht  Schümaun,  S.  302 — 32. 

2)  Hermann  %.  53. 

3)  Hermann  $.  54 — 65.  Schumann  S-  88  IT. 

4)  Hermann  |.  66. 
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wurde  zuletzt  ganz  Hellas  die  Beute  des  macedonischen  Philipps,  und  ge- 
wann auch  nach  dem  Untergange  der  Monarchie  Alexanders  des  Grossen 
die  verlorene  Freiheit  nicht  wieder  *). 

Doch  erreichte  mitten  in  diesen  Stümien  die  griechische  Humanitüts- 
bildiing  und  insbesondere  die  Philosophie  ihre  glänzendste  Höhe,  und  durcli 
sie  auch  die  theoretische  Entwickelung  der  Staatsidee.  Es  entstanden  die 
in  der  Weltgeschichte  ewig  denkwürdigen  Theorieen  der  Politik  oder  Staats- 
Wissenschaft,  die  in  zwei,  schon  in  der  Natur  der  Sache  liegenden,  entge- 
gengesetzten Richtungen  sich  bewegten,  der  idealistischen,  die  in  Plato, 
und  der  historisch -practischen,  die  in  Aristoteles  ihren  grössten  V'crlrc- 
ter  fand. 

79.  Indem  wir  einige  Grundzüge  des  hellenischen  Rechts,  namentlicli 
des  Privat-  und  Strafrechts  den  bewährtesten  Forschem  des  griechischen 
Alterthums  folgend,  hier  wiedergeben,  müssen  wir  die.  allgemeine  Bemerkung 
vorausschicken,  dass  wir  sowohl  auf  die  ältesten  bekannten  Rcchtszustände 
am  Ende  des  heroischen  Zeitalters,  als  die  der  späteren  Zeiten  unser  Au- 
genmerk richten  und  das  Athen  oder  Sparta  eigcnthümliche  Recht,  wo  es 
uns  von  Wichtigkeit  erscheint,  besonders  hervorheben  werden. 

I.  Was  die  Standesrechte  betrilR,  so  ist  die  Haupteintheilung  der  Per- 
sonen die  in  Bürger,  Fremde  und  Sclaven.  In  jeder  Classe  Anden 
sich  wieder  Rcchtsunterschicde  *). 

A.  In  Jedem  griechischen  Staate  konnte  von  jeher  nur  der  eigentliche 
Genosse  oder  Staatsbürger  die  volle  Rechtsrdhigkeit  haben;  doch 
steht  sie  nicht  jedem  gleichmässig  zu. 

a)  Im  heroischen  Zeitalter  haben  sie  nur  die  Mitglieder  der  von  Alters 
her  stammenden  Familien,  oder  wie  Wachsmuth  sie  nennt,  die  des  Her- 
renstandes *) ; einen  politisch  berechtigten  Stand  von  Gcni  einfreic  n 
gab  es  nicht;  sie  waren  .als  Demos  dem  Adel  schon  dadurch  entge- 
gengesetzt, dass  dieser  in  Burgen  auf  den  Höhen,  jene,  das  Volk,  auf  dem 
Lande  in  den  Niederungen  wohnten  ■•).  In  Sparta  gehörten  zu  dem  Herren- 
stande die  Abkömmlinge  der  Her.akliden,  in  Athen  die  der  ältesten  Fami- 
lien, die  die  Stadt  gegründet  hatten  *). 

Selbst  in  privatrechtlicher  Beziehung  war  die  Rechtsrähigkeitt  der  Mit- 
glieder des  niederen  Volks  beschränkter,  als  die  der  Vornehmen*  ).  Unter 
den  letzten  hatten  die  Familien,  welchen  die  Beherrscher  der  Staaten  ,an- 


1)  Hermann  §.  67—72. 

2)  Schümann  S.  IfeO— 210.  De  kaminttm  in  Altica  generihnt. 

3)  Wachsmuth  I.  333. 

4)  Wachsmuth  a.  a.  0.  und  335. 

5)  Wachsmuth  a.  a.  0. 

6)  Wach&muth  II.  115. 
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gehören  mussten,  noch  besondere  (politische)  Vorrechte,  indem  nur  sie 
den  Staat  zu  regieren  für  berähigt  galten  und  demgemäss  den  höchsten 
erblichen  Geschlechtsadel  besassen;  'Wachsmulh  schreibt  ihnen  daher 
die  Fürsten  würde  zu.*) 

b)  Im  Zeitalter  der  vollendeten  Demokratie,  nachdem  das  Königthum 
thcils  verschwunden,  theils  (z.  B.  in  Sparta)  nur  noch  von  geringer  politi- 
scher Bedeutung  war,  kann  man  immer  noch  einen  höheren  oder  Herrcn- 
und  einen  niederen  Stand  unterscheiden  *).  Zu  jenem  gehörten  die  Nach- 
kuuimen  der  Füi-stenfumilien,  oder  die,  deren  Ahnen  den  Staat  hatten  grün- 
den helfen,  die  berühmten  Krieger  und  vor  allen  die  reichen  Gutsbesitzer. 
Ueberhaupt  war  in  vielen  griechischen  Staaten  z.  B.  in  Athen  der  Adel 
Yimokratie.  *) 

Der  niedere  Stiuid  halte  nun  auch  politische  und  eine  gleiche  bür- 
gerliche Reditslühigkeit  mit  den  Vurnchinen;  doch  war  ihr  Urafimg  durch 
die  Verfassung  und  Gesetzgebung  eines  jeden  Staates  besliinniL  In  man- 
chen war  die  der  Stadtbürger  grösser  als  die  der  Bewolmer  des 
Landes.  *)  Auch  die  mit  der  StaaLsverfassung  zusammenhrtngende  Einthei- 
lung  der  Staatsbürger  in  Klassen,  Genossenselialten , Geschlechter  u.  s.  w. 
war  jedem  Staat  eigenihümlich.  *)  Am  bekanntesten  sind  die  alheniensi- 
scheu  Ablhcilungen  der  ^^vXat  {tribua)  tpqatqiat  (curiae)  ytytj  fgaUesJ, 
Tritlyen  und  Naucrarien,  welche  übrigens  mehrfachen  Umgcslallungcn 
unterlagen.  •) 

B.  Der  Fremde  war  im  griechischen  Staate  zwar  bürgerlich  recht- 
los, doch  hatte  er  Go  ticsrecht,  war  als  Gast  geschützt  und  konnte 
durch  besondere  Vergünstigung  oder  in  Folge  von  Staatsverlrägcn  vor 
andern  eine  bevorzugte  rechtliche  Stellung  haben.  ’)  Das  GaslrecliL,  wel- 
ches Sicherheit  der  Person  gab,  wurde  nicht  blos  einzelnen  Personen 
sondern  förmlich  auch  ganzen  Staaten  crtheill.  Es  gab  Gebäude  zur  Auf- 
nalimc  von  Fremden,  und  zur  Beförderung  des  Verkehrs  bestellten  die 
Staaten  gegenseitig  s.  g.  ngo^tyot  oder  nagoxoi  als  Schützer  der  Frem- 
den, •)  so  wie  oft  eigene  Richter  •)  z.  B.  der  Polemarch  in  Athen; 
hier  gab  es  eigene  Gesetze  über  die  Verhältnisse  der  Fremden.  '•) 


1)  a.  a.  0.  I.  337. 

2)  Wa  cliaui  II  tli  I.  362- 

3}  Wachsmulh  I.  S.  382.  391.  Hermann  ].  $.  56 — 62. 

4)  Wachsmulh,  I.  362  — 401.  Hcriiiaiiii,  1.  $.  67—60. 

5)  Wachsmulh,  I.  368—375. 

6)  Wachsmulh,  I.  351 — 367,  Hermann,  97—101. 

7)  Wachsmulh,  I.  334.  406.  II.  113.  Hermann  III.  $.  55.,  Müller-Joch- 
mus, §.  47  — 52. 

8)  If uller-Jochmus  47.  48. 

9)  Müller- Jüc  hm  US  $.  52. 

10)  M u 1 1er- Joch  m u s §.  49. 
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Höhere  Bcrechli^un;;en  hatten  die  Me  locken,  d.  h.  die  als  Beisitzer 
oder  SchuUverwandle  im  Slnale  zugelassenen,  jedoeh  aucli  besondern 
Leistungen  unterworfenen  und  unter  dem  Schutze  eines  Patrons  {nQOffra- 
rijj)  stehenden  Fremden,  und  noch  grössere  die,  welchen  die  Ausübung 
der  bürgerlichen  Rechte  gestattet  war  (tiorekeif)  und  die  Bürger  der  Staa- 
ten, die  sich  durch  Völkervertrüge  das  Recht  der  Isopolitia,  d.  h.  der 
privatrechtlichen  Gleichstellung  gegenseitig  zugestanden  hatten.  ') 

C.  Die  Sklaven  gehörten  zum  Hausstand  und  Venuögen  ihrer  Herrn, 
selbst  wenn  sie  Griechen  von  Geburt  waren.  Sie  waren  z.  B.  in  Athen 
durch  Gesetze  gegen  Mord  und  Misshandlungen  geschützt,*)  hatten  Asyl- 
recht  gegen  die  Grausamkeit  des  eigenen  Herrn.  Doch  konnten  nur  die  im 
Staatseigentlium  stehenden  Sklaven  Vermögen  haben.  Eine  grössere  Rcchls- 
fiihigkeit  hatten  die  blusen  Leibeigenen,  ttiqioixoi,  auf  Staats-  oder  Pri- 
valbcsitzungcn,  doch  unterlagen  die  Heloten  Spartas  dem  grössten  Druck.*) 
Der  freigelasscne  Sklave  erhielt  nicht  das  Bürgerrecht,  sondern  wurde 
nur  Mctoek.  *) 

II.  Die  Familie  wurde  nicht  blos  durch  die  Ehe,  sondern  auch 
durch  Adoption  *)  begründet. 

A,  Die  rdteslc  Eingehiingsweisc  der  (nur  monogamischen)  Ehe  • ) war 
der  Frauenkauf;  später  ein  Vertrag;  auch  die  religiöse  Weihe  kommt  vor 
in  Bezug  auf  die  Fortpflanzung  des  Geschlechts.  ’)  Ferner  ist  spiilcr  die 
Mitgift,  sehr  gewöhnlich.  •)  Wenn  von  einem  Geschlecht  nur 

noch  eine  Erb-Tochter  übrig  war,  so  gehörte  die  Sorge  für  deren  Ver- 
mählung zu  den  heiligsten  Pflichten  ihrer  Angehörigen  und  der  Magistrale.  •) 
Zu  nahe  VerwandLschafl,  die  zwischen  Ellern  und  Kindern  abgerechnet, 
ist  im  heroischen  Zeitalter  kein  Ehehindemiss,  *®)  später  waren  in  Athen 
Ehen  zwischen  Kindern  derselben  Mutter  nicht  crlaubL  *')  Auch  die 
Ehe  mit  einem  oder  einer  Fremden  ist  ungültig.  Der  Concubinat  war  eine 
rechtlich  zulässige  Geschlechtsgemeinschafl.  •*)  Ehescheidungen  sind  mög- 


1)  .M  aller- Jochm  u 8 $.  49—52.  Hermann,  I.  $.  115.  116.  Waclisni  u lli, 
II.  S.  So. 

2)  Waclismuth,  I.  334.  402.  Hermann,  I.  $■  9.  10.  114. 

3)  Waclmnulh,  II.  a.  x 0..u.  394.  Hcrniann  §.  19  und  1—7.  §.  25  n.  10. 
S.  28.  n.  6.  S.  48  n.  7—9. 

4)  Waclismuth,  I.  406.  Hermann  $.  58. 

5)  Wachsmuth  11.  117.  167. 

6)  Wachsiuulh,  II.  S.  ItC.  127.  163.  Hermann  III.  129-31. 

7)  Wachsmuth,  S.  115. 

8)  Wachsmuth,  S.  129. 

9)  Wachemulh,  S.  127.  163. 

10)  Wachsmuth,  S.  116. 

11)  Wachsmuth,  H.  164. 

12)  Wachsmuth,  II.  116.  167. 
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licli,  ja  nicht  einmal  erschwert  von  Seilen  des  Mannes,  doch  erhielt  die 
ohne  Grund  verlassene  Frau  ihre  Milirifl  zuriiek  oder  einen  Unterhall.  ') 
ln  Athen  ging  heim  Ehebruch  die  eheherrliche  Gewalt  bis  zur  Tödlung.  *) 

13.  Die  Gewalt  des  Hausvaters  über  die  Kinder  war  sehon  in  der 
ältesten  Zeit  milder  als  bei  den  Römern,  doch  hat  er  das  Recht  der  Aus- 
setzung und  s()ätcr  ein  ausgedehntes  Strafrecht.  *)  Sie  dauerte  bei  den 
Töchtern  bis  zur  Verheirathung,  hei  den  Söhnen  bis  zur  Mündigkeit.^) 

C.  Die  Vormundschalt  war  Pflicht  der  nächsten  Verwandten  und  stand 
unter  der  .■\ufsichl  der  Obrigkeit.  *) 

III.  Was  das  S.achenrecht  belriflt,  so  konnte  A nur  der  Bürger  Eigen- 

Ihum  an  Grutul  und  Boileii  haben  und  genoss  dafür  des  vollständigsten 
Schutzes.  •)  Nicht  blos  in  Sparta,  sondern  auch  in  andern  Staaten  hatte 
ursprünglich  eine  gleiche  Vcriheilung  des  Grundbesitzes,  statt; 

in  einigen  war  der  Grundbesitz  sogar  unveräusserlich,  in  andern  ein 
Maas  für  denselben  bestimmt.  Auch  gab  es  i)olizeiliche  Beschränkungen 
desselben.  ’ ) 

B.  Es  gab  Inteslat-  und  leslamcntarisches  Erbrecht,  doch  konnten 
Kinder  aus  wichtigen  Ursachen  enterbt  werden.  Die  Töchter  st.anden  den 
Söhnen  nach,  gingen  aber  entfernteren  männlichen  Verwandten  vor.  Eine 
verschuldete  Erbschaft  konnte  selbst  von  Sühnen  ausgeschlcgen  werden. 
Die  Grundsätze  des  attischen  Erbrechts  sind  so  ins  Einzelne  misgebildct, 
dass  ilic  Neuern  es  in  eigenen  Abhandlungen  beleuchtet  haben.  •) 

IV.  D.as  Sehuldrecht  war  streng,  es  konnte  für  den  Zahlungsunlähi- 
gen  der  Verlust  der  Freiheit  und  das  Verfallen  in  Knechtschaft  nach  sich 
ziehen.  Für  Vertrüge  gab  cs  keine  besonderen  Formen,  sie  konnten 
schriftlich  (durch  avyga(fai)  abgeschlossen  werden,  vor  ja  ohne  Zeu- 
gen, das  letzte  jedoch  nicht  in  Athen,  und  konnten  dann  durch  den  Eid  be- 
wiesen werden.  •) 

Das  Pfandrecht  ward  mit  Härle  geübt;  in  Chios  hatte  man  Hypothe- 
kenbücher, in  Athen  sicherte  eine  an  der  Gränze  des  verpländelen  Grund- 
stücks errichtete  Säule,  worauf  es  eingehauen  war,  dasselbe.  ■“)  Der  Zins- 
fuss  war  hoch,  und  in  Solo  ns  Gesetzgebung  keinen  Schranken  iinter- 


1)  Wachsmulh,  II.  129.  100. 

2)  Wachsiiiulli,  II.  t04. 

3)  Wachsmulh,  117.  129.  Hermann,  III.  $.  50. 

4)  Wachsmulh,  129—130. 

5)  Wachsmulh,  130.  189. 

0)  VV'achsmulh  II.  130 — 131.  170  — 171.  Hermann,  $.  03. 

7)  Wachsmulh,  S.  131. 

8)  Wachsmulh,  II.  S.  131 — 132.  171 — 179.  Bunsen  1815.  Gans,  Erbrcchl 
B.  I.  S.  28t  folg.  Hermann,  S-  02 — 85. 

9)  Wachsmulh,  I.  1.32-133.  179 — 181.  Hermann,  §.  88-89. 

10)  Wachsmulh,  S.  133. 
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worfen.  *)  Das  aliische  Hecht  cnihrill  Grundsätze  über  Bodmerei  und  fast 
alle  Scehundels-Verlräsc.  *)  Das  Seerecht  der  Insel  Rhodus,  von  dein 
wir  jedoch  ausser  den  von  den  Hiiniern  ndoptirlcn  lex  Hhodia  de  jactu 
keine  alten  IJcberbleibscln  mehr  haben,  hat  eine  welthistorisclie  M'ichlig- 
keit  erhalten,  indem  es  sogar  Quelle  des  Seercchls  der  neueren  Völker 
geworden  ist.  *) 

V.  Das  Strafrecht  des  heroischen  Zeitallers  beruht  auf  dem  Grund- 
satz der  Wicdervergeltung  und  au(  der  Blutrache.  Es  galt  Leben  um 
Leben,  der  nächste  Blulverwandle  musste  den  Todtschläger  verfolgen.  Der 
Zorn  der  Götter  wurde  sogar  durch  Menschenopfer  gesühnt.  Blutschuld 
konnte  auf  einer  ganzen  Gemeinde  haften.  *)  Der  Verbrecher  kann  die 
Blutscliuld  durch  Knechtschaft  bei  dem  Berechtigten  tilgen  und  durch  das 
Exil  sich  der  Verfolgung  entziehen,  auch  für  den  Augenblick  durch  das 
Asyl  eines  Tempels.  Der  flüchtig  gewordene  nnvorsätzliche  Todtschläger 
kann  durch  Erlegung  eines  Bussgeldes,  verbunden  mit  der  religiösen  Sühne 
oder  Reinigung  durch  Opfer  eines  Widders  sich  frei  machen.  Im  Aus- 
bruche des  Zorns  üble  das  V'olk  auch  die  Steinigung  des  Verbrechers.  *) 

In  dem  historischen  Zeitnltcr  ist  dem  Einzelnen  nicht  mehr  gestattet, 
das  ihm  oder  seinen  Angehörigen  witicrfahrenc  Unbild  selbst  zu  rächen. 

Der  Staat  verschafR  durch  die  Bestrafung  des  Verbrechers  den  Verletzten 
Genugthuung  und  rächt  den  verletzten  Erieden.  Es  entstand  nun  eine  sehr 
ins  Einzelne  gehende  Strafgesetzgebung.  Man  findet  Vermögens-,  Lebens- 
und Leibes-,  so  wie  Ehrenslrafen  und  die  Verbannung;  das  Gefängniss 
diente  meistens  zur  Aulbcwahrung  der  Angeschuldigicn  oder  in  ihren  Slaats- 
leistungen  zurückgebliebener  Personen.  •) 

II.  Die  Römer  und  ihr  Hecht. 

Bestandtheile  des  römischen  Rechts  und  Perioden  seiner 

Entwicklung. 

80.  Von  einer  ganz  andern  Bedeutung  sind  für  die  Reehtscntwicklung 
der  Menschheit  die  Römer.  Sic  waren  von  der  Vorsehung  dazu  berufen,  H 

nicht  nur  die  Verwirklichung  der  Rechtsidee  auf  ihre  Vollendung  im  Alter- 
thum  zu  führen,  sondern  auch  für  die  Volker  der  späteren  Zeiten  ein  Xor- 
malrecht  .aufzustellen,  die  Rechlsbegrifie  auf  das  feinste  auszubilden,  die 


1)  Wachsmulh,  S.  180.  M.-m  i.ahll  10 — 38  vom  Iliindort  monatlich  S.  184. 

2)  Wachsmulh,  S.  182—183.  S.  184—193. 

3)  Pardeasua,  VoHtetion  det  Loitmaritimet.  T.  /.  Paris  1828.  S.  2t.  269. 

4)  W,achsmulh,  II.  118  — 119. 

5)  Wachamuth,  a.  ,a.  0.  119—121. 

6)  Wachsmulh,  II.  133—144.  Hermann,  S-  60-62.  71.  72. 

7)  Zn  vergleichen  die  verschiedenen  Lehrbücher  des  rCmisclien  rtechls  v.  Hugo, 
Zimmern,  Walter,  Puchla’s  Ciirsus  der  Inslilulionen.  Bd.  I.  und  Jhering, 
(ieisl  des  römischen  Rechts.  Bd.  I.  Leipzig  1832. 
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Kunsl  der  Rechlsanwenduns:  auf  eine  unüberlreniiche  Weise  den  Rechls- 
pclflirlen  aller  Völker  und  Jalirliuiidcrlc  zu  zeigen,  die  Reehlswissenschafl 
zu  selmflcn  und  in  unsterblichen  Werken  zu  verewigen. 

Das  röinisebc  Recht  ist  in  inalcricller  wie  in  formeller  Beziehung  ein 
Mu.ssterrecht,  welches  zu  libcrlrelTen  noch  keinem  Volke  gelang.  Es  zer- 
fällt in  drei  Hauplbestandtheile,  deren  jeder  einer  andern  Periode  der  römi- 
schen Rcclilsgeschichte  angchört:  sic  sind  1)  das  altquiritische  Recht, 
2)  das  durch  die  klassischen  Juristen  zum  Weltrecht  ausgeWIdete,  vor  allem 
in  Jtistinians  Pandeclen  enthaltene  Recht  der  Blüthezeit  der  römischen 
Rechtswisscnschalt  und  3)  das  durch  die  byzantinischen  Kaiser  bis  zum 
Tode  Justinians  sanetionirlc  Verordnungs-  oder  ConsliUitionenrecht. 

Das  erste  entstand  in  den  ersten  scchst  halbhundcrt  Jahren  Roms: 
das  zweite  von  dieser  Zeit  an,  in  welcher  das  gerichtliche  Verfahren  eine 
grosse  Umgestaltung  erlitt:  das  letzte  begann  mit  Constantia.  Das  wäli- 
rend  dieser  1300  Jahre  sich  vollendende  römische  Recht  kam  durch 
dessen  Codinkation  in  Justinians  Rcchtssanmilung  zu  einem  definitiven  Ab- 
schluss und  wurde  in  derselben  später  das  gemeine  Recht  fast  aller  neue- 
ren Völker  Euroiias. 

Das  altquiritische  Recht.  *) 

81.  Der  rönh.schc  Staut  war  nicht  der  eines  Urvolks,  sondern  von 
.\nsi*;dlem  r erschiedener  mehr  oder  weniger  sieh  verwandter  Völkerstiimme 
gesehuflen , ein  mit  WalTengewalt,  selbst  gegen  seine  Nachbarstaaten  ver- 
Iheidiglcr,  und  auf  gleiche  Weise  im  Laufe  der  Zeiten  so  sehr  erweiterter,  dass 
diese  zuletzt  in  ihm  uufgingen  und  mit  ihm  der  Mittelpunkt  eines  Reiches 
wurden,  das  die  ganze  Well  des  Allerthums  umfasste. 

Die  Gründer  dieses  Staates  waren  der  Mehrzahl  nach  Angehörige  von 
drei  Völkerstämmen,  nämlich  der  Latiner,  der  Sabiner  und  der  durch  eine 
vorgerücktere  Bildung  über  diese  henmrragenden  Etrusker. 

Die  ersten  Bewohner  des  römischen  Staatsgebietes  zerfielen  in  zwei 
Klassen,  die  als  zwei  Stände,  der  der  herrschenden  Volberechtigten,  der 
Pairicier,  und  der  der  zwar  freien  aber  von  diesen  regierten  Plebejer  *) 
einander  gegenüber  standen,  aber  bald  in  einen  Kampf  um  HechLsgleich- 
heit  geriethen,  der  damit  endigte,  dass  zuletzt  ein  gemeinsames  Recht 
aller  Ouiriten  daraus  hervorging. 

Wie  der  römi.schc  Staat  anfangs  nur  eine  Stadl  war,  die  der  all- 
einige Mittelpunkt  selbst  des  Weltreiches  blieb,  so  halte  und  behielt  auch 


1)  ncsomlers  wichtig  sind  die  Hauptwerke  über  die  rbmische  Geschichte  seil  Nie- 
biihr,  vor  allen  da.s  neuste  v.  Schwegler.  Thl.  1.  AbllU.  I.  Tüb.  1853. 

2)  Livius  II.  1 sagt  von  ihnen:  illa  pattorum  coui’enariemfMe  pteliä  trnHt- 
fmgn  «r  shü  populit  suA  tut  ela  iitviolati  templi  aut  liier  tatem  aut 
certe  impuuitatem  adepta. 
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dns  römische  Rechl  den  Charnklcr  der  Einheil,  wnr  also  nicht,  wie  das 
Recht  vieler  .anderer,  z.  R.  der  germanischen  Völker,  nur  ein  Aflpregal 
von  untereinander  sich  verwamllen  Rarlicularrcchtcn.  Dieser  Chiirakler 
des  römischen  Rechts  ist  eine  Hauptursacho  seiner  inneren  Vollendung 
und  Ausbildung.  Das  Festhalten  der  Römer  an  ihrer  Nalionalilül  gab  ihm 
Festigkeit  und  Beharrlichkeit  und  verhinderte  dessen  Verflachung  und  Auf- 
gehen im  Ju»  Gentium  des  Alterthums.  Auch  bcsassen  die  Römer  alle 
die  Eigcnschnflcn , welche  Gnindbedingtingen  einer  glücklichen  Itechlscnl- 
wicklung  sind.  Der  Römer  legte  einerseits  den  höchsten  Werth  auf  seine 
Freiheit  und  seine  Rechte,  hielt  sich  aber  anderseits  an  übernommene  Ver- 
bindlichkeiten für  streng  gebunden*)  und  den  Eid  für  unvertjrüchlich; 
doch  war  der  Ucbergaiig  der  Rechte  und  die  bindende  KraR  der  Verträge 
meistens  an  die  Vornahme  feierlicher  Acte  geknüpfl.  Damit  verbanden  die 
Römer  (intterfurcht  und  gaben  den  wichtigsten  auch  juristischen  Handlun- 
gen des  öflenllichcn  und  Privatlebens  die  religiöse  Weihe  oder  priester- 
liche  Bestätigung. 

Alles  Rechl  beruhte  auf  der  Ireien  Zustimmung  des  Volkes  oder  des 
jedesmaligen  Standes  und  war  nicht  das  Werk  eines  über  ihm  stehenden 
Gewalthabers;  Gesetz  w.-ir  nur:  r/uori poputux Jussit.  Die  Rechtsverhältnisse 
erhielten  früh  Bestimmtheit  und  .\bgränzung.  Die  Genauigkeit  der  Rechts- 
begriffe  ward  durch  die  an  juristischen  Kunstwarten  reiche  Sprache  ausser- 
ordentlich gefördert.  Eine  gewisse  egoistische  Richtung  ist  in  dem  altrö- 
mischen Rechte  nicht  zu  verkennen,  doch  gienge  man  zu  weit,  wenn  man, 
wie  nenstens  einl  geistreicher  Bearbeiter  der  Geschichte  des  römischen  Hechts, 
den  Urquell  des  römischen  Rechts  in  das  Princip  des  subjecliven  Willens  setzen 
wollte,  *)  denn  die  Römer  stützen  doch  alles  Rechl  selbst  auf  die  lustilia; 
die  Aequitas  galt  für  das  höchste  Ziel  des  Rechts.  *)  Iin  Beginne  des 
Staats  befanden  sich  die  Römer  im  Uebergnnge  von  der  zweiten  zur  drit- 
ten Culturstufe;  Sclaven,  Vieh  und  Grundbesitz  bildeten  ihren  Hauptrcich- 
thum,*)  Geld  war  ursprünglich  nur  zugewogenes  Metall;  die  Wage  ward 
auch  später  bei  feierlichen  Verüusscrungsaclen  als  Syinbcd  gebraucht. 

Ein  Gewerb-  und  Handeltreibendes  Volk  wurden  sic  nie;  *)  sie  über- 


1)  Bei  Gellius,  Noct  All  XX.  1 rühml  iler  Rcchtsgi-Ielirle  Sexlus  Cltciliiis 
Ton  den  RSmern : Omuiitu  quiJtm  virtutum  getitrihai  Kterceudiä  eottu- 
di$qme  pupultu  ßUuuiJttu  e pari'»  origiae  ad  tant  amptitmditti*  taitar 
emicaiti  std  tmaium  maarime  atque  praecipue  /idem  catuit  eaa- 
ctaaeqae  kahait  tarn  privatim,  gaam  puhlict. 

2)  Jhering,  Geist  d.  römischen  Rechts.  Tli.  I.  S.  103  folg. 

3)  Tacilus  Annal.  Ul.  27  nihml  t.  d.  XII  Tafeln:  sic  seien  finit  aequi  jurit 
gewesen. 

4)  Cicero  de  Repahliea  11.  9;  die  illesten  Bussen  worden  in  Rindern  nnd  Scha- 
fen geleistet. 

5)  Cicero  rühmt  diess  seinem  Volke  nach,  de  Hepoblica  i.  9. 
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Hessen  diese  Geschäfte  Sklaven,  Freigelassenen  oder  Fremden;  doch  kam 
gegen  das  Ende  der  Republik  der  Grosshandci  zu  Ehren. 

Rom  war  wie  alle  Staaten  des  Alterthuins  ein  jetzt  s.  g.  SklavenstaaL 
Die  Sklaverei  war  }n  Juris  gentium;  docli  schützten  die  Person  des  Skla- 
ven anfänglich  die  Sitte,  später  Gesetze.  Die  Freilassungen  waren  begün- 
stigt, der  Freigelassene  ward  rüniischer  Staatsbürger,  ln  privalrechllicher 
Beziehung  war  die  Gnippirung  nach  Familien  von  erster  Wichtigkeit.  Nur 
dem  Haupte  der  Familie  gehörte  das  Vennögen;  die  Hausfrau  und  die  Haus- 
kinder waren  dessen  nicht  fähig,  sondern,  wie  die  Sklaven  dem  Herrn,  der 
Gewalt  des  Hausvaters  und  zwar  lebenslänglich  unterworfen;  es  sei  denn 
dass  ein  feierlicher  Austritt  aus  der  Familie  statt  gefunden  hatte.  Der 
Paterfamilias  war  Priester  im  eignen  Hause  und  mit  der  ganzen  Familie 
für  die  Erhaltung  der  Sacra  privata  verpflichtet.  Die  aus  dem  Familienband 
hervorgegangene  Verwandtschaft  durch  Männer  {Agnatio)  ist  llauptgrund- 
lage  des  Erbrechts.  Testamente  konnten  ursprünglich  nur  in  der  Volks- 
versammlung gemacht  werden  und  erhielten  so  die  Kraft  eines  Gesetzes. 

Ein  weiteres,  theils  privatrechtliches,  theils  politisches  Band  einigte 
eine  Anzahl  Familien  in  der  Gens,  und  aus  den  Gentes  war  die  poli- 
tische Volksabtheilung  der  droissig  Curien  gebildet,  nach  welchen 
in  den  ältesten  Volksversammlungen  [Comitia  curiata)  abgeslimnit  wurde. 
Nur  die  Patricicr  hatten  in  denselben  Stiinmrccht,  wie  denn  auch  aus 
ihnen  der  Senat  gebildet,  die  Könige,  später  zuerst  auch  die  Consuln 
gewählt  wurden.  Wie  die  Herrschaft  dieser  Geburtsanstokraten  durch 
die  in  der  Weltgeschichte  so  berühmte  und  ihrem  Princip  nach  noch  heute 
nicht  selten  als  Vorbild  dienende  Verfassung  des  Servius  Tullius, 
durch  die  neben  ihr  sich  erhebende  Macht  der  Reichen  beschränkt,  wie 
durch  die  Aufhebung  des  Königthums  und  die  Einsetzung  zweier  jährlich 
wechselnder  und  verantwortlicher  Beamten  die  Liberias  romana  (keinem 
Herrn  auzugehören)  bleibend  begründet  und  wie  endlich  durch  die  Ein- 
führung des  Tribunals  und  der  Comitien  nach  den  Tribusdistricten  die 
Plebejer  einen  eigenen  den  Patriciem  gegenüberstehenden  politischen  Stand 
bildeten,  der  nachdem  er  drei  Jahrhunderte  lang  um  volle  Rechtsgleich- 
heit mit  seinen  Gegnern  gerungen,  mit  diesen  das  vollständig  politisch 
geeinigte  grosse  Volk  der  Rötner  ausmachte;  diess  alles  verdiente,  weil 
zu  bekannt,  zum  Verständniss  des  römischen  Staats-  und  Rechtslebens 
hier  nur  der  Erwähnung.  Die  Hauptergebnisse  dieses  grossen  Kampfes 
der  Stände  waren  303  die  Abfassung  des  sow’ohl  das  Privat  als  das  Process,- 
das  Straf-  und  Staalsrccht,  sowie  das  auf  die  Religion  und  den  Cullus 
sich  beziehende  jus  sacrum  fests teilenden  Gesetzes  der  XII.  Tafeln ; 309 
die  Zulässigkeit  der  Ehen  zwischen  Patriciem  und  Plebejern,  von  387  an 
die  allmählige  Ziüassung  der  letztem  zu  allen  Staatsämtem  und  zuletzt 
zur  Würde  eines  Pontifex  maximtis,  dann  die  freilich  nur  wenig  wirksa- 
men agrarischen  Gesetze,  endlich  die  Einsetzung  neuer  Magistraturen , unter 
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welchen  die  zum  erstenmal  387  ernannten  Prätoren  für  die  Weiterbildung 
des  römischen  Rechts  vom  grössten  und  nachhaltigsten  Einfluss  waren. 
Obwohl  neben  den  XII  Tafeln  noch  altes  Gewohnheitsrecht  fortbestand, 
weil  man  nicht  alles  durch  dieselben  zum  Gesetzesrecht  zu  erheben  für 
nöthig  gehalten  hatte,  so  waren  sie  dennoch  die  die  ganze  Rechtsentwick- 
lung der  Römer  beherrschende  Grundlage  des  qiiiritischcn  Rechts,  das 
durch  seine  Steifheit  und  Strenge  zwar  drückend,  aber  als  das  weiseste 
Recht  auch  nach  Jahrhunderten  hoch  verehrt  und  mehr  umgestaltet  als 
abrogirt  wurde , so  dass  man  ihren  bleibenden  Einfluss  noch  aus  dem  Justi- 
nianischen Reehte  ersieht  *) 

Die  än;rstliche  Befolgung  des  gesehriel>enen  Wortes  in  den  Gesetzen, 
und  die  Sitte,  bei  Reehtsstreitigkeiten  die  zu  entscheidende  Frage  auf  das 
genaueste  zu  fassen,  rief  eine  Rechlspraxis  hervor,  in  welcher  dos  Ab- 
fassen von  hergebrachten  Formeln  (Legi»  actione»  genanntj  mit  zum  ge- 
richtlichen Verfahren  gehörte.  Durch  die  früher  in  die  eigentliche  Rechts- 
kunde allein  eingeweihten  Patricier  wurden  diese  Formeln  lange  geheim 
gehalten,  bis  ein  Schreiber  des  Appius  Claudius  sie  öffentlich  bekannt 
machte  und  dadurch  milwirkte,  dass  auch  die  Plebejer  sich  der  Juris- 
prudentia  zuwandten,  woraus  der  nachher  so  hoch  stehende  Juristen- 
stand der  Römer  hervorging. 

Die  Periode  des  quiritischen  Rechts  dauert  bis  gegen  das  siebente 
Jahrhundert  fort.  Es  begann  dann  in  Folge  der  allgemeinen,  besonders 
von  den  Griechen  überkommenen  Hiimanitätsbildung  eine  neue  Periode  in 
der  Geschichte  des  römischen  Rechts.  Man  erweiterte,  milderte  oder  mo- 
difleirte  die  allen  Rechtsnormen,  machte  sic  biegsamer;  cs  entstand  das 
oR  nur  Billigkeitsgnindsätzen  huldigende  Recht  der  von  uns  s.  g.  klassi- 
schen Periode. 

Im  fünften  und  sechsten  Jahrhundert  tragen  übrigens  die  Gesetze  noch 
den  Stempel  der  altquiritischen  bis  zur  Zeit,  wo  an  die  Stelle  der  stren- 
gen Legi»  actione»  ein  neues  Gerichtsverfahren  trat.  Zu  denselben  gehört 
unter  andern  noch  die  464  sanctionirle  Lex  Aguitia  über  den  Ersatz  des 
durch  Zerstörung  oder  Verletzung  körperlicher  Sachen  verursachten  Schadens. 

Das  klassische  Pandectenrech L 

82.  Die  so  enge  an  die  Buchstaben  des  Gesetzes  sich  haltenden  Klagformen 
mussten  mit  der  Erweiterung  und  Neugestaltung  der  Rechtsverhältnisse  als  un- 
zureichend , ja  als  ein  Hinderniss  einer  befriedigenden  RecliLspflcge  erschei- 

1)  Nur  wenige  Stellen  der  XII  Tafeln  sind  rein  erhallen  auf  uns  gekommen;  neuere 
(jelehrtc  haben  aber  das  ganze  Gesetz  wieder  hcrzustclien  versuclil. 

Die  gelungenste  Arbeit  dieser  Art  ist  die  des  Genfer  Rechtsgelchrlen  Jac.  Gotho- 
fredus  V.  J.  1612.  Neuerdings  hat  Prof.  Ilirksen  in  Berlin  diese  Reslitniion 
einer  Revision  unterworfen,  theilwcisc  verbessert  und  neu  aufgefundene  Texl- 
slellen  in  dieselbe  eingetragen. 
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nen  und  so  wurden  endlich  di«  Lepis  actinnes  durch  eine  Lex  Aebiitia, 
deren  Datum  man  «brifjens  nicht  kennt,  und  die  späteren  Leges  JuHae  ju- 
diciariae  aufgehohen  und  dem  mit  der  Instruction  der  Prozesse  beauhraR- 
ten  Magistrate  das  Recht  crtbcill,  der  Beschaffenheit  der  vorkommenden 
Fälle  Remäss  die  Klage  zu  formuliren  und  überhaupt  auf  eine  einer 
Ireien  (Bestallung  des  Rccbls  gemässe  Weise  zu  verfahren.  Ihre  Gewalt 
war  weit  ausgedehnter,  als  die  der  Richter  jetzt  zu  sein  pflegt,  nament- 
lich die  der  Präloren,  so  dass  cs  ihnen  aticli  überlassen  blieb,  von  den 
strengen  Formen  des  alten  Civilrechts  abzuweichen,  ihnen  Aiisnahmsfälle 
beizuffigen,  für  neue  Fälle  neue  Klagen  tind  andere  Rechtsmittel  zu  ge- 
stalten; diK'h  waren  sie  lür  ihre  ganze  Amlsfflhning  streng  verantwortlich 
und  konnten  nach  dem  Ende  ihres  Amlsjahrcs  vor  dos  Volksgericbt  ge- 
stellt werden.  Sie  hatten  also  das  grösste  Interesse,  ihren  Ruf  als  gerechte 
Leiter  der  Justiz  zu  erlialicn  und  fanden  ein  Mittel,  im  Voraus  sich  gegen 
spätere  .Anklagen  zu  verwahren.  Diess  bestand  darin:  dass  sie  wie  auch 
andere  Magistrate  z.  B.  die  Consuln.  Censoren  und  selbst  die  Volkslribu- 
nen  *)  beim  Antritt  iliri.‘s  Amts,  die  Grundsätze,  nach  welchen  sie  ver- 
fahren und  die  Rechlsmitlel,  die  sie  gestalten  wollten,  genau  redigirt  öffent- 
lich bekannt  machten  und  zwar  auf  Tafeln,  die  vor  dem  Tribunal,  auf  dem 
sie  sassen,  so  aufgestellt  waren,  dass  Jedermann  dieses  (wie  man  jetzt 
sagen  würde)  ihr  juristisches  l’rograinm  leicht  lesen  konnte.  Diese  Auf- 
stellung hiess  ihr  Edichm  und  weil  es  die  bleibende  Richtschnur  im  Recht- 
sprechen  sein  .sollte,  Kdichtm  perpetuae  jurisdictionis  causa  propositmu 
oder  Edictum  perpeluiim.  * ) Bald  wurden  in  Rom  jährlich  zwei  solcher 
Edicle  publicirt,  das  Edictum  urbanum  für  die  Cives,  das  Edictum  pere- 
ffrinum  für  die  Rechtssachen  der  Fremden.  Auch  die  .Aedilen  edicirten  für 
die  ihrer  Jurisdiction  unterliegenden  .Sachen,  ln  den  Provinzen  machte 
jeder  Proconsul  o<ier  Propraetor,  selbst  der  Quaestor,  sein  Edic- 
lum  provinciale  bekannt. 

Bei  der  Abfassung  der  Edicle  hielten  sich  die  Präloren  an  die  Rechts- 
ansichten der  Zeit,  an  das  neuenlstandene  Gewohnheitsrecht,  an  die  von 
allen  gebildeten  Völkern  l>efolglen  Rechtsregeln  des  jus  gentium  und  an  das, 
was  die  bewährtesten  Rechlsgelehrlen  für  recht  und  billig  zu  erklären 
pflegten.  Da  diese  Edicle  jedesmal  für  e i n Jahr  galten  und  mit  der,  von 
der  Mille  des  siebenten  Jahiiiunderls  Roms  so  rasch  fortschreitenden 
allgemeinen  Bildung  immer  entsprechender  wurden,  so  konnte  man  sagen, 
das  in  ihnen  enthaltene  Recht  (welches ytu  honararium  genannt  wurde) 
sei  die  vivti  vox  Juris  civilis.  Die  Präloren  und  andere  höhere  Magistrale 


1)  Waller',  Ret'hlsgeschichic II.  Nr.  409.  Gell.  XIII.  15.  Liv.  XXV.  1.  Cicero 
in  Verrem  II.  41. 

2)  Fr.  7 pr.  D.  2.  1.  (rfe  Jurisd.)  Cicero  in  Verrem  III.  14. 
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mit  Jurisdiction  waren  dalier  die  OrKnnc  der  neuen  und  fortschreitenden 
KechUiül>erzeugiin^  des  röniisehcn  Volkes,  und  itire  Kdicle  die  Korinuliningen 
und  Aufzeichnungen  des  mntcricll  das  Volksle.heu  srlion  heherrschenden 
Rechts.  Naclideni  die  Sitte,  solche  Kdicle  zu  erlassen,  schon  längere  Zeit 
in  IJeliung  war,  s.anclionirlc  (WJ)  eine  Lex  Cornelitt:  dass  die  Magistrale 
gehalten  seien,  stets  nach  solchen  Kdictit  perpetuis  Recht  zu  sprechen.  ') 
Diese  erweiterten  sich  n.acli  und  nach ; die  l’räloren  nahmen  aus  dem  Ci- 
vilrecht  das  auf,  was  etwa  einer  näheren  Heslimmung  bedurfte,  modillcirten 
die  allzu  strengen  Bestimmungen  des  letzten,  namentlich  durch  Zulassungen 
von  Ausnahmen,  und  ergänzten,  wo  es  nöthig  war,  das  ganze  Priwalrccht. 
Sie  cdicirlen  confirmnndi , supptenrH  und  corritjendi  juris  civiti?,  efraUn*). 
In  diesen  Ediclen  wurden  daher  eine  grosse  Zahl  von  Klagen  (aefiones) 
gestattet  gegen  als  unbillig  sich  erweisende  Klagen  gerichtete  Einreden 
(exreptionet).  fJegen  zu  befürchtende  Reclilsl>eeinlrächligungen  wurden  Si- 
cherheilsmillel  (cnuliones)  angeordnet  und  als  Zwangsmillel  Besitzeinwei- 
sungen {missiunes  in  pntsessionem).  Gegen  Handlnngen  der  Eigenniachl  und 
unerlaubter  Selbstliülfe  fanden  fnterriicla  statt,  und  diejenigen,  welche  auf 
eine  ihnen  nicht  zur  Last  falleiule  Weise,  z.  B.  durch  jugendliche  Unerfah- 
renheil, .Abwesenheit  oder  durch  Uebcrlislung  Anderer  Rechte  verloren  hal- 
ten. konnten  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  (jn itdegrum  rextdutio) 
erhalten. 

Endlich  ertheilten  die  l’räloren  denen,  welche  Ansprüche  auf  Verlas- 
senschaRen  halten,  durch  Gestaltung  des  Erbschartsbesilzes  {bonorum pos- 
se»sio)  ein  schnelles  Mittel,  nm  zur  Ausübung  ihres  Rechts  zu  gelangen. 
Aus  diesem  letzten  gieng  nach  und  nach  ein  neues  System  der  Erbfolge 
hervor.  Da  aber  durch  die  Satzungen  des  kMicts  nicht  alle  mögliche  Fälle, 
in  welchen  der  Rechtsschutz  nöthig  war.  im  Voraus  bestimmt  werden  konn- 
ten, so  dehnten  die  Magistrate  ihre  Rechtsmittel  nach  dem  Gnindsatze  der 
Analogie  auf  neue  Fälle  aus  und  ertheilten  für  dieselbe  eine  deren  Eigen- 
thümlichkeit  angepasstc  actio  oder  exceptio  utitis,  ein  interdictum  utile,  eine 
bonorum  postestio  extraordinaria  oder  decretalis  u.  dgl.  Ebenso  modincirteii 
sie  das  gerichtliche  Verfahren  in  Folge  ihn*r  Machtvollkommenheit,  und  es 
gab  nun  judieia  legitima  und  solche,  quae  imperio  continebantur.  Allmählig 
umfasste  das  priitorische.  Edict,  welches  eine  Art  allgemeine  Gerichtsord- 
nung oder  Klagspiegel  war,  das  gesammte  Rrivatrechl  und  trat,  weil  sein 
Hauptinhalt  (als  edictum  tralatitium)  von  ddi  auf  einander  folgenden  Prä- 
toren beibehalten  wurde,  an  die  Stelle  der  XII  Tafeln,  konnte  jedoch  diese 
als  ein  durch  das  Volk  unmittelbar  sauctionirtes  Gesetz  nicht  fonncll  auf- 
heben.  Diese  grosse  Umgestaltung  des  römischen  Rechts  fTillt  in.  das  Zeil- 


t)  Cicero  pro  Vornet.  Dio  Comb.  XXXVI.  23. 
2)  f.  7.  g.  1.  D.  t.  t.  (de  just,  et  jure). 
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aller  Ciccro’s,  der  crzähll,  dass,  wie  man  früher  die  jungen  Leute  die 
XII  Tafeln  habe  auswendig  lernen  lassen,  jetzt  es  hei  ihnen  Sitte  sei,  das 
Edicl  dem  Gediiehtniss  cinzuprägen  ' ). 

Die  Fassung  des  EdicUs  wurde  von  Zeit  zu  Zeit  von  rechtsgelehrten 
Präloren  einer  Umaiiteitung  unterworfen,  zuletzt  unter  Kaiser  Hadrian  nalim 
der  herühinte  Jurist  Julian  eine  solche  vor.  Sie  wurde  vom  Senate  ge- 
billigt, erlitt  später  keine  .Aenderiing  n)ehr,  und  kam  grösstentheils  mit  den 
Auszügen  aus  den  Commenlaren  späterer  Hcchtsgelehrten  in  die  Pandecten. 
In  wie  weit  ursprüngliche  Texte  fehlen,  haben  neuere  Gelehrte  das  Edicl 
aus  dessen  übriggebliebenen  Fragmenten  und  durch  Conjectur  wieder  her- 
zustellen versucht  *). 

Auf  diese  Weise  ward  endlich  das  prätorische  Edict  der  Mittelpunct 
des  ganzen  Privatrechts;  neben  ihm  fanden  sich  aber  noch  zahlreiche 
Rechlsqiiellen  der  verschiedensten  Art,  als  das  alle  Civilrechl,  welches  die 
mit  der  Entscheidung  einer  Rechtssache  beauftragten  Judices  immer  an- 
wenden mussten,  wenn  nicht  auf  Antrag  der  Parteien  der  Magistrat  in  ihrer 
Inslniclion  (ßrmula)  sie  auf  Grundsätze  des  Ediels  hingewiesen,  oder  ein 
Abgehen  vom  Civilrechl  geslallet  halle.  Es  galten  ferner  viele  Iheils  in  den 
Cenlurial,  Iheils  in  den  Tribulcomitien  sanclionirte  leges,  deren  einige  noch 
unter  Kaiser  .\ugiislus,  die  letzten  unter  Tiber  und  Claudius  votirl  wurden, 
und  eine  grosse  Zahl  auch  in  das  Civilrechl  iheils  als  Reformen,  theils  ver- 
mittelnd eingreifende  Senalsschlüsse.  Dazu  kamen  endlich  noch  zwei  wich- 
tige neue  Rechlsquellen:  das  unter  der  Benennung  r«po/w«  oder  auctoritas 
prudentium  von  den  .\lten  aufgeführte  Juristenrechl  und  von  Auguslus  an 
die  Verfügungen  der  Kaiser  {constitutiones  principum). 

Mit  dem  Emporkonmien  des  Juristenslandes  und  des  freien  gerichtlichen 
Verfahrens  musste  in  der  Rechtspraxis  noch  ein  neues  Element  sich  gel- 
lend machen,  nemlich  die  Ansichten  der  Rechtsgclehrlen  über  streitige  und 
solche  Fragen,  die  nur  der  Natur  der  Sache  gemäss  entschieden  werden 
konnten.  In  Folge  der  gerichtlichen  Verhandlungen  {disputationes  fori)  •) 
wurden  viele  Rechtsfragen  erledigt,  es  entstanden  neue  auf  Ansichten  der 
Prvdenfes  sich  stützende  Reehlssätze.  Sie  waren  „opiniones  et  sententiae 
eonim  quibus  comessum  erat  Jura  condere“,  galten  ihrer  inneren  Wahrheit 
wegen  als  Auctoritas,  und  gingen  zum  Theil,  zu  gelehrten  Rechlsspriich- 
wörlern  erhoben,  in  Gewohnheitsrecht  über,  sie  wurden  receptae  sententiae 
oAet  jus  receptum*). 


1)  Cicero,  dt  Legib.  I.  5.  II.  23. 

2)  Die  bcslen  Rcstitulioncn  des  Ediols  sind  die  von  Rancliinus,  Weslenberg 
und  Heineccius,  und  die  nuf  alle  sieh  stütiende  von  v.  Weyhe.  GöUingen 
1823. 

3)  Pomponius  in  f.  2,  J.  5.  D.  1.  2.  (rf<*  orig,  Jur.) 

4J  Paulus  gab  einem  vom  ihm  verfassten  Lehrbuch  des  römischen  Rechts  den  Ti- 
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Im  Anfänge  des  Kaiserreichs,  wo  es  schon  eine  grosse  Zahl  wissen- 
schafllieh  gebildeter  Rechtsgelehrlen  gab,  war  das  auf  diese  Weise  mate- 
riell geltende  Juristenrecht  schon  in  hohem  Ansehen.  Allein  es  sollte  bald 
auch  eine  formelle  Geltung  erhalten.  Augustus  ermächtigte  einzelne  Juristen, 
in  seinem  Namen  Respoma  zu  erlheilen,  auf  welche  man  vor  den  Hichtem 
sich  beriet  Das  Ansehen  derselben  stieg  nach  und  nach  so  sehr,  dass 
Hadrian  verordnete,  die  Richter  hätten  sich  an  die  Aussprüche  dieser  au- 
torisirten  Rcclitsgelehrten  zu  halten,  wenn  dieselben  über  eine  Sache  oder 
Rechtsfrage  einig  wären.  Ein  auf  diese  Weise  durch  Einstimmigkeit  der 
Juristen  festgesetzter  Rechtssatz  hatte  Gesetzeskraft  {viam  lepis  ohtinehaf)  ■). 
Da  die  bcdentcndslen  Rechtsgelehrlen  der  Kaiserzeit  dieses  Jus  respondeiidi 
halten,  so  erklärt  es  sich  leicht , von  welcher  Bedeutung  auch  ihre  Schriften 
werden  mussten,  und  wie  es  kommen  konnte,  dass  diese,  obgleich  nur  Er- 
kennlnissquellen  des  Rechts,  später  in  P’olge  gesetzlicher  Bestätigung  wirk- 
liche Rechtsquellen  wurden. 

B.  Was  die  Verordnungen  der  Kaiser  belrifTI,  so  mussten  sie  in  Folge 
der  ganzen  staatsrechtlichen  Stellung  der  Imperatoren  im  Laufe  der  Zeiten 
immer  wichtiger  werden  und  zuletzt  die  übrigen  Quellen  des  Rechts  absor- 
biren  *). 

Schon  als  Oberbefehlshaber  des  Heeres  erliesscn  sie  Ordres  an  die- 
ses, als  Vorsteher  der  Provinzen  an  ihre  Stellvertreter  in  denselben  {inan- 
data),  dann  als  inh.aber  verschiedener  magislratischer  Gewallcn  Edicle;  bald 
gaben  sie  Entscheidungen  (deerftn)  über  Rechtssachen,  die  durch  Berufung 
an  sie  gelangt  waren  und  von  ihnen  in  ihrem  höchsten  Rathscollegimu 
{cousislorium  principis)  erledigt  wurden.  Endlich  enUstand  die  Sitte,  dem 
Kaiser  geradezu  Rechtsfragen  vorzulegen  und  sich  eine  schriftliche  Lösung 
derselben  durch  ein  Rescripl  zu  erbillen,  mit  welchem,  wenn  sic  günstig 
waren,  der  Impelranl  vor  die  Gerichte  treten  konnte,  um  eine  für  ihn  glück- 
liche Entscheidung  mit  Sicherheit  zu  erzielen.  Auf  diese  Weise  wurde 
durch  diese  verschiedenen  Verfügungen  der  Kaiser,  die  man  alle 
Constitutiones  principum  nannte,  thcils  neues  Recht  eingeführt,  theils  die 
Anwendung  des  schon  gellenden  venniltelt  und  befestigt,  und  je  länger  das 
Kaiserreich  bestand,  um  so  reicher  floss  diese  Reehtsquelle,  in  der,  wie 
schon  bemerkt,  zuletzt  das  ganze  römische  Recht  aufging.  In  der  Blülhe- 
zeil  des  römischen  Rechts  waren  also  dessen  Quellen  thcils  das  als  allge- 
meines Recht  aller  Völker  angesehene  Jus  getUium,  das  auf  Leges,  picbiscilit. 


U’l:  receptae  Boisjiicle  des  jus  rtceptum  kunimcn  in  Juslinban's 

Pandcclen  in  grosser  Anzahl  vor. 

1)  f.  2.  $.  47.  t).  1.  2.  (de  orig.  Jur.)  Gaj.  Inst.  I.  7.  Puchl.a,  Cnrs.  d.  Instil. 
I.  S-  HO  fl- 

2)  Es  galt  bald  der  Grunds,ilz  : i/uod  priueipi  plaeuit,  legis  kaiet  vigorem.  f.  i. 
D.  1.  4.  (de  eonst.  priue.) 
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senatus-consuUa  und  Consti/utiones  principum,  als  vier  verschiedene  Formen 
des  f:cschriebenen , und  das  auf  die  Mores  mq/orum,  das  lumorarium 
und  die  Jtesponsa  prudetUum  sich  stutzende,  iinseschriebene  Jus  civile. 

Dieses  Recht  nun  wurde  der  Gesenstand  der  feinsten  Bearbeitung  vom 
Zeitalter  Cicero's  an  bis  zum  Anfang  des  vierten  Jahrhunderts  nach  Chri- 
stus und  die  Grundlage  der  klassischen  Rechtswissenschaft  der  Römer,  von 
der  näher  zu  handeln  ist. 

Die  Rechtswissenschaft  der  Römer. 

83.  Es  ist  schon  bemerkt  worden  (§.  81 ) dass  dit  Verbreitung  der 
Rcchtskunde  unter  den  Plebejern  die  Entstehung  eines  eigenen  recht-sge- 
Ichrten  Standes  der  Jure-  oder  Jurisconsulfi , Jurisperiti  oder  PruderUes 
(der  Weisen  des  Volkes)  veranlasste.  Das  Rcchtsstudium  wurde  eine 
Lieblingsbeschäfligung  hervorragender  Männer,  verband  sieh  mit  der  ölTent- 
lichen  BeredLsamkeil  und  war  ein  Mittel,  zu  den  liöchsten  Staulsstellcn  zu 
gelangen.  Schon  im  sechsten  Jahrhundert  machten  sich  mehrere  Juristen 
durch  Schriften  berühmt  wie  Aelius,  der  ältere  Cato,  Brutus,  Mani- 
Uus  und  noch  mehrere  im  siel>enten,  in  welchem  eine  Art  Juristenfamilie 
die  der  Scaevolae  zum  höchsten  Ansehen  gelangte.  Mehrere  dieser 
Männer  waren  zugleich  Rcclitslehrer  und  so  die  Gründer  der  Rechtswis- 
senschaft. Allfangs  war  freilich  ihre  Beschäftigung  eine  blos  praktische, 
sie  bestand  im  Erlheilen  von  Gutachten  (respondere),  von  Caulelen  bei  der  Vor- 
nahme von  Rechtsgeschäften  (Cavere)  oder  in  Abfassen  der  Verträge, 
Testamente  und  gerichtlicher  Anträge  (scrihere)  oder  endlich  in  der  Füh- 
rung und  Vertheidigung  |der  Rechtssachen  vor  den  Gerichten  (causas  orare). 
Die  frühsten  juristischen  Schriften  sind  nur  iiraklische.  Erst  zur  Zeit  Cice- 
ros  begann  die  Umgestaltung  der  RcchLskunde  in  die  Rechtswissenschaft, 
und  er  selbst  sowie  sein  Freund  Servius  Sulpiuius  (f  TU)  waren  •) 
ihre  Schöpfer;  von  dem  letztem  rühmt  diess  der  Erste  auf  eine  Weise, 
dass  man  ihn  für  den  Urheber  der  systematischen  Bearbeitung  des  Rechts, 
vielleicht  sogar  der  von  so  vielen  späteren  Rechtsgcichrten  wie  Ga  jus 
und  Ul  pinn  und  von  Juslininan  bidbehallencn  Systeniatisirung  des  Privat- 
rechts, d.  h.  bei  der  Inslitulioncnordnung  hallen  möchte.*) 

Unter  August  begann  ein  immer  höher  steigender  Aufschwung  der 
Reehlswis.scnschnft,  der  unter  den  Kaisern  Sepliinius  Severus,  Cara- 
calla  und  Severus  Alexander  seinen  Culminalionspunkt  erreichte, 
dann  nacbliess  und  unter  Conslantin  sieh  verliert.  Er  wurde  besonders 


1)  Die  bestell  Diirslellungen  der  Keelitswissenscbafl  der  Rüiikt  sind  die  von  Sa- 
vigny:  Vom  Henif  unsrer  Zeit  für  Geselzgebiitig  und  Kecbliwissrnschaft.  21c 
Aull.  S.  17.  W.ilter,  Geschichte  des  rSmiseben  Hechts  Bd,  11.  Nr.  407—415. 
I’uchta  Ciirsus  der  luslitutloncn  I.  n.  XCVI — CV. 

2)  Diess  ist  Hugos  Ansicht 
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gefördert  durch  zwei  seit  Augiisliis  in  Rom  existirendc  mitcinnmlcr 
wetteifernde,  in  zwei  verschiedenen  Richtungen  die  Jurispnidenz  culli- 
virende  Uechtsschulen,  deren  Stifter  Laheo  und  Capito  und  nach- 
herige  Häupter  Proculus  und  Sabinus,  dann  Pegasus  und  Cnssius 
und  ein  jüngerer  Sabinus  waren  und  welche,  unter  dem  Namen  der  Su- 
binianer  und  Proculejancr  als  zwei  Secten  noch  unter  Hadrian  sich 
gegenüber  standen.  Die  Sabinianer  scheinen  inelir  an  das  entschieden  Prak- 
tische sich  gehalten  zu  haben,  die  Procidejaner  versuchten  NVmerungen  vermit- 
telst rtttioneller  blns  auf  ein  allgemein  wi.s.scnschnfllichcs  Erfassen  des  Rechts 
gestützter.  *)  Es  ist  aber  vor  allem  die  schriflstcllcrische  Thütigkeit, 
wodurch  die  römischen  Rechlsgelchrtcn  sieh  um  das  menschliehe  (Jeschlecht 
verdient  gemacht  haben ; sie  schrieben  eine  unendliche  Anzahl  Werke  aller  Art, 
worin  wir  ihre  grossartige  unfibertrellliche  Methode  in  der  Uehandlung  des 
ganzen  Rechts  und  .aller  einzelnen  Fragen  und  Anwendungen  zu  bewundern 
haben.  Sie  machten  kürzere  Lehrbücher  des  Hechts  unter  dem  Titel ; 
InsHtutionet , Definitiones,  Regvtue,  grössere  unter  dem  von  Libri  Juris  Civilis, 
Digfsta,  recepfae  sestentiae  ; Commentare  über  die  Lehrbücher  früherer  Hechts- 
gelehrtcn,  exegetische  Werke  über  die  XII  Tafeln  und  andere  (Jesetze. 
besonders  aber  eine  grosse  Zahl  über  das  Edict,  Monographien  über 
einzelne  Rechtslehren,  ferner  praktische  Werke  als  Responsa,  Epislolae, 
Quaestiones,  Libri  faclonim,  endlich  Bücher  vermischten  Inhalts,  zu  welchen 
auch  die  gehörten,  welche  den  Titel  Principien  Pandectae  führten. 
Die  bewunderungswürdige  Bchandlungsweisc  des  Rechts  durch  diese  klas- 
sischen Juristen  ist  immer  anerkannt,  aber  erst  im  gegenw.ärtigen  Jahr- 
hundert von  Savigny  auf  das  tiefste  erfasst  und  auf  das  treflendste 
geschildert  worden,  so  dass  seine  Charakteristik  der  WissenschaR  der 
römischen  Juristen  die  glücklichste  ist,  die  man  geben  kann. 

Er  sagt  von  ihnen: 

„Die  Begriffe  und  Sätze  ihrer  Wissenschaft  erscheinen  ihnen  nicht  wie 
durch  ihre  Willkür  liervorgebracht,  es  sind  wirkliche  Wesen,  deren  Da- 
sein und  Genealogie  ihnen  durch  langen  vertrauten  Umgang  bekannt  gewor- 
den ist,  darum  hat  eben  ihr  ganzes  Verfahren  <üne  Sicherheit,  wie  sie 
sich  fast  ausser  der  Mathematik  nicht  findet,  und  man  kann  ohne  Ueber- 
treibung  sagen , dass  sic  mit  ihren  Bcgriflen  rechnen.  Diese  Methode  aber 
ist  keineswegs  das  Eigenlhum  eines  oder  weniger  grosser  SchriRstellcr, 


1)  Auf  dicsr  W'cUk  wird  uns  weiiigsluns  der  GogensaU  zwiscluni  Capitu  und  La* 

beo  von  Pomponius  §.  47g»’schild<'rl,  der  von  juiiem  suigt:  Capito  in  kis  qttae 
tradita  eranty  penevtrahnt  y Lnhto  ingeMii  qutäitale  el  ßducia,  qui  et 
C0leri$  operit  tapieHtiae  operam  dederaty  plnnma  ttuduit^ 

Uebrigeut  haben  dio  Neuern  üU*r  den  Charakter  des  Gogeiisalzes  der  beiden 
Schulen  verscliiedene  Atiskhien.  S.  Puchta  i'ursüi  n.  XCVIII.  XCIX. 

2)  Vom  Beruf  unsrer  Zeit  für  Gesetzgebung  und  RechtswiikScnschaU  2te  Aufl.  S.  29  f. 
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sie  ist  vielmehr  ein  Gemeing\il  aller,  und  obg^leich  unter  sie  ein  sehr  ver- 
schiedenes Maus  glücklicher  Anwendungen  vertheilt  war,  so  ist  doch  die 
Mctiiode  überall  dieselbe.  Selbst  wenn  wir  ihre  Schriften  vollständig  vor 
uns  hüllen,  würden  wir  darin  weit  weniger  Individualität  finden,  als  in 
irgend  einer  andern  Literatur;  sie  alle  arbeiten  gewissemiaassen  an  einem 
und  demselben  gemeinsamen  Werke,  und  die  Idee,  welche  der  Compila- 
tion der  Pandekten,  Justininus  zu  Gnindc  liegt,  ist  darum  nicht  völlig 
zu  verwerfen.  Wie  lief  bei  den  römischen  Juristen  diese  Gemeinschaft  des 
wissenschaftlichen  Besitzes  gegründet  ist,  zeigt  sich  auch  darin,  dass  sie 
auf  die  äusseren  Mittel  dieser  Gemeinschaft  geringen  Werth  legen,  so  sind 
z.  B.  ihre  Definitionen  grösslcnlheils  unvollkommen,  ohne  dass  die 
Schürfe  an  Sicherheit  der  Begriffe  im  geringsten  darüber  leideL  Dagegen 
steht  ihnen  ein  viel  wichtigeres  Mittel  zu  Gebote,  eine  ireflliche  Kunst- 
sprache, die  mit  der  Wissenschaft  so  ztisammenhängt , dass  beide  ein  un- 
auflösliches Ganzes  zu  bilden  scheinen.  Mit  diesen  Vorzügen  aber  könnte 
sich  eine  schneidende  Einseitigkeit  sehr  wohl  vertragen.  Das  Recht  näm- 
lich hat  kein  Dasein  für  sich,  sein  Wesen  vielmehr  ist  das  Leben  der 
Menschen  selbst,  von  einer  besondem  Seite  angesehen.  Wenn  sich  nun 
die  Wissenschaft  des  Rechts  von  diesem  ihrem  Object  ablösl,  so  wird  die 
Wissenschaft  ihren  einseitigen  Weg  fortgehen,  ohne  von  einer  entsprechen- 
den Anschauung  des  Rechtsverhältnisses  selbst  begleitet  zu  sein,  die  Wis- 
senschaft wird  dann  einen  hohen  Grad  formeller  Ausbildung  erlangen 
können  und  dieselbe  eigentlicher  Realität  entbehren.  Aber  gerade  von 
dieser  Seile  erscheint  die  Methode  der  römischen  Juristen  am  vortrefTlich- 
sten:  haben  sie  einen  Rechtsläll  zu  beurtheilcn,  so  gehen  sie  von  der 
lebendigsten  Anschauung  desselben  .aus  und  wir  sehen  vor  imsern  Augen 
das  ganze  Verhültniss  Schritt  vor  Schritt  entstehen  und  sich  verändern. 
Es  ist  als  ob  dieser  Fall  Anfangspunkt  der  ganzen  Wissenschaft  wäre, 
welche  von  hier  aus  erfunden  werden  sollte.  So  ist  ihnen  Theorie  und 
Praxis  eigentlich  gar  nicht  verschieden,  ihre  Theorie  ist  bis  zur  unmittelbar- 
sten .Anwendung  durchgebildei,  und  die  Praxis  wird  stets  durch  wissen- 
schaftliche Behandlung  geadelt.  In  jedem  Grundsätze  sehen  sie  zugleich 
einen  Fall  der  Anwendung,  in  jedem  Rechtsfall  zugleich  die  Regel,  wo- 
durch er  bestimmt  wird,  und  in  der  Leichtigkeit,  womit  sie  so  vom  Allge- 
meinen zum  Besondem,  und  vom  Besonderen  zum  Allgemeinen  übergehen, 
ist  ihre  Meisterschaft  unverkennbar.  *)“ 

Auf  diese  Weise  cultivirten  die  römischen  Rechtsgelehrlen  die  Wissen- 
schaft des  Rechts,  .aber  fast  blos  von  ihrer  praktisch  systematischen  Seile; 
das  geschichtliche  Studium  gilt  ihnen  nur  als  Hilfsmittel  für  das  Versländniss 


1)  Sehr  gut  charakleriRiren  die  Methode  der  romisehen  Jurl.sten  und  die  römische 
Rechtswissenschaft  auch  Walter,  R5m.  Uechtsgeschichte  B.  II.  Nr.  413  und 
Puchta  Cursus.  §.  C.  II. 
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des  praktisch  Gellenden;  doch  schrieb  der  unter  Hadrian  lebende  Jurist 
Pomponius  eine  Art  äusserer  Reclilsseschichte,  in  seinem  in  Jiislinians 
Pandekten  (I.  2.)  fast  ganz  erlialtenen  Buch  de  origine  et  progressti  juris 
Civilis.  Gelegcnilich  werden  von  andern  Reeiitsgelelirten  Nachrichten  über 
das  frühere  Recht  niilgetheilt.  Noch  weniger  Ihalen  die  römischen  Juri- 
sten für  die  philosophische  Beleuchtung  des  Rechts,  doch  stellten  sic  eine 
Art  von  Theorie  über  den  Urgrund  des  Rechts  auf,  welchen  sie  in  der 
Justitia,  d.  h.  dem  angeborenen  Triebe,  jedem  das  Scinige  znzugeslehen, 
finden,  sie  suchten  (wie  schon  §.  37  ausgeführl)  die  Grundlagen  der 
Rcchlsinstitutc  entweder  in  der  ihierischen  oder  vcniünfligen  Natur  der 
Menschen  oder  in  der  Nationalität  und  fassten  die  Jiirispnidentia  auf  als  die: 
rerum  divinarum  atgiie  humanarum  notitia,  justi  atgue  injusti  scientia , *) 
oder  als  nr«  boni  et  aet/iii;  *)  sic  stellten  drei  höchste  y'irr«  praccepta  auf: 
nämlich  honeste  vivere,  aliimi  non  laedere,  suum  euigue  tribuere;  *)  und 
sehen  sich  selbst  als  Priester  der  wahren  Weisheit  an:  verum  non  simu- 
latam  phitosophiam  uffectuntes.  ♦) 

Es  bleibt  uns  hier  nur  noch  übrig,  die  Namen  derjenigen  Rechlsge- 
lehrten  aufzuführen,  die  vor  andern  einen  unsterblichen  Ruhm  sich  erwor- 
ben haben.  Es  sind  dies  vor  allen  aus  dem  Zeitalter  Ciceros  der  dritte 
Mucius  Scaevola,  zwischen  August  und  Hadrian  die  sclton  genannten 
Labeo,  Proculusund  Sabinus  (der  ältere),  Callistralus,  Trypho- 
ninus,  Pomponius,  Cervidiiis  Scaevola  und  Julian  (der  schon  ge- 
nannte Verbesserer  des  prälorischen  Eälicts)  unter  Antoninus  Pius  der  Jurist 
GaJ  u s und  unter  den  Kaisern  des  Severischen  Hauses  die  vier  grössten  Rechts- 
gclchrlen  des  Alterthums  Pap  in  ian,  Utpian,  Paulus  und  Modestinus, 
aus  deren  Werken  die  Hälfte  aller  in  den  Pandekten  Justinians  enthaltenen  Aus- 
züge der  Schriften  der  klassischen  Juristen  Roms  entnommen  ist,  wäh- 
rend die  andere  Hälfte  aus  den  von  35  andern  Rechlsgelchrlen  unmillelbar 
sLamml,  obwohl  der  Gesammtinhall  ilie.ses  merkwürdigen  Rechtsbuches  das 
gemeinsame  Werk  aller  römischen  Juristen  ist 

Das  kaiserlich  byzantinische  Recht  bis  auf  Juslinian.  •) 

Im  Anfang  des  vierten  Jahrhunderts  der  christlichen  Zeitrechnung  gab 
es  längst  kein  römisches  Volk  mehr.  Das.  unennessliche  Reich  war  be- 


1)  I.  1.  1.  {ße  juttitiu  et  jure)  f.  10  p.  D.  1.  1.  (eorf.) 

2)  J.  3.  I.  eod.  r.  10.  S.  3.  D.  eod. 

3)  I.  ].  pr.  D.  eod. 

4)  S.  2.  I.  «-1.  f.  tO.  S.  2.  D.  eod. 

5)  f.  i.  S.  1.  I).  eod. 

1)  Waller  Geschichte  des  römischen  Rechts  II  n 421  — 425.  Puchta  Cursus  I.  n. 
CXIX  fol.  Beide  SeliriftsteUer  beginnen  die  letzte  Periode  des  römischen  Reclits 
aucli  mit  üiocletian. 
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wohnl  von  Millionen  Unlcrlhanon , die  allen  Nationen  anpehörten,  Iheils  über- 
bildele,  llieils  halbbarbarisclie  oder  barbarische  Menschen,  die  nur  durch  die 
Waffcnsewall  des  jeweiligen  llerrschcrs  zusammen  gehalten  werden  konnten. 
Genusssucht  war  das  Lebensziel  der  Zeit,  Verweichlichung  und  Comiption 
herrschten  im  Osten  und  im  Westen,  nur  ein  freilich  überall  zerstreuter 
Theil  der  Bevölkening  huldigte  höheren  Lebensansichten,  niimlich  die 
Christen,  ')  deren  Zahl  trotz  des  allgemeinen  Verfalls  der  Sitte  und  der 
grausamsten  Verfolgungen  so  angewachsen  w.ar,  dass  sic  beim  Tode  Dio- 
eletians  eine  mächtige  Partei  im  Reiche  bildete,  auf  die  ein  neuer  Kaiser 
gegen  antlere  Compclitoren  sich  stützen  konnte.  Diess  ihat  Conslantin, 
mit  dem  312  eine  neue  Periode  in  der  römischen  Geschichte,  insbesondere 
in  der  Staats  - und  Hechlsgeschichle  beginnt.  Man  würde  eine  Umwandlung 
der  öflentlichcn  V'crhültuissc,  wie  sic  mit  ihm  und  durch  ihn  staltfand, 
jetzt  eine  Revolution  nennen. 

Obgleich  der  heidnische  Cultns  nicht  sogleich  aufgehoben  wurde,  *) 
so  musste  er  doch  untergehen.  Die  christliche  Weltanschauung  und  zwar 
die  der  katholischen,  d.  h.  allgemeinen  Kirche  beherrschte  die  Sitte,  be- 
herrschte den  Staat  und  wurde  maasgebend  für  die  neue  Gesetzgebung  in 
allen  Dingen,  die  das  christliche  Prinzip  beriihrte.  Die  längst  organisirle 
von  den  Bischöfen  regierte  Kirche  ward  als  solche  anerkannt,  ihr  Orga- 
nismus dem  Staate  cinverlcibt.  Die  geistlichen  Rehörden  übten  eine  vom 
Staate  anerkannte,  sogar  in  die  Verwaltung  eingreifende  äussere  Gewalt, 

Der  Einfluss  des  zur  Staatsrcligion  erhobenen  Christenthums  war  über- 
all sichtbar,  sogar  die  lateinische  Spritche  nahm  z.  B.  bei  den  Kirchen- 
vätern einen  andern  Charakter  an.  Doch  war  die  durch  dasselbe  bewirkte 
Aenderung  in  den  Staats verhältnis.scn  nicht  die  einzige;  die  Verlegung  des 
Sitzes  des  Kaisers  nach  dem  fast  im  Orient  liegenden  Byzanz  und  die  Er- 
hebung dieser  Stadt  als  Constantinopolis  zum  zweiten  Rom  gaben  dem  Reiche 
einen  neuen  Mittelpunkt.  Das  vollständig  autocralisch  regierte  Kaiserthum 
behandelte  es  als  Eigenthum  des  Herrschers,  der  nun  auch,  um  die 
Herrschaft  auf  das  Stärkste  zu  befestigen  und  eine  schnell  wirkende  Cen- 
tralrcgicrung  zu  schaflen,  einen  ganz  neuen  Staatsorganismus  einführte 
und  den  freilich  schon  lang  mehr  nur  dem  Schein  nach  bestehenden  Ge- 
gensatz zwischen  Italien  und  den  Provinzen  nufliob.  Die  Einiheilung  des 
Reichs  in  vier  oft  mehrere  Königreiche  in  sich  bcgrcilcnde  Pracfecturae 
Praetorio,  die  Einiheilung  dieser  in  Diocoetes  und  der  letzten  in  Provinciae 


1)  Eine  sclir  Ivscntwerlhc  Darstellung  des  siuliclien  Culluriustandes  im  römischen 
Reiche  zur  Zeit  Constantins  enthalt  der  Eitai  h'itoH^ue  *ur  la  $oeiM  eii'ite 
dan*  le  monde  romain  et  tur  $a  trantformntioH  par  It  Ckriitiaiiitmt 
par  C.  Schmidt.  Strasburg  et  Paris  1853.  8. 

2)  Diess  geschah  erst  34t , 12  C.  TI».  16.  10.  Die  Tempel  worden  346  geschlos- 
sen, 1.  B.  e.  4. 
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isl  beknnnt,  sowie  die  Trenmini;  der  Mililär-  und  Civilgewall  in  den  Pro- 
vinzen und  Cmtates  und  die  Bildung  der  Ceniralregierung  mit  höchsten 
Beamten,  die  mit  den  Ministern  in  den  neueren  Staaten  verglichen  werden 
können.  ')  Noch  bestand  der  Senat  und  zwar  einer  in  Rom  und  ein  zwei- 
ter in  Konstantinopel  fort,  desgleichen  die  älteren  mit  Gerichtsbarkeit  aus- 
gerüsteten Beamten , aber  ihre  Stellung  war  eine  ganz  andere.  Auch  wurde 
das  Gerichtsverfahren  umgestaltet,  indem  der  alle  Formularprozess  auf- 
hörte  und  der  Magistrat,  hei  dein  eine  Suche  anhängig  gemacht  wurde,  sic 
selbst  zu  entscheiden  pflegte.  Damit,  sowie  in  Folge  der  freilich  schon 
früher  angeordneten  *)  Gleichstellung  der  Peregrini  mit  den  Cives  wurde 
vieles  im  bisherigen  Privalrecht  antiqnirl,  und  da  alle  politische  KraR  aus 
dem  "Volke  gewichen  war  und  nur  des  Kaisers  Wille  als  Gesotz  galt,  trat 
ein  Rechlszustand  ein,  der  einen  ganz  andern  Chnralilcr  als  der  frühere 
halle,  denn  alles  Recht  gieng  nur  allein  vom  Herrn  aus.  So  bcgreiR  man, 
warum  nun  von  Constantin  an  die  Zahl  der  kaiserlichen  Verordnungen  sich 
von  Jahr  zu  Jahr  vermehrte,  und  alsbald  zu  einer  grossen  Masse  sich 
häurig  widersprechender  Gesetze  anwuchs,  welche  im  Gedächlniss  zu 
bchallcn,  nicht  einmal  für  die  Behörden  mehr  möglich  war.*) 

Zwar  griffen  die  neuen  Verordnungen,  die  hauptsächlich  V'erwallungs- 
recht  enthielten,  in  die  bürgerliche  Rechtspllcgc  und  das  Ih-ivalrechl  wenig 
ein;  allein  die  Kenntniss  dieses  letzten  wurde  immer  schwieriger  und 
seltener,  obgleich  sie  aus  den  Schrilten  der  klassischen  Juristen  geschöpR 
wurde;  denn  der  Rückgang  der  allgemeinen  Bildung  sowie  der  Rechts- 
wissenschaft war  so  gross,  dass  es  den  praktischen  Juristen  sehr  schwer 
war,  den  Inhalt  jener  Schriften  gehörig  zu  verstehen,  und  noch  schwieri- 
ger ihm  auf  verwickelte  Fälle,  anziiwcndcn. 

.‘Vueh  waren  die  juristischen  Werke  nur  für  wenige  zugänglich,  und 
so  war  der  Verfall  der  alten  feineren  Rechlskunde  und  der  juristischen 
Kunst  nicht  mehr  aufzuhallcn.  Man  griff,  um  wenigstens  das  Nothwen- 
digste  zu  erhalten,  zur  Anwendung  mechanischer  Mittel.  Man  legte  (und 
zwar  thaten  diess  vorerst  nur  Private)  Sammlungen  der  kaiserlichen  Con- 


1)  Ein  treue»  Bild  des  gnnzen  Slaatsorganismus  gibt  die  unter  dem  Titel  der  Notitia  ' 

Oifnitntum  bekannte  Reichsslalislik  aus  dem  Anfang  des  fünften  J.'ihrlinnderls. 

Neueste  Ausgabe  von  Buking  in  Bonn  1840.  Die  Minister  waren  für  die  Ju- 
stiz und  die  höclisle  Slaalsregierung  der  Qaaeitor  tacri  finlntn,  für  die  Finan- 
zen der  Comn  tacrarum  liirgitionnm , fdr  das  Innere  und  die  Polizei  der 
Magister  officiorum , erster  Staatssekretär  war  der  ftrimirerhii  uotariorum. 

Eine  sehr  gute  Darstellung  der  Reichsverfassung  von  Diocletian  bis  Jusliiiian  gibt 
Walter,  Reelitsgesrhichle  I.  von  338—397. 

2)  Sie  soll  unter  Caracnlta  sLatlgefunden  li.'iben. 

3)  Sehr  gute  Schilderungen  des  Rechlsziislandes  zwisehen  Constantin  und  Juslinian 
geben  von  Savigny,  Geseliiehle  des  römischen  Rechts  im  Mittelalter  B.  I.  1. 

Cap.  I.  und  Puehta  Curtui  i InttitMienen  /.  N.  CXXIX — CXXXVIt. 

13* 
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sliUitionen  vor  Conslanlin,  die  noch  alle  mit  dem  klassischen  Recht  zu- 
sammen hienRcn , an , im  Codex  Gregoriamis  und  Hermogenianus.  * ) 

Man  gal)  neben  allen  Schriften  des  Juristen  Paulus  einem  Lehrbuch 
desselben  (den  receptae  sententiac)  ausdrücklich  eine  höhere  Autorität  für  die 
Rechtsanwendung,  (321)  *)  und  als  über  hundert  Jahre  nach  der  grossen 
Umgestaltung  des  Reichs  verflossen  waren,  sanctionirlc  426  Kaiser  Valcn- 
tinian  III.  eine  .\rt  Regulativ  für  den  Gebrauch  und  die  Geltung  der  Schrif- 
ten der  fünf  berühmtesten  Rcchtsgelehrten  aus  der  vorhergehenden  Periode, 
nämlich  des  Gajus,  Papininn,  Paulus,  Ulpian  und  Modestinus, 
und  zwar  so,  dass  wenn  in  ihren  Werken  verschiedene  Lösungen  von 
Rechtsfragen  sich  linden  sollten,  diejenige  Ansicht  vom  Richter  zu  befol- 
gen sei,  wofür  die  .Mehrzahl  dieser  Juristen  sich  ausspreche  und  bei  Gleich- 
heit der  .Autoritäten  für  und  wider,  die  Ansicht  Papinians.  Durch  diese  in 
Deutschland  das  Citirgesclz  genannte,  auch  von  Theodosius  II.  bestätigte 
Verordnung  •)  erhielten  die  Schrillen  der  Rechtsgelehrten  förmliche  Ge- 
setzeskraft. 

Es  bedurfte  aber  auch  eines  Mittels,  die  kaiserlichen  Constitutionen 
seit  Constantin  leichter  zu  kennen  und  anzuwenden.  Aber  der  Plan  einer 
429  angeordneten  Reform*)  des  römischen  Rechts  vermittelst  einer  durch- 
greifenden Codification  wurde  nicht  ausgeführt,  dagegen  wurde  eine  nach 
dem  Muster  der  früheren  Codices  angelegte,  ausführliche  Conslitutionen- 
sammlung  von  16,  in  viele  Titel  zerfallenden  Büchern  veranstaltet 
und  unter  dem  Titel  Codex  Theodosimtus  438  für  das  ganze  Reich 
s.anctionirt  *).  In  denselben  wurden  die  grösseren  Verordnungen  dem 
Inhalt  ihrer  verschiedenen  Artikel  gemäss  zerrissen,  und  in  die  besonders 
hiezu  rubricirten  Titel  eingetragen,  wie  diess  imCod.  Gregorianus  und  Äcr- 
mogeniitnus  geschehen  war. 

Der  Uechtsziistand  war  jetzt  der,  dass  zweierlei  Gesetzerebungen  neben 
einander  bestanden,  die  des  altem  classischen  RechLs,  deren  Kunde  aus 
den  Schriften  der  fünf  Juristen  dem  Citirgesetz  gemäss,  und  aus  dem  Co- 
dex Gregoriamis  und  Hermogenianus  geschöpft  wurde,  und  unter  der  Be- 
nennung Jus  begrifTen  war,  und  das  in  dem  neuen  Codex  Theodosianus 
codificirtc  kaiserliche  Constitutionsrecht,  Leges  genannL  Diess  letzte  ver- 
n)chrle  sich  aber  beständig,  indem  auf  diesen  Codex  eine  Menge  Constitu- 
liones  noveUae  folgten,  welche  zu  sammeln,  bald  auch  Bedürfniss  wurde*). 

1)  Die  noticslc  Ausgal>e  derselben  ist  die  in  Bd.  I.  des  in  Bonn  erschienenen  Cor- 
pus Juris  enüiallenc. 

2)  C.  2.  Cod.  Theod.  1.  2. 

3)  Sic  steht  in  Cod.  Theod.  I.  4.  ConsL  3. 

4)  Die  Instructionen  dazu  finden  sich  in  Cod.  Theod.  1.  1. 

b)  Die  vollstindigste,  von  llnenel  besorgte  Ausgabe  des  Codex  TieodosimHus  ist 
die  iin  Corpus  Juris  civilis  dntejustianei  von  Bonn. 

6)  Die  auf  uns  gekommenen  sind  gedruckt  im  B.  I.  des  Corp.  jur.  Antejust. 
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Es  gab  nur  noch  einige  gelehrte  Juristen;  die  wenigen  juristischen 
Schriften  dieser  Zeit  sind  traurige  Beweise  *)  des  allgemeinen  Verfalls,  den 
auch  die  berühmten  Rechtsschulcn  zu  Rom,  Constantinopel  und  BeryU  auf- 
zuhalten nicht  iin  Stande  waren. 

Justinian's  Reformen  und  seine  Rechtsbüchcr  *). 

85.  Nachdem  der  so  eben  beschriebene  Reehtszustand  fast  ein  Jahrhun- 
dert gedauert  und  sich  noch  dadurch  bedeutend  verschlimmert  hatte,  dass 
die  Schriften  der  alten  Rechtsgclehrten  immer  schwerer  aufzutreiben  waren, 
ihr  Verstündniss  und  ihre  Anwendung  wegen  des  vielen  Veralteten,  das  sie 
enthielten,  schwieriger  geworden  war,  während  zugleich  die  Zahl  der  No- 
vellen sich  sehr  vermehrt  hatte,  rief  die  Vorsehung  zwei  Männer  an  die 
Spitze  des  römischen  Reichs,  welche  sich  für  berufen  hielten,  diesem  Ver- 
falle durch  Reformen  ein  Ziel  zu  setzen,  durch  die  das  klassisch  durchge- 
bildete Recht,  in  wie  weil  es  noch  practisch  sein  konnte,  nicht  nur  nicht 
aufgehoben,  sondern  in  seiner  Geltung  bekräftigt,  sein  Studium  und  seine 
Anwendung  erleichtert  und  für  die  künftigen  Zeiten  gesichert,  dessen  Ge- 
gensätze mit  dem  neueren  Constilutionenrechl  ausgeglichen , und  dieses 
selbst  so  viel  wie  möglich  vereinfacht  werden  sollte. 

Diese  Männer  w'aren  der  seil  52T  zur  Regierung  gekommene  JusUnian  I. 
und  sein,  einen  hohen  Rang  als  Rechlsgelchrler  einnehmender  Minister  Tri- 
bonian.  Man  begann  den  13.  Februar  528  mit  der  Ilmschmelzung  der  drei 
Codices  kaiserlicher  Constitutionen  in  einen,  worin  sie  in  Einklang  gebracht 
wurden.  Er  ward  den  7.  April  529  unter  dem  Titel  eines  Codex  Justinia- 
neus  bestätigt  und  publicirt. 

Es  war  aber  auch  ein  dringendes  Bedürfniss  vorhanden,  die  Anwen- 
dung des  älteren  Rechts  zu  erleichleni.  Zu  diesem  Behuf  fing  man  damit 
an,  den  1 April  530,  die  wichtigsten  Streitfragen  des  älteren  Reclus  durch 
kaiserliche  Dccisionen  zu  erledigen,  deren  nach  und  nach  50  erlassen  und 
wie  cs  scheint,  in  einer  Sammlung  vereinigt  wurden.  Es  zeigte  sich  aber 
dieses  Mittel  .als  ungenügend,  und  so  schlug  man,  um  die  Kenntnisse  die- 
ses Rechts  zu  sichern,  den  Weg  der  Rcdaclion  eines  umfussenden  Rechts- 
buches ein,  welches  aus  Auszügen  aus  den  Schriften  der  classischcn  Juri- 
sten bestehen  sollte , und  entnahm  diese  aus  den  Origimilwcrkcn  *)  von 


1)  Z.  B.  die  sogenannten  CoHtuUnlionts  Feteris  JCti  aus  dem  5.  Jahrhundert, 
inr  Corp.  Jur.  Antej.  I.  p.  396. 

2)  Zu  vcrgtcichen  mit  diesem  Paragraphen  v.  Savigny,  System  Bd.  I.  Cap.  III. 
Puchta,  Cursus  der  Institutionen  I.  $$.  CXXXVIll  — CXL  Walter,  Gescliichte 
des  römischen  Uechts  II,  J.  428 — 432. 

3)  Ein  freilich  niclit  gani  richtiges  Verzeiehniss  dieser  Werke  ist  der  s.  g.  Iudex 
Flortuliaus  d.  h.  eine  Angabe  dieser  Schriften,  die  an  der  Spitze  des  berühm- 
testen aller  Jlanuscriptc  der  Pandccten  steht,  das  in  Florenz  aufbewahrt  wird. 
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neun  und  dreissig  ncclilsgelehrlen,  die  von  Augustus  an  bis  unter  Con- 
stnnlin  gelebt  lullten.  Zu  diesem  Zwecke  ernannte  Juslinian  den  15.  Decbr. 
530  eine  Coiiiiiiission  von  17  IteclUsgcIclirtcn,  an  deren  Spitze  Tribonian 
stand.  Sie  theilten  sich  in  drei  Sectionen,  deren  eine  die  exegetischen 
Schrillen,  vor  allen  die  Coinnientare  zum  Edicl,  die  zweite  die  dogmatischen, 
besonders  die  Lihri  Juris  civilis  des  Sabinus,  eine  dritte  die  unmittelbar 
practischen  Schrillen,  vor  allem  die  Papinians  zu  exeerpiren  halten  ').  Nach 
Beendigung  dieser  Arbeit  vereinigten  sich  die  drei  Commissionen  und  ver- 
theillen  die  ausgezogenen  Fragmente  in  fünfzig  Bücher,  deren  jedes  in  eine 
Anzahl  im  Wesentlichen  nach  der  schon  in  den  drei  Codices  vorkommen- 
den Ordnung  der  Materien  und  unter  den  Rubriken  des  Edicls  oder  der 
cxcerpirlen  Werke  übcrschriebener  Titel  (gegen  140)  so  ordnete,  dass  je 
mit  einer  der  drei  Fragmentmassen  der  einen  oder  der  andern  Commission 
begonnen  wurde,  und  die  andern  darauf  folgten*).  Das  ganze  Werk  erhielt 
die  Namen  Pandeclae,  Digesta  und  Codex  enucleali  Juris.  Justinian  rühmt 
cs,  dass  300,000  Stellen  (orizoi)  auf  15,000  darin  zurückgeführt  worden 
seien.  Die  Pandecten  wurden  den  16  Decbr.  533  bestätigt,  publicirt  und 
mit  drei  grossen  Proclamationen  *),  nämlich  einer  griechischen  und  einer 
lateinischen  an  das  Volk  und  einer  in  letzterer  Sprache  an  die  Professoren 
der  RechLsschulen  begleitet,  in  welchen  der  Zweck  und  der  Plan  dieser 
grossen  Sammlung  ausführlich  entwickelt  werden. 

Die  Pandecten  waren  sowohl  für  die  unmittelbare  Rechlsanwendung 
als  für  den  Rcchlsunlerrichl  bestimmt,  in  letzter  Beziehung  sogar  der  bis- 
her üblichen  jedoch  verbesserten  Sludienordnung  angepasst,  so  dass  nur 
ausschliesslich  aus  diesem  zugleich  theoretischen  und  practischen  Werk, 
das  zugleich  eine  umfassende  Rechtscasuistik  enthielt,  die  Kcnnlniss  des 
alten  Rechts  geschöpft  werden  sollte.  Alles  Veraltete  wurde  weggelasscn, 
alle  Widersprüche  unter  den  alten  Juristen  (wie  Juslinian  glaubte  und  an- 
zunehmen befahl)  aufgehoben,  so  dass  es  des  Citii^esctzes  zu  deren  Lö- 
sung nicht  mehr  bedurfte,  und  dieses  daher  in  den  Rechlsbüchcrn  Jusli- 


1)  D.1-SS  die  Compilaloron  der  P.'indpclcn  .auf  diese  Weise  verfuhren,  Inihen  die  Un- 
tersuchungen Blumes  iu  der  Zeilsclirifl  für  geschichtliche  Ucchtswissenschafl 
B.  IV'.  S.  257  mehr  als  walirscheinlich  gemacht  und  alle  deutschen  Rcchts- 
gclehrten  seitdem  angenommen. 

2)  Man  nennt  sie  nach  Blume  die  Edict-,  S-ibinus-  und  P.aiiianinsmassc.  DicMassen- 
abtlieilung  ist  in  grösseren  Titeln,  z.  B.  P.  E.  45.  t.  1 und  C.  t.  10.  16.  u.  17 
durch  die  Buchstaben  rt.  f.  y.  .nngcdcutet  und  meistens  in  der  Kriege!' sehen 
Ausgabe  der  Pandeten  durch  die  Buchstaben  £.  S.  P.  unter  Jedem  Fragmente 
vollständig  angedeutet  worden. 

3)  Sic  6nden  sich  nebst  den  auf  die  Aus,irt>eitung  der  Justinianeischen  Rcchtsbücher 
bezüglichen  Verordnungen  Justinians  im  B.  I.  tit.  17  des  Codex  oder  an  der 
Spitze  der  Sammlungen  selbst. 
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nians  sich  nicht  findet.  Man  war  gcnölhigl,  die  ursprünglichen  Stellen  viel- 
fach zu  ändern,  thnt  diess  jedoch  nur  in  wie  weit  es  durchaus  nülhig  war, 
so  dass  wir  in  den  Pnndeclen  den  zu  Juslinians  Zeit  noch  anwendbaren 
Inhalt  der  Schriften  der  cinssischen  Juristen  so  treu  wie  möglich  wieder- 
gegeben besitzen.  Um  alle  Gegensätze  auszugleichcn  und  alle  Unpractische 
formell  aufzuheben,  bedurfte  es  ausser  den  50  Decisiones  noch  vieler  kai- 
serlicher Constitutionen,  und  da  der  Codex  vom  Jahre  5Z9  nun  nicht  mehr 
zu  dem  Itechtsbuche  der  Pandeclen  pn.'^slc,  nahm  man  eine  Hevision  dessel- 
ben vor,  nach  deren  Vollendung  er  den  17.  November  5-14  als  Codex  re- 
petitae  praelectionis  aufs  Neue  piiblicirt  wurde. 

Nach  der  früheren  Studienordnung  begann  der  Itechtsunterricht  mit  der 
Erkläning  der  lustilutioncn  des  Gajus.  Diess  Lehrbuch  musste  nothwen- 
dig  durch  ein  neues  ersetzt  werden,  und  desshalb  Hess  Justinian  schon 
während  der  Ausarbeitung  der  Pandecten  ein  solches  verfertigen , in  wel- 
chem aber  ausser  Stellen  jenes  ersten  Werks  noch  viele  andere,  aus  Frag- 
menten der  Pandecten  entnommen,  kamen,  sowie  Auszüge  aus  kaiserlichen 
Constitutionen,  insbesondere  Jiistinians.  Diess  kleinere  Werkchen,  in  4 Bü- 
chern und  98  Titeln,  war  den  25.  November  533  bekannt  gemacht  worden, 
sollte  auch  als  eine  ausführliche  Verordnung  gelten,  die  mit  den  Pandecten 
den  30.  December  533  Gesetzeskralt  erbiell.  Auf  diese  Weise  wurden  Ju- 
stinians  Reformen  des  Rechts  und  der  Rcchtswissenschan , vielleicht  nach 
den  schon  unter  Theodosius  II.  gefassten  Plänen  binnen  nicht  ganz  sechs 
Jahren  ausgeführt.  Er  machte  sich  dadurch,  mancher  Mängel  derselben  un- 
geachtet, um  die  ganze  Nachwelt  verdient,  weil  er  die  unsterblichen  Denk- 
male der  Rechtsweisheit  der  Römer  und  der  nie  zu  überlrcirendcn  Wissen- 
schaft ihrer  grossen  Juristen  erhielt,  und  allen  Völkern  zugänglich  machte. 
Würde  er  ein  in  Artikeln  abgefassles  Gesetzbuch  im  eigentlichen  Sinne  ha- 
ben redigiren  lassen,  so  hätte  er  jene  juristischen  Schätze  grösstentheils 
dem  Untergang  geweiht,  und  nie  hätte  die  Rechtsbildung  der  neueren  Völ- 
ker das  werden  können , was  sie  vermittelst  des  Studiums  jener  grossen 
äleister  geworden  ist.  Dieser  Erfolg  der  Reformen  Justinian's  wiegt  alle 
mit  der  Pänführung  seiner  Rechtsbücher  verljundenen  Nachtheile  auf*). 

Wenn  die  kaiserlichen  Constitutionen  vielleicht  den  schon  aus  dem  na- 
türlichen Entwickelungsgang  der  europäischen  Staaten  sich  fast  mit  Noth- 
w'cndigkcit  ergebendett  Absolutismus  gefördert  haben,  so  milderte  die  ganze 


1)  Schon  im  16.  jahrhnndert  grilT  man  das  romisclic  Recht  an  (Hotman  in  seinem 
Antilribonianus).  Im  19.  sali  man  niclil  selten  dessen  Keception  als  eine  grosse 
Calainität  an.  Gegen  diese  Auflassung  sind  die  Aeusscruugen  im  Teste  des  Para- 
graphen gerichtet.  Die  neuesten  Aeusscrungen  gegen  oder  far  die  Reception  des 
römischen  Rechts  finden  sich  in  Bes  der ’s  und  Th  öl ’s  Büchern  Ober  Volks- 
rceht  und  Juristenreebti  fitlher  in  Thibaut’s  Schrift  über  die  Nothwendigkeit 
eines  allgemeinen  bargcrlichen  Gesetzbuclics,  in  v.  S a v i g n y’s  Schrift  vom  Be- 
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Gesetzirebun?  ihn  wieder  durch  die  Formen  slrenser  Gerechliglteil,  die  die 
«ranze  Sanimlungr  enthielt.  Wenn  das  römische  Recht  durch  seine  Receplion 
hei  den  neueren  Völkern  der  freien  Entwicklunff  mancher  nationalen  Rechls- 
institiite  ent«egcnwirkte,  so  beschleunigte  sie  dagegen  die  technische  Aus- 
bildung des  Rechts,  führte  dieses  schnell  in  das  dritte  Stadium  der  Rechts- 
entwickelung  und  verdriingte  durch  seine  humanen,  freisinnigen  und  aufVer- 
nunflgründen  ruhenden,  höheren  Rechtsgrund.sätze  ilic  oft  engherzigen  Rechts- 
ansichten der  noch  halbbarbarischen  germanischen  Völker.  Das  Justinianei- 
schc  Recht  ward  ein  Weltrechl,  ein  neues  jus  commune  omnium  gentium, 
das  ein  heiliges  Band  um  alle  schlang,  und  zu  einer  grossen  privatrecht- 
liehon  Reehtsgemeinschafl  einigte.  Allerdines  h.at  Justinian  durch  eine  An- 
zahl, oft  tief  eingreifender,  Novellen  von  öiJö— ,äl6  mtinches  in  seiner  Ge- 
setzeebung  geändert,  aber  einige  derselben  enthalten  einen  wahren  Fort- 
schritt, wie  z.  B.  die  eine  neue  Intestaterbfolge  sanctionirende  Nov.  1 18,  welche 
ihres  zweckmässigen  Inhalts  wegen  fast  überall  Aufnahme  fand.  Andere 
Novellen  waren  der  Befestigung  des  Christenthums  und  den  kirchlichen 
Einrichtungen  günstig.  Die  Novellen  wurden  gesammelt  und  bilden  den 
vierten  Theil  der  Gesetzgebung  Justinians,  die  unter  dem  Namen  des 
Corpus  Juris  civilis  in  ganz  Europa  bekannt,  und  in  vielen  Ländern  gemei- 
nes Recht  und  Mittelpunkt  des  gesammten  Rechtsstudiums  geworden  ist. 

Die  Schicksale  des  Corpus  Jur  is  im  Orient.  ' ) 

86.  Um  das  von  ihm  für  immer  festgesetzte  Recht  in  seiner  Reinheit 
zu  erhalten  und  neuen  Streitfragen  vorzubeugen,  hatte  Justinian  das  Schrei- 
ben von  Commentaren  über  seine  Rechtsbücher  verboten.  Das  practische 
Bedürfniss  rief  abfsr  Uebersetzungen  und  Scholien  derselben  hervor  und 
bald  erschienen  auch  Werke  über  einzelne  Theile  desselben.  Eines  der  äl- 
testen ist  eine  griechische  Paraphrase  der  Institutionen  von  Theophilus, 
Rcchtslehrer  in  Constanlinopel  und  einer  der  drei  Redactoren  der  Institu- 
tionen; sie  scheint  ein  Collegienheft  zu  sein  und  ist  ölter  mit  lateinischen  Ueber- 
setzungen, am  besten  von  Otto  Reitz,  1T51,  2 V’ol.  1.  herousgegeben,  und 
sogar  (von  Wüstemann)  ins  Deutsche  fibi;rtragen  worden.  B,ald  nach 


ruf  unserer  Zeit  fdr  Gesetzgebung  und  Rer hts Wissenschaft, 
und  in  verschiedenen  durch  beide  veranl.vsslen  Streilschriüen.  In  Frankreich  trat 
1837  Professor  llravard  in  Paris  in  seiner  Schrift  de  t'etude  et  de  Fenteig- 
nement  du  droit  romain  .•'Is  heftiger  Gegner  des  römischen  Rechts  auf.  S.  d. 
Zeitschrift  für  Geseirgebung  und  Hechtswissenschaft  des  Auslands.  B.  IX.  S.  325. 

1)  C.  E.  Zaehariae,  kietorine  Juris  graeeorum  detineatie.  Heidelberg  1839. 
M 0 n I r c n i I , kisloire  du  droit  hysantin  eu  du  droit  romain,  dant  Fear 
pire  d- Orient  drpuit  la  mort  de  Justinian,  Jusifu’  d ta  prise  de  Con- 
stantinopte  en  U53.  II.  Vol.  und  derselbe  in  W o I o w s k i,  Kevue  de  Ugislntion 
V.  1847.  B.  2.  S.  30—97.  Böking,  Institutionen  I.  S-  23  und  Zaehariae  in 
der  ZcilschriR  for  Gesetzgebung  und  RW.  des  Auslandes  XVI.  18fl. 
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Justinian  wurden  aueh  Werke  über  die  Novellen,  oder  vielmehr  Auszüge 
aus  denselben  geschrieben,  z.  B.  eine  schon  Innsje  bekannte  Abkürzuns 
der  Novellen  von  Julian  in  laleiniseher  Sprache.  Einige  dieser  Werke 
sind  erst  in  unsem  Tagen  herausgegeben  worden  *). 

Im  neunten  Jahrhundert  (gegen 878)  wurde  von  dem  Kaiserßasilius 
und  seinen  Söhnen  und  Milregenten  Conslanlinus  und  Leo  ein  Hand- 
buch des  Rechts  inlOTiteln  unter  dem  Titel  o TTQOxetQOi  vojaos  als  (Jesetz 
publicirt*).  Endlich  867 — 68  veranslaltetc  der  Kaiser  Basilius  und  sein  Sohn 
Leo,  der  Philosoph,  eine  mit  Hilfe  früherer  Uebersetztmgen  gemachte  grie- 
chische Umarbeitung  des  ganzen  Corpus  Juris,  in  welchem  alle  Stellen  des- 
selben in  sechszig  Büclieni  unter  den  bisherigen  Titeln  vcrtheill  wur- 
den. Das  Werk  erhielt  den  Namen  der  Basiliken  {ßaailiuat  drotta?«?)  und 
wurde  94.5  nach  einer  vorgenommenen  Revision  von  Co  ns  t an  tiniis  Pho  r- 
phyrogenetus  als  n\s  yfraxa9agfftff  uSv  ßaffiitxüy  aufs  Neue  sanctio- 
nirt  und  theilweise  im  16.,  17.  und  18.  Jalirh.  jetzt  aber  vollständig  nebst  den 
Scholien  und  beigefügter  lateinischer  Uebersetzung  von  Heimbach  in  7 
Bänden  rpiarto  1833 — 1845  herausgeben’). 

Später  wurde  eine  (schon  1537  von  Leunclavius  herausgegebene) 
Synopsis  ßasilicorum  gefertigt. 

Ausserdem  kennt  man  noch  eine  Anzahl  kleinerer  im  oströmischen 
Reiche  verfasster  Werke  über  das  griechisch-römische  Recht.  Das  letzte 
Werk  von  Bedeutung  ist  ein  1345  von  Harmeno pulus  geschriebenes 
kürzeres  Lehrbuch  desselben  *),  das  nach  dem  Verfall  des  griechischen 
Reiches  in  einzelnen  Theilen  desselben  gesetzliches  Ansehen  erhielt.  Auch 
hatten  die  Kaiser  nach  Juslinian  noch  Novellen  erlassen  •),  unter  welchen 
die  Leo's  des  Philosophen,  113  an  der  Zahl,  die  bekanntesten  sind.*) 

Nach  der  Eroberung  des  griechischen  Reichs  durch  die  Türken  (14.53) 
ging  der  Gebrauch  des  römisch-griechischen.  Rechts  nicht  unter.  Die  christ- 
liche Bevölkerung  liess  ihre  Rechtsslreitigkelten  durch  die  geistlichen  Ge- 
richte, die  freilich  keine  materielle,  aber  eine  desto  höhere  religiöse  Zwangs- 


1)  Noch  zu  Lebzeiten  JustinijUM  enchien  der  Novellciuuiszug  de«  Athanadu«,  ge- 
druckt in  Hcimbach's  'ArmSora,  Leipzig  1838,  4.;  am  Ende  de»  8.  Jahrhun- 
derts der  von  Theodorus  lierausgegcbene,  von  Zachariae  in  seinen 
dern.  Leipzig  1843. 

2)  Im  Jahre  1837  gab  es  Zachariae  in  Heidelberg  heraus. 

3)  Zachariae  lieferte  dazu  einen  Band  von  Erginzungen  und  zum  Theil  aus  neu 
untersuchten  Handschriften  bessern  Text  einzelner  Titel  1846. 

4)  Beste  Ausgabe  von  0.  Reitz  in  Malm  an,  Tkeiaurus  Jur.  civ.  B.  VII. 
1780.  Ein  Abdruck  derselben  erschien  1835  in  Athen. 

5)  S.  Witte  und  Bien  er  in  der  Zeitzchrifl  fUr  gesciüchtlichu  Rechtswissenschaft 
B.  VIII.  S.  153  und  263. 

6)  Sie  sind  hluflg  in  lateinischer  Uebersetzung  obgedruebt  in  den  Anbiagen  des 
Corpus  Juris  rtt>iVis. 
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gewalt  hatten,  entscheiden,  und  diese  wandten  Tortwährend  das  altherge- 
brachte nationale  Recht  an,  als  dessen  Quelle  die  Basiliken  und  die  spä- 
tem kaiserlich  byzantinischen  Verordnungen  galten.  Allein  man  schöpfte 
die  Rcchtskunde  nur  selten  unniillclbnr  aus  denselben , sondern  aus  dem 
angeführten  Lehrbuch  des  Harmcnopulus,  welcher  den  Griechen  das  römi- 
sche Recht  selbst  war.  Ausserdem  berücksichtigte  man  die  gleichfalls  auf 
einer  römisch-griechischen  Basis  ruhenden  Loculgcwohnheiten.  Auch  noch 
jetzt  sind  die  Basiliken  in  Griechenland  die  wichtigste  Civilrechtsquelle,  und 
Hormenopul  hat  daselbst  das  Ansehen  eines  Gesetzbuchs*). 


in.  Capitel. 

Dai  Reckt  ind  die  RechiiwisiHschafl  der  ckristiieken  Tilker. 

Allgemeiner  Entwickelungsgang  derselben. 

87.  Das  Recht  der  christlichen  Völker  Europas  beruht,  wie  das  aller 
Nationen,  auf  zwei  allgemeinen  natürlichen  Grundlagen,  auf  der  Nationa- 
lität und  der  Cultur.  Die  erste,  der  Genius  der  Nationen,  giebt  ihm  sei- 
nen individuellen  Charakter;  die  letzte,  bestehend  in  der  Stufe  der  gesamm- 
ten  geistigen  oder  Vemunftentwickclung  der  Völker  bringt  die  der  Mensch- 
heit immanenten  sittlichen  Ideen  zur  Herrschaft,  und  mit  ihnen  das  Allge- 
meine, das  in  sich  Nothwendige  auch  im  Rechte.  Der  Fortschritt  der  Civi- 
lisation  wird  thcils  im  Schoossc  der  einzelnen  Völker  selbst  durch 
die  friedliche  Thätigkeit  der  Menschen  bewirkt  oder  durch  die  Conflicic 
der  Interessen  und  Ideen  und  die  in  Folge  derselben  enlstehenden  inneren 
Kämpfe  der  Stände  und  Parteien,  thcils  durch  den  Zusammenstoss  und  die 
gegenseitigen  Einwirkungen  der  Völker.  Bei  den  christlichen  Nationen  Eu- 
ropas zeigt  sich  diese  als  eine  gemeinsame,  wie  auch  ihre  staatliche  Ent- 
wickelung. Es  geht  diese  mit  einer  inneren  Nothwendigkeit  vor  sich,  indem 
die  Entfaltung  der  in  einem  Zeitabschnitt  bestehenden  socialen  Verhältnisse 
zu  Um-  oder  Neugestaltungen  derselben  führt,  die,  obwohl  oR  gehemmt 
doch  im  Laufe  der  Zeiten  bei  allen  eintreten.  Das  Recht  der  stammverwandten 


1;  Ucb«r  die  Geltung  des  römischen  RechU  im  tflrkischen  Reiche  und  in  Griechen- 
Und  schrieben  Cleonarcs  in  der  Themis  B.  1.  Nr.  201  und  G.  Gcib,  dieser 
in  seiner  Darstellung  des  Rcchtszustandes  in  (iriechenlind  während  der  torkischen 
Herrschaft  und  bis  zur  Ankunft  des  König  Otto,  Heidelberg  1835,  und  Heim- 
bach i.  d.  a.  Zeitschrift  B.  2.  S.  191.  Die  Quellen  griechischen  Rechts,  insbe- 
sondere die  Basiliken  sind  ein  wichtiges  Hilfsmittel  fOr  die  Interpretation  des 
CorpM*  juris.  Auch  hat  man  eine  Anzal]l  verlorner  Stellen  oder  Stfleke  aus  den 
Basiliken  in  den  Ausgaben  desselben  wieder  hergestellt  und  nennt  sie  desshalb 
lege*  rettitutae. 
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Völker  hat  einen  gemeinsamen  Charakter,  welcher  dem  Eindringen  des 
fremden  Rechts  entgegen  wirkt,  indessen  nicht  selten  von  der  Macht  neue- 
rer Ueberzeugungen  besiegt  wird.  Die  Rechtsentwickelung  der  christlichen 
Völker  Europas  ist  ein  grosser,  nie  stillstehender  moralischer  Giihningspro- 
cess,  und  der  Rechtszustand  in  jedem  Zcitubsehnilt  dessen  jeweiliges  Er- 
gebniss. 

Die  neueren  christlich -europäischen  Völker  zerfallen  in  drei  grosse 
Gruppen;  sie  sind  romanische,  germanische  und  slavische.  Zwi- 
schen der  romanischen  und  germanischen  Nationalität  trat  mit  der  Völker- 
wanderung eine  Wechselwirkung  ein,  welche  im  Süden  eine  Mischung  der 
nationalen  Elemente  zur  Folge  halle,  aber  auch  einen  beständigen  Einfluss 
der  romanischen  Cultur  auf  den  Norden.  Die  rechlsbildende  Einwirkung  der 
germanischen  Völker  auf  die  slavischen  begann  später;  die  Rückwirkung 
der  letzten  auf  die  ersten  ist  von  geringerer  Bedeutung. 

Abgesehen  von  der  Nationalität  kann  man  die  christlichen  Völker  Eu- 
ropas auf  fünf  Hauplgruppcn  •)  zurückführen,  als  solche,  die  eine  mehr 
oder  weniger  gemeinsame  Rechtsgeschichte  haben:  sie  sind 

a)  die  in  der  Monarchie  Carl’s  des  Grossen  vereinigt  gewesenen  Völ- 
ker von  Mitteleuropa:  also  die  Deutschen,  mit  Inbegriff  der  Niederländer, 
die  Franzosen  und  die  Italiener. 

b)  die  Spanier  und  Portugiesen  *); 

c)  die  skandinavischen  Völker, 

d)  die  Engländer  (und  die  von  ihnen  ausgegangene  Bevölkerung  Nord- 
amerika's). 

e)  die  slavischen  Völker,  wie  die  Böhmen,  Polen,  Russen  u.s.  w.  und 
die  freilich  ihnen  nicht  stammverwandten  Ungarn. 

Die  überall  nach  und  nach  zur  Herrschaft  gelangte  europäische 
Cultur  ging  urspriinglich  von  dem,  einst  zum  grossen,  unter  zwei  Ober- 
häuptern stehenden,  germanischen  Christenreich  Carls  des  Grossen  aus, 
wurde  später  in  ihren  verschiedenen  Richtungen  vorzugsweise  von  dem 
einen  oder  dem  andern  der  in  ihm  vereint  gewesenen  Völker  gepflegt  oder 
gefördert  und  durchlief  (im  Ganzen)  bei  allen  dieselben  Stadien.  Diese 
Cultur  war  zuerst  mehr  die  des  Glaubens  und  der  Autorität,  und  zwar 
nicht  blos,  was  die  religiösen,  auf  dem  Christenthum  beruhenden  Ideen  be- 
triflt,  sondern  selbst  rücksichtlich  der  wissenschaftlichen  und  industriellen 
Bildung.  Seit  dem  sechszehnten  Jahrhundert  entwickelte  sich  die  Cultur 
des  Wissens;  sie  gieng  aus  der  selbstständigen,  durch  das  Studium  des 
classischen  Alterthums  erweckten  Geistcslhätigkcit  der  V'ölker  hervor,  de- 
ren leitendes  Princip  dasderPhilosophic,  d.  h.  das  Suchen  der  Wahrheit 


1)  Du  spchsic  cnrnpiiiche  Volk,  die  Tdrfcen,  gehören  zu  den  Völkern  de«  OrienU. 

2)  Zn  denulbcn  gehört  auch  die  eingewanderte  Bevölkcrnng  von  Sad-  und  Miltei- 
amerika. 
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ist,  aber  freilich  oft  nur  einen  neuen  Glauben  erzeugt,  dessen  Hichligkeit 
kritisch  zu  prüfen  die  Völker  jedoch  nie  aulhören. 

Die  Stadien  der  socialen  und  Ilechtsenlwickelungder  christ- 
lich-germanischen Völker  im  Mittelalter.  *) 

88.  Aus  dem  soeben  Gesagten  ergiebt  sich,  dass  inan  zwei  grosse  Pe- 
rioden in  der  socialen  und  daher  auch  in  der  llechtsentwickelung 
der  neueren,  insbesondere  der  gerumuisch-chri.stlichen,  Völker  zu  unterschei- 
den hat:  es  sind  die  zwei  bekannten  des  Mittelalters,  als  die  Periode 
der  Cullur  des  Glaubens,  und  die  neuere  Zeit  als  die  des  Wissens, 
in  jener  ist  die  Kirche  die  allbeherrschende  Trägerin  der  Ideen,  in  dieser 
sind  es  die  Gelehrten,  besonders  die  Philosophen,  dieses  Wort  im  wei- 
testen Sinne  genommen. 

A.  Der  sociale  Entwickelungsgnng  der  germanisch-christlichen  Völker 
in  jener  war  seit  der  Vollendung  der  Völkerwanderung  im  fünften  Jahrhun- 
dert der  christlichen  Zeitrechnung  folgender:  Nach  der  Gründung  der  ger- 
manischen Staaten  der  Burgunder,  Westgothen.  Franken,  Alemannen,  Bay- 
ern, Angelsachsen  und  Longobarden  stehen,  (vollständig  jedoch  nur  in  den 
bisher  durch  Völker  romanischer  Bildung  bewohnten,  und  von  den  Genna- 
nen  eroberten  Ländern)  die  ihrem  Verfalle  entgegengeeilte  römische  Cultur, 
und  die  noch  rohe  germanische  Natumationalität,  also  das  Römer-  und 
Germanenthum  sich  gegenüber.  Beide  gestanden  sich,  namentlich  in 
nächtlicher  Beziehung,  nationale  Anerkennung  und  Geltung  zu,  so  dass  in 
demselben  Staate  eine  zweifache  Staats-  und  Rechtsordnung  sich  neben 
einander  finden.  Dieselben  treten  jedoch  sogleich  in  einen  Kampf  mit  ein- 
ander, der  im  Süden  die  Wirkung  hatte,  dass,  was  Sprache  und  Gesittung 
liclrifn.  das  romanische  Element  siegte,  was  die  Rechts-  und  Staatsordnung, 
das  Germanische.  Die  Gegensätze  Beider  wurden  durch  das  Christenthum 
und  dessen  Organismus,  die  Kirche,  vermittelL 

Es  fand  jedoch  keine  Verschmelzung  derselben  statt,  denn  man  hat 
im  Recht  des  Mittelalters,  auch  noch  vor  der  Wiedererweckung  des  Stu- 
diums des  römischen,  Rechts  drei,  freilich  nur  im  Süden  vollständig  her- 
vortretende, geschichtliche  Grundlagen  des  Rechts  zn  unterscheiden,  eine 
römische,  eine  ge rm an i sehe  und  eine  Christi  ich-kirchli che.  Zur 
formellen  Einigung  gelangte  indessen  dieser  ganze  Zustand  in  der  friinki- 
schen  Monarchie,  nachdem  fast  alle  germanischen  Staaten  des  Continents 
Theile  desselben  geworden  waren,  und  zwar  vermittelst  einer  organischen 
Gestaltung  derselben  durch  das  Genie  Carls  des  Grossen.  Er  hatte  aus  den 
so  verschiedenartigen  Ländern  seines  grossen  Reiches  einen  Einheils- 


1)  Ouizot,  kitioire  ginirale  de  la  cirilitation  en  Europe.  Paris  1828. 
Wachsmulli,  allgemeine  Culturgcscliichlc  B.  II.,  ferner  dessen  europäische 
Siltengcschichtc,  Leipzig  183  t — 36.  4.  Theile. 
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Staat  geschaflen,  dessen  Forlbestehen  freilich  er  selbst  nicht  für  müslicli 
hielt,  wie  sein  Theilungsplan  v.  J.  806  beweist.  Auch  die  von  ihm  und 
seinem  Sohne  Ludwig  dem  Kronunen  beabsichtigte  bundcsslaallichc  Ein- 
heit kounfe  nicht  befestigt  werden:  doch  ging  in  jedem  der  drei  R13  ge- 
gründeten Reiche  die  Weiterentwicklung  des  Rechts  und  des  Staates  auf 
eine  gleichmässige  Weise  vor  sich.  Der  staatliche  Organismus  bildete  sich 
als  Lehnswesen  aus,  der  kirchliche  als  eine  hierarchisch  geglie- 
derte, zunächst  nur  geistliche  aber  bald  auch  politische  Theo  erat  ie. 
Zwei  Stände  herrschten  in  jedem  Land,  der  geistliche  nnd  der  aus 
dem  Vasallenthum  hervorgegangenc  und  zum  Adel  sich  emporschwingende 
ritterliche.  Die  ge.snmmte  arbeitende  Klasse  der  Bevölkcnmg  ward 
zu  ünterthanen,  theils  freien  Iheils  hörigen  und  leibeigenen.  Alle  Staaten 
waren  Herrschallen  geistlicher  oder  weltlicher  Grossen,  die  zwei 
höchste  Oberhäupter  über  sich  erkennen  sollten , den  Pabst  als  geistliches 
und  den  Kaiser  als  weltliches.  Sie  strebten  aber  dem  Letzten  gegenüber 
sich  so  unabhängig  wie  möglich  zu  machen,  was  zuerst  den  Königen  dann 
auch,  obwohl  nicht  so  vollständig,  den  subordinirten  Fürsten  des  deutschen 
Reichs  gelang. 

In  der  Mille  des  neunten  Jahrhunderts  ging  das  erste  in  der  caroliu- 
gisehen  Monarchie  zur  Vollendung  gekommene  Stadium  der  socialen  Völ- 
kerenlwicklung  zu  Ende;  das  zweite  nämlich  das  der  ausschliess- 
lichen Herrschaft  der  Hierarchie  und  der  Feudalilüt  im  Anfang  des  zwölf- 
ten. Ihr  Culininationspunkt  waren  die  ersten  Kreuzzfige,  während  welcher 
in  dem  geistlichen  Ritterorden  sich  beide  gegenseitig  durchdrangen  und 
verschmolzen.  letzt  kam  zu  den  zwei  herrschenden  Ständen  im  Bürger- 
thum ein  dritter,  später  oll  der  drille  Stand  genannt,  hinzu.  In  den 
ursprünglich  römischen  Städten  war  die  freie  Bevölkerung  nicht  ganz  un- 
tergegangen, sic  trieb  Grosshandel  oder  bestand  aus  gewerblichen  Unter- 
nehmern, welche  freie,  obwohl  einem  Herrn  untergebene  Gemeinden  bilde- 
ten. Auch  neue  Städte  entstanden,  oder  für  den  Handel  und  die  Gewcriic 
sehr  günstig  gelegene  Dörfer  erweiterten  sich  zu  Städten.  Sowohl  die 
freien  als  die  hörigen  Einwohner  aller  dieser  Orte  wurden  durch  ihre  Thä- 
tigkeit  reich  und  wohlhabend,  was  möglich  war,  indem  auch  die  letzten 
nur  zu  bestimmten  l>eistungen  an  ihre  Herrn  verpllichlcl  waren.  In  Ita- 
lien seil  der  Milte  des  elften  und  in  den  übrigen  Ländern  seit  dom  zwölf- 
ten Jahrhundert  gelang  es  den  städtischen  Gemeinden,  politische  Selbsl- 
sländigkcil  von  ihren  Herrn  zu  erwerben , theils  durch  freiwillige  Conces- 
sionen,  iheils  in  Folge  glücklicher  Aufstände.  Sie  hatten  ihr  eigenes  städ- 
tisches Regiment,  waren  waffenfähig.  Die  Corporation  der  Stadt  trat  zu 
ihrem  Herrn  in  ein  ähnliches  V'crhällniss,  wie  der  Vasall  zum  Lehns- 
herrn. So  blühte  das  ßürgcrlhum  auf,  wurde  mächtig  und  war  nicht  sel- 
ten mit  dem  Landesherm  im  Bunde  gegen  den  rebellischen  Adel.  Die 
Hörigkeit  verschwand  fast  gänzlich  innerhalb  der  städtischen  Mauern  und 
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WSIIen  und  damit  war  die  Sellung  der  Slüdlebürger  als  eines  dritten  politi- 
schen Standes  vollendet.  Diess  geschah  nicht  blos  in  Italien, ')  wo  die  Stfidle 
sogar  aus  langen  und  blutigen  Kämpfen  mit  dem  Kaiser  siegreich  hervor- 
gingen, sondern  auch  in  Frankreich,  Spanien,  England,  den  Niederlanden 
und  in  Deutschland.  Die  .‘Mleinherrschaft  des  Ritterthums  war  gebrochen. 
Im  Schoosse  der  städtischen  Gemeinden  entwickelte  sich  ein  neues  freilich 
meistens  nur  lokales  Recht,  aber  mehr  oder  weniger  in  allen  dasselbe.  In 
Italien  kam  das  römische  Recht  nie  ganz  ausser  Anwendung,  auch 
Justinians  Rechtsbücher  waren  nicht  aus  dem  Andenken  der  späteren  Ge- 
nerationen verschwunden.  Als  später  das  Bedürfniss  eines  unbezweifelten 
und  geregelten  Drivatrcchls,  namentlich  eines  für  alle  Städte  gemeinsamen 
immer  lebhafter  geworden  war,  erwachte  das  Studium  des  römischen,  das 
ja  für  die  socialen  Verhältnisse  des  städtischen  Lebens  und  des  grossen 
Weltverkehrs  sich  so  gut  eignete.  In  der  ersten  Hälfte  des  zwölften  Jahr- 
hunderts erblühte  die  Rcchtsschulc  zu  Bologna , zu  welcher  man  bald,  auch 
aus  fernen  Ländern  hinströmte.  In  andern  italienischen  Städten  erhoben 
sich  deren  gleichfalls,  sowie  in  Frankreich.  Das  (heilige)  römische  Reich 
galt  als  die  Fortsetzung  des  allen,  die  Kaiser  als  Justinians  Nachfolger; 
und  so  erhielt  das  Corpus  Juris  Civilis  von  selbst  im  ganzen  Reiche  Ge- 
setzeskraft und  zwar  diesseits  der  Alpen  schon  im  dreizehnten  Jahrhundert. 
Aber  auch  die  Könige  von  Neapel,  Spanien  und  Frankreich  hielten  sich 
für  die  legitimen  Nachfolger  der  Imperatoren;  das  römische  Recht  war 
noch  iheilweisc  in  Uebung  geblieben.  Die  Kirche  und  die  Völker  be- 
trachteten Justinians  Rechlsbüchcr  für  das  gemeine  weltliche  Recht  der 
ganzen  Christenheit.  Am  Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts  war  es  nebst 
dem  kirchlichen  Rechte  ini  Süden  überall  praktisch  geworden  und  drang 
allmälig  in  alle  Länder,  die  einst  zur  Monarchie  Karls  des  Grossen  gehört 
halten,  ja  selbst  nach  Spanien  und  nach  England,  in  welchem  letzten  in- 
dessen die  Könige  und  die  Fcudalitüt  ihm  entgegen  traten,  so  dass  es  dort 
nicht  das  gemeine  Landrecht  wurde,  aber  auf  dessen  Entwicklung  nicht  ohne 
Einfluss  blieb.  Die  nordischen  Reiche  waren  zu  lerne  und  die  slavischen  hiel- 
ten mit  dem  Entwicklungsgang  der  Germanischen  nicht  gleichen  Schritt. 
Die  Zeit  des  aulblühenden  Bürgerthums  und  der  Verbreitung  des  römischen 
Rechts  ist  das  dritte  Stadium  in  der  Rechtsentwicklung  der  christlich  ger- 
manischen Völker,  auf  das  ein  viertes  im  vierzehnten  und  fünfzehnten 
Jahrhundert  folgte,  nämlich  das  der  sich  ausbildendcn  monarchischen 
Staats  - und  der  germanischen  S tändeverfassung. 

Alle  Länder  wurden  durch  Könige  regiert,  unter  welchen  der  Deutsche 
die  von  den  Pabsten  ihm  verliehene  Kaiserkrone  trug.  Diese  Länder  gal- 


1)  Die  bcfien  Dantellnngcn  der  Emancipation  di>r  ilalioniKhcn  SUidte  lind  die  von 
Bethmtno-  Holweg  (1846)  u.  v.  Hegel  (1847)- 
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len  als  Eigenlhum;  ihre  Einkünde  bestanden  im  Ertrag  der  Domänen  und 
anderen  Gerechtsamen,  besonders  der  Zölle  und  (meistens  vertragsmässig) 
regulirten  Abgaben  des  dritten  Standes  und  der  Hörigen  der  Krone.  Die 
Kriegsdienste  hatten  die  Vasallen  unentgeltlich  zu  leisten.  Allein  diese 
Ouellen  reichten  im  vierzehnten  Jahrliundert  nicht  mehr  zur  Bestreitung  der 
Bedürfnisse  aus;  ohne  Geldunterstützung  der  herrschenden  Stände  wäre 
keine  geregelte  Landesregierung  mehr  möglich  gewesen.  Die  Landesherrn 
baten  also  diese  um  Geldhilfe  und  erhielten  sie  gegen  das  Versprechen 
der  Abstellung  ihrer  Beschwerden  und  der  Herstellung  eines  befriedigen- 
den Landesregiments.  Um  diess  zu  erlangen,  waren  die  Landesherm  ge- 
nöthigt,  die  Stände  zusammen  zu  berufen  und  ihnen  zu  gestatten  sich  zu 
berathen.  Diess  that  jeder  Stand  für  sich  und  so  wurden  die  geistlichen 
und  weltlichen  Grossen  politische  Corporationen,  zu  welchen  sich  eine 
dritte  aus  Abgeordneten  der  Städte  gesellte.  Auf  diese  Weise  und  in  Folge 
der  vielen  innem  und  äussem  Bedrängnisse  gestalteten  sich  die  meisten 
Staaten  zu  Monarchien  mit  Ständeverfassung,  und  ihr  öffentliches  Recht 
erhielt  einen  dem  Princip  desselben  gemässen  Organismus.  Die  Stände 
der  Königreiche  bestanden  aus  den  Bischöfen  und  .lebten,  den  Fürsten, 
Grälen  und  Herrn  und  den  Repräsentanten  der  Reichsstädte.  Aber  auch 
in  den  zu  Staaten  heranwachsenden  Ländern  der  nicht  souveränen  Fürsten 
bildete  sich  eine  solche  Ständeverfassung  aus:  sie  hatten  ihre  Prälaten, 
ihre  Ritterschaft  und  die  Landstädte  waren  durch  ihre  Abgeordneten  ver- 
treten, hie  und  da  auch  die  s.  g.  Landschaft,  d.  h.  die  freie  Ackerbau  trei- 
bende Bevölkening 

Auf  diese  Höhe  der  staatlichen  Entwicklung  und  des  Rechts  hallen 
sich  die  germanisch  christlichen  Völker  am  Ende  des  Mittelalters  erhoben. 
Auf  der  Basis  des  Germanen-,  des  Römer-  und  des  Christenlhums,  des 
ursprünglich  germanischen,  des  römischen  und  des  kirchlichen  oder  kano- 
nischen Rechts,  woran  die  Völkcrgcnossenschaflcn  zu  Staaten  herangereill; 
ihr  Organismus  ruhte  auf  der  Hierarchie,  der  Feudaliläl,  den  städtischen 
Gemeinheiten  und  der  städtischen  Vertretung;  die  sic  beherrschende  Cen- 
tralgewalt war  die  des  monarchischen  Princips.  Nur  in  der  Schweiz  war 
dieses  in  Kämpfen  mit  der  freien  Bevölkening,  der  sich  auch  die  Geistlich- 
keit und  der  Adel  anschlossen,  unlergegangcn,  desgleichen  in  verschiede- 
nen Thcilen  Italiens,  wo  mehrere  Städte  begünstigt  durch  glückliche  Um- 
stände und  Ereignisse  zu  Mittelpunkten  reicher  Republiken  sich  erhoben. 

Die  Stadien  der  socialen  Entwicklung  der  germanisch  christ- 
lichen Völker  seit  dem  sechzehnten  Jahrhundert  *) 

89.  Der  Charakter  der  s.  g.  neueren  Zeit  ist  überhaupt  der  einer  auf 
den  Fortschritt  des  Wissens  und  des  Wohls  gerichteten  nie  ruhenden  gei- 


1)  Waehamnth,  allgetneine  Culturgcachichtc  III.  ThcH.  Leipzig  1852. 
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stigcn  und  matfricllcn  Thäligkcit  der  gebildeten  Völker.  Diese  ThSligkeil 
liiit  eine  theoretische  und  praktische  Seite;  sic  strebt  nämlich  nicht  blus 
nach  der  Erkcnnlniss  des  Wahren  in  allen  Dingen,  sowohl  des  Wesens 
des  menschlichen  Geistes  als  auch  der  Natur  und  der  Geschichte,  selbst 
der  Gottheit,  sondern  auch  nach  Vervollkommnung,  und  wo  es  nothig 
war,  nach  Umgestaltung  aller  insbesondere  der  socialen  Lebensverhültnisse. 

Sie  setzte  sich  zum  Ziel  eine  richtigere  und  reinere  Erkenntniss  der 
göttlichen  Dinge  und  daher  auch  die  Läulcning  der  positiv  geltenden  reli- 
giösen Ideen,  und  ein  tiefer  gehendes  Begreifen  der  Bestimmung  des  Men- 
schen. Der  praktische  Zweck  dieses  Strebens  ist  die  Förderung  der  gei- 
stigen Interessen. 

Die  europäische  Menschheit  strebte  auch  nach  einer  vollständigeren  Kennt- 
niss  der  Natur  und  ihrer  Gesetze  und  nach  einer  ihr  gemässen  Förderung 
der  materiellen  Interessen.  Es  erwachte  endlich  in  ihr  das  Bedürfniss 
eines  richtigen  Erfassens  der  höchsten  Principien  des  Rechts  und  des  Staa- 
tes, zum  Zwecke  der  Befestigung  und  Erweiterung  der  Freiheit  einer  und 
eines  gutgeordneten  Staatsorganismus  andererseits. 

Wie  verschieden  die  durch  diese  drei  llauptriehtungen  der  nach  hö- 
herer Cultiir  ringenden  Völker  ihrem  Ziele  nach  sind,  so  hatten  doch 
alle  entschiedene  Rückwirkung  auf  die  Gestaltung  des  Rechts,  weil  jede 
Reform  des  socialen  Lebens  auf  was  immer  lür  einem  Gebiete  entweder 
zugleich  eine  Reform  des  Rechts  ist  oder  eine  solche  nach  sich  zieht. 
Die  drei  Hauptrichlungen  waren  seit  dem  Ende  des  Mittelalters  im  Ent- 
wicklungsgänge der  europäischen  Civilisation  in  allen  Ländern  sichtbar, 
doch  trat  bald  die  eine  bald  die  andere  in  den  Vordergrund.  Die 
durch  sie  bewirkte  Umge.staltung  von  Recht  und  Staat  gieng  aber  nicht 
immer  auf  dem  friedlichen  Wege  der  allmähligen  Reform  vor  sich,  sondern 
oft  auf  dem  gewaltsamen  der  Revolution  oder  des  Krieges.  Das  letzte  war 
der  Fall  in  den  grossen  politi.schen  Bewegungen  der  Reformation,  des 
dreissigjährigen  Krieges  und  denen  der  französischen  Revolution,  welche 
die  drei  Stadien  der  europäischen  Staats-  und  Rcchtsentwickiung  dieser 
Periode  bilden  und  olt  ganz  andere  Enderfolgc  hatten,  als  die,  welche 
durch  dieselben  von  der  einen  oder  der  andern  Seile  der  Kämpfenden  be- 
zweckt worden  waren.  Die  Reformation  war  der  auf  die  Vernichtung  der 
Hierarchie,  die  französische  Revolution  der  auf  die  der  Feudalitüt  gerichtete 
Kampf,  der  dreissigjährige  Krieg  ein  durch  die  erste  herbeigefülirter  Ent- 
wicklungsprozess des  durch  den  wcstphälischen  Frieden  zum  erstenmal 
formell  santionirten  europäischen  Völkerrechts. 

Die  Reformation  war  durch  die  Verweltlichung  und  den  inneren  Verfall 
der  Kirche  einer-  und  durch  die  durch  d.is  Studium  des  klassischen  Alter- 
Ihums  wieder  erweckte  nur  durch  die  Buchdruckerkunst  schneller  verbrei- 
tete Humanitütsbildung  andrerseits  hervorgenifen  worden.  Man  gab  dem 
Rufe  nach  innerer  Reform  im  Schoose  der  Kirche  kein  Gehör  und  als  die 
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ersten  ernstlich  zn  fürchtenden  AngrifTe  auf  die  kirchlichen  Missbräuclic  ge- 
macht wurd(‘n,  bckünipltc  die  Hii'rarehie  ihre  Gegner  mit  WalTen,  die  sie 
niclil  inelir  schützen  kunnten.  Ks  enislunUcn  neue  Confessiunsgenossen- 
schnnen,  welche  Gleichberechtigung  mit  der  katholischen  Kirche  verlang- 
ten und  nach  fast  vierzig  Jahren  auch  erhielten.  Das  kirchliche  Itecht  er- 
litt dadurch  in  den  protestantischen  Lindern  eine  radicalc  Umgestaltung, 
die  auf  die  gesaminte  Staats-  und  Itechtsordnung  zurückwirkte.  Iiurch 
den  Ueligionsii'icden  von  15.>5  wurde  der  kirchlichen  lleformliewegung 
kein  Endziel  gc.selzt,  auch  trat  in  vielen  katholischen  Lindern  eine  oll  ge- 
waltsame Keactiun  ein ; cs  begann  ein  zweites  Kampfstadium  schon  ini  .An- 
fang des  siebenzchnten  Jahrhunderts;  allein  der  kirchliche  Streit  verwan- 
delte sich  in  einen  Eroberungskrieg  der  europäischen  Mächte;  jetzt  ward 
die  Feststellung  eines  geregelten  und  sicheren  internationalen  Itechtszii- 
stnndes  in  Europa  ein  gemeinsames  Uedürfniss,  welches  der  Friede  von 
ItilS  zugleich  mit  der  Feststellung  des  staatlichen  Verhältnisses  der 
drei  grossen  christlichen  Confessionen  in  Deutschland  zu  befriedigen  be- 
stimmt war.  Diess  gelang  in  so  weit,  als  dieser  Friede  die  Basis  des 
auf  ein  System  des  Gleichgewichts  der  Staaten  sich  stützenden  euro|iäischen 
Völkerrechts  wurde,  dos  obwohl  oft  verletzt,  ja  sogar  gebrochen,  doch 
nicht  mehr  unterging.  Eine  weitere  Wirkung  des  dreissigjährigen  Krieges 
war  die  Begründung  der  unbeschränkten  Gewalt  der  Landesherm. 

Es  folgte  von  1(>48  an  eine  s.  g.  organische  Periode  der  eiiropüischen 
Staatengeschichte,  in  welcher  zwar  viele  Eroberungskriege  geführt  wurden, 
aber  ein  allgemeiner  Fortschritt  der  Geistesbildung  statt  hatte.  Zunächst  war 
es  der  der  intellecluellen  Cullur  und  die  Fördening  der  materiellen  Interessen. 
Gewerbe  und  Handel  schwangen  sich  in  Folge  des  Verkehrs  mit  dem  neu 
entdeckten  Welltheitc  und  vieler  Erfindungen  auf  eine  früher  nicht  geahnte 
Höhe.  Die  Philosophie,  die  s.  g.  schöne  Literatur  so  wie  dio  historischen  und 
naturwissenschaniichcn  Studien  wurden  mit  einem  uneniiödlichen  Eifer  ge- 
pflegt, der  gelehrte  und  der  Volksunterricht  eine  Hauptangelegenheil  der 
Staalsvcrwallung.  Diese  bestrebte  man  auch  nach  allen  andern  Bichlun- 
gen zu  vervollkommnen  und  so  kam  es,  dass  nm  Ende  des  achlzelmten 
Jahrhunderts  die  europäische  Menschheit  (freilich  nicht  in  allen  Lindern 
gleichmössig)  auf  einer  über  die  der  vergangenen  Jahrhunderte  hoch  em- 
porragenden Bildungsstufe  stand. 

Nur  die  politische  Freiheit  war  auf  dem  europäischen  FestiamI  zurück- 
geblieben, während  sie  in  England  auf  eine  Weise  gcreilV  war,  dass  die- 
ses von  den  gebildeten  Klassen  der  übrigen  Länder  darum  beneidet  wurde. 
Einen  noch  grösseren  Fortschritt  mochte  diese  Freiheit  in  den  britlischen 
Colonicen  Nordamerikas,  als  dieseil>en  nach  einem  siegreichen  .Aufstande 
einen  republikanischen  Slaatenslaat  schufen. 

.Als  nun  die  auf  den  Foudalisnius  und  den  Absolutismus  sich  stützende 
Staatsordnung  Frankreichs  in  sich  selbst  zusuuimcnbracli , begann  das 
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neueste  Stadium  der  europäischen  Staats*  nnd  Rechtsentwicklung,  deren 
Ziel  politische  Freiheit  der  Völker  und  ein  auf  rationellen  Grundsätzen 
ruhender  Organismus  des  Staates  ist.  Die  revolutionäre  Bewegung  Ober* 
schritt  die  Gränzen  jenes  Landes  nnd  wivde  eine  allgemeine  europäische, 
die  obwohl  öfters  stillstehend,  noch  nicht  zum  Abschluss  gekommen 
ist.  Allein  dieser  ganze  Abschnitt  der  europäischen  Völkergeschichte  ist 
nicht  ausschliesslich  eine  Zeit  reinpolitischer  Bewegung;  er  ist  noch  mehr 
die  des  höchsten  Aufschwungs  jeder  Art  von  Cullur,  wie  noch  keiner  in 
der  Weltgeschichte  statt  hatte.  Er  ist  eine  allgemeine  kritische  Periode 
der  Geschichte  fOr  die  Geistesbildung  überhaupt,  für  die  religiösen  Ideen, 
für  die  physischen  und  ökonomischen  Wissenschaften,  für  die  Entdeckun- 
gen und  Erfindungen,  für  den  Ackerbau,  für  alle  Gewerbe,  den  Handel, 
die  schönen  Künste  und  für  das  gesammte  Social-I^ben , für  welches  die 
Sicherung  des  Wohls  ein  allgemeines  Bedürlhiss  geworden  ist.  Zwar  ist 
dieses  Ziel  noch  lange  nicht  erreicht,  allein  man  kann  nicht  in  Abrede 
stellen,  dass  schon  bleibende  Ergebnisse  dieses  grossartigen  Strebens  der 
Völker  und  ihrer  Leiter  erzielt  worden  sind  und  dass  der  sociale  Zustand 
Europas  im  Ganzen  ein  glücklicherer  ist,  als  er  vor  hundert  Jahren  noch 
war.  Namentlich  haben  das  Recht  und  seine  Wissenschaft  glänzende  Fort- 
schritte gemacht,  obgleich  die  politische  Freiheit,  meistens  in  Folge  von 
Ueberstürzungen , eine«  grossen  Theil  ihrer  Errungenschaften  wieder  ver- 
loren hau 

Die  Periodisirungen  der  Staats-  nnd  Rechtsgeschichte  der 
germanisch  christlichen  Völker. 

89.  Man  pflegt  zum  richtigen  Erfassen  des  Entwicklungsganges  der 
Staats-  und  Rechtsordnung  eines  Volkes,  deren  Geschichte  in  Perioden 
einzutheilen.  Dabei  wird  die  Periodisirung  nach  allgemeinen  Gesichtspunk- 
ten oder  vielmehr  geschichtlichen  Entwicklungsgesetzen  des  Völkerfebens 
empfohlen.  Bekannt  sind  die  (seit  1829/30)  von  den  Saintsimonisten  be- 
folgte Unterscheidung  von  kritischen  und  organischen  Perioden,  und 
die  Periodisirung  des  berühmten  Italieners  Giambatista  Vico  f 1744« 
nach  welchem  alle  Völkergeschichte  mit  einer  theoeratischen  Periode  be- 
ginnt, dann  in  das  heroische  Zeitalter  übergeht  und  mit  dem  der  allge- 
meinen staatsbürgerlichen  Freiheit  endet.  Weder  das  erste  noch  das  zweite 
Periodisinmgssysiem  würde,  angewendet  auf  die  Staats-  and  Reehtsge- 
schichte  der  gernHunseb  chrislliehen  Völker,  zu  einem  festen  Ergetmiss 
führen.  Man  bat  allerdings  kritische  nnd  organische  Perioden  derselben 
zu  unterscheiden,  es  sind  aber  nur  zwei  in  jeder  Geschiehtsperiodo  vor- 
kommende Stadien , nämlich  das  des  Werdens  oder  der  Umgestaltung  eines 
neuen  geselligen  Zustandes  und  das  seiner  organischen  Vollendung.  Dieser 
Gegensatz  ist  sichtbar  in  der  Periode  der  Völkerwanderung  und  der  voll- 
endeten der  karotingiseben  Monarchie,  vom  Beginn  der  R^rmaGon  bis 
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Eum  Ausbruch  der  französischen  RevoluUon;  wahrend  die  Geg;enwarl  wie- 
der ein  kritisches  Zeitalter  ist.  Aber  zur  Fixirung  concretcr  Perioden 
führt  dieses  Entgegensetzen  der  Entwicklungssladien  nicht. 

Was  Vicos  Periodisirung  belrüTl,  so  ist  sie  allerdings  im  Grossen  an- 
wendbar auf  die  Staats-  und  Rechtsgeschichte  der  neueren  Völker,  aber 
die  drei  Perioden  gehen  allmälig  in  einander  über;  von  Gregor  dem  Villen 
bis  Bonifaz  VIII  war  zwar  die  Thcocratic  allmächtig,  doch  neben  ihr  die 
Feudalität  nicht  unselbstständig,  und  wenn  die  erste  später  aufhörle  der 
politische  Schwerpunkt  im  Völkerleben  zu  sein,  so  ward  das  thcocratische 
Princip  nicht  machtlos,  und  neben  ihm  gewann  dos  Bürgerthum  schon  Ein- 
fluss. Es  würde  daher  schwer  halten,  genaue  Zeitabschnitte  für  den  An- 
fang oder  das  Ende  solcher  Perioden  zu  finden.  ‘) 

Man  hat  meistens  die  Zeitabschnitte  nach  dem  jedesmal  vorherrschen- 
den Charakter  oder  Princip  der  Rechts-  und  Staatsordnung  gemacht,  ln 
Belgien  theilen  J.  J.  Raepsact  und  in  Frankreich  die  neueren  Rechts- 
historiker die  Geschichte  des  französischen  Rechts  vom  Beginn  der  frän- 
kischen Monarchie  bis  zur  Revolution  in  drei  Hauptperioden,  nämlich  die 
pMode  franque,  endigend  843  oder  888  (oder  989  mit  der  Thronbestei- 
gung HugoCapels),  die  periode  feodale  von  da  bis  zum  IGten  Jahrhundert 
und  von  diesem  an  bis  1789  die  s.  g.  periode  coutunäere.  Maassgebend 
sind  für  Recht  und  Staat  in  dem  ersten  Zeitraum  die  'fränkischen  Institu- 
tionen und  die  fränkische  Gesetzgebung;  in  der  zweiten  das  Feudalitäts- 
princip  und  in  der  drillen  das  aus  einer  Verschmelzung  des  einheimischen 
Gewohnheits  - und  des  römischen  Rechts  entstandene  eigentlich  französische, 
welches  aber  vor  allem  in  jedem  grösseren,  sehr  oft  in  kleineren  Landes- 
Iheilen  als  Couturoe,  d.  b.  als  mit  Gesetzeskraft  ausgerüstetes  Gewohnheits- 
recht galt  *) 

Auf  diese  drei  Perioden  folgt  als  vierte  die  durch  die  Revolution 
herbeigeführte  der  Codificirung  des  französischen  Rechts,  die  mit  unserem 
Jahrhundert  eintrat. 

Der  Gang  der  deutschen  Rechtsentwicklung  ist  im  Wesentlichen  der- 
selbe, nur  fehlen  uns  zur  Bezeichnung  der  einzelnen  Perioden  solche  Schlag- 
worte, wie  die  Franzosen  sie  haben.  Doch  wird  man  unbedenklich  die 
erste  Periode  bis  843  oder  bis  zum  Ausslerhen  der  Carolinger  (911)  die 
fränkische,  die  darauffolgenden  bis  zur  Redaktion  der  Land-  und  Stadt- 
rechte im  IGten  Jahrhundert  die  feudale,  diese  selbst  die  des  rö- 


1)  Man  könnte  vielleicht  die  Periode  von  der  Einführung  det  Chriilenlhums  bei  den 
germanischen  Völkern  bis  zum  Anfang  des  14len  Jahrhunderts  die  thcocra- 
tische, die  von  da  an  bis  zur  französischen  Revolution  die  heroische  und 
die  neueste  Zeit  die  demokratische  Periode  nennen. 

2)  Et  gab  aBerdhigt  auch  ein  aas  Jenen  Elementen  bettabeades  jedoch  nicht  bueb- 
ttablieh  flxirtes  dreit  cemmtut  de  /«  Framet. 
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inisch-gennnnischen  Rcclils,  und  die  neuste  die  Codificaüonsperiode 
nennen  dürfen.  Auch  vom  rein  slautlichen  Standpunkt  aus  kommt  man 
auf  eine  solche  Periodisirung.  In  der  ersten  erscheint  Deutschland  als 
Thcil  der  fränkischen  Monarchie,  in  der  zweiten  als  ein  feudaler 
Kinheitsstaal,  in  der  dritten  wo  die  Landesherrlichkeit  der  deutschen 
Fürsten  sich  zur  Landeshoheit  gesteigert  hat,  als  (feudaler)  Bundes- 
staat, und  seit  dessen  Auflösung  als  Staatenbund. 

Will  man  die  Perioden  blos  nach  den  Ursprüngen  des  Rechts,  das  in 
jeder  herrschte,  festslellen,  so  beginnt  die  deutsche  Rechtsgeschichte  mit 
einem  gcrmanisch-canonischen  Zeitalter,  von  der  Giündnng  der  ger- 
manischen Reiche  an,  bis  zur  Reception  des  römischen  Rechts,  etwa  im 
-Anfang  des  vierzehnten  Jahrhunderts.  Von  nun  an  werden  germani- 
sches canonisches  und  römisches  Recht  zur  Einheit  gebracht  und 
dessen  gemeinsame  Principien  herrschen  als  das  s.  g.  Gemein-Recht  Deulsch- 
lands  (§.  31).  Darauf  folgt  die  neuere  Zeit,  die  man  das  philoso- 
phische Zeitalter  nennen  kann,  als  in  welchem  auf  dem  rationellen 
Wege  entstandene  Rechtsprincipien  theils  zu  den  früheren  hinzukamen, 
llieils  dieselben  modilicirten  oder  ganz  und  gar  aufhoben. 

Weil  es  aber  oft  schwierig  ist,  manche  Zeitabschnitte  zu  charakteri- 
siren,  oder  den  Anfang  einer  rechtsgeschichtlichen  Periode  genauer  zu  be- 
stimmen und  weil  überdicss  auch  die  Rechtswissenschaft  in  ihre 
eigenen  Perioden  zerrällt,  so  ist  es  einfacher  sich  nur  in  so  weit  an  eine 
allgemeine  Periodisirung  zu  halten,  als  sie  zu  einer  geeigneten  Bezeichnung 
des  Jedesmaligen  Zeitabschnittes  (lasst. 

Die  Perioden  der  euroiiäischen  Rechtswissenschaft.  •) 

90.  Die  Perioden  der  Geschichte  der  Rechtswissenschaft  sind  viel 
leichter  zu  bestimmen  als  die  des  Rechts  selbst.  Es  sind  folgende:  Die 
Zeit  des  Absterbens  und  des  Untergangs  der  Wissenschaft,  welche  mit 
Justinians  Tode  beginnt  und  mit  der  Wiederherstellung  des  Studiums  des 
römi.schen  Rechts  durch  Irnerius,  nach  1118,  endet;  dann  die  in  zwei 
Zeiträume  zerfallende  Periode  der  Glossatoren  und  der  auf  sic  folgenden 
s.  g.  Scribentes.  Die  Wissenschaft  besteht  fast  nur  in  der  Exegese  des 
(,'orput  Juris  rivilis  und  der  seit  1151  nach  einander  gemachten  Samm- 
lungen des  canonischen  Rechts,  welche  zusammen  das  Corpus  Juris  cano- 
nici bilden,  sowie  der  germanischen  Reclitsbücher  Italiens  als  der  Libri 
fatdorum  und  der  sugenamiten  Lombardu.  Mit  dem  exegetischen  Unter- 
richt verbindet  sich  allmälig  der  dogmatische,  doch  ist  das  Studium  so- 
phistisch, casuistisch,  unerleuchtet  und  geschmacklos,  oder  wie  man 
später  sagte  barbari.sck  Der  Mittelpunkt  der  Rechtswissenschaft  ist  Italien; 


1)  Zu  vergleichen  H u g 0 s civilisUicbe  Literargeschichte  3te  Auflage  1829  und  des  Ver- 
fasser« Vorschule  der  Institutionen  und  Pundcctcn  S.  1G3  6T. 
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die  RechLsgelehrlen  dieses  Landes  geben  den  Ton  an  und  sind  auch  für 
die  Lehrer  anderer  Länder  die  Muster.  Während  des  ganzen  Zeitabsehnil- 
les  herrschte  so  die  italienische  Schule.  ... 

Mit  dem  sechzehnten  .lahrhundert  verbindet  sich  das  Rcchlsstudium 
mit  dem  des  klassischen  Alterthums,  cs  wird  historisch,  philologisch  und 
kritisch  und  verfolgt  wie  andere  Wissenschaften  die  s.  g.  humanistische 
Richtung.  Diese  Periode  zerßllt  in  zwei  Zeiträume.  Im  ersten  steht  die 
französische,  im  zweiten  die  holländische  Juristensehule  an  der 
Spitze  der  Wissenschaft,  doch  besitzen  auch  andere  Länder  humanistisch  ge- 
bildete das  Recht  auf  eine  edlere  Weise  behandelnde  Rechlsgelehrtcn.  Der 
erste  Zeitraum  mit  dem  italienischen  Uechtsgelehrten  Alciati  f 1550  er- 
reicht seinen  Höhepunkt  in  Cujacius  f 1596  und  endigt  in  der  ersten 
Hälfte  des  siebenzehnten  Jahrhunderts.  .Aber  schon  beginnt  der  zweite 
Abschnitt  der  Periode,  in  welchem  die  historisch  philologische  Behandlung 
des  Rechts  noch  einen  höheren  Grad  der  Ausbildung  durch  die  hollän- 
dischen Rechtsgelehrten  erreicht,  zugleich  auch  praktische  Werke  von 
humanistisch  gebildeten  Rechtsgelehrten  zu  Tage  fördert.  Die  holländische 
Schule,  welche  unter  Noodt  ■}■  1T25  und  Schulting  t 1“24  ihren  Glanz- 
punkt hat,  bleibt  die  erste  in  Europa  bis  um  die  Milte  des  achtzehnten 
Jahrhunderts. 

Doch  fängt  mit  Thomasius  gegen  1680  eine  dritte  Periode  an  in 
■welcher  mit  dem  geschichtlichen  und  dogmatischen  das  syste- 
matische und  philosophische  Studium  des  Rechts  verbunden  wird. 
Sie  zerfiUlt  gleichfalls  in  zwei  Zeiträume,  in  einen  früheren  unkritischen, 
der  im  Zeitalter  des  Heincccius  f IT  11  seine  höchste  Stufe  erreicht,  aber 
mit  einer  geschmacklosen  Verflachung  der  Rechtswissenschaft  endigt,  und 
in  einen  hochanstrebenden  kritischen,  der  1T89  mit  Hugo  beginnt  in  Sa- 
vigny  seine  schönsten  Blüthen  entfaltet  und  noch  fortdauert.  Deutschland 
wird  der  Mittelpunkt  der  Rechtswissenschaft,  die  eine  .Allseitigkeit  und 
eine  Höhe  erreicht,  wie  sie  sie  in  der  Weltgeschichte  noch  nicht  hatte,  ob- 
wohl mehr  von  ihrer  theoretischen  als  ihrer  praktischen  Seite. 

In  allen  diesen  Perioden  ist  das  römische  Recht  der  Ausgangspunkt 
und  der  Hauptgegenstand  des  wissenschaftlichen  Studiums;  doch  ward 
neben  ihm  zunächst  dem  canonischen,  später  auch  dem  germanischen  eine 
gleiche  Pflege  zu  Theil ; und  die  Rechtsphilosophie  gilt  als  wesentlicher 
integrirender  Theil  der  Rechtswissenschaft.  In  keiner  dieser  Perioden  ge- 
hören die  beriihmten  Rechtslehrer  und  juristischen  Schriftsteller  ausschliess- 
lich dem  Lande  der  herrschenden  Schule  an;  alle  europäischen  Länder 
haben  wälirend  der  drei  letzten  Jahrhunderte  Rechtsgelehrte  ersten  Ranges 
aufzuweisen. 
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IV.  Capilel. 

Recktifiellei  RtrkUwiiieiickaft  im  Milltlaiter  keita^en  m 4»  eiast  xur 
Maaarckie  Carii  4cs  Graiiea  fek(rta4ei  Lli4era.  >) 

Rechtszustand  in  den  nach  der  Völkerwanderung  gegründe- 
ten germanischen  Staaten.  *) 

91.  Da  sich  in  den  durch  die  Germanen  gegründeten  Reichen  zwei 
Völker  mit  Anerkennung  ihrer  Nationalität  einander  gegenüberstanden,  (§.  88) 
so  bildete  sich  derjenige  Rechtszustand  aus,  den  man  das  System  des 
persönlichen  Rechts,  auch  System  des  Stammrechts  im  Gegensatz 
des  der  Terrilorialgesetzgebung  zu  nennen  pflegL  Die  früheren  Bewohner 
der  eroberten  Länder  lebten  nach  dem  römischen,  die  Eroberer  nach 
germanischem  Recht  und  wurden  auch  durch  Richter  ihrer  Abstammung 
gerichtet.  Alles  Recht  hiess  Lex  und  daher  das  erste  Ux  romana,  das 
letzte  lex  barbara.  Als  nach  und  nach  die  Königreiche  der  Alemannen, 
Burgunder,  Baiern,  Westgothen  und  der  Longobarden  Theile  der  fränki- 
schen Monarchie  wurden,  belolgte  man  den  gleichen  Grundsatz  rücksicht- 
lich dieser  Stämme,  indem  Jeder  Germane,  wo  er  auch  im  grossen  Fran- 
kenreiche sich  befinden  mochte,  nach  dem  Rechte  seines  Stammes  gerich- 
tet wurde,  *)  sogar  der  Salier  nach  salischem,  der  ripuarische  Franke 
nach  ripuarischem  Rechte.  Verheirathete  Frauen  lebten  übrigens  nach 
dem  Rechte  ihrer  Männer',  Geistliche  immer  nach  römischem.  Oft  war  es 
aber  das  Recht  des  Verletzten,  oft  des  Beklagten,  welches  befolgt  wurde.  * ) 
Olt  war  eine  sogenannte  professio,  d.  h.  eine  Erklärung  der  Beiheiligten 
darüber  nöthig,  nach  welchem  Recht  sie  lebten.  *)  Es  gab  jedoch  auch 


1)  Zu  vergl.  Eichhorn  deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichle.  5.  Aufl.  1843/44. 
B.  I.  (.  29  ff.  Z 6 p f 1 deutsche  Staats  • und  Rechtsgeschichtc  Thl.  III.  $.  1 ff. 
Walter,  deutsche  Rechtsgeschichtc  erste  Lieferung.  Bonn  1852.  }.  13S  ff. 
T.  Savigny,  Geschichte  des  römischen  Rechts  im  Millelaller  C.  I u.  II.  E.  Th. 
Gau  pp,  die  gennanischen  Ansicdlungen  und  I.andcslheilungcn  in  den  Provinien 
des  römischen  Westreichs.  Breslau  1844.  bes.  S.  218  ff. 

2)  Savigny  a.  a.  0.  C.  I g.  30 — 51.  Walter  g.  136.  Pardessus,  toi  Sn- 
lique.  Paris  1842.  4. 

3)  So  wurde  in  Schwaben  nach  einer  Urkunde  in  Nengart  Codex  dipt.  Alemannioo 
/.  pmg.  705  nach  alemannischen  und  römischen  Recht  gerichtet  und  in  Tirol 
1183  nach  der  Lex  Saiiea,  Longoiarda  und  Komatia  nach  Rapp  Beitrag« 
zur  Geschichte  von  Tirol  S.  53.  S.  f.  Gaupp  a.  a.  0.  S.  250  ff. 

4)  Näheres  hierüber  findet  sich  bei  Savigny  g 46.  Pardessus  p.  44.  Waller 
g:  137-138. 

5)  Diess  war  insbesondere  in  Rom  der  Fall,  wo  sogar  824  alle  Einwohner  eine 
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gemeinsame  Rechtsvorschriflen  für  Alle,  und  zwar  wurden  nicht  bios  durch 
allgemeine  Verordnungen  solche  feslgeselzl , ' ) sondern  xnweilen  auch  im 
besonderen  Rechte  eines  germanischen  Stammes.  Dass  auch  das  christ- 
lich kirchliche  Recht  allen  gemeinsam  war,  lag  in  der  Natur  der  Sache. 
Dieser  Zustand  der  persönlichen  Gesetze  ist  schon  in  Verfügungen  der 
mcrowingi.schen  Könige  ausgesprochen,  z.  B.  in  einer  von  560,  findet  sich 
noch  in  Verordnungen  Königs  Karl  des  Kahlen  (v.  864)  sanctionirt  und 
bestand,  sich  jedoch  allmälig  verlierend,  bis  ins  zwöllle  Jahrhundert  fort, 
ja  er  kommt  selbst  noch  hie  und  da  im  vierzehnten  Jahrhundert  vor.  *) 

Man  hat  daher  in  den  Reichen  der  germanischen  Völker  dreierlei 
Recht  zu  unterscheiden,  germanisches,  römisches  und  kirchliches,  und  es 
ist  zu  zeigen,  aus  welchen  Quellen  jedes  geschöpit  wurde. 

Die  germanischen  Rechtsquellen  während  der  fränkischen 

Periode.  •) 

92.  Man  kann  die  verschiedenen  Quellen  des  germanischen  Rechts  dieser 
frilhen  Zeit  des  Mittelalters  auf  die  drei  Hauptarten  der  Rechtsquellen  über- 
haupt, also  auf  Gewohnheils-,  Gesetzes-  und  Juristenrecht  zurückführen. 

I.  Das  germanische  Gewohnheitsrecht  dieser  Periode  ist  in  den  unter 
dem  Namen  der  Leget  Barbaronm  bekannten,  in  lateinischer  Sprache  un- 
ter Mitwirkung  der  Geistlichkeit  abgefassten  Volksrechten  enthalten.  Ausser 
den  Grenzen  der  fränkischen  Monarchie  gehören  zu  denselben  die  Leget 
Anglotaxomcae  in  England,  die  jedoch  grösstentheils  in  angelsächsischer 
Sprache  redigirt  sind,  * ) das  nur  kurze  Zeit  geltende  ostgothische  Gesetz- 
buch (Edictum  Theodorici  genannt)  (506)  welches  eigentlich  ein  Regulativ 
für  die  Anwendung  des  römischen  Rechts  im  ostgothischen  Reiche  ist,  *) 
das  in  seiner  letzten  Gestalt  gegen  750  vollendete  Westgothische,  das  in 
dem  759  Itänkisch  gewordenen  Septimanien  fortbestend,  *)  das  schon  468 
begonnene,  gegen  500  vollendete  und  517—534  revidirtc  und  vermehrte 
burgundische  (Lex  Bttrgundiorum) , welches  gleichfalls  nach  der  Einverlei- 


•oiche  profewio  zu  machen  hatten , nach  einer  Verordnung  des  Kaisers  Lothar. 
Man  glaubte  eine  Zcitlang,  diese  Verordnung  habe  jedem  die  freie  Wahl  des 
Rechts  gestattet.  ▼.  Savign;  J.  45.  Ganpp  a.  a.  0.  8.  24t. 

1)  V.  Savigny  g.  47. 

2)  V.  Savigny  %.  48-51.  Wir  besitzen  in  den  aus  einer  ScL  Galler  Handschrift 
karzlieh  von  Haenel  im  Anhang  zur  Lex  Witigetkermm  p.  455,  besser  aber 
von  Herrn  Prof.  W y s s herausgegebenen  Gesetzen  des  Bischofs  R c m e d i u s von 
Chor  aus  den  Jahren  808 — 820  ein  treues  Bild  der  Anwendung  des  römischen 
Rechts  hl  Rhiticn. 

3)  Kichhorn  g.  29-44.  Zöpfl  B.  11.  g.  1—19.  Walter  g.  141  IT. 

4)  a.  unten  g.  107. 

5)  Savigny  Bd.  I.  S.  33.  H.  S.  172—183. 

8)  Unten  g.  105.  Savigny  I 132.  133.  183— IM.  U.  37-87. 
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liung  Burgunds  in  die  fränkische  Monarchie  seine  Geltung  behielt:  ')  end* 
lieb  das  aus  einzelnen  Gesetzen  nach  und  nach  von  643  bis  T53  gebildete 
longobardische,  welches  Carl  der  Grosse  als  longobardisches  Volks- 
recht hestäligle. 

Im  fränkischen  Ueiche  selbst  entstanden  das  Volksrechl  der  Saalfran- 
ken (I.ex  Salicu)  in  Brabant,  welches  gegen  486  aufgezeichnet,  gegen 
l!k>  unter  dem  Einfliisse  christlicher  Ideen  revidirt,  dann  vielfach  auch 
durch  Zusätze  der  fränkischen  Könige  erweitert  wurde;  die  zuerst  zwischen 
511  — ö34  redigirte  Lex  Ripnaria  für  die  Franken  an  der  Maas  und  am 
Rhein,  revidirt  zwischen  628  und  638;  das  in  dieser  Zeit  aufgezeichnete 
bairische  Volksrccht,  (Lex  Bqjuvariorum) , das  der  Alemannen,  Lex  Ala- 
mannnrum  oder  AUnnanica,  wie  es  scheint,  zum  erstenmal  gegen  550  ver- 
lässt und  zwischen  622  und  638  revidirt;  endlich  die  unter  Carl  dem  Gros- 
sen erst  nach  800  aufgezeichneten  Volksrechte  der  Friesen,  der  Sach- 
sen und  der  Angeln  und  Weriner  (oder  Thüringer),  Leges  Frisionwn , Saxo- 
num,  Anglonim  et  Werinortm  i.  e.  Thüringorum.  *)  In  vielen  Handschrif- 
ten der  Lex  salica  linden  sich  im  lateinischen  Texte  der  einzelnen  Stellen 
Worte  der  Volkssprache  eingeschaltet,  die  als  Schlagworle  dem  Gedächt- 
niss  des  der  lateinischen  Sprache  unkundigen  Richters  zu  Hülfe  zu  kom- 
men, bestimmt  gewesen  zu  sein  scheinen;  man  nennt  sie  die  Malber- 
gische  Glosse.  *) 

Es  besteht  unter  einigen  der  verschiedenen  Volksrechte  eine  Ver- 
wandtschaft, als  unter  den  zwei  fränkischen,  dem  allemannischen  und 
selbst  dem  bairischen.  Doch  ist  dieses  auch  dem  westgolhischen  verwandt, 
aus  welchem  eine  Anzahl  Stellen,  es  ist  schwer  zu  erklären,  auf  welchem 
Wege  in  dasselbe  Übergiengen.  *) 

Der  Hauplcharakter  aller  dieser  Volksrechte  (mit  Ausnahme  des  West- 


1)  Savigny  I.  2T6.  II.  20—26.  t27. 

2)  Ausfülirlicli  handeln  von  den  Vidksrcchlen  Eichhorn,  Savigny,  Geschichte 
des  röni.  Rechts  im  Mittelalter  und  besonders  der  türkische  Gelehrte  Davoud 
Ughluu  in  seiner  HtMtoire  de  la  Idgitlation  de*  tiMciem  Oermaiat.  Paris 
1845.  2 Volumes. 

Ueber  die  Gescliiclttc  der  einzelnen  I.ejes  schrieben  v.  Türck,  Gaupp, 
Mcdercr,  I’ardessus,  Waitz  und  Merkel.  Kürzere  Notizen  über  die 
Leges  Barharorum  geben  Zöpfl  und  Walter  in  den  a.  W. 

3)  Ob  die  von  der  GeriehlssUllte  (.Malberg)  genannte  Interlinearglosse  der  /..eir 
salica  in  altfränkischer  oder  in  celtisehcr  Sprache  geschrieben  sei,  ward 
der  Gegenstand  mehrerer  Slrcitschrifteti  von  Leo,  Clement,  Grimm  u.  a. 
Der  germanisclie  Charakter  derselben  ist]  aber  unstreitbar,  doch  mag  das  eine  oder 
andere  celtischc  Wort  sich  darin  Anden;  denn  manche  Dinge  mögen  im  nörd- 
lichon  Gallien  in  jener  Zeit  doch  wohl  noch  celtisch  selbst]  von  den  Franken  be- 
zeichnet worden  sein. 

4)  Savigny,  11.  39.  VII.  47.  J 
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golhischen  (ist  der,  dass  sie  voriugswoise  Criminalrecht  enthalten  und 
zwar  ein  sogenanntes  Compositionssystem , d.  h.  die  Feslslelluiig  der  für 
begangene  VerbrecHtn  an  den  Verletzten  oder  seine  Familie  zu  entrichten- 
den Abkanrssummen,  Wecrgeld  oder  Widrigild  (Vergeltnngsgeld)  ge- 
nannt. Doch  kommen  in  allen  auch  mehr  oder  weniger  prozessualische 
Bestimmungen  vor,  auch  einige  privalrechtliche  und  sogar  auf  kirch- 
liche Verhältnisse  bezügliche. 

Diese  Rcchtsdenkmale  sind  ein  höchst  wichtiger  Sittenspiegel,  aus 
welchem  der  Culturzustand  der  Germanen  in  dieser  frühen  Zeit  erkannt 
werden  kann,  und  beweisen,  dass  er  urs[>rünglich  ein  sehr  niederer,  doch 
im  siebenten  Jahrhundert  schon  fortgeschritten  war.  Auch  finden  sich  in 
ihnen  manche  EHemente  des  spatem  gemianischen  Rechts , dessen  Anfänge 
man  auf  diese  Weise  verfolgen  kann.  * ) 

Das  westgothische  Rechtsbuch  ist  ein  wahres  dem  Codex  von  Jusli- 
nian  ähnliches  Gesetzbuch  von  12  Büchern  mit  54  Titeln  und  595  Artikeln, 
deren  nicht  wenige  mit  der  Ueberschrifl  mtiqua  Stellen  eines  früheren 
Gesetzbuches  zu  sein  scheinen.  Das  Werk,  welches  durch  seine  ganze 
Fassung  als  ein  von  einem  höheren  Standpunkt  aus  concipirles  erscheint 
und  viele  abstrakte  Sätze  enthält,  ist  ebenso  ein  Gesetzbueh  der  Moral 
und  des  christlichen  Glaubens  als  des  Rechts  im  eigentlichen  Sinne  und 
besieht  eben  so  aus  christlich-kirchlichen  und  römischen  als  germani- 
schen Elementen. 

Von  den  früher  im  fränkischen  Reiche  verfassten  Leges  wrurden  unter 
Carl  dem  Grossen,  wie  es  scheint  803,  corrigirte  Abschriften  gefertigt,  zu 
welchen  die  sogenannte  Lex  Salica  emendata  gehört. 


1)  Auf  einen  sehr  rohen  Zustand  lässt  die  Lex  salica  scliliessen,  auf  einen  vor- 
gerückteren die  lex  Kipuaria.  Nach  den  Untersuchungen  Guizot's  in  seinem 
Cours  d'histoire  moderne  t I.  p.  338  enth.’Ut  jene  lex  343  Bestimmungen  über 
Criminalrecht,  63  andere;  unter  den  ersten  handeln  150  von  Diebstählen  und 
zwar  20  von  Diebstahl  von  Schweinen , 16  von  Pferden , 13  von  Farren , Och- 
sen und  Kühen , 7 von  Schoafen  und  Ueissen , 4 von  Hunden , 9 von  Vögeln 
und  7 von  Bienen,  113  handeln  von  Gewaltthätigkeiten  gegen  Personen,  die 
meisten  von  Tödtungen,  30  von  Verstümmelungen,  24  von  Angriffen  auf  Frauen, 
ln  der  Lex  Ripuaria  enthidteii  164  Stellen  strafrechtliche  Bestimmungen  und 
zwar  94  über  Gewalttliätigkeiten  an  Personen,  16  über  Diebstähle,  64  über  an- 
dere Verbrechen,  113  beziehen  sich  auf  öffentliches  Hecht,  Privatrecht  und  das 
gerichtliche  Vcrfaliren. 

ln  den  älteren  Ausgaben  der  Lex  Alamanniea  und  der  Additio  dazu 
handeln  27  Artikel  von  Verbrechen  gegen  die  Kirche,  18  von  Verbri'chen  gegen 
den  Herzog  und  die  Volksversammlungen,  11  von  Gewaltlhäligkciten  gegen  Pri- 
vaten, 10  von  Kirclienraub  und  Kirchendiebstabl , 46  von  andern  Diebstählen, 
11  von  Brandstiftungen,  13  von  Fleischcsverbrcchen , 30  von  Mord  und  Todt- 
•chlag,  60  von  Verwundungen , '46  von  andern  Verbreclien  verschiedener  Art. 
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Seit  der  zweiten  Hälfte  des  sechzehnten  Jahrhunderts  machte  man 
mehrere  Ausgaben  Ati Leges  Barbarorum,  aber  ganz  befriedigende  kritische 
hat  man  nur  von  der  Lex  SaKca{yon  Pardessus  1853  Waitz  1846  und 
Merkel  1850)  und  der  Lex  Alamannica  von  Merkel  (1851). 

II.  Das  eigentliche  Gesetzes-  oder  Verordnungsrecht  des  fränkischen 
Reichs  ist  in  den  unter  der  allgemeinen  Benennung  der  Cnpitularien  * ) ent- 
haltenen Rechtsdenkmalen  der  merowingischen  und  carolingischen  Zeilen.  *) 
Man  hüte  sich  aber  wohl  jedes  Capitulare  für  ein  Gesetz  oder  eine  Ver- 
ordnung zu  halten : diess  sind  allerdings  die  als  Comlilulio,  decrefio,  prae- 
eeplio,  edictum,  pactum  auch  wohl  Capitulare  u.  dgl.  sanctionirten ; aber 
viele  dieser  Akte  der  fränkischen  Könige  und  Kaiser  sind  Anreden  oder 
Ermahnungen,  Memoranda,  gerichtliche  Entscheidungen,  oft  nur  Inhaltsan- 
gaben von  Verordnungen  oder  Vorträge  in  den  Nationalversammlungen, 
Instructionen  für  Beamte  u.  a.  mehr.  Der  Inhalt  der  eigentlichen  Verord- 
nungen *)  ist  sehr  mannichfaltig:  manche  sind  religiöse  kirchliche  Gebote 
oder  Einschärfungen  der  christlichen  Sittengesetze;  andere  enthalten  poli- 
zeiliche Verfügungen  entweder  für  das  ganze  Reich  oder  einzelne  Provin- 
zen, Bestätigungen  der  Volksrechte  oder  Zusätze  zu  solchen,  Staatsverträge 
unter  den  verschiedenen  Königen  der  gclheillen  carolingischen  Monarchie, 
gelegentliche  Erlasse  und  häufige  Wiederholungen  früherer  Verfügungen.  ♦) 

Man  hat  kritische  Ausgaben  der  erst  nach  und  nach  entdeckten  Capi- 
tularien  veranstaltet,  unter  welchen  die  von  Baluzius  zuerst  16T7,  dann 
revidirt  von  Chiniac  1T80  und  die  streng  kriti.sche  von  Pertz  in 
der  Sammlung  Monumenta  Germaniae  historica  Legum  t.  I.  1835  die 
besten  sind. 

Aus  den  einzelnen  Stellen  der  Cnpitularien  Carls  des  Grossen  und 
Ludwigs  des  Frommen  veranstaltete  im  Jahr  827  ein  Mönch  Namens  An- 
segisus  t 833  ein  nach  Materien  geordnetes  Rechtsbuch  in  vier  Büchern, 
deren  erstes  die  auf  kirchliche  Verhältnisse  sich  beziehenden  Verordnun- 


1)  Der  Name  Capitulare  scheint  dadurch  entstanden  zu  sain,  dass  ihr  Inhalt  (Citpi- 
tula)  in  den  Reichsversommlungen  verlesen  wurde.  Vergl  dieselben  Eich- 
horn S-  149-157.  Zöpfl  8.  17.  Walter  8.  150.  151. 

2)  Den  verschiedenen  Charakter  und  den  Inhalt  der  Capitularien  hat  am  besten  und 
vollständigsten  beleuchtet  Gnizot  im  Cohcm  ä'bittaire  moderne  //.  289.  S. 
auch  Philipps  deutsche  Geschichte  II.  S.  289.  Von  den  merowinfisehen  Köni- 
gen hat  man  nur  wenige  Capitularien,  aber  sehr  viele  von  Carl  dem  Grossen, 

Ludwig  dem  Frommen  und  dessen  Söhnen. 

3)  Sie  gingen  ansscbliesslieh  von  der  Machtvollkommenheit  des  Herrschers  ans.  Nur 
vom  Volksrecht  heisst  es  in  einem  Capit.  Carls  des  Kahlen  v.  664.  e.  6;  Lar 
pepuli  eomentu  ßt  et  constitutione  regit.  Pertz  Leg.  L I.  p.  490. 

4)  Nach  Guizot  finden  sich  in  den  Capitularien  Carls  des  Grossen  87  moralische  Vor- 
schriften , 283  politische  Gesetzesbestimmungen , 65  religiöse , 305  canonisch- 
kirchhehe,  73  Ober  Finanzen  und  Hauswesen. 

I 

i 
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gen  {CapUularia  eccletiastica)  Carls  des  Grossen  das  dritte  die  gleichen 
Inhalts  Ludwigs,  dos  zweite  und  vierte  die  weltlichen  Gesetze  des  ersten 
und  des  zweiten  enthalten.  *) 

Diess  Werk  erhielt  auf  einem  Reichstage  zu  Worms  im  Jahr  829  die 
Kraft  eines  Rcichsgeselzbuches , welche  später,  jedoch  ohne  nachhaltigen 
Erfolg,  die  Kaiser  Friedrich  I.  u.  II.  und  Otto  IV.  aufs  Neue  ihm  ertheil- 
tcn.  Auch  wurden  Fortsetzungen  zu  der  ansegisischen  Sammlung  gemacht 
unter  welchen  die  aus  den  heterogensten  Bestandthcilen  gebildete,  aus 
den  verschiedensten  Quellen  geschöplte  und  viele  falsche  Stellen  enthaltende 
vom  Diaconus  Benedict  von  Mainz  gegen  8-15  in  drei  Büchern  veranstal- 
tete die  berühmteste  ist  *) 

III.  Das  Juristenrecht  dieser  Zeit  bestand  in  der  eigentlichen  Praxis, 
d.  h.  in  dem  praktisch  befolgten  Rechte,  das  ersichtlich  ist  aus  unendlich 
vielen  Urkunden  der  ganzen  Periode,  aus  den  unter  dem  Namen  der  For- 
mulae  *)  bekannten  Formularen  für  Rechtsgeschäflte  aller  Art,  welche  in 
der  Rechlspraxis  gut  erfahrene  und  mit  dem  Recht  ihrer  Zeit  vertraute 
Juristen  zu  Verfassern  hatten , unter  denselben  hat  sich  jedoch  der  Name 
nur  eines  einzigen  der  Nachwelt  erhalten.  Es  ist  diess  der  G60  noch  in 
der  Gegend  von  Paris  lebende  Mönch  Marculph,  welcher  92  solcher 
Fortnulae,  in  zwei  Bücher  vertheilt,  hinterlassen  hat.  Sie  werden  F’omu/oe 
Marculphi  genannt  Oie  nach  und  nach  entdeckten  andern  F'omielsamm- 
lungcn  oder  auch  einzeln  aufgefundene  und  von  ihren  Herausgebern  zu 
einer  Sammlung  verbundenen  Fo|[mulare  werden  theils  nach  dem  Lande  ge- 
nannt, dem  sie  angehören  oder  zugeschrieben  werden,  wie  z.  B.  69  For- 
mulae  Andegaveiues , 12  Arvemetues,  7 Alsaticae  die  eigentlich  Sangallen- 
ses  heissen  sollten  und  23  jedoch  in  das  dreizehnte  Jahrhundert  gehörende 
Fortnulae  Longobardicae ; theils  nach  ihren  Herausgebern,  wie  26  Fortnu- 
lae Bignonianae , -19  Baluztanae,  Sirtnondicae , iBi  Lindetibrogicae.  Aus- 

serdem hat  man  noch  den  Appendix  zu  Marculph  mit  58  Forroulae,  elf 
Fortnulae  Exoreütnorum  *)  und  jetzt  noch  einige  neu  entdeckte  theils  zu- 
erst in  Frankreich,  theils  in  der  Schweiz  gedruckte.  *) 


1)  Pertz  I.  c.  p.  353  ff. 

2)  Die  Capitularienzammlung  des  Ansegitus  findet  zieh  in  Waller  C»rp.  jar. 
Gtrmojtici  t.  //.  p.  401  ff.  Pertz  leget  t.  1.  p.  250  ff.  Die  Sammlung  des 
Benedict  ist  als  eine  CapittUu  tpuriu  enthaltende  gedruckt  in  Pertz  leg. 
t.  //.  Pars  II.  p.  17  ff. 

3)  Es  sind  verschiedene  Schriften  über  die  Furmulae  geschrieben.  Die  neueste  Notiz 
über  dieselben  cnthilt  Walters  Geschichte  des  deutschen  Rechts  1852.  S.  auch 
Eichhorn  $.  156.  v.  Savigny  Bd.  II.  $.  44.  Bd.  VII.  S.  40. 

4)  Alle  diese  Formulao  sind  gedruckt  in  Walters  Corpus  Juris  Germauiei  L III. 
p.  283  - 560. 

5)  JliUiotAefue  de  fBcole  des  Ckurtes  L I et  II  und  daraus  in  dem  Anhang 
zu  des  Verfassers  französischer  Staats-  und  Rcclitsgeschichte  U 1.  p.  1. 


Digitized  by  Google 


220 


Eine  neue  kritische  Ausgabe  oller  bis  jetzt  gedruckten  und  neu  ent- 
deckten (oft  in  der ri/«/»ca  abgcfasslen)  Formeln  steht  in  Aussicht. ' ) 
Manche  dieser  Formulare  gehören  sehr  Irühen  Zeilen,  z.  ß.  dem  fünften 
Jahrhundert  an,  enthalten  aber  dann  meistens  römisches  Recht,  wie  denn 
dieses  überhaupt  in  den  Formeln  sieh  als  praktisches  Recht  oft  mit  ger- 
manischem oder  kirchlichem  Rechte  vermischt  vorfindet,  so  dass  diese 
bis  ins  zehnte  Jahrhundert  hcrabgehenden  Rechtsdokumente  den  Beweis 
liefern,  dass  das  römische  Recht  im  Frankenreiche  immer  in  Uebung  war.  *) 

Man  hat  gemeinsame  Sammlungen  aller  dieser  von  uns  aufgeführten 
germanischen  Rechtsquellen  der  fränkischen  Periode  nebst  verschiedenen 
Zugaben  veranstaltet,  worunter  vor  allen  die  mit  einer  Vorrede  von  Hei- 
neccius  begleitete  von  Georgisch  (Halle  1738),  die  von  Canciani  in 
fünf  Bänden  folio  (1781)  ff.  und  des  öfters  von  uns  angeführten  Corpus 
Juris  Germanici  von  Walter  in  3 Bünden  (Berlin  182-1)  die  bekann- 
testen sind. 

Das  römische  Recht  in  den  germanischen  Königreichen.*) 

93.  Die  Fortdauer  des  römischen  Rechts  in  den  von  den  Germanen 
eroberten  Provinzen  des  römischen  Reichs  war  eine  natürliche  Folge  des 
Zustands  der  persönlichen  Gesetze  und  wird  nicht  blos  wie  schon  bemerkt 
durch  die  vielen  Formulae  und  eine  grosse  Zahl  Urkunden  bestätigt,  son- 
dern auch  noch  auf  andere  Weise,  *)  nämlich  durch  eigene  in  einigen 
jener  Länder  abgefasste  Sammlungen  des  römischen  Rechts,  durch  Nach- 
richten über  Gelehrte,  die  als  des  römischen  Rechts  kundige  Männer  in 
der  Geschichte  genannt  werden,  und  durch  die  kirchenrechtlichen  Samm- 
lungen, endlich  durch  Werke  über  das  römische  Recht  zwischen  dem 
neunten  und  dem  Anfang  des  zwölften  Jahrhunderts,  von  welchen  §.  95 
die  Rede  sein  wird. 

Die  Quellen  aus  welchen  die  Kenntniss  des  römischen  Rechts  geschöpR 


Die  letzten  11  an  der  Zahl  sind  als  formulae  Alamnmcae  1850  von  Herrn 
Prof.  W y s s in  Zürich  bekannt  gemacht  worden  in  den  Mittheilungen  der  anti- 
quarischen Gesellschaft  von  Zflricb.  Bd.  VII.  Heft  11. 

1)  Sic  wird  vorbereitet  von  Herrn  Prof,  de  Roiicre  in  Paris. 

2)  Die  letzten  Spuren  der  Anwendung  des  römischen  Rechts  in  Alemannien  Anden 
sich  in  Neugart  Codex  Dipl.  AUemanniae  Urk.  14 — 15  von  744 — 745.  Es 
wird  dort  die  Stipulatio  legis  Ai/uiliae  et  Arendiue  erwähnt,  was  sich  auf 
Pauli  recept.  tent.  I.  1.  3 und  Cod.  Theed.  II.  9.  bezieht;  wie  gut  ausge- 
führt ist  von  Pardessut  in  der  Bihliotkeque  de FBcole  des  Chartes  Serie  l. 
L 11.  p.  425. 

3)  Das  Hauptwerk  über  die  Fortdauer  des  römischen  Rechts  in  den  einst  zum  römi- 
schen Reiche  gehörenden  und  von  den  germanischen  Völkern  eroberten  Ländern 
ist  v.  Savigny’s  Geschichte  des  römischen  Rechts  im  Mittelalter  Bd.  II. 

4)  Ein  doppeltes  Verzeichniss  aller  im  frühen  Mittelalter  vorkommenden  Stellen  und 
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werden  konnte,  waren  Anfangs  im  Occident,  wie  im  oslrömischen  Reiche 
die  Schritten  der  alten  Juristen,  die  drei  fdtcstcn  Codices  und  die  nach 
dem  Theodosischen  erschienenen  Novellen  der  Kaiser.  Um  die  Anwen- 
dung desselben  bequemer  zu  machen,  hatte,  wie  schon  angeführt  wurde, 
der  Ostgolhenkönig  Theodorich  506  sein  für  Gothen  * ) und  Römer  be- 
stimmtes Edikt  erlassen.  Mehr  geschah  bei  den  Westgothen.  *)  Ihr  König 
Alarich  II.  war  von  einem  ähnlichen  Gedanken  geleitet,  wie  später  Justi- 
nian.  Er  liess  ein  Rechts-  oder  Gesetzbuch  ausarbeilcn,  in  welchem  lür 
den  Gebrauch  des  noch  erhaltenen  älteren  römischen  Rechts  (die  formu- 
lae  jurisj,  der  grösste  Theil  der  Beceptae  Sententiae  des  Paulus  und  Aus- 
züge aus  dem  Codex  Gregorianus  u.  Ilermogemmiis , eine  Stelle  aus  Pa- 
pinians  Responsa,  ferner  eine  abgekürzte  Umarbeitung  der  Institutionen 
des  Gajus  enthalten  waren,  für  das  neuere  (die  leges)  der  grösste  Theil 
des  Codex  Theodosianus  und  viele  Novellen.  Die  meisten  Stellen  (Gajus 
Institutionen  abgerechnet)  sind  mit  einer  sogenannten  Interpretatio , die 
aber  keine  blose  Auslegung  derselben  isl,  versehen.  Das  Werk  wurde 
506,  im  zwei  und  zwanzigsten  Regierungsjahre  Alarichs  II.  zu  Toulouse 
mit  einem  Commentarium  des  Pfalzgrafen  Gojarich  begleitet  in  von  einem 
Schreiber  Anianus  beglaubigten  Exemplaren  bekannt  gemacht:  als  Codex 
de  Theodosiani  legibxts  atque  senlentiis  Juris  vel  diversis  Ubris  eieefus.  Es 
wurden  später  Abkürzungen  desselben,  Breviaria  veranstaltet  *)  und  aus 
Versehen  dieser  Name  der  Rechtssammlung  selbst  beigelegt,  welche 
daher  unter  dem  Titel  des  Breviarium  Alarici  oder  auch  Atiiani  in  der 
juristischen  Literatur  bekannt  ist. 

Im  Jahre  1528  war  zu  Basel  von  Sichard  eine  sehr  wenig  befrie- 
digende erste  Ausgabe  dieser  Lex  Romana  Wisigothorum  gemacht  worden, 
die  nun  durch  eine  höchst  vortrcfTliche  auf  die  Vergleichung  aller  bekann- 
ten Handschriften  derselben  sich  stützende  kritische  Ausgabe  von  G.  Haenel 
im  Jahr  1848  ff.  entbehrlich  gemacht  wurde. 

Dem  Beispiele  der  Weslgothen  folgten  die  Burgunder,  bei  welchen 
eine  freilich  sehr  kurz  gefasste  Lex  Romana  aus  Stellen  von  Paulus  und 
der  drei  Codices  so  wie  den  Novellen  vor  Justinian  gebildet  in  4T  in  der- 
selben Ordnung  wie  in  ihrem  germanischen  Rechtsbuch  auf  einander  fol- 


Anwcndungcn  des  römlsclicn  RccliLs  im  Occident  gibt  v.  Savigny  im  Ulen 
Anhang  zum  zweiten  Bande  seines  Werks. 

2)  Siehe  über  dieses  Edikt,  das  am  bc.slen  1810  Bhon  in  Halle  hcrausgab,  v.  Sd- 
vigny  a.  a.  0.  Bd.  II.  171-182. 

3)  Ausführlich  handelt  hievon  v.  Savigny  a.  a.  0.  S.  37 — 68.  Bd  VII.  S.  40—46. 

4)  Einige  davon  sind  schon  im  sechzehnten  Jahrhundert  gedruckt;  ncustens  gab  die 
wichtigsten  Haenel  heraus  und  zwar  neben  der  Itx  Romana  Wisigothorum 
scIbsL  Vcrgl.  über  alle  v.  Savigny  II.  Nr.  20  IT.  u.  Hacnels  Prolegomena 
lu  seiner  Ausgabe  dieses  Rechlsbnclrs. 
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senden  Titeln  (denen  jedoch  noch  elf  andere  beig:efHf;t  sind)  im  Jahr  517 
publicirl  wurde.  In  Folge  eines  Versehens  und  Missverständnisses  nannte 
der  erste  Herausgeber  das  Werk  Papiani  Uber  Responsorum;  *) 
erst  Savigny  hat  den  wahren  Charakter  desselben  ins  Klare  gesetzt* 

Nach  der  Wiedereroberung  Italiens  wurde  Justinians  Gesetzgebang 
dort  promulgirt  (544)  und  die  Longobnrden  Hessen  sie  nachher  als  Recht 
der  romanischen  Bewohner  ihres  Königreichs  forlbestehen. 

Auf  diese  Weise  wurde  dann  im  fränkischen  Reiche  die  Kunde  des 
römischen  Rechts  und  zwar  fast  allenthalben  theils  unmittelbar  aus  den 
erhaltenen  Schriften  der  Juristen  *)  u.  s.  w.  dem  Codex  Theodosiamu  ge- 
schöpft, theils  aus  der  Lex  Romana  der  Westgolhen  und  der  der  Burgun- 
der, endlich  aus  Justinians  Gesetzgebung,  die  man  selbst  in  Gallien  schon 
früh  anwandte,  namentlich  die  Novellen  (und  zwar  oft  nach  Julians  Auszug 
aus  denselben)  .auf  welchen  die  Kirche  und  die  Geistlichkeit  viele  ihrer 
Vorrechte  stützen  konnten.  So  erklärt  sich  auch  um  so  leichter,  wie  man 
später  ohne  Bedenken  das  Juslinianeische  Recht  ausser  Italien  und  Deutsch- 
land so  schnell  rccipirle  und  wie  es  namentlich  die  Hauptrechtsquelle 
des  südlichen  Frankreichs  werden  konnte , wo  schon  früh  das  germanische 
Hecht  wegen  der  Präpondcranz  romanischer  Bewohner  seltener  zur  An- 
wendung kam,  als  im  Norden,  wo  das  Gegentheil  statt  hatte,  so  dass 
König  Karl  der  Kahle  864  von  einer  terra  sprechen  konnte:  in  qaa  judi- 
cia  tecundum  legem  romanttm  terminaniur , im  Gegensatz  zu  einer  andern 
in  qua  judicia  non  secundum  legem  romanam  terminantur,  •) 

Von  den  Quellen  des  kirchlichen  Rechts.  *) 

94.  Dos  kirchliche  Recht  entstand  mit  der  Gründung  der  religiösen 
Vereine  der  Christen,  hatte  aber  vor  Constantin  im  Staate  keine  rechtliche 

1)  V.  Savigny  n.  a.'o.  S.  36  II.  24—30.  u.  Bd.  VII.  S.  30—40.  Die  Ucher- 
lichc  Benennung  rührt  davon  her,  dass  dieae  /«x  Romana  hinter  der  Stelle 
Papinians  in  einer  Handsehrift  der  Lrx  Romana  fPioigotkorum  itand,  deren 
L'cbcrKhrifI  mit  dem  verstümmelten  Kamen  Papian  für  den  Titel  des  Werks 
nicht  blos  von  ihrem  ersten  Herausgeber  Cujacius  (1566)  sondern  schon  frü- 
her von  sehr  alten  Copisten  desselben  gehalten  wurde,  v.  Savigny  Bd.  VII. 
S.  23  IT.  Die  neueste  Ausgabe  der  Lac  Romana  Burgundionum  machte 
1626  Barkow  in  Greifswalde. 

2)  Vielleicht  erhielten  sich  so  die  Fragmente  aus  Ulpiant  liier  regniarmm  und 
die  Institutionen  des  Gajus. 

3)  Dass  man  aus  den  CapiL  Karls  des  Kahlen,  804,  worin  er  diesen  Unterschied 
macht,  nicht  auf  das  System  des  Territorialrechts  in  seinem  Reiche  schliessen 
darf,  haben  v.  Savigny  8.  178  und  Eichhorn  J.  157  (in  einer  eignen  An- 
merkung) sehr  überzeugend  dorgethan.  Später  ging  aus  dem  Gegensatz  aller- 
dings die  Unterscheidung  des  pago  du  droit  oerit  und  des  pago  du  droit 
eemtnmier  hervor. 

4)  Zu  vcrgl.  vor  allen  die  Geschichte  des  KirchenreelHs  von  T.  W.  Bikell  Bd.  I. 
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Geltung,  weil  ja  bis  dahin  jene  Vereine  zu  den  verbotenen  Genossenschaf- 
ten gehörten.  In  dem  Sinne  gab  es  jedoch  für  die  Christen  kirchliche 
Rechtsvorschriften,  als  die  Befolgung  der  kirchlichen  Salzungen  durch  den 
Zwang  der  geistlichen  Gewalt  geschfilzl  war  und  die  Strafe  des  Aus- 
schlusses aus  der  Gemeinschaft  den  durchaus  'Widerspenstigen  traf.  Diese 
Satzungen  waren  theils  ausdrücklich  vom  göttlichen  Stifter  der  christlichen 
Religion  ausgegangene  Befehle  oder  Vofschrillen  der  die  ersten  Christenge- 
meinden stiftenden  Apostel  oder  Beschlüsse  der  Kirchenversammlungen: 
{ffvyodot,  Conciäa)  also  kirchliche  Gesetze:  oder  sie  stützten  sich  auf 
Hericoinmen  und  waren  (durch  die  Tradition  erkennbares)  Gewohnheits- 
recht, oder  endlich  auf  Belehrnngen  (Epülolae  canonicae)  der  höheren 
geistlichen  Obern  und  somit  Autoritätsrecht.  Alles  was  für  acht  kirchlich 
erklärt  war,  hiess  Canon  und  so  wurden  die  kirchlichen  Rechtssälze  auch 
alle  Canones  genannt,  woraus  dann  später  die  Benennung  Jtu  canonicutn 
als  des  auf  der  kirchlichen,  durch  Canones  ausgesprochenen  Autonomie 
beruhenden  Rechts , sich  erklärt. 

Mit  der  Anerkennung  des  Christenlhums  und  der  katholischen  Kirche 
erhielt  das  bis  jetzt  blos  geistlich  bindende  Recht  den  Charakter  eines 
vom  Staate  geschützten  und  die  drei  so  eben  aufgeführlen  Quellen  beka- 
men nicht  blos  eine  vollständige  staatliche  Gültigkeit,  sondern  flössen  auch 
ferner  sehr  reichlich.  Es  wurden  ausser  den  bisher  sehr  häufigen  Pro- 
vinzial- auch  allgemeine  (oecumenische)  Coneilien  gehalten,  (325  zu 
Nicaea,  381  zu  Konstantinopel,  431  zu  Ephesus,  451  zu  Calcedon.  Ihre 
Beschlüsse,  Canones  auch  Oecreta  genannt,  die  theils  das  geltende  Ge- 
wohnheitsrecht constatirlen,  theils  neues  festsetzten,  wurden  von  den  Kai- 
sern, z.  B.  von  Justinian  bestätigt  und  für  verbindlich  erklärt.  Da  die 
Bischöfe  von  Rom  schon  im  vierten  Jahrhundert  als  die  ersten  über  die 
übrigen  emporgestiegen  waren,  so  galten  ihre  Belehrungen  und  Entschei- 
dungen gleichfalls  für  bindend  und  bildeten  so  als  epistolae  decretales  eine 
eigne  Rechlsquellc.  ln  den  germanischen  Königreichen  nannte  man  das 
gesammte  kirchliche  Recht  kx  eccktiattica  und  setzte  cs  dann  dem  üb- 
rigen Recht,  kx  mundana  genannt  entgegen.  ') 

Da  es  aber  schwierig  war,  die  Kenntniss  der  einzelnen  Synodalbe- 
sdilüsse  und  Decretalbriefe  sich  zu  verschaffen,  so  wurden  Sammlungen 
derselben  angelegt  und  zwar  die  ersten,  fast  alle  in  griechischer  Sprache 
abgeCassten  in  den  griechischen  Provinzen  des  Reichs.  Es  gab  eine  Cano- 
nensammlnog  dieser  Art  schon  451,  die  auf  der  Kirchenversammlung  zu 
Chalcedo  ngebraucht  wurde  und  nicht  blos  die  Beschlüsse  der  öcumenischen 


Giessen  1843  — 49,  ferner  Eichhorn,  Handbuch  des  Kirchenrechts  Bd.  I. 
$.  151  IT.  Walter,  Lehrbuch  des  Kitchenrechts  g.  84  IT. , desgleichen  Rich- 
ter, Lehrbuch  des  K.-R.  g.  93—71. 

1)  V.  Savigny,  Geschichte  des  römischen  Rechts  im  Mittelaller  Bd.  I.  138.  175. 
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Concilien,  sondern  auch  die  der  zahlreichen  Provinzialsynoden  enthielt 
Sie  wurde  im  Laufe  der  Zeiten  vermehrt  und  veraiilasste  verschiedene 
andere,  auch  in  den  westlichen  Theilen  des  Reichs  veranstaltete  lateinische 
Sammlungen  ')  dieser  Art,  und  zwar  eine  ältere  italische  (Prisca  genannt), 
eine  gallische  und  eine  ältere  spanische;  weiche  alle  mehr  Synodalbe- 
schlüsse enthalten,  als  die  griechischen,  aber  bald  durch  andere  Samm-  . 
hingen  verdrängt  oder  verdunkelt  wurden.  Es  wurde  nämlich  in  Italien 
eine  weiter  als  die  Prisca  gehende  Sammlung  derselben  von  Dionytiut 
Exiffuus  (wie  er  sich  nennt)  veranstaltet,  welche  die  Decrete  des  Orients, 
des  Occidents  bis  zu  seiner  Zeit  und  die  der  afrikanischen  Kirche  bis  zu 
419  enthält;  dann  eine  Sammlung  päbstlicher  Decrelalbriefe  von  Pabst  Si- 
ricius  (39ö — 398)  an  bis  zu  Anastasius  11.  (490 — 498.)  Beide  Werke 
wurden  zu  Einem  verbunden  und  eine  Hauplgrundlage  aller  andern  kirchcnrecht- 
lichen  Sammlungen  der  nachfolgenden  Jahrhunderte.  Vermittelst  derselben 
wurde  im  siebenten  Jahrhunderle  die  spanische  Sammlung  erweitert,  die  von 
dem  bey  deren  Rcdaction  thätigen  gelehrten  Bischof  Jsidor  von  Sevilla  f (>36 
den  Namen  der  isidorischen  erhielt.  Die  dionysische  Sammlung  wurde 
von  ihrer  Entstehung  an  bis  auf  Carl  den  Grossen  durch  Beifügung  neuer 
Concilienschlüsse  und  päbstlicher  Briefe  vermehrt.  Im  Jahr  TT4  schenkte 
Pabst  Hadrian  jenem  einen  Codex  derselben,  und  diese  dionysisch-hadria- 
nischc  Sammlung  wurde  nun  am  Hofe  und  auf  den  Reichstagen,  wie  die 
Anführungen  der  Capitularien  beweisen,  ausschliesslich  gebraucht.  Doch 
ward  allmählich  auch  die  isidorische  Sammlung  im  Frankenreiche  bekannt 
und  zu  einer  in  der  Geschichte  des  Kirchenrechts  sehr  berühmt  geworde- 
nen Fälschung,  nämlich  zur  Ausarbeitung  der  sogenannten  pseudoisidori- 
schen  Sammlung  *)  benützt:  über  deren  Entstehungszeit,  Zweck,  Vater- 
land und  Verfasser  man  sich  noch  in  der  neuesten  Zeit  streitet.  Doch 
haben  die  gründlichen  Untersuchungen  der  deutschen  Gelehrten  fast  zur 
Gewissheit  erhoben,  dass  diese  Sammlung,  welche  gegen  hundert  dreissig 
unächte  Stücke,  namentlich  59  den  ältesten  Päbsten  von  Clemens  bis 
Melchiades  zugeschriebene  Decrelalbriefe  enthält,  in  Mainz  gegen  845 
linier  Mitwirkung  des  Erzbischofs  Ottgar,  wie  es  scheint  von  demselben 
Benedict  veranstaltet  ward,  der  die  Fortsetzung  von  Ansegisus  Capitularien- 
sammlung  in  3 Büchern  machte,  und  zwar  nicht  mit  der  Absicht  die  Ge- 
walt des  Pabstes  zu  steigern,  sondern  um  die  Bischöfe  im  Frankenreiche 
von  der  weltlichen  Gewalt  und  der  der  Metropoliten  soviel  wie  möglich 
unabhängig  dadurch  zu  machen,  dass  das  Recht  schwere  Strafen  und 
insbesondere  das  der  Absetzung  über  sie  zu  verhängen  als  eine  Prärogative 


1)  Von  den  sonstigen  griechischen  Sammlungen  zu  sprechen  ist  hier  nicht  der  Ort. 

2)  Sic  wird  so  genannt,  weil  sie  fdr  die  achte  gehalten  wurde,  auch  ein  Jsido- 
rus  Mcrcalor  oder  Peccator  in  der  Vorrede  genannt  ist. 
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des  Pabsles  durch  dieselbe  begründet  werden  sollte.  * ) Noch  im  neunten 
Jahrhundert  verdrängte  die  pseiidoisidorische  Sammlung  die  andern  und 
wurde  eine  Quelle,  aus  welcher  die  falschen  Stücke  in  alle  spätem  Samm- 
lungen des  canonischen  Rechts  übergiengen. 

Eine  andre  Quelle  des  Kirchenrechts  in  der  Iränkiselicn  Periode  und 
noch  lange  nacher  waren  auch  die  den  Cultus  anordnenden  Ritual-  und 
die  auf  kirchliche  Rechtsgeschäfte  sich  beziehenden  Pormnlar-,  so  wie 
ausserdem  die  Bussbücher*)  (libri  poenitentiales) , in  welchen  die  Bi- 
schöfe die  Art  und  Zahl  der  Bussübungen  für  begangene  Sünden  bis  ins 
Einzelnste  gehend  festsetzten.  Sie  erinnern  an  die  Wehrgeldsbestimmun- 
gen in  den  Volksrechten  und  sind  wie  diese  ein  sehr  belehrender  zugleich 
auch  sehr  betrübender  Sittenspiegel  dieser  Zeiten.  *) 

Ausser  den  bisher  genannten  auf  der  kirchlichen  Autonomie  beruhen- 
den Satzungen  gab  es  noch  andere  Quellen  des  Kirchenrechts,  nämlich 
die  auf  religiöse  Dinge  oder  kirchliche  Verhältnisse  sich  beziehenden  welt- 
lichen Gesetze,  und  zwar  schon  eine  bedeutende  Zahl  kaiserlicher  Consti- 
tutionen von  Constontin  bis  Justinian,  die  sich  im  Codex  Theodotiamis  und 
dem  des  letzten  Kaisers  wieder  finden,  und  nebst  vielen  Novellen  Justi- 
nians  von  kirchlichem  Inhalt  im  oströmischen  Reiche  als  vopof  den  Ca- 
nones  entgegengesetzt,  auch  oft  mit  letzten  in  eigenen  Sammlungen , daher 
yopoxavov  genannt,  zusammengestclit  sind.  *) 

Bei  den  Germanen  enthielten  die  Volksrechte  viel  kirchliches  Recht  und 
noch  mehr  die  Capitulorien , besonders  die  Carls  des  Grossen , Ludwigs  des 
Frommen  und  dessen  Söhne.  Wie  die  römischen  Kaiser,  wurden  auch  die 
germanischen  Könige  für  berechtigt  gehalten  über  kirchliche  Angelegen- 


t)  Dicss  ist  das  von  Wasscrschlebcn  in  seinem  Beitrag  zur  Gcschiclite 
der  falschen  Decretalcn  Breslau  1844  nachgewiesene  Ergebniss  der  vielen 
Schriricn  aber  die  pseudoisidorischen  Sammlungen , über  welche  besonders  zu 
vergleichen  sind : Knust  de  fantihne  et  tontilia  Peeudoitidori  Collect. 
GhtUngae  1832.  Eichhorn,  über  die  spanische  Sammlung  des  Kirchenrecbls 
in  der  Zeilsehrill  fOr  geschichtliche  Bechlswissenschaft  Bd.  XI.  S.  119  ff.  und 
Walter  Kirchenrecht  (.  95  — 09.  Richter  desgl.  $.  60.  70. 

2)  S.  über  diese  Quellen  des  Rirchenreebts , die  man  zum  Juristenrecht  jener  Zeit  rech- 
nen konnte,  Walter  93.  04. 

3)  Man  hat  Jetzt  eine  so  weit  es  mhglich  ist  voUstindige  Ausgabe  der  Libri  poeni- 
tejttimlei  nebst  deren  Geschiehte  in  dem  hSchst  verdienstvollen  Werke  von 
Wassersehleben,  1851. 

4)  Man  kennt  zwei  Werke  dieser  Art  aus  dem  sechsten  Jahrhnndert,  den  jroftoxa- 
yoy  des  Jetmuee  SekalatHetu  und  den  den  Baisamon  zugesebriebenen. 
Spater  wurde  der  des  Patriarchen  Photius,  vollendet  883,  sehr  berahmt.  Er 
ist  noch  jetzt  als  die  wichtigste  Rcchtssammlung  der  griechischen  Kirche  l>erllhmt. 
S.  das  Handbuch  des  Kirchenrechts  von  Permaneder.  Bd.  I.  $ 120.  Biener, 
Geschichte  der  Novellen  Justinians  S.  194  so  wie  dessen  Beitrage  zur  Revision 
des  Just  Codex  S.  00.  Walter,  Kirchenrecht  §.  70—76. 

15 
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heilen  und  Einrichlungen  VerordnimRcn  zu  criassen;  sie  ertheilten  der 
Kirdie,  dem  Klerus  und  den  Klöslem  bedeutende  Privilcftien.  So  bestand 
das  Kirclienreelil  dann  aus  zwei  Hauplarteii  von  ynellen,  dem  canonischen 
also  dem  eigenlliehen  canonischen  Hechte,  und  den  die  Kirche  betreffen- 
den Staatsgesetzen,  die  man  daher  auch,  wie  man  jetzt  zuweilen  von  den 
neueren  Gesetzen  dieser  Art  sagt,  das  Slaatskirchenrecht  nennen  könnte. 

Die  Rechlswissenschalt  im  Westen  Europas  vom  sechsten 
bis  zum  zwöirten  Jahrhundert.  *) 

95.  Der  Zustand  der  wissenschalllichen  Bildung  in  Westeuropa  ist  * 
eine  Fortsetzung  des  römischen  wie  er  vor  dessen  Eroberung  durch  die 
Germanen  war.  Man  unterscheidet  die  profanen  und  die  kirchlichen  Schrill- 
slcller.  .Aber  es  war  eine  Zeit  des  immer  weiter  gehenden  Verfalls  der 
höheren  Cullur,  den  Carl  der  Grosse  aufzuhalten  sich  vergebens  bemühte.  *) 
Nach  Guizol  lebten  vom  fünllcn  bis  zum  Ende  des  zehnten  Jahrhunderts 
nur  88  namhalte  Gelehrte,  im  fünften  13,  im  sechsten  T,  im  siebenten  C, 
im  achten  5,  im  neunten  45,  im  zehnten  12.  Der  Benedictinerorden  war 
zwar  dazu  bestimmt  die  gelehrte  Bildung  zu  pflegen,  was  er  auch  Ihat; 
aber  er  vermochte  wenig  gegen  die  allgemeine  Barbarei,  welche  auch 
durch  die  Verbrennung  der  klassischen  Autoren,  die  Pabst  Gregor  I. 
t 604  angeordnel  hatte,  gefönlert  werden  musste.  Doch  bestanden  immer 
Domschulcn,  und  wurden  später  aiieh  Mittelpunkte  der  wieder  aullebcnden 
Studien.  Sie  zcrtielen  in  zwei  nnuplablhcilungcn,  das  Triviuin,  welches 
den  Unterricht  in  der  Grammatik,  der  Hhelorik  und  der  Dialectik  in  sich 
begriff  und  das  Ouadrivium,  in  welchem  die  Arithmetik,  die  Geometrie, 
die  Astronomie  und  die  Musik  gelehrt  wurden.  *) 

Was  die  RechtsW'issenscliafl  und  den  Rechtsunterricht  belriin,  so 
haben  die  ünlersuchungen  Savignys  den  Beweis  geliefert,  dass  die  erste 
von  einigen  Gelehrten  gepflegt  uml  der  letzte  in  den  Domschulen  in  Ver- 
bindung mit  der  Dialectik  betrieben  wurde.  Man  findet  im  Rechte  bewan- 
derte Männer  vom  fünlten  Jahrhundert  an  in  verschiedenen  westeuropäi- 
schen Ländern.  Im  fünften  Jahrhundert  lebten  in  der  Auvergne  ein  des 
römisehen  Rechts  kundiger  Freigelassener  Namens  Andarchus  und  Pau- 
lus Diaconus,  später  gegen  700  Bonilus,  in  England  der  gelehrte 
Adelmus  aus  derselben  Zeit,  später  .Alcuin  t 804,  der  berichtet,  dass 
in  York  die  Rcchtswissenschalt  gelehrt  werde.  Dasselbe  geschah,  wie 


1)  Hugo,  Geschichte  des  röiii.  Rechts  seit  Justiiiian  3.  Aufl.  S.780.  v.  Savigny 
Geschichte  des  rümischen  Rechts  im  MiUclallcr  Bd.  I.  Nr.  133  — HO.  Bd.  II. 
Kr  84.  IT. 

2)  Guizot  Cour*  d'Aitlotre  moderne,  t.  II.  'Wachsmuth,  Colturgcschichte 
Bd.  II.  $.  91—06- 

3)  Laferricre  hittoire  da  droit  fraufoi*  1.  IV.  p. 
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Wippo  erzähll,  in  llnlien  und  in  Toni  zur  Zoil  des  I’absles  Leo  IX. 
(t  1058.)  Im  neunten  Jahrliunderl  werden  als  der  Ileelilswissenseliall 
kundis  genannt,  der  Erzbischof  llinkmar  von  Rheins  f .882.  PabslJohann  VIII. 
•J- 882  und  Desiderius  Bischof  von  Cahors,  im  zelinlen  Jahrhundert  der 
Bischof  Otto  von  Vercelli,  Abo  in  A(|uilanicn;  dass  die  ini  eilten  Jahrliun- 
dert  lebenden  Gelehrten  Lanfranc  f 1081)  und  Pelms  Damiani  f 1072  es 
gleichfalls  waren,  ergibt  sich  thcils  ans  Nachrichten  ihrer  Zeitgenossen, 
Iheils  aus  ihren  Schriften.  Auch  hatten  die  vielen  iin  neunten,  zehn- 
ten und  eilten  Jahrhundert  lebenden  Coiupilatoreu  des  canonischen 
Rechts,  von  welchen  noch  die  Hede  sein  wird,  allgemeine  Hechtskcnnlnisse, 
sowie  die  Verfasser  der  Fornuilae  und  die  Noturii  oder  Tabelliones.  Es 
werden  zwar  in  diesen  Zeiten  olter  auch  Juris  Doctores,  Juris  magistri  und 
legislatores  genannt,  allein,  wie  v.  Snvigny  nachweist,  hiess  man  so 
die  Finder  des  Rechts  d.  h.  die  Richter.  * ) 

Eine  öirentliche  Rechtsschule  hatte  noch  551  unter  den  Ostgothen  in 
Rom  bestanden.  Justinian  organisirte  sie  nach  dem  Muster  der  von  Con- 
stantinopel  und  Bcryt  im  Jahr  554.  * ) Nach  einer  alten  noch  im  drei- 
zehnten Jahrhundert  geglaubten  und  sehr  wahrscheinlichen  Sage  wurde 
sie,  nachdem  Rom  aufgehört  hatte  zum  oslrömischcn  Kaiserthum  zu  ge- 
hören, nach  Ravenna  verlegt,  von  wo  aus  sie  nach  Bologna  iibersiedelte, 
in  welcher  Stadt  gegen  1050  ein  freilich  weniger  bedeutender  Rechtsge- 
lehrler  Namens  Pepo  lebte  ®J.  Einen  Hauptbeweis  für  die  Fortdauer  der 
Rechtswissenschalt  liefern  vcrscliiedene  über  das  römische  Recht  geschrie- 
bene Werke  aus  diesen  Jahrhunderten  und  die  canonischen  Rechtsbücher. 
Jene  sind  die  so'^.  Lex  Homana  Ulinensis  *),  welche  v.  Savigny  für  eine 
zum  Gebrauche  in  der  Lombardei  bestimmte  Bearbeitung  des  römischen 
Rechts  gehalten  hatte*),  die  aber  unbezweifelt  ein  gegen  900  verfa.sstes 
für  Rbätien  bestimmtes  Werk  ist  •).  Dagegen  entstanden  in  der  Lombar- 
dei gegen  das  Jahr  1000  die  von  Muratori  zuerst  herausgegebenen, 
grösslentheils  aus  den  Quellen  des  römischen  Rcclits  entiionimenen  Monita 
ac  guaestiones,  r ielleicht  auch  ein  aus  K.\cniplaren  des  Corpus  Juris,  beson- 
ders den  Pandccten,  gebildetes  Lelirbuch  des  römischen  Rechts,  dessen 
> Verfasser  den  Namen  Petrus  ’)  hat,  (wenn  nicht  vielmehr  diese  Excep- 


1)  V.  Sa  vig  II  y I.  $.  140. 

2)  V.  Savigny  I.  $.  133. 

3J  V.  Savigny  II.  J.  138  u.  IV.  I.  Hugo  a.  a.  0.  S.  94. 

4)  Sie  ist  gedruckt  in  Wallers  Corpus  juriä  firrmauici  t.  II.  p.  691,  genauer 
bei  H a c II  c I , neben  der  lex  Romuna  U'isi/rolhorum. 

5)  V.  Savigny  a.  .1.  U.  II.  $.  48. 

6)  I)ie*8  haben  Hegel,  (iesehiclile  der  Sladleverfassiing  von  llnlien  II.  S.  101 — 
127  und  Haenel  in  den  Prolrf;.  zur  lex  Rom.  Idsigoth.  (1848)  p.  XXXI — .XL. 
unwiderleglich  dargelhan,  was  nun  Savigny  aiicli  .anerkennt.  Bd.  VII.  S.  28. 

7)  E»  ist  beschrieben  von  Savigny  Bd.  II.  S.  134  IT.  und  iin  Anhang  A.  diese» 
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Hunes  kfjum  lioinanarvin  aus  dem  elften  Jahrhundert  dem  hurgnndischen 
Kelclie,  nämlich  V'alencc,  an^tcliörcn.  Die  Sclirift  ist  eine  systematische 
Harstcllimg  des  Hechts  meistens  des  römischen  in  vier  Oüelicrn.  Das  erste 
eiilhäll  l’ersonenreeht,  das  zweite  Conlrukte,  das  dritte  die  Delicle,  das 
\ierte  l’rozessrecht ; nur  ist  diese  Ordnung  nicht  immer  auf  das  sirengsle 
(Inrehgefiihrt  ’).  Kndlieh  geliörl  hicher  ein  mit  grosser  Sorgfalt  nach  dem 
Muster  der  Institutionen  ausgearheiteles  Lehrbuch  des  römischen  Hechts, 
das  unter  dem  Namen  ,,Drucliylogus'‘  seit  mehreren  Jahrhunderten  bekannt 
ist,  dessen  wahrer  Titel  nach  Hugo  aber  „Summa  A'oi-el/mtim“  sein 
soll.  Es  gehört  dem  Ende  des  elften  oder  dem  Anfang  des  zwölften  Jahr- 
hunilerts  an  ^).  Einen  Beweis  für  die  Fortdauer  des  Studiums  des  römi- 
schen Hechts  enthalten  auch  die  Glossen  in  einer  zur  Turin  belindlichen 
Handschrift  der  Institutionen  ans  dem  Ende  des  ersten  Jahrhunderts*). 

Die  bis  jetzt  bekannte  Zahl  der  Compilationen  des  kanonischen  Hechts 
Min  Benedikt  dem  Leviten  bis  in  die  Mitte  des  elften  Jahrhunderts  ist 
sehr  beträchtlich  ').  übgleicli  die  meisten  nur  für  den  praktischen  Ge- 
brauch waren,  so  zeugen  doch  mehrere  derselben  Inr  eine  ausgedehnte 
juristische  Kenntniss  (auch  des  römischen  Hechts)  und  eine  wissenschaft- 
liche Hichtung  ihrer  Verfasser.  Dazu  gehören  die  gedruckten  Sammlun- 
gen des  Abts  Hegino  von  l’riim,  verfasst  zwischen  906  und  915  *), 
Bureharts  von  Worms,  verlässt  zwischen  1012 — 1023,  Jvos  von  Char- 
tres t 1125  und  des  Algerus  von  Lüttich;  unter  den  nngedruckten  sind 
\or  allen  von  Bedeutung  die  zwischen  KSS  und  897  in  Mailand  veranstal- 
tete VoUectio  Ansclmo  dedicalu,  und  die  des  Bischofs  Anselm  von  Lucca 
i 1086. 


Bandes  abgednickt,  FiiMier  war  cs  1500  in  Sirassburg  erschienen  und  findet 
sieh  in  ft  llandsrliriftcn. 

1)  Sie  sind  einem  Vicarins  0 d i I 0 gewidmet,  der  nach  einigen  Handschriften  ,,S/»/e/i- 
diditsimuM  Valentinat^''  nacli  andern  „Ftorentinne  t'ivitntii  IHiigiiler  mag- 
nißruF'  genannt  wird. 

2)  Es  gab  davon  wimicstens  7 Handschriften,  wovon  man  jetzt  noch  vier  hat.  Es 
wurde  zwei  und  zwanzigmal  gedruckt,  sogar  als  ein  noch  anzuwendeiides  Lein- 
bucii  von  Sc n k c n be  r g 1743  und  von  N e 1 i s in  Loewen  1761.  Die  neueste  voll- 
slaiidig  kritische  Ausg.abe  ist  die  lft27  von  ftoecking  in  Hunn  gemachte  unter 
dem  Titel:  Cor/iut  Irgum  tii’e  /{riirliylngnt  Juris  cii'i/is. 

3)  Savigiiy  licss  sie  gleichfalls  abdrucken  iin  Anliang  zum  zweiten  Baude  seines 
Werks  S.  207  — 392  und  iKleuclitet  sie  in  diesem  S.  130 — 35  , ferner  in  B.  V. 
220  VH  52—63. 

4|  (ienaiierc  Notizen  über  36  Sammlungen  des  kanonischen  Hechts  aus  diesen  Zei- 
ten gibt  Walter,  Lchtbueh  des  Kircitenicchis  J.  100,  mach  den  t'ntersuclmngeii 
der  Gelehrten  ß a 1 1 e r i n i , T li  e i n e r , W a s s e r s c li  I c b e n u.  v.  S a v i g n y 
a.  a.  0.  It.  S.  100 — 109  und  .auch  im  Hd.  VII.  ,S.  71—77. 

5)  Sic  ist  ncuesteils  wieder  herausgeg.  wurden  und  fuhrt  den  Titel ; ßCegiuouis  Abbatis 
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Die  Hechlsentwicklung  ini  zehnten  und  elften  Jahrhundert.  *) 

96.  Das  zehnte  und  elfte  Jahrhundert  sind  eine  Uebergangsperiode 
zu  der  Gestaltung  des  Rechtszustandes  der  christlich  germanischen  Völker 
im  zwölften  und  dreizehnten.  Welches  der  Zustand  des  römischen  und 
des  kanonischen  Rechts  während  derselben  war,  ergibt  sich  schon  gröss- 
tentheils  aus  unsrer  Schilderung  der  Rechtswissenschaft  in  derselben.  Die 
Anwendung  des  erstcren  war  stets  im  Abnehmen,  ohne  doch,  wie  man 
lange  geglaubt  hat,  gänzlich  aufzuhören;  dagegen  war  der  Fortschritt  des 
letztem  der  kräftigste  und  entschiedenste,  was  sich  ganz  natürlich  erklärt, 
indem  in  diesen  zweihundert  Jahren  die  kirchliche  Gesetzgebung  nie  stille 
stand  und  von  der  Milte  des  elften  an  das  Pabslhum  eine  allbcherrsehende 
theokralische  Macht  entwickelte,  in  Folge  welcher  neben  den  Concilienbe- 
schlflssen  die  päbsllichen  Decrelalbriefe  eine  reiche  immerflicssende  Rechls- 
(pielle  wurden.  Sie  gingen  schnell  in  die  zahlreichen  kanonischen  Samm- 
lungen dieser  Periode  über  und  blieben  maasgebende  Rechtsnormen  für 
die  kommenden  Zeiten. 

Dagegen  herrscht  über  den  Zusland  des  gennanischen  Rechts  im  zehn- 
ten und  elften  Jahrhundert  eine  grosse  Dunkelheit.  Die  Volksrechle  kamen 
als  solche  und  als  geschriebenes  Recht  ausser  Gebrauch,  *)  auch  die 
Capitularien  geriethen  allmählig  in  Vergessenheit,  die  grosse  Umgestaltung 
des  ganzen  socialen  Zustands  durch  das  Lehnswesen  brachte  eine  gleiche 
im  Rechte  hervor,  das  sich  von  einem  allgemeinen  in  ein  partikulares  ver- 
wandelte, ohne  gerade  seine  gemeinsamen  fniheren  leitenden  Prinzipien 
zu  verlieren.  Eine  gesetzgebende  Gewalt  der  Könige  in  dieser  Zeit  ist 
kaum  bemerkbar,  es  trat  wieder  ein  Zusland  des  Gewohnheitsrechts  ein, 
der  weil  dieses  auf  der  Autonomie  der  Beiheiligten  benihte  und  sich  nur 
allmählig  ausbildete  in  vielen  Beziehungen  ein  anarchischer  war. 

Was  die  Formen  der  Rechtsgeschäfte  helriffl,  so  bleiben  sie  im  Gau- 


Prumensii  lihri  duo  de  tttHodaJibuM  catuie  et  ditciplinae  eccleeintlicae 
ratione.  vt-n  F.  G.  A.  W as.'i er  »c  hieben  Leipz.  1940. 


1) 


2) 


Eichhorn  deutsche  Sla.iU-  und  R<ehlsgeschichle  Hd.  II.  S'  257.  258.  Wal- 
ler, deuUehe  RechUgeschichle  J|.  290  — 29Ö.  Des  Verfassers  französische  RechU- 
geschichle  II  S-  H Zöpfl  dculsche  Staats-  und  Rechtsgcschichte  TU.  II. 
$.  21.  Gaupp  die  gennanischen  Ansiedlungen  S.  228  fl. 

Zuweilen  berief  man  sich  jedoch  noch  auf  diescll)en,  z.  B.  in  Belgien  and  an- 
derswo auf  die  Lex  Snlica.  Walter  S.  333.  Nr.  1 und  des  V'erfassers  fland- 
rische Reehtsgeschichtc  Bd.  111.  .\blh.  I.  S.  73  IT.  sowie  desselben  Rede  über  die 
Wichtigkeil  des  Rechts  der  belgischen  Provinzen  S.  76.  77. 

S.  ferner  Zöpfl  a.  .a.  0.  S.  74—75.  .Mittermaier  deutsches  Privarreeht 
|.  7.  Note  1.  / ‘ 
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zen  dicselljen,  wie  zur  cimilin^ischeii  Zeil.  ')  f)ie  mcislon  wurden  ver- 
millelsl  Urkunden  abpesclilossen , deren  Zahl  so  pross  ist,  dass,  weil  man 
keine  andern  Uechisquellen  kennt,  man  diese  zwei  Jnlirhunderle  sogar  die 
di ploni mische  Periode  ^(cnannl  hat,  d.  h.  eine  Zeil,  in  welcher 
die  Kunde  des  geltenden  Ueehts  nur  aus  Urkunden  geschdpfl  werden  kann. 
Die  hcrolglen  Rechlsnornien  waren  aber  Iheils  nach  dein  Stunde  der  Per- 
sonen verschieden,  tlieils  nach  dem  Charakter  des  Besitzes,  Iheils  nach 
den  genossenschaftlichen  und  Vertrags- Verhältnissen.  Das  Recht  der  nun 
zur  liöheren  Klasse  gewordenen  Freigehorenen  kam  dem  iirs|>riinglichen  ger- 
manischen am  nächsten;  erhielt  aber  eine  genauere  Fnt wieklung  als  Lehn- 
rechl.  Mil  diesem  war  das  nach  den  Dienstverhältnissen  sich  vielfach  ans- 
bildendc  Dienstrechl  verwandt,  das  jedoch  viel  weniger  gemeinsame  Grund- 
sätze hatte,  als  das  Lehnrechl,  so  dass  man  von  Dienstrechten  {jura  nü- 
nislerialitim)  sprach.  Am  mannichfalligsten  gestalteten  sich  die  Rechtsver- 
hältnisse der  unendlich  grossen  Zahl  der  als  Hintersassen  aller  Art  lebenden 
Unlerlhanen,  indem  ihr  Recht  lediglich  Lokalrccht  und  zwar  das  Recht 
kleiner  Oertlichkeilen  war,  als  der  Höfe  und  der  Dörfer,  so  wie  doch 
auch  der  Städte.  Es  bestand  aus  Ortsgewohnheiten,  die  man  durch  Zeu- 
genahhör  conslalirte,  wenn  es  nicht,  was  selten  der  Fall  war,  nrkundlich 
bewiesen  werden  konnte.  Ueherall  wurden  die  Keime  zu  den  Rechtsnor- 
men gelegt,  die  man  im  zwölften  Jahrhundert  als  Orlsrechte  aufzuzeichnen 
pQcgtc,  so  dass  das  neunte  und  zehnte  Jahrhundert  .als  die  Zeil  anzusehen 
ist,  in  welcher  der  in  den  zwei  folgenden  als  ein  schon  fester  hervor- 
tretender Rechlszustand  Ihalsächlich  begründet  oder  vorliereilet  wurde.* 
Nur  wenige  Aufzeichnungen  aus  dieser  Zeit  haben  sich  erhalten;  als 
.solche  können  die  so  gen.  Polyplychen  *)  angesehen  werden,  deren  es 
schon  in  der  carolingischen  Zeit  gab,  die  Grussbrittanien  angehörenden 
RecHludincs  singularum  persotianm,  ')  ferner  die  kges  et  Statutae  Famiäae 
saiicii  Petri  U’ormalicitsis , d.  h.  das  von  Bischof  Burchnrd  von  Worms 
gegen  1031  aufgezcichnete  Recht  für  die  Gnindherrschaflen  der  Stifter  und 
Klöster  seines  Ländchens,  *)  hie  und  da  ein  Dorfrecht,  Entscheidungen 


1)  Hies  gilt  suwulil  was  die  Einteilung  von  Verträgen  vonnillelsl  l'rkunden  betrifll, 
als  aucli  rürksichtlicli  der  .rllgcniianischcn  Uetiertragiing  des  Eigenihunis. 

2)  l.ahoHlnye  de  ln  Conditinn  det  Femmet  />.  101. 

3)  Besonders  wichtig  ist  das  von  Giierurd  in  Paris  herausgegebeiie  in  einem  vor- 
treinichen  t'oinmenl.ir  begleitete  Polyplichnn  Innimmis  (Paris  1810—42.  2 Bde.  1. 
Verschiedene  andere  sind  denisellH-n  angelüngt. 

4)  Sic  sind  wie  es  scheint  ans  dem  lehnten  J.-dirhundert  und  zuerst  Von  I.appenberg 
im  rhein.  Museum  VI.  145  mid  von  I.  co  mit  einer  einicitcndi  n Abh.indlting  neu 
hcransgcgchcn  Italic  1812  und  zwar  von  diesem  sowohl  in  angcl.sächsischcr  als 
in  lalcinisclicr  Sprache.  Ijippentierg  gibt  sic  unter  dem  Titel:  de  Dignitate 
hnminum  /1/tgloMnjyt/ium. 

5)  Gedr.  in  Wallers  Cor/i.  Juris  Germ.  III.  775. 
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der  Könige  oder  des  Kaisers  ')  sowie  einige  wenige  iillgeincine  Verord- 
nungen derselben.  Manche  Lokalreclile  aus  dieser  Zeit  mögen  verloren 
gegangen  sein,  *)  manche  noch  unbekannte  linden  sich  vielleicht  in  den 
Cartularien  der  Klöster. 

Eine  wichtige  Kcchtsquelle  waren  indessen  schon  die  immer  zahlrei- 
cher werdenden  Privilegienbriefe  der  Könige  und  sonstigen  Landr*sherrn. 

Hauplarlen  der  germanischen  Keehtsquellen  des  zwölften 
und  dreizehnten  Jahrhunderts.  *) 

97.  In  den  ersten  Jahrzehnten  des  zwölften  Jahrhunderts  war  die 
Umwandlung  des  Systems  der  |iersönliehen  Rechte  in  das  des  Territorial- 
rechts vollendet  und  nur  ausnahmsweise  kam  das  dem  ersten  zu  (minde 
liegende  Princip  (oder  eine  professio)  noch  zur  Anwendung. 

Die  Tcrritorialrcehte  waren  aber  von  sehr  verschiedenem  Umfang;  sic 
waren  Hof-,  Dorf-,  Stadt  , Land  - oder  Reichsrecht,  welch  letzteres  sich 
aber  allmälich  als  das  gemeine  Recht  eines  ganzen  Volks  ausbildete,  in 
Deutschland  häuiig  Kaiserrecht  genannt  wurde,  in  Frankreich  droit  com- 
mun  de  la  France  und  in  England  Comntun  law , auch  kanonische  Hechts- 
grundsätze enthielt  und  in  beiden  ersten  Ländern  römisch -rechtliche  in 
sich  aufnahm. 

Seinem  Inhalte  nach  war  alles  Recht  Privatrecht  oder  öffentliches  und 
dieses  wieder  Staats-Criminal-Prnzess  oder  Kirchenrecht.  Allein  man  un- 
terschied nach  den  das  Recht  anwendenden  (geistlichen.  Lehn-  oder  an- 
dern (Jerichten)  nur  kirchliches  und  >Veltliches  und  thcilte  dieses 
in  Lehnrecht  und  Landrecht  ein.  Die  andern  Gegensätze  waren  noch 


1)  Die  der  Könige  von  Frnnkrcicti  finden  sieh  im  ersten  Bande  der  Ordonttancee 
dt»  Kai»  de  France  und  dem  Kecneil  det  conciennet  loh  francaites  v. 
D<-crussy  ii.  a.  Die  reirJisgeselzlicben  Akte  der  deulsrhen  Könige  und  Kaiser, 
welche  immer  sehr  verschiedenen  Clmrakler  haben,  sind  von  922  bis  108.’»  nur 
31 , und  zu5.ammenges(ellt  bi'i  Pertz  Manumenta  (iermaniae  hiitoricu  t.  IV. 
oder  Irgiim  t.  II.  S.  16—49. 

Von  den  Gesetzen  der  angelsächsischen  und  normannischen  Könige  in  England 
wird  unten  j|.  107  die  Rede  sein. 

2)  Ein  Dorfrecht  von  Bourg-S.aint  Martin  in  F'rankreicli  aus  dem  Jalir  084  ist  ge- 
druckt in  des  Verfassers  französischer  Staats-  luid  Rcchtsgeschiclitc  t.  I.  p.  20 
im  Anhang;  andere  gibt  Giraud,  E$tait  tur  Fhiitoire  du  droit  frauenie 
t.  II.  pag.  509,  nämlich  das  I.andrecht  von  Keole  aus  dem  Jalu'  977,  ein  Land- 
recht  von  Bigorrc  v.  1097  Bd.  I.  p.  9.  Die  Rwhtsstatulcn  von  Oleron  im 
Land  Bearn  hat  Petrut  de  Maren  ki$t.  de  Benrn  drucken  lassen.  Ferner 
ist  ein  Weisthuin  v.  Echternach  v,  1095  bei  Grimm,  Weissthümer  I.  269  an- 
lUführen  nnd  das  älteste  ins  10.  Jaluhundert  gehöirende  Stadtrecht  v.  Strassburg; 
hei  Waller  Corp.  Jur  Germ.  III.  p.  780. 

3)  Eichhorn  a a.  0.  $.  257  fl.  Zöpfl  $.  21  IT.  Walter  a.  a.  U. 
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nicht  von  vorherrschender  Bedeutung,  besonders  da  in  Folge  des  Lehns- 
systeins  das  Staalsrecht  auch  unter  der  Herrschaft  privatrechllicher  Prin- 
zipien stand  und  jede  landesherrliche  Gewalt  als  das  F-igenlhum  ihres 
Inhabers  angesehen  wurde. 

Was  die  Entslehungsweise  der  Rechtsnormen  betrifR,  so  kann  man 
auch  jetzt  alle  Rechtsquellen  auf  die  drei  Hauptarten  des  Gewohnheits-Ge- 
setzes und  Juristenrechts  zuriickhlhren , doch  ist  es  nicht  selten  schwer 
zu  bestimmen , zu  welcher  derselben  ein  Rcchtsdenkmal  gehört,  besonders 
dcsshalb,  weil  die  Quellen  häufig  in  einander  übergehen,  so  dass  z.  B. 
das  Gewohnheitsrecht  eines  Orts  den  Charakter  eines  gesetzlichgeltenden 
annimnit  und  daher  auch  wohl  lex  et  coruuetudo  genannt  wird,  oder  so  dass 
das  Juristenrccht  vorzugsweise  in  aufgezeichneten  Rechtsgewohnheiten  be- 
steht. Man  wird  am  geeignetsten  die  Rechtsquellen  dieser  Zeit  eintheilen: 

in  A.  Ungeschriebenes  Recht,  bestehend 

I.  in  eigentlichem  unaufgezeichnetem  (oder  aufgezeichnelem)  Gewohn- 
heitsrecht ; 

II.  in  Recht  der  Gerichtspraxis; 

beides  oft  mit  Nortnen  des  geschriebenen  in  den  Rechtsbüchem  zusam- 
niengestellt. 

B.  Geschriebenes  Recht  zerfallend 

I.  in  eigentliche  Gesetze  oder  Verordnungen  des  Landesherm 

II.  Privilegienbriefe 

III.  in  das  vertragsmässig  errichtete  Recht.  ') 

Diese  verschiedenen  Rcchtsquellen  verdienen  eine  nähere  geschicht- 
liche Beleuchtung: 

a)  Während  der  Dauer  des  anarchischen  Zustands  des  Gewohnheits- 
rechts war  das  Hauptmittel,  die  anerkannt  geltenden  Rechtsnormen  zu  con- 
statiren,  das  des  in  Deutschland  *)  sogen.  Weisthums,  d.  h.  in  der  Be- 
zeugung durch  die  competenten  Personen , dass  ein  angerufener  Rechtssatz 
befolgt  werde;  sie  geschah  theils  in  Folge  einer  Umfrage  bei  den  Ortsan- 
gescssenen,  *)  den  Standesgenossen,  ■•)  der  Umgebung  am  Hofe  des  Kai- 
sers •)  oder  Königs,  theils  von  Anfragen  bei  den  Richtern,  z.  B.  den 


1)  Vergl-  mil  dtt!8cr  Einlhuiliiii^  der  RechUqucllen  die  ähnliche  in  Eichhorns 
deuUclier  SloaU-  und  Rechtsgeschichfc  Bd.  II.  J.  258—265. 

2)  Hüllfiiidisch  heisst  das  gerichtliche  Urlhcil  Wijs>  (spreche  Weis)  dom.  Die 
unter  dem  Titel  W'eislhümer  von  tirimm  veranstaltete  Saininlung  deutscher  Rechts* 
quellen  enthält  bei  weitem  mehr  andere  Rcchtsdenkmalc  als  Weislhümer  im 
eigentlichen  Sinne  des  Worts,  wenn  solche  auch  oft  vielleicht  aus  Weisthümem 
heiA’orgingen. 

3)  Weisthnmer  dies<‘r  Art  gibt  es  »ehr  viele  *.  B.  bei  Grimm  Bd.  I. 

4)  Der  Verfasser  kennt  Weisthumer  der  Adelichen  io  Lüttich  über  Rechte  ihres 
Standes. 

5)  Davon  nachher  im  100. 
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Schöffen  bevor  ein  zwcirelboftcr  Rechlsfall  vor  sie  gebracht  wurde,  ')  bald 

aber  aiidi  bei  Icierlichen  CelegenheUei),  z.  15.  einem  Hegenlenwechsel  ii. 
(Igl.  wo  zuweilen  ein  solclies  Zeugniss  über  die  wiclUigslea  Ucclilsge- 
wohnheiten  der  Oerlliehkeil  ii.  s.  vv.  sieh  crslreckte,  mifgeschiieben  und 
von  den  Zeugen  beurknndcl  wurde.  l)ie  Aufzeicliiumg  wurde  oft  auf 
eine  Pergunientrolle  {ruMns)  gemaclil,  so  dass  die  Kotuli,  liunKÖsisdi 
röles,  deulsdi  Rodel  zu  den  ältesten  Rediisilenkmalen  gehören.  Be- 
rühiul  sind  die  Hnliili  .Xnniinmiini’ , lerner  die  die  AVeislliümer  des  ältesten 
Seeredils  enthaltenden  Ihtlrs  d'Olermi-,  und  im  südlichen  Deiitsddand  gab 
es  noch  im  neunzehnten  Jahrhundert  aus  sehr  Irühei  Zeit  stammende 
Ding-,  Stadt-  und  Dorf- Rodel.  *)  Sonstige  Bezcidimmgen  für  Weis- 
thüiuer  waren  die  von  Reccord.s,  recfirflttlio/irx  oder  .(/Ifstiifiniirs  z.  B.  Sctihi- 
■unnun,*)  die  sogar  oft  ausführlichere  SchölTenbricle  sein  konnten.  In 
Frankreich  wurde  das  (.'onstatiren  eines  Gewohnheilsredits  durch  hiqucstaf 
per  turhas,  d.  h.  durch  das  .Abhören  von  zweimal  zehn  Zeugen  (wenn 
man  so  viel  erhalten  konnte)  bewerkstelligt.  Da  deren  hirgehniss  ein 
W'eislhum  w'ar,  so  hat  man  diese  Em/ueles  par  Ttirhes,  •)  die  bis  zur 
Rcdaction  der  Gewohnheitsreclite  der  Provinzen  und  Oertlichkcilen  in  Fraidi- 
reich  überaus  hüulig,  zugleich  auch  sehr  schwierig  waren,  gleicldalls  zu 
den  Weisthümern  zu  rechnen. 

b)  .Aus  der  Aufzeichnung  der  hauptsiichlichen  Rechtsgewohnheiten  einer 
Ocrtlichkeit  gieng  alsbald  eine  andere  dem  AVeislhum  und  namentlich  dem 
Rotulus  seinem  Gehalte  nach  gleichstehende  aber  formell  von  ihm  ver- 
schiedene Rechtsquelle,  nämlich  die  AVillküre,  auch  Küre  oder  Kührc, 
flamämlisch  Kerne,'')  hervor,  welche  in  der  vom  I.andesherrn  förm- 


1)  Im  Landfrieden! - Instruroenl  Kaigert  Fricdrichg  II.  v.  1235  c.  15  (bei  Pcrlz 
tege$  I.  II.  S.317I)  werden  solche  ErkLVrungen  der  Richter  G e sam  m t- b' r le  il 
genannt. 

2)  S.  Thöl  Einleitung  in  dag  deutsche  Privalrecht  $.  21.  In  der  Schweiz  und 
im  Elsagg  wurden  diese  Aufzeichnungen  auch  Oeffnungen,  d.  h.  Eröifnuugcii 
genannt.  Blum  er  Staats-  und  Rechtsgeschichtc  der  schweizerischen  Dcniocra- 
len  Thl.  I.  St.  Gallen  1850.  S.  43. 

3)  In  den  UrkundenbOchern  der  Abtei  St.  Bkasius  nocli  vor  kurzem  im  Archiv  zu 

Freiburg  bewahrt,  steht  am  Ende  der  Urkunden  für  jedes  Dorf  der  Rodel,  d.  h. 
das  Ortsrechl.  ’ 

4)  Reccords  hiessen  z.  B.  die  von  den  Schöffen  der  Stadt  Lütlicli  ausgcferliglcn 
Weisthfimer,  die  spater  im  Grofid  Rseeord  de$  üchevinM  de  l.idge  zusammen- 
gefasst  wurden.  Lateinisch  hiess  man  sie  Atte$tationeM  Scahinorum. 

5)  Berühmt  ist  in  Deutschland  der  Gallcr  Schöffenbrief  von  1235. 

6)  S.  die  EHCpctopedie  Methpdiifue;  Juritprudence  t.  IV.  pag  291. 

7)  Alle  flandrischen  Keuren  des  12  und  13.  Jahrhunderts  sind  herausgegebeii  und 
geschichtlich  beleuchtet  in  des  Verfassers  flandrischer  Staats  - und  Rechtsgesehichlc 
Bd.  III.  Tübingen  1834-1642. 

Auch  Brabant,  Zceland,  Holland  u.  s W.  haben  viele  Kciircn. 
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lieh  ,'iiieikannlen  und  Ijesläliglen  Aiirzpir-Iinnn^'  des  Ortsrechls  bestand, 
oft  den  niiiruliler  des  vei  l r.assinässis  fesleesetzlen  Rechts  halte,  den 
oben  ,nnf;eiiihrlen  Namen  le.r  e/  cnnsueluito  (z.  H.  in  den  flandrischen  Städten) 
lülirte  oder  den  lalinisirten  Cliora,  ')  aneli  wohl  Eleclio  •)  (jus 
i'lectiim)  genannt  wurde  und  znsleieii  als  l’rivilegienbrief  galt,  weil 
i’ine  solche  Anerkennung  der  Rechte  eines  Orts,  mit  der  häufig  die  Ge- 
stattung mancher  Vorrechte  \erbunden  war,  ihren  formellen  Gellungsgmnd 
m der  Gnade  des  bandcshcrrn  liatle. 

c)  Nicht  selten  war  aber  das  ganze  Urtsn  i'ht  seiner  ganzen  Natur 
nach  nichts  anderes  als  ein  Privileginin  oder  Frcihcilsbrief,  wenn  nämlich 
der  ganze  Akt  vom  l.andeslierrn  misgieng,  unter  andern,  wenn  eine  Stadt 
neu  gegründet  wurde  und  ihr  Herr  durch  die  itn  Voraus  gemachte  Zu- 
sicherung eines  liberalen  Ortsrechls  ilieselbe  selmell  bevölkern  wollte,  wie 
z.  B.  die  ilerzoge  von  Zäliringen,  als  sie  112(1  die  Stadt  Freiburg  griinde- 
len;  oder  wenn  ein  I.andestierr  ein  liorf  in  eine  Stadl  umwandelle  oder 
naeli  einetn  Aiifslaini  einer  Stadl  ein  l’eslsteliendes  Recht  crlhcille,  das  zu- 
weilen in  dem  uns  einer  andern  SUnll  gelmllen  F.okalreclil  bestand.  Da 
solelie  Kecliie  durcli  bcsiegelle  Urkniidcn  bekräftigt  waren,  wurden  sie 
auch  wnld  llandvesten  genannt. 

Iiie  Köhren,  l’rivilegicn-  oder  Freiheilsbriefe  und  die  Handvesten  sind 
ihrem  Inhalte  iiacti  (fremdes  oder  einheimisches)  Gewohnheitsrecht, 
der  Form  nach  aber  ziim  Gesetzreehl  zu  zälden. 

d)  Verlragsmässig  feslgesclzles  Recht  ist  vor  allem  in  den  Dienst- 
rechten  enthalten,  deren  Inhalt  jedoch  oll  erst  nach  sehr  langer  Zeit  ur- 
kiindlich  in  einem  Rotnius  oder  einer  l'rkunde  *)  aufgezeichnel  wurde, 
so  dass  es  gleiclilälls  tien  Charakter  eines  ausdrücklich  durch  den  Dienst- 
lierrn  bestätigten  Gewolmlieitsrechls  liatte,  ein  Dienstrodel  (z.  B.  die 
Itoluli  MimsteriuUum  Haminiac  •'')  oder  Mandiesle  war.  Durch  Verträge 
wurde  indessen  aueli  ziisveilen  eine  Rcelilsnorm  zwischen  dem  Landes- 


1)  biosen  Nami'ii  folirl  Jas  b.andri'clil  von  Zri  laiid  v.  J.  1257  in  einer  Handschrin 
der  Zeit  auf  der  V'iiiversitalsbibliolluk  zu  I.oewcn.  Es  ist  gedruckt  in  Smalle- 
gangs  tieschielilc  von  Zectand. 

2)  Diese  Ceberselirifl  ffibrl  in  der  Haiidscliiifl  die  Keiirc  der  Sladl  Brüssel  v.  J.  1229 
gedruckt  tünler  der  a.  Uede  des  Vcrfasscis  S.  57.  Audi  das  älteste  Bechl  von 
Soest  in  Wi'sliibalen  wird  in  einer  tlrkuiide  von  1292  rlecta  Susatensis  op- 
pii/i  fitfdtiit  genannt.  Eichhorn  S 2.5!).  ii.  d. 

3)  Es  gil>t  bernliinU-  Dieiislreohtc  dieser  .\rl.  die  .ältesten  in  Deiitscliland  sind  von 
Hamberg  und  Köln.  Dies,'  gedrnrki  bei  Walli'r  Co/yi.  Jur.  Germ.  111  775. 
Andere  Üieill  mit  Fürth,  die  Ministerialen.  K,51n  1?38. 

l)  Eine  Anzahl  nandrischor  Pienstrcehle  vmi  llß3 — 1'250  in  dos  Verf.  flandrischer 
Staats-  und  Reehlsgesehiehle,  11.  Ilt.  .Mali,  2 TJikdb.  Nr.  34 — 43. 

5)  Abgedruekl  im  diploinatisetn’ii  .Anhang  znr  Rede  des  Verf. : Von  der  Wieliligkeit 
der  Kunde  des  Rechts  der  belgischen  1‘rovinzen  S.  50—  50 


Digitized  by 


235 


Herrn  und  seinen  Unlerlhnnen,  den  Gnindherm  und  seinen  Hintersassen, 
dem  König  und  den  Grossen  des  Reichs  (z.  B.  die  Landfrieden)  oder 
zwischen  dem  l’abst  und  den  Königen  oder  dem  Kaiser  (also  durch  Con-  . 
cordatc  festgesetzt.  Auch  war  das  Lchcnsverliäliniss  seiner  (irtindlage  nach 
ein  verlragsmössiges , doch  durch  allgemeine  oder  partikulare  gewohnheils- 
reehlliche  Nonnen  bis  ins  Einzelnste  regulirt,  so  dass  sich  sogar  ein  ge- 
meines Lehnreeht  für  einen  grossen  Tlieil  Europas  (nfimlich  das  longobar- 
dische)  bildete. 

e)  Das  Recht  der  Gerichts|iraxis  bestand  Iheilweisc  in  gelegentlich  er- 
theilten  Weisthilmern  (Becordt  des  Echemns),  dann  in  Entscheidungen  ein- 
zelner Fälle , auf  die  man  sich  beim  Wiedervorkonimen  derselben  berief, 
theils  in  Observanzen,  die  man  bald  auch  den  Stylus  curiae  nannte;  ferner 
in  Erankreich  in  den  verschiedenen  beim  Abhallen  von  Gerichtstagen  pu- 
blicirlcn  Salzungen,  die  den  Namen  Assis iac  (Assises)  führten.  ')  Es 
wurden  für  die  Weislhümer  und  die  gerichtlichen  Entscheidungen  oft  Regi- 
ster angelegt,  welche  gleichfalls  zu  den  wichtigen  Rechtsdcnknialen  dieser 
Periode  gehören.  Sehr  berühmt  sind  als  solche  in  Frankreich  die  sog. 
Olm,  d.  h.  die  gegen  1254  begonnenen  Register  der  Entscheidungen  des 
Parlaments  zu  Paris;  *)  auch  aus  der  Normandie  sind  solche  Register  aus 
dem  13.  Jahrhundert  bekannt  und  England  hat  deren  gleichfalls  aufzuwei- 
sen. Sie  wurden  später  auch  wohl  zu  Rechtsbüchem  verarl)eilel  * ) oder 
gaben  einen  Theil  des  Stoffes  dazu  her.  *) 

f)  Von  den  vor  allem  gegen  die  Milte  des  13.  Jahrhunderts  beginnen- 
den Rechtsbüchem  wird  in  §.  99  besonders  gehandelt  werden. 

g)  Von  geringerer  Bedeutung  sind  auch  in  diesen  Jahrhunderten  hi 
vielen  Ländern  die  landesherrlichen  Verordnungen : freilich  zahlreicher  in 
Frankreich  und  England,  als  im  deutschen  Reiche,  auch  häuflg  schon  in 
den  Ländern  der  Herzoge,  Grafen  und  Fürsten.  Sic  beziehen  sich  mehr 
auf  die  Staatsverwaltung  und  insbesondre  auf  das  Finanzvve.sen,  als  auf 
das  Privalrecht.  ®) 


1)  Man  hat  deren  von  der  Normandie  .aus  dem  t3.  Jahrhundert,  .abgedruekt  in  des 
Verf.  franiösischer  Rechlsgeschielitc  Itd.  II.  Anhang  S.  48  folg.  Doch  wurden 
auch  auf  diese  Weise  putilicirle  Verordnutigen  der  I.andeidierrn  .\ssises  genannt, 

I.  B.  die  des  Grafen  Geoffroi  von  der  Bretagne  Ebend.  Der  Name  gieiig  auf 
ganze  Rechtsbneher  Ober,  z.  B.  die  von  Icrus,alcm. 

2)  S.  des  Verf.  französische  Sinais-  und  Reehlsgesehiehte  Bd.  II.  S 55. 

3)  Anzuführen  sind  z.  B.  das  I.ilUicbiT  Rechlsbueh  Pa vi  Hart  genannt,  jus  dem  14. 

J. ahrhundcrt ; das  von  Lille  nach  seinem  Verfasser  Roisin  genannt  und  die  sog. 
Thalamus  von  Monli»dlicr  herausgegeh.  1840  S.  des  Verf.  franr.  St.-  ii.  R. 
Geseh.  II.  S.  63 

4)  z.  B.  zu  den  Reehtsbüchern  des  Königreichs  lernsalein  (wovon  unten.) 

5)  Eichhorn  §.202.  Zöpfl  §.  26  Des  Verf.  franz.  Staats-  nnd  Rcehlsgesehiehle 
Bd.  II.  Nr.  19. 
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Was  die  Acte  der  deutsdien  Kaiser  anbclungt,  die  meist  Privilegienbriefe 
waren  oder  einzelne  Personen  betreffen,  so  haben  nur  wenige  derselben 
in  dieser  Periode  den  Charakter  von  wahren  Gesetzen  des  deutschen  Reichs. 

Unter  der  grossen  Zahl  der  von  Perlz  zusainmengestellten  Kaiseraktc  von 
1100 — 1300  sind  über  1T5  nur  Regieningsakte,  freilich  der  verschieden-  | 

sten  Art,  z.  B.  auch  Krönungsaktc  und  Friedensschlüsse.  Gegen  45  der-  ij 

selben  sind  Gesetze  oder  allgemeine  Verordnungen,  wozu  auch  Ccncordale 
und  die  Landfrieden  gehören,  welche  eine  llauptquellc  des  Criminalrechls 
wurden,  und  wie  verschiedene  andere  leges  in  Folge  von  Vereinbarungen 
mit  den  Stünden  des  Reichs  erlassen  wurden.  .Allgemeine  Rcchlssalzungen 
enthalten  indessen  auch  die  sehr  hanfigcn  auf  Reichs-  oder  Hoffagen  aus- 
gesprochenen .Sententiae  über  Rechtsfragen ; die  Zahl  dersellien  ist  gegen 
75.  Viele  dieser  Kaiseraktc  beziehen  sich  auf  Italien.  ') 

Von  den  Sladl-  und  Land-Rechten.  *) 

9*^.  Stadtrechte  entstanden  entweder  dadurch,  dass  die  städtische 
Bevölkerung  ihr  eigenes  Gericht  erhielt  und  von  diesem  entweder  nach 
ulthcrgcbrachlen  Gewohnheiten  oder  einem  ncuertheilten  Rcchtsstatut  ge- 
richtet wurde,  oder  dass  eine  unfreie  Stadt  sich  einen  Privilegienbrief  dieser 
Art  erkämpfte  oder  sonst  errang,  oder  dass  einer  neu  anzulegendcn  Stadt  oder 
einem  gewesenen  Dorf  ein  Landrecht  verliehen  wurde.  Es  bedurfte  jeden- 
falls der  Genehmigung  des  Renn  der  Stadt  und  bestand  anlänglich  in  i 

wenigen,  theils  straf-  privat-  oder  prnzessrechtlichen  Satzungen,  durch 
welche  die  wichtigsten  RedUsverhültnissc  der  Sladtbürger  regulirt  wurden. 

Die  ältesten*)  auf  uns  gekommenen  Stadtreclite  von  Mitteleuropa  sind  das 
der  Stadt  Valenciennes  von  1114'')  und  das  der  Zähringischen  Stadt  Frei- 
burg von  1120.  *)  Auf  sic  folgen  ('von  1128  an)  die  z.'ihlreichen  Lokal- 

1)  Monumenta  Germnniue  kitloricn  Lrg.  //.  jj.  59  — ITl. 

’i)  Eichhorn  a.  a.  C.  jj.  259.  dos  Vorf.  franz.  SUiaLs-  und  RccliLsgeschichtc  Bd.  I. 

$.  119  IT.  Bd.  II.  jj.  18.  Tliol  it.  a.  0.  $.  23.  Ein  alphabetisches  Verzeichniss 
von  gegen  400  deutschen  Stadtreehlen  des  Millelallers  mit  geschichtlichen  Nach- 
weisniigeii  und  zum  Theil  dem  Abdruck  ihrer  Texte  gibt  Gen  gl  er  in  seinem  ' 

Werke:  di'ulsehe  Stadtreehtc  des  Mittelalters.  Erlangen  1852. 

3)  r ör  dsis  nUesU*  SUidtrecht  DcuUchlaiidK  gilt  das  von  Kola:  doch  hat  moo  davon 
keine  alte  Aufzciihnung.  Zwar  benutzt  man  ein  noch  älteres  vuii  Strassburg  (von 
982)  svUein  dicss  Ut  ein  HechtssUtut  i^nz  verschn-dener  Art,  indem  es  nicht  6u< 

Wühl  ein  Recht  der  damsils  noch  gar  nicht  existirenden  Bürger  dieser  Stadt,  son-  i 

dorn  eine  Verordnung  über  die  (»crechlMine  des  Bischofs  sowie  der  Rcichsbcani- 
t«.*n  in  Stra.ssburg  enthält. 

4)  Ks  ist  abginlruckt  aus  der  Henegauischeii  Chronik  von  Jn^uet  de  Guyee  hinter 
des  Verf.  R«*dc  ober  die  Wichtigkeit  der  Kunde  des  belgischen  Rechts  tic. 

5)  Man  hat  verschiedene  Au$g«abcn  den  entschieden  alten  ii  Text  machte  in  einem 
Programm  zu  den  Wintcrvorlesungeu  von  1833  an  der  Universität  Freiburg  H. 

Schreiber  bekannt. 
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rechte  der  Iranzüsisclicn  Comnninalslädlc , d.  h.  derjenigen  Sliidlc,  die  in 
Folge  einer  s.  g.  Conimunia,  d.  h.  einer  Gildeversehwöriing  von  iliren 
Herrn  meistens  Ihschüfen,  Rcelitsslatiitcn  erliiellen,  welche  die  Könige  von 
Frankreich  bestätigten  und  in  Schutz  nahmen;  l'erncr  die  der  flandrischen  ‘) 
und  andrer  niederländischer  Städte  und  vieler  deutscher.  Eine  verltreilete  Sitte 
des  zwölften  und  dreizehnten  Jahrhunderts  war  die  vollständige  oder  Iheilweise 
Uebertragung  des  Hechts  einer  Stadt  auf  eine  andere,  in  Folge  welcher  man 
sog.  Familien  der  Stadtreclite  und  Mnlterrechte  * ) unterscheiden  kann. 
Beweise  hievon  liefern  nicht  nur  Frankreich  und  Flandern,  sondern  auch 
Deutschland  und  andere  Länder.  Die  ,‘\nfangs  nur  aus  wenigen  Bestim- 
mungen bestehenden  Sladtrechlc  wurden  oft  verbessert  und  im  Verlauf 
des  dreizehnten  Jahrhunderts  besonders  dadurch  crw'citcrl,  dass  die  Ver- 
ordnungen der  städtischen  Behörden  mit  denselben  verbunden  wurden  oder 
einzelne  urkundlich  constatirtc  Weisthiimer,  oder  dass  die  in  den  Entschei- 
dungen der  Stadtgerichte  befolgten  Hechtsmaximen  gleichfalls  in  dasselbe 
kamen,  sowie  die  von  dem  Herrn  der  Stadt  weiter  verliehenen  Privilegien. 
Oft  wurde  das  erweiterte  Stadtreeht  wieder  in  einer  eigenen  Urkunde  sanc- 
tionirt.  ®)  Es  erweiterte  sich  aber  bald  der  BegrilT  des  Stadtreehts  selbst, 
indem  man  auch  alle  andern  nicht  völlig  als  Lokalrecht  sanktionirten  Heohts- 
normen,  die  mau  in  der  Stadt  anwandte,  unter  denselben  Begrilf  brachte, 
also  ungeschriebenes  Cewohnheitsreeht  und  Rechtssätze,  die  man  aus  allge- 
meinen yuellen  entnahm,  z.  B.  aus  den  in  der  zweiten  Hälfte  des  drei- 
zehnten Jahrhunderts  entstandenen  Rechtsbiiehern,  z.  B.  in  Sflddeutschland 
aus  dem  sog.  Schwalynspicgel  (§.  99).  Eine  vor  allem  von  diesen  Grund- 
lagen ausgehende  noch  grössere  Erweiterung  der  Stadtrechte  gehört  den 
folgenden  zwei  Jahrhunderten  an.  Das  Gericht  einer  Stadt,  von  welcher 
eine  andere  ihr  Stadtreeht  erhalten  hatte,  wurde  bald  dasjenige,  an  wel- 
ches Berufungen  von  den  Urtheilen  des  Gerichts  der  letzteren,  als  an 


1)  Als  das  ällosic  gilt  das  von  GrainmonI  v.  1087,  doch  ist  sein  Alter  zweifel- 
haft; darauf  folgt  das  Stadtrecht  v.  St.  Omer  v.  1127,  dann  die  mehrerer  kleine, 
ren  Städte,  v.  1172  an  das  gemcinsatne  der  Städte  Gent,  Brügge  und  Y|)crii. 
S.  des  Verf.  flandrische  Staats-  und  RechUgeschichtc  Bd.  1.  Urkundeiiliucli 
S.  27  u.  33. 

2)  In  Deutscidand  ist  vor  allen  das  schon  erwähnte  Stadtreeht  von  Köln  ein  solches 
Mntterrecht;  aus  ihm  stammen  im  südlichen  Beiitscliland  das  von  Freihnrg  und 
die  aus  ihm  entnommenen  von  gegen  30Sta<llen;  im  nürdhrhen  Deutscliland  das 
der  Stadt  Soest  in  Wesiphalen , von  welcher  l.ubcvk  sein  erstes  Ueclit  «'rhiell, 
welches  das  Mutlerrecht  sehr  vieler  Städte  des  Nordens,  ja  sogar  nielircrer  Länder 
wurde.  Namhafte  Mullerrechtc  waren  die  von  Magdeburg,  Munster,  Znl|dieii, 
Augsburg,  Frankfurt,  Kohuar.  In  Flatulern  war  das  Stadrecht  von  Geiit  ein 
Mutlerrecht , im  nördlichen  Frankreich  waren  cs  die  Sladlrcchto  v.  Laoii , Bcauvais, 
Soissons  u.  a. 

3)  So  z.  B.  das  Augsburger  1276,  das  Freiburger  1202,  das  von  Gent  1296. 
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ihren  Oberhof  sUUthallen.  Dadurch  entstand  eine  Gemeinschaft  der  Stadt- 
rechte  und  ein  solches  Verhältniss  unter  manchen,  dass  das  Stadtrecht, 
welches  Mutterrecht  von  andern  war,  zu  grossem  Ansehen  gelangte  und  eine 
gemeinsame  Kechtsquelle  oft  vieler  Studie  wurde.  In  Deutschland  nannte 
man  das  Recht  einer  Stadt  auch  ihr  Weichbild  *),  ein  Name  über  dessen 
Ursprung  und  Bedeutung  man  nicht  einig  ist.  Ein  berühmtes  Stadtrecht 
Norddeulschlands,  nämlich  das  von  Magdeburg,  das  für  viele  sächsischen 
Städte  eine  Art  .Normalrecht  war,  wurde  sogar  das  sächsische  Weichbild 
genannt,  wolil  auch  desshalb,  weil  es  aus  dem  berühmten  Rechtsbuche 
der  sächsischen  und  thüringischen  Lande,  dem  Sachsenspiegel,  viele  Be- 
stimmungen in  sieh  aufgenommen  hatte.  *) 


f)  Die  gcwühnliclic  Erklärung  ist  die : es  trezeichne  das  innerhalb  der  heiligen  Bil- 
der der  Stadt  gellende  Recht.  Richtiger  erklärt  man  da»  Wort  wohl  von  Wie 
oder  Wyek  (Oit,  Stadt  in  llollund  nach  dein  Namen  des  Stadtviertels)  und  Bill- 
Recht,  so  dass  Wycktrill  oder  Wyckblllede  wörtlich  nichts  iH’deutet  als  Orlsrecht. 
2)  Alle  flandrischen  Siadtrechtc  des  12.  u 13.  Jalnhunderts  sind  alrgedruckl  in  den 
3 Banden  der  öfter  angeführten  Dandiischen  Staats-  und  Rcchtsgeschichtc  de» 
Verf.  Ein  clironologisclies  Vcrieiehniss  der  Siadtrechtc  der  übrigen  belgischen 
Provinzen  gibt  der  Verf.  in  den  Zusiilzen  zu  »einer  Rede  über  die  Wichtigkeit 
des  Rechts  der  belgischen  Provinzen  S.  50;  eine  Zusammenstellung  der  1844  be- 
kannten Siadtrechtc  Frankreichs  nebst  dem  Abdruck  einiger  der  ältesten  findet 
sich  in  desselben  Iranzüsischen  Rechtsgeschichic  Bd.  I.  $.  132  IT.  Urkundenbueb 
S.  30—52.  Nacliweisungen  über  die  tdlesten  deutschen  Siadtrechtc  gaben  vor 
allen  Riccius:  ZuverlSssigcr  Entwurf  von  Sladlgcselzen  1740.  Kraut  Grund- 
riss zu  Vorlesungen  über  das  deutsche  Privatrecht  $.  2l  und  Gen  gier  deutsche 
Sladlrichle  des  .Millelalleis , Erlangen  1832.  Gaupp,  deutsche  Siadtrechtc  des 
MitlelaUers,  Breslau  1851  — 3.  2 Bde.  Die  ältesten  Schlesischen  sind  gedruckt 
in  Tschoppes-  und  Slenzels  Urkunden  von  Schlesien. 

Folgende  sind  die  ältesten  dem  12.  Jalirhundert  angehörenden  Deutschlands 
Siadtrechtc : 

1120  Freiburg  i.  Brsg. 

1135  .M.vinz  und  zwischen  1120  u 1150.  Soest. 

1156  Worms,  Schleswig. 

1158  Köln,  das  Stadlrecht  des  Niederrcichs. 

1158  Lübeck. 

1158  Speyer. 

1164  Hagenau. 

1169  Gelnhausen. 

1170  Lübeck,  erneuert  1187. 

1171  Osnabrück,  Freibiirg  in  der  Schweiz,  Andernach. 

1180  Wezlar,  Mez  (damals  zu  lieulschland  gehörend.) 

1182  Triest. 

ItSO  Bremen. 

1168  M.'igdeburg. 

1103  Hamm. 

1197  Crcfeld. 
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Viel  weniger  zahlreich  waren  im  zwölften  und  dreizehnten  Jahrhundert 
die  Landrechte  d.  h.  Hechtsslatuten  ganzer  Landesbezirke.  In  Deutschland 
schreibt  inan  das  Oestreichischc  diesem  Juhrhundcii.  zu  und  zwar  nach 
einigen  dem  Jahr  1198.  nach  andern  dem  Jahr  1235').  Dagegen  ist  Flan- 
dern reich  an  Hcchtsdenkmalcn  dieser  .\rt:  ihm  gehören  an  das  Hecht  des 
Landes  der  t’njeti'*)  d.  h.  der  Landschaft  um  Brügge  von  1190,  das  der 
Chatelenien  Fumes,  Bergk  und  Bourbourg  von  1240,  das  des  Waeslandes 
von  1241  und  der  s.  g.  4 Aemter,  von  1242.  Die  Territorien  beider  lezten 
gehörten  noch  zum  deutschen  Reiche^),  desgleichen  die  schon  erwähnten 
Cfwra  ZerUmriiae  von  125T,  so  wie  die  friesischen  Landrechte,  deren  An- 
fang in  das  13.  Jahrhundert  gesetzt  wird*).  Auch  die  zum  deutschen 
Reiche  gehörende  Urafschaft  liennegau  hat  ein  Land-  und  ein  Lchcnrecht 
vom  Jahr  1200.  ln  diesem  findet  man  das  Landrecht  der  Grafschaft  Bergk 
von  1248  und  Curzoli  in  Tyrol  von  1271*). 

Einige  Gegenden  des  südlichen  Frankreichs  haben  gleichfalls  Land- 
rechte  aus  diesen  Jahrhunderten  aufzuweisen,  z.  B.  das  Land  Benin,  des- 
sen Recht  (Fors  de  Bearn)  ® ) von  lOH)  im  dreizehnten  Jahrhundert  neu  rc- 
digirl  wurde,  die  Provence,  die  allgemeine  Privilegienbriefe  von  1142 — 45 
hat,  und  die  Normandie,  deren  älteste  Statuta  et  Consuetudiiiet  aus 
dem  .Anfang  des  13.  Jahrhunderts  sind  (gedruckt  im  Anhang  zu  Bd.  II. 
der  franz.  Sb  u.  R.-Geschichte  S.  3).  Sic  sind  eine  der  geltenden 

alten  Coutumier  dieses  Lundes. 

Die  Rechtsbücher  dieser  Periode  ’). 

99.  Schon  in  der  ersten  Hälfte  des  zwölften  Jahrhunderts  machte  sich 
das  Bedürfniss  allgemein  geltender  Rechtsnormen  bei  den  christlich  germa- 
nischen Völkern  überall  fühlbar  und  wurde  die  Hauptursache  der  Wieder- 
herstellung des  Studiums  des  römischen  Rechts.  Es  führte  aber  noch  zu 
Anderem,  nämlich  zu  Aufzeichnungen  der  in  einem  Lande  gemeinsam  na- 
mentlich in  den  Gerichten  befolgten  Rcchtsgrundsätze,  die  von  Männern  ge- 


1108  Wien. 

1199  Bmunschweig* 

1)  Ludwig  Retiguiae  Alauuicript.  IV.  1.  Eiebliorn  $.  443.  Walter  aetzl 
$.  305  die  Abfassung  des  ütircicliiscsen  Landreebls  gegen  das  Jahr  1300. 

2)  Diese  flandrischen  Landrochle  in  hileinischer  Sprache  sind  gedruckt  in  des  Verb 
flandrisctier  Staats-  und  K<‘rhlsgescliichte  ürkdb.  v.  Bd.  I.  Nro.  45.  Bd.  II.  Nro. 
160.  210.  232. 

3)  Lamey  Geschichte  von  Bergk  und  Jolich  b'rk.  78. 

4)  Eichhorn  J 285.  bu.  c.  WalterjJ  277.  Eine  neue  Ausgabe  der  friesi- 
schen Reditsquellen  machte  1840  v.  Richthofen. 

5)  Hormayr,  GeschichUr  von  Tyrol  II.  448. 

6)  Franz.  Rechtsgcschichte  II.  %.  18. 

7)  Eichhorn  $278  - 284.  Z6pn$29  — 34.  Waller  $ 293.  294.  207  - 302. 
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iDAcht  wurden,  welche  eine  ausgedehnte  Rechtskennlniss  besassen,  oder 
aut  den  Kechlsschulen  durch  das  Studium  des  römischen  und  kanonischen 
Kechls  eine  Art  wissenschartlicher  juristischer  Bildung  sich  angeeignet  hatten. 

a)  Das  älteste  Rechl.sbuch  dieser  Zeit  ist  die  s.  g.  Lombarda  oder  Lex 
Longohurdorum*-)  d.  h.  eine  schon  im  11.  Jahrhundert  verbreitete,  je- 
denfalls im  Anfang  des  zwölften  vollendete  systematische  Bearbeitung  des 
Longobardischen  Rechts,  wie  es  sich  bis  dahin  auch  durch  Capitularien 
und  Verordnungen  der  deutschen  Kaiser  fortgcbildet  hatte.  Sie  erhielt  ein 
so  grosses  Ansehen,  dass  Vorlesungen  darüber  gehalten  und  Glossen  dar- 
über geschrieben  wurden.  In  nächster  Beziehung  zu  derselben  steht  das 
in  ganz  Europa  berühmt  gewordene  Rcchtsbuch  der  Consuetudines  oder  Liber, 
auch  Libri  feudorum,  das  aus  verschiedenen  zum  Theil  schon  1137  vor 
allen  von  mailändischen  Rechlsgelehrten  verfassten  und  gegen  1150  zu 
einem  Ganzen  verbundenen  Werken  über  das  in  der  Lombardei  geltende 
Lehenrecht  besieht,  und  weil  dieses  als  kaiserliches  Recht  galt,  eine  so 
grosse  Autorität  erlangte,  dass  gleichfalls  über  dasselbe  nicht  blos  Vor- 
lesungen an  den  Rechtsschulen  gehalten  wurden,  sondern  dass  es  sogar 
die  Geltung  einer  Quelle  des  gemeinen  Rechts  erhielt,  die  man  mit  dem 
Corpus  furis  civilis  verband  *). 

b)  Zwei  andere  berühmte  Rechlsbücher,  jedoch  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts, gehören  Deutschland  an ; nämlich  der  Sachsenspiegel*)  und  der 
von  einem  seiner  ersten  Herausgeber  sogenannte  Schwabenspiegel. 
Beide  sind  von  Privaten  gemachte  Zusammenstellungen  des  Rechts  ihrer 
Zeit,  das  erste  des  in  Norddeutschland  besonders  in  Sachsen  und  Thürin- 
gen, das  letzte  des  in  Deutschland  überhaupt,  besonders  aber  in  Süddeutsch- 
land geltenden.  Beide  zerfallen  in  zwei  Haupttheile,  gewissermassen  zwei 
Werke,  in  ein  Landrechts-  und  in  ein  Lehenrechtsbuch. 

Das  erste  in  vielen  Handschriften  niederdeutscher  oder  thüringischer 
Mundart  erhalten,  ist  rein  germanisch  und  nur  mit  einigen  kanonistischen 
Rechtsgnmdsälzen  vermischt;  das  letztere  enthält  auch  mehrere  aus  den 
römischen  Recht  entlehnte  Satze,  ln  dem  sächsischen  Landrecht  folgen 


1)  V.  Savigny  Geseb.  des  R.  R,  im  MitleUller  II.  S.  210  folg.  Eichhorn  g 205. 
Gant  Erbrecht  III.  S.  108 — 210.  Waller  g 293.  204.  Besonders  aber  M e r k e 1 
Geschichte  des  Lombardcnrechlt.  Berlin  1850. 

2)  Man  hat  grfindlichc  Gcschiebtswerke  über  das  Longobordische  Lebenrecht  von 
Dieck  V.  1828  und  vonLaspeyres  (1830).  S.  ferner  v.  Savigny  a.  a.  0. 
II.  S.  2tt.  III.  S.  420.  511.  519.  Eichhorn  g 278.  ZOpfl  g 29.  Waller 
g 296.  N.icli  der  gewöhnlichen  Rccension  besteht  das  Werk  aus  2 Büchern, 
das  1.  V.  28,  das  2.  v.  58  Titeln. 

3)  Eichhorn  g.  279.  280.  282.  Zöpfl  g 30.  33.  Walter  g 297  — 303.  Be- 
sonders aber  Homeyer  in  der  Einleitung  zu  seiner  trefflichen  Ausgabe  des 
Sachsenspiegels  und  einem  den  5.  Aug.  1852  in  der  Akademie  zu  Berlin  gehal- 
tenen Vortrag  desselben  über  das  Verhältniss  beider  Rechtsbocher. 
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die  einzelnen  Rechlssätze  in  grösster  Unordnung  auf  einender  und  das 
Werk  war  ursprünglich  nicht  in  Bücher  gethcilt;  in  dem  zweiten  ist  ein 
pliininiissig  systeinatisirendcs  Verfahren  sichtbar  und  eine  umfassende  Ge- 
lehrsamkeit seines  Verfassers,  der  nicht,  wie  der  des  Sachsenspiegels  blos 
das  aufzeichnen  wollte,  was  er  aus  der  Praxis  als  gellendes  Hecht  kennen 
gelernt  hatte,  sondern  auch  Sätze,  die  er  den  Volksrechten,  den  Capitularien, 
den  Institutionen  und  dem  Brachylogus,  so  wie  aus  der  heiligen  Schrift, 
den  kanonischen  Rechlsquellen  jener  Zeit,  endlich  aus  dem  Freiburger  und 
Augsburger  Stadlrecht  und  den  Reichsgeselzen  bis  Rudolf  1.  entnahm,  aber 
für  noch  anzuwendendes  Recht  hielL  Man  hielt  bis  in  die  neueste  Zeit 
den  Sachsenspiegel  für  das  Tillere  Werk  dieser  Art,  dessen  Verfasser  man 
kannte  und  das  zweite  für  eine  Nachahmung  des  erstem.  Man  glaubte 
zuletzt,  die  beiden  Werke  seien  aus  einem  gemeinsamen  älteren  lateini- 
schen Rechlsbuch  entnommen').  Ja  man  wollte  dem  sog.  Sehwabenspiegel  - 
sogar  ein  höheres  Alter  zuschreiben*). 

Allein  die  von  den  gründlichsten  Forschern  der  deutschen  Rechlsaller- 
thümer,  namentlich  des  genauesten  Herausgebers  des  Sachsenspiegels  haben 
unwiderleglich  dargethan,  dass  das  Werk  zwischen  1231  und  1235  von 
dem  thüringischen  Ritter  Eike  von  Repgow  verfasst  ist  Es  gab  aller- 
dings einen  lateinischen  Urtext  beider,  wenigstens  ist  gewiss,  dass  das 
Lehenrecht  eine  deutsche  Bearbeitung  eines  ursprünglich  in  Versen  ge- 
schriebenen sog.  Vetus  ttuctor  de  beneficiis  ist  und  dass  Eike  auch  das 
Landrecht  verdeutscht  hat,  allein  er  war  selbst  der  V'erfasser  der  lateini- 
schen Texte,  von  denen  der  letztere*)  sich  jedoch  nicht  erhallen  hat. 

Der  Verfasser  des  sog.  Schwabenspiegels  ist  noch  nicht  ermittelt  ■•). 
Das  Werk  scheint  zwischen  1276 — 87  verfasst  zu  sein,  es  hat  in  den  äl- 
testen Handschriften  den  Titel  Landrechls-  und  Lehenrechlsbuch  und  im 
15.  Jahrhundert  den  von  Kaiserrecht.  Alles  speciell  sächsische  ist  weg- 
gelassen, das  allgemeine  aus  dem  Sachsenspiegel  stammende  beibehallen 
und  mit  anderem  vermehrt.  Der  Zweck  des  Verfassers  war  offenbar  der, 
ein  zum  Gebrauche  für  ganz  Deutschland  bestimmtes  Rechlsbuch  zu 
schreiben. 


1)  Dieser  Ansicht  huldigte  Z&pfl,  modiilcirte  sie  tber  in  g.  30  seines  Werks. 

2)  Diese  suchte  neuestens  v.  Daniels  auszuführen  ln  seiner  SchriA ; de  »peeuli 
»axoHtei  origtHe  ete.  Jterol.  1852,  ist  aber  v.  Ilomeyer  in  einer  Re- 
cension  in  dem  2.  HcAe  der  kritischen  Jabrbtlcher  der  RechtswissensehaA  voU- 
stündig  widerlegt  worden.  Doch  sucht  der  Verf.  neustens  (1HS3)  seine  Ansicht 
in  einer  eignen  SchriA  zu  vertheidigen. 

3)  Dass  er  das  Werk  zuerst  lateinisch  schrieb,  ist  bestritten,  wird  Jedoch  jetzt  von 
Homeyer  und  Walter  angenommen. 

4)  Man  glaubte,  aber  ohne  hinreichenden  Grund,  ihn  kürzlich  gefunden  zu  haben, 
ein  Mönch  David  von  Augsburg  oder  ein  Ritter  Bcrthold  von  Gemünden  oder 
ein  Mönch  Berthold  von  Regensburg. 

16 
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Beiflfi  Werke  erlans:lpn  das  höchsie  Ansehen  nicht  blos  in  Dciitschtand, 
wo  sie  ßlossirl  und  in  allen  Gerichlen  zngezogen  und  später  zur  Erörterung 
der  Sladtrechte  henulzt,  auch  zu  grösseren  Rechlsbflchern  verarbeitet  wur- 
den, sondern  auch  auswärts;  der  Sachsenspiegel  besonders  in  Polen  und 
den  Niederlanden  und  der  Schwabenspiegel  in  der  französischen  Schweiz  '). 

Man  hat  von  beiden  viele  Ausgaben,  die  beste  des  Sachsenspiegels 
ist  die  von  Homeyer  183,')  — 1844;  die  des  Schwabenspiegels  eine  von 
Lassberg  und  eine  von  Wackernagel,  beide  v.  J.  1840.  Auch  hat 
man  von  beiden  Werken  lateinische  Uebersetzungen. 

c.)  Es  entstanden  aber  auch  Hechtsbücher  in  andern  Ländern,  nament- 
lich in  Krankreich,  in  England  und  in  den  skandinavischen  Reichen.  Die 
des  erstem  Landes  hängen  aber  mit  dem  daselbst  beginnenden  Einfluss 
des  wiedererweckten  Studiums  de.s  römischen  Rechts  zusammen  und  sollen 
alsbald  angegeben  werden;  von  den  beiden  letzten  wird  in  der  Geschichte 
ihrer  Rechts-Entwicklung  die  Rede  sein. 

Die  Wiederherstellung  der  RechlswiBscnschaft 
in  Italien  *). 

100.  Die  welthistorische  Thatsache  der  Wiedererw'eckung  des  Studiums 
des  römischen  Rechts  im  zwölften  Jahrhundert  und  dessen  schneller  Ver- 
breitung ist  nicht  die  plötzliche  Wirkung  eines  ausserordentlichen  Ereig- 
nisses, sondern  durch  innere  Xothwendigkeit  herbeigelührt  worden.  Lange 
glaubte  man  das  erste  und  schrieb  die  Entstehung  einer  Rechtsschnle  ge- 
gen das  Jahr  1136  der  durch  Kaiser  Lothar  II.  befohlenen  Uebersendung 
einer  bei  der  Eroberung  der  Stadt  Anialfi  durch  ihn  und  die  Pisaner  ent- 
deckten nachher  sehr  berühmt  gewordenen  Handschrift  der  Pandeeten  zu. 


t)  Auf  diese  Weise  wurden  beide  Werke  an  den  Sussersten  Grenzen  Deutschlands 
iiai'h  Fraukreich  hin  naluralisirt;  vum  Schwabenspie^el  hat  kürzlich  Malile 
eine  altfranzüsiselie  Urbersetzung  heraiisgcgcbrn  1843  ; aus  dem  Sachsenspiegel 
machte  inan  ein  abgekürztes  flandiischcs,  selir  wenig  bekanntes  RechUbuch,  das 
1500  in  Anlwcr]>en  erschien  unter  dem  Titel : d»  Spiegel  der  SaMtea  von  alle 
Kaieerlgke  Rechten.  4. 

2)  Durch  das  klassische  Werk  Savigny's  Geschichte  des  r5m.  Rechts  im  Miltel- 
nlter  2.  Aufl.  Bd.  I —VII.  ist  die  Geschichte  der  Rechtswissenschan  von  Anfang 
des  12.  bis  zum  Ende  des  13.  Jahrhunderts  so  vollständig  beleuchtet  worden, 
dass  man  ihm  in  einer  abgekürzten  Darstellung  derselben  nur  zu  folgen  hat 
Dies  gesch.ah  schon  in  des  Verf.  Vorschule  der  Institutionen  und  Pandeeten 
8.  161 — 295;  andere  beachtungswertlic  Werke  sind  Hngo’s  Gesch.  des  röra. 
Rechts  seil  Jiistinian  und  Haubold  InetitHtionei  jurit  romnni  liternriae. 
Lips.  1809.  1.  Eichhorn  deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte  II,  $.267—269. 
Ein  Hauptwerk  für  die  Geschichte  der  Reehtsschulc  zu  Bologna  ist:  Sarti,  de 
clarii  Arehigjfmnaiii  Bononiemis  profeuorihu».  Bononiae  1767.  2 Vol.  Fol. 
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Aber  abgesehen  davon,  dass  die  Nachrichl  von  dieser  Entdeckung  auf  ei- 
ner erst  bei  den  (’hronislen  des  1 1.  Jabrbiinderls  nngclührten  Sage  beruht, 
lässt  sich  nicht  einsehen,  waniin  Kaiser  Lotlmr  diese  Handschrift  gerade 
nach  Bologna  schiekle,  wenn  in  dieser  Stadt  nicht  schon  Männer  gelebt  hätten, 
von  welchen  man  annahm,  dass  sie  dazu  berufen  seien,  dieselbe  zu  inter- 
pretiren.  Es  miissen  also  jedenfalls  die  Anßnae  einer  Hechtsschule  in  die- 
ser Stadt  schon  bestunden  haben  ’ ).  Uiess  erklärt  sich  leicht  daraus,  dass 
die  römische  Kechtsschule  über  Uavenna  dorthin  gewandert  und,  obwohl 
Vasallen,!  i dennoch  im  Andenken  der  Menschen  geblieben  war  und  dass 
schon  gegen  das  Jahr  1120  ein  oder  der  andere  Rechtslehrer  von  Ansehen 
lebte.  Und  einen  solchen  nennt  die  Geschichte,  nämlich  den  so  berühmt 
gewordenen  Imerius,  der  schon  1118  lebte  und  imbezweifelt  der  Rcslau- 
mtor  des  Studiums  des  römischen  Rechts  war.  Allein  wären  keine  inneren 
Gründe  für  diese  Restauralion  vorhanden  gewesen,  so  würde  dies  gewiss  nicht 
begonnen  worden  sein  und  noch  weniger  einen  so  entschiedenen  Erfolg 
gehabt  haben.  Einer  dieser  Gründe  w.ar  (wie  schon  angefülirt  in  §.  99) 
das  Bedürftiiss  eines  gemeinsamen  Rechts  für  Italien  und  dessen  städtische 
Bevölkerung;  ein  weiterer  Grund,  ohne  welchen  dieses  Bednrfniss  nicht 
befriedigt  werden  konnte,  war  der,  dass  um  jene  Zeit  ein  reges  geistiges 
Streben  erwacht  war,  welclies  jenem  Bedürlniss  entgegen  kam,  und  dass 
iBö  Quellen  des  römischen  Rechts,  insbesondere  die  Pandekten,  nie  in  Ver- 
gessenheit gcrathen  waren.  Sandte  also  Lothar  das  Pnndectenmanuscript 
von  ^Amalfl  nach  Bologna,  so  folgte  er  nur  der  Richtung  seiner  Zeit  und 
IBrderle  diesell>e. 

ilMoWie  dem  sei,  Irneriiis  trat  gegen  das  Jahr  1120  als  Stifter*)  ei- 
ner neuen  Rechtsschiile  dort  auf  und  hatte  eine  Anzahl  Rechtslehrer  zu 
Naohfolgem,  die  besonders  zur  Zeit  Kaisers  Friedrich  I.  Iierühmt,  zum  Theil 
seine  Freunde  waren  und  unter  dem  Namen  der  Glossatorcn  l>ekannt  sind, 
so  benannt  nach  der  von  ihnen  befolgten  Lchrweise,  die  Rechtsbücher 
Joslinians  Stelle  für  Stelle  zu  interpretiren  und  auch  schriftlich  durch  kürzere 
Noten,  die  man  Glossen  nannte,  zu  beleuchten  *).  Irnerius  erscheint  schon 
1112 — 1118  in  üflentlichen  Geschäften,  wird  aucli  als  Logicus  bezeichnet*) 


1)  AusfOhrtich  handril  von  den  Ursachen  der  Wiederherstellung  der  Rechtswissen- 
tchafl  in  Bologna  v.  Savigny,  Bd.  III.  $.  32 — 36. 

2)  Was  man  Ober  Irnerius,  der  auch  Warnerius,  Guarnerius  und  Wern e- 
rius  genannt  wird,  aber  kein  Deutscher  war,  weiss  — stellt  v,  Savigny  zu- 
sammenin  Bd.  IV.  seiner  Geschichte  S.  9—64. 

3)  Nach  Savigny  III.  S 585  waren  die  Glossen  diejenigen  Erklärungen,  die  ein 
Jurist  seinem  Exemplar  des  Textes  beigeschriel>en  hatte,  dass  sie  sowie  andere 
Bocher  erhallen,  ahgeschrieben  und  verbreitet  werden  sollten, 

4)  Hugo a.  n.  0.  S.  105.  und  .Eichhorn  g.  269  meinten,  es  habe  in  Bologna 
vorerst  eine  Schule  von  Artisten  (Philosophen)  bestanden,  sie  sich  auch  mit 
dem  römischen  Rechte  beschäftigt  hüllen. 

16* 
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und  als  derjenige,  der  zuerst  Glossen  zu  den  Pandecten  gemacht, 
die  in  den  Handschriften  oft  angeführt  werden,  endlich  als  Interpret  der 
Novellen,  die  er,  weil  er  erst  Julians  Auszug  dafür  gehalten,  Aulhentipae  oder 
das  Aulhenticum  genannt  habe.  Viel  bedeutender  als  er  waren  vier  als 
seine  Schüler  in  der  Geschichte  vorkoiiiniende  Glossatoren  die  zwischen 
1152  und  1180  eines  über  Italien  hinaus  verbreiteten  Hufes  als  grosse 
Rechtslehrer  genossen  und  eine  grosse  Zahl  Studirender  nach  Bologna  zo- 
gen. Es  waren  diess  Bulgarus  f 1166,  Martinus  (Gosia)  Freund  Friedrich 
Barbarossas  f vor  1166,  Jacobus  i 11T8  und  Hugo  t gegen  llTl.  Man 
kennt  verschiedene  Handlungen  einiger  derselben.  Die  Glossen  und  son- 
stige Schriften  aller  sind  grosscntheils  noch  erhalten  '). 

Auch  wird  schon  als  Zeitgenosse  derselben  ein  Jurist,  Burgundio  f 
1194  genannt,  dem  man  die  unter  dem  Nantcn  der  Vulgata  bekannte  alte 
lateinische  Uebersetzung  der  Novellen  Justinians  zuschreibt. 

An  dieselben  reihen  sich  mittelbar  die  Glossatoren  Rogerius  f 1192, 
Albericus  f gegen  1194,  Placcntinus,  Johannes  Bassianus  f vor  1200, 
Pillius  t 1207,  Lothar  t vor  1200  und  der  England  angehörige  Magister 
Vacarius  f nach  1176.  Von  allen  haben  wir  Glossen  und  verschiedene 
Schriften  *).  Auf  sie  folgt  mit  .4zo  (t  1220)  *)  an  der  Spitze  eine  wei- 
tere Generation  Glossatoren,  die  auch  auf  Universitäten  ausser  Bologna 
lehrten.  Unter  ihnen  werden  Hugolinus  i 1233  Jacobus  Balduini  f 1234 
Petrus  de  Vincis  t gegen  1249  (Friedrichs  II.  Freund  und  Minister)  und 
Roffredus  t 1243  besonders  ausgezeichnet  *).  Die  ganze  Schule  schliesst 
mit  Azos  Schüler  Accursius  f 1260,  dessen  Sühne  jedoch  auch  noch  als 
Glossatoren  genannt  werden®).  Ein  Zeitgenosse  von  ihm  war  der  durch 
seine  gedruckten  Schriften  namhafte  Odofredus  f 1265*). 

' ' Unter  den  ersten  vier  Nachfolgern  des  Imerius  erhielt  die  Rechtsschule 
eine  Organisation  und  die  Studirenden  von  Kaiser  Friedrich  I.  1138  das 
Privilegium’)  der  Befreiung  von  der  gewöhnlichen  städtischen  Jurisdiction. 
Sie  bildeten  nun  eine  eigene  zunftmässige  organisirte  Corporation  (Utüver- 
sitas  ScholariumJ,  die  aus  ihrer  Mitte  ihre  Beamten  und  namentlich  den 
Rector  wühlte  *).  Zugleich  entstanden  die  academischen  Grade  des  Bacca- 


1)  .\usralirl.  Ii.'indcll  von  diesen  vier  Glossatoren  v,  Savigny  a.  a.  0.  S.  8A— 193. 

2)  Ausfiihrl.  N-veliriehlen  aber  diese  und  die  andern  Glossatoren  dieser  Zeit  bei  v. 
Snvignjr  S.  191 — 580.  febor  Vacarius  sebrieh  ein  eigenes  Werk  in  lateinischer 
Spoaclic  Prof.  Wenk  in  L'  ipzig  1820. 

3)  v.  Savigny.  Bd.  V.  S.  1 — 16. 

4)  Savigny  V.  p.  99—261. 

5)  Savigny  V.  262—352. 

6)  Savigny  V.  359. 

7)  Das  Privilegium  ist  in  der  s.  g.  eoHilitutio  UabiM  enthalten,  die  Friedrich  in  den 
Codex  1.  4.  Tit.  13.  einsehalten  lieis. 

8)  V.  Savigny  IV.  p.  159—172. 
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laiireus,  Licenliatus  und  des  Doclor,  welcher  letzte  das  Recht  zu  lehren 
gab  and  die  einem  jeden  Rcchtsichrer  als  dominvs  über  seine  Zuhörer  zu- 
stehende Jurisdiction  *). 

In  der  ersten  Hiiinc  des  13.  Jahrhunderts  entstand  in  Italien  eine  nicht 
nniredeutende  Zahl  Rcchtsschulen  z.  ß.  um  1222  in  Padua,  1221  eine  in 
Neapel  gestiftet  von  Kaiser  Friedrich  II.,  1226  in  Penigia,  122H  in  Ver- 
celli,  1241*  in  Ferrara  und  in  demselben  Jahrhundert  die  in  Rom  und 
Pisa  *). 

Dass  auch  in  Frankreich  sieh  berühmte  Rechlsschulen  erhoben,  wird 
in  f.  103  näher  angegeben  werden. 

Die  Glossatoren  als  Rechtslehrer  und  als  Schriftsteller. 

101.  Die  Glossatoren  haben  ihre  Aufgabe,  das  römische  Recht  voll- 
ständig zu  erfassen,  in  ihrer  ganzen  Tiefe  und  ihrem  Umfange  erkannt  und 
in  wie  weit  es  durch  Scharfsinn  und  ein  tüchtiges  logisches  Verfahren 
ohne  historische  und  philosophische  Hilfsmittel  geschehen  konnte,  glück- 
lich gelöst  •).  Ihre  Auslegung  der  einzelnen,  auch  der  schwierigsten  Stel- 
len ist  meistens  richtig,  ihre  Gewandtheit  im  Aulfinden  der  scheinbaren 
Widersprüche  unter  denselben  bewunderungswürdig  und  ihre  Versuche  zur 
Hebung  derselben,  wenn  auch  nicht  immer  befriedigend  doch  in  soweit  ge- 
lungen, dass  man  auch  noch  in  unsern  Tagen  oft  keine  bessere  zu  geben  weiss. 
Sie  beurkunden  eine  so  vollständige  bis  ins  kleinste  Detail  gehende  Quel- 
lenkunde, dass  man  in  dieser  Beziehung  sie  den  tüchtigsten  Auslegern  des 
römischen  Rechts  vom  16.  Jahrhundert  an  gicichstellen  kann.  Dagegen 
ist  ihre  Sprache  barbarisch,  sie  begehen  oft  die  gröbsten  historischen  Inr- 
thümer  und  sind,  was  die  allgemeine  Rcchtsanschauung  bctrifTl,  nach  ver- 
schiedenen Richtungen  hin  befangen,  weil  sic  nicht  über  der  allgemeinen 
Bildungsstufe  ihrer  Zeit  standen. 

Ihre  wesentlich  exegetische  I.,ehrmelhode  bildete  sich  nach  und 
nach  dahin  aus,  dass  sie  zuerst  eine  Uebersicht  (Summa)  des  Titels  gaben, 
dann  die  jedesmalige  Qiiellenstelle  lasen  und  zum  Versbändniss  brachten, 
dann  das  factische  Verhältniss,  auf  welche  sic  sich  bezieht,  so  genau  wie 
möglich  feststellten  feasum  ßtffebantj,  darauf  den  juristischen  Inhalt  dersel- 
ben vollständig  beleuchteten  und  rechtfertigten  (was  sie  repetitio  heissen). 


1)  Umstlndlich  handelt  von  diesem  Allem  v.  Savigny  Bd.  Ilf.  S.  168—182. 

2)  lieber  alle  diese  Rechlsschulen  gibt  v.  Savigny  Nachrichten  S.  273 — 

3)  V.  Savigny  III.  p.  44—536,  537—  574.  611.  p.  222—261. 

*)  Sehr  aniiehcnd  schildert  den  wissenachafUichen  Character  der  Glossatoren 
Savigny  Bd.  V.  p.  81.  IT. 

Eine  reiche  Blumenlrse  geschichtlicher  uad  sogar  rationeller  Irrthümer  dar  Glos- 
saloren  gibt  BerryalSt.  Prix,in  seiner  i/i$toire  du  dr»it  romitiH  p.  288.  folg. 


Digitized  by  Google 


246 


Wnr  der  Inhnit  der  Stelle  oder  die  Richtigkeit  der  in  ihr  Regchcnen  Ent- 
scheidung hcslrillcn,  so  fund  eine  |ioleiiiische  Besprechung  derselben  [dit- 
piitalio)  statt.  ') 

Enthält  sie  eine  Rcchtsregel,  so  wurde  diese  in  ein  Rechtssprichworl 
(brocarda)  gelassl,  gab  sie  Veranlassung  zu  weiteren  Kragen,  so  wurden 
diese  als  f/iiaesliones  beleuchtet  und  gelöst.  * ) / 

Diesen  verschiedenen  Lehroperalionen  *)  gemäss  verfassten  die  Glos- 
satoren,  sowie  auch  ihre  Nachfolger  in  den  zwei  folgenden  Jahrhunderten 
eigene  juri.-tische  Werke:  man  schrieb  ausser  den  Glossen  catus,  *)  lec- 
turae  und  repetitiones , disputationes , distentionfs  und  daher  auch  Werk* 
über  dissrtisiones  dominorum,  *)  brocardica  und  quaestiones.  •)  Allein  ihre 
literarische  Thatigkeit  war  noch  ausgedehnter:  sic  machten  dogmatische 
Darstellungen  der  Pandekten  und  des  Codex  nach  den  Titeln  (Sumtnae), 
ausführliche  Coinmeutare  (Apparatxu) , schrieben  ’)  Monograiihien  über 
wichtige  Rechtsichren.  Auch  kommen  schon  früh  Consilia  vor.  •)  Auf 
diese  W'eise  hat  das  Zeitalter  der  Glossatoren  eine  sehr  reiche  juristische 
(ihrem  Charakter  nach  jedoch  casuistische)  Literatur  aufzuweisen. 

Auch  die  äussere  Behandlung  der  römischen  Rechtsquellen  durch  die 
Glossatoren  war  und  ist  noch  gegenwärtig  von  praktischer  Wichtigkeit. 

Sie  berücksichtigen  nicht  alle  in  den  verschiedenen  Theilen  des  Corptu 
juris  civilis  enthaltenen  Stellen  und  zwar  nicht  blos  die  zu  ihrer  Zeit  gar 
nicht  gekannten,  sondern  auch  nicht  die  griechischen,  von  welchen  sie 
keine  Uebersetzung  hallen,  und  unter  den  Novellen  diejenigen  nicht,  welche 
nicht  von  allgemeinem  Interesse  waren,  j.  B.  nur  Verwaltungsnormen  oder 
dergl.  enthielten.  Alle  diese  Stellen,  deren  Zahl  nicht  unbeträchtlich  ist, 
blieben  daher  ohne  Glossen,  wurden  in  den  auch  für  die  Praxis  bestimni- 


1)  Eichhorn  $.  266  n.ich  Savigny  S.  S52. 

2)  V,  S .1 V i g n y IIT.  J.  209. 

3)  V.  Savigny  III  V.  p.  240  folg. 

4)  z.  B.  die  in  den  meisten  glotsirlen  Ausgnben  de»  Corpus  juris  gedrachle«  de» 
FivinHus. 

5)  Sammlungen  der  berühmtesten  Dissensionss  gab  HaencI  1834  heraus. 

6)  Besonders  berühmt  waren  die  quaestioues  sabutiime  von  Pillius  und  Azps 
Brocarda  und  QunestioHes. 

7)  Sehr  berühmt  ist  die  Summ.i  und  der  Ap|>aratus  des  Codex  von  A z o.  Schon 
Rogcrius  und  Placcntinus  halten  Sunimac  zum  Codex  geschrieben  und 
B ulgar  US  einen  Apparatus  zum  Pandeklentilel  ds  rsgulis  Juris. 

8)  Sclion  I r n e r i u s schrieb  aber  di«  actiouss.  Am  berühmtesten  waren  Ober 
diese  die  Schriften  v.- P i ae  r n ti  n u s , Roffredns  u a.  Sehr  bSiiflg  sind  die 
Schriften  ds  ordine  Judiciorum  z.  B.  die  kürzlich  von  Witte  1853  berausge- 
gebene  von  Ricardus  Anglicus,  die  von  Pillius,  Otto,  Gratia  und  be- 
sonders die  von  Tancredus,  welche  1842  Bergmann  mit  den  Ton  Pil- 
lius und  Gratia  berausgab. 
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ten  Handachriflen  nicht  mit  nufgenommen  und  kiiniun  demnach  in  den  än- 
dern, wo  das  römische  Recht  rccipirt  wurde,  niclit  zur  gescUliehen  GeU 
lung.  Daraus  gieng  das  Rechtsspricliwort  hervor:  JJu»d  non  (it/noscil 
Glossa,  non  aynoscit  Curia.  Dcsshalh  erlangten  die  sog.  legcs  restUutae, 
d.  Ii.  die  im  sechzehnten  Jalirhiindert  in  den  Ausgalien  des  Corpus  Juris 
wieder  eingesclialteten  früher  fehlemlen  Stillen  keine  Geselzeskran.  Die 
Glosse,  von  der  es  sich  aber  hier  handelt,  ist  die  sog.  Glossn  ordinnrin, 
welche  Accursius  vom  Jahr  1220  an  als  ein  rortlaulendes  .Notennetz  über 
alle  Fragmente  der  justinianischen  Rechtsijucllen  aus  den  zahlreichen 
Glossen  und  aus  andern  Schriflen  der  früheren  Glo.ssaturen  theils  mit 
theils  ohne  .Nennung  ihrer  Verfasser  und  aus  seinen  eigenen  nicht  immer 
glücklichen  Bemerkungen  auf  eomiülalorische  Weise  fertigte.  Sein  Werk 
erlangte  seiner  Mittelmüssigkeit  ungeaehtet  das  höchste  Ansehen.  ‘ ) 

b)  Was  die  ron  den  Glossatoren  commenlirten  Stellen  betriITt,  so 
suchten  sie  durch  Vereinbarung  einen  festen  bleibenden  Text  derselben 
aufzustellcn , der  in  allen  seil  dem  13.  Jahrhundert  gemachten  .Abschriften 
der  Rechlsbüchcr  beibehallen,  und  als  später  in  den  Ausgaben  andere  Text- 
recensionen  gemacht  wurden,  ja  vielleicht  schon  früher,  den  Namen  der 
Vulgata  erhielt,  aber  durch  Savignys  Forschungen  *)  als  litera  Hono- 
niensis,  d.  h.  die  in  Bologna  festgesetzte  Textrecension  erkannt  worden 
ist.  Bei  der  der  Pandekten  haben  sich  die  Glossatoren  auch  der  schon 
angeführten  florentinischen  Handschrift  bedient  und  deren  Fehler  und  Ver- 
wirrungen in  einigen  Stellen  die  Vulgata  oder  lilera  bononiensis  auf  das 
genaueste  wiedergibt,  so  dass  man  lange  Zeit  diese  Handschrift  für 
die  einzige  Quelle  aller  Pundeklenliandschrilten  hielt.  *) 

d)  Mil  dieser  Textrecension  hängt  auch  die  .Annahme  einer  mittelal- 
terlichen lateinischen  Ueberselzung  der  Novellen  zusammen , die  sogar  als 
eigenes  Werk  unter  dem  Titel  des  Authenticum  oder  /«ö«r  authenlicorum 
bekannt  ist.  * ) 

e)  Höchst  eigenthümlich  ist  die  bei  den  Glossatoren  übliche  und  Jahr- 
hunderte lang  beibehallcne  äus.sere  Eintheilung  und  Aufeinanderfolge  der 
einzelnen  Theile  des  Corpus  Juris  civilis.  •) 


1)  S.  über  die  Glosse  des  Accursius  v.  Savigny  Bit.  V.  S.  279 — 303. 

2)  Gescbiclde  des  rum.  Rechts  im  M A.  IJ.  111.  S.  461.  4Pt^.  499.  527.  563. 
IV.  4)8.  Die  Büclicrabsclu’cibrr  I’csisrii  wurden  aiigelialleii , stets  den  ge- 
lucinsaiu  nrrnngirtcii  Text  abziischrejbrn.  Savigny  pap.  466.  In  Folge  hie- 
von giengeo  die  äUcreu  Crhandschriften  und  ihre  Teste  fast  alle  lu  Grunde. 

3)  Dies  nahm  der  ller.'iusgebvr  der  Florentiua  Taurellius  an  und  Brencniann  suchte 
«s  später  in  seiner  Uistoria  Punäertnrum  zu  beweisen. 

4)  Savigny  III  S.  490  folg.  Bien  er  hat  in  einer  eigenen  GcKhichte  der  Novel- 
len Justinians,  Berlin  1824,  n-arligewicscn , dass  schon  vor  Irnerius  diess 
aus  134  Novellen  bestehende  Autlicnticum  existirtc. 

5)  V.  Sas'igny  111.  pag.  156  folg,  und  19t  folg.  , 
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Sie  machten  den  Anfang  mit  den  Pandekten,  die  in  3 verschiedene 
Werke  zerlegt  waren,  das  Digeshim  vetus,  in/briiafum  und  novum,  eine 
Zerlheilung  und  Benennung  die  daraus  erklärt  wird,  dass  man  für  ge- 
schichtlich feststehend  annimmt,  Irnerius  habe  vorerst  nur  den  ersten 
Theil  der  Pandekten  von  L.  I bis  XXIV,  2 gekannt,  d.ann  den  letzten 
L.  XXXVI— L,  und  dass  der  mittlere  Theil  vorerst  nur  aus  L.  XXIV.  2 bis 
f.  82  pr.  I).  XXXVT.  2 bestanden  habe,  aber  dann  von  den  Worten  (res 
partes  in  dieser  Stelle  an  mit  den  darauf  folgenden  Titeln  und  Büchern 
aus  dem  D'ujestum  Novum  verstärkt  worden  sei.  •) 

Auf  die  drei  Bände  der  Digesta  Hessen  die  Glossatoren  die  IX  ersten 
Bücher  des  Codex  folgen,  auf  diese  das  s.  g.  Volumen  parvum  legum  auch 
Volumen  schlechthin  genannt,  welches  die  3 letzten  Bücher  des  Codex, 
die  Institutionen  und  die  Novellen,  die  wieder  in  neun  Collationcs  *)  ge- 
theilt  waren,  enthielt  nebst  den  libri  feudorum.  *) 

f)  Endlich  rückten  die  Glossatoren  und  wie  es  scheint  schon  Irnerius 
in  dem  Codex  die,  einzelne  Constitutionen  desselben  abändernden  Verfü- 
gungen der  Novellen  ein  mit  der  Ueberschrill  Ex  authentica.  Diese  Ein- 
schiebsel, die  noch  jetzt  in  allen  Ausgaben  des  Codex  beibehniten  werden, 
führen  noch  jetzt  den  Namen  Authenticae.  *)  Es  gibt  Handschriften,  in 
welchen  auch  den  Institutionen  solche  Authenticae  einverleibt  sind.  *)  Ferner 
fügten  die  Glossatoren  einige  Verordnungen  der  Kaiser  Friedrich  I.  und 
Friedrich  II.  unter  der  Aufschrift:  Nova  constitutio  Friderici  auf  Befehl  dieser 
Kaiser  in  den  Codex,  die  man  auch  Authenticae  Fridericianae  zu  nen- 
nen pflegt.  •) 

Das  Studium  des  canonischen  Rechts  im  Zeitalter  der 
Glossatoren '’). 

102.  Die  Wiederherstellung  des  Studiums  des  römischen  Rechts  durch 

1)  V.  Savig-ny  III.  §.  137—182  in  Uttgis  Civil  Magttxin  III  n.  g.  V.  n.  1.  in 
dessen  Gcsch.  des  R.  R.  seit  Jusünian  S.  105  a.  148.  Eichhorn  deutsche 
Staats  - und  Rechtsgcschichte  Bd.  II.  $.  267  in  der  ersten  Anmerkung, 

2)  über  den  wahrscheinlichen  Ursprung  dieser  Einiheilung  der  Novellen  s.  v.  Sa- 
vigny  S.501. 

3)  V.  Savigny  S.  520-528. 

4)  Sie  werden  nach  den  Anfangsworten  eiürt,  z.  B.  die  Authentica  Sii/ua  mutier. 
Savigny  III.  $.  195.  Es  gibt  230  solcher  Authenticae. 

5)  Es  Anden  sich  solche  Authentica  in  der  Göttinger  Handschrift  der  Instittutionen. 
S.  Hugos  Civ,  Magazin  III.  281  n.  Savigny  Bd.  IV.  S.  34  folg. 

6)  Die  schon  in  $.  100  angeführte  Constitutio  Uahita  in  1.  IV.  ist  eine  solche 
Authentieay  desgl.  die  Auth.  Saeramenta  puherum  in  1.  II.  28  von  Fried- 
rich I.  welche  der  Glossator  Martinus  redigirt  haben  soll.  Von  Friedrich  II.  hat 
man  11  die  grösstenthcils  aus  den  Art.  seiner  Constitutio  für  die  Kirche  vom 
Jahr  1212  bestehen.  (Pertz  Eeg.  t.  I S.  217.) 

7)  Savigny  lU.  S.  514  und  der  von  ihm  angeführte  Sarti  1.  p.  247  fl.  Eich- 
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die  Glossatoren  brachte  auch  das  des  canonischen  in  einen  bisher  unbe- 
kannten Aufschwun;;.  Obwohl  sorgßltiger  gepflegt,  als  das  römische,  war 
es  doch  nicht  Gegenstand  eines  geordneten  Unterrichts.  Allein  der  nun 
erwachte  wissenschaflliche  Geisl,  welcher  ja  auch  die  philosophischen  und 
medicinischen  Studien  so  krrillig  belebte,  führte  zu  einer  neuen,  der  des 
römischen  Rechts  nachgebildeten  Behandlung  desselben. 

Das  erste  Bedürfniss,  um  ein  solches  Studium  möglich  zu  machen, 
war  die  Fertigung  eines  geeigneten  Oucllenwerks  des  canonischen  Rechts, 
indem  die  bisherigen  Sammlungen  dazu  nicht  nusreichten.  Es  fand  sich 
aber  in  Bologna  selbst  gegen  das  Jahr  1110  der  .Mann,  welcher  wohl  im 
Hinblick  auf  Justinians  Pandecten  den  Plan  fasste,  ein  solches  Werk  zu 
schaflen  und  ihn  auch  wirklich  ausführtc.  Dieser  Mann  war  ein  in  Bologna 
lebender  Mönch  Namens  Gratian*),  ein  Zeitgenosse  der  4.  ersten  Nach- 
folger des  Irnerius.  Er  veranstaltete  eine  umfassende  Excerptensainm- 
lung  aus  allen  bisherigen  Quellen  des  Rirchenrechls  (selbst  aus  weltlichen). 
Ob  er  es,  wie  man  glauben  möchte,  selbst  Decretum  im  Gegensatz  zum 
Digeshim  nannte  und  es  deshalb  in  drei  Partes  eintheiltc,  ist  nicht  gewiss, 
doch  die  Sammlung  sogleich  nach  ihrem  Erscheinen  so,  oder  decrela 
genannt,  und  behielt  diesen  Namen.  Dieselbe  sollte  nur  eine  Sammlung 
von  Belegstellen  sein  für  die,  in  einem  systematischen  Lehrbuch  mit  gröss- 
ter Kürze  als  Dicta  Gratiani  zusammcngestellten  Vorschriften  des  kanoni- 
schen Rechts.  Die  Zahl  der  Stellen  ist  aber  so  gross,  dass  die  Dicta  Gratiani 
nur  den  Verbindungsfaden  oder  Rahmen  für  den  aus  ihnen  bestehenden 
eigentlichen  Inhalt  des  Werkes  bilden.  Die  excerpirten  Stellen  sind  von 
Gra ti an  den  versehiedensten  Quellen  entnommen  worden;  die  meisten  stam- 
men aus  den  im  unmittelbar  vorhergehenden  Jahrhundert  veranstalteten 
kanonistischen  Sammlungen,  jedoch  auch  aus  früheren;  andere  entnahm 
Gratian  aus  den  Urquellen.  Die  Stellen  sind  Excerpte  aus  den  Kirchen- 
vötem,  die  50  s.  g.  Canones  apostolorum,  Concilienbeschlüsse  von  der 
ältesten  Zeit  bis  zum  Jahr  11.19,  päpstliche  Decretalen  bis  1143.  Stellen 
aus  dem  Ordo  romamis,  aus  dem  Uber  dhtrnus  der  Pübstc,  aus  den  Pöni- 
lenlialbüchem , dem  Corpus  Juris  civilis,  der  Lex  romana  der  Weslgothen, 
den  Capitularien , der  Sammlung  Benedikts  des  Leviten  und  aus  Isidors 
Etymologicum.  Nach  einem  flandrischen  Chronisten  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts vollendete  Gratian  sein  Werk  im  J.  1151.  Ein  Gehülfe  Gratians, 
Nomens  Pauca  Palea,  dem  man  auch  die  .\blhcilung  des  Ganzen  in  3 


horn  deutsche  Staats-  und  Rechtsgcschichtc  B.  II.  $.  270  — 276.  Walter, 
Lehrbuch  des  Kirchenrechts  J.  tOl  103 — 107. 

1)  S.  Ober  ihn  Sarti  P.  II.  S.  Eichhorn  $.  271. 

2)  Das«  cs  auch  den  Titel  Discordanti am  Cnnonum  Coneordin  führte,  hat 
•brigens  Savigny  111  S.  SIS  in  der  Note  aus  einer  sehr  alten  Summa  zum  De- 
kret naebgewiesen. 
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Bücher  und  dieser  entweder  (von  Buch  I u.  III)  in  Distinctiones  oder  wie 
B.  II  in  Causae  zuschreihl,  hat  noch  Stellen  beifrefügt,  welche  man  durch 
die  Ueberschrifl  Palen  von  den  von  Gralian  selbst  herrührenden  zu  un- 
terscheiden pQegt.  Die  dem  Deeretum  einverleibtcn  Texte  sind  oll  un- 
riclilig  oder  currumpirt.  ')  Da  aber  Gratian  gewiss  die  Absicht  hatte,  die 
Stellen  in  ihrer  Aechtheit  zu  geben,  so  hat  man  sie  später  kritisch  ver- 
bessert. d.  h.  in  ihrer  ursprünglichen  Gestalt  wieder  hergcstellt.  Diess 
geschah  auf  eine  durchgreifende  Weise  durch  die  löG3  von  Pabst  Gre- 
gor XIII.  niederge.selzle  Commission  der  s.  g.  Correetnres  Romani.  *)  — Gra- 
lians  Werk  erhielt  keine  päpstliche  Besläligung,  fand  aber  so  viel  Beifall, 
dass  eine  andere  Compilaliun  dieser  Art,  die  Cardinal  Laborans  machte, 
keine  besondere  Beachtung  crhiell.  In  Bologna,  so  wie  später  auf  den 
andcni  Bcchtsschulen  wurden  Vorlesungen  darüber  gehalten  und  Glossen 
dazu  gesehrieben.  Das  Uechlsstudiiim  gestaltete  sieh  nun  so,  dass  neben 
der  schon  iH-stehenden  Schule  der  Ausleger  des  römischen  Rechts,  die 
man  Legisten  nannte,  eine  zweite  der  Decretisten  entstami,  und  dass 
auch  eigne  akademische  (irade  den  dem  kanonischen  Recht  sich  widmen- 
den Rechtsgelehrten  ertheilt  wurden.  Diess  alles  war  der  Anschauungs- 
weise des  Mittelalters  ganz  gemäss.  Die  Christenheit  stand  ja  unter  einem 
doppelten  Oberhaupt,  dem  Pabst  und  dem  weltlichen  Regiment,  daher  ein 
doppeltes  Recht  und  eine  doppelte  Rechtswissenschaft,  welche  aus  den  zwei 
gros.sen  Zweigen  Aesjus  catmücummA  Acsjuscivile  bestand.  Man  konnte 
sich  in  beiden  graduiren  lassen  und  wanl  dann  Doctor  in  ulroque  jtire. 

Durch  das  Deeretum  Gratiani  ward  die  Weilerlrildung  des  kanonischen 
Rechts  keineswegs  gehemmt,  im  Gegentheil  kralliger  belebt  und  gefördert. 
Die  Macht  der  Kirche  war  in  einem  beständigen  Steigen  begriffen.  Vier 
öcumcnische  Concilien  wurden  von  1179  bis  1274  gehalten  (das  dritte  und 
vierte  laleranensische  und  zwei  Lyoner).  Die  Miurse  der  päbstlichen  De- 
cretalen,  die  sogleich  nach  ihrem  Beknnntwerden  von  den  canonischen 
Glossatoren  beachtet  wurden,  vermehrte  sich  so  sehr,  dass  zwischen  llbS 
und  1221  zehn  Sammlungen  dieser  „Decretales  extra  deeretum  vagantes“ 
rasch  auf  einander  folgten*).  Im  Jahr  1191  veranstaltete  der  Glossator 
Bernhard  von  Pavia  eine  nach  dem  Vorbild  des  justinianischen  Codex  in 
systematischer  Ordnung  geordnete  in  fünf  Büchern,  deren  jedes  in  eine  An- 
zahl Titel  zerfiel. 

Die  von  ihm  belolgte  Ordnung  der  Materien  in  einem  allgemein  bekannt 
gewordenen  Verse  angedcutet  (Iudex,  ludicium,  Clerus,  Sponsalia,  Crimen) 
wurde  in  vier  folgenden  Compilationen  beibehaltcn  und  die  Grundlage  einer 


1)  Man  kennt  40  solcher  Stellen  im  Dekret. 

2)  Die  erste  durch  die  Corrcctorcs  gereinigte  Ausgabe  des  Dekrets  ist  die,  welche 
Gregor  XIII.  1582  veranstalten  licss. 

3)  Eichhorn,  S-  174.  Walter,  *.  105. 
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1234  von  Pabsl  Gregor  IV.  durch  den  Glossalor  Raimund  von  Penna 
forte  veranslallelen  ollizicllen  Decrclalcnsammlung,  welche  von  diesem  Pabsle 
an  die  canonislisehen  Fakulliilen  gesandt  wurde,  uni  neben  dem  Decrelum 
Gratiani  erklärt  zu  werden. 

Auf  diese?  Weise  ward  das  canonistisehe  Kechtsstudium  dem  civilisti- 
schen noch  ähnlicher,  indem  die  Dccretalen  sich  zu  Gratians  Decret  im 
Ganzen  so  verhiellen,  wie  der  Codex  zu  den  Vigeeten. 

Gegen  das  Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts  machte  sich  aber  das 
Beddrfniss  einer  Erweiterung  der  Decretalensammlung  fiililbar : sie  wurde 
dadurch  bewerkstelligt,  dass  man  einen  Liber  sextut  den  fünf  Büchern  der 
Gregor’ sehen  Sammlung  beifügte,  der  übrigens  streng  nach  der  Ordnung 
dieser  in  fünf  Bücher  und  dieselben  Titel  cingetlicilt  wurde  und  als  ein 
Supplement  derselben  anzuselien  ist.  Er  erscliien  von  PabstBonifaz  Vlll. 
bestätigt  1298  und  wurde  gleichfalls  zur  Auslegung  an  die  Rechtsschulen 
gesandt 

Allein  das  Qucllenwerk  des  canonischen  Rechts  sollte  dem  civilisti- 
schen noch  ähnlicher  werden.  Clemens  V.  fügte  der  bisherigen  Samm- 
lung noch  eine  .Art  NovellensammUing  bei.  welche  den  Namen  der  Clemen- 
tinen führt  und  aus  den  Dccretalen  seit  1198  und  den  Decreten  des  l3“/u 
abgehnllenen  Conciliums  zu  Vienne  besteht 

Die  später  noch  immer  sehr  zahlreich  aufeinander  folgenden  Dccretalen 
wurden  ofliziell  nicht  mehr  gesammelt  und  behielten  daher  für  immer  den 
Namen  Extravagantes.  Die  vier  Sammlungen  von  der  Gratians  bis  zu  den 
Clementinen  bilden  das  später  sog.  Corpus  Juris  Canonici  cUntsum  und  er- 
langten Gesezeskraft. 

Die  Behandlongsweisc  des  canonischen  Rechts  durch  die  Decretisten 
war  dieselbe,  wie  die  des  römischen  durch  die  Legisten.  Alle  Theile  des 
Corpus  juris  canonici  erhielten  eine  Glossa  ordinaria  ' ) und  die  canonisti- 
schen  Glossatorcn  verfassten  juristische  Werke  derselben  Art,  wrie  die 
andern,  d.  h.  Summae,  Apparatus,  Casus,  Dissensiones,  Distinctiones,  (juaes- 
tiones  u.  s.  w'. 

Unter  den  Canonisten  dieser  Periode  ragen  besonders  hervor  H u g u c c i o 
t 1210,  der  schon  erwähnte  Bernhard  von  Pavia  + 1213,  Siccar- 
dus  t 1215,  der  auch  als  Legist,  doch  mehr  uls  CanonisV  berühmle 
Tancred  t 1240,  Bartholomaeus  von  Brescia,  Bernard  Bottonus 
von  Parma  + 12136,  und  Henricus  von  Susa,  Cardinal  von  Ostia  + 1271. 


1)  Die  G(oM9a  ordinarin  zum  Dekret  wurde  von  Johannes  Simera  oder  Teu> 
lonicus  t 1243  femacht  und  von  Bartholomäus  von  Brescia  i*  1258 
überarbeitet.  Die  der  Dckretalen  besteht  im  Ap|>uni(us  Bernhards  von  Pavia. 
Die  Glossen  des  Lih^r  tea^ims  und  der  CleraentiocD  geboren  dem  folgenden 
Jahrhundert  an. 

2)  S.  über  dieselben  Sarti  und  Peitnaneder  Handbuch  158  bis  165  u.  19T. 
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Die  Rechtsschnle  ausser  Italien')  und  der  praclische 
Einlluss  des  Rechlsstudiums*). 

103.  Das  Land  ausser  Italien,  in  welchem  die  ersten  Rechtsschulen 
entstanden,  war  Frankreich,  und  zwar  die  Universität  Paris  unabhängig 
vom  Einfluss  des  Rechlsstndiunis  in  Italien,  die  iibrigen  in  Folge  desselben. 
Paris  halle  an  der  dem  Pabsle  aiigchörigen  Abtei  von  Sand  Genoveva  eine 
alle  Domschiile,  die  sich  im  12.  Jahrhundert  zu  einer  berühmten  philoso- 
phischen theologischen  Unlerrichlsanslall  erhob.  Ihre  Lehrer  und  Schüler 
bildeten  schon  gegen  IISO  eine  anerkannte  gelehrte  Corporation,  die  im 
Jahr  1200  vom  Könige  ausgedehnte  Privilegien  erhielt  *).  An  derselben 
wurde  auch  das  Slndiiim  des  canonischen  Rechts  belriel)en,  so  dass  sich 
alsbald  eine  eigene  canonische  Faenlläl  bildete.  Man  verband  mit  demsel- 
ben auch  das  des  roinisehen  Rechts.  .Ms  dies  aber  das  andere  zu  ül>er- 
flügeln  drohte,  verbot  1220  Pabst  Uonorius  III.  an  der  ihm  unmittelbar 
untergegebenen  Anstalt  das  Lehren  des  rönii.schen  Rechts  und  das  Erthei- 
len  des  Doclorgrads  in  deiusciben.  Nur  in  wie  weit  die  Keiintniss  seiner 
Grundsätze  zum  Versländniss  des  canonischen  Rechts  nölhig  war,  durfte 
es  gelehrt  werden.  Die  Könige  von  Frankreich  achteten  dies  Einschreiten 
des  Pabstes,  obgleich  die  Universität  nicht  den  Characler  einer  ausschliess- 
lich kirchlichen  Anstalt  halle  *). 

Das  privilegium  odiosum  jenes  päbstlichen  Verbots  rief  1234  eine 
Schule  des  römischen  Rechts  in  Orleans  ins  I^ben,  welche  bald  einen 
grossen  Einfluss  auf  die  Rechlspraxis  ira  nördlichen  Frankreich  erlangte*). 

ln  den  südlichen  Thcilen  dieses  Reichs,  wo  das  röm.  Recht  seine  un- 
mittelbare Anwendung  immer  behalten  halle,  erstanden  Rechtsschulen  nach 


1)  Savigny  Bd.  III.  S.  341.  IV.  431.  V.  506.  560. 

Hugo  Gosch,  des  R R.  seit  Jtislinian  S.  158  und  161. 

Des  Verf.  franz.  Staats-  und  Rcchtsgcsch.  II.  Nro.  28  und  19—26. 

Terattony  h ittoire  da  droit  romaia  p.  440.  und  noiistcns  L a f c r r i i‘  r c A itt.  da 
droit  fran^ait  L 4.  Paris  1853.  p.  2T7. 

2)  Arthur  Duck  de  atu  et  aatoritate  jurit  romaiti  Lond.  1649.  und  Ltps. 
1676.  Spangenberg,  Eiuleitung  in  das  Römische  Just.  Rcchtobuch  S.  100 — 
116.  Bcrryat  Saint-Pri.v,  kittoire  du  droit  romaia  p.  217— 231. 

3)  Der  Anfang  einer  neuen  Geschichte  des  Ursprungs  der  Universität  zu  Paris,  welche 
Prof.  Laferriere  zum  Verfasser  liat,  Sndet  sich  ioi  Januarheft  der  Se'aacet  et 
Travaux  de  fAeademie  de*  Seieaee*  morate*  et  politii/uei  r.  J.  1863.  S.  109. 
Fol.  und  in  seiner  kiit.  du  droit /rauf  at*.  a.  o.  0.  S.  172—271. 

4)  Crevier  kietoire  de  taninertitd  de  Pari*.  7.  Voll.  12.  Tom.  I.  und  II. 

Savign  y,  a.  a.  0.  besonders  aber  Laferriere  a.  .a.  0.  S.  261.  IT.  und  33  a.  IT. 

5)  Savigny  a.  a.  0.  Bd.  III.  S.  400. 
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dem  Muster  der  italienischen.  Die  ältesten  sind  die  von  Montpellier  wo  der 
Glossator  Placentinus  lehrte  und  1192  starb,  und  die  von  Toulouse,  wo 
nach  den  Albigenser  Kriegen  eine  vom  Pabst  bestätigte  Universität  1233 
gestiftet  wurde.  Die  letzte  blühte  so  schnell  auf,  dass  am  Ende  des  drei- 
zehnten Jahrhunderts  sie  schon  2 Lehrer  von  europäischem  Namen  besass, 
die  noch  jetzt  in  der  civilistischen  Literärgeschichte  genannt  werden,  näm- 
lich Jacobus  a Ravanis  t 1296  und  Petrus  v.  Bellapertica  f 
1308*).  Auch  in  Lyon  befand  sich  gegen  1290  eine  juristische  Univer- 
sität*). 

Paris  und  die  nach  ihr  organisirlen  Universitäten  unterschieden  sichj 
w.as  ihre  Verfassung  betrifR,  wesentlich  von  den  italienischen*).  Hier 
bildeten  die  Zuhörer  (Scholares)  die  academische  Corporation  und  wähl- 
ten den  Rector,  dort  bestxind  sic  der  Privilegien  der  Schüler  ungeachtet 
unter  den  Lehrern.  Nach  dent  Vorbild  von  Paris  wurden  später  die  deut- 
schen und  andern  Universitäten  des  Nordens  organisirt*).  Die  Blüthe  der 
Rechtswissenschaft  in  Italien  und  Frankreich  musste  bald  auf  das  Hechts- 
leben  und  die  practische  Behandlung  des  Rechts  zurückwirken.  Die  Kö- 
nige und  Fürsten  wählten  gelehrt  gebildete  Rechlsgelehrte  zu  ihren  Räthen, 
und  in  den  Gerichten  fanden  die  römischen  Rechtsprincipien  bald  Eingang, 
zuerst  in  den  geistlichen,  dann  aber,  jedoch  langsamer,  auch  in  den  welt- 
lichen. Mehr  Einfluss  hatte  das  römische  Recht  auf  die  Abfassung  der 
Rechtsgeschäfte,  bei  welchen  man  theils  die  Caulelen  desselben  beobach- 
tete, theils  die  Anwendung  verschiedener  seiner  Grundsätze,  namentlich  die 
Möglichkeit  des  Gebrauchs  der  Rechtswohlthaten  durch  die  Fassung  des 
Geschäfts  auszuschliessen  bemüht  w.ar. 

Dass  in  Frankreich  die  Befolgung  römisch  rechtlicher  Grundsätze  am 
frühsten  statt  halte,  war  schon  deshalb  natürlich,  weil  in  dessen  südlichen 
Theilen,  wie  schon  bemerkt,  dessen  Gebrauch  nie  aufgehört  hatte,  und  es 
jetzt  aus  besseren  Quellen  geschöpft  wurde.  Aber  auch  im  nördlichen 
Frankreich  Hess  man  seine  Anwendung,  obwohl  mit  Widerstreben,  zu  •). 

Von  der  Mille  des  dreizehnten  Jahrhunderts  an  zweifelte  man  nicht 
an  seiner  Gültigkeit  überhaupt,  und  der  Streit  war  nur  der,  in  wieweit  das 


t)  Savigny  Bd.  111.  S.  375.  folg.  Bd.  IV.  S.  359.  Dasf  Pillius  da  gelehrt  habe,  be- 
nihl  auf  einem  Irrlhum.  Savigny  IV.  S.  312.  Lafcrriere  p.  339. 

2)  Savigny  a.  a.  0.  Bd.  III.  S.  408.  Bd.  V.  S.  603.  VI.  S.  27. 

3)  V.  Savigny  III.  S.  408. 

4)  Ausfahrlieh  haiidell  hiervon  v.  Savigny  III.  159  lud  337. 

5)  V.  Savigny  111.  S.  VIII.  157.  158. 

6)  Berryat  Saint  Prix  o.  a.  0.  S,  217.  IT.  Dca  Verf.  franzdaitehe  Slaala-  und 
Rcchlageschichte  Bd.  II.  S.  21.  IT. 

Aus  den  Olims  ergibt  sich,  dass  das  Parlament  zu  Paris  1254  das  römische 
Recht  schon  löiigst  anzuwenden  pflegte. 
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einheimische  Gewohnheitsrecht  demselben  weichen  müsse,  oder  nichlT 
Diess  zu  entscheiden  war  Soche  der  gelehrten  Pracliker.  Der  erste,  der 
für  die  inröBsImögliche  Anwendung  des  römischen  Rechts  auftrat,  war  Pe- 
ter Des  Fontaincs  in  seinem  Conseil  verfnsst,  t252‘).  Ein  anderes  zu 
dem  gleichen  Zweck  bestimmtes  Buch  war  das  erst  vor  kurzem  (1850) 
hcrausgegebene  Livre  de  Justice  et  de  PUt,  das  in  Orleans  wahrscheinlicli 
von  einem  Rechlsichrer  geschrieben  wurde*);  endlich  übersetzte  man  ein- 
zelne Stöcke  der  justinianischen  Kcchtsbücher  ins  französische*).  Das 
schon  erwähnte  Coutumier  der  Normandie  blieb  frei  vom  Einfluss  des  rö- 
mischen Rechts.  Allein  das  einheimische  Recht  war,  besonders  wegen 
seiner  feudalen  Bestnndiheile,  nicht  so  leicht  zu  verdrängen.  In  den  gegen 
das  Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts  entstandenen  Rcchtsbüchem  erscheint 
es  mit  dem  römischen  vermischt,  Jedoch  so,  dass  das  nationale  Element 
in  demselben  vorherrscht.  Die  hierher  gehörenden  Rechtsbücher  sind! 
die  s.  g.  Etablissemen.'f  von  Saiiit-Loui.s  *),  ein  wahrscheinlich  für  Anjou  ge- 
gen 1270  verfasstes  Recbisbnch,  und  Ueaumanoir  vollendete  1283  die  höchst 
wichtige  und  Imrühinl  gewordene  Coutume  du  Bemwoisis^')  nor  i-  e,- 
Dieses  Werk  wurde  die  Grundlage  des  seiueinen  Rechts  i<{drnif  com- 
mun)  des  nördlichen  Frankreichs  und  Quelle  der  geiiicinsanien  Gruiidsätae 
der  meisten  nordfrnnzösischen  Landreclite.  ‘ > 

An  die  fl-anzösischen  Rechtsbücher  aus  der  zweiten  Hälfte  des  drei- 
zehnten Jahrhunderts  schliessen  sich  die  unter  dem  .Namen  Assises  de  Je- 
rusalem*) bekannten  des  christlichen  Königreichs  Jerusalem  nn.  Anfangs 
halte  man  hier  nur  ein  allgemeines  in  lateinischer  Sprache  abgefasstes 


t)  Sein  Werk  wurde  neusten«  von  Marnier  nach  den  besten  Handsehriflen  zum 
zweitenmal  herausgegeben.  Paris  1846.  Des  Verf.  franz.  Staats-  und  Rechlsgeseh. 
Bd.  II.  8.  42. 

2)  Es  erschien  herausgegeben  vuu  Rapetti,  Paris  1850.  4.  S.  die  fnutz.  Staats- 
und  Rcchtsgesch.  a.  a.  0.  S.  51. 

3)  Nach  einer  alten  Tradition  wurde  auf  Verl.-iiigon  der  Königin  Bianca,  5Iul|er 
Ludwigs  IX.  ein  uiiirassendes  Reclilsbuch  begonnen,  das  den  Namen  te  livre  de 
ht  reine  Blanche  führte  nnd  bestanden  haben  soll  aus  dem  Werke  v.  P.  D es  fon- 
taincs, dem  alten  Coutumier  der  Normandie  und  Uebersetzungen  verschiedener 
Bocher  der  Pandeeten  s.  Klimrath  Traveanac  eur  Fhitteire  du  droit  fran^ait 
I.  II.  pag.  23.  und  des  Verf.  franz.  Staats-  und  Rechtsgesehichte.  II.  S.  40  folg. 

4)  Franz.  Staats-  und  Rechtsgesehichte.  II.  S.  47. 

5)  Franz.  Staats-  und  Rechtsgesch.  S.  48.  Eine  gute  Biographie  von  Beaumanoir 
von  Laboulaye  findet  sich  in  Wolowski,  Revue  de  tegielatioH  t.  XI.  p.  433  und 
in  Berryats  Vorrede  zur  neuen  Ausgabe  der  Coutume  du  Beauvoitie  von 
1842.  2 Vol.  Beaumanoir  ist  für  Frankreich,  was  Eike  von  Repgow  für 
Deutschland  war. 

6)  Die  nenste  Darstellung  der  Entstehung  und  Geschichte  der  Ateieee  de  Jerueatem 
ist  die  von  l.afcrrierc  im  B.  IV.  seiner  hiet,  da  droit  /rmaeui*.  & 473.  ff. 
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Statut,  lu  welchem  theilB  Weistliümer  und  Praejudicien  Iheils  Verordnungen 
der  Könige  von  Jerusalem  kamen,  die  in  feierlichen  Gerichtssitzungen,  As- 
slsiae,  proclamirt  und  selbst  Assisiae  oder  Assises  genannt  wurden.  Dieser 
Name  ging  auf  die  von  den  Gerichten  ausgehenden  Weistliümer  und  die 
Rechlsbflcher,  in  welchen  man  Aufzeichnungen  des  in  Palaeslina  gellenden 
Rechtes  ziisammenstclllc,  über,  indem  diese  Livres  des  Assises  genannt 
wurden.  Das  Bedürfniss  solcher  Aulzeichnungen  musste  um  so  fühlbarer 
sein,  als  dos  lateinische  ürstatut  f|-öh  verloren  gegangen  war.  Doch  ent- 
standen deren  erst  im  J.  1250  als  König  Ludwig  IX.  in  Accon  verweilte. 
Auf  seine  Anordnung  traten  die  Mitglieder  der  Gerichtshöfe  sowohl  der 
Court  der  Barons  als  der  der  Bourgeois  zusammen  und  beschlossen  die 
Abfassung  von  Rechlsbüchern.  Für  die  Court  der  Bourgeois  scheint  ein  Ent- 
wurf zu  Stande  gekommen  zu  sein,  der  practischc  Anwendung  erhielt*)- 
Ein  Rechtsbuch  der  lfmile  Court  verfasste  der  Ritter  Gerard  von  Montreal, 
allein  es  hat  sich  nicht  erhalten.  Dagegen  die  zweier  .Mitglieder  der  zu 
Nicosia  im  Königreich  Cypem,  Philipps  von  Navarra*)  gegen  1254  und 
später  12GG  Johanns  v.  )l>elin.  Ihre  Aufzeichnungen  des  in  diesem  Reiche 
befolgten  Ritterrechts  stehen  den  Lehensrechtsbüchern  zur  Seile.  Bald  kamen 
Supplemente  zu  denselben  von  Geoffroy  und  Jaqiies  von  I bei  in  und 
ein  kürzeres  Lehrlmch  dieses  Rechts.  Die  Assises  der  Court  der  Bour- 
geois, welche  wir  das  Landrcchtsbuch  des  Königreichs  nennen  können, 
gehören  in  den  noch  vorhandenen  Redaclionen  erst  dem  14.  Jahrhundert  an, 
und  sind  offenbar  unter  dem  Einfluss  des  in  Italien  gelehrten  römischen 
Rechts  geschrieben. 

Nachdem  man  sieh  lange  mit  einer  sehr  fehlerhaften  Ausgabe  eines 
Theils  der  Assises  und  einer  italienischen  Uebersetziing  derselben,  die  auf 
Cypern  unter  Venedigs  Herrschaft  practisch  war,  behelfen  musste,  wurden 
fast  zu  gleicher  Zeit  drei  befriedigendere  Ausgaben  derselben  gemacht  und 
zwar  der  Assises  de  Bourgeois  in  Stuttgart  von  Kaussler  1839,  der  ganzen 
Assises  mit  der  italienischen  Uebcrselzang  von  Foucher  in  Rennes  1KI9 
— 41,  und  endlich  eine  auf  Kosten  der  französischen  Regierung  1841  vom 
Grafen  Beugnot  veranstaltete  Prachtausgabe  in  2 Foliobänden,  welche  letzte 
indessen  in  verschiedener,  namentlich  in  kritischer  Beziehung  Manches  zu 
wünschen  übrig  lässt*). 

Aber  nicht  blos  in  Frankreich  sondern  auch  in  Belgien  * ) und  Holland 


1)  Laferriere  p.  486. 

2)  S.  Aber  diesen  Rcchlsgelehrtcn  Beugnot  in  An  Bibt.  de  tEcole  des  Charles 
Serie  I.  Bd.  II.  S.  1.  folg. 

3)  Die  beste  Ausgabe  der  Assises  de  Bourgeois  ist  noch  immer  die  von  Kauss- 
ler. Sic  rnlh&ll  iwci  Texte,  einen  Jltcrcn  aut  einer  Münchner  und  einen  spSIc- 
ren  aus  der  Handschrift  zu  Venedig. 

2)  lieber  die  Anwendung  des  römischen  Rechts  in  Belgien  lind  zu  vergleichen 
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sowie  in  Deutschland  ')  finden  sich  flrähe  Spuren  der  Anwendung  des  rö- 
mischen Rechts:  dort  schon  1222,  in  Schwaben  1251  und  folgenden  Jah- 
ren*) und  im  nördlichen  Deutschland  seit  1282*).  Auch  schrieb,  wie 
schon  bemerkt,  der  Verfasser  des  s.  g.  Schwabcnspiegels  unter  dem  Ein- 
fluss desselben. 

Noch  früher  wurde  den  Sammlungen  des  canonischen  Rechts  überall 
Geltung  zu  Theil,  und  durch  dasselbe  manchem  Satz  des  römischen  Rechts*), 
weil  sie  ja  ihrem  Inhalt  nach  schon  gellendes  enthielten  und  dazu  dienten, 
die  Anwendung  des  unbezweifelten  kirchlichen  Rechts  zu  erleichtern. 

Die  Rechts  quellen  im  14.  und  15.  Jahrhundert*). 

104.  Im  Anfang  des  vierzehnten  Jahrhunderts  beruhte  die  Rechtsord- 
nung im  Grossen  noeh  auf  der  Basis  des  Feudalismus  und  des  Kirchen- 
thums. Das  Recht  der  hohem  Stände  d.  h.  das  Lehenrecht  und  das  Kir- 
chenrecht war  am  festesten  begründet  und  wurde  aus  den  sichersten  und 
zweifellos  anerkannten  Quellen  geschöpft,  und  zwar  gab  es  allgemeine  und 
besondere,  jene  waren  vor  ollem  das  Longobardische  Lehenrecht,  das 
Corpus  Juris  canonici  u.  s.  w.  Anders  verhielt  cs  sich  mit  dem  Rechte 
des  Bürger-  und  des  Bauernstandes,  welches  ein  mehr  oder  weniger  rohes, 


Memmres  eouraHnis  Je  t Academie  de  Bruxelles  1782  besonders  du  von  J. 
Bergh  und  Heylen  in  dos  Verf.  flandriseher  Staats-  und  Rechtsgeschichle 
B,  III.  S.  5 — 8.  und  Urk.  78.  04.  95.  Ceber  dessen  Anwendung  in  Holland : 
d'IIoop  und  Fagel  de  usu  Juris  routaui  in  l/ollandia.  Il.'igne  Com,  1779. 
van  Hass  eit  de  usu  Juris  romani  in  Geldern  und  Arntzenius:  Institulia- 
nes  Juris  Beigici  t789.  p.  20  — 38.  und  G.  de  Vrics,  Diss.  rph.  historiam 
introdueti  iu  proviue.y  Befgic.  Juris  romani.  Lugd.  RA.  1839. 

1)  J.  Riecius  Spicilegium,  juo  iisus  Juris  romani  in  aulis  (Sermaniae  Sec.  XIII. 
et  XII'.  ostenditur.  Franeof.  et  Lipsiae  1738.  In  Urkunden  bei  Perlt  legum 
L II.  berufen  sich  die  deutschen  Kaiser  schon  im  Jahr  1200  auf  du  lOmische 
Recht.  Eichhorn  deutsche  Staats-  und  Rechtsgcsch.  $.  269. 

2)  Neugart  Codex  Bd.  II.  Urk.  944.  048.  957.  963.  068.  S.  Frey  die  Ooellcn  des 
Buler  Stadtrechts  S.  124. 

3)  Nachweisungen  hierüber  gibt  Lappenberg  in  Hugo's  civ.  Maguin.  Bd,  VI. 
Nro.  13. 

Zu  vergl.  auch  Senkenberg  SovaUethodus  Jurisprud  Franeof.  1756. 
App.  III.  p.  138 — 149.  Laspeyres  in  der  Zeitsclirifl  f.  deutsches  Recht  Bd. 

VI  s.  1.  ir. 

4)  Die  Päbste  sahen  das  röni.  Recht  als  das  gemeine  Recht  der  ganzen  Christenheit 
an.  Otto  V.  Freisingen  lib.  III.  bei  Eichhorn  $.  269.  Note  g.  Auch  Savigny 
sagt  HI.  S.  87,  man  habe  im  5littelnltcr  das  römische  Recht  als  du  allgemeine 
Christi,  europäische  Recht  betrachtet 

1 ) Eichhorn  deutsche  Staats-  und  Rcchtsgeschichte.  Bd.  III.  $.  442.  folg.  Z & p f 1 
$.  39-42. 
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technisch  noch  unentwickeltes  von  nicht  juristisch  gebildeten  Richtern 
(z.  B.  SchötTen)  nngewendetes  Lokalreclit  war.  Allscmeine  Rechlssnind- 
»iUze  für  diese  Klassen,  obwohl  schon  in  den  nulionnlen  Hecblsbfichern 
und  dem  römischen  Recht  vorhanden,  begannen  erst  eine  prnctische,  Gel- 
tung zu  erhalten,  welcher,  was  das  letzte  betrifft,  die  stärksten  in  der  N.i- 
tionalitüt  und  den  Sitten  liegenden  Hemmungen  entgegentraten.  Ks  ging 
daraus  ein  juristischer  l’rincipicnkainpr  hervor,  welcher  gegen  das  Ende 
des  fünfzehnten  Jahrhunderts  dahin  führte , dass  das  Verhällniss  des  rö- 
mischen zum  einheimischen  Hechte  als  das  des  gemeinen  und  des  Parti- 
cularrechts  sicli  gcslaltcle  und  so  der  am  Ende  des  achtzehnten  Jahrhun- 
derts auch  in  andern  christlich  germanischen  IJindern  des  Continents  und 
einem  Theil  von  Deutschland  noch  jetzt  bestehende  Rechtszustand 
begründet  wurde. 

Um  sich  aber  ein  treues  Bild  der  Reehtsentwieklung  des  vierzehnten 
und  fünfzehnten  Jahrhunderts  zu  machen,  muss  man  vorerst  das  damalige 
Stadium  der  staatlichen  Entwicklung  des  Völkerlebens  dieser  Länder  in 
Betrachtung  ziehen. 

A.  Aus  den  meisten  feudalistischen  oder  bischöflichen  und  äblischen 
Herrschaften  waren  nnlängende  Staaten  geworden,  die  ihre  Landesherren 
zu  organisiren  und  in  guter  Ordnung  zu  halten  bcscluifligt  waren.  Diese 
Staaten  waren  aber  zu  dem  grösseren  Gesammtstaat  des  sieh  mehr  und 
mehr  organisirenden  deutschen  Reichs  durch  das  feudalistische  Unterord- 
nungsprincip  verbunden.  In  Frankreich  war  zwar  der  König  zugleich  Lan- 
desherr fast  aller  früheren  kleinen  Staaten,  die  nun  Provinzen  des  grossen 
Staates  waren,  geworden;  aber  ihr  Recht  war  nicht  im  Rechte  des  letz- 
tem aufgegangen,  so  dass  die  Provinzen  in  dieser  Beziehung  sich  eben  so 
gegenüber  standen,  wie  in  [tcutschland  die  einzelnen  Länder  mit  eigenen 
Landesherren  oder,  nach  ihren  Freiheitskriegen,  die  verschiedenen  Cantone 
der  Schweiz. 

Derselbe  Zustand  war  der  der  burgiindischen  Länder,  Italiens,  Spaniens, 
u.  8.  w.  Es  gab  überall  Reichs-  und  Landesgesetze  im  eigentlichen 
Sinne  des  Worts,  welche  man  gewöhnlich  lateinisch  Ordinationrs,  deutsch 
Verordnungen,  französisch  Ordomtances  nannte  und  häufig  nach  ihrem  spe- 
ciellen  Inhalt  -noch  genauer  bezeichnete  z.  B.  als  Malefiz -Polizei-Gerichts- 
und wenn  derselbe  allgemeinerer  Natur  war,  als  Landes  Ordnungen.  Es 
gab  demnach  in  Deutschland  Ordnungen  oder  Verordnungen  sowohl  für 
das  ganze  Reich  .als  für  einzelne  Länder;  die  crstcren  pflegt  man,  so  ver- 
schieden sie  auch  ihrem  Character  nach  sind,  unter  der  allgemeinen  Be- 
nennung der  Reich sgeselze  zu  begreifen. 

Der  Inhalt  des  gesamniten  Verordnungsrechts  war  dem  grössten 
Theile  nach  öffentliches  und  zwar  vorzugsw’eise  Verwaltungsrecht, 
welches  zu  reguUren  der  Kaiser,  König  oder  Landesherr  in  Folge  der  ihm 
zustehenden  Hoheitsrechte  für  unbedingt  befugt  galt,  so  dass  Gesetze 
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nicht  erst  den  Reichs-  oder  Landsländen  zur  formellen  Bemthun?  nnd 
Discussion  vorKclegl  wurden. 

Ueulschinnd  hat  aus  dein  vierzehnten  und  fünfzehnten  Jahrhundert 
schon  eine  nicht  kleine  Zahl  von  Ueichsgesetzen  aufzuweisen.  DesRleichen 
hahen  L a n d e s Ordnungen  1309  schon  Preussen,  1428  und  1430  Sachsen, 
1135  Hessen,  14T4 — 1491  Baiern,  1475  u.  1498  Nassau,  1495  Würtemberg. 

Bei  der  Abfassung  dieser  Gesetze  waren  in  der  Regel  technisch  ge- 
bildete Rechtsgelehrte  thiitig,  so  dass  in  denselben,  wenn  sie  auch  im 
Ganzen  das  Gepräge  der  Nationalität  und  der  Kirchlichkeit  tragen,  doch 
der  Kinihiss  des  römischen  Rechts  mehr  oder  weniger  sichtbar  isL  Das 
Verordnungsreclit  wurde  alsbald  die  Hauptqiielle  nicht  blos  des  allgemei- 
nen Vcrwaltungs,  d.  h.  des  Polizei-  und  Kinanzrechts,  sondern  auch  des 
Criininal-  und  des  gesanmUen  Prozessrechts. 

B.  Verschieden  hievon  war  die  fortschreitende  Entwicklung  des  Pri- 
vatrechts. Man  kann  in  einem  gewissen  Sinne  sagen,  da.ss  das  Privat- 
recht — Privalsache,  d.  h.  der  freien  Ausbildung  der  Betheiligten  über- 
lassen war.  Die  .allgemeinen  Grundsätze  des  Civilrechls  schöpfte  man  in- 
dessen aus  den  Spiegeln  und  wo  diese  nicht  ausreichten,  aus  dem  rönii- 
schen  Recht,  welches  man  schon  von  der  Mitte  des  dreizehnten  Jahrhun- 
derUs  an  als  die  „geschriebenen  Kaiserlichen  Rechte,“  also  das 
gemeinsame  Privatrecht  des  deutschen  Reiches,  obwohl  mit  Widerstreben, 
anzusehen  sich  gewöhnte. 

Während  die  Doctoren  der  Rechte  dem  römischen  Rechte  die  grösst- 
mögliche  Verbreitung  nnd  Ausdehnung  zu  verschaffen  bemüht  waren,  und 
die  nicht  in  das.selbe  eingeweiliten  Richter  aus  dem  Ritter-  oder  Bürgerstand 
der  Unwissenheit  und  der  Juristischen  Barbarei  bezflehtigten , wurden  sie 
von  diesen  als  Nichtkenncr  nnd  Verächter  des  heimischen  Rechts  ange- 
feindet und  dieser  Kampf  dauerte  in  manchen  Ländern  oder  Orten  bis  ins 
scchszchntc  Jahrhundert.  Es  wurde  «ber  von  den  s.  g.  Legisten  end- 
lich der  Sieg  besonders  dadurch  davongetragen , dass  die  neueren  Gerichts- 
ordnungen die  Besetzung  der  höheren  Gerichte  durch  gelehrte  Juristen 
wenigstens  der  Mehrzahl  nach  vorschrieben,  was  nach  und  nach  die  Folge 
hatte,  dass  auch  bei  den  gewöhnlichen  Stadt-  oder  Landgerichten  wissen- 
schaftlich gebildete  Richter,  wenigstens  als  Actuare  oder  Sekretäre  ange- 
stellt, auch  die  .\cten  eines  Prozesses  an  Rechtsgclehrte  zur  Fällung  des 
Urtheils,  z.  B.  in  Deutschland  an  die]  Juristenfakultät  einer  Universität 
gesandt  wurden.  *) 


t)  I>ic  Siltp  der  Gerichte’,  den  Rath  aiiswürligor  Rechlsgilehrlcii  vermittelst  Acten- 
versendnng  eiiuuliolen,  war  froher  ziemlich  verbreitet,  i.  B.  in  Italien  und  in 
den  Niederlanden.  Üoeh  w,iren  es  meistens  einzelne  Rechtsgelehrtc,  z.  B.  .Advo- 
katen , di(^  ilos  lirtlieil  ftUten.  S.  II  o I ti  u s de  Comitio  Sapietitit  et  de  trtmt- 
nsuMone  iictornm,  Amstelod.  1B50. 


Digitized  by  Google 


259 


r.  Allein  der  KnrtseliriU  des  Privalreehls  war  weder  in  Deiilsehland, 
noch  in  andern  Ländern  liieraur  iK-scliränkl.  Anch  in  den  besliindig  noch 
reichlich  fliessenflen  nnhonalen  Uechls<|iiellcn  fand  eine  iinnnlerhrnchonc 
Weilerenlwicklnng  slatl. 

a)  Die  Sladl-  (und  zuweilen  selbal  die  Dorf)  Hechle  wurden  beslän- 
dig  erweitert  und  revidirt  und  zwar  zuerst  unter  <lein  lünfluss  der  Spie- 
gel, dann  von  der  zweilen  llällte  des  15ten  Jahrhunderts  an  unter  dem 
des  römischen  Ueclits. 

h)  Die  Zahl  der  Landreclite  vennehrte  sich.  Man  findet  deren  IIIOI 
in  Oestreich,  1313  in  der  Grafschaft  zum  Bornheimer  Hers,  1321  die 
laindcharte  von  Saarhiflcken , 133(i  das  jüliehsclie  Lantlreeht , eine  Anzahl 
friesischer  Landrechte  des  14.  Jahrhunderts,  134G  das  Rechtshuch  Kaisers 
Ludwig  für  Baiern,  1356  das  Landrecht  des  Fiirstenthums  Breslau,  139T 
das  Culmische  und  das  Uheingauer,  beide  aus  dem  14.  Jahrhundert;  das 
des  Bischofs  Balduin  von  Trier  von  1431  und  das  dilmarsche  von  1417. 

Das  Verhältniss  der  Landrechte  zu  den  Landesordnungen  war  im  All- 
gemeinen das  des  Privats-  zum  ölTentlichen  Recht  (in  Frankreich  das  der 
Coutuine  zur  Ordonnance),  obgleich  nicht  immer  eine  strenge  .\bgränzung 
ihres  Inhalts  statt  hatte. 

c)  Ausserdem  gab  es  noch  Stadt-  und  Lnndrech tshücher,  d.  h. 
von  Reehtsgelehrten  veranstaltete  Aufzeichnungen  des  gesammten,  in  einer 
Stadt  oder  einem  Land  oder  gar  in  einem  Complcx  von  Ländern  gelten- 
den Rechts. 

Zur  Klasse  dieser  Werke  gehören 

1)  der  mit  dem  Sachsenspiegel  zusammenhängende  oder  tinter  seinem 
Kinfiuss  entstandene  Richtsteig  des  Sachsenspiegels,  auch  Schevenclot 
(SchöfTenglosse)  genannt  und  der  des  Lehenrechis,  die  Blume  des  Sach- 
senspiegels, das  sächsische  Weichbild  oder  Magdeburger  Stadtrechts- 
bneh,  •)  d«s  Gnrlilzcr  Rechtsbuch,  später  verbunden  mit  dem  Görlitzer 
l,ehnrccht,  das  Rechtsbuch  nach  Distinctionen  oder  der  vermehrte  Sach- 
senspiegel ’ ) , das  Rechtsbuch  von  Eisenach  * ) so  wie  ein  anderes  Rechts- 
buch unter  dem  Titel  Distinctionen  herausgegeben  1574  v.  Poelemann. 
Auch  hatte  gegen  1340  der  Sachsenspiegel  von  Johann  von  Buch  eine 
mit  Rücksicht  auf  das  römische  Recht  ausgearbeitete  Glosse  erhalten,  die 
später  vermehrt  wurde.  *) 


1)  Neu  licrausgcgcbcn  v.  Thüngen.  Hcidelborg  IR27  und  Mühlor  in  Berlin  1838. 
S.  darüber  auch  Gau  pp  das  .Magdcburg-naltische  Recht  1829. 

2)  Neu  herausgpgehen  v.  Ort  Io  ff  Jena  1836. 

3)  Gedruckt  hinter  dem  so  eben  angefülirten  Rechtsbuch  n.ich  Distinctionen  S.  625. 

4)  ZSpfl  *•  3».  Eichhorn  II.  S-  2Bt  fl.  III.  S-  443.  Th81  tO-t’s.  Walter 
§.  299 — 301  und  besonder»  Hoineycr  Einleitung'  zum  Bd.  II  seiner  Ausgabe 
des  Sitchscnspiegela. 


17 


260 


2)  Unter  dem  Einfluss  des  Schwabenspiegels  entstanden  das  Sladt- 
rechlsbuch  Ruppreclils  von  Kreisingen  (von  1328) , zn  dem  spiiter  ein 
Landrcclilsbiich  kam,’)  das  s.  g.  (kleine)  Kaiserrecbt  in  vier  Büchern*) 
und  andere  weniger  nainlinrt  gewordene.  *) 

U.  Zu  den  Hauptgegnern  des  römischen  Rechts  gehörte  der  Adel  und 
zwar  niclit  Idos  der  hohe,  sondern  auch  der  ans  den  Nachkommen  der 
altl'reien  ritterlich  gebliebenen  Germanen.  Weil  schon  ihre  meisten  Rechts- 
verhältnisse durch  das  Lehenrecht  regulirt  wurden,  war  die  Anwendung 
des  römischen  Rechts  auf  dieselben  grösstentheils  ausgeschlossen.  Um  sich 
aber  vollständig  dagegen  zu  wahren,  jedoch  auch  aus  andern  Gründen 
machten  die  Adelsimnilien  s.  g.  Hau  sgeselzc, ’)  durch  welche  insbe- 
sondere rücksichtlich  der  Ehe  und  des  Erbrechts  die  Grundsätze  des  römi- 
schen Rechts  ausgescliossen  wurden.  Es  gieng  hieraus  später  das  s.  g. 
Privallurstenrccht  hervor. 

Man  hat  in  unsern  Tagen  oft  die  Frage  erhoben : ob  die  Reception 
des  römischen  Rechts  ein  für  die  Rechlsenlwicklung  des  Vaterlandes  glück- 
liches oder  unheilbringendes  Ercigniss  gewesen  sei?  M.anche  Verehrer  des 
germanischen  Rechts  glauben  das  letztere  oder  halten  doch  die  Reception 
lies  römischen  Rechts  nur  für  ein  nolhwendiges  Uebel,  indem  es  jedenfalls 
die  naturgeinässe  selbstständige  Entwicklung  des  deutschen  Rechts  gehemmt 
habe*).  Aber  man  wird  mit  Recht  denselben  erwiedem  können,  dass, 
wäre  die  Anwendung  römisehcr  Rechtsgrundsätze  kein  Bedürfniss  der  Zeit 
und  der  Rechlsentwicklung  Deutschlands  gewesen,  dieselbe  gewiss  nicht 
in  dem  Grade,  in  welchem  siestallfand,  eingetreten  wäre,  und  dass  sic  heil- 
sam war,  weil  sie  ein  vollkommeneres  und  der  allgemeinen  Freiheit  weit 
günstigeres  Recht,  als  das  germanische  war,  an  dessen  Stelle  setzte,  indem 
die  römischen  RechLsgrundsätze  über  die  Sclaverei  nicht  prnctisch  wurden; 
dass  die  genaue  Bestimmung  der  Rechtsbegrifle  und  der  höchsten  leiten- 
den Grundsätze  des  Privalrechts  durch  die  Befolgung  des  röinischec  Rechts 
viel  schneller  Platz  grilT,  als  cs  ohne  dieselbe  geschehen  wäre;  dass  das 
Studium  des  römischen  Rechts  die  allgemeine  Humanilälsbildung  wesentlich 
förderte  und  dass  es  sonst  zu  einer  wahren  Wissenschaft  des  Rechts  in 
Deutschland  vielleicht  nie  gekommen  wäre,  wie  ja  in  Ländern,  wo  das  rö- 
mische Recht  nicht  recipirt  wurde,  diess  in  soweit  der  Fall  war,  als  dort 
nur  durch  die  Rückwirkung  der  Rechtswissenschall  auf  dem  europäischen 

1)  HcrausgcgelxMi  von  M.'iuror.  SluUgarl  1&39. 

2)  Herausgegpben  v.  Senkenberg  in  dessen  Carjiui  jurii  Germanici  1.  T.  I.  S.  1 IT. 
u.  von  Kndeinann.  Kassel  1846. 

3)  Zöpfl  $.  41.  Eichhorn  $.  283.  Thöl  $■  17-  18. 

4)  Eichhorn  $•  428—420. 

5)  Zur  Klaue  dieser  SehrifUleller  gehören  aus  der  neuesten  Zeit  Reyschcr  würleinb. 
Privatrecht  Bd.  I.  $.  26  folg.  Bescicr,  in  seinem  Ruche:  Volks  recht  und 
Jurisleiireehl  1843,  zuni  Theil  aucli  Eichhorn  Bd.  III.  H.  444. 
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Festlande  eine  nncli  wissenschafilichen  Princi|>ien  verfahrende  Behandlung 
des  Keehls  statt  hatte;  dass  endlich  die  neueren  Völker  iiherhaupt  nie  auf 
die  hohe  Cullurslufe  gelangt  wären,  wenn  sie  nicht  die  Schrillsteller  des 
klassischen  Alterlhums  zu  Lehrern  gehabt  mul  die  Krrungensehaflen  der 
antiken  Bildung  sich  angeeignel  hätten.  (S.  oben  §.  86). 

Üas  Bechlsstiidiiini  i in  vierzehnten  und  lünfzehnten  Jahr- 
hundert '). 

165.  Neben  der  Knlwickhing  des  Beehls  und  seiner  yiiellen  nahm  die 
der  Rechtswissen.sehafl  ihren  eigenen  Gang  und  obwohl  das  römische  Recht 
zum  Behufe  der  .Anwendung  gelehrt , sehrifllich  bearbeitet  und  den  herr- 
schenden Doctrinen  gemäss  angewendet  wurde,  so  liat  doch  dessen  Stu- 
dium auf  den  Juristenläkultüten  der  sich  sehr  \ ervielliiltigenden  Universitä- 
ten sowohl  in  als  ausser  Italien  seine  eigene  Geschichte.  Es  entstand  ein 
kluftartiger  Gegensatz  zwischen  der  Wissenschaft  und  dem  Leben,  der  seit- 
dem nie  aufgeliört  hat. 

[)er  Zustand  der  Rechtswissenschaft  während  des  vierzehnten  und  fünf- 
zehnten Jahrhunderts  kann  kein  erfreulicher  genannt  werden*).  Nacli  der 
trefflichen  Sdiilderung  von  Savigny  Bil.  VI.  S.  1.  folg,  war  „das  neue  und 
fruchtbare  Leben  der  Wissenschaft,  welches  im  12.  Jahrliundert  einen  so 
erfreulichen  Anblick  gewährt  hatte,  schon  um  die  Mitte  des  dreizehnten  wie- 
der erloschen  und  an  die  Stelle  einer  gebildeten  folgereichen  Thätigkeil 
eine  unfruchtbare  geistlose  Arbeit  getreten.  Hätte  dieser  Verfall  ohne  Un- 
terbrechung fortgewirkt,  so  wäre  die  frühe  Wiedergeburt  der  Rechtswis- 
senschaft eine  vereinzelte  Erscheinung  geblieben  ohne  Einfluss  auf  die 
neuere  Zeit.  Allein  im  vierzehnten  Jahrliundert  erwachte  wieder  ein  neues 
Streben,  zwar  von  anderer  Arl,  als  das  ftfihere,  auch  von  geringerem  Werth 
und  Erfolg,  aber  dennoch  hinreichend,  um  dieTheilnahmc  wieder  in  Anspruch 
zu  nehmen  und  so  die  neu  entstandene  Rechtswissenschaft  in  ununterbrochener 
Fortpflanzung  lebendig  zu  erhalten,  bis  dieselbe  von  der  allgemeinen  Wieder- 
geburt der  Wissenschaften  ergriflen  werden  konnte.  Aber  im  Allgemeinen  er- 
blickt man  doch  in  dem  Rechtssliidium  der  beiden  Jahrhunderte  die  traurigsten 
Zeichen  des  Verfalls.  Dieser  ist  nicht  sowohl  sichtbar  in  dem  Mangel  aller 
historischen  und  philologischen  Kenntnisse  derl-ehrcr  (denn  an  diesen  gebrach 
es  auch  den  Glossatoren)  sondern  in  einem  ungebührlichen  Gebrauch  der 
dialectischen  Formen  der  damals  herrschenden  Scholastik,  die  so  gross  war, 
dass  mau  über  den  Divisionen  und  Distinctionen,  Subdivisionen  und 
Subdistinktionen,  Ampliationen  und  Limitationen  vergass,  nach  der  Her- 

1)  ft.ts  Ihiiiplwcrk  ist  v.  S.ivigny's  GcH-liicIili'  des  rSinischcn  RccliLs  im  Millel- 
.illiT,  der  6.  B.md;  zu  vcrgl.  auch  Hugo  Geschichte  des  rüinischcii  Rechts  seit 
Jiiitiiiian  S.  lOt  — t9t.  Bcrryat  St.  Prior,  Uitloire  de*  droit  romain 
png.  300 

2)  Altgemeiiier  wird  er  geschildert  V.  Savigny  a.  a.  0.  Cap.  47  und  60. 
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kimfl  der  darin  verkleidelen  Hcchlsbctjrillf  und  Kegeln  zu  Iragen  und  duss 
so  der  Sclieiii  von  Wissensclialllichkeil,  der  aus  dem  ferligcn  Gebraueh  jener 
Formen  enlsland,  fd>er  die  Leerbeil  und  Ungründliclikeit  des  Inlialls  und 
über  die  fehlende  Anschammg  der  lebendigen  Heeblsverballnisse  täusebte. 
Das  Wesen  dieses  verderblieben  Verfahrens  lässt  sieb  am  besten  mil  dem 
Namen  eines  leeren  Formalismus  bezeichnen  und  bat  die  naebtbeiligsten  Fol- 
gen selbst  auf  die  Rcebtsanwendung  gehabt  z.  B.  sebon  durch  das  Ueber- 
bandnebmen  der  Drocarda,  d.  b.  willkfibrlicb  fabrieirlcr  alistracter  Ucebts- 
regeln,  die  in  den  Keebts<iuellen  niebls  weniger  als  begründet  waren.“ 

Das  Studium  bürte  auf,  ein  kritisches  zu  sein,  statt  auf  den  Text  der 
tjuellcn  wurde  jetzt  die  vorzüglichste  Aufmerksamkeit  der  Glosse  gewid- 
met '),  man  stritt  sieb  über  die  Kicbtigkeit  der  darin  cnlballenen  Ausle- 
gungen und  Sätze,  griff  sie  an  oder  vertbeidigte  sie;  man  war  Gegner 
oder  Vertbeidiger  derselben,  so  duss  die  Masse  der  Meinungen  und  des 
Gesebriebenen  immer  grosser  und  scblecbter,  zuletzt  ganz  unbezwingbar 
wurde.  Die  Zahl  der  Controversen  war  unendlich  geworden,  über  jede 
gab  es  von  einer  .Menge  Juristen  vertbeidigte  entgegengesetzte  Ansichten 
und  im  Anfang  des  fünfzehnten  Jabrluindcrts  war  die  Heeblsungewissbeit, 
was  alle  diese  Fragen  betrifTl,  fast  noch  grosser,  als  lausend  Jahre  früher, 
wo  Valenlinian's  Cilirgeselz  erlassen  wurde.  Man  bedurfte  wieder  ei- 
nes ineebaniseben  Mittels,  um  zu  sichern  und  festen  Lnlscbeidungen  der 
Streitfragen  zu  gelangen  und  suchte  es  im  Conslaliren  einer  sog.  conmmnis 
opinio,  wofür  man  diejenige  Ansicht  erklärte,  wofür  sich  die  meisten  Au- 
toritäten anlühren  licssen.  Und  dies  thal  man  nicht  blos  in  den  [iracti- 
seben  Ausfübrungen  der  Consilia  und  Decisiones  (wovon  man  aus  diesem 
Jahrhunderte  eine  Masse  Folianten  besitzt)  sondern  selbst  auch  in  den  theo- 
retischen Schriften  der  weitläufigen  Repetitiones  und  den  mehr  und  melir 
sich  häufenden  Monographien.  „Alle  Originalität  der  Keebtslebrer  gieng 
verloren,  die  Autorität  berühmter  Vorgänger  verdrängte  die  eigene  Erfah- 
rung, und  die  Zusammenstellung  fremder  Meinungen  in  endlosen  Cilaten 
wurde  die  Hauptarbeit  für  Lehrer  und  Schüler,  so  duss  es  schon  als  gro.s- 
ses  Verdienst  gerühmt  werden  konnte,  wenn  zuweilen  in  diess  Chaos  von 
Cilaten  etwas  Klarheit  und  Ordnung  gebracbl  wurde.  So  entstand  eine 
von  Geist  und  Geschmack  ganz  entblösle  *J  Weise  des  exegetischen  Un- 

1)  Ein  SrtiriflsU-lIcr  jener  Zeit  sagt:  tnnlo  pro  tne  Glorinm,  qunm  te-xtam,  quin 
IfXliii  non  tmu  fnrile  intrat  in  capnl  jiidicit,  qunm  Glonn.  Bcrryat 
St.  Prix  S.  298. 

2)  Als  Beispiele  mögen  dienen,  dass  A Ibericus  Rosate  1354  von  seinem  Rr- 
pertorium  Jari$  sagt:  es  sei  li/ier  li/mni,  weil  es  den  Leser  ergötze,  li&er 
lifiram,  weil  es  inlialtscliwer  schwer  und  ti/ier  ti/ieram,  weil  es  den  Leser 
von  seinen  IrrÜiUmern  befreie.  Be rr y a t p.  303.  \a  seiner  Sih'n  nuptiatis  sucht 
Nevizan  I — 2 Cap.  darzuthun,  dass  man  sich  nicht  verheirathen  solle,  im  3., 
dass  man  cs  tliun  soll.  Ebendas.  S.  306.  Von  der  I.agc  der  Ehefrau  und  Matter 
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terricbls,  welche  lür  ilie  einzig  ridiligc  galt,  so  dass  sellisl  die  geisl- 
reichsten  Schrinsleller  es  nicht  hallen  wagen  dtirlen,  sicli  dariiher  weg- 
zuselzen. 

Es  gab  allerdings  in  den  dnnialigen  Rechlssclnilen  einen  Gebrauch,  der 
dazu  dienen  konnte,  einen  frischeren  lebendigeren  Geist  zu  erhallen,  näm- 
lich die  noch  aus  früheren  Zeiten  sianinienden  /fisputationes,  welche  ge- 
eignet waren,  das  persönliche  Talent  glänzen  zu  machen.  Zu  denselben 
kam  eine  neue  Einrichtung,  die  der  Cimcurrenfi-a  auf  manchen  Ueclilsschu- 
len  hinzu,  die  darin  bestund,  dass  dem  Lchivr  ein  iöiTiilich  bcsiclller  Geg- 
ner sich  gegenüber  stellte  und  aus  dem  Stegreife  seine  vorgelragenen  Sätze 
angrilT  worauf  der  erste  sie  verlhcidigeii  musste.  Allein  alle  diese  Slreil- 
öbungen  wurden  oft  mehr  mit  sophistischen  als  löblichen  Waffen  geführt 
und  arteten  nur  zu  oft  in  gehässige  Leidenschaillichkeit  aus'). 

Was  die  schrillstellerische  Thäligkeit  der  Rechlsgelehrlen  dieser  Jahr- 
hunderte betrifn,  so  findet  man  in  ihr  eine  luierlrägliehe  Weil  sch  weifigkcit 
und  vermisst  die  freigewähllen  eigenihünilichen  auf  gründlicher  Pänsicht 
beruhenden  Bücherformen,  womit  zur  Zeit  der  Glossaloren  ein  schöner  .\n- 
fong  zu  einer  eigentlichen  Lilteralur  gemacht  worden  war.“  Mit  vollem 
Recht  warf  Cujacius  im  secliszehnlen  Jahihundcrt  den  Scrilfenfes  und 
ComUatores  dieser  Periode  vor,  sie  seien  in  re  faciti  t<erbosi,  in  difficiU 
muti,  in  angustis  de/usi*).  Es  gab  allerdings  einige,  die  über  ihre  Zeitge- 
nossen hervormgten,  aber  sic  repräsenliren  immer  die  Gcsclimacklosigkeit 
ihres  Zeitalters. 

Als  Beiträge  zur  Dogmengeschichte  bieten  übrigens  die  Schrillen  aus 
demselben  mannichfache  Belehrung,  indem  unendlich  viele  Theorien  der 
spätem  Zeit  in  ihnen  ihre  Wurzeln*)  haben.  Es  wird  desshalb  genügen, 
die  berühmlesten  Kechlslehrer  dieser  Jahrhunderte  aufzuführen*);  diese 
sind:  für  das  römische  Recht  im  vierzehnten  Jahrhundert  vor  allen  Barto- 
his  t 1337  und  sein  Schüler  Bnidus  f 1400*^,  die  gewöhnlich  mit  einan- 


sagl  Partoliis  sie  sri : ante  partum  OHrroen,  in  purtu  dolorosa,  po$t  par- 
tum tahoriosn  Ebonds.  S.  309.  Von  diesem  Rcclilsgclehrlen  ist  ein  jiirLsli- 
»clies  Drama  berühmt,  nSiiilicIi  dessen  Huatstio  iuter  Firgiarm  Mariam  et 
ttiaiolum  de  feuere  kumauo. 

1)  Savigny  VI.  S.  18.  Ferner  III.  300  V.  271.  g-  IH-  J93-  300.  III.  332. 

Aehnlichkeil  mit  den  Streitübungen  der  Coucurrentes  liallen  im  18.  Johiliundert 
die  in  manchen  katliulisehen  I.änderii  (Ibliehoii  t'onlrover»iiredig1en. 

2)  Bcrryal  de  Prix  p.  313. 

3)  Savigny  S.  23. 

4)  Savigny  giebl  Nachrichten  über  einige  vieniig  Rechlsgelehrte  der  beiden  Jahr- 
liunderle. 

5)  Savigny  VI.  S.  137.  208. 

Die  »Smmlltchen  Werke  des  Bar  In  In«  belaiilen  «ich  auf  10  BSndc  in  Folio 
und  «ind  sehr  ult  gediuckt  wurden. 
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der  genannt  die  höclislen  AutoriliUen  auch  in  der  Praxis  waren,  so  dass 
man  die  ganze  Schule  sogar  die  der  Barlolislen  nennt;  im  canonischen  und 
im  Proccssrechl  Joannes  Andreae  f 1318*^,  welcher  pater  et  tuba  Juris 
canonici  genannt  wurde.  Im  liinfzehnten  raaten  iihcr  die  andern  hervor: 
Paulus  de  Castro  oder  Caslrcnsis  t 1411,  Marianus  Socinus  t 1467,  das 
Haupt  einer  ganzen  Jurisicnramilie  dieses  Namens,  Bartholomacus  Caepolla 
1477,  dessen  Monographie  de  Servitutihuf,  noch  jetzt  von  Werth  ist,  Jason 
Maynus  t 1519,  und  der  glänzendste  Rechtslehrer  seiner  Zeit  Philippus 
Deciiis  t 153").  Lr  wurde  an  allen  Reehtsschulen  als  der  gefiihrlichste 
Concurrens  gelurcliiet  * 

Eine  sehr  kleine  Zahl  von  Männern  begann  indessen  im  lünfzehnten 
Jahrhundert  das  Studium  der  alten  Classiker  mit  dem  des  Rechts  zu  ver- 
binden und  die  Reehlsquellen  critisch  und  philologisch  zu  behandeln  *). 
Es  waren  dies  vor  allem  die  zwei  berühmten  Philologen  Laurentius  Valla 
+ 1465  und  Angelus  Politianus  und  der  Rechtsgelehrle  Ludov.  Bologni- 
cus  ‘)  t 1508. 

Die  während  der  zwei  Jahrhunderte  entstandenen  Rechtsschulen  oder 
Universitäten  sind  in  Italien  die  von  Pisa  1338,  Pavia  1361,  Turin  1412, 
Perugia  neu  privilegirt  1355;  in  Frankreich  die  von  Valence  und  Bourges  1464. 

In  Spanien  bestand  schon  seil  dem  dreizehnten  Jahrhundert  Salamanca, 
das  1422  neue  Statuten  erhielt. 

Portugal  erhielt  Coimbra  1309  (1311).  In  Deutschland,  entstanden  die 
Universitäten  von  Prag  1348,  Wien  1365,  Heidelberg  1386,  Cöln  1388,  In- 
golstadt 1410,  Rostock  1415,  (Loewen  1426),  Mainz  1441,  Basel  1459, 
Freiburg  1460  und  Tübingen  1477  ®). 

Auf  den  deutschen  Universitäten  kam  ilie  in  Italien  übliche  Lehrme- 
thode vollständig  in  Gang,  Ja  es  wurden  anfangs  mehrere  italienische  Reehls- 
gelehrte  berufen,  die  sich  zum  Theil  einen  literärischen  Namen  machten, 
doch  glänzten  auch  einige  einheimische,  wie  z.  B.  in  Basel  Peter  v.  And- 
Isiu,  welcher  gegen  1460  durch  sein  freimüthiges  in  anziehendem  Latein 
geschriebenes  Buch:  de  imperio  Romano- Gennanico,  libri  duo  der  erste 
namhafte  Schrift.slellcr  über  das  deutsche  Slaatsrcchl  geworden  ist*). 

Unter  den  als  Schriltsteller  am  Ende  des  15.  Jahrhunderts  bekannt  ge- 
worden Juristen  sind  besonders  einige  Verfasservon  Formularwerken  zu  nennen. 


1)  Sa  vi  gn  y S.  98. 

2)  Savigny  S.  320.  342.  372.  397. 

3)  Hugo  165.  201.  205.  Savigny  VI.  433. 

4)  Den  lelzteren  will  Savigny  (11)  VI  360.  folg,  nicht  .als  einen  Vorläufer  ei- 
ner besseren  Zeil  gellen  lassen,  wohl  aber  Hugo  S.  205. 

5)  Savigny  IW.  III.  §.  152.  153. 

6)  Uel)er  Peter  v.  Andinu  ist  zu  vergleichen  Ptlller  Liltcralur  des  deutschen  Slaals- 
reclits  I.  S.  77 — 80  und  Hugo  in  der  Zeitschrift  für  geschichtliche  Rechtswis- 
senschaft I.  S.  346. 
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wie  der  Siadlschrcibcr  niederer  zu  Kreiburg,  dessen  Rhelorica  und 
Sebastian  Brandt,  dessen  ihm  zu^eschricbener  richterlicher  Klagspiegcl.  so- 
wie Ulrich  Tengler,  dessen  Layenspiegel  noch  lange  Zeit  ini  16.  Jahrh. 
allgemein  verbreitete  Bücher  waren.  * ) Von  weil  grösserer  Bedeutung  sind 
die  französischen  Praktiker  dieser  Zeit.  Der  noch  dem  dreizehnten  Jahr- 
hundert angehörende  Wilhelm  Durantis  t dessen  Speculum  Judiciale 

eine  Haupiquelle  der  Rechtspraxis  auch  ausserhalb  Frankreich  wurde;*) 
der  als  Purlaincntsrath  zu  Urenoble  gestorbene  frühere  Rechtslehrer  Gui 
Pape  {Guido  Papae)  AasenDeemones  Gratianopoli/nnue , auf  die  prakti- 
sche Entwicklung  des  römischen  Rechts  in  Frankreich  von  grossem  Ein- 
fluss waren.  Bouteiller  s *)  Somme  rurale  verlasst  um  das  Jahr  1400  war 
ein  weiterer  Fortschritt  zur  Bildung  eines  Systems  des  gemeinen  Rechts 
in  Frankreich  und  erhielt  das  grösste  praktische  Ansehen,  so  dass  das 
Werk  ins  lateinische  und  selbst  in  das  flamändischc  übersetzt  wurde. 

Andere,  Frankreich  angehörende,  einflussreiche  Werke  aus  diesen 
Zeilen  sind;  Decisiones  von  Jean  Desmarets  f 1338;  der  AVy/  du  Par- 
lament von  Dubreuil  f 1344,  d.as  Grand  Coulumier  aus  der  Zeit  Karls  VI., 
der  Inslitutionencommentar  von  Joh.  Fab  er  + 1340  und  die  Practica 
Forensis  von  Masuer  f gegen  1450.  *) 

Capitel  V. 

Blicke  asf  die  BerktsentwicklaRg  der  einst  nickt  zur  Monarchie  Carls  des  Grossen 
fehlrenden  christlichen  Linder  Europas  in  Mittelalter. 

I.  Blicke  auf  die  Rechtsenlwicklung  Spaniens  und  anderer 
südlicher  Länder  im  Mittelalter.  ') 

105.  Die  Entwicklung  des  Rechts  in  Spanien  ist  so  eigenthümüch, 
dass  noch  in  der  neusten  Zeit  in  diesem  Lande  selbst  darüber  gestritten 


1)  S.  über  diese  Schriftsleller  Zöpfl  $.  H- 

2)  Er  hiess  desshalb  der  Speculalor  s.  über  ihn  Savigny  Bd.  V.  $.  171. 

3)  Eine  sehr  lobenswerthe  Nolii  Ober  Bouleillcr  theille  koralieh  Paillard  mit 
in  der  Rihliothiiiue  de  fEcole  de*  Chartet,  Serie  II.  Bd.  1\'.  p.  69  — 130. 

4)  Des  Verf.  französ.  Staats-  und  Rechtsgeschichte  II.  31—33. 

1)  Z&pfl,  deutsche  Staats-  und  Hechtsgeschichtc  II.  $.  47.  48.  Literatur  beiHitter- 
niaier,  deutsclies  Privatrecht  $.  43  ii.  Als  die  besteu  in  Spanien  oIht  die  RechU- 
geschiclite  dieses  Landes  geschriebenen  Werke  sind  bekannt  Marino  Eneayo 
hiHeriee - critico  tohra  Legitlaeion  etc.  edit.  2.  1843  und  Zuaznavar, 
Eaeajfe  hittorieo  eritica  mhrn  LegielacioM  de  Navarra  t8t7— 29.  3 S. 
Dazu  kommen  nun  die  guten  Einleitungen  zu  den  verschiedenen  spanischen 
Rechts-  und  Gesetzbüchern  in  der  seit  1847  erscheinenden  Sammlung  hee  Codi- 
got  Eepagaote»  concordatoe  g anaotudoe  jetzt  12  Bde.  fol.  In  Dcutsclikind 
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wird,  in  welchem  Verhältniss  die  verschiedenen  auf  einander  folgenden 
Rechlsquellen  zu  einander  stehen.  Man  findet  vom  eilten  Jahrhundert  an 
allgemeines,  provincielles  und  städtisches  Lokalrechl  neben  einander,  ohne 
dass  es  immer  fcststchl,  welches  dem  andern  derogire  und  in  wie  fern 
die  simleren  Gesetzbücher  die  früheren  aulheben  oder  nicht?  Die  mit  dem 
Lex  H'isigothnrum  Iteginnendc  s|ianischc  Rechtsgeschichte  durchlief  im 
.Mittelalter  verschiedene  legislative  i;lluüien  und  zwar  ein  erstes  bis  zur 
Redaktion  des  Rechtsbuchs  der  Siete  Purtirias  v.  121)3;  ein  zweites  kür- 
zeres von  da  bis  zu  den  Verordnungen  von  Alcala  134H,  ein  drittes  von 
diesem  bis  zu  den  Leyes  de  Twtt  von  T.  März  loO")  und  endigt  erst  150T 
mit  der  Ge.sctzgcbung  Philips  II.  in  der  Suevu  Pecnmpllacion.  Das  aus 
römischen,  kanonischen  und  germanischen  Elementen  unter  dem  Einfluss 
des  Clerus  gebildete  westgothische  Gesetzbuch  blieb  auch  in  den  von 
den  Mauren  eroberten  Theilcn  .Spaniens  (als  Recht  der  Besiegten)  in  Kraft. 
Es  erhielt  bald  den  Namen  Fontm  judirum  und  wurde  als  Fuero  luzgo 
ins  Spanische  übertragen.  ')  Die  christlichen  Könige  (von  Leon  und  Cas- 
tilion) ertheilten  nicht  nur  den  verschiedenen  Protinzen  und  zwar  den 
wiedergewonnenen  sogleich  nach  ihrer  Befreiung,  die  allgemeine  Ereiheit 
und  neben  ihr  zugleich  das  Vasallentlium  organisirende  Rcclitsstatuten, 
sondern  gaben  auch  den  einzelnen  Gemeinden  namentlich  den  Städten  Ge- 
setze. Alle  führen  den  Namen  Fueros  (Ford),  sind  theils  Land,-  theils 
Sladtrechte  und  enthalten  gewöhnlich  aufgezeichnetes  Gewohnheitsrecht, 
doch  auch  Privilegien  und  Freiheilsbriefe,  oder  im  Verlaut  der  Zeit  ver- 
.anstaltcte  mit  königlicher  Bestätigung  versehene  Aufzeichnungen  des  ge- 
sammten  gellenden  Provincial-  oder  Lokalrechts.  *)  Die  berühmtesten 
Fueros  sind  die  der  Städte  Leon,  Villavicencia,  Noxern,  Sepulveda,  Lo- 
grono,  Salamanca,  Toledo,  Madrid  u.  s.  w.  Unter  den  Provincial-Fueros 


liabcn  Uber  die  (ieschichtc  de«  sp.mischen  Redits  geschrieben  Gans,  Erbrecht 
III.  S.  332  folg.  Lembke,  Geschichte  von  Spanien  h.  I.  S.  und  Schufer 
B.  II.  S.  412  folg.  Eine  Uebersicht  gibt  Tejada  in  der  Zeitsebrift  für  die  Ge- 
setzgebung und  Rechtswissenschaft  des  Auslands  B.  XI.  S.  386.  Belehrend  ist 
eine  andere  v.  Haencl  in  derselben  Zeitsclirift  XVI.  331.  Ein  wenig  brauch- 
bares Buch  ist  die  korzlicli  erschienene  Geschichte  des  spanischen  Reclits  v.  II. 
V.  Branchitsch,  Berlin  1852.  Neue  s|>anische  Werke  Uber  die  Geschichte  des 
spanischen  Rechts  sclu-iehrn  Sanchez  1848,  Senipere,  Anteqiicra 
und  Romero  1849.  Orlis  de  Zarata  1845.  Vcrgl.  auch  Laboolayc  und 
Wolowski,  Revue  de  Ldgislation  v.  1843.  B.  I.  S.  1 folg. 

1)  In  der  Sammlung  Los  Codigot  ist  der  lateinische  Text  desselben  gedruckt  S.  1, 
der  alts]ianische  S.  97.  Jenein  geht  rin  erster  Titel;  de  Eleetiaue  princi- 
pum  voran , der  in  den  Irrkannten  Ausgaben  der  A#«r  ff-'isigatiarum  sich 
nicht  HndeL 

2)  Die  verscliiedcnen  Bedeutungen  des  Wortes  Fueros  sind  gut  erklärt  in  Schä- 
fers Geschichte  v.  Spanien  II.  S.  418  folg. 
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werden  als  die  ältesten  genannt  der  von  Leon,  welcher  auch  in  Asturien 
und  Gullizien  galt  (v.  1020  an),  der  von  Custilicn,  dessen  Anrang  in  das 
Jahr  lOlT  zurückgeht  und  der  durch  Gesetze  vermehrt  iin  Jahr  1250  vom 
König  D.  Pedro  als  Fueru  vieijo  tle  CusUlla  hekaimt  ist.  ' ) Ausser  den  Kue- 
ros  wurden  bald  die  königlichen  Verordnungen  {Ifrdiuanzas  reales)  eine 
reichlich  lliessende  Kechtsquelle.  Unterdessen  hatte  man  angerungen,  das 
justinianeischc  Recht  in  Spanien  anzuwenden  und  aus  dem  Ncbeneinander- 
bcstehen  dieser  verschiedenen  Uechtsquellen  gieng  eine  grosse  Rechtsun- 
sirherheil  hervor,  welcher  nach  dem  Verlangen  der  Cortes  durch  ein  un- 
ter König  Ferdinand  hegonnenes  und  von  AI|ihons  dem  Weisen  1254  vol- 
lendetes Werk  ein  Ziel  gesetzt  wurde.  Fs  ist  den  verschiedenen  gelten- 
den Reehisquellen  entnommen  und  führt  den  Titel:  El  fiieru  real  de  Espana, 
ward  jedoch  nicht  als  ein  von  den  Provinzen  und  Städten  nuthwendig  zu  be. 
folgendes  königliches  Gesetzbuch  vorgeschrieben.  *)  In  den  andern  neu 
gebildeten  von  eigenen  Königen  regierten  christlichen  Staaten  von  Navarra  ’ ) 
und  Arragonien  galt  der  Fuero  juzgo  ein  Provincial  und  verschiedene 
Stadtrcchtc;  in  Catalonien  bis  11.47  nur  der  Fuero  juzgo,  nach  dessen 
Vereinigung  mit  Arragonien  aber  das  Recht  dieses  Landes  und  eine  ge- 
wohnhcilsrechtlLchc  Coiiipilation , die  unter  dem  Namen  der  Usaticos  oder 
Usages  bekannt  ist.  In  dem  1240  eroberten  Vulleiicia  wurde  catalonisehes 
und  arragonisches  Keeht  befolgt.  König  Alphons  lührte  lür  sein  König- 
reich Leun  und  Caslilien  aber  noch  einen  grösseren  Keforni|dun  aus,  er 
liess  1255  ein  umfassendes  Rechtsbuch  in  sieben  Theilen  (dessen  erster 
Entwurf  Septenaria  genannt  wird),  durch  eine  Commission  von  Rechtsge- 
lehrten abfassen,  an  dem  er  selbst  milarbeitete.  Es  ist  das  unter  dem 
Titel  der  Siele  Partidas  bekannte  den  Pandekten  nachgebildete , wie  es 


1)  Er  hat  noch  andere  Namen,  z.  U.  den  des  Fnero  di  ftargos  und  ist  gedruckt 
in  der  Saniiiilung  der  Codigos  B.  I.  S.  27  folg.  S.  Gans  S.  376.  Er  bestellt 
aus  5 Bücliem  und  33  Titeln. 

Eine  PorsteUung  des  Kecblssystems  der  Fucros  des  zwölften  Jahrhunderts  in 
L'niiissen  gibt  SchSfer  S.  420.  514.  Der  Fucros  vun  Noxerra  (1174)  eiitli.tll 
ein  sehr  ins  Einzelne  gehendes  Coin|Mjsitionssystrm.  Suaznavar,  1.  S.  217  fulg. 

Eine  neue  Sanmilung  der  Texte  derselben  veranstaltet  Thomas  Hunoz  y Ku- 
mero;  Collection  di  faeros  mnmcipalee  y rnrtas  puUlicot  de  In  Krgnrt 
de  CaetiUo,  Leon  Aragon  g Kavnrra  I.  /.  Madrid  1847.  4. 

2)  Er  ist  gedruckt  in  B.  I.  der  Cudigos  S 349  nach  einem  andern  aus  derselben 
Zeit  stauiincnden  Rechlsbuch,  welches  den  Titel  La  lege*  de  Ettilo  fuhrt 
(S.  303.)  worauf  folgen;  Alelandatas  C'od.  VH  209  und  die  Lcyesnuc- 
vas  Vll  215. 

3)  Eine  Geschichte  des  navarresischen  Rechts  gibt  Suaznavar ; sehr  alte  Fucros  eind 

abgedruckt  im  B.  II  S.  159  folg,  als;  I.  379  Noxera  1174.  11.  158  Antonnnna 

1220.  III.  169  Bernedo  1220.  IV.  167  Estclla  1220.  V.  100  La  Guardia  1203. 
VI.  194  Laragga  1231.  Vll.  195  Larann  1230.  VUl.  197  Logrono  1133. 
IX.  204  Los-Arcos  1213.  X.  203  San -Sebastian. 
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scheint  1263  vollendete  Rechlshuch,  *)  auf  welches  die  Spanier  sehr 
stolz  sind.  König  Alphons  machte  nach  ihm  noch  ein  kleines  Werk,  das 
er  Expecoto  *)  nannte. 

Das  kanonische  und  juslinianeische  Recht  haben  auf  die  .Abfassung 
der  Siele  Partidas  den  grössten  Einfluss  gehabt,  doch  ist  auch  das  natio- 
nale Recht  aus  den  früheren  Duellen  darin  aufgenommen.  *)  Allein  auch 
dieses  umfassende  Rechlsbuch  ward  nicht  als  eine  absolut  zu  befolgende 
Gesetzgebung  vorgeschrieben  und  kam  erst  zu  einer  durchgreifenden  Gel- 
tung in  Folge  der  von  den  (.’ortes  v.  Alcala  angenommenen  Verordnung 
des  Königs  Alphons  .XI.  im  Jahr  13JK  Eine  unmittelbare  .Anwendung  des 
justinianischen  Rechts  sollte  nicht  mehr  staltllnden,  doch  dauerte  sie  fort 
so  wie  die  der  früheren  Gesetze  und  Rechtsbüchcr,  namentlich  auch  des 
Fuero  Juzgo.  Jene  wurde  Jedoch  llflti  durch  Ferdinand  und  Isabella 
wieder  gestattet  und  zwar  Bartolus  und  Baldus  als  .Autoritäten  zu  folgen 
erlaubt.  ■*)  Die.se  Regenten  erliessen  für  ihre  beiden  vereinten  Königreiche 
viel  einzelne  Gesetze,  von  welchen  8-1  als  ein  Ganzes  unter  iler  Benen- 
nung der  Letjes  de  Toro  den  T.  .März  1505  proclamirt  wurden,  *)  darin 
wurden  die  Verordnungen  von  Alcala,  der  Ftiiro  real  und  die  Siete  Par- 
tidus  nochmals  cingeschärll,  den  Schriflen  des  Bartolus  und  Baldus  aber 
ihre  Krall  als  Autoriliitsrecht  entzogen.  Dem  ungeachtet  blieb  der  Rechts- 
zustand unbefriedigend;  allein  Carl  1.  (in  Deutschland  Carl  V.)  befahl  die 
Fertigung  einer  neuen  Sammlung,  die  aber  erst  unter  Philipp  II.  1567  zu 
Stande  kam,  als  Nueva  (auch  wohl  Novissima)  Reeopihdacion  de  las  letjes 
de  Espana  sanctionirt  wurde  und  eine  durchgreifende  Reform  des  gelten- 
den Rechts  sein  sollte.  •) 

106.  II.  Die  Rechtscntwickinng  des  durch  die  spanischen  Könige  von 
den  Mauren  wieder  eroberten  Portugals’),  dessen  zweiter  Regent  Alphons 


1)  Von  dor  Siete  Pnrtidnt  ist  eine  Itcsondcrc  Ausgabe  1807  in  3.  Bden.  crscliioucn 
und  im  Bd  II.  n.  IV.  der  Cudigos  eine  mit  einer  Glosse,  vielen  Aniiierkiiiigen, 
Verfleichung(-n  rum  Tlicil  in  lateinischer  Sprache  und  einer  gesrhichtlichen 
Einleitung.  i 

Eine  neue  Ausgatre  derselben  erschien  1613.  S.  bibliugraphisehe  Woehentdatb 
des  El  Commercin  v.  1852  VIII.  1378. 

*)  Gcdr.  in  VI.  Bd.  d.  Codigos ; Ein  Ordinumetttu  de  le»  Tnferint  v.  1276  im 
VII  Bd.  S.  235. 

3)  Eine  kurze  Inhaltsangabe  der  sieben  Thoile  der  Siete  ParSdae  hat  Zopfl 
s.  47. 

4)  Gans,  S.  382. 

5)  Gans,  S.  382.  S.  auch  Aetni)  Ma/tnel ^ inetiftttioitee  Int.  p.  105—6.  B.  VI 
der  Onllgos  S.  549  und  H.5nel  in  der  Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und  Rechls- 
wissenschaH  (b‘s  Auslands  B.  4.  S.  416. 

6)  Diese  nnevti  recopitttlttcinn  findet  sich  im  B.  XI  der  0»digus. 

7)  Wir  folgen  den  sehr  gulen  Mittheilungeii  fiber  d.is  portugiesische  Recht  die 
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I.,  Sohn  des  Burg^undisehen  Grafen  Heinrich  (1060 — 1112)  den  KönigslUel 
unnahni,  stiinml  iin  Ganzen  mit  der  in  Spanien  überein.  Vor  der  niniiri- 
schen  Eroberung  war  die  Lex  Wi.sigotlionmi  (der  Eiiero  liizgo)  das  allge- 
meine Recht  des  Landes,  zu  dem  aber  später  Gesetze  der  Cortes,  zuerst 
der  von  Lamego  1143'),  enthaltend  Bestimmungen  über  die  Thronfolge, 
den  Adel  und  die  Rcchlspllege,  dann  Gesetze  von  Coimbra  1211  und  Lieiria 
von  1254  von  noch  allgemeinerem  Inhalt  hinznkoinmcn^).  Ausser  densel- 
ben gab  es  aber  eine  grosse  .Menge  Localrechte  (Koraos),  in  ihrer  ersten 
Verfassung  den  Sbadtrechten  des  .Mittelalters  ähnlich,  die  als  Privilegien 
und  Freiheitsbriefe  den  Stadt-  und  Land-Gemeinden  der  Bevölkerung  sehr 
werth  waren*).  Allmählich  fand  aber  besonders  durch  den  Einfluss  des 
Hechtsgelehrlen  Joanne  de  Begras,  eines  Schülers  des  Bartolus  das  justi- 
niancische  Recht  Anwendung  •)  und  trat  unter  der  Regierung  von  Dieniz  (zwi- 
schen 12T9 — 1325)  fast  ganz  an  die  Stelle  des  Fuero  ludzgo,  ohne  diesen 
jedoch  fünnlich  aufzuheben  und  den  Foraos  wesentlichen  Eintrag  zu  ihun. 
Bann  galten  die  k.^nonistische  Sammlung  Gratians,  die  Dccretalcn  Gregors 
IX.,  und  der  Liber  grxtus  Bonifaz  Vlll.  als  Reichsrecht.  Dem  Könige  stan- 
den die  Cortes,  bestehend  aus  der  hohen  Geistlichkeit,  dem  sehr  zahlrei- 
chen und  stufenweis  gegliederten  Adel  (Ricos  llomens)  und  die  Ver- 
treter der  Gemeinden  gegenüber  und  halten  einen  wesentlichen  Einfluss 
auf  die  Gesetzgebung*),  vor  Allem  aber  die  Geistlichkeit,  mit  welcher 
mehrere  Könige  des  Lundes  und  zwar  nicht  immer  glücklich  die  heltigslen 
politischen  Kämpfe*)  zu  bestehen  hatten  und  Vereinbarmigen  (Concordias) 
scbliessen  mussten.  Lange  war  das  theocratische  Princip  im  portugiesi- 
schen Rechte  vorherrschend.  Im  vierzehnten  Jahrhundert  kamen  aber  iin- 


S eil  Ufer  in  seiner  vortreinirhen  Gcscliichtc  von  Portugal  L I und  II  (1836  und 
1830)  nach  den  bewährtesten  portugiesischen  Rechtshistorikern  u,  d.  Quellen  ge- 
geben hat,  besonders  nach  der  Vorrede  der  1702  zum  erstenmal  gedruckten  Ge- 
setzgebung Alphons  V,  und  der  tyiiopiis  Chronologien  d.  »uhtidioo  pnra  Ui- 
tloriit  V.  Anastasio  Fignrido  7'.  I.  Lisboa  1700.  AusfOhrliche  Literamotizen 
über  das  portugiesische  Hecht  S.  bei  Mittermaier  jj.  7.  n.  8.  Lateinisch  geschrie- 
ben sind  eine  Geschichte  und  Institutionen  des  portugiesischen  Rechts  v.  Melli 
F ei  rerius,  1704. 

1)  Schäfer  1.  142. 

2)  Schäfer  L 142,  220.  II.  30. 

3)  Schäfer  I.  S.  238—207. 

4)  Schäfer  I.  83 — 87.  Es  war  schon  zur  Zeit  Alphons  III.  1248 — 07  ein  kurzes 
Lehrbuch  des  römischen  Rechts  in  portugiesischer  Sprache  aus  Justinians  Pandec- 
ten  und  Institutionen  geschöpft  geschrieben  worden.  Auch  ward  die  Stiftung  der 
Universität  Coimbra  1288  von  grossem  Einfluss.  Schaefer  II.  00. 

5)  S.  bei  Schaefer  II.  1 — 100  dessen  überaus  lehrreichen  Rückblick  auf  das 
Staatswesen  in  Portugal  vom  Regierungsantritt  des  Königs  Diniz  bis  zum  Erlö- 
schen der  rechten  burgundlscfaen  Linie. 

6)  Schaefer  I.  S.  148,  188,  231.  11.  45. 
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l^r  D.  Joanno,  den  die  Cortes  1383,  als  das  Reich  an  die  Kdnifre  von  Ca- 
slilien  kommen  solile,  ziim  König;  {gewählt  hnUen,  viele  allgemeine  Gesetze 
zu  Stand,  desRleiehen  «nier  seinem  Sohne.  Auf  sie  folsle  das  anf  Ansn- 
elien  der  Cortes  schon  uiili'r  Joatiiio  liPRonnciie  alles  nntfassendo  Gcselzhiieh 
(ilie  Orelii>rirn<‘iix)  des  Königs  Ali>hons  V.  v.  11J6.  In  demselben  wurden 
alle  als  zweckinässig  bcibehallenen  Gesetze  seiner  VorRänRcr  mit  aidse- 
iioninien').  l)ic  Chiellcn,  ans  wcidien  die  aljdionsinisehe  GeselzgebunR  ge- 
schöpll  ist.  sind  nach  ScliaoliT  S.  ib'i  (lieil.s  einheimisehe  und  vaierliindi- 
sche  (Fontes  internfts)  (In'ils  fremde  (/oiifes  e.rlernns).  Zn  jenen  gehören 
die  allgenieincn  Gesetze,  die,  Capiiulos  der  Cortes,  die  Furans  und  das 
GewohnheilsreelK.  {('os/iimes  et  l’sos),  zu  diesem  <las  juslinianeische  Heebl 
mit  diMi  Glossen,  die.  Siete  PaiiiduH  und  das  ennonisehe  Iteeht,  l>ie  s.  g. 
Versiciclie  der  Könige  Diniz,  Pedro  nnd  Joanno  I.  mit  der  Geistliehkeil 
schliessen  sieh,  obwohl  in  gewisser  Hinsicht  zu  den  ersten  gehörend,  doeh 
ihrem  Wesen  nach  mehr  den  letzten  an*).  Die  Siele  Parlida.s  waren  schon 
l.ang  in  die  Landesspntdie  ülierlragen,  und  eine  (Juclle  aus  der  iimn  manche 
Hesliiiiimmgen  wörtlich  lieriihcr  nnlim.  Für  stiksidiärc  ltechlsi)ndlen  wur- 
den ilas  Itömisehe  und  Canonisehö  Rcidit  eikiiirt.  Das  alphonsinisdie  Ge- 
setzbuch ist  nach  dem  Master  der  Decrelensanuidimg  in  lönf  Ilncher  nnd 
eiilspreehcmle  Titel  eingeiheill. 

III.  In  Ohcrilalicn  *}  waren  die  I.ombarda.  d,a.s  römische  mul  das  ca- 
nonisdie  Hecht  die  allgemeinen  Quellen.  Neben  denselben  hallen  aber  die 
.Stiidte  ihre  Slatnten.  die  bedenicndslen  derselben  sind  die  von  Pisloja  von 
liOT,  IIGI,  Genua  1113,  von  Pisan,  1‘err.ira  von  120S,  Modena  von  1213, 
Mailand  von  12l(i.  Verona  von  122S.  Sie  bestehen  aus  londnirdiseh-ger- 
mani.sdien  und  römi.schen  Elementen.  ’ ) 

Eine  eigene  Knlwickdmig  halle  das  Hedil  von  Neapel*)  und  Sieilien. 


1)  Schaefer  II.  461.  Ausgabe  v.  Coimbra  aus  dem  Jahr  1762. 

2)  In  wie  weil  die  alphonsnisclic  Gesetzgebung  aus  allen  diesen  Quellen  geschöpft 
ist  fuhrt  Schaefer  S.  465  au.s, 

3)  Literatur  bei  M i 1 1 c r in  a i c r $.  43.  n.  3.  Hauptschrinsicllcr  über  die  Reclitsgc- 
scbichlc  Italiens  sind  Gigliotti,  iitiertatiem  Luna  1817;  Sclopis  Uüto- 
ria  dtllH  le$itlation  de  Italia.  II.  Bd.  Torino  1840/4.  Forti  Hiri  due 
delle  InetitutioHe  eivile  Firenze  1841,  Cibrario,  delta  economia  peti- 
<te«  dei  medio  evo.  Torin.  Eine  Rcchtogcschichic  von  Sieilien  tebrieb  Clarenza. 
1836.  linier  den  deulacheo  Schriftslrllcrn  sind  zu  vergleichen  die  sogleich  an- 
lugebonden,  Gans,  v.  Raumer,  Zoepfl  n.  a. 

4)  Gans  S.  232  — 310.  Dieser  Scfarirsleller  giebl  hier  eine  ausführlicbe  selir  ins 
Einzeln  gebende  Darstellung  des  Familien-  und  Eitirechts,  der  meisten,  zum  Theil 
nicht  gedmekten  Slatutarrechle  Oberitaliens.  S.  ferner  v.  M i 1 1 e r m a i e r in  der 
Zcitschrifl  f.  Gesetzgebung  u.  R.  W.  des  Auslandes  XIII.  S.  66.  XVII.  86. 

5)  Gans,  S.  310 — 332.  Torclli,  Lemeiti  di  diriUo.  Neapel  1834. 
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Es  g:ab  auch  in  diesem,  von  den  Normannen  gregründelen  Königreiche  theils 
allgemeines  Recht,  theils  Localrechte.  Das  Lehnrecht  war  lombardisch. 
Das  justiniancische  Recht  ward  bald  allgemein  practisch,  Kaiser  Friedrich 
II.  liess  aber  ein  von  seinem  Kanzler  Petrus  de  Vincis  ausgearbeiteles  allge- 
meines Gesetzbuch  im  Jahre  1231  sanctioniren , welches  sehr  ins  Einzelne 
gehende,  grösstentheils  von  ihm  selbst  herrührende  Satzungen,  theils  nach 
römischen  und  canonischen,  theils  nach  germanischen  Rechtsgnmdsätzen 
und  zwar  über  alle  Zweige  sowohl  des  Privat-  als  des  öffentlichen,  jedoch 
vorzugsweise  des  Criminnl-  und  Processrechts  enthalt  und  aus  III  Büchern 
mit  172  Titeln  besteht ' ). 

II,  Blicke  auf  die  Rechtseutwicklung  Grossbrittaniens  im 

Mittelalter  •). 

107,  Nach  der  Eroberung  Englands  durch  die  Angelsachsen  gab  es  in 
Grossbrittanien  mit  Ilinzurechnen  Irlands  vier  Rechtsgebielc:  die  drei  ersten 
sind  das  des  alten  durch  römische  Cultur  humanisirten  Landes  der  Britten 
oder  Wales;  das  der  Angelsachsen,  welches  in  verschiedene  Königreiche 
zerfiel*),  und  Schottland.  Das  erste  und  zweite  Gebiet  sind  die  für  die 
Rechtsentwicklung  der  Insel  bei  weitem  wichtigeren. 

A.  Die  Rechtsgeschichtc  des  zweiten  beginnt  mit  der  Aufzeichnung 
des  sächsisch-germanischen  Rechts,  das  sogleich  fortgebildet  wurde  durch 
Anordnungen  der  angelsächsischen  Könige ; seine  Denkmale  sind  die  s.  g. 
Leget  Anglosaxonum. 

Die  älteste  Sta  tsordnung  der  Angelsachsen  war  die  bei  den  Germa- 
nen übliche  Gauverfassung.  An  der  Spitze  eines  Gaues  stand  ein  Prin- 


1)  Raumer,  Genchicblo  der  Hohenstaufen  III.  462 — 555  giebt  ein  System  der  ge- 
sammlcn  Gesetzgebung  Friedrichs  II.  in  Sicilien,  Zoeptl  $.  46  eine  Inhaltsangabe 
jedes  der  III  Bücher.  Es  ist  mehrmals  besonders  gedruckt  und  im  Codex  Le- 
goM  AnAiiuarum  v.  Lindenbrug  p.  691  und  Canciani  leget  Barhnror.  p.  300. 
Aus  dem  Anfang  der  Vorrede  Friedrichs  II.  hat  wohl  der  Verf.  des  s.  g.  Scluvn- 
henspiegcls  den  Eingang  zu  seinem  Kechtsbucli  genommen.  Eine  kurze  Rechls- 
gcschichte  v.  Corsika  entnommen  aus  umfassenden  Darstellungen  eorsischer  Rechts- 
gelehrten findet  sich  in  Foelix.  Revue  Btrangdre  v.  J.  1843.  S.  50.  656. 
883.  986. 

1)  Literatur  bei  Mittcrmaier  a.  a.  0.  43.  n.  2.  u.  besonders  Lappeoberg,  Ge- 

schichte V.  England  Hamburg  1836. 

Schmid,  die  Gesetze  der  Angelsachsen,  Leipzig  1832.  Crabb,  Geschichte 
des  englischen  Rechts,  deutsch  v.  SchllTrer.  Stuttg.  1842.  Philipps,  angelsäch- 
sische Rechtsgeschichtc  1825  und  englische  Reichs  - und  Rechtsgcschichte 
1827  neustens  Kcmble  Ule  Saxons  in  England  1849;  deutsch  v,  Brandes  1853. 

2)  lieber  die  Stellung  der  siegenden  Germanen  über  die  Britten  sind  zu  verglei- 
chen: Lappenherg,  Geschichte  v.  England  I.  8.  65.  folg.  u.  Gaupp,  Ger- 
manische Ansicdlungen  8.  538.  fiT. 
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ccps;  das  Gaiigcbiet  zerfiel  in  Vici,  welchen  Villici  vorstanden.  Im 
Kriege  wählte  man  sich  einen  Heerführer  (Dux)*). 

.Aus  der  staatlichen  Einigung  vieler  Gauen  unter  den  Gefolgsherm 
Hengist  und  Horsu  gicng  schon  ini  fünften  Jahrhundert  455  das  Kö- 
nigreich Kent  hervor.  Aella  gründete  491  das  Königreich  Sussex  (Süd- 
sachscn)  .Ar die  519  das  von  Wessex  (Weslsachsen)  Erkenwin  524 
Essex,  Ida  und  Deirn  54T,  559  Northum  berland,  Offa  559  Os  lan- 
gein und  Creoda  585  Mercia.  Durch  den  päbstliclien Missionär  Augusti- 
nus wurden  die  .Angelsachsen  zum  Christenlhuin  bekehrt.  Im  Anfang  des 
neunten  Jahrhunderts  (802 — 838)  wurden  die  sieben  Königreiche  zu  ei- 
nem verschmolzen  *). 

Der  Staatsverband  war  eine  Eriedenseinigung.  Der  König  war  Kla- 
ford  und  Mundbora  des  ganzen  Volkes,  d.  h.  Führer  der  Kriegsmacht  und 
Bewahrer  des  Friedens.  In  der  Ausübung  seiner  Gewalt  war  er  an  die 
Zustimmung  des  Witenagemot  d.  h.  einer  Versammlung  der  opdma- 
tes,  principes,  magnates,  proceres  u.  s.  w.  gebunden.  Das  Witenagemot 
bildete  das  höchste  Gericht.  Die  Gauen  standen  unter  Comites  und  Vice- 
comites  {^Ealdonnans  und  Scirgerefa' s)  hicssen  daher  Grafschaften  oder 
Shiregemeinden,  die  in  eine  unbestimmte  Zahl  von  Hunderschaltsgemein- 
den  und  diese  in  Zebnschaltcn  mit  Vorständen  zerfielen  •). 

Die  unter  dem  Einfluss  der  Geistlichkeit  stehende  Aufzeichnung  der 
Volksrechte  wurde  durch  das  Bedürfniss  der  Bechlsgewissheit  und  einer 
festeren  Staatsordnung  veranlasst.  Sie  enthalten  kein  vollständiges  Rechlssy- 
stem,  sondern  meistens  Anonlnungen , welche  die  Aurrechlhallung  des 
Friedens  bezweckten,  die  Unterdrückung  des  FehderechUs,  die  Ordnung 
des  gerichtlichen  Verfahrens;  die  Bestimmung  der  Bussen  und  Wetten 
u.  s.  w.,  gelegentlich  auch  Bestimmungen  über  die  Standesunlerschiede,  das 
Familienschulzreebl  (Mundium)  und  das  Erbrecht,  ferner  polizeiliche  Ver- 
fügungen z.  B.  zur  Unterdrückung  der  Diebstähle,  die  Feststellung  einer 
Gesammlbürgschafl  der  Genicinden  für  die  an  Fremden  begangenen  Ver- 
brechen durch  Mitglieder  derselben,  sowie  Rechtsnormen  über  kirchliche 
Verhältnisse  *). 

Die  angelsächsischen  Gesetze  sind  in  der  Landessprache  abgefassl, 
doch  hat  man  von  mehreren  auch  alte  lateinische  Texte. 

Die  Zahl  der  Rechlsbücher  und  Gesetzsammlungen  vom  sechsten  Jahr- 
hundert an  bis  auf  Wilhelm  den  Eroberer  ist  beträchtlich. 


1)  Sebmid,  Einleitung  S.  LXVIl. 

2)  Schmid,  a.  a.  0.  S.  LXVIII.  fl.  Philipps,  Angelsaclis.  RocliUgeschichle.  S. 
18.  19.  32. 

3)  Schmid,  S.  LXX— LXXI. 

4)  Schmid,  S.  LXXX — LXXXI.  Philipps,  a.  a.  0.  S.  60.  ff. 
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Wir  finden  nämlich: 

a)  Die  des  Königreichs  Kent,  herstnmmend  von  König  Aedielberl  (Ze- 
get  Aethelberü)  von  591  bis  604.,  Lothars  und  Edrics  {Leges  Hlotharü, 
Eadrici)  und  dessen  Bruders  Wiihraed  {Leget  Withraedi)  664—694*). 

b)  In  Wesscx  die  Geselze  des  Königs  Ina  (Leget  Inae)  v.  689— T26  *) 

c)  Die  für  Mercia  sanclionirlcn  Geselze  OfTos  gicngen  verloren. 

d)  Nach  der  Vereinigung  der  Königreiche  wurden  nach  und  nach 
sanclionirl  die  Geselzgebung  -4lfreds  des  Grossen  f 900  (Leget  AelfiddiJ, 
Edwards  t 924,  Aelhelslans  t 940,  Edmunds  f 959,  Edgars  t 975  und 
Elhelreds  f 1015.  *) 

e)  Auf  alle  folgte  1032  die  eine  grössere  Einheit  und  Gleichförmigkeit 
des  Rechts  bezweckende  Gesetzgebung  des  dänischen  Königs  Knut  (Le- 
get Canuti).  *) 

f)  Für  die  letzte  Rechtsqiiclle  aus  der  sächsischen  Periode  möchte 
man  vielleicht  das  kleine  Rechlsbnch  halten,  das  den  Titel  Leget  Eduardi 
cou/ettorit  führt  und  auch  in  die  Sammlungen  des  ältesten  englischen 
Rechts  aufgenommen  ist  *),  und  zwar  für  eine  Aufzeichnung  des  unter 
Edward  dem  Bekenner  (v.  1042—1066)  gellenden  Rechts,  veranlasst  durch 
eine  Erklärung  Wilhelms  des  Eroberers  v.  J.  1070,  in  welcher  er  die  an 
ihn  für  die  Aufrechlhaltung  dieses  Rechts  gerichtete  Bitte  gewährte.  Allein 
die  geschichtliche  Kritik  hat  unbezweifelt  dargelhan,  dass  das  Werkchen 
dem  letzten  Viertel  des  zwölHen  Jahrhunderts  angehört  und  das  zweil-ältestc 
der  im  zwölften  Jahrhundert  geschriebenen  Rcchislnichcr  Englands  ist.  •) 

g)  Dagegen  reiht  man  an  die  Gesetze  und  Rechlsbüeher  der  sächsi- 
schen Könige  die  Leget  K'Uhelmi  conquuestoris  in  altfranzösischcr  Sprache 
an,  mit  welcher,  obwohl  sie  die  sächsische  Periode  schliessen,  eine  neue 
.beginnt;  sie  waren  zum  Thcil  dazu  bestimmt  das  Verhallniss  der  neuen 
Ankömmlinge  zu  der  älteren  Bevölkerung  zu  reguliren.  *) 


1)  Uieic  (ioselzc  sind  gedruckt  mit  einer  deuUclicn  Ueberselzung  begleitet  bet 
Schmid  S.  1 — 13,  in  der  v.  d.  Reccurd  Commiss.  1840  veranstalteten  Ausgabe 
S.  1-19. 

2)  Bei  Schmid,  S.  14-31.  In  der  neuen  Ausg.  der  Recc.  Comm.  S.  45—65. 

3)  Schmid,  S.  32—138.  Reec.  Ausg.  S.  28—44.  u.  S.  66-152. 

4)  Bei  Schmid,  S.  138—174,  in  der  neuen  englischen  Ausgabe  S.  153  folg.  Sie 
erschienen  lateinisch  und  angelsächsisch  auch  1826  in  Kopenhagen,  herausge- 
geben von  Kold  er  u p-Ros  e n V inge  4.  Falck  S.  XVII. 

5)  Es  findet  sich  bei  Schmid,  S.  275—304,  in  der  Recc.  Samml.  S.  190—200. 
Auch  in  ilouards  unten  anzufübrender  Sammlung:  Trait^t  tttr  Itt  eotUitmt* 
angleutrmHude»  B.  /. 

6)  Diess  ist  überzeugend  nachgcwicscn  in  Phillips,  englischer  Reichs  - und  Rechts- 
geschiehte  B.  I.  S.  222—231. 

7)  S.  Ober  dicsclltcn  Phillips  a.  a.  Ü.  S.  185  folg  Sie  sind  gedruckt  bei 
Schmid  S.  174  folg,  und  in  der  Recc.  Samml.  S.  201  und  zwar  hier  auch  in 
einem  lateinischen  Texte. 

18 
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h)  Entschieden  zu  den  Rechlsquellen  der  sächsischen  Periode  gehö- 
ren verschiedene  Vertrüge  oder  Verordnungen  angelsächsischer  Könige, 
das  der  Stadt  London  gegebene  Statut,  die  schon  oben  (§.  96)  genannten 
Bectitudines  personarum,  endlich  mehrere  Bussordnungen,  worunter  die 
Theodors,  Bedas,  Egberts  u.  a.  besonders  berühmt  sind. 

Von  allen  diesen  Kechtsdenkmalen  hat  1840  die  englische  Regierung 
auf  Verlangen  des  ParlamenLs  durch  die  Reccord-  (d.  h.  die  Reichsarchivs-) 
Commission  eine  kritische  mit  Anmerkungen  versehene  Prachtausgabe  ver- 
anstalten lassen  '),  wodurch  die  früheren  Ausgaben  verdunkelt  worden.  *) 
Die  englischen  Bussordmingen  sind  seitdem  noch  genauer  in  den  von 
Wasserse hieben  1851  herausgegebenen  Sammlungen  aller  Bussord- 
rmngen  des  Mittelalters  wieder  erschienen. 

Die  auf  den  angelsächsischen  yuellen  beruhende  Rechts-  und  Staats- 
ordnung ist  durchaus  germanisch  und  kanonisch  ausser  einigen  römisch- 
rechtlichen Bestimmungen  über  das  Erbrecht:  Philli()s  hat  davon  eine 
sehr  gelungene  systematische  Darstellung  gegeben.  *) 

B.  Die  Sage  schreibt  den  Britten  Rcchtsaufzeichnungen  aus  dem  vier- 
ten Jahrhundert  vor  Christus  zu:  allein  was  man  für  Ueberbleibsel  der- 
selben ausgegeben  hat,  (die  Gesetze  des  Königs  Dyvnwal  Moelmuds) 
trügt  nicht  den  Charakter  der  Aechtheit.  *)  Dagegen  ist  es  geschichtlich 
nicht  zu  bezweifeln,  dass  König  Hywcl  oder  Howcl  Dda  (der  Gute)  in  der 
Mille  des  10.  Jahrhunderts  das  Recht  von  Wales  aufzeichnen  und  in  einer 
wie  es  scheint  943  im  weisen  Hause  abgchallenen  Versammlung  des 
Volkes  und  der  Geistlichkeit  bestätigen  und  bc.schwören  licss.  Man  hat 
von  diesem  Werke  vier  verschiedene  Recensionen,  drei  in  gallischer  Sprache 
und  eine  in  lateinischer.  Jede  der  drei  ersten  ist  ein  in  einem  besondem 
Landcslheil  geltender  Text  des  Hechtsbuchs,  nämlich  der  lür  Venedolia 
oder  Nord-Wales,  der  für  Dimetia  oder  Süd-Wales,  und  der  für  Gwenl 
oder  Nordosl-Walcs.  Die  in  einer  Handschrift  des  dreizehnten  Jahrhunderts 
erhaltene  lateinische  Redaction  ist  conciser  als  die  in  der  Landessprache, 
(wie  die  Heidelberger  Handschrill  des  Sachsenspiegels)  mit  Zeichnungen 
verziert  und  stimmt  mit  der  Dimctiarecension  überein.  Der  erste  Heraus- 
geber der  Lrges  Walliae,  H'oUon,  hatte  1730  keine  Kennlniss  von  den 


1)  Sic  fahrt  (len  Titel;  Ancieut  Lawt  and  /uMtitules  »f  England  etc.  Lond. 
1840  ful. 

2)  hoch  aind  dieselben  noch  immer  brauchbar,  nümlich  die  von  Wilkint  v.  J. 
1721,  von  Canciani  in  B,  IV  der  §..tgee  Barbororum  und  die  von  Schmid. 

3)  In  seiner  angelsbchsischen  Reehtsgeschichle  S.  66 — 258.  S.  ferner  Lappen- 
berg, Gcsch.  V.  England  B.  I.  S.  561 — 814. 

4)  Zopf I in  seiner  deutschen  Staats-  und  Rcchtsgescbichte  B.  II.  S.  54  — 57  und 
in  d(;r  Zeitschrift  für  Cicsetzgebung  und  Rechlswissenschan  des  Auslands  B.  XIV 
(v.  J.  1841)  S.  33S  folg.  Schmid,  S.  XXVIli  folg. 

5)  S.  darüber  Schmid,  S.  XIV  folg. 
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verschiedenen  Recensionen  des  nllbriUischen  Rechtsbuchs,  weshalb  sein 
aus  verschiedenen  gebildeter  Text  desselben  unrichtig  ist.  Die  briuische  Re- 
gierung licss  1841  durch  die  Receord-Commission  (vertreten  durch  Herrn 
Aneurin  Owen)  eine  kritisch  genaue  Ausgabe  der  drei  brittischen  Recen- 
slonen  nebst  einer  englischen  Uebersetr.ung  derselben  und  dem  lateinischen 
Texte  aus  der  Haupthnndschrifl  verglichen  mit  zwei  andern  machen,  und 
zugleich  noch  andere  einer  spfitern  Zeit  angehörendc  Rechtsdenkmale  des 
Landes  Wales  damit  verbinden.  ')  Ob  wir  das  Rechtsbuch  llowels  ge- 
rade so,  wie  es  1)13  redigirt  wurde,  in  diesen  Texten  besitzen,  oder  in 
späteren  Umarbeitungen,  ist  eine  nicht  mit  Sicherheit  zu  lösende  Frage. 
Das  Werk  zeichnet  sich  durch  seinen  für  jene  Zeit  sehr  aulVallenden  Um- 
fang und  Reichthum  von  Bestimmungen  aus,  so  wie  durch  die  stets  nach 
Triaden  gemachten  Eintheilungen  in  den  einzelnen  Rechtslehren.  Sichere 
Spuren  des  römischen  Rechts  hat  man  darin  nicht  entdeckt,  dagegen  eine 
.Anzahl  germanisch  rechtlicher  Bestimmungen,  die  wohl  ans  den  angel- 
sächsischen Rechtsquellen  entlehnt  sind,  oder  auch  bei  diesem  celtischcn 
Volke  auf  gleichmässige  Weise  vorkamen.  So  ist  z.  B.  das  Strafrecht 
ein  dem  germanischen  Compositionssystem  verwandtes.  Es  sind  aber 
nicht  blos  strafrechtliche  Bestimmungen  in  dem  Rechtsbuch  Ho  weis  ent- 
halten, sondern  auch  privatrechtliche  prozessualische  kirchliche  u.  a.  *) 
Noch  der  Erobening  von  Wales  wurde  das  englische  Recht  im  Lande 
eingefflhrt,  ohne  jedoch  das  angestammte  Nationalrccht  ganz  zu  verdrän- 
gen. Es  geschah  durch  das  unter  Eduard  I.  128.3  sanctionirte  Sfahtlwn 
H'alHae  oder  de  Bolhelon.  *) 

C.  Ueber  den  ältesten  Rcciitsziistand  Irlands  ermangeln  noch  genauere 
Aufschlüsse.  Durch  Richard  Löwenherz  soll  1171  das  englische  Recht 
auf  dieser  Insel  eingelührt  worden  sein.  *) 

Das  gleiche  fand  in  Schottland  statt,  nachdem  dessen  König  unter 
Eduard  I.  1292  Lehnsträger  der  Krone  Englands  geworden  war,  jedoch 
nur  allmälig  und  ohne  Vernichtung  des  schottischen  Nalionalrechts  *), 


1)  Der  Titel  des  Werkes  ist:  AticieHt  Lttwt  and  InUitutei  of  Watet,  comprin- 
ding  tatet  tuppoted  to  be  eaaeled  by  Hotoel  the  Good  ete.  foL  Die  erste 
Rccension  steht  8.  1 — 3,  die  2.  S.  197,  die  3.  S.  307.  Darsuf  folgen  umfang- 
reiehe  Rcchtsaufzeichnungcn  unter  dem  Titel;  IFelth  Lau/t  S.  380  oder  Legrs 
Wattieae  in  diplomatisch  genanem  Abdruck  d.  Handschrift.  Dann  der  lateinische 
Text  Ho  weis  8.  771. 

2)  Einen  Auszug  derselben  giebt  ZOpfl  in  der  Zcilsehrift  a.  a.  0.  S.  348  folg. 

3)  Crabb,  Geschichte  des  englischen  Rechts  S.  159 — 159.  Die  Stntata  von 
Bothelon  stehen  in  der  Sammlung  Aaeieat  Late  af  Watet  S.  868  folg. 

4)  Crabb,  S.  126.  163  u.  256.  Durch  die  Ordinatio  Hiberniae  wurde  unter 
Eduard  1.  die  Rechtspflege  in  Irland  genaner  rcgulirt. 

5)  Crabb,  S.  162. 
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über  dessen  nlleste  Gesichte  man  keine  so  sicheren  Nachrichten  hat,  wie 
über  die  des  englischen  Reclils.  ') 

108.  Uie  englischen  Könige  aus  dem  normannischen  Hause  waren 
durch  anderweitige  Beschürtigimgen  abgehalten,  das  Recht  durch  neue 
ausrührliche  Gesetze  oder  Redactionen  neuer  Rechtsbücher  zu  pflegen.  *) 
Es  war  hiezu  aucli  kein  so  dringendes  Bedürfniss  vorhanden,  weil  die 
bisherigen  Rcchtsquellcn  und  die  Gesetze  Wilhelms  I.  mit  dem  ungeschrie- 
benen Gewohnheilsrecht  die  sichere  Gnindlage  einer  für  die  bestehenden 
Zustände  geeigneten  Rechtsordnung  enthielten.  Dazu  kam  der  Anfang  einer 
durch  das  wieder  auflehende  Rechtsstudium  in  Italien  angeregten  oder 
geförderten  wissenschaftlichen  Bearbeitung  des  Rechts. 

Wilhelm  der  Eroberer  hatte  seinen  Thron  auf  einen  engen  Bund  mit 
dem  Pnbste  zu  stützen  gesucht;  das  kanonische  Recht  des  Continents 
drang  daher  vollständig  in  England  ein  und  mit  ihm  kam  auch,  in  wie 
weit  diess  schon  in  den  geistlichen  Gerichten  überhaupt  der  Fall  war,  das 
römische  zur  Anwendung.  Sclion  früh  wird  Wilhelm  von  Malmesbury  f 
1141  als  ein  in  der  Kenntniss  des,  wenn  aUch  nur  in  der  westgothi- 
schen  Ltx  Romami  enthaltenen.  Römischen  Rechts  bewanderter  Rechtsge- 
lehrter  genannt.  *)  Allein  der  sclion  oben  (§.  100)  als  Zeitgenosse  der 
ersten  Glossatoren  aufgeführte  Magister  Vacarius  lehrte  v.  1149  an  das 
römische  Recht  in  Oxford,  suclite  in  seiner  Summa  Pauperum  in  legibus 
(eine  Art  Corpus  juris  reconcinnatum)  die  Kenntniss  desselben  für  alle 
zu  erleichtern  und  war,  obgleich  auf  die  Beschwerden  der  Praktiker 
König  Stephan  das  Lehren  des  römischen  Rechts  im  Reiche  verboten 
hatte,  noch  1170  als  Lehrer  desselben  thntig.  *)  Wir  flnden  nun  alsbald 
einige  juristische  Werke  über  das  vaterländische  Recht,  die  nur  von  Män- 
nern geschrieben  werden  konnten,  welche  eine  feinere  Reclitsbildung  ver- 
mittelst des  römischen  Rechtsstudiums  sich  nngceignet  hatten.  *)  Durch 


1)  Gans,  Erbrecht  B.  IV.  S.  605. 

2)  Man  hat  indessen  eine  Art  juristischer  Reichsstatistik  in  dem  s.  g.  Doniesdaybook, 
d.  h.  Buch  der  Gerichtstage,  welches  eine  Aufzeichnung  aller  früher  Eduard  dem 
Bekenner  angehürenden  Krongüter  und  ihrer  Rechte  und  Belastungen  ist,  die  bei 
den  gerichtlichen  Verhandlnngcn  über  Eigenthum  und  sonstige  Rechte  zu  Rath 
gezogen  wurde.  Auszüge  daraus  giebt  Houard  in  Traites  sur  les  euut.  Aagto- 
Hormandei  t.  I.  S.  195.  S.  über  dies  Werk  Phillips  englische  Reichs-  und 
Rechtsgcschichte , B.  I.  S.  196  folg. 

3)  8.  über  ihn  v.  Savigny  Gescliichte  des  rüm,  Rechts  im  Mittelalter  B.  II. 
S.  61  u.  B.  IV.  S.  436. 

4)  S.  über  ihn  und  seine  Summa  leg.  vor  andern  v.  Savigny  a.  o.  0.  III.  476. 
488.  IV.  422—30. 

5)  Sehr  belehrend  Ober  das  Studium  und  den  Einfluss  des  rüm.  Rechts  in  England 
sind  zwei  Abhandlungen  hieriibcr  in  der  ZcitschriR  für  Gesetzgebung  und.  R.- 


277 


eine  solche  unter  dem  Einfluss  des  römischen  Rechts  entwickelte  Bear- 
beitung des  wesentlich  auf  fJcwohniieil  sicli  stützenden  nationalen  Rechts 
gestaltete  sich  der  Begriff  eines  semeinen  ungescliriebenen  Rechts  des 
Landes,  das  unter  der  Benennung  des  Common  Law  ')  das  Anselien  der 
ersten  Reciits<|uelle  Englands  erlangt  hat.  Den  (Jegensalz  davon  bildet, 
aber  erst  seit  etwa  123R,  das  auf  einzelnen  (Jcsetzen  d.  h.  Reichsbeschlüssen 
beruhende  Statut  Law  (Verordnungsreclit).  *) 

Die  in  der  (Jeschiehte  des  englischen  Rechts  so  berülinilen  Werke  von 
der  Mitte  des  zwölften  bis  zum  Ende  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  ’)  sind 
die  schon  angeführten  Leget  Eduardi  con/estorit  aus  dem  letzten  Viertel 
des  zwölften  Jahrhunderts,  welche  schon  früh  einem  1190  gestorbenen 
Rechtsgclehrten  (Ilanvilla  zugcschriebcn  werden,  der  auch  als  Verfasser 
eines  grösseren  Werks,  des  Traetatus  de  tegihus  et  consuetudinihut  regni 
Angtine  ■•)  gilt  und  es  auch  wohl  sein  dürfte.  Ferner  gehören  zu  der  ju-  » 
ristischen  Literatur  Englands  aus  dieser  Zeit  die  s.  g.  Leget  J/enrici  primi.  •) 
Auf  diese  Werke  folgen  in  clironologischcr  Ordnung  das  Lehrbuch  des 
englischen  Rechts  von  Bracton,  das  unter  der  Regierung  Heinrichs  III. 
geschrieben  zu  sein  scheint  und  den  Titel  fülirt : ßractoni  legum  et  con- 
tuetudinum  Angliae  Hhri  V.  •)  Dann  die  auf  Bracton  gebaute  Fteta,  d.  h. 
ein  von  seinem  Verfasser  in  einem,  Heia  genannten,  Oelängniss  gegen  12fR 


Wissenschan  des  Auslands,  die  eine  von  Phillips  in  B.  I.  S.400,  die  andere 
von  Biene r in  B 19.  S.  tS7  folg. 

1)  Das  Common  Law  tH-ruhl  nach  Bieners  überaus  gründlichen  Forschungen  ini 
Anhang  seiner  Darstellung  des  Gescliworncngericlits  S.  263  folg,  auf  folgenden 
Grundlagen:  dem  angelsüchsiKlicn  Gcwohnheilsrcclit  und  damit  verschmolzenen 
Gesetzen  der  angclsiichsisehrn  Könige,  dem  aus  der  Nnrmandic  gekommenen 
Gewohnhcilsreclit,  auf  BcgrilTen  des  römischen  Rechts,  der  Doclrin  der  Scbrifl- 
slellcr  und  auf  Entscheidungen  der  Gerichte. 

2t  Das  Common  Law  ist  daher  jnt  non  tcri/ilnm,  das  ütatiit  I^w,  Jnt  icrip- 
tum  im  römisch  - rechtlichen  Sinn  des  Worts. 

3)  Ueber  den  Inhalt  und  die  Bedeutung  der  im  Texte  eufgefohrlen  Werke  sind  zn 
vergleichen  Keeves,  der  ihm  folgende  Gans,  S.  260—281,  Faicks  Vorrede 
zur  Ueherselzitng  v.  Blaekslone  S.  XXVIl-.XL  und  Biener,  das  englische 
GeKhwornengerichl  B.  II.  S.  283  folg.  Einige  dieser  Werke  sind  gednickt  in 
zwei  Sammlungen  v.  llouard;  uönilieh  in  dessen  7/v/i/da  tue  Itt  coutnrnet 
angluMormanäel.  4.  B'l.  1776.  4.  und  Anciennet  loix  det  Fra/ieoit  conter- 
vdet  dant  tf  Coatamet  anglonormandet  1779.  2 Bd.  4. 

4)  Gedruckt  bei  Houard  Trailea  t.  I und  als  Anh-ing  zu  B.  I v.  Phillips  engU- 
scher  Reichs-  und  Kechlsgcschicbte.  Es  erschien  auch  in  englischer  Ueber- 
setzung  1780  u.  1812. 

5)  Gedruckt  bei  Houard  t.  I,  hei  Schmid,  S.  22t  foL  und  in  der  Reccord  Samm- 
lung der  Lamt  of  England  S.  215  folg.  . — 
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Beschriebenes  Handbuch  des  englischen  Rcehls  ')•  Ferner  gehören  dieser 
Zeit  an  die  Magna  el  parva  Summa  von  Ranulphus  de  Hengham  (Lond. 
16 IG. ) und  die  Summa  von  T h o r n l o n.  Alle  diese  Bücher  sind  in  lateinischer 
Sprache  verlasst  und  beurkunden,  dass  deren  Verfasser  im  römischen 
Hechte  bewandert  waren.  In  englischer  (eigentlich  noch  französischer) 
Sprache  schrieben  unter  Heinrich  III.  Britton  t 1295  gleichfalls  aufBrac- 
t(jn  sich  stützend  seinen  frralise  nf  the  Laws  and  Customs  of  England,  *) 
und  gegen  das  Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts  Home  seinen  Mirror 
of  lustices.  *)  Auch  ist  noch  eine  das  schottische  Recht  darstellende  Nach- 
ahmung von  Glan  Villa  zu  nennen,  die  von  ihren  Anfangsworten  den 
Titel:  regiam  mtfjestatem  führl.  ■•)  Beinahe  zwei  Jahrhunderte  sind  nun, 
wie  Gans  S.  294  bemerkt,  die  eben  erwähnten  Schriftsteller  die  einzigen, 
die  eine  gewisse  Wichtigkeit  haben.  Erst  unter  Heinrich  VI.  (1422 — 1461) 
kamen  wieder  neue  Werke  zum  Vorschein,  welche  die  Aufmerksamkeit 
von  den  älteren  abwanden.  Es  sind  das  von  dem  Oberrichter  John  For- 
tescue  gegen  1460  im  Exil  geschriebene  Buch  de  Laudibus  legum  Angliae, 
das  unter  Eduard  IV.  (1461 — 14S1)  erschienene  Werk  Litllelon's  of  Tenures 
oder  Instituts,  welches  gleichsam  gesetzliches  Ansehen  erlangte  und  die 
Grundlage  des  berühmtesten  Lehrbuchs  des  englischen  Rechts,  jenes  des 
Lords  Coke  (von  1628)  wurde.  Zwischen  beide  fallen  unter  andern  Wer- 
ken das  Abridgement  of  the  Law  von  Stnthnm  und  das  Grand  Abridge- 
ment  von  Fitzherbert,  die  noch  jetzt  grosses  .Ansehen  haben. 

Was  das  in  Sammlungen  der  Reichsbeschlüsse  enthaltene  Statut  Law 
betrifft , so  ist  dessen  äussere  Geschichte  nach  B i e n e r s öfter  von  uns 
in  den  Noten  angeführtem  neusten  Werke  B.  H.  S.  208  in  Kürze  wieder- 
gegeben  folgende: 

„Die  Parlaments-Statuten  in  England  Hngcn  in  den  ältesten  wie  in  den 
neueren  Sammlungen  mit  den  Provisiones  de  Merton  anno  20.  Henr.  III. 
1235  .an,  welchen  .aber  regelmässig  die  Magna  Charta  (Johanns  v,  1215) 
vorausgeschickt  wird.  Die  früheren  Parlamentsschlüsse  (vor  1235)  sind 
nicht  sorgfältig  redigirt  worden  und  für  das,  was  sich  von  ihnen  erhalten 
hat,  ist  S|>elmans  t 1611  Codex  Stututorum  eine  willkommene  Samm- 
lung. Für  die  älteren  Statuten  des  12.  Jahrhunderts  ist  der  zweite  Theil 
von  Cokes  Institutes  of  the  Laws  of  England  wichtig,  worin  sie  nüt  ächt- 
historischcr  Gelehrsamkeit  erläutert  werden.  Die  neuste  vollständigste 
Ausgabe  der  englischen  Parlamentsbeschlüsse  ist  auf  Staatskosten  veran- 
staltet und  führt  den  Titel:  Statuts  of  liealm  — from  original  Reccords  and 
ttuthentic  Manuscripts,  London  1810  u.  folg.  J.ahrc  (über  10  Bünde  fol.) 


1)  Gedruckt  bei  Ilouard  L III. 

2)  Gedruckt  im  Bd.  IV.  v.  Houard's  Trait^s. 

3)  Ebend.  » 

4)  Sie  i(l  gedruckt  bei  Houard  Traitit  t.  I. 
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Die  Alleren  Statuten  sind  Anfangs  nach  dein  Orte,  wn  das  Pailanient  ge- 
halten wurde,  benannt  worden,  z.  B.  Stat.  de  Mariebridge,  zuweilen  nach 
den  Anfangsworten  oder  dem  Gegenstände.  Seitdem  ist  aber  bis  auf  die 
neuste  Zeit  in  Gebrauch  gekommen,  sic  mit  dem  Rcgieninssjahr  des  Re- 
genten zu  bezeichnen , und  da  das  Capitel  eine  Ranze , oft  wciliruitige  Par- 
lamentsakte bezeichnet,  so  kommt  nocli  die  Zahl  der  Section  oder  des 
Paragraphen  hinzu,  z.  B.  Stat.  6.  Georg  1V\  Cap.  50.  sect.  3.“ 

109.  Die  Kennlniss  des  englisclien  Rechts,  so  wie  die  seiner  Ge- 
schichte, hat  im  neunzehnten  Jahrhundert  auf  dem  europäischen  Kestlande 
eine  weit  grössere  Wichtigkeit  erlangt,  als  sie  fnlher  liatte,  weshalb  auch 
die  Zahl  der  in  Deutschland  erschienenen  Werke  über  dasselbe,  über 
seine  Geschichte  und  einzelne  histilutionen  oder  dessen  gegenwärtige  Wei- 
terentwicklung und  Literatur  beträchllieh  ist.  Vor  allem  hat  die  Geschichte 
des  englischen  Gerichtsverfahrens  und  insbesondere  der  Geschwomenge- 
richte,  so  wie  die  der  englischen  Slaalsverfassung , die  deutschen,  desglei- 
chen auch  die  französischen  Rcchtsgelehrlcn  beschäftigt 

A.  Die  neusten,  alle  früheren  weit  hinter  sich  lasseiMlen  überaus 
gründlichen  und  scharfsinnigen  gesehichtlichen  Untersuchungen  Bieners 
üder  das  englische  Gcscliwornengericht  haben  dessen  Ursprung 
und  Entwicklungsgang  in  das  klarste  Licht  gesetzt  ')  Es  ist  eine  ans 
verschiedenen  Urinslituten  hervorgegangene.  Einrichtung,  ein  eigenes  Be- 
weisverfahren, sowohl  in  Civil-  als  in  Criminalsachcn.  Wir  linden  näm- 
lich schon  im  zwölften  Jahrhundert,  sowohl  in  der  Normandie  als  in  Eng- 
land a)  die  s.  g.  recogniliones , d.  h.  ein  durch  Reiclisgesetze  einge- 
föhrtes  Verfahren,  wo  bei  Besitz,  Lehens-  und  Eigenthumsstreilig- 
keiten  (also  in  Civilsachen)  slutl  des  gerichtlichen  Zweikampfs  eine  An- 
zahl (gewöhnlich  12  achtbarer  Männer)  aus  dem  Gerichtsbezirk  von  königli- 
chen Richtern  ernannt  wird , welche  sich  vom  That-  und  Rechlsbcsland  der 
streitigen  Sache  (z.  B.  auch  dadurch , dass  sie  sich  an  Ort  und  Stelle  bege- 
ben) Kennlniss  zu  verschaffen  und  darüber  ihre  Ueberzeugung  nuszuspre- 
chen haben.  In  England  wird  das  Verfahren  Recognitio  auch  Assisa  ge- 
nannt Die  Klage  war  immer  auf  ein  Duell  gerichtet  und  nur,  wenn  der 
Beklagte  es  vorzog  „te  ponere  in  assisam  et  pelere  recognitionem“  und  zu 


1)  Zacral  Id  »einen  Abhandlungen  au»  dem  Gebiet  der  Rechltgesehicble  I.  S.  8.  II 
8.  124,  dann  in  einem  eigenen  Werk:  da»  engli«che  G e»eh wornenge- 
richl  1851.  2 Bd.  Eine  auf  die  An»ichten  der  fiilheren  SchrifUlcUcr  »ich 

•tauende  »ehr  kurze  Nolii  Ober  den  Ur»prung  de»  Ge»chwornenin»tilul»  in  Eng- 
land hat  auch  Mittermaier,  da»  engtiiche,  »cbottiiche  und  amerikanische 
Strafverfahren.  Erlangen  1851.  S.  362—368.  Die  neuste  1852  iu  England  er- 
»chienene  geschichtliche  Darstellung  der  Ge»chwornengerichte  ist  v.  Forayth. 
Einen  Auszug  daraus  giebt  (1853)  Bicncr  in  B.  25  d.  Zeitscbrilt  for  Geaetzgeb. 
und  RcchUw,  de»  Ausland».  S.  200 — 208. 
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diesem  Zweck  vom  Kanzler  ein  hreve  de  pace,  d.  h.  eine  Inhibition,  den 
Prozess  vor  dem  Niedergerichte  mit  Duell  fortzuführen,  erlangt  hatte,  trat 
jenes  Verfuhren  ein.  Die  den  Geschwornen  vorgelegte  Frage  gieng  ganz 
einfach  auf  die  Entscheidung  des  ganzen  Prozesses,  also  auf  Tiintsnche 
und  Recht,  z.  B.  bei  der  Eigenlhumsklagc;  uirum  A.  vel  B.  mtput  jus  ha- 
beat  in  illa  terra?  ') 

b)  In  Streitsachen  bey  welchen  das  Duell,  aus  was  immer  für  einem 
Grunde  nicht  zulässig  war,  erreichte  man  den  Zweck  einer  solchen  Ent- 
scheidung durch  XII  Männer,  die  s.  g.  Jurata,  auch  testimonium  oder  vere- 
diclum  vicineti  genannt,  d.  h.  durch  die  Vereinbarung  der  Parteien,  die 
Sache  durch  12  sachkundige  Männer  der  Gemeinde  oder  der  Nachbarschaft 
entscheiden  zu  lassen.  Sie  iinlerschied  sich  von  der  Recognitio  dadurch,  dass 
sie  nur  durch  Gewohnheit  eingeführt  war  und  nur  auf  Vereinbarung  be- 
ruhte, während  diese  von  der  Wahl  der  Beklagten  abhing,  und  dass  durch 
dieselbe  nicht  der  ganze  Rechtsstreit,  sondern  nur  Ober  die  vorgelegte 
faktische  Frage  das  veredictum  ausgesprochen  wurde.  Auch  waren  die 
Eidesformeln  bei  beiden  verschieden.  *) 

Im  vierzehnten  Jahrhundert  fand  eine  Verschmelzung  der  beiden  In- 
stitutionen statt,  die  sich  im  Laufe  der  Jahrhunderte  als  gemeinsames  In- 
stitut weiter  entwickelten.  •) 

c)  Ausser  diesem  linden  wir  noch  das  Gcschwomen-Institul  bei  den 
Rügegerichten  und  zwar  als  Rüge-Jury  der  f'icecomites  (der  Lokat- 
richter)  und  der  umherreisenden  königlichen  Justitiare.  * ) Sie  war  wie 
die  Rügegerichte  des  Continents  keine  Urthcilsjury,  sondern  eine  zum  Zwecke 
der  Untersuchung  von  Vergehen  oder  Verbrechen  urspriinglich  mit  den 
Synodalgerichten  zusammenhängende  Einrichtung,  und  von  der  Staatsge- 
walt angeordnel  zur  Entdeckung  begangener  Verbrechen;  nach  Beendi- 
gung des  Rügeverfahrens  begann  erst  die  Aburtheilung  der  Sache,  welcher 
noch  der  Reinigungseid  u.  s.  w.  vorhergehen  konnte. 

d)  Die  Entstehung  der  Urtheilsjury  in  Criminalsachen  hängt  mit  dem 

Verschwinden  der  Gottesuriheile  und  des  gerichtlichen  Zweikampfs  (etwa 
seit  1220)  zusammen,  hatte  beim  Anklageprozess  eines  auf  handhaller 
That  ergrifienen  Verbrechers  (captus  cum  stio  opere)  statt,  und  erscheint 
ihrem  ursprünglichen  Zwecke  nach  als  ein  Vertlieidigungsmiltel  durch  ein 
ponere  se  super  patriam,  d.  li.  durch  eine  Berufung  auf  zwölf  ehrbare  Män- 
ner vom  Stande  des  Angeklagten.  Allmählig  entwickelte  sich  aus  dieser 
nur  fakultativen  Zulassung  der  Jury  der  Grundsatz:  dass  niemand  ohne 
Geschworene  verurtheilt  werden  könne.  *)  ■ - 

' 1)  z.  B.  auch  wegen  exeeptisnes,  die  der  Beklagte  vorgebracht  hatte.  ‘ 

2)  Alles  nach  Bien  er  I.  8.  62— 80. 

3)  Diener,  S.  124—128  und  in  dessen  BeilrSgen  S.  233.  265.  266.  « “*'- 

4)  Diener,  S.  88— 62.  - : v raA  e ■* 

5)  Diener,  S.  99-124.  , . 
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c)  Endlich  fand  noch  die  grosse  Jury,  Magna  Msisa,  grande  juree 
von  24,  zuletzt  23  Geschworenen  (ursprünglich  nur  Rittern)  statt,  deren 
Zweck  anfangs  ein  doppelter  war,  nämlich  zuerst  der,  dass  ein  von  der 
gewöhnlichen  (kleinen)  Civil-Jury  (von  12  Geschworenen),  sowohl  der 
atsisa  als  seit  1275  auch  derjurata,  Venirtheilter,  durch  Falschschelten 
des  Urtheils  die  ersten  Geschworenen  vor  diese  höheren  stellen  und  die 
Sache  (durch  Berufung  auf  die  letzte)  nochmals  zum  Urtheil  bringen 
konnte;  es  wurden,  wenn  sie  den  Spruch  verwarf,  die  früheren  Urthcils- 
flnder  für  schuldig  (attincts)  erklärt:  diese  Magna  jurula  hicss  daher  auch 
attincta,  altinda  und  magna  assisia,  dann  aber  bildeten  diese  24  auch  die 
Rügejury  der  Grafschafl  {gründe  engueste) , hatten  aber  dann  nicht  über 
die  Schuld  des  Verbrechers  zu  iirtheilen,  sondern  blos  dariiber:  oh  er  vor 
das  Criminalgericht , also  die  Urtheilsjury  gestellt  werden  solle?  In  dieser 
Richtung  hat  sich  die  grosse  Jury  weiter  ausgebildet  und  besteht  noch 
jetzt  '). 

110.  B.  Die  Urgrundlagen  der  englischen  Staatsverfnssung  sind  theils 
die  alte  Staatsordnung  der  sächsischen  Könige,  theils  normannischen  Ur- 
sprungs; aus  der  Verschmelzung  beider  ging  der  öffentliche  Rechtszustand 
hervor,  der  durch  die  dem  König  Johann  ohne  Land  1215  abgenöthigte 
Magna  Charta  und  deren  Bestätigung  und  Erweiterung  durch  oder  vielmehr 
unter  Heinrich  III.  befestigt,  durch  viele  besondere  königliche  Verordnungen 
oder  Freibriefe,  besonders  aber  durch  eigentliche  Reichsbeschlüsse  unter 
Eduard  I.  genauer  regulirt  und  ausgebildet  wurde.  Er  stützte  sich  vor- 
zugsweise auf  die  Regierungsfonii  und  die  Einrichtung  des  Parlaments,  auf 
die  Freiheiten  der  Kirche  und  die  unverletzbaren  Rechte  der  Einzelnen. 

a)  Den  Mittelpunkt  des  Staats  und  der  Staatsregierung  bildete  die 
sowohl  bei  den  Sachsenkönigen  als  den  Herzogen  der  Normandie  bestehende 
Curia,  dort  Curia  regis,  hier  Curia  ducis  und  nach  der  Eroberung  Eng- 
lands durch  die  letzten  für  dies  Reich  auch  Curia  regis  genannt.  Man 
kann  in  beiden  eine  engere  und  regelmässige  oder  eigentliche  Curia  und 
eine  weitere,  sich  auf  besondere  Veranlassungen  und  nach  ergangener 
Einladung  versammelnde  Curia,  gewöhnlich  Curia  civium  genannt,  un- 
terscheiden. Die  eigentliche  Curia  bestand,  wie  auch  bei  den  germani- 
schen Königen  des  Continenls,  aus  den  Hof-  oder  Krnnbeamten,  als  dem 
Seneschalcus,  dem  Constabularius,  dem  comes  Marescalsus,  alle  tolius  Angliae, 
dem  Cancellarius  (gewöhnlieh  einem  Geistlichen),  dem  Camerarius  (Sc\mlz- 
meister),  dem  Cuhicularius  (Kämmerer)  und  dem  den  abwesenden 
König  vertretenden  Oberstrichter  des  Reichs  {Summus  judex  totius  Angliae). 
Zu  demselben  wurden  aber  noch  eine  Anzahl  ausgezeichneter  Grossen  des 
Reichs  (Barones)  gezogen  und  zwar  so,  dass  sie  alsbald  in  der  Regel  aus 


1)  Biener  S.  68  —70  u.  128  folg,  und  .Uiihry:  die  englische  groise  Jury  in  der 
Zeiltchhn  nir  die  Gesetzgebung  und  Rechtswisscnsehafl  des  Auslands  Bd.22.  S.  194. 
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12  Personen  bestand.  *)  Durch  diesen  höchsten  Rath  übte  der  König 
zwei  seiner  höchsten  Hoheitsrechte  (wenn  wir  uns  dieses  Ausdrucks  be- 
dienen wollen)  aus,  die  Justiz-  und  die  Finunzhoheil  oder  vielmehr  Gerichts- 
barkeit; die  zu  die.seni  letzten  Zwecke  gehaltenen  Sitzungen  wurden  seil 
Heinrich  II.  in  einem  gctärellcn  Saale  in  Weslminster  abgchaltcn,  und  der 
Rath  liiess  dann  Curia  rrgis  ad  Scaccarium  (Court  of  Echeke  [Echikier])  •, 
die  Beisitzer  hiessen  Barone  der  Schnlzkamiiicr.  Der  zur  Berathung  und 
Entscheidung  von  Rechtssachen  abgehaltenc  Rath  war  die  Curia  regit  im 
engsten  Sinne.  Der  König  hatte  sic  in  Person  zu  prüsidiren  und  hiess 
daher  caput  et  prinripium  curiae.  Da  er  aber  luiuflg  dies  zu  thun  ver- 
iiindcrt  war.  so  vertrat  ihn  der  Oberstrichter  und  dadurch  wurden  zwei 
.Arten  höchster  Gerichtssitzungen  lierbeigcffihrl,  die  der  wahren  vom  König 
selbst  präsidirten  Curia  regit  und  die  seit  dem  Ende  der  Regierung  Ri- 
chard's  I.  auf  der  königlichen  Bank  zu  Westminster  gehaltene  vor  dem  sum- 
mus  justitiarius  totius  Angtiae  *).  Aus  den  Mitgliedern  dieses  Gerichtshofes 
(bald  die  Court  of  common  Pleas  genannt)  wurden  schon  seit  1118,  vor 
Allem  aber  in  Folge  einer  .Anordnung  Heinrich's  I.  vom  Jahre  1176  auch 
die  zu  Rundreisen  (ciratitt)  und  zum  Abhalten  königlicher  Gerichte  in  den 
Grafschaften  beordneton  Justitiarii  regit  (jutticet  itinerant,  oder  in  EgreJ 
ernannt ; das  Königreich  wurde  zu  diesem  Zweck  in  mehrere  Gerichts- 
sprengel eingetheilt  *).  Sie  können  als  eine  Erweiterung  der  Common 
Pleat  für  die  laufenden  Geschälte  angesehen  werden.  Aber  auch  das  Ge- 
schältsburenu  des  Kanzlers  (zugleich  Siegelbewahrers)  (CanceUaria)  bil- 
dete eine  eigene  Regiemngsbehörde,  der  eine  Jurisdiction  zustand,  für  die 
zur  Milderung  des  strengen  Rechts  aus  Billigkeit.sgründcn  sich  eignenden 
Sachen,  und  wurde,  weil  der  Kanzler  eine  Billigkeitsgerichtsbarkeit  halte, 
das  England  eigenlhümliche  Billigkeitsgericht  des  Lordkanzlers  (Cot/rf  of 
Equitg)  ♦). 

b)  Unter  Eduard  Hl.  findet  man  den  weiteren  Rath  des  Königs  als 
Parlament  mit  den  noch  jetzt  bestehenden  Elementen  nusgebildet,  zugleich 


1)  Crabb,  S.  92  folg,  und  219.  Phillips,  englische  Reichs-  und  Rcchtsge- 
schichlc  li.  S.  4B,  49.  I)cr  Oberslrichler  w.ir  das  in  gewisser  Beziehung,  was 
an  dem  Hofe  K.'irls  des  Grossen  und  in  deutschen  Reiche  der  Comet  palatinut 
gewesen. 

2)  Phillips,  engt.  Reichs-  und  ReehLsgeschichle  II.  S.  58.  S.  anch  RQttimann, 
der  englische  Civilprozess.  Leipzig  1851.  S.  50  folg. 

3)  Crabb,  S.  96.  Phillips,  englische  Reichs-  und  Rechlsgeschichle  II.  S.  50.  52. 

4)  Crabb,  S.  94—95.  S.  über  den  Charakter  dieses  Gerichtshofes  die  Auszüge 
.aus  Blackstonc's  Commtnt.  111.29.  bei  Rüttiniann  der  englische  Civilprozess, 
S.  234  folg,  und  Gans,  über  die  Geschichte  und  Einrichtung  der  Billigkeitsge- 
richte in  England  in  der  Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft  des 
Auslands  X.  40  folg.  Mübry  in  derselben  Zeitschrift  XXII.  352.  XXIII.  24  nach 
Stephen,  New  Commentariee  on  tke  Lawt  ef  EngtoHd.  Lond.  1841—45. 
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aber  noch  eine  andere  Gestaltung  der  Curia  regis.  Der  König  bediente 
sich  nämlich  nicht  blos  seines  engeren  Raths  als  eines  Gerichtshores  zur 
Erledigung  der  durch  Berufung  an  ihn  gebrachten  Sachen,  sondern  auch 
zur  Berathung  von  allgemeinen  Regierungsangelegenhciten  und  zu  ßeschhiss- 
nahmen  über  dieselben:  dann  wurde  er  nicht  mehr  Cur/a,  sondern  ConciHum 
regit  privatum,  Magnum  privatum  ConciHum,  auch  ConciHum  continuum  secre- 
tum  regit,  späterhin  Council  Board  oder  Privy  council,  königlicher  Geheimer- 
rath genannt.  Unter  Eduard  I.  bestand  er  aus  besonders  dazu  gewählten 
Mitgliedern,  zu  welchen  jedoch  wenigstens  ein  Theil  der  Kronbeamten  ge- 
hörte. * ) 

Ausser  diesem  berief  der  König  in  ausserordentlichen  Fällen  noch  zwei 
andere  berathende  Behörden,  nämlich  eine  aus  den  sog.  des  Reichs 
und  besonders  gebetenen  Baronen  (er  hiess  nach  Crabb  das  Magnum 
eoncitium  regit),  und  eine  aus  hiezu  besonders  gewälilten  und  beeidigten 
Richtern  und  Justitiarien  bestehend.  Diese  Räthe  versammelten  sich  nach 
der  Verschiedenheit  der  ihnen  vorgelegten  .Angelegenheiten  in  besondem 
Zimmern  oder  Kammern  in  der  Nähe  des  Pallasfes , von  deren  Namen  sie 
benannt  wurden,  wie  z.  B.  der  Rath  der  sog.  Stemkammer  (Star-chambre)  * ). 

Eine  vierte  Rathsversammlung  waren  die  unter  König  Heinrich  III. 
vorkommenden  Parlamente  (Parliamenta).  Sie  waren  das  nach  der  nor- 
mannischen Erobening  an  die  Stelle  der  sächsischen  WHenagetnoth  oder 
Sgnoth  getretene  Commune  concilium  regni,  magnum  concilium  regit,  Curia 
magna,  convenfut  magnatum  vel  priorum,  Astita  generalit,  communitat 
regm  Angliae,  das  wie  einst  die  Placifa  Karls  des  Grossen  oder  die  deut- 
schen Reichstage  des  hohen  Mittelalters  nicht  blos  aus  den  weltlichen 
und  geistlichen  Grossen  (mtgoretj,  sondern  auch  aus  den  zur  Erschei- 
nung auf  diesen  Versammlungen  berechtigten  freien  Männern  des  Volks 
(minoret,  populut)  bestand.  Durch  ihre  allmählig  ausgebildcte  Organisation 
erhielten  diese  Nationalversammlungen  des  Parlaments  die  Gestalt  und  hohe 
Bedeutung,  um  welche  England  so  oft  beneidet  wird. 

Nur  diejenigen  Personen  waren  berechtigt,  zugleich  aber  auch  ver- 
pflichtet , an  diesen  Berathungen  Theil  zu  nehmen , die  vom  König  Land- 
besitz per  Baroniam  erhalten  hatten  und  demgemäss  Tenantt  in  Capite  wa- 
ren. Diese  Barones  oder  Lords  des  Parlaments  waren  entweder  Geistliche 
oder  Weltliche.  Zu  jenen  gehörten  die  Erzbischöfe,  Bischöfe,  .Achte  und 
Prioren,  welchen  eine  Baronie  vom  König  verliehen  war  und  die  durch 
eine  besondere  Zuschrift  ( fVrit)  zum  Parlament  geladen  wurden  * ).  Par- 
lamentsberechtigter  weltlicher  Baron  war  anfangs  jeder,  der  auch  die 
kleinste  Baronie  unmittelbar  (also  als  Fryholder)  vom  König  zu  Lehen 


1)  Crabb.  S,  218-210. 

2)  Crabb,  a.  a.  0. 

3)  Crabb,  S.  222—24. 
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trug,  und  die  Zahl  der  Theilnehnienden  war  deshalb  oft  so  gross,  dass 
die  Versammlungen  stürmisch  wurden  *).  Unter  König  Johann  fing  aber 
eine  Scheidung  unter  ihnen,  nämlich  die  der  Barones  mq/ores  und  minoren 
an:  die  ersten  wurden  jeder  «lurch  einen  besondern  B’rit , die  letzten  in 
einem  gemeinsamen  zu  der  l’arlamenlssitzung  gerufen.  Doeh  wurde  dies 
alsbald  zum  Theil  schon  unter  Heinrich  III.  genauer  regulirt.  Kur  die  nur 
allein  den  Namen  Lords  führenilen  grösseren  Barone  war  die  l’arlamenls- 
slandschafl  eine  bleibende  Berechtigung  und  Verpflichtung,  und  es  wurde 
näher  festgesetzt,  welche  zu  dieser  Klasse  gehörten,  wie  z.  B.  Herzoge, 
Grafen  und  (irundherrn  grösserer  Besitzungen. 

Was  die  übrigen  Kronvasallen  (Barmtes  minoren  und  überhaupt  Kit- 
ter genannt)  t)etri(K,  so  wurden  die  Sheri/s  der  Grafschaften  jedesmal 
durch  einen  besondern  BW/ mifgefordert,  sic  zu  veranlassen,  zwei  oder 
mehrere  als  Vertreter  aller  in  das  l'arlament  zu  senden,  ebenso  wurden 
Ortsgemeinden  (oder  Flecken,  Burgesses)  und  alsbald  auch  Städte  aufgefor- 
dert, diess  zu  thnn.  Die  erste  Einladung  der  Kleinen  soll  im  49.  Jahre 
Königs  Heinrich  111.  also  12()5  gemacht  worden  sein.  Welche  Orte  hiezu 
berechtigt  und  zugleich  verpflichtet  waren,  so  wie  die  Zahl  der  Repräsen- 
tanten der  Barones  minoren  war  längere  Zeit  nicht  fest  bestimmt  *).  Vom 
Jahre  1295  an  wurde  die  Zuziehung  der  Deputirten  der  Flecken,  Städte  regel- 
mässig. Auch  die  niedere  Geistlichkeit  war  eine  Zeit  lang  aul  dem  Par- 
lamente vertreten,  doch  hörte  dies  früh  auf  *).  Die  Barones  minoren  oder 
Gemeinen  sassen  lange  mit  den  Grossen  in  einem  Hause  und  bildeten 
nur  eine  Versammlung,  zuweilen  wurden  sic  zu  getrennten  Sitzungen  be- 
rufen, z.  B.  1283,  wo  sie  sogar  an  verschiedenen  Orten  versammelt  waren. 
Doch  wurde  die  Scheidung  in  zwei  Häuser  oder  Kammern  bald  Hegel, 
daher  jedes  besonders  berieih:  doch  galten  nur  die  Beschlüsse  der  Lords 
für  entscheidend,  die  der  Gemeinen  waren  nur  Bitten  an  den  König,  die 
Beschlüsse  derselben  zu  sanctioniren,  oder  galten  doch  dafür.  *) 

Durch  die  Magna  Charta  verpflichtet  sich  der  König  nach  der  bis- 
herigen in  die  Zeit  der  sächsischen  Könige  zuriiekgehenden  Sitte  ausser 
den  hergebrachten  Sitzungen  (customary)  zur  Fixirung  jeder  Geldhälfe  (<w'<fe) 
ein  Parlament  zu  berufen,  und  so  wurde  wenigstens  einmal  im  Jahr  ein 
solches  abgehalten.  Es  gab  demnach  regelmässige  oder  ordentliche  und 
ausserordentliche  Sitzungen  desselben.  *>  Die  Gegenstände  ihrer  Bera- 
thungen  waren  die  an  den  König  zu  bringenden  Beschwerden,  An- 
nahme und  Prüfung  von  Petitionen,  Bewilligung  von  Subsidien  und  Steuern, 


1)  Crabb,  S.  ??l. 

2)  Crabb,  S.  227. 

3)  Crabb,  S.  230 

4)  Crabb,  S.  233. 

5)  Crabb,  S.  23t.  PhilUps,  a.  a.  0.  S.  45—47. 
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Beralhunjf  und  Prüfung  vorgelegler  Gesetzes  - Entwürfe,  ferner  allge- 
meiner Fragen. 

Das  Haus  der  Lords  bildete  sich  auch  als  Gerichtshof  aus  für  gewisse 
ausserordentliche  Fälle  höchster  Art.  ' ) Jeder  Parlamentsbeschluss  hicss 
Statut  und  war  der  Kraft  nach  von  einer  blosen  königlichen  Verordnung 
(Orditumce)  verschieden.  Die  ganze  organische  Gestaltung  des  l'arlainents 
kam  unter  König  Eduard  III.  (1327 — 13TG.)  zur  Vollendung. 

III.  Blicke  auf  die  Rechtscntwicklung  Skandinaviens  im 
Mittelalter.  ') 

Itl.  Man  ist  erst  in  gegenwärtigem  Jahrhundert  mit  der  Rechtsge- 
schichtc  Skandinaviens  näher  bekannt  geworden,  theils  in  Folge  von  deren 
Bearbeitung  durch  Rechlshisloriker  der  drei  skandinavischen  Königreiche, 
theils  durch  die  Vcröflentlichung  der  ältesten  Rechtsqucllen  derselben.  Es 
zeigt  sich  eine  grosse  Gemeinsamkeit  der  Rechtsgrundsätze  in  den  drei 
Reichen,  also  im  dänischen,  schwedischen,  norwegischen  und  isländischen 
Rechte.  Es  war  anfangs  so  sehr  unmittelbares  Volks-  oder  Gewohnheits- 
recht, dass  es  nicht  einmal  aufgezcichnet,  sondern  durch  mündliche  Tra- 
dition erhallen  wurde.  Die  Organe  dieser  Ueberlieferung  waren  vom  Volk 
gewählte  rechtskundige  Männer,  die  die  Rechtssntzungen  wissen,  an  sie 
gerichtete  Rechtsfragen  beantworten  und  bei  gewissen  feierlichen  Veran- 
lassungen sie  vor  dem  versammelten  Volke  aus  dem  Gcdächtniss  hersagen 
mussten.  Ein  solcher  Bewahrer  des  Rechts  hiess  dänisch  Lagman,  schwe- 
disch, norwegisch  und  isländisch  Lögsömathr,  und  wird  lateinisch  vom 
Uebersetzer  des  ältesten  Rcchtsbuchs  dieser  Insel  Nomophylax  (also 
Cuslos  legifj  genannt.  * ) 


t)  Ausführlich  hierüber  Crabb,  S.  235. 

1)  Grimm,  in  der  Zeitschrift  für  geschichüiclic  Rechtswissenschaft  B.  fll.  S.  73  folg. 
Zoepfl,  a.  a.  0.  §.  48 — 52.  Literatur  bei  Mi  ttermai  c r a.  a.  0.  jj.  43.  n.  9 — !2. 
Wilda,  das  Strafrecht  der  Germanen.  Halic  1842.  S.7— 60.  Paulscn,  über 
das  Studinm  des  nordischen  Rechts.  Kiel  1826.  Auch  Pardessus  gibt  in  3 Bd. 
seiner  Collection  de  lote  maritime!  als  Einleitung  eine  gute  Uebcrsicht 
der  Rechtsgcschichte , so  wie  die  Texte  des  ültcsten  Scereclits  Skandinaviens 
nebst  franz&sischen  Uebersetzungen.  S.  ferner  Strinnholm,  Wickingszüge, 
Staatsverfassung  und  Sitten  der  alten  Skandinavier,  aus  dem  Schwedischen  von 
Frisch.  Hamb.  1839  - 41.  2 Bd.  8. 

2)  Im  Eingang  des  alten  isländischen  Rcchtsbuchs  heisst  cs  in  dessen  bteinischer 
Uebersetzung  S.  1.;  Legibui  cautum  eet,  nt  in  nottra  civitate  aliiiuii 
lit,  eui  legnm  incolit  dieendarum  munut  injungitur ; hic  nomophylaeit 
nomine  {IBgtiigamatkr)  venit.  Si  deceaerit,  ifuidam  ad  formulnt 
proceunalrt  proxima  aettale  proclamandat  ex  eo  civitatie  qnadrante 
deeumendut  ett,  in  quo  nomophylax  noviaime  domicilium  habuit.  u.  s.  w. 
Ferner  S.  2.  Legibnt  qnoque  definitnr,  nomophylaeem  omnei  legnm  .tectio- 
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Die  ersten  Aufzeichnungen  des  Rechts  müssen  von  solchen  M&nnem 
nusge;,'nngen  sein,  doch  wurden  sie  bald  von  den  Königen  des  Landes  als 
Gesetze  oder  gar  als  (iesetzbücher  bestätigt  und  dann  öfter  von  späteren 
Königen  unter  der  Mitsvirkung  von  Lagmannen  vcrl>essert  Daraus  erklärt 
sich,  dass  die  skandinavischen  Völker  früh  schon  Gesetz-  oder  mit  ge- 
setzlicher Kraft  versehene  Rechtsbücher  hallen.  Es  waren  dieselben  übri- 
gens gewöhnlich  Rechisquellen  einzelner  Provinzen  oder  Genossenschafls- 
bezirke,  die  sich  nach  und  nach  zu  Landrechten  entwickelten  und  von 
welchen  eines  oder  das  andere  sogar  den  Charakter  eines  allgemeinen 
Landrechts  erhielt.  *) 

Ausser  diesen  (li'<^hen  gab  es  noch  Landrechte  und  allgemeine  Ge- 
setze der  Könige,  die  freilich  bei  einer  neuen  Redaktion  eines  Landrechts 
dessen  Texte  einverleibt  wurden.  Sie  sind  alle  in  der  Landessprache  ab- 
gefassl,  doch  manche  schon  früh  auch  ins  Lateinische  übersetzt  worden. 
Als  der  unmittelbare  Ausdruck  der  Rechlsüberzeugungen  sehr  kräftiger, 
eine  grosse  politische  Freiheit  geniessender  germanischen  Völker,  bei  wel- 
chen die  Ursitte  Jahrhunderte  hindurch  rein  bewahrt  wurde,  gehören  sie 
zu  den  merkwürdigsten  Denkmalen  des  allgcrmanischen  Rechts  und  zeich- 
nen sich  Iheilwcisc,  wie  z.  B.  das  isländische  Rcchtsbuch  (die  Graue- 
Gans  genannt)  durch  ihren  Umfang  und  ihre  Redaktion  aus,  so  dass 
unter  den  der  übrigen  germanischen  Völker  ihnen  nur  das  westgothische 
Gesetzbuch  verglichen  werden  kann.  *) 

I.  Dem  deutschen  Rechte  steht  am  nächsten  das  dänische.  ’ ) 


ue$  Irihu!  quihutve  aeslati/iut,  formutai  vero  procei$nnlet  ifuavit  nesl4it* 
prodnmnre  dehere.  Die  Friesen  und  Sachsen  li.aUen  einst  auch  solclie  Rechls- 
bewahrer,  wie  ans  dem  Anfang  der  Lex  Frisionum  und  Siixonum  sich  er- 
gibt, welche  nach  dem  Dictanien  derselben  aufgeschrioben  worden  waren.  Auch 
die  SagHiiroHet  der  Franken  mögen  solche  Lagmönner  gewesen  sein.  I)es- 
gteichen  die  4 bei  der  Aufzeichnung  der  L«r  Saliea  vorkommenden  Wisogast, 
Windogast  u.  s.  w.  Uer  Lof-  oder  LägtiimaHH  war  gleichsam  das  lebendige 
licsclzbuch  des  Volks.  Wilda  S.  18.  Von  den  Lagmknncrn  v.  Schweden 
handelt  Wilda  ausführUeb  S.  32  folg.  Vergl.  auch  Dahlmann,  Ucschiehte  v. 
Dänemark  II.  S.  327. 

t)  Das  Gulathinga- Gesetz  in  Dänemark,  welches  allgemeines  Reiebsrecht  wurde. 

2)  Wilda,  S.  8—9. 

3)  Zuersts  chrieb  Kofued-Ancher  eine  dänische  Rcchtsgeschichtc  1769 — 1776.  2.  B.  4, 
dann  befriedigender  1821  Prof.  K o 1 de ru p-R o s en v i n g e in  Kopenhagen ; diese 
letzte  wurde  von  llomeyer  ins  Deutsche  übersetzt  unter  dem  Titel:  Grundriss 
der  dänischen  Rechtsgeschichte,  Berlin  1825.  Im  Jahre  1834  veran- 
staltete Rosenvinge  eine  neue  ganz  umgearbeitote  Ausgabe  seines  Buchs,  dem 
1849  ein  Grundriss  der  juristischen  Encyclopgdie  desselben  Verfassers  folgte; 
von  beiden  hat  m.m  keine  deutsche  Uebersetzung.  Ausserdem  sind  zu  verglei- 
chen Schlegel,  in  der  ZeilscbriR  Astraca  B.  IV.  und  Faleks  Einleitung  zu 
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Der  neuste  Bearbeiter  der  dänischen  Kechtsgeschichtc  theilt  diese  in 
fünf  Perioden,  wovon  die  drei  ersten  von  der  ältesten  Zeit  bis  1020,  von 
du  bis  1241  und  von  1241  bis  1522  dem  Mittelultcr  ang;ehüren.  lieber  den 
Rechtszustund  der  ersten  Periode  hat  man  nur  Sagen,  nach  welchen  meh- 
rere der  vorchristlichen  Könige  auch  als  Gesetzgeber  gerühmt  werden,  z.  B. 
Odins  Skyold,  Frode,  Regner  Lodbrook  t *94,  sowie  auch  die 
cliristlichcn  Könige  bis  1014,  z.  B.  Harald,  Bluntand  und  Suend.  ') 
Die  zweite  Periode  beginnt  mit  einem  Gesetze  Knuds  des  Grossen,  d.  li. 
einem  zwischen  1018  u.  1035  gegebenen  Hofreclit  für  Knuds  Dienst- 
gefolge, Vitlier-Iag,  d.  h.  Vergeltungsrecht,  genannt  *),  welches  in 
seiner  ursprünglichen  Gestalt  nicht  vorhanden  aber  von  verschiedenen 
seiner  Naclifolger  bestätigt  und  vermehrt  wurde  bis  1259.  Bald  erhielten 
auch  die  grossen  Landestheile  Dänemarks  ihre  jedocli  nur  von  Privaten 
veranslaltelen , dann  von  den  Königen  bestätigten  Rechtsaufzcichnungen ; es 
sind  die  von  Schoonen  angeblicli  zwischen  1158  und  11G3,  aber  rich- 
tiger wohl  erst  im  dreizelinten  Jahrhundert  verfasste  *);  die  von  Seeland 
in  ihren  Anfängen  bis  1135  zurückgehend,  als  altes  Seelandsgesetz  unter 
Waldemar  II.  und  als  neues  Gesetz  unter  König  Erich  Menvedf  1319 
sanctionirt  * ) Man  hat  femer  einzelne  Stadlrechtc  aus  dieser  Periode  und 
verschiedene  königliche  Verordnungen:  einige  der  ersten  gehören  Schles- 
wig an,  z.  B.  das  der  Stadt  Schleswig  und  das  von  Flensburg.  *)  End- 
lich besitzt  man  ein  Schoonensches  Kirchenrecht  v.  1101  oder  1163  und 
ein  seeländisches  v.  1171.*) 

Die  dritte  Periode  v.  1241  bis  1522  beginnt  mit  dem  von  Walde- 
mar dem  Volke  auf  einem  Reichstage  vorgelegten  und  mit  dessen  Zustim- 
mung sanctionirlen  jütischen  Gesetze,  welches  ein  so  grosses  Ansehen 
erlangte,  dass  es  in  Schoonen  uud  Seeland  als  subsidiäres  Recht  befolgt 


seiner  Ausgabe  des  Jtllschen  Rcelits,  Wilda  S.  51.,  Dahlmanns  Geschichte 
V.  DSnenurk  B.  I.  S.  127-173.  B.  Itl.  S.  1-86.  Z&pfl,  $.  50. 

1)  Rosenvinge  flberselzl  v.  Homeyer  $.  9 — 12.  Ein  kurzes  System  des  ihuiuüs 
gellenden  Rechts  stellt  dieser  Verfasser  zusammen  in  $.  13  - 27. 

2)  Ro  sen  vi  ngc,  $.30. 

3)  Es  ist  jedoch  vor  1215  von  Bischof  Andreas  Sunesen  schon  ins  Lateinische  aber- 
selzt  worden.  Die  Ueberselzung  ist  gedruckt  inWestphalen  lUoniimenla  ine- 
dita  L IV.  p.  20.  29  folg,  und  wurde  neusicns  kritisch  herausgegeben  v.  Kol- 
derup-Rosenvinge  a\»  Lat  Scaniae  aHlii/ua  Inline  reddiln  j>rr  And. 
Snnonit,  Archiepitcopnm  i.undenieni  eie.  Knpenh.  1816  als  Abthl.  1.  u.  ThI.  1. 
seiner  Snmting  of  gamle  dnnike  Aoce  I.  Vol.  4.  Dos  Rechtsbuch  besteht 
aus  145  Capitetn. 

4)  Rosenvinge  $.  32.  33.  Einige  Titel  davon  sind  Oberselzt  in  Dreyers  Bei- 
tritgen  zur  Liter,  der  nord.  Rechtsgelehrs  S.  111 — 150. 

5)  Rosenvinge,  $.  34 — 36  und  die  Juridiske  Encyclopoedia  159. 

6)  Rosenvinge  $.  37.  Dieser  Scliriftsteller  gibt  auch  fflr  diese  Periode  eine 
systematische  Darstellung  des  in  derselben  gellenden  Rechts  |.  38—79. 
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wurde  und  die  Provinzialrechte  dieser  Landslheile  sogar  verdrüngte.  Da- 
durch und  durch  den  Einfluss  des  kanonischen,  des  eindringenden  römi- 
schen Rechts  und  des  Sachsenspiegels  bildete  sich  bald  eine  grössere 
Einheit  im  Kcchtszustande  des  dänischen  Königreichs.  ' ) Später  kamen 
Glossen  des  Schooncnschcn  Lundrechts  hinzu  und  verschiedene  königliche 
Verordnungen;  neben  denselben  bestanden  Stadtrechtc,  z.  B.  von  Kopen- 
hagen (12Ö4),  Ripen  (1269),  und  allgemeine  Stadtprivilegien  (1421)  und 
Stadtrechte  (1443.  1488)  *),  in  welche  die  Könige  eine  Einheit  und  Ueber- 
einstimmung  zu  bringen  bemüht  waren,  .\ucli  werden  König  Erichs  von 
Pommeni  Ilofrecht  (Gaardsretj  von  140.3  gerühmt,  so  wie  verschiedene 
Gildestatuten  {Gildeskraaer)  und  für  das  örTcntliche  Recht  wichtige  könig- 
liche Handfesten  (Handfestninger)  v.  1320 — 1513.  *)  In  der  von  Rosen- 
vinge  unternommenen  Sammlung^)  der  dänischen  Rechts-  oder  Gesetz- 
bücher und  Gesetze  sind  diese  alten  Rcchtsdenkmalc  alle  wiedergegeben. 
Eine  anziehende  Beleuchtung  der  alten  dänischen  Provinzialrechte  verdankt 
man  Larsen,  dessen  Abhandlung  Paulscn  deutsch  bearbeitete.*)  Die 
Periode  sehliesst  mit  Christians  II.  Gesetzgebung  von  1532,  in  welcher  die 
Einwirkung  einer  neuen  Zeitbildung  unverkennbar  ist,  die  aber  erst  in  der 
folgenden  Periode  sich  geltend  macht. 

II.  Schweden  •)  hat  eine  Anzahl  Provinzial -Landrechtc,  deren  Ur- 
sprünge in  Aufzeichnungen  von  Lagmannen  zu  suchen  sind;  sie  gehören 
den  zwei  Haupttheilen  des  Königreichs  Gothland  und  dem  eigentlichen 
Schweden  {Suithiod)  an. 


1)  Rosen vingc,  J.  80.  8t.  Es  erschien  davon  eine  Ausgabe  in  Deutschland  un- 
ter dem  Titel:  dos  julsche  Low  aus  dem  dänischen  in  das  plattdeutsche  über- 
setzt von  Bl.  Eckenberger,  mit  einer  hochdeutschen  Uebersetzung  etc.  von 
Falck.  Altona  1819.  4.  Dos  Werk  besteht  aus  3 Büchern,  das  Itc  von  58,  (kts 
2te  V.  115,  das  3tc  v.  69  Capileln.  Eine  andere  Ausgabe  in  vier  Texten,  auch 
einem  lateinischen,  machte  1837  Rosenvinge  in  der  unten  anzuführenden 
Sammlung  alt -dänischer  Rcchtsquellen ; und  die  neuste  Ausgabe  v.  1852  ist 
Eriks  Sjellandtke  Lov  v.  Torsen. 

2)  Rosenvinge  $.  84. 

3)  Rosenvinge  $.  84. 

4)  Sic  führt  den  Tit,  Sumling  af  gamle  diinike  Love;  B.  II.  von  1621  ent- 
hält Lex  Siellandica  Erici  Regit. 

B.  III.  V.  1837.  König  Waldcmar's  Jydske  Lov,  auch  mit  einer  lateini- 
schen Uebersetzung  v,  1827.,  B.  V.  Datitke  Gaardtretter  ag  Stadlretter, 

5)  In  der  Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und  RechtswisscnseliaR  des  Auslands  B.  I. 
S.  476. 

6)  Grimm  a.  a.  0.  S.  76.  Wilda,  Strafrecht  S.  26  folg.  Zöpfl,  $.  49.  Quellen- 
sanimlung : Corpul  jurit  Sveo  - Gottrum  aatii/ui  von  C o 1 1 i n und  S c h 1 y - 

' ter  seit  1827  bis  jetzt  1852.  VII.  Bd.  4.  S.  ferner  Geijers  Geschichte  von 
Schweden  1.  S.  49  folg. 
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A.  Der  Gothische  Landeslheil  zerfiel  in  West-  und  Ost-Gothland. 
Man  hat  ein  Verzeichniss  von  19  weslgolhischen  Lagmännem  bis  gegen 
das  Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts,  von  welchen  die  Aufzeichnung 
eines  Westgothischen  Kechlsbuches  Westgothalagh  herrührt,  deren  Anfänge 
bis  in  den  Anfang  des  zehnten  Jahrhunderts  zurückgehen.  Eine  Rcccn- 
sion  seines  Textes  gehört  der  Milte  des  zwölften  (zwisclien  1160  u.  1190), 
die  andere  der  des  dreizehnten  Jahrhunderts  an.  Sie  zerfallen  in  Abschnitte 
die  Bolkaer  (Unlken)  heissen  und  von  welcher  die  auf  das  Recht  der 
Kirche  bezüglichen  {Kirkiu  Bolkaer)  und  die  das  Recht  des  Königs  regu- 
lirenden  Konmg  Bolkaer  genannt  werden.  ')  Der  Lagman  Lumbaer  soll  die 
filleste  Aufzeichnung  gemacht  haben  und  desshalb  lührle  das  Werk  auch 
den  Namen:  Lumbs-Geselze.  *) 

Das  weslgothische  Rechtsbuch  ist  zum  Theil  die  Quelle  des  aus  dem 
Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts  stammenden  gleichfalls  in  Balken  einge- 
theiltcn  Ostgothischen  (Ostgothalagh).  *)  Es  ist  mehr  Lehr  - als  Gesetz- 
buch und  sehr  umfassend. 

B.  Den  eigentlich  schwedischen  Landcslheilen  gehört  an  das  Uplands- 
Gesetz,  d.  h.  das  ällesle  Recht  Oberschwedens,  das  1296  bestätigt  wurde. 
Die  ällesle  Aufzeichnung  dieses  Rechts  wird  einem  Lagman  Wiger  Spa  zu- 
geschrieben, der  ein  Zeitgenosse  Lumbaers  und  des  Isländers  Ulflioth  war. 
Im  vierzehnten  Jahrhundert  wurden  dem  Uplands-Geselz  nachgebildel  1329 
die  Südermnnna-  und  die  Westmanna-Lagh,  das  nördliche  Helsing-Lagh 
und  das  dalekarlische  Dahle-Lagh;  in  Ermanglung  von  Bestimmungen  in  den- 
selben wurde  das  Uplands-Geselz  angewendet.  *) 

C.  Ein  dritter  Landeslheil  ist  die  theils  von  Deutschen,  Iheils  von 
Gothen  bewohnte  Insel  Goth  oder  Gothland , die  in  dem  1818  von  Schil- 
dener  mit  einer  deutschen  Uebersetzung  herausgegebenen  Guta-Lagh  ein 
in  Deutschland  länger  bekanntes  Rechtsbuch  aus  dem  Anfang  des  elften 
Jahrhunderts  besitzt.  *) 

111.  Norwegen  *)  war  in  grosse  Laiidesvierlel  abgelheill,  davon 


t)  Die  beiden  Rcccntionen  (gegen  1266  entstanden)  sind  gedruckt  in  Schlyters 
Sammlung  B.  1. 

Eine  Titelangabe  der  Bolkaer  der  Iten  u.  2ten  Gesetzredaktion  hat  Wilds 
S.  38-39. 

2)  Die  Westgothatngk  ist  gedruckt  in  der  Sammlung  Schlyters  B.  1. 

3)  In  Schlyters  Sammlung  B.  II.  Wilds  S.  39—42.  Es  heisst  von  ihm 
König  Magnus  (reg.  v.  1275  bis  1290)  habe  die  Ostgothischen  Gesetze  gegeben 
d.  h.  er  habe  die  Redaktion  des  Buchs  bestätigt. 

4)  Wilds,  0.  a.  0.  Sie  sind  gedruckt  in  B.  3 u.  flg.  der  Schl y ter’schen  Samm- 
lung, deren  B.  IV.  die  Laghen  v.  Suedcrinonnland , der  5te  die  llelsing-Laghen  etc., 
der  6tc  die  Westmanna-Loglien  etc.  entlulten. 

5)  Wilda,  S.  46. 

6)  Grimm,  a.  a.  0.  S.  92.  Wilda,  S.  20.  Zöpfl,  J.  51.  Dahlmann,  Ge- 
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jedes  ein  fremeinsanies  Gericht  (thing)  und  gemeinsames  Recht  halte,  noch 
ehe  das  Volk  7.um  Cbrislenthum  ühergiiig.  Die  Genossenschaft  Jedes  Vier- 
tels hiess  thinglag;  von  den  DingsUillen  führleji  dieselben  ihren  Namen. 
Gula-thing,  FrOfla-lhing , Heidsivia-thing  und  Borgar-thing.  Im  zelmten 
Jahrhundert  halle  jedes  Jurisdictions-Viertel  schon  eine  Aufzeichnung  seines 
Rechts  und  es  wird  von  verschiedenen  Königen  gerühmt,  dass  sie  den 
Bezirken  weise  Gesetze  gegeben  hiillcn;  die  ältesten  sind  das  Gulathing*- 
und  das  Frostalhings -Ueselz.  Olaf  der  Heilige  um  1030  soll  diese  Gesetze 
unter  Zuziehung  besonders  erfahrner  Männer  revidirl  und  verbessert 
haben.  Nach  ihm  soll  König  Magnus  der  Gute  t 104T  für  die  Gesetz- 
gebung thälig  gewesen  sein.  Kr  soll  ein  Gesetzbuch  haben  schreiben 
la.ssen,  welches  die  norwegische  Gragas  (Graue-Gans)  *)  hiess.  Esseheint 
indessen,  dass  von  Olaf  das  Guluthing  und  von  Magnus  diese  Gragas  und 
das  Frostathing  eine  neue  Redaktion  erhielten.  * ) Die  Dronlhcimer  hatten  im 
Binrkeyarrell  ein  eignes  Stadlrechl,  das  aus  der  Zeit  Königs  Sigurds  f 
1130  stammt  und  grossenlheils  mit  dem  Forstathing- Gesetz  übereinstimmt.  *) 

König  Magnus,  Hakons  Sohn,  der  den  Beinamen  des  Gesetzverbesse- 
rers {Laga-baelerj  führte,  liess  1267  die  Reehtssammlungen  für  die  vier 
Hauptgerichte  völlig  umarbeilcn,  in  bessere  Ordnung  bringen  und  völlig 
gleich  lautend  machen,  wodurch  das  vollständigste  derselben  das  GuluMngs- 
Gesetz  die  Bedeutung  eines  allgemeinen  Landrechls  lür  Norwegen  erhielt.  Das- 
selbe ist  auf  unsere  Zeiten  gekommen  und  sowohl  im  Urtext  als  mit  einer  däni- 
schen und  einer  lateinischen  Ucbcrselzung  im  Jahre  1817  gedruckt  worden. 
Wir  besitzen  darin  das  älteste  gemeine  Recht  für  ganz  Norwegen.  *)  Es 
enthält,  was  das  Strairccht  helrilR,  ein  Compositionssyslem. 

Die  norwegischen  Rcchtsbücher  sind  wie  die  schwedischen  in  Bal- 
ken abgclhcilt. 

IV.  Besondere  Aufmerksamkeit  hat  in  der  neuern  Zeit  das  islän- 
dische Recht*)  auf  sich  gezogen.  Diese  Insel  war  durch  freiheitsliebende 


schichte  V.  Dänemark  II.  S.  294-432.  Kolderup-Rosenvinge,  juridiske 
Encyelopacdi.a  $.  67  — 69. 

1)  Einige  erklären  den  Namen  vom  Einband  in  ein  wildes  Güntefell,  andere  vom 
grauen  Allerthum  des  Werks,  andere  daher,  dass  cs  mit  Federn  grauer  Schwane 
habe  geschrieben  werden  müssen. 

2)  Wilda,  S.  22—29. 

3)  Wilda,  S.  23.  Diese  ältesten  Rechtsdcnkmale  Norwegens  hat  in  einer  dSni- 
schen  Ucberscliung  1731.  Hans  Paus  herausgegeben.  Eine  neue  Ausgabe 
derselben  veranstalteten  K.  Keyscr  und  P.  A.  Monch  unter  dem  Titel; 
Norgtt  Gamle  Luve,  Christiania  1846—1849.  3 Vol.  4. 

4)  Die  Ausgabe  fuhrt  den  Titel : UagHU*  Kanungt  Lagaiaeters  Guiatkimgl-iaug 
i.  e.  Rfgit  Magtti  Ugum  reformatori*  leget  Gututhingentet  uu  jut 
eommutie  Korwegteum,  Ha/niae  1817.  S.  Wilda,  S.  25. 

5)  Wilda,  S.  13— 20.  Zbpfl,  $.52  und  die  gcKhichtlicbe  Eiitleilung  Scblcgels 
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Auswanderer  Norwegens  bevölkert  worden  und  ihre  älteste  Entscheidungs- 
weise der  Rechtsslreiligkeiten  soll  die  Fehde  gewesen  sein.  Zuerst  in  ge- 
trennten Genossenscliallen  lebend , einigten  sie  sich  zu  einer  Gesunimlgenossen- 
schafl  und  nahmen  gemeinsame  Rechts-satzungen  an  (AlUhing).  die  ülflioth 
gegen  9Z8  machte;  sie  wurden  mündlich  überlieleri  durch  die  Vermilllung 
von  Lögsögmadr  (Lagmänncr).  Im  Jahr  1117  oder  1118  wurden  sie  revi- 
dirt,  aulgezeichnet  und  erhielten  von  dem  bei  diesem  Geschälte  vorzugs- 
weise thatigen  Huflilh  Maursen  den  Namen  Hal'lith  Skrä.  Es  blieb  un- 
verändert das  gemeinsam  geltende  Gesetzbuch  Islands  bis  1261.  wo  die 
Insel  dem  Königreich  Norwegen  einverleibt  wurde.  Zu  demselben  kamen 
nun  die  kirchlichen  Satzungen  (z.  ß.  Thorgans  Lov  gegen  d.  Jahr  lüüO 
und  Bischof  Gissaus  Verordnungen  über  den  Zehnten  v 1096),  viele  neue 
Gesetze,  aufgezeichnete  Rechtsgewohnheiten  und  Urtheilssprüche  der  Rich- 
ter hinzu,  und  alles  zusammen  wuchs  zu  einem  umfassenden  Rechtsbuch 
an,  das  in  späterer  Zeit  auch  den  Namen  Gragas  erhielt  und  seit  1829 
in  einer  vortrelüichen  v.  J.  F.  G.  Schlegel  besorgten  und  mit  einer  latei- 
nischen Uebersetzung  und  überaus  gründlichen  geschichtlichen  Einleitung 
versehenen  Ausgabe  des  Urtextes  aut  den  zwei  einzigen  allen  Handschrif- 
ten allgemein  zugänglich  isL  ') 

Die  nach  Islands  Einveileibung  in  das  Königreich  Norwegen  von  den 
neuen  Herrschern  dort  sanctionirlen  Gesetzbücher  sind  aus  den  Jahren 
1262,  1271  und  1281.  und  neuslens  herausgegeben  worden.  *)  Das  aus 
Norwegischen  Quellen  geschöplle  Hakonsbok  von  1265  musste  wieder 
aufgehoben  werden;  aber  das  1281  von  Magnus  Lagabaeler  sanclionirte 
Joiubok  blieb  in  Geltung  als  allgemeines  LandrechL 


zu  seiner  Ausgabe  der  isUndischen  Graugans.  Dazu  Wildn,  in  der  Holl.  Lite- 
ratur-ZciluDg  V.  1832.  n.  9 - 11  und  Homejer  in  d.  Bert  Juhibochern  von  1832. 
S.  425  folg  Dahlmanns  Geschichte  von  l'Snemiiik  B.  II  S.  188  282.  Kol- 
derup-Rosenvinge,  Juristische Enc^klupaedie  Jf.  04 — 68.  Neuslens  K.  Mau- 
' rer,  Beilrilge  zur  Rechlsgescbichle  des  germanischen  Nordens.  Heft  I.  Die 
Entstehung  des  isUndischen  Staats  und  seiner  Verfassung.  .München  1652. 

1)  Es  führt  den  Titel;  Hin  fnrmt  filendi/ifn  itm  nefnitt  Oragn» 

i.  e.  Codex  J.irii  llinndorum  antiijai$$imat  ijiti  uoutinatur  O'ragat  rte. 
IJaVHiae  1620.  2.  V.  4. 

Die  Ablheilungen  sind  der  lateinischen  Uebersetzung  nach  folgende;  1)  A’o- 
mophtfhteis  seriia,  2)  dicn$terii  serfio , 3)  de  judiciie  urdinnndiM ^ 4) 
de  hereditiitlhat,  5)  de  nlendii  (nüinlich  egeuit  imiiaheriliut) , 6)  de  Jut- 
dere  cuMjugnli , 7)  de  Tummerriie^  d.  h.  von  den  Vorträgen,  8)  jtte  rri- 
mi/iiiie,  9)  de  fuudie  relaendie  et  re/nit  rueticie,  10)  de  re  n tutien. 
Eine  auslührlichcre  systematisch  geordnete  lobaltsangabe  der  Graugans  findet  sich 
in  Schlegels  Einleitung  S.  LXXV — CXL. 

2)  ln  der  Sammlung  von  Keyser  und  .Munch  B.  1. 
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IV.  Blicke  auf  die  Rechtsentwicklung  der  slavischen  Völker 

im  Mittelalter. 

112.  Auch  das  Studium  des  slavischen  Rechts  und  insbesondere  da» 
seiner  Geschichte  hat  in  unserem  Jahrhundert  die  Aufmerksamkeit  der 
deutschen  Rechtsgelehrten  und  Historiker  auf  sich  gezogen.  Dasselbe  ist 
an  sich  schon  anziehend,  bietet  aber  vor  allem  ein  grosses  Interesse  für 
die  vergleichende  Rochlsgeschichte.  Aber  nicht  blos  deutsche,  sondern  auch 
nationale  Sehrillsteller  der  wichtigsten  slavischen  Länder  haben  sich  mit 
diesen  Studien  beschäftigt,  insbesondere  in  Russland,  Polen,  Böhmen  und 
Ungarn.  Einige  ihrer  Werke  sind  ins  Deutsche  übersetzt,  und  nur  diese 
fand  sich  der  Verfasser  zu  benützen  im  Stande.  Eine  vergleichende  Rechts- 
geschiebte  aller  slavischen  Völker  hat  mit  grossem  Erfolg  zwischen  18J4 
und  1339  der  sehr  tüchtige  Warschauer  Professor  Macieiowski  in  4 
Bänden  versucht,  die  von  Buss  und  Nawrocki  ins  Deutsche  übertragen 
ward.  *)  Es  ist  sowohl  eine  innere  als  äussere  Rechtsgeschichle  (doch 
mehr  das  erste)  und  vorzugsweise  für  denjenigen  lehrreich,  dem  die 
Rechtsentwicklung  der  einzelnen  slavischen  Völker  näher  bekannt  ist. 

I.  Dass  im  achten  Jahrhundert  eine  Anzahl  slavischer  Stämme  von 
den  Bulgaren  gedrängt  nach  Nordwest  sich  zogen,  in  verschiedenen  Ge- 
genden bis  an  die  Elbe  als  ackerbauende  Völker  sich  ansiedellen,  mit 
dem  Osten  sowohl  als  dem  Norden  und  dem  Westen  Handel  trieben,  sich 
von  Schweden  (dessen  Bewohner  sic  Rnolzi  nannten  und  woher  für  sie 
selbst  der  Name  Russen  stammt)  Herrscher  erbaten  und  erhielten,  und 
um  988  vollständig  zum  Christenthum  und  zwar  dem  der  griechischen 
Kirche  bekehrt  waren,  sind  bekannte  historische  Thatsachen.  Sie  gründeten 
verschiedene  Reiche,  auf  deren  allgemeine  Rcchtsentwicklung  vom  zehnten 
oder  elften  bis  in  das  sechzehnte  Jahrhundert  wir  unsere  Blicke  werfen 
wollen,  jedoch  nur  in  so  fern,  dass  wir  über  die  Bearbeitung  ihrer  Rechts- 
gcschichtc  und  ihre  Rechtsdenkmale  aus  dieser  Zeit  kürzere  Mittheilun- 
gen machen. 

A.  Das  Hauptwerk  *)  über  die  älteste  Geschichte  des  russischen 
Rechts  ist  das  1826  in  Dorpat  erschienene  von  Ewers:  das  älteste 
Recht  der  Russen  *),  worin  auch  die  ältesten  Rechtsdenkmale  Russ- 


1)  Sie  fülirt  den  Titel:  Slavischc  Reclilsge.schiehle  von  \V.  A.  Macieiowski,  ans 
dem  polnischen  übcrselit  etc.  Stuttgart  und  Leipzig  1835 — 1839.  4 Bd.  S.  über 
das  Werk  Ilacnel  in  der  Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und  Kochtswisscnschafl 
des  Auslands  B.  IV.  410.  VII.  316.  VIII.  148.  399. 

2)  Literarisclie  Nachweisungen  über  das  russische  Recht  geben  M i t termaie r,  deut- 
sches Piivatrccht  %.  43  n.  14.  und  Ilnbbc  in  der  .angef.  Zeitschrift  B.  XIV. 
S.  87  folg.  (V.  1842.) 

3)  Es  enthält  eine  vortrcfQichc  Darstellung  der  Entstehung  und  Sltcstco  Entwicklung 
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lands  mit  beigefügter  deutscher  Uebersetzung  abgedruckt  sind.  An  das- 
selbe schliesst  sich  an  des  Herrn  v.  Reutz:  Versuch  über  die  ge- 
schichtliche Ausbildung  der  russischen  Staats-  und  Rechts- 
verfassung, Milan  1829,  eine  zweckmässige  Ucbersicht  der  Innern  Ge- 
schichte des  russischen  Rechts.  Es  erschien  1836  davon  eine  russische 
Uebersetzung  mit  einer  als  gelungen  gerühmlen  Einleitung  des  Uebersetzers 
Prof.  Moroschkin  in  Moskau.  Auch  in  Knramsins  Geschichte  von 
Russland  •)  wird  die  Rechtsentwicklung,  jedoch  nicht  ausreichend,  berück- 
sichligL  An  die  genannten  Hauptwerke  reihen  sich  mehrere  werthvolle 
Monographien.  *)  Auch  das  Recht  einiger  Nebenlünder  Russlands  hui 
deutsche  Geschichtsschreiber  gefunden.  *) 

Die  ältesten  russischen  Rechtsdenkmale  gehören  den  nördlichen  Thai- 
len des  Reiches  an.  Sie  bestehen  in  einer,  wie  es  sclicint  zunächst  für 
die  Stadt  Novgorod  zwischen  1016  und  1020  gemachten  Aufzeichnung  des 
damals  seit  den  ältesten  Zeilen  her  gellenden  Gewohnheitsrechts,  welcher 
der  Grossfürsl  Jaroslav  Gesetzeskraft  beilegte.  Sie  ist  unter  dem  Titel 
der  Pravda  Ruska  oder  Ruskaia  (russisches  Rechlsbuch^  bekannt  und 
besteht  in  IT  Artikeln.  Den  genausten  Abdnick  des  Textes  derselben 
gibt  Ewers  S.  264 — 2T0.  Wir  sehen  in  ihr  ein  kurz  gefasstes  aber  für 

die  einfachen  socialen  Zustände  eines  nocli  im  Kindesaller  sich  beflnüen- 
den  Volks  wohlberechnetes  Rechtsstatut,  dessen  Hauptzweck  die  Siche- 
rung der  Unverletzlichkeit  der  Personen  und  des  Besitzes  ist  Jene  soll  er- 
zielt werden  durch  das  Recht  der  Blutrache  und,  wo  die.se  nicht  möglich 
ist,  die  Zahlung  eines  Wer-  oder  Ersalzgeldes.  Hievon  handeln  die  12 
Artikel  Die  Sicherheit  des  Besitzes  sollen  schützen  verschiedene  Strafbe- 
stimmungen gegen  Unterschlagung  oder  Beschädigung  fremder  Sachen. 
(Art.  13 — IT.)  Zugleich  wird  das  Recht  der  Eigenthumsvindication  aner- 
kannt und  über  das  gerichtliche  Verfahren  einiges  feslgeselzl,  z.  B.  im 
Art.  14,  dass  wenn  der  Beklagte  das  Recht  des  Klägers  abläugnet,  die 
Sache  von  12  Männern  zu  entscheiden  und  der  Unterliegende  dem  Spruch 
nachzukommen  verbunden  sei.  älan  hat  in  den  [s.  g.  Leges  Barbarorum 


des  rassischen  Stssts.  Als  eine  hSchst  belehrende  Ergttnzung  derselben  m5ch- 
Icn  wir  anführen  den  B.  I.  S.  284 — 298  von  Strinnholms  Wikings -Zügen 
der  alten  Skandinavier,  obersetzt  v.  Frisch. 

11  B.  I.  190.  II.  35  - 53  und  Anm.  31.  U IV.  163.  193.  380. 

2)  Hieher  gehören  2 Werkchen  von  Reutz  über  das  russische  Vormundschaftsrecht 
V.  1821  und  1825;  dann  Tobien,  die  Blutrache  nach  altem  rassischen  Recht 
Thl.  I.  Dorpat  1840. 

3)  Zu  nennen  sind  Bunge,  das  esth-  u.  livlündisehe  Privatrecht  2 Bd.  Dorp.  1838, 
ferner  dessen  Beiträge  zur  Kunde  des  esth-  liv-  und  curländischen  Rechts  1832. 
R.  V.  Helmer sen,  Abhandlungen  aus  dem  Gebiete  des  livUndischen  Adcls- 
rechts.  Dorp,  1832  u.  a. 
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die  Quelle  dieses  ältesten  rassischen  Rechts  erkennen  wollen,  allein  sich 
überzeugt,  dass  dasselbe  slavisches  Nalionalrechl  ist,  das  aber  desshalb 
jenem  allpermanischen  Recht  so  nahe  steht,  weil  die  Russen  zur  Zeit  der 
Ablassung  der  ältesten  Pravda  etwa  auf  der  gleichen  Culturstufe  standen, 
wie  die  Germanen  im  5.  bis  7.  Jahrhundert.  ’ ) 

Die  alle  Pravda  erhielt  schon  unter  Jaroslavs  Söhnen  eine  grosse 
Erweiterung,  so  dass  ihr  Text  nun  36  und  eine  ausführliche  Redaktion 
derselben  im  dreizehnten  Jahrhundert  schon  54  zum  Theil  sehr  auslühr- 
liche  Artikel  enthielten.  Beide  Texte  sind  gedruckt  bei  Ewers  S.  305  u.  312. 

Die  Unterjochung  der  Russen  durch  die  Mongolen  brachte,  obgleich 
das  Volk  während  derselben  (v.  1238  bis  1477)  durch  seine  von  den  Chan's 
abhängigen  Stammlürslen  regiert  wurde,  einen  Stillstand  in  die  Entwicklung 
des  russischen  Rechts;  wenigstens  hat  man  keine  Rechtsdenkmale  von 
grösserer  Bedeutung  aus  dieser  Periode  *);  erst  im  Jahr  1497  erhielt  das 
nun  sehr  erweiterte,  überall  autocratisch  regierte  russische  Reich  durch 
Iwan  Wasiliewitseh  III.  ein  Gesetzbuch  (das  den  Titel  Zakony  führte)  und 
1550  von  Iwan  Wasiliewitseh  IV.  revidirt  und  um  ein  Drittheil  vermehrt 
wurde,  und  nun  das  Gerichisbuch  Sudebnik  heisst.  Dem  gemäss  zerlällt 
die  älteste  Geschichte  des  russischen  Rechts  in  zwei  Perioden:  eine  erste 
bis  zur  Pravda  und  eine  zweite  bis  1550.  *)  Von  der  kirchlichen  Ge- 
setzgebung Russlands  wird  unten  in  der  Geschichte  des  Kirchenrechts  die 
Rede  sein.  * ) 

B.  Als  das  Hauptwerk  über  die  älteste  Rechtsgeschichte  Polens  wird 
selbst  von  Macieiowski  der  sowohl  polnisch  (1828)  als  französisch  (1830) 
und  deutsch  erschienene  •)  Versuch  einer  Geschichte  des  ältesten  polni- 
schen Civilrechts  von  Lelewel  gerühmt.  Den  Hauptinhalt  desselben  hat 


1)  Rentz  zeigt  sehr  gut  die  Iheilwcisc  Ucbercinstimmung  oder  vielmehr  Annähe- 
rung des  allrussischen  und  des  oltgermanischrn  Rechts  in  seiner  historisch  dog- 
matischen Daislillung  des  ältesten  russischen  Vormundscharisrechts  Dorpat  IS2t. 
S.  1 —26.  Er  nimmt  aber  später  in  seiner  Rechlsgeschichte  seine  Meinung  über 
die  Abstammung  des  Inhalts  der  Pravda  v.  1020  aus  den  Le/tes  Barbarorum, 
gegen  die  sich  auch  Karamsin  ausgesprochen  halle,  zurück.  Dem  skandina- 
vischen Rechte  möchte  sie  aber  doch  wohl  verwandt  sein.  Doch  sleUt  auch 
diess  Macieiowski  II.  S.  230  folg,  in  Abrede. 

2)  Einige  minder  bedeutende  sind  genannt  bei  Rcutz  I.  S.  88. 

3)  V Reutz  S.  87  und  256.  Sie  ist  gediuckl  in  Karamsin,  Geschichte  von 
Russbnd  B.  VII.  Macieiowski  B.  3.  S.  435.  Revue  Encyrlopidi^ue 
t.  19.  p.  6.  Eine  neue  Ausgabe  beider  wurde  1819  in  Moskau  vcranslalleL 

4)  Diese  Perioden  setzt  auch  v.  Reutz  fest  S.  5-6.  Die  zwei  folgenden  entspre- 
chen den  der  neueren  Rcchtsgeschichlc  der  europäischen  Völker. 

5)  S tlbrigens  darüber  Walter  Kiichenrechl  $.  81.  82. 

6)  Zu  vergleichen  dazu  Macieiowski  I.  S.  213  folg.  Baadtke  de  etudi»  jurU 
potoaici.  Fratiilaviae  1606. 
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Mi((  erniaier  sehr  pedrSiiKt  in  fnltrenHer  ^^»prsirhl  wiedertre-jehen.  *) 
Zwischen  930  und  1080  bestand  das  naclilicri(;c  polnische  Reich  aus  zahl- 
reichen Gebielen,  von  denen  jedes  sein  ciRcnes  Gewohnlieilsrecht  halle. 
Mil  Ausnahme  der  KrieRSgefanRenen  gah  cs  keine  Sklaven.  Eine  grosse 
Anzahl  Ländereien  waren  herrenlos,  dazu  gehörten  auch  die  eines  Jeden, 
der  ohne  Hinterlassung  von  Leibeserben  starb.  Weiber  erbten  nicht,  waren 
aber  selbstständiger  als  in  andern  l^indern,  indem  sie  seihst  vor  Gericht 
auflretcn  konnten.  In  Bezug  auf  Verbrechen  galt  das  Syslem  des  Wer- 
geids, doch  musste  auch  dem  Staate  ein  Eriedensgeld  bezahlt  werden. 
Auch  kamen  Todesstrafen  gegen  Verräther,  I’liinderer  und  Störer  der  ölTenl- 
lichen  Sicherheit  vor.  Die  Verbreitung  des  Christenlhums  und  das  mit  ihm 
eindringende  kanonische  Recht  hatten  eine  grosse  Umgestaltung  der  R(!chls- 
ansichten  zu  folge.  Die  .Macht  des  Königs  im  Bunde  mit  der  Geistlichkeit 
stieg.  Im  nächsten  Jahrhundert  wirkten  die  Geistlichen  auf  Begründung 
milderer  Sillen;  das  Eherecht  war  das  kanonische.  Von  1130  bis  1230 
verdrängten  die  geistlichen  Gerichte  die  alten  Volksgerichte;  zugleich  stieg 
die  Macht  der  reichen  Adelichen  und  das  Nationalrcchl  zerliel.  Die  Idee 
des  Kaiiiilieneigenlhums  und  der  Grundsatz  der  Unveräusserlichkeil  ohne 
agnatischen  Consens  wurde  gellend.  Testamente  kamen  vor.  Vom  Jahre 
1230  an  wurde  aber  der  Eintluss  des  deutschen  Rechts  sichtbar,  der 
Sachsenspiegel  und  das  .Magdeburgische  Recht  dr.angen  nach  Polen  und 
die  Rechtsverwirrung  vermehrte  sich  mehr  und  mehr.  Das  Rcclitsstudium 
auf  den  Universitäten  gab  Polen  römisch -rechtlich  gebildete  Juristen.  Das 
Bedürfniss  der  Aufzeichnung  eines  gemeinsamen  polnischen  Rechts-  wurde 
immer  dringender.  Allein  erst  dem  König  Casimir  (dem  Grossen)  gelang 
es,  auf  dem  Reichstage  zu  Wislica  1317  ein  Gesetzbuch  zu  Stande  zu 
bringen.  Diess  in  lateinischer  Sprache  rcdigirle  berühmteste  Rechlsdenk- 
mal  Polens  ist  von  ziemlich  grossem  Umfange  und  wird  von  Macieiowski 
der  justinianischen  Gesetzgebung  verglichen. 

Der  Zweck  der  Gesetzgebung  Casimirs  *)  war  zunächst  der,  an  die 
Stelle  der  so  sehr  von  einander  abweichenden  Lokalgewohnheitsrechle  ein 
gemeinsames  zu  setzen,  und  insbesondere  Gross-  und  Kleinpolen,  die  bis- 
her getrennt  waren,  vollständig  zu  einigen,  dann  der,  das  nationale  Reclils- 
element  gegenüber  dem  eindringenden  deutschen  zu  befestigen.  Er  nahm 
alles  bisher  gellende  Gesetzes-  und  Gewohnheitsrecht  auf,  unterwarf  es 
jedoch  einer  rcformatorischen  Sichtung  und  passte  das  Ganze  den  römi- 
schen Rechlsbegriffen  an,  von  welchen  seine  auf  französischen  und  deut- 
schen Universitäten  gebildeten  Gehülfen  durchdrungen  waren.  Die  Casi- 


1)  Im  B.  IV.  S.  503  folg,  der  Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und  RecbtswiMenschsft 
des  Auslands. 

2)  Macieiowski,  S.  213 — 220. 
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inir'sclie  Gesetzgebung  ist  dalier  auch  ebenso  gut  Lehr-  als  Gesetzbuch 
und  verdient  nicht  selten  den  Vorwurf  der  Weitschweifigkeit.  Manche 
Stellen  erinnern  an  Justinians  Novellen.  Das  Statut  von  Wislica,  wie 
Casimirs  Gesetzgebung  auch  genannt  wird,  ist  öfters  in  das  polnische 
übertragen  worden,  zum  erstenmal  1149;  die  beste  und  einzige  kritische 
Ausgabe  desselben  ist  die  1831  von  Bandike  in  Warschau  veranstaltete.  *) 

Das  Casiniirsche  Gesetzbuch  galt  nicht  in  dem  erst  im  16.  Jahrhun- 
dert mit  dem  Königreich  Polen  vereinigten  Herzogthum  Massovien.  Dessen 
Landesherm  hatten  verschiedene  durch  die  Bedürfnisse  der  Zeitverhiiltiüsse 
nöthig  gewordene  Gesetze  erlassen,  besonders  zwischen  13T7  und  1397; 
sie  sind  auch  in  lateinischer  Sprache  geschrieben  und  später  in  die  Lan- 
dessprache übersetzt  worden.  Uebrigens  wurde  im  Land  das  polnische 
Recht  als  recipirtes  angewendet.  *) 

C.  Was  nun  die  übrigen,  freilich  noch  zahlreichen  Länder  betrifft,  die 
von  slavischen  Völkerschaften  ganz  oder  theilweise  bewohnt  sind,  so 
müssen  wir  uns  hier  darauf  beschränken,  auf  ihre  Rechtsquellen  überhaupt 
hinzuweisen,  ihre  historisch  berühmt  gewordenen  Rechtsdenkmale  im  Mittel- 
alter  anzulühren  und  auf  die  Schriftsteller  zu  verweisen,  welche  Aulklä- 
rungen über  die  Rechtsgeschichte  derselben  enthalten. 

a)  Ein  Theil  dieser  Länder  gehört  jetzt  zu  Deutschland  oder  ist  mit 
demselben  eng  verbunden;  diess  sind  die  des  nördlichen  Deutschlands 
jenseits  der  Elbe:  Pommern,  Schlesien,  Böhmen  und  Mähren.  In  den 
drei  ersten  bestand  slavisches  Recht  noch  im  zwölften  Jahrhundert  und 
zwar  in  Schlesien  polnisches;  es  wurde  aber  nach  und  nach  durch  das 
germanische  Recht,  insbesondere  durch  den  Einfluss  des  Sachsenspie- 
gels wenn  nicht  ganz  verdrängt,  doch  in  der  Anwendung  beschränkt.  *) 
Böhmen  soll  von  Libussa  und  Prem is laus  geschriebene  Rechtsstatu- 
len  erhalten  haben;  allein  die  von  König  Wenzeslaus  im  Jahre  1294  ver- 
anstaltete Aufzeichnung  des  böhmischen  Rechts  scheint  die  erste  des  Lan- 
des zu  sein,  nur  dass  die  von  deutschen  Einwanderern  gegründeten  Städte 
ihre  eigenen  Reehtsstatuten  zum  Theil  schon  1125  hatten,  welches  seinen 
Hauptelemente  nach  germanisches  Recht,  seine  eigne  Entwicklung  hatte.*) 
In  der  neusten  Zeit  hat  Dr.  Rössler  die  wichtigsten  Rechte  dieser  Städte 
sowie  die  von  Mähren  herauszugeben  angefangen.  Wir  lühren  an  die  sehr 
zweckmässig  veranstaltete  Ausgabe  des  Altprager  Stadtrechts,  bestehend 
aus  einer  Menge  einzelner  Statuten  und  Verfügungen  vom  Ende  des  drei- 


1)  Sie  flndel  sich  in  dessen  Jut  Polonicum  codici/iut  veterihut  manutcripli* 
et  ndditionihuM  iiuihuique  coUntum.  fPartoviae  1831. 

2)  Nach  Maciciowski  II.  S.  220-222. 

3)  Maciciowski  II.  222 — 224.  Mittermaier,  deutsches  Privatrcchl  $.  10. 
Anm.  13.  E.  F. 

4)  Man  unterschied  daher  in  Böhmen  das  ;w«  teulenieum  und  das  jiu  bokemicale. 
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zehnten  bis  zum  AnfanK  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  in  einem  Rechts- 
buch aus  dieser  Zeit  von  206  Artikeln  im  ersten  Bd.  der  Sammluns  vom 
Jahre  1845,  und  die  der  vorzufjswcise  aus  dem  Magdeburger  und  Bres- 
lauer Hechte  entlehnten  Stadtrechte  von  Brünn  aus  dem  dreizehnten  und 
vierzehnten  Jahrhundert,  bestehend  aus  einem  Schöffenbuch  von  729  zum 
Theil  sehr  ausführlichen  Paragraphen  in  lateinischer  Sprache,  aus  dem 
ersten  Privilegienbrief  der  Stadt  von  König  Wenzeslaus  v.  d.  J.  1243,  aus 
einem  Stadtrcchtc  aus  dem  Anfang  des  vierzehnten  Jahrhunderts  und  ver- 
schiedenen andern  Statuten. 

Durch  Kaiser  Carl  IV.  erhielt  Bölimen  1348  ein  allgemeines  Landrecht, 
die  Mqjestas  Carolina  genannt.  *) 

b)  Die  iillcsien  Rechtsdcnkmale  Mährens  von  1197 — 1229,  darunter 
die  Gesetzgebung  des  Königs  Ottokar  aus  diesem  Jahr,  sind  in  einer  1787 
von  den  Benediktinern  veranstalteten  und  geschichtlich  beleuchteten  von 
Hab  rieh  herausgegebenen  Sammlung  der  Jura  primaeva  Moruviae  ver- 
ölTentlicht  worden.  Eine  Sammlung  mährischer  Gewohnheitsrechte  ist  1480 
von  Tobischan  gemacht  worden.  *)  Uebrigens  stand  das  Recht  aller 
dieser  Länder  unter  dem  Einfluss  des  Römischen  und  Canonischen.  ^ ) 

c)  Unter  den  ausserhalb  Deutsrhlsnd  liegenden  sonstigen  Ländern 
mit  slavischer  Bevölkerung  sind  hier  vor  allen  Ungarn  und  Serbien  zu 
nennen.  Die  von  Magyaren  besiegten  slavischen  Bewohner  lebten  nach  ihrem 
Natioiialrecht  fort.  Mehrere  Könige  haben  sich  als  Gesetzgeber  in  der 
Geschichte  einen  Namen  gemacht,  als  Stephan  der  Heilige,  der  %9  eine 
grössten  Theils  aus  den  Capitularien  geschöpfte  Gesetzgebung  veranstal- 
tete; dann  werden  genannt  die  Gesetze  des  heiligen  Wladislaus  v.  1092, 
Königs  Koleman  v.  1100,  des  heiligen  Andreas  v.  1222,  Carls  I.  v.  1342 
und  Ludwigs  v.  J.  1351. 

Macieiowski  äussert  sich  über  die  ungarischen  Rechlsdenkmale  dahin: 
dass  sie  eine  armselige  Schöpfung  seien  und  dass,  wenn  sie  den  Charak- 
ter und  die  Sitten  des  Volks  darstellten,  für  welches  sic  geschrieben 
worden,  diese  die  schlechtesten  sein  müssten. 

In  den  süchsi.schen  Colonien  Ungarns  galt  deutsches  Recht. 


1)  S.  über  B&hmon  Macieiowski  I.  S.  224 — 228.  Mi  t lermai  e r,  a.  a.  0.  Note 
12.  I.  D. 

2)  Ein  Lehrbuch  des  böhmischen  Rechts  in  lateinischer  Sprache  schrieb  der  1388 
noch  lebende  Oberslrichter  des  böhmischen  Reichs  Andreas  v.  Uuba.  Maci- 
eiowski, I.  p.  262. 

3)  Hittermaier,  a.  a.  0.  u.  Macieiowski,  I.  S.  228 — 230. 

4)  Macieiowski,  S.  168—206. 

5)  Macieiowski  1.  S.  243  folg.  Mittermaier  $.  43.  Anm.  15.  Wenzel,  de 
fomtihue  jurit  privati  kungariei.  Peslb  1836.  Schuncks,  Jahrbücher  der 
jur.  LiL  B.  XII.  S.  115. 
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Für  Serbien  veranstaltete  1349  der  Czar  Duschan  ein  Gesetz  oder 
Rechtsbuch,  welches  eine  Aufzeichnung  der  alten  Rechtsgewohnheiten,  die 
alten  Reichstagsverordnungen  des  Landes  enthält  und  die  eigenen  Gesetze 
des  Czaren  selbst.  Nach  M n c i e i o w s k i ist  es  ein  vollständig  iin  slavi- 
schen  Nationalgeist  ohne  bedeutende  Einwirkung  von  fremdem  Rechte  ge- 
schriebenes Gesetzbuch.  ') 


VI.  Capitol. 

Cetekickte  4tr  Rrrktsfiellrit  ob4  4er  RerklinigseDsckafl  seil  4ea  seckirkitei 

JakrhaB^erl. 

Von  Deutschlands  Kechtscjuellen  vom  sechzehnten  Jahrhun- 
dert ')  bis  zur  Mitte  des  achtzehnten. 

113.  Seit  dem  sechzehnten  Jahrhundert  ist  die  Geschichte  der  Rechts- 
entwicklung Deutschlands  die  eng  in  einander  verflochtene  Geschichte  der 
Gesetzgebung  und  der  Rechtswissenschaft.  Beide  stehen  in  be- 
ständiger Wechselwirkung;  die  Wissenschaft  bahnt  den  Weg  der  Reform 
und  bereitet  den  Stoff  der  Gesetzgebung  vor,  den  sic  nach  seiner  Geltend- 
werdung  wieder  beleuchtet  und  für  das  praktische  Bedürfniss  verarbeitet. 
Das  Recht  Deutschlands  war  wie  das  der  meisten  europäischen  Länder  in 
seinen  Hauptzweigen  Juristen-,  d.  h.  gelehrtes  Recht,  und  verlor  diesen 
Charakter  nie  mehr.  Durch  den  Einfluss  der  auf  den  Universitäten  gebilde- 
ten Rcchtsgelehrlen  war  im  Anfang  des  sechzehnten  Jahrhunderts  die  Re- 
ception  des  römischen  Rechts  vollendet,  es  handelte  sich  nur  davon , dessen 
Grundsätze  auf  eine  den  deutschen  Verhältnissen  gemässe  Weise  zur  An- 
wendung im  Einzelnen  zu  bringen,  dieselben  mit  den  unvertilgbar  im  Volks- 
bewusstsein wurzelnden  Elementen  des  germanischen  Rechts  zu  amalgamiren 
und  so  das  aus  verschiedenen  Quellen  (auch  den  des  canonischen)  flies- 
sende Recht  zur  Einheit  zu  führen.  Diess  war  der  Beruf  theils  der  in  den 
Gerichten,  namentlich  den  höheren,  sitzenden  oder  als  Advokaten  thätigen 
technisch  gebildeten  Juristen,  theils  der  als  höchste  Regierungsbeamle  die 
Fürsten  leitenden  Räthe  und  der  Rechtslehrer  an  den  deutschen  Universi- 
täten. Da  die  gesammte  Rechtsanwendung  in  ihren  Händen  war,  so  konnte 


1)  M aciclo wski  I.  S.  246  folg. 

1)  Eichhorn,  deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschiclite.  B.  IV.  $.  559  — 62.  Mil- 
tcrniaier,  deutsches  Privatrecht.  J.  16 — 21.  Gerber,  das  wissenschaftliche 

Prinxip  des  gemeinen  deutschen  Privatrechts,  S.  108 — 296  und  dessen  deutsches 
Privatrecht.  $.  20  — 22.  Beseler,  Volksrechl  und  Juristenrechl,  S.  34  folg. 
Ttl  rk,  historisch  dogmatische  Vorlesungen  Uber  das  deutsche  PrivalrechU  Rostock 
und  Schwerin  1832.  S.  ITT  folg.  C.  G.  v.  Waechter,  Gemeines  Recht  Deutsch- 
lands insb.  Gemeines  deutsches  Strafrecht.  Leipzig  1844. 
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das  Ergebniss  des  grossen  Ausgleichungsprozesses  der  verschiedenen  Be- 
standlheile  des  Reclils  kein  anderer  sein,  ols  der,  dass  die  römischen 
Rechlsideen  alles  durchdrnngen  und  der  ganze  Rcchlszusland  in  so  weil 
romanisirt  wurde,  dass,  wo  es  nur  immer  möglich  war,  römische  Rechls- 
begrifle  und  Rechlsgrundsälze  massgebend  wurden.  Anlangs  war  das 
Verhöllniss  des  römischen  zum  germanischen  Recht  zwar  dahin  fcslge- 
slelll,  dass  jenes  als  das  gemeine  dieses  als  Particularrecht  gall; 
aber  das  genauere  Verhältniss  des  einen  zum  Andern  war  im  Einzelnen 
ungewiss  und  verworren.  Man  schlug  einen  doppelten  Weg  ein,  die  dar- 
aus sich  ergebenden  Schwierigkeiten  zu  überwinden.  Die  Grundsätze  des 
römischen  Rechts,  d.  h.  die  durch  die  italienischen  Rechlsgelehrlen  des 
vierzehnten  und  fünfzehnten  Jahrhunderts  festgeslclllen  AulTassungen  der- 
selben, wurden  für  das  Bedürfniss  der  deutschen  Praxis  in  beständiger  Be- 
ziehung aut  das  deutsche  Rechlsleben  als  Jurisprudentia  romano-germanica 
oder  als  usus  modernus  Pandectarum  verarbeitet , und  dadurch  ent- 
stand der  noch  jetzt  feslgehallcne  Begriff  des  heutigen  römischen 
Rechts;  das  germanische  Recht  dagegen  wurde  von  der  Grnndlage  des 
römischen  Rechts  aus  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  in  den  Land-  und 
Stadtrechten  umgestaltet.  So  wurde  das  römische  Recht  den  deutschen 
Zuständen  und  das  gcnnanische  den  römischen  Rechtsbegriffen  angepassl, 
die  Zweifel  über  das  gegenseitige  Verhältniss  gelöst  und  die  Gegensätze 
soviel  wie  möglich  aufgehoben.  Diess  letzte  Ziel  sollte  vor  Allem  durch 
einige  Reichsgeselze , besonders  aber  durch  neue  Redaktionen  der  Land- 
und  Sladtrechlc  erreicht  werden;  diese  waren  zuweilen  nichts  anderes  als 
ein  Regulativ  für  den  Richter,  um  ihn  in  den  Stand  zu  setzen,  in  der  An- 
wendung der  Grundsätze  des  römischen  Rechts,  sich  zu  Recht  zu  llndcTi. 
Gewöhnlich  gelang  das  Werk  durch  eine  erste  neue  Redaktion  jener  Rechts- 
quellen nicht,  es  kam  zu  Reformationen  und  dieser  Name  wurde  nicht 
selten  den  Land-  und  Sladlrechlcn  beigelegl.  *)  Der  ganze  Umgestaliungs- 
prozess  dauerte  bis  in  die  Mitte  des  siebenzehnlen  Jahrhunderts,  ja  in 
manchen  Ländern  bis  ins  achtzehnte.  In  dessen  zweiter  Hälfte  schrill 
man  endlich  zu  einer  vollständigen  Codiflkation  der  aus  den  verschiedenen 
Quellen  stammenden  Rechlssalzungen.  Bei  jeder  neuen  Redaktion  der  Land- 
rechte  wurde  die  roinanisirende  Tendenz  grösser  und  für  das  einheimische 
Recht  verletzender,  zumal  manche  .■\endening  des  letzten  auf  iiTlhflmlichen 
Auffassungen  beruhte.  Nur  in  einigen  Zweigen  fand  ein  ungestörter  na- 
türlicher Entwicklungsgang  statt,  nämlich  in  denjenigen,  in  welchen  die 
eigenthümlichen  Richtungen  des  deutschen  Reehlicbens  zu  selbstständigen 
neuen  Rechtsbildungen  führten,  z.  B.  im  Handels-  und  im  Wechselreclile.  *) 


1)  Z.  B.  in  Fnmkfart  und  Lüneburg  n.  a.  0. 

2)  Gerber,  deutiches  Privalrechl  g.  20. 
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Auch  behielt  das  Lehnrechl  und  was  mit  ihm  zusammenhien^  im  Wesent- 
lichen seinen  germanischen  Charakter. 

114.  Was  A.  das  gemeine  Recht  von  ganz  Deutschland  betriHl, 
so  waren  dessen  Quellen  ausser  dem  Corpus  jttris  civilis  und  dem  Corpus 
Juris  canonici  (welche  des  heil,  römisch.  Reichs  gemeine  Rechte  heissen  *) 
die  Reichsgesetze  und  (wenigstens  der  Theorie  nach)  die  allgemeinen 
deutschen  Rechtsgewohnheiten.  Auf  diese  ist  namentlich  in  der  Reichs- 
hofrathsordnung  v,  1654  TU.  I.  §.  15  a.  E.  hingewiesen  als  die  „recht- 
mässigen Observationes  und  Gebräuche“  des  Reichs.  Da  es 
aber  sehr  schwierig  war,  die  E.vistenz  einer  solchen  allgemeinen  Rechts- 
gewohnheil  nach  den  angenommenen  Grundsätzen  über  den  Beweis  des 
Gewohnheitsrechtes  darzultum,  so  blieb  die  Frage:  welche  Grundsätze 
dieser  Art  seien,  bis  auf  den  heutigen  Tag  bestritten.  *)  Die  Reichsge- 
setze *)  des  sechzehnten  und  siebenzehnten  Jahrhunderts  sind  dagegen  zahl- 
reich und  oft  sehr  umfassend.  Als  solche  galten  nicht  blos  alle  s.  g. 
Reichsabschiede,  deren  jüngster  (d.  h.  letzter)  der  v.  J.  165-4  ist,  die 
seit  1519  üblichen  Wahlcapitulationcn  *)  der  deutschen  Kaiser,  einige 
während  des  immerwährenden  Reichstags  gefasste  Reich sschlüs  se  *) 
und  verschiedene  Reichsfriedensschlüssc,  z.  B.  das  westphälische 
Friedensinstrument  v.  J.  1648,  sondern  es  gab  deren  mehrere,  die 
als  besondere  Reichsgesetze  unter  eigenen  Benennungen  promulgirt  wurden. 
Diese  sind  die  verschiedenen  Kammergerichts-  und  Prozess  - Ordnungen 
n.  dgl.  •)  Die  Notarialsordnung  v.  J.  1512,  Carls  V.  Münzordnung  von 


t)  Z.  B.  in  den  Landrcchten,  als  wie  dem  von  Würtemberg  im  Anf. 

2)  Vergl.  über  diese  Frage  Maarenbrecber,  Lehrbuch  des  deutschen  Prival- 
rechts  $.  22 — 27.  Millcrmaier,  deutsches  Privatrecht  $.  39.  Tork,  Vor- 
lesungen ober  das  deutsche  Privatrecht  S.  371  u.  a. 

3)  Unter  den  verschiedenen  Sammlungen  derselben  sind  die  besten  die  v.  Sen- 
kenberg, Neue  und  vollständigere  Sammlung  der  Reichs- Abschiede  u.  s.  w. 
Frankf.  1747.  4 Bd.  fol.  und  v.  Schmaus,  Corpus  Juris  publici S.  R.  Imp. 
aead.  erste  Ausgabe  1790.  1 B.  8.  Die  wichtigsten  Gesetze  und  Verordnungen 
enthält  Emminghaus,  Corpus  J uris  Germ,  tarn  publiei  quam  privati  aca- 
demieum  erste  Ausg.  Jena  1824.  2 Bd.  8. 

4)  Die  letzte  des  Kaisers  Franz  II.  v.  1792  findet  sich  u.  a.  in  Gärtners  Cor- 
pus Juris  Beelesiastiei.  B.  II.  S.  1 — 121. 

5)  Sie  sind  im  vierten  Band  der  Senkenbergischen  Sammlung  der  Reichsge- 
setze cntlmlten.  Zu  nennen  sind  der  gegen  die  Duelle  v.  1668.  (Senkenb.  t.  4. 
S.  55)  die  Commercialordung  v.  1721,  der  über  Handwerksmissbräuche  v.  1731. 
Der  über  das  MUnzwesen  k.am  nicht  zu  Stande. 

6)  Man  hat  eine  neue  Kammergerichtsordnung  v.  1495  (bei  Senkenberg  B.  II. 
S.  6),  Prozessordnung  v.  1523.  1527.  1538.  (Ebcnd.  S.  247,  289,  419), 
eine  Reformation  des  Kammergerichts  v.  1531  (Ebcnd.  S.  346)  und  die  Kam- 
mergerichtsordnuiig  v.  1533.  (S.  403.) 
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1524,  dessen  peinliche  Halsgerichtsordnung  v.  1532,  die  Polizeiordnungen 
V.  1530  — 1548  und  1577  *),  und  die  in  einem  Reichsabschiede  v.  1555 
enthaltene  Reichsexekutionsordnung.  Auch  der  Landlriede  v.  1521  und 
dessen  Erklärung  v.  1522  sind  noch  anzuführen  und  die  s.  g.  Reichsma- 
trikel,  z.  B.  v.  1521.  Auch  einige  blos  kaiserliche  Verordnungen  hatten 
reichsgesetzliche  Geltung,  z.  B.  die  Rcichshorraths-Ordnung  Ferdinands  III. 
von  1654  *)  und  die  vom  Kurfürsten  von  Mainz  ausgegangene  Kammer- 
gerichtskanzleiordnung von  1656.*)  Endlieh  sind  auch  noch  die  Reichs- 
deputationsabschiede , d.  h.  diu  in  eine  Urkunde  zusammengefa.ssten  kai- 
serlich genehmigten,  von  einer  Reichsdeputation  odereinem  Ausschuss  ge- 
fassten Beschlüsse  zu  nennen.  *) 

B.  Das  deutsche  Partikularrechl  wurde,  was  dessen  allgemeinere 
Grundsätze  betrilTl,  noch  immer  aus  den  Spiegeln  und  anderen  Rechts- 
büchem  dieser  Art  geschöpft.  *)  Doch  wurde  deren  unmittelbare  Anwen- 
dung einerseits  durch  das  römische  Recht  andrerseits  durch  die  zahlrei- 
chen neu  redigirten  Provinzial-  und  sonstigen  Lukairechte  beschränkt 
gibt  deren  vier  Hauptarten  •)  nämlich:  Landes-  oder  Polizeiordnun- 
gen, welche  sich  zunächst  mit  der  Landesverwaltung  und  Polizei  beschäf- 
tigen, auch  wohl  einige  damit  in  Beziehung  stehenden  Gegenstände  des 
Privatrechts  behandeln;  Gerichtsordnungen,  die  neben  den  prozes- 
sualischen Bestimmungen  auch  .auf  Privatrecht  planmässig  mehr  oder  weni- 
ger Bezug  haben;  Land-  (desgl.  Stadt-)Rechte,  deren  Zweck  die  Fest- 
stellung und  Aufzeichnung  des  Privatrechts  bestimmt  sind,  endlich  Ord- 
nungen *)  und  Gesetze  über  einzelne  Zweige  des  Rechts  oder  der 
Verwaltung.  Sie  beziehen  sich  häufig  auf  die  Regalien,  z.  B.  die  Forst, 
Jagd  und  Beweidung*),  die  Ehe  und  die  Vormundschaft  Auch 
häufig  vorkommende  Lehensgesetze  gehören  hierher. 

Dem  BcgrifTe  nach  sollte  ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  den 
Landrechten  und  den  Ordnungen  bestehen.  Jene  sollten  nur  Auf- 
zeichnungen der  als  Gewohnheitsrecht  geltenden  Satzungen  mit  den  für 


1)  Bei  Senken b.  II  332.  587  III  379.  Voran  ging  die  heil.  rüm.  Reicbs-Kleider- 
ordnung  v.  1498.  Bei  Senkenb.  II.  47. 

2)  Bei  Senkenberg,  in  der  Zugabe  zum  IV.  Theil  S.  44  folg. 

3)  Ebend.  S.  86. 

4)  Von  besonderer  Wichligkcil  ist  der  Reichdeputalions-Hauplscliluss  v.  J.  1803. 

5)  S.  Kraut,  Grundriss  zu  Vorles.  über  das  deutsche  PrivatrechL  S.  97. 

6)  Eichhorn,  $.  618  folg.  Mau  renbreeher,  $.  65  folg.  Gerber  $.  22. 

7}  Es  kommen  jedoch  noch  andere  Benennungen  für  diese  Art  der  Akte  des  Lan- 
desherm  vor;  als  Constitutionen,  Decisionen,  Edikte,  Mandate,  Generalien,  Res- 
criple,  Dekrete,  Resolutionen  u.  s.  w. 

8)  In  Rey Sehers  Sammlung  alt-würtembergischer  Statularrcchte  (Tüb.  1834) 
findet  sich  eine  Ginseordnung  der  Stadt  Baknang  v.  J.  1612  (S.  132.) 
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zeilgemäss  erachteten  Modifikationen  derselben  enthalten  und  bedurften 
lange  Zeit  hindurch  der  Zustimmung  der  Stände,  diese  galten  als  Aus- 
fluss der  Machtvollkommenheit  der  Landesherrn.  Doch  verwischte  sich 
dieser  Gegensatz  häuflg.  Auch  die  Landrechtc  wurden  oft  und  zuletzt 
fast  allgemein  das  Werk  der  gesetzgebenden  Gewalt  der  Landesherm,  und 
die  Landesordnungen  enthielten  sogar  schon  früh  nicht  selten  vorzugsweise 
landrechtliche  Bestimmungen,  wie  z.  B.  (nach  Mittermaier  §.  17.  S.  15.) 
die  hennebergische  Landesordnung  von  1539,  welche  ein  reines  Landrecht 
über  Erbfolge,  Eherecht,  Obligationsrecht  u.  s.  w.  isU 

Mit  grösster  Sorgfalt  pflegte  man  die  Landrechte,  die  Gerichts- 
und die  unter  verschiedenen  Namen  vorkommenden  strafrechtlichen 
Verordnungen  zu  redigiren.  Es  wurden  dazu  namhafte  Rechtsgelehrte 
(selbst  des  .'Vuslands)  verwendet  ');  so  z.  B.  der  Freiburger  Professor 
Ulrich  Zasius  f 1*>35,  der  1511  das  badische  Landrecht  und  1520  das 
freiburger  Sladtrecht  redigirte;  in  Würtemberg  15.55  jedoch  mit  andern 
dessen  Schüler  Sichard,  der  in  Tübingen  lehrte.  *) 

Und  wie  in  früheren  Jahrhunderten  oll  das  Recht  einer  Stadt  auf  eine 
andere  übertragen  oder  in  einer  solchen  nachgebildet  wurde,  so  geschah 
es  auch  jetzt,  dass  die  Redaktion  eines  Stadt-  oder  Landrechts  unter  dem 
Einfluss  neuredigirter  Gesetzgebungen  anderer  Länder  oder  Orte  vor  sich 
ging.  So  sind  z.  B das  angeführte  Freiburger  Stadtrecht  von  1520  eine 
Quelle  des  Würtembergischen  von  1555,  und  die  sächsischen  Constitutio- 
nen des  Churlürsten  August  von  1572  von  allgemeiner  Einwirkung  auf  .die 
sächsische  Jurisprudenz  gewesen.  *) 

Was  insbesondere  die  Landrechte  belrifft,  so  sollten  sie  zwar  nicht 
eine  vollständige  Civilgesetzgebung  des  Landes  enthalten,  allein  dennoch 
die  Rcchtseinheit  herbeiführen,  das  bestehende  Recht  durch  die  Aufzeich- 
nung sichern  und  zugleich  eine  Revision  desselben  sein,  die  Collision  des 
einheimischen  und  römischen  Rechts  ausgleichen  und  den  Richter  über 
die  Anwendung  des  letzten  belehren.  Sie  wurden  auch  der  Mittelpunkt, 
des  Partikularreehts  des  Landes  und  dessen  wissenschalllicher  Bearbeitung. 

Das  Schicksal  der  Stadtrechte  war  nicht  überall  dasselbe.  In  manchen 
Städten,  namentlich  Landstädten,  blieben  die  aus  dem  Mittelalter  stammen- 
den Statuten  ohne  Umarbeitung  fortbestehen , manche  wurden  gänzlich  auf- 
gehoben oder  geriethen  in  Vergessenheit,  manche  Rechtsinstitute  blieben 
als  Gewohnheitsrecht,  ln  bedeutenderen  Städten,  insbesondere  in  den 
Reichsstädten,  die  ja  selbstständige  Staaten  waren,  wurden  aber  schon  in 
Folge  ihres  Rechts  der  Autonomie  ebenso  wie  in  den  Ländern  der  Fürsten 


1)  M ittennaipr,  §.  17  n.  11.  Fichard  ist  Vert.  des  Frankfurter  und  des 
Sulmsisclien  Rechts. 

2)  Reyschcr,  Würtemb.  privatreebt  g.  34. 

3)  Keuscher  a.  a.  U.  und  Tb  öl,  S.  50. 
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neue  Redaktionen  des  Slndlrechts  vorRcnoinmcn.  Doch  verfuhr  man  (wie 
(Jerbcr  bemerkt)  ')  bei  den  Ueberarl)ciliinRen  der  Sladtrechle  meistens 
mit  grosser  Willkür,  so  dass  oü  von  dem  iriiheren  eigenthümlichen  Sta- 
tutenrcchl  in  der  neuen  Form  nur  geringe  Spuren  sichtbar  waren,  ja  man 
schützte  oft  die  eigne  Errungenschaft  so  wenig,  dass  man  es  vorzog,  die 
Reformation  einer  beliebigen  Stadt  ganz  und  gar  zu  übernehmen,  als  die 
selbstständige  Ausbildung  des  eignen  Rechts  zu  beginnen.  In  den  Land- 
städten galt  daher  oft  ein  vierfach  verschiedenes  Recht,  das  Stadt-  und 
das  Lnndrccht,  das  in  den  Spiegeln  verzeichnete  und  das  gemeine  des 
ganzen  Reichs.  * ) 

Die  wichtigsten  Land  rechte  (oder  Landesordnungen)  hatten: 
Anhalt  die  v.  J.  1636.  Boiern  von  löl.ö.  l.")16.  1616  und  1756  den  Codex 
Maximlianeus.  Baden  von  1511.  1522  46.  Bamberg  1769.  Catzencllcn- 
bogen  1589.  1616.  Cöln  1663.  Das  Ditmarsehe  1567.  Das  Eichsfeld  1732. 
Henneberg  1539.  Hohenlohe  1738.  Jülich  1558.  Luxemburg  1629.  Lüt- 
tich 1642.  Mainz  1755.  Die  Ober-Pfalz  1657.  Die  Rhein-Pfalz  1581.  1611. 
Die  Hiederlausitz  1669.  Tirol  1532.  1573.  Trier  1668.  Würlemberg  15.55. 
1567.  1610.  Würzburg  1618.  1753. 

In  den  zu  Hannover  gehörenden  Ländern  gab  cs  8,  im  Oldenburgschen 
6,  in  Schlesien  9 verschiedene  Landrech  le.  *) 

Die  bedeutensten  Stadtrcchtc  aus  dieser  Periode  sind  die  von  Cöln 
V.  1570,  Frankfurt  v.  1509.  1578;9.  1611.  1731 — 54.  Freiburg  im 
Breisgnu  v.  1520.  Hamburg  v.  1603,  Lüneburg  v.  1577.  1582/3.  1679. 
1722.  Lübeck  v.  1586.  .Magdeburg  v.  1627.  Mühlhausen  1692. 
Nürnberg  1564.  Worms  1513.  15-12.  1560.*) 

Manche  Städte  erhielten  in  dieser  Periode  erst  Statute.  Andere  auf 
Autonomie  beruhende  besondere  Recht.squellen  sind  die  Hausgesetze 
des  Adels,  insbesondere  des  hohen,  und  die  Ritterrechte  oder  Ritt  er  Ord- 
nungen, z.  ß.  der  corporativ  geeinigten  Reichsritterschaft.  *) 


1)  Deutsches  Privstreebt,  S-  21. 

2)  Kraul  a.  a.  0.  S.  97. 

3)  Vollständige  Vebersichten  der  Laadrechle  der  deutschen  Staaten  geben  Türk, 
Vorlesungen  Ober  das  deutsche  Priv.-Reebt  S.  213  folg.  Ort I off,  Grundzüge 
eines  Systems  des  deutschen  Privalrechts  S.  43 — 46.  70  — 111.  Eichhorn, 
Einleitung  in  das  deutsche  Privairrcht  jj.  10.  Hittermaier,  deutsches  Privat- 
recht S-  19  in  den  Noten  und  M a u rculirecher,  S.  78  — 10t. 

Eine  nähere  Beleuchtung  der  hcrvoi-ragendslen  Landrechic  flndet  sich  l>ei 
Gerber,  das  wisscnschafliiche  Prineip  S.  150  folg. 

4)  Die  angeführten  Schriftsteller  und  Kraut,  Grundriss  S.  95—06.  Die  wichtig- 
sten derselben  sind  beleuchtet  v.  Gerber  a.  a.  0.  S.  187  folg. 

5)  Hittermaier,  $.  23. 
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Blicke  auf  die  Fortschritte  der  Rechtsentwicklung  der  aus- 
serdeutschen  Staaten  Europas. 

115.  Bei  den  christlichen  Völkern  Europas  ausser  Deutschland  war 
der  Zustand  der  Rcchlsquellen  im  Ganzen  in  demselben  Entwieklungssta- 
dium  begrilTen,  wie  in  unserem  Valerlande.  Man  findet  in  allen  Ländern 
Local-,  d.  h.  Provinzial-  und  Stadtrechte  und  ein  gemeinsames 
Recht  des  ganzen  Staates.  Die  Lokalrechte  waren  in  der  Regel  aufge- 
zeichnetes  Gewohnheitsrecht,  welches  man  den  von  nun  an  herrschenden 
Reehtsansichten  gemäss  umzugestalten  begann;  dieses  bestand  in  vielen 
in  einem  durch  die  Wi.ssenschaft  gellend  gewordenen  gemeinen  Rechte, 
das  in  den  südwestlichen  Theilen  des  europäischen  Festlandes  auf  dem 
römischen  und  kanonischen  Rechte  beruhte,  jedoch  germanische  Elemente 
in  sich  aufgenommen  hatte,  oder  durch  die  Gesetzgebung  im  Einzelnen 
modificirt  war,  in  England  das  Common  Latv,  welches  sich  durch  die 
Doctrin  der  Schriftsleller  ausgebildet  halte.  In  Skandinavien  und  bei  den 
der  Bildung  Wesleurop.as  langsamer  folgenden  slavischen  Völkern  musste 
das  allgemeine  Recht  durch  die  gesetzgebende  Gewalt  erst  geschafifen 
werden,  was  um  so  leichter  war,  als  hier  grössere  Einheitsstaaten  bestan- 
den, in  welchen  die  monarchische  Gewalt  meistens  sehr  stark  und  mäch- 
tig geworden  war.  Aber  auch  wo  im  Westen  diess  der  Fall  war,  wie 
z.  B.  in  Frankreich,  wurde  auf  diese  Weise  die  Einheit  des  Rechts  von 
den  Königen  theils  durch  einzelne  Gesetze  und  Verordnungen,  Iheils 'durch 
Gesetzbücher  geschaffen  oder  befestigU 

A.  Was  Italien  *)  betrifft,  das  in  eine  Menge  kleinerer  Slaaler  zer- 
fiel, von  welchen  die  meisten  Republiken  gewesen  waren,  so  war  dessen 
Rechlszusland  dem  in  Deutschland  fast  vollkommen  gleich.  Das  Corpus 
Juris  Cinlis  mit  InbegrilT  der  libri  feudorum  und  des  Corpus  Juris  Cano- 
nici waren  die  Quellen  des  gemeinen  Rechts,  welche  aber  überall  dem 
SlalularTechl  der  Städte  und  des  als  Accessorium  mit  ihnen  verbundenen 
Landes  vorging.  Die  Statuta  wurden  fast  überall  unter  dem  Einflust  des 
gemeinen  Rechts  neu  redigirl,  vom  fünfzehnten  bis  ins  achtzehnte  Jahr- 
hundert, oder  doch  in  Sammlungen  zusammcngeslellL  Es  sind  1591,  1595, 
1597  die  von  Venedig,  1597  von  Genua,  Neapel  1567,  1588,  von  V;rona 
1588,  Treviso  1555,  Vicenza  1539,  Rom  1519  *)  1581,  Urbino  1559,  Bo- 
logna 1561 , Peruggia  1528,  ferner  die  aus  verschiedenen  Zeiten  stnn  men- 
den  von  Pisa,  Mailand,  Mantua,  Florenz,  Lukka,  Ravenna  u.  n.  In  allen 
diesen  Städten  oder  Staaten  wurde  das  öfTentliche  Recht  theils  lurch 


1)  Eine  deutsch  geschriebene  Rechlsgeschichic  Italiens  hat  man  noch  nich  ; das 
neuste  italienische  Werk  ist  das  des  Graten  Sclopis,  Storia  dellaLegilt  xione 
Itaiiana,  Torin.  1840 — 4.  2 B.  8. 

2)  Gans,  Erbrecht  III.  S.  238  folg. 
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Verordnungen  der  Regierungen,  theils  in  Folge  innerer  Stürme  durch  Ver- 
fussungsiirkundcn  regulirl.  In  l’ieiuont  findet  man  eine  grössere  TlüUig- 
keil  der  landesherrlichen  Gewalt,  insbesondere  die  1430  und  1561  durch 
iimfussende  Edikte  das  Recht  gesetzlich  ordnete  und  ITTO  eine  olficielle 
Sammlung  des  gesammten  allgemeinen  Rechts  des  Landes  veranstaltete, 
welche  nach  dem  Sturze  Napoleons  181-4  gerade  wie  sie  früher  bestand 
lurmlich,  jedoch  nur  auf  kurze  Zeit,  wieder  eingeführt  wurde. 

B.  in  Spanien  ')  fuhr  man  fort  durch  neue  Zusainmcnstellungen 
des  in  Folge  der  gro.ssen  ge.setzgeberisehen  ThiUigkeit  der  Könige  immer 
ungewisser  werdenden  Rechtszustandes  die  s.  g.  Jiecopi/arhnex , Fiieros, 
Leyes,  Ordetiamas , Cedulas,  I'ragmaliciis , Provisiones  u.  s.  w.  zu  veran- 
stalten, ohne  jedoch  die  älteren  ausser  Krall  zu  setzen,  ein  Verfahren  das 
bis  ins  neunzehnte  Jahrhundert  fortgesetzt  wurde.  Im  Jahre  1566  schon 
wollte  Philipp  II.  durch  seine  Sueva  RecopUucion  *)  der  Rechlsunge- 
wissheit  ein  Ende  machen,  Hess  aber  dennoch  den  Fuero  Juzgo  die 
Siete  Partidas  u.  s.  w.  in  Kraft  bestehen.  Es  erschienen  aber  neue  Reca- 
piliilacioncs,  die  freilich  meistens  nur  vermehrte  Ausgaben  der  von  1566 
sind,  indem  man  in  die  entsprechenden  Titel  die  in  der  Zwischenzeit  von 
einer  Ausgabe  zur  andern  erschienenen  Gesetze  einschaltelc  und  zwar 
ohne  System  und  Sorgfalt.  Man  lindel  solche  angeführt  v.  1569,  1580, 
1610,  1640,  1T23,  1145,  1TT2,  1775,  1777,  1798,  1804.  ») 

Die  miei’isshiM  recopilacion  de  las  leges  de  Espamu,  welche  sich  von 
der  früheren  durch  die  Einschaltung  der  Gesetze  seit  17-45  unterscheidet, 
war  noch  vor  kurzem  der  wesentliche  Thcil  der  spanischen  Gesetzgebung 
und  beginnt  seit  wenigen  Jahren  neuen,  das  alte  Recht  vollständig  ab- 
rogirenden,  Gesetzbüchern  Platz  zu  machen.  *)  (S.  unten  §.  132.) 

Ausserdem  bestanden  die  Fueros  und  sonstigen  Rechte  der  einzel- 
nen Provinzen  als  Partikularrechtc  forU 

116.  0.  In  Frankreich  *)  war  der  Gegensatz  des  Südens  und 

Nordens  vollkommen  ausgcbildet.  Dort  in  dem  pays  du  droit  ecrit  war 
das  römische  Recht  so  durchgreifend  herrschend,  dass  es  nur  geringeren 
Modificationen  durch  die  Parlikularrechte  der  Provinzen  unterlag,  ln  den 


1)  Vergleiche  die  Lehrbücher  der  spanischen  Rcehtsgeschichlc  von  Sanchez  B.  11. 
S.  139.  Sempere  S.  483  folg.  hes.  S.  543  Anlequcra  u.  Koniero  S.  235 
folg.  Notizen  (Inden  sich  bei  Gans  Erbrecht  III.  383.,  Tejada  in  der  Zeitschrift 
für  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft  des  Auslands  XI.  S.  397. 

2)  Sie  ist  gedruckt  wie  schon  oben  S.  266  Irenierkt  iin  Bd.  XI.  der  Ciidigos.  Sie 
ist  in  2 Theilen  enthalten,  bi-steht  aus  9 Büchern  in  212  Titeln. 

3)  Gans  S.  385. 

4)  Eine  Ausgabe  davon  erschien  in  Paris  1832  in  4 Bd.  4. 

5)  Zu  vergleichen  die  unten  am  nüthigen  Orte  angeführten  Werke  Klimraihs, 
Schaffners  und  des  Verfassers  über  die  französische  Rcchtsgeschichte. 

20 


Digitized  by  Google 


306 


pays  du  droit  coutumier  des  Nordens  gab  es  zwar  auch  ein  droit  commun, 
dessen  yuellen  das  Corpus  Juris  Civilis  und  das  Corpus  Juris  canonici  und 
eine  Anzalil  allgemeiner  Gewohnheilsreclilsregeln  waren,  die  durch  D u M o u- 
lin  t 156Ü,  Loysel  + 1(510  de  Lauriere  t 1728  u.  a.  eine  feste  Fas- 
sung und  anerkannte  Auslegung  erhallen  hatten;  allein  die  Hauplquellen 
des  gellenden  Rechts  waren  die  Coutumes  der  einzelnen  Provinzen,  Bezirke 
und  Städte,  welche  vom  sechzehnten  Jahrhundert  an  auf  Befehl  der 
Könige  *)  fast  alle  durch  neue  unter  dem  Einfluss  des  römischen  Rechts 
veranstaltete  Redaktionen  oft  sehr  wesentlich  umgestallet  wurden.  Das 
Verfahren  bei  den  neuen  oflicicllen  Rcdactionen  der  Coutumes  war  das: 
dass  von  dem  Parlament,  in  dessen  Sprengel  das  Land  oder  der  Ort  lag. 
Commissäre  mit  einem  provisorisch  gefertigten  Entwürfe  gesandt  wurden, 
welche  die  Stände  oder  Abgeordneten  derselben,  oll  die  Notabeln  des 
Landes  und  insbesondere  dessen  namhafteste  Rechtsgelehrlen  versammel- 
ten, ihnen  die  einzelnen  Artikel  vorlrugen,  um  sich  von  deren  Ueberein- 
slimmung  mit  dem  wirklich  geltenden  Lokalrechle  zu  überzeugen;  dann 
einen  definitiven  Entwurf  mit  den  für  nöthig  erachteten  Verbesserungen 
ausarbeilelen,  der  vom  Parlamente  geprüft  und  gut  geheissen  und  dann 
mit  Zustimmung  des  Königs  als  Coutume  de  la  provitwe , du  bailtage,  de 
ln  vitlc  u.  s.  w.  publicirt  wurde.  Manche  Coutumes  wurden  die  Quellen 
oder  Vorbilder  anderer,  unter  andern  die  höchst  wichtige  Coutume  von 
Paris  in  ihrer  zweiten  Redaktion  v.  J.  1;>80.  Unter  Heinrich  III.  war  das 
Werk  der  officiellen  Redaktion  der  Coutumes  im  Wesentlichen  vollendet. 
Im  pngs  du  droit  ccrit  fand  nur  selten  eine  solche  stall,  dagegen  bestan- 
den die  mittelalterlichen  Lokalslatutcn  meistens  fort. 

Die  Einwirkung  der  königlichen  Cewalt  auf  die  Rechtsgeslallung  Frank- 
reichs beschränkte  sich  aber  nicht  auf  diese  Reformen  des  Partikular-  und 
meistens  Privatrechls;  das  gesammle  öffentliche  Recht  wair  das  Werk  ihrer 
Machtvollkonmienheil.  Sie  ordneten  d.asselbe  nicht  blos  durch  eine  un- 
endliche Zahl  einzelner  auf  die  laufende  Staatsverwaltung  bezüglichen  Ver- 
ordnungen (Ordomumees),  sondern  auch  durch  sehr  umfassende,  allgemeine. 


1)  Seine  Mussersl  wichtigen  Institutes  Coutumieres  mit  de  Lauriercs  vorlrcUlichem 
ComnicnUii-  haben  1810  die  II.  Laboulayc  und  Uupin  mit  guten  Anmer- 
kungen neu  lierausgegebcn. 

2)  Sotchc  Bcrehte  erlieasen  Carl  VII.  1153,  C.arl  VIII.  1493  und  1497,  Ludwig  XII. 
1505,  Heinrich  II.  1559. 

3)  Eine  ausführliche  Darstellung  der  Geschichte  der  Abfassung  der  Coutumes  flndel 
sich  in  Klimraths  Etndes  sur  les  Coutumes  Paris  1837  (wiederholt  in 
dessen  Trnvaux  sur  Chistoire  du  droit  f rauf  nie  B.  II.  S.  135  folg.),  in  des 
Verfassers  fr  a n zösi  sc  he  r Staats-  und  R cch  I s gcsc  h i ch  t c B.  II.  S.  76 — 
100  und  in  Schliff  ners  Geschichte  der  Rechlsverfassnng  Frankreichs  B.  III. 
S.  124 — 147.  Frankreich  besitzt  fast  eine  vollständige  Sammlung  seiner  Coutu- 
mes im  Coutumier  gdneral  pur  Bourdot  de  Riekehourg  4 Bde.  fol.  1724. 
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die  den  Ordnungen  des  deutschen  Reichs,  oder  den  Landesordnungen  der 
deutschen  Fürsten  zu  vergleichen  sind.  Die  wichtigsten  dieser  allgemei- 
nen Ordormances  wurden  bei  Verabschiedungen  der  Rcichsstiinde  (Etats 
yeneraux)  erlassen,  lüliren  gewöhnlich  den  Namen  nach  dem  Ort,  von 
wo  aus  sie  dnlirt  sind , und  cntliallcn  vor  Ludwig  XIV.  allgemeines  Ver- 
waltungs-,  Polizei-,  Finanz-,  oft  Criminal-  und  bcsoiulcrs  hiiullg  Prozess- 
recht, zuweilen  (und  zuletzt  mehr)  auch  Privalreclit.  Die  berühmtesten  der- 
selben sind  die  Ürdomtances  vonCremieux  153(i,  V illers -C ote re ts 
1539,  Mouliiis  LVM),  Orleans  (15üü)  Roussillon  1563  und  zwei  von 
von  Blois  15T6  und  1579. 

Die  berühmteste  allgemeine  Ordonnance  Ludwig  XIII  v.  Jahre  1629  er- 
hielt nach  dessen  Redakteur  (einem  Minister)  den  Namen  des  Code  Maril- 
tac,  welchen  schon  einige  Sammlungen  der  Verordnungen  eines  Königs 
führten,  wie  z.  B.  der  zuerst  v.  Brisson  angelegte  und  von  Charondas  ver- 
besserte Code  de  Henri  III.  1609,  die  Codes  von  Henri  IV.  1612,  Louis 
XIII.  1628,  in  welchen  man  die  verschiedenen  Verfügungen  der  Ordonnan- 
ces  in  Büchern  und  Titeln  den  Materien  nach  zusammen  zu  stellen  |)IIegtc.  ') 

Ludwig  XIV.  entwickelte,  durch  seinen  grossen  Minister  Colbert  geleitet, 
eine  umfassendere  und  eine  ganz  neue  Richtung  verfolgende  gesetzgebe- 
rische Thätigkeit.  Er  veranstaltete  durch  sein  Machtwort  eine  durchgrei- 
fende Codillkation  verschiedener  Hauptzweige  des  Rechts.  Frankreich  er- 
hielt durch  ihn  1667  in  der  Ordonnance  Civile  eine  allgemeine  bürgerliche 
Prozessordnung.  1670  in  der  Ordonnance  Criminelle  ein  Straf-  und  ein  Stral- 
prozessgesetzbuch , 1673  in  der  Ordonnance  du  Commerce  ein  allgemeines 
Handelsrecht,  und  1695  eine  Ordonnance  über  die  geistliche  Gerichtsbarkeit. 
Die  wichtigsten  Zweige  des  Verwaltungsrechts  wurden  codificirt  ilureh 
die  Ordonnance  de  la  Marine  von  1680,  des  Etmx  et  Forets  von  1669,  den 
s.  g.  Code  mir  (über  die  Coloiücn  und  das  Sklavenrecht  derselben),  uml 
durch  die  Ordonnanccs  de  T Administration  des  l’illes  v.  1667.  1672.  ICg^l. 

Eine  Coditikation  des  bürgerlichen  Rechts  hielt  man  weder  für  mög- 
lich noch  für  nöthig.  Doch  erwhchle  unter  Ludwig  XV.  der  Gedanke  einer 
tlieilweisen  Umgestaltung  einzelner  Lehren  des  bürgerlichen  Rechts  und 
führte  zu  der  Ordonannce  des  Donations  (v.  1731),  zu  der  der  Testamente 
V.  1737,  der  der  Substitutionen  von  1747  und  einer  andern  über  die  Rechte 
der  geistlichen  Corporationen  tind  ihrer  Angehörigen  (Gens  de  mainnwrte) 
V.  1749.  Im  Jahr. 1771  erschien  noch  eine  neue  Ilypothekenordnung.  *) 
Ludwig  XVI.  machte  verschiedene  vom  Geiste  der  neueren  Zeit  verlangte 
Reformen  z.  B.  1779  über  die  Auflicbung  der  LeibeigenschaR,  1787  über  die 
bürgerliche  Rechtsgleichheit  der  Protestanten,  Ober  dieAufliebung  derFrohnden 


1)  Di>9  Verfnisori  franz,  Staats-  und  Rcclitsgcschichic  II.' S.  101  folg.  Schäffner 
B.  a.  0.  S.  148  folg. 

2)  Dc(  Verf.  franz&sische  Staats-  und  Rcchtsgeschicbtu  B.  II.  S.  104 — 109. 

‘20* 
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V.  177G,  tliTcii  Einregislrining  durch  das  Parlament  vermitlelsl  eines  s.  g. 
LU  de  Jiistice  erzwungen  werden  musste. 

I)ic  grosse  Zahl  und  Wichtigkeit  der  königlichen  Ordonnanzen  und 
anderer  .MUe  ihrer  Regieningsgewalt  machte  das  Bedürfniss  einer  voll- 
ständigen Sammlung  derselben  fühlbar;  für  die  älteren  Zeiten  bis  zum 
sechzehnten  Jahrliundert  wurde  es  befriedigt  durch  das  s.  g.  Recueil  de 
Ijiuvre,  d.  h.  die  17Z3  auf  Staatskosten  begonnene  und  1850  bis  auf 
Kranz  1.  fortgelfllirte  Sammlung  der  Ordomances  des  Bois  de  France, 
21  Ud.  folio. 

Kine  vollständige  chronologische  Sammlung  aller  königlichen  Verord- 
nungen vom  Anläng  der  fränkischen  Monarchie  bis  1789,  in  welcher  aber 
von  den  minderwichtigen  nur  die  Kubriken  angegeben  sind,  veranstalteten 
V.  1811  bis  1K30  in  23  Bänden  die  Kechtsgelchrten  Jourdan,  Decrusy, 
Isambcrt  und  Taillandier.  Systematisch  geordnete  Auszüge  aus 
den  Urdonnanzeii  erschienen  zu  verschiedenen  Zeiten,  die  theils  das  ganze 
Keeht  ‘)  umlässtcn,  theils  nur  einzelne  Zweige  der  Gesetzgebung  behan- 
delten. Die  letzten  erhielten  häufig  von  ihren  Verfassern  gleichfalls  den 
Titel  Code.  *) 

I).  Die  Uingeslaltung  der  Coutumes  in  Frankreich  hatte  Einfluss  auf 
die  damals  unter  der  Herrschaft  Carls  V.  vereinigten  Niederlande;  auch 
hier  wurden  ofliciclle  s.  g.  homologirte  Redaktionen  der  Stadt  und  Land- 
rechte- veranstaltet  und  öfters  enieuert.  *)  Das  öffentliche  Recht  war  theils 
durch  Verträge  mit  den  Ständen,  theils  durch  Verordnungen  (Placaeten*) 
genannt)  regulirt;  cs  verlor  aber  in  Belgien  während  der  spanischen  Herr- 
schaft ganz  seine  politische  Bedeutung. 

E.  Englands  Rechlsentwicklung  *)  war,  auch  seitdem  sechzehn- 


1)  Z.  B.  das  Werk  von  P.  tjuenoys,  Cniifereiire  des  ordonnances  royales 

arec  atiaotatioHS,  Paris  t611.  3 Vol.  folg.  Chronirlogi.sch  geordnet  ist  da- 

gegen das  Recueil  von  Neron  und  Girard,  verbessert  von  l.iiiiriere  et 
Ferriere.  Paris  1720.  2 V.  fol. 

2)  Hierher  gehören  der  Code  mntrimoMial  v.  Ridaat  1770,  der  Code  pdtial 
V.  I.averdy  1765  u.  1777,  der  Code  de  la  poliee  v.  Duchesne  und 
Pranll  1777,  der  Code  militaire  von  ßrigiicl  1761  u.  a.  S.  über  alle 
diese  Werke  Camus,  Ili/iliotheiine  choisie  des  livres  de  droit  ed.  par 
|iu|iin  1835.  N'rus.  1018—1123. 

3)  S.  ü ra  n d ga  g n agc : de  rinflaeHce  de  la  legislation  fran^aise sar  relle  des 
Payshns  peadaal  te  l^ihne  et  \1ieme  sietles.  Brux.  1831.  Man  hat  Sanini- 
luiigen  der  rostuirien  v.  Vlaenderen,  z.  B.  eine  von  1. c Grand  in  3 Bd.  fol. 
inil  französischen  Kebersetzungen  1749,  und  eine  in  12 Bd.  in  8.  von  van  den 
llaake,  desgleichen  eine  v.  Brabant. 

4)  Man  hat  gleichfalls  S.vintniungcn  der  Placaeten  v.  Vlaenderen  und  der  v. 
Brabant.  S.  .M i t ter iiiai e r,  Priv.  R.  J.  47.  n.  4. 

5)  Zu  vergleichen  Crabh,  Geschiehlv  des  englischen  Rechts  deutsch  v.  Schaffner 
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ten  Jahrhundert,  von  der  der  Länder  des  Continenls  sehr  verschieden. 
Keine  Art  von  Codiflkalion  des  Rechts  hatte  statt;  das  Common  Law  bil- 
dete sich  ins  kleinste  Detail  durch  die  Rechtsselehrten  aus,  d.  h.  durch 
die  Entscheidungen  der  Gerichte,  theils  durch  juristische  Werke;  das  ge- 
setzliche Recht  (Statut  Law)  beruhte  auf  einer  unendlich  grossen  Zahl  un- 
ter Mitwirkung  des  Parlaments  erlassener  königlicher  Verordnungen,  die 
selten  weiter  greifende  Reformen,  sondern  nur  specielle  Verbesseningen 
des  bestellenden  Rechts  enthalten. 

Die  grosse  Wichtigkeit  der  gerichtlichen  Entscheidungen  veranlasste 
die  Anlegung  von  Sammlungen  derselben.  Man  nannte  sie  Reports  und 
die  Verfasser  solcher  Sammlungen  Reporters.  Es  gibt  eine  grosse 
Zahl  solcher  Werke,  die  nach  den  Namen  ihrer  Verfasser  benannt  und 
angeführt  werden;  die  geschätztesten  unter  diesen  sind  Dyer,  der  zur 
Zeit  Heinrichs  VH.  und  VIII,  Plowden,  der  unter  Edward  VI,  Cokb  und 
Croke,  die  unter  Jakobi,  und  Carl  I.  lebten.*)  Zwischen  159T  und 
1653  wurden  mehrmals  Commissionen  ernannt  zur  Revision  und  zur  Ab- 
kürzung des  Statutenrechts , stellten  aber  unverrichteter  Sache  ihre  Thätig- 
keit  wieder  ein.  *) 

Die  Rechtsgelehrten,  welche  die  bewährtesten  Lehr-  oder  Handbücher 
des  gesummten  englischen  Rechts  schrieben,  sind  Lord  Coke  f 1634,  dessen 
schon  angeführter  berühmter  Commentar  über  Littletons  Tenures  in  4 Bü- 
chern den  Titel  Institutes  of  the  Law  of  England  führt  und  eine  grosse 
Zahl  Ausgaben  gehabt  hat  *) ; Blacks  tone,  dessen  Commentar  (v.  J.  1794) 
in  die  wichtigsten  europäischen  Sprachen  übersetzt  ist,  dann  Wood, 
dessen  Institutionen  (v.  1720),  Sullivan,  dessen  Vorlesungen  {Lectures) 
und  Wood deson,  dessen  systematische  Uebersicht  des  englischen  Rechts 
V.  1777  {ßystematical  View  of  the  Laws  of  England),  im  grössten  An- 
sehen stehen  und  mehrere  Ausgaben  erhalten  haben.  Unter  den  kürzeren 
Darstellungen  oder  Compendien  des  englischen  Rechts  hebt  Crabb  hervor: 


in  den  Iclzlcn  C.npilcln.  Eine  zwar  »ehr  kurze  aber  sehr  klare  Cliarakteristik 
der  Quellen  des  englischen  Rechls  gib!  Th.  Solly  in  Berlin  in  seiner  so  eben 
(1853)  erschienenen  kleinen  Schrift : Grundsfttzc  des  englischen  Rechls  über  Grund- 
besitz, Erbfolge  und  Güterrechl  der  Ehegatten. 

1)  Crabb  Geschichte  de»  englischen  Recht»,  übersetzt  v.  Schsrfner  S.  576. 
Die  Franzosen  übersetzen  da»  Wort  Reports  mit  Remids  des  arrits.  Ver- 
gleiche über  dieselben  Cb.  P.  Cooper,  Lettres  Sur  Itt  cour  de  Itt  Chnn~ 
cellerie  2.  Ausg  v.  Roy-Collard.  Paris  1830  p.  24t. 

2)  Ch.  P.  Cooper,  tjettres  tnr  ln  ronr  de  ln  Chnncellerie.  S.  166  folg. 

3)  Bei  Camus  ist  unter  Nr.  3047  die  18  v.  Jahr  1823  angeführt.  Ch.  P.  Coo- 

per sagt  in  seinem  Briefe  Ober  den  Gerichtshof  des  Kanzlers  p.  286  von  bei- 
den Werken : Littleton  est  tellement  eetimd  que  son  texte  ett  regardd 
ramme  ln  loi  du  pnge,  et  le  commentnire  de  Ceke  jeuit  d peu  pris 
de  la  mime  nntaritd. 
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die  .tf>rid'/im>n>s  von  Holle,  Viner  und  Bncon,  das  Abridgment  of 
the  Commun  /,«»•  Ä’/ior/»- \on  Pelersdorl'f  und  das*)  Digest  vonComyn. 

Nt'licn  den  l.i  liilnieheni  giebt  cs  eine  belriichlliche  Zahl  Abhandlungen 
über  die  wicdili^'slen  liechislehren  *),  unter  welchen  Crabb  gleichfalls  eine 
von  Lord  Coke,  versehiedene  von  Hawkins,  Bacon,  Madox,  Wil- 
liam .Ion es  u.  a.  auszeiehnel.  Endlich  giebt  es  benihnUe  Sammlungen 
der  Bescheide  einzelner  (örichlshüre,  Register  der  Gerichlspraxis,  Reper- 
torien. ^\'()rlerbnt•ller  und  Werke  dieser  Art  *). 

1 17.  F.  In  den  skandinavischen  Königreichen  nahm  die  königliche 
Gewalt  die  Weiterbildnn?  iles  Hechts  in  ihre  Hand.  In  Dänemark  wurde 
sowohl  durch  eine  Anzahl  umfassender  Verordnungen,  die  als  Reichslags- 
abschiedc  (Hecesse)  |inblieirt  zu  werden  pflegten,  als  auch  durch  ganz 
speciellc  Einzelverordnungen,  königliche  Briefe  und  dergleichen  Acte  das 
Vervvallnngs-  und  das  Crnninal-,  in  manchen  Materien  auch  das  Privat- 
recht  (?..  H.  die  Pachtverhältnisse,  das  Recht  der  Morgengabe  u.  s.  w.)  so 
sehr  niiigestaliet,  dass  die  66  Jahre  von  1522  bis  15B8  von  Kolderup 
liosen\  inge  *)  als  eine  eigene  (die  4.)  Periode  der  dänischen  Rechls- 
gescliichte  behandelt  und  eine  Uebersicht  des  ganzen  am  Ende  derselben 
geltenden  Hechts  gegeben  werden.  (§.  130—156.)  Auf  dieselbe  lässt  er 
bis  Hi.'O  eine  fünfte  folgen,  während  welcher  noch  kräftiger  auf  die  Her- 
stellung der  Einheit  des  dänischen  Rechts  hingearbeitel  wird,  Iheils  da- 
durch, dass  das  l.'dKl  neu  revidirte  jütische  Gesetz  von  Friedrich  IV.  nach 
>ind  nach  zum  allgemeinen  Landrecht  des  ganzen  Reichs  erhoben  wird, 
theils  durch  die  Pidjiicalion  zweier  weilgreifender  Hecesse,  des  kleinen 
vom  Jahr  llil.'i  und  des  grossen  vom  Jahr  1643  in  3 Büchern.  Ausserdem 
wurden  verschiedene  Spccialverordnungen  und  Privilegienbriefe  für  die  ver- 
schiedenen Stände  erlassen.  (Rosenvinge  §.  117  — 159).  Nach  der 
Einfidirung  <les  absoluten  Königthums  (1660)  gedieh  der  Pl:m  einer  voll- 
ständigen und  detiniliven  Codifikation  des  ganzen  Rechts  schnell.  Den 
2(i.  Januar  Ititil  setzte  Friedrich  III.  zu  dessen  Ausführung  eine  Commis- 
sion nieder,  die  ItiTü  den  Entwurf  eines  Codex  Friderictus  noch  vor  dessen 
Tod  beendigte.  .Sein  Nachfolger  Christian  V.  unterwarf  denselben  mehr- 
läclien  Hevisiunen  und  sanctionirle  ihn  den  25.  Juni  1683  als  D.änemarks 
allgemeines  Gesetzbuch,  (bis  von  ihm  den  Namen  führt  und  noch  gilt. 
Alle  früheren  Heclil.squellen  wurden  aufgehoben.  Es  zernUlt  in  sechs  Bü- 


lt Crakb  S.  592. 

2)  N.iclt  Cu  CI  per  stehen  von  den  vielen  civilistischen  Abhandlungen  nur  wenige 
bei  den  Gerichten  in  Ansehen,  ja  selbst  nicht  die  Lehrbücher  des  englischen 
H"chts,  mit  .Ausnahme  tos  angeführten  von  Coke. 

.1)  Cratiti  S.  590.  Eine  .iosgew*lille  kurze  Bibliographie  des  englischen  Rechts 
findet  sich  bei  ZVi/n/rr,  ed.  v.  Dupin  N.  3018  bis  3205. 

4l  Encyclopsdie  S.  74. 
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eher,  deren  erstes  das  Proccss-,  das  zweite  das  Kirchen-,  das  dritte  das 
Personen-,  das  vierte  das  See-,  das  fünfte  das  Sadicn  - und  das  sechste 
das  Strafrecht  enthalten.  Die  Besliiiimiingcn  derselben  sind  den  älteren 
Rechisqucllen  entnommen,  so  dass  in  ihm  die  gesummte  nationale  Rechts- 
entwickhmg  Dänemarks  zum  Abschluss  kam.  Es  erschien  seitdem  je- 
doch eine  Masse  Verordnungen,  die  im  Jahr  18^16  auf  50  Duartbände  her- 
angewachsen war*). 

Die  Veränderungen  des  dänischen  Rechts  wirkten  auf  das  mit  Däne- 
mark politisch  verbundene  Norwegen  zurück.  Auch  hier  erschienen 
viele  Einzelverordnungen  und  Rccesse,  aber  schon  1604  unter  Christian  IV. 
ein  Gesetzbuch,  welches  aber  168T  durch  ein  neues  dem  dänischen  von 
1683  nachgebildetes  von  Christian  V.  ersetzt  wurde.  Eine  neue  Kirchen- 
ordnung wurde  160T  publicirt  *).  Auch  in  Schweden  erstrcble  die  kö- 
nigliche Gewalt  die  Einheit  des  Rechts,  was  um  so  leichter  zu  erreichen 
war,  als  dos  Uplands- Gesetz  in  den  übrigen  Provinzen  nls  subsidiäres 
Recht  galt.  (S.  ob.  §.110.  11.  B.)  König  Magnus  Erichson  hatte  schon  1349 
auf  dem  Reichstag  zu  Orenberg  ein  allgemeines  Gesetzbuch,  Allmen  Schne- 
rigs  Lagbok  auch  MedeUag  genannt,  uusarbeilen  lassen.  Im  Jahr  1442 
Hess  es  König  Christopher  durch  den  Prälaten  N'icolaus  Reginaldi  nls  Lands- 
lagh  neu  redigiren.  Durch  den  Domherrn  Jagemondsun  wurde  es  1481 
in’s  Lateinische  übersetzt  und  blieb  die  Grundlage  eines  von  Carl  IX.  snnk- 
lionirten  Landrechts,  zu  welchem  unter  Gustav  Adolph  1615  eine  Process- 
ordnung  und  1618  eine  Stadtrechlsgesetzgebimg  hinzukommen ; beide  hat 
Loccenius  1672  in's  Lateinische  übersetzt.  Carl  XL  setzte  1686  eine 
Commission  zur  Ausarbeitung  eines  einzigen  allgemeinen  Gesetzbuches  nie- 
der, die  auch  einen  Entwurf  verfasste.  Aber  erst  1734  wurde  es  von  Kö- 
nig Friedrich  als  Smeriges  Rikes  lag  publicirt  und  ist  bis  jetzt  noch  die 
Hauptquelle  des  schwedischen  Rechts.  Im  Jahr  1736  erschien  davon  eine 
deutsche  und  1743  eine  lateinische  Uebersetzung.  Schwedische  Kirchen- 
ordnungen sind  1571  und  1686  sanctionirt  worden*). 

G.*)  Russland  behielt  das  1554  cingeführte  Gcrichtsbuch  (Sudebnik) 


1)  Rosenvinge  §.  182,  u.  drsspn  Jur.  Encjclopüdii’  60 — 61. 

2)  Dreycr,  Bcilrsgc  S.  81 — 82.  Rose  ii  v i n ge’s  Encycrop.  Jj.  69—71. 

3)  Drcycr  ».  a.  0.  S.  91 — 93.  R o s e n v i n g e’ s Encyclopädic  J.  73 — 78.  Ziems- 
scii  in  der  Zeitschrift  für  Geselzg.  u.  R.-W.  des  Ausland.«  XII.  375.  XIII.  17. 
Dieser  Schriftsteller  sagt  von  diesem  Gesetzbuch : es  ist  kein  Code  in  anderem 
Sinne  des  Worte«,  aber  eine  sehr  verständige  Compilation  des  gellenden  Rechts, 
welche  auch  noch  jetzt  wegen  der  Festigkeit  und  Gcreehtigkeit  ihrer  Prineijuen, 
als  auch  wegen  der  kurzen , bündigen  und  kraftvollen  Sprache , worin  sic  ver- 
fasst ist,  als  ein  wahres  Muslcrwerk  dasteht. 

4)  S.  v.  Reutz,  Russische  Staats  - u.  Rechtsgeschichtc  11.359,  Maciciowski,  Sla- 
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mit  wenigen  Zusiitzen  vermclirl  bis  1619.  In  diesem  Jahre  ernannte  Kaiser 
Alexei  Mieluilowiisch.  Grossvaicr  Peters  des  Grossen,  nach  gepflogener 
üerathung  niil  der  Geistlichkeit,  aus  den  Heichsbojaren  und  vornehmsten 
llolbeamten  eine  Commission  zur  .Abfassung  eines  neuen  Hechts-  oder  Gc- 
setzliuehs.  längeselzl  den  16.  Juli,  volleiulele  sie  ihr  Werk  den  3.  Oktober, 
welches  solorl  als  Gesetzbuch  sanclionirl  wurde  und  den  Namen  Ulosche- 
II  ie  fiitirl.  Es  besteht  aus  2ö  Titeln  mit  Artikeln,  enthalt  vorzugsweise 
russisches  National-,  doch  auch  einiges  römische  Ileclil  und  blieb,  obwohl 
überaus  lückciihafl,  bis  183M  in  Krall,  freilich  zuletzt  nur  als  ein  kleiner 
Theil  der  sehr  umfassenden  russischen  Gesetzgebung.  Schon  Peter  der 
Grosse  hatte  ITÜO  eine  Comiiiission  zur  .Ablassung  eines  ausführlichen  Ge- 
setzbuches ernannt,  welche  nach  und  nach  ITH  bis  1812  durch  zehn  ver- 
schiedene zum  Theil  mit  ganz  andern  Inslructiuncn  versehene  Commissionen 
ersetzt  wurde.  Es  kam  in  denselben  nur  zu  Vorarbeiten  und  zuweilen  zu 
Entwürfen,  wahrend  die  ,>lasse  der  Gesetze  und  Verordnungen  sieh  in's 
Unendliche  verinchrle. 

Kaiser  Niculaus  machte  endlich  die  Gesetzreforin  durch  eine  vullst.än- 
dige  Codilication  zu  einer  ernsten  Rcgierungsangelegonheit.  Im  Jahre  1826 
wurde  die  letzte  Commission  aufgelöst  und  eine  Scction  des  Justizministe- 
riums zur  Ausarbeitung  der  Gesetzbücher  geschullcn,  die  1838  ihr  Werk 
vollendete.  (S.  unten  §.  132.) 

ln  Polen  wurden  nach  dem  Gesetzbuch  Casimirs  vom  Jahr  1347 
nur  einzelne  Gesetze  und  Verordnungen  und  zwar  bis  1550  in  lateinischer 
Spruche  unter  der  Benennung  Slalula,  aber  seit  dem  zuerst  unter  Sigismund 
August  in  polnischer  Sprache  (lateinisch  ConstUutiones  genannt)  erlassen. 
Die  Zahl  dieser  Acte  wurde  so  bedeutend,  dass  man  schon  früh  darauf 
bedacht  war,  Sammlungen  derselben  zu  veranstalten.  Es  waren  aber  nur 
Privalarbcilcn,  man  hat  solche  von  1505,  1532,  1553,1570,1594,1600,1637, 
1643,  1699,  1703,  1716,1732.  Aus  allen  ging  spiiler  die  von  dem  Juristen- 
Cullcgium  unternoimnenc,  von  Trcbiki  und  Konarski  gefertigte  Samm- 
lung aller  polnischen  Gesetze  von  13-16  bis  1780  in  8 Bänden  hervor,  die 
später  im  preussischen  Anthcile  Polens  in  so  weit  einen  olTiciellen  Cha- 
racter  erhielt,  dass  die  in  ihr  enthaltenen  Stücke  die  Vermiilhung  der  ge- 
setzlichen Geltung  für  sich  hallen.  Von  zwei  zu  zwei  Jahren  kamen  später 
Ergänzungsbände  hinzu.  1733  halte  man  auch  ein  Invcnlarium  des  polni- 
schen Rechts  in  al|>lmbelischer  Ordnung  gemacht,  welches  1754  vermehrt 
und  1782  von  Waga  seine  letzte  Hedaclion  erhielt.  Ein  Conipendium 
des  polnischen  Rechts  war  1736  erschienen. 

Das  Grossherzogthum  Lilhauen,  dos  .auch  nach  seiner  Einigung  mit 
dem  Königreich  Polen  ein  eigner  Staat  blieb,  erhielt  1529  unter  Sigis- 


vische  KechUgcscliiclitv  Bd.  III.  S.  459  flg-  Jakabowski  in  der,  Zeitschrift 
für  Geseirg.  u.  R.-W,  des  Auslands  Bd.  XV.  S 9t. 
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iiiund  r.  ein  allgemeines  Geselzl)iich  (Stalul).  Es  wurde  1564  revidirl  und 
gelangte  1568  zu  seiner  letzten  Uedaetion.  Ein  nlphabetiselies  Inventarium 
der  lithauischen  Gesetze  erschien  1T83  *). 

Aufschwung  der  Rcchtswissenschuft  iin  sechzehnten  Jahr- 
hundert * ). 

118.  Wie  sehr  auch  das  juristische  Studium  in  sich  abgeschlossen 
und  in  der  scholastischen  Richtung  der  letzten  Jahrhunderte  des  Mittel- 
alters befangen  war,  mussten  endlich  doch  die  Bestrebungen  der  Humani- 
sten einen  Umschwung  in  demselben  herbeiführen.  Es  waren  im  Anfänge 
des  sechzehnten  Jahrhunderts  nicht  mehr  blosse  Alterthumsforscher,  wie 
Valin,  Politian  u.  später  der  Pariser  Philolog  Budä  (Budäusf  1510), 
welche  mit  klassischem  Sinne  die  Rechtsbücher  Justinian’s  zum  Gegen- 
stände ihrer  gelehrten  Arbeiten  machten,  sondern  es  traten  auch  eigent- 
liche Juristen  auf,  die  in  diesem  neuen  Geiste  Vorträge  über  das  römische 
Recht  hielten,  oder  es  durch  SchriRen  beleuchtelen.  Die  ersten  Männer 
dieser  neuen  Schule  waren  der  italienische  Rechtsgelehrte  Andr.  Alciati 
(Alciatus)  t 1550  und  der  von  uns  schon  genannte  Deutsche  Zasius 
t 1535,  Rechtslehrer  an  der  noch  jungen  Universität  in  Kreiburg.  Der 
Erste  ® ) lehrte  in  Frankreich  und  in  Italien.  Er  schrieb  auch  über  die  alle 
Literatur  und  seine  SchriRen  waren  so  geachtet,  dass  man  1558  und  1617 
dessen  Opera  Omnia  in  vier  Foliobänden  herausg.ab.  Zasius“*),  ein  Freund 
von  Erasmus,  zeigt  sich  sowohl  in  den  vier  Folianten  seiner  juristischen 
Werke  als  insbesondere  in  seinem  1774  von  Ricgger  hernusgegebenen 
Briefwechsel  als  einen  so  hoch  gebildeten  Humanisten,  dass  er  den  ersten 
Gelehrten  seines  Zeitalters,  mit  deren  meisten  er  in  brieflichem  Verkehr 


1)  S.  aber  Polen  und  Lithaucn  Bandike  de  ttudio  jurie  Polotriei.  Fratitla- 
viae  1806  g.  IV — XXIII  und  Maciciowaki  a.  a.  0.  S.  42T. 

2)  Hugo,  Lehrbuch  der  Geschichle  dos  römischen  Rechts  seil  Juslinian  etc.  3.  Vers. 
Berlin  1830.  S.  192 — 318.  Haubold,  inetitutionee  juri*  romani  literariue 
t.  /.  Ltjatrne  1809.  8.60  - 99.  Des  V e r f.  Vorschule  der  Institutionen  S.229 — 253. 

Unter  den  früheren  Schriftstellern  Uber  die  juristische  Literaturgeschichte  sind 
anzuführen  : Terrasson,  hietoire  de  ln  jnrieprudenee  Komnine.  Parie 

1750.  fol.  Tnitiind,  Fiet  det  plue  ce'lehret  jurit-cnmnUri.  Paris  1787.  4. 

• Jugler,  Beiträge  zur  juristischen  Biographie  Bd.  1 — VI.  mit  Adelungs  Fortsetzung. 
1773  folg.  Für  die  Bibliographie  ist  Ijesonders  wichtig  Cnr/iirs,  Lettree  eur 
In  profeetion  it Advoeat  t.  //. , enthaltend  eine  Bihliotheque  choieie  dee 
livree  de  droit:  neueste  Ausg.  v.  Dupin  Paris  1832.  In  Deutschland  sind 
Ncitclbladt’s,  Eisenhart' s,  Westphal's  und  Kön  ig's  Literärgcschich- 
ten  des  Rechts  zu  nenncu. 

3)  Haubold,  S.  51.  Hugo,  S.  216. 

4)  Haubold,  S.  111.  Hugo  S.  213. 
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stand,  an  die  Seite  gesetzt  werden  muss.  Älciat  und  Zasius  bildeten 
ausgezeichnete  Schüler;  unter  denen  des  ersten  glänzen  der  spanische,  so- 
wohl um  das  Studium  des  römischen  als  des  canonischen  Rechts  hoch- 
verdiente A n ton  i US  u gii  st  in  ns  t !;><()  und  der  Niederländer  Viglius 
Zuichem  ah  .\ylla  f I5TT.  Unter  den  Schülern  des  Zasius  haben 
vor  allen  sich  Sichard  f l.V)2,  Kichard  f 1581  und  Mynsinger 
t I5S8  einen  Namen  gemacht 

Da  im  Anfänge  des  sechzehnten  Jahrhunderts  das  Studium  der  allen 
Sprachen  in  fast  allen  europäischen  I.ändern  einen  höchst  erfreulichen 
Aufschwung  nahm,  so  konnte  es  nicht  fehlen,  dass  auch  unter  den  Rechis- 
lehrern  die  Zahl  der  klassisch  gehildelen  .Männer  sich  vermehrte,  dass 
unter  diesen  sich  viele  mit  dem  römischen  Rechte  im  Geiste  des  Jahrhun- 
derts beschäftigten,  uml  so  geschah  es,  dass  gegen  die  Mitte  des  sech- 
zehnten Jahrhunderts  dasselbe  vorherr.schend  in  humanistischem  Geiste 
gelehrt  und  in  Schrillen  behandelt  wurde,  und  dass  am  Ende  desselben 
diess  Studium  in  voller  Hlüthe  stand. 

Die  Richtung  war  kritisch,  philologisch,  historisch,  die  Lehrmethode 
mehr  exegetisch  als  dogmatisch ; doch  gehören  auch  höchslbcdeutcnde, 
noch  immer  im  höchsten  Ansehen  stehende  dogmatische  Schriften  *)  über 
das  römische  Recht  dieser  Zeit  an.  Die  Bestrebungen  der  grossen  Civilisten 
derselben  gingen  auf  die  Feststellnng  des  Textes  sowohl  durch  Verglei- 
chung der  Handschriflen  als  vennittelst  der  höheren  Kritik,  und  daher  auf 
kritische  Ausgaben  aller  Thcile  des  Corpus  Juris  civilis,  auf  das  Aufßnden 
und  Bekanntmachen  der  Ueberreste  des  vorjuslinianischen  Rechts,  deren 
höchst  wichtige  zu  Tag  gefördert  und  commentirt  wurden,  auf  die  des 
nachjustinianischen  Rechts,  deren  gleichfalls  ein  beträchtlicher  Theil  ge- 
druckt erschien,  dann  auf  die  richtige  .Atislegung  aller Texlslcllen  und  eine 
neue  quellenniässige  Darstellung  aller  Lehren  des  römischen  Rechts.  Die 
der  Geschichte  desselben  war  nicht  Hauptzweck,  obwohl  dessen  ganze 
Behandlungsweise  historisch  genannt  werden  muss.  Aber  nicht  bloss  das 
römische  Recht  wurde  in  diesem  Geiste  bearbeitet,  sondern  auch  das  ca- 
nonischc,  ja  selbst  das  germanische  blieb  nicht  unbeachtet,  indem  man 
die  ältesten  Quellen  desselben  gleichfalls  hcrauszugeben  anfing.  < 

Die  grossen  Rechlsgelehrtcn  des  sechzehnten  Jahrhunderts  gehören 
Italien,  Spanien  und  Portugal,  Deutschland,  den  Niederlanden  und  der 
Schweiz,  vor  allem  aber  Frankreich  an.  Dieses  Land,  dessen  Cultur  der 
König  Franz  eben  so  wohl  wie  die  Kunst,  zu  heben  bemüht  war,  wurde 
der  Mittelpunkt  des  feineren  Rechtsstudiums , seine  Civilisten  bildeten  eine 


1 ) Die  besten  derselben  sind  Monographien.  Iloginalische  Systeme  des  ganzen  rö- 
mischen Rechts  gaben  in  Frankreich  Connanus  f 1551,  Donellns  f 1590, 
beide  unter  dem  Titel  Commenturii  Juris  civilis  u.  (i  re go  r ins  Tu  losnnu s 
t 1597,  u.  d.  T.  Syntufmn  juris  civilis  heraus. 
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Schule,  deren  Hauptsitz  die  Universität  Bourges  und  deren  mit  unsterbli- 
chem Ruhme  gekröntes  Haupt  der  grosse  Gajacina  (Cujas  aus  Tou- 
louse) war.  Geboren  1522  begann  er  seine  glorreiche  Laulbahn  1317  und 
starb  1590.  Besonders  berühmte  Vorgänger  oder  Zeitgenossen  von  ihm 
waren  in  Deutschland  die  schon  genannten  vier  Rechtsgelehrten  und  der  durch 
die  erste  vollständig  kritische,  auf  Kosten  der  Stadt  Nürnberg  (1.528 — 1530) 
veranstaltete  Ausgabe  aller  Theile  des  Corpus  juris  bekannte  Haloander 
(Hoffmann)  aus  Zwickau  t 1531,  in  Italien  ausser  Alciat,  der  durch 
seine  1553  veranstaltete  genaue  Ausgabe  des  florentinischen  Pandeclen- 
Manuscripts  um  die  Wissenschaft  höchst  verdiente  Laclius  Taurellius 
+ 1576'),  in  Frankreich*)  der  portugiesische  Rechtsgelelirte  Goveanus, 
t 1565,  die  meistens  in  Bourges  wirksamen  Hechtslehrer  Franc.  Dua- 
renus  (Duarein)  f 1559,  Eguinarius  Baro  (Baron)  1 1550,  Franc. 
Balduinus  (Baudouin)  f 1573,  Franc.  Hotomanus  (Hotman) 
t 1590,  Lud.  Charondas  (Le  Caron)  t 1617,  Ant.  Contius  (Le 
Cointe)  f 1527,  der  tüchtigste  Herausgeber  des  Corpus  juris  civilis  im 
sechzehnten  Jahrhundert*),  Hugo  Donellus  (Doneau)  f 1591,  der 
erste  Rechtsdogmatiker  seiner  Zeit  und  ebenso  ausgezeichneter  Ausleger, 
der  als  Professor  der  Rechte  an  der  Universität  Altorf  starb  * ) , sowie 
Barn.  Brissonius  (Brisson)  1591.  Ausser  Frankreich  machten  sich 
noch  in  dieser  Zeit  einen  Namen  der  Niederländer  Gabr.  Mudaeus 
t 1565  und  der  Schotte  Scrimger  t 1571,  der  erste  als  tüchtiger  Aus- 
leger des  römischen  Rechts,  dieser  als  Herausgeber  eines  vollständigeren 
griechischen  Textes  von  Justinian’s  Novellen. 

Von  der  Mitte  der  zweiten  Hälfte  des  sechzehnten  Jahrhunderts  an 
gelangten  schon  verschiedene  Schüler  des  Cujaz,  Doneau  und  anderer 
zu  grossem  Ruhme,  so  dass  ihre  Schriften  wie  die  jener  grossen  Meister 
noch  immer  zu  den  besten  der  civilistischen  Literatur  gezählt  werden. 
Wir  heben  unter  ihnen  hervor  in  Frankreich  Pet.  Pithoeus  (Pithou). 
ältesten  Schüler  und  Freund  von  Cujaz  f 1596,  dessen  Bruder 
Franc.  Pithoeus  f 1622,  Pet.  Faber  (du  Faur  de  St.  Jory) 
t 1600,  Dion.  Gothofredus  f 1622,  dessen  zahlreiche  Ausga- 
ben des  Corpus  juris  civilis,  wenn  auch  nicht  die  gelungensten, 
doch  die  verbreitetsten  in  Europa  geworden  und  noch  gegen  das  Ende 


1)  Ilaubold,  S.  54.  Hugo,  S.  238. 

2)  Haubold,  S.  58  IT.  Hugo,  S.  258  ff. 

3)  Seine  Ausgaben  des  Corpus  Juris  civilis  sind  die  glossirten  in  5 Bd.  Kol.  v, 
1550,  1565,  1566,  1569,  1576,  säinmtlich  v.  Paris,  u.  1579  v.  Lyon;  die  unglos- 
sirten  Paris  1562.  9 Bd.  8.  u.  157t.  14.  Bd.  12. 

4)  Er  gilt  als  der  zweit  - grösste  Civilisl  des  Jahrhunderts.  Seine  Opera  üninia  er- 
schienen in  12Banden  in  Folio  zu  Lucca  1762flg.  S.  über  ihn  Haubold  S.71. 
Hugo,  S.  285.  Seine  Commenlarii  Juris  eiViVta  wurden  wieder  aufgelegt 
in  Altorf  u.  Nllmberg  1801  — 1834,  16.  Bd.  8. 
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des  achtzehnten  Jahrhunderts  wieder  aufgelegt  oder  nachgednickt  worden 
sind  '),  Guil.  Maranus  (Maran)  f 1621  als  Nachfolger  von  Cuja- 
cius;  ferner  zwei  sehr  verdiente  Schüler  des  letzten  Ranchin us  und 
Jan.  a Costa  f IKJT  *). 

In  Deutschland  machten  sich  in  der  zweiten  Hälfte  des  sechzehnten 
Jahrhunderts  einen  Namen  Nie.  Cisner  in  Heidelberg  t 1583.,  Mathaeus 
Wcsembeck  aus  .\ntwer()cn  in  Jena  und  Wittenberg  t 1586,  N.  Vige- 
lius  t 1600  in  Marburg,  und  der  über  dieselben  weit  hervorragende  in 
Gelderland  geborene  Hub.  Gi[)hanius  ®),  ein  Schüler  und  Freund  von 
Cujacius  t 1601,  ferner  V'ullejus  t 1634,  Rillershusiius  t 1613 
und  der  zum  Protestantismus  übergcirctcne  Italiener  Scipio  Gentilis 
gestorben  1616  in  Altorf  als  Nachfolger  des  Donellus. 

In  Italien  ■* ) blühten  als  ausgezeichnete  Rechtsgelehrte  während  dieser 
Zeit  Guido  Pancirolus  t 1599,  der  Philolog  Anl.  Mure  tu  s f 1.585, 
Antonius  Faber  *)  + 1624,  in  den  Niederlanden  Agylaeus  f 1595, 
Raevardus  f 1568,  Sibr.  Siccama  t 1621,  in  Spanien  DidacusCo- 
varruvias  t 15TT,  de  M endo  za  t 1595  u.  a. 

Der  grösste  historische  Civilist  der  ganzen  französischen  Schule,  der. 
freilich  mehr  dem  siebeiizehnleii  Jahrhundert  angehört,  ist  der  als  Profes- 
sor der  Rechte  1672  in  Genf  gestorbene  Jacobus  Gothofredus,  Sohn 
des  vorhin  aufgeführten  Dionysius,  mit  welchem  m.an  die  französische 
Schule  als  deren  letztem  glorreichen  Vertreter  schliessen  kann.  •) 

Die  Holländische  Juristenschule  und  die  ausser  Holland  ver- 
wandten Civilisten  bis  zum  Anfang  des  achtzehnten 
Jahrhunderts.  *) 

119.  Als  die  höhere  wissenschaftliche  Bearbeitung  des  Rechts  in 


1)  llaubold  ,S.  73  IT. 

2)  Auch  um  die  Verbrciluii),'  des  französischen  Hechts  haben  sich  verschiedene  Schü- 
ler von  Cujacius  verdient  (jemacht,  wie  A n t.  Loyscl  t 1617  und  Guy. 
t'oquille  •]■  1603.  Der  l»edeuteudste  Bearbeiter  desselben  war  Cujacius 
Zeitgenosse  C.  M o 1 i ii  a c u s (D  u .M  o u I i n),  der  auch  lllier  römisches  Recht  schrieb 
und  kurze  Zeit  in  Tübingen  lehrte. 

3 1 S.  Uber  denselben  Haubold,  S.  82  - 87. 

4)  Haubold,  S.  54  folg. 

5)  Unter  seinen  Werken  (It  Bd.  fol.  Lyon  1680)  werden  mit  Nutzen  noch  immer 
gebraucht  die  Rationnlia  *«  Pandertat  5 Bd. , und  das  Werk  de  Evroribut 
Vraffmatienrum ; für  die  Kemitniss  der  Rechtspraxis  seiner  Zeit  ist  von  grossem 
Werthe  der  Cude.v  Fahrianue. 

6)  Es  gehören  derselben  im  siebenzehnten  Jahrhundert  noch  an  Edm.  5lerilliua 
i'1647,  C.  An.  Kabrotus  + 1659  Herausgeber  der  Basiliken,  d’Avczan 
t 1689  u.  a.  — Hugo,  S.  327.  Haubold,  S.  103-110. 

1)  Hugo,  S.  398  folg.  Haubold,  p.  123.  126.  129.  133-144.  193  folg.  Vor- 
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Frankreich  zu  zerfallen  begann,  blühte  dasselbe  in  der  eben  von  der  spa- 
nischen Herrscimri  bel'reilen  Hcpublik  der  vereinigten  Nicdeiiande  auf  und 
gelangte,  iin  Geiste  der  franzüsisclicn  Schule  fortgerührt,  dort  auf  eine 
hohe  Stufe.  Der  grosse  sowohl  polilische  als  religiöse  Freihcilssinn  der 
Holländer  steigerte  die  gcsamnite  Tliätigkeit  des  kleinen  Volkes  in  einem 
in  der  Weltgeschichte  nicht  gekannten  Grade;  es  wurde  reich  und  gebil- 
det und  der  Staat  eine  der  ersten  Seemächte  Europas  im  sicbenzchnten 
Jahrhundert  Zum  Lohne  lür  ihren  hcidenmüthigen  Widerstand  gegen  die 
Spanier  hatte  1575  die  Stadt  Leyden  von  der  Union  eine  Universität  er- 
halten, die  reich  nusgestattet  und  immer  mit  den  ausgezeichnetsten  Leh- 
rern besetzt,  lange  Zeit  eine  der  ersten  hohen  Schulen  Europas  war;  neben 
ihr  blühten  die  der  einzelnen  Provinzen,  deren  man  fünf  zählte,  als  die 
Universität  in  Utrecht,  Groningen,  Franeker,  Deventer  und  selbst  in  Nym- 
wegen.  In  allen  Fächern  der  Wisscnschalt  machten  sich  die  Lehrer  der- 
selben einen  (oft  europäischen)  Namen  und  über  ein  Jahrhundert  gehör- 
ten ihre  Rechtslehrer  zu  den  gefeiertsten  aller  Länder.  Wie  einst  nach 
Bourges  zog  man  nach  Utrecht  oder  Leyden.  Die  Blülhc  des  juristischen 
Studiums  hing  mit  der  der  Altcrthuinswissenschnll  zusammen,  in  welcher  die 
Holländer  in  jener  Zeit  alle  andern  Völker  verdunkelten.  Die  Rechtslehrer 
Hollands  besassen  die  gründlichste  philologische  Bildung,  verbanden  die 
Jurisprudenz  mit  dem  Studium  des  klassischen  .-Vllerlhums  und  setzten  so 
das  grosse  W'erk  der  französischen  Schule,  die  philologisch  geschichtliche 
Behandlung  des  Rechts  insbesondere  des  römischen,  mit  dem  glücklichsten 
Erfolge  forL  Ihre  civilistische  Literatur  ist  in  lateinisch  geschriebenen 
Werken  enthalten,  die  sich  selbst  in  den  für  die  unmittelbare  Anwendung 
des  Rechts  bestimmten  Büchern  durch  Reinheit,  KIsirheit  und  nicht  selten 
durch  klassische  Eleganz  des  .Styles  auszeichnen.  Nicht  ohne  Grund 
nannte  man  Hollands  juristische  Scliriftsleller  im  Gegensatz  so  vieler  noch 
Imlbbarbarischcn  Deutschlands  die  eleganten  Juristen  (JurisconsuUi  elegmUio- 
ret).  Die  Verdienste  der  holländischen  Juristenschule  sind  gross  und  vielfach ; 
sie  förderten  die  Textkritik  und  das  Studium  der  Geschichte  des  römischen 
Rechts  auf  eine  höchst  lobenswerthe  Weise,  sind  ausgezeichnete  (nur  zu- 
weilen allzu  subtile)  Exegeten;  ihre  dogmatischen  Werke  über  das  römische 
Recht  lassen  die  der  früheren  Jahrhunderte  weil  hinter  sich  zurück  und 
erlangten  ein  noch  jetzt  ungeschmälertes  Ansehen  in  ganz  Europa.  Auch 
in  der  Redaktion  kürzerer  Lehrbücher  (Compendion)  des  römischen  Rechts 
versuchten  sich  einige  holländische  Rechlsgelelrrlc.  ‘)  Zu  den  Verdiens- 


schule,  S.  254  folg.  Von  den  .llteron  lilcrSrhistorischon  Werken  sind  hier 
zu  nennen  ; Fop  pens,  Bihliotkica  ttelgicu.  Paquol,  HUtnmretpour  ttri'ir 
A Chittoire  literaire,  und  Sture'ä  Onomiislicon  (1775—1803.) 

1)  Wir  nennen  J.  t'ati  Atnyden,  der  1694  eine  compendioia  luMlitutioHum 
und  1695  eine  comptndiota  Vandectarum  tractatx»  seluicb.  Bckunnlcr  sind 
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tcn  der  Holländer  gehören  auch  die  zahlreichen  überaus  gründlichen  aka- 
demischen Dissertationen  über  civilistische  Rechtsmaterien,  endlich  die  Ver- 
anstnllung  mehrerer  zum  Theil  mit  Pracht  im  Druck  ausgestatteter  Samm- 
lungen seltener  Schriften  der  Ci vilisten  Frankreichs,  Spaniens,  Italiens  u.  a. 
Ihre  Thesauri  Juris  civilis  et  canonici  u.  dgl.  haben  eine  europäische  Be- 
rühmtheit erlangt.  Wenn  es  ihnen  nicht  gelang,  die  civilistische  Literatur 
mit  einer  neuen  kritischen  Ausgabe  des  Corpus  Juris  civilis  zu  bereichern, 
so  wurden  doch  (durch  Heinrich  Brencmann)  die  gründlichsten  Vor- 
arbeiten zu  einer  neuen  Pandecten-Ausgabe  gemacht,  und  die  berühmten 
Buchdrucker  Elzevir  lieferten,  besorgt  durch  Simon  van  Leeuwen,  zwei 
der  schönsten  der  Gothofredischen  nachgebildeten  Ausgaben  des  Corpus 
Juris  civilis.  * ) 

Endlich  ist  Holland  das  Geburtsland  von  Hugo  Grotiiis,  des  Vaters 
der  modernen  Rechtsphilosophie. 

Die  holländische  Civilistenschulc  beginnt  gegen  die  Mitte  des  sieben- 
zehnlen  Jahrhunderts  mit  Arnold  Vinnius,  erreicht  ihren  Glanzpunkt 
im  .Anfänge  des  achtzehnten  mit  Noodt  und  Schul t in  g,  und  bleibt  auf 
einer  lobenswerthen  Höhe  bis  zum  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts, 
obwohl  von  der  Mitte  desselben  an  die  deutschen  Universitäten  sich  über 
die  holländischen  zu  erheben  und  der  Rechtswissenschaft  theilweise  eine 
andere  Richtung  zu  geben  begonnen  hatten. 

Einige  Rechtslehrer  und  Schriftsteller  Hollands  waren  Franzosen,  an- 
dere Deutsche  von  Geburt. 

Vinnius  geb.  1588  t 1657  halte  sich  erst  spät  dem  Rechlssludiuni 
gewidmet,  machte  sich  aber  alsbald  einen  europäischen  Namen  zunächst 
durch  seinen  sehr  Tersländlichen  und  erscliöpfenden  Institutionen -Commen- 
lar;  dann  durch  seine  Selectae  Quaesfiones , sowie  aus  den  Commenlarii 
des  Donellus  gezogenen  Parlitiones  und  verschiedene  gut  geschriebene 
civilistische  Abhandlungen.  Noeh  im  neunzehnten  Jahrhundert  ist  das 
zuerst  genannte  Werk  desselben  bei  den  romanischen  Völkern  Europas, 
z.  B.  in  Italien,  Spanien,  Portugal  das  beliebteste  Buch,  woraus  dieselben 
ihre  Kunde  des  römischen  Rechts  schöpfen.  *)  Einen  bedeutenden  Namen 
erwarb  sich  Ulr.  Huber  t 1682,  dessen  Schritten  auch  jetzt  noch  zu 


des  Deutschen  Böckelmann  Compendium  hutitutionum  und  van  Eck’s 
Principia  Juris  civilis  Romiitti.  Han  halle  beide  noch  zum  Theil  im  I9len 
Jahrhundert  als  Leilhaden  in  den  Vorlesungen.  Auch  Westenbergs  Princip. 
jiir.  Rom.  sec.  Orditi.  /ligest.  1699  sind  ein  aber  n.ich  einer  eigeiithümlichen 
Methode  redigirles  Lehrbuch  der  Pandekten. 

1)  Wir  meinen  die  Ausgabe  des  Corp.  jur.  mit  den  Noten  v.  Golhofredus, 
Amslelod.  1663  2 Bd.  ful.  und  die  unter  dem  Kamen  des  Pars  secundus 
(ein  Druckfehler)  bekannte  Elzevirische  Oktav-Ausgabe  v.  1961. 

2)  Hugo,  S.  405.  Haubold,  p.  123. 
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den  geschätztesten  gehören.  ' ) Sein  übrigens  sehr  schätzenswerthes  Hand- 
budi  des  römischen  Rechts  (Praelectiones  Juris  civilis)  wurde  in  Schalten 
gestellt  durcli  das  ausrührliche  Werk  von  Joh.  Voet  1T19,  Conmenta- 
rius  ad  Pandectas,  in  welchem  das  gesammte  römische  Civilrechl  vor- 
‘züglich  für  die  Praxis  so  umfassend  in  klarster  Darstellung  l)ehandelt  wird, 
dass  alle  Rechtsfragen  von  einiger  Bedeutung  darin  eine  für  jene  Zeit  be- 
friedigende Lösung  finden.  Es  ist  in  ganz  Europa  zum  höchsten  Ansehen 
gelangt  und  öfter  in  Holland,  auch  in  Genf  und  Deutschland  aufgelegt 
worden.  * ) 

G.  Noodl  t 1T25,  der  gegen  das  Jahr  1671  im  höchsten  Rufe  stand, 
galt  als  der  Cujacius  seines  Vaterlands.  Obwohl  ein  bei  weitem  weniger 
fruchtbarer  Schriltsleller  als  Cujaz,  zeigt  er  sich  docli  als  einen  durchaus 
klassisch  gebildeten  gediegenen  und  feinen  Kenner  und  Bearbeiter  des 
römischen  Rechts.  *)  Obgleich  durch  Schriften  noch  weniger  berühmt  als 
Noodt,  verdient  doch  Anl.  Schulling  f 1734  das  Lob  eines  der  aller- 
gründlichsten  Bearbeiter  des  römischen  Rechts,  dessen  Studium  er  ganz 
im  Geiste  von  Cujacius  und  der  neueren  historischen  Schule  betrieb,  zu 
deren  Vorbildern  er  geliörte.  *)  Als  Ruhmesgenosse  Noodl’s  rühmt  Hol- 
land den  ihn  so  oft  als  Gegner  bekämpfenden  (Präsidenten)  van  Byn- 
kershoek  t 1743,  der  in  verschiedenen  seiner  Schriften  sich  Cujacius 
zum  Muster  nahm.  ®) 

Unter  der  noch  sehr  grossen  Zahl  holländischer  Civilislen  •)  sind  be- 
sonders hervorzuheben  die  deutschen,  wie  Chr.  Weslenberg  t 1737,  E. 
Otto  t 1756,  der  auch  in  Deutschland  lehrte,  Abrah.  Wieling  t 1716, 
H.  Trotz  t 1773,  Otto  Rellz  t 1769,  die  Rechlsgclehrtcn  französischer 
Abstammung  Branchu  gegen  1718  lebend,  Peter  de  Toullieu  t 173-1, 


1)  Hugo,  S.  416.  H.'tuliuld,  p.  135.  Es  sind  ausser  diesen  nucli  im  Ausland 
mit  Zusitzen  z.  B.  von  Thomasius  wieder  aufgelegt:  PraeUctiimes  Juris 
civilis  3 V,  4.,  seine  Euuomia  und  Digressiones  lustiniaiiene,  sein  Staats- 
recht  {jus  civitatis)  u.  Opern  minora, 

2)  Haubold,  .S.  136. 

3)  Hugo,  S.  461.  Haubold,  p.  137, 

4)  Hugo,  S.  462.  Haubold,  p.  142.  Ein  Hauptverdienst  von  ihm  ist  dessen 

Ausgabe  der  kleineren  Fragmente  des  vorjustinianisehen  Hechts  mit  trefllichen 
Noten  in  der  Jurisprudentia  vetus  antejustinianea , Lugd  Bat.  1717  und 
l.ips  1737.  Ausserdem  sind  seine  Commeutatiours  Arademicne  ed.  Ukl. 
Ibille  1770—74.  4 Bd.  8.,  und  seine  von  Smallenburg  edirten  und  ver- 

mehrten Motae  ad  Digesta,  Lugd.  B.  1604  — 35.  8 Bd.  für  die  Civilisteii 
höchst  wichtige  Werke. 

5)  Z.  B.  inseinen  OhservaSiones  juris  civilis.  Seine  Opera  Omnia  erschienen  1761 
in  Genf  und  1766  in  Leyden  2 Bd.  fol.  Haubold,  p.  145.  Hugo,  S.  467. 

6)  Kurze  Angaben  mit  weiteren  Nachweisungen  enthalten  über  diese  Minner  Hau- 
bold hstit.  p.  161,  ferner  Hugo,  S.  455  folg. 
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d’Arnaud  t 1T40;  und  die  gebomen  Holländer  G.  C uperus  t IT  16,  C.  van 
Eck  1 1*32,  Perizonius  f 1719,  G.  Bestt  1*19,  Jac.  Voorda  f 1767, 
Gerb.  Mecnnann  t 1771,  und  dessen  Solin  Johannes  t 1815,  u.  H.  J 
Arnizen  ius  t 1797.  Als  letzter  Hepriisenlanl  der  holländischen  Civilislen- 
schule  ist  der  Dichter  B i I d e r d y k f 1832  anzuschen,  dessen  Emetidationes  et 
Interpretationes,  zuerst  1806,  dann  L u g d.  B a l.  1819,  ganz  iin  Geiste  N o o d l'  s 
geschrieben  sind.  Ausserhalb  Holland  verrolglen  in  der  Bearbeitung  des 
römischen  Hechts  die  Richtung  der  Tranzösischen  und  holländischen  Schule 
in  Italien  Anl.  Merenda  + 1655,  Aur.  Galvanus  t 1659,  der  Rech is- 
historiker  J.  V.  Gravina  f 1718,  J.  Averanius  f 1738,  F.  Rapolla 
t 1766  und  später  der  um  die  Textkritik  der  Pandekten  verdiente  Gua- 
dagni  t 1765,  und  die  AufTinder  von  Bnichstücken  vorjuslinianischer 
Rechlsquellen  Mazochi  f 1771,  Zirardini  f 1786,  und  Amaduzzi  f 
1786  in  Spanien  Suarez  de  Mendoza  t 1681,  Ferd.  de  Reles  t 
1679,  und  später  Gregorius  Majansius  f 1781  u.  J.  de  Fineslres  t 
1777,  und  in  Deutschland  B.  H.  Reinold  t 1726,  Chr.  Wachller  t 
1732,  Ch.  G.  Schwarz  f 1751,  Brunquell  t 1735,  F.  C.  Conradi 
t 1748,  Dan.  Ritter  f 1775,  A.  D.  Trekell  f 1764,  zum  Theil  Treilich 
erst  nachdem  durch  Thomas  ius  u.  J.  G.  Heineccius  für  das  Stu- 
dium des  römischen  Rechts  in  unserem  Vaterlande  eine  neue  Periode  be- 
gonnen halle. 

In  Belgien  lebten  im  sicbenzchnlen  Jahrhundert  noch  zwei  im  Geiste 
des  sechzehnten  Jahrhunderts  das  römische  Recht  behandelnde  Schrift- 
steller: Tuldenust  1645  und  der  Spanier  Perez  f 1672,  und  einige  an- 
dere mehr  für  das  praktisehe  Rcchlsstudium  verdiente  Männer.  *)  Der 
berühmteste  Rechlsgclehrle  des  Landes  war  aber  der  Canonisl  Zeger 
Bernard  van  Espen  t 1728. 

Die  deutsche  Rechtswissenschaft  vom  sicb'cnzehntcn  bis 
zum  Anfang  des  achtzehnten  Jahrhunderts.  ‘) 

120.  Die  nicht  sehr  vorgerückte  allgemeine  Bildung  Deutschlands 
und  der  unserer  Nation  eigne  Genius  gab  der  deutschen  Rechtswissen- 


1)  Uaubold,  p.  100 — 103  und  p.  145 — 149.  Hugo,  S.  446  folg. 

2)  Haubold,  p.  130. — 132.  201.  210.  Hugo,  S.  426  folg.  445  folg. 

3)  Hauhuld,  p.  118.  156.  162.  167.  168.  176.  189.  Hugo,  S.  468.  508. 
515  520.  530. 

4)  Hugo,  S.  411.  415. 

5)  H ugo,  S.  473. 

1)  Zu  vergl.  die  frcilicli  sehr  gpschinackloa  gcacliriebonen  jurisliacben  Lilcrargrtchicli- 
txn  dos  .achlzobnten  Jahrliundorls , bcs.  Dan.  Nettclbladl's  Initia  hitforiae 
litttrariae  juridicae  univermlii  eä  It.  Hai.  1774  u.  H.  J.  0.  Königs 
Lrbrbuch  der  .allgemeinen  juristischen  Literotur.  Halle  1785.  2 Bd.  u Hugo's 


Digilized  by  Googh 


321 


schnfl  einen  von  der  der  übrigen  Völker  Eiiropns  mehr  «nd  mehr  abwei- 
ciiendcn  Charakter.  Man  hat  aber  im  Entwicklungsgänge  derselben  ver- 
schiedene Stadien  zu  unterscheiden,  wir  möchten  das  erste,  welchem  durch 
Thomas  ins  ein  Ziel  ge.setzt  wurde,  das  vnrhcrrscliend  praktische 
(nocli  casuislisclie),  das  durch  ilm  crölTnete  das  Stadium  der  beginnen- 
den und  sich  allseitig  entlaltcnden , und  das  am  Ende  des  achtzehnten 
Jahrhunderts  nnrangendc  gegenwärtige  das  Zeitalter  der  systematisch  und 
organisch  sich  vollendenden  Wissenschaft  des  Hechts  nennen. 

f)ic  von  Italien  nach  Deutschland  verpflanzte  s.  g.  bartolistischc  (scho- 
lastisch-casuistische)  üehandlungsweisc  des  Hechts  hatte  sich  auf  den 
deutschen  Universitäten  so  festgesetzt,  dass  die  Uestrebungen  der  freilich 
nicht  hedeutenden  Zahl  der  die  huinanistische  Hichtung  verfolgenden  Hechts- 
lehrer und  SchrifLsteller  des  sechzehnten  Jahrhunderts  eine  allgemeine  Um- 
gestaltung der  Wissenschaft  selbst  nul  den  protestantischen  Universitäten 
nicht  bewirken  honnten  ‘).  Indessen  verlor  sich  allmäblig  das  barbarische 
Latein  in  den  juristischen  Schriften  oder  wurde  doch  einigermassen  ge- 
reinigt. Doch  war  die  Thätigkeit  der  deutschen  Juristen  vorzugsweise 
den  praktischen  Bedürfnissen  gewidmet.  Die  philologische  und  historische 
Beleuchtung  der  Heehtsquellen  war  selten  und  galt  nur  als  Hilfsmittel  jenes 
Studiums.  Doch  hielten  sich  die  ausgezeichneteren  deutschen  Rechtsleh- 
rer im  Laufe  mit  der  ausländischen  Rechtsliteratur,  in  wie  weit  sie  zur  va- 
terländischen in  Beziehung  stand. 

Der  Kern  der  juristischen  Literatur  Deutschlands  im  siebenzehnten 
Jithrhundert  bestand  aber  in  den  ausführlichen  meistens  nach  der  Titel- 
folge der  Handeklen  geordneten  llandbüchem  der  jiirisprudenlia  romnno- 
germanica  formsis,  in  welchen  d.is  römische  Recht  in  seiner  Beziehung 
zur  Praxis  bis  ins  kleinste  Detail  verarbeitet  wurde.  Eine  wcitschweillge 
Gelehrsamkeit  (oft  nur  literärische  Erudition)  erscheint  in  diesen  Wer 
ken  verbumlen  mit  mehr  oder  weniger  gründlichen  juristischen  Rais- 
sonnemens;  die  Technik  und  Sprache  ist  die  millelallerliche,  die  ganze 
selbst  polemische  Richtung  casiiistisch  und  dogmatisirend.  Das  gleiche 
gilt  von  den  Sammlungen  von  Consilia,  Decisinnes , Observutiones  forensrs  u. 
dergl.,  so  wie  von  den  meisten  juristischen  Monographien  dieser  Zeit;  so 
dass  die  deutschen  Rechlsgelehrlen  in  diesen  Beziehungen  als  die  freilich 
gründlicheren  Kortsetzer  der  Consilialores  und  Scribentes  Italiens  erscheinen. 

Sowohl  das  nördliche  wie  das  südliche  Deutschland  (zu  welchem 
auch  noch  Sirassburg  gehörte)  bcthedigicn  sich  bei  diesen  gemeinsamen 


Gi'schiclilc  (lv(  rSiiiitclii'n  Kretas  seil  Juslinian,  brs.  S.  42Ö  fnlir.  Ferner  die 
biographischen  Werke  von  Jöcher,  Jiigler  u.  a. 

1)  Um  sich  ein  Bild  von  diesem  Zustande  lu  machen,  werfe  man  i.  B.  nur  einen 
Blick  auf  das  Leipziger  Oraeuhim  juris. 
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Bpslrel)un];en , Deulschland  mit  einer  vaterländischen  juristischen  Literatur 
zu  hcreichcrn.  Die  am  meisten  hervorragenden,  dem  siehenzehnten  und 
noch  dem  Anfangs  des  aclitzehnten  Jalirhnndcrls  anfrehcirenden  Civilisten 
dieser  casnistisch-praginatischen  Schule  sind  die  Tfihinger  Hechls- 
lehrer  J.  Har  pp  recht  f 1039 , Chr.  Besold  f 103S,  W.  A.  Lauler- 
bach  + 1C7S,  die  in  Strasshurp:  lehrenden  Meier  t 1636.  Tabor  t 
1671,  und  Job.  Schilter  t 1705,  Bachovins  in  Basel  f 1633,  J.  W. 
Textor  in  Altorf  t 1701,  Heinr.  v.  Cocceji  in  lleidelbers:  und  Frank- 
l'urt  a.  d.  Oder  f 1719,  G.  A.  Struve  in  Jena  f 1692,  der  auch  als 
Criininalist  hervorrapcnde  Bened.  Carpzov  in  Leipzig  t 1666,  Sam. 
Stryk  d.  Vater  in  Halle  f 1710,  Joh.  Brnnneinann  zu  Frankfurt  n.  d.  O. 
f 1672.  Dann  machten  sich  auch  wold  blose  Praktiker  einen  bedeutenden 
Namen  wie  l>av.  Mevius  in  Lübeck  f 1670.  Doch  hat  au.sser  diesen 
Männern  Deulschland  noch  Heehtsgelchrle  aus  dieser  Zeit  anfzuweisen,  die 
auf  andere  Weise  sich  um  die  Bcehtswissenschafl  verdient  machten.  Kinige 
der  holländischen  Schule  verwandten  Civilisten  sind  schon  (§.  119  I.) 
erwähnt  worden ; um  die  Rechlsgcschiehtc  oder  die  Auslegung  der 
Quellen  des  römischen  Hechts  erwarben  sich  noch  Verdienste  der  auch 
durch  andere  Schriften,  z.  B.  über  Geschichte  berühmte  Joh.  Strauch 
(t  lOsO)  in  Wittenberg  u.  Giessen,  der  mit  seinem  Vater  gleiches  .Namens 
nicht  zu  verwechseln  ist.  Fr.  Brummer  t 166S,  Schubert  t 1701, 
Jauch  t 1729,  um  das  geschichtliche  Studium  des  germanischen  Hechts 
Goldast  t 1635,  Lindenbrogt  1617,  Hertius  t 1710,  besonders 
aber  der  auch  in  andern  Fächern  der  Wissenscliaft  berühmte  II.  Co n ring 
t 1681,  um  das  sächsi.sche  l’arlikularrecht  Berger  t 1732  und  um 
die  Wissenschaft  des  Naturrcclits,  deren  erster  Lehrer  er  in  Heidelberg 
ward,  J.  Sam.  v.  l’ufcndorf  t 1691*). 

Die  deutsche  Hechtswisscnschafl  von  Thomasius  an  bis 
zum  Finde  des  achtzehnten  Jaiirhundcrts  *). 

121.  Die  Wiedererweckung  des  Studiums  des  römischen  Rechts  hatte 
allerdings  die  Hechtswisscnscliaft  der  neueren  Völker  ins  Leben  gerufen, 

1)  Hugo,  S.  308  folg.  Haiibutd,  p.  192.  p.  Itl  folg. 

2)  H.iiihold,  p.  113,  116,  120.  121, 

3)  llaiiljolil,  p.  118. 

4)  Hugo , S.  390. 

5)  Als  (irundl.'igf  der  iiii  <j.  120  onllialUiicn  DarsUdluug  dienten  dein  Verf  I>.  Ncl- 

tclbladt's  hiitiii  litlerarine  )iiriHicne  tiniver§iili*  §.  147—171. 

II.  J.  0.  Köiiig's  I.ehrhucli  der  .allgeineinen  juristischen  l.itteratiir  I.  Tbl.  Hu- 
gn's  Civ.  Magazin  B.  1 u.  II.  im  letzten  dessen  Aufsatz  ilber  N et l el blad I,  so- 
wie der  B.  I V.  Ilugo's  gesainnielten  Beiträgen  zur  civilist.  Bileberkenntniss 
der  letzten  40  Jabre  1827.  Bien  er,  über  die  liislorischc  Methode  im  neuen 
Ai'ehiv  des  Criminalreelits  X.  476  folg. 
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sic  war  aber  onfanps  nur  eine  uncrleuchlete  Reproduclion  der  Reclilswis- 
senschafl  der  Römer,  oder  vielmehr  eine  Darslellung  ihrer  Ergebnisse  für 
diejenigen , welche  sich  eine  juristische  Bildung  versehaflen  wollten.  Von 
einem  Erfassen,  Anwenden  oder  gar  vom  'Weilcrführen  des  wissenschaft- 
lichen Verfahrens  der  klassischen  Juristen  war  nicht  die  Rede,  dafür  war 
das  Mitteialier  nicht  reif.  Die  Glossatoren  begnügten  sich  damit  die  ein- 
zelnen Stellen  zu  erklären , die  dem  Rcchlssysteme  zu  Grund  liegenden 
und  allgemeinen  Regeln  aufzufinden,  auch  dieselben  in  den  s.  g.  Summen 
zusammenzuslellen.  Die  Anwendung  der  scholastischen  Methode  auf  das 
Rechtsstudium  war  in  soweit  ein  Eortsehrill,  als  man  nun  bei  der  Dar- 
slellung der  einzelnen  Lehren  mit  Bewusstsein  nach  Principien  verfuhr, 
welche  indessen  nicht  geeignet  waren,  der  Jurisprudenz  den  Characler 
einer  wahren  Wissenschall  zu  geben,  doch  bahnte  sie  dazu  den  Weg. 
Einen  Schritt  weiter  führte  die  Anwendung  der  ramistischen  Methode  auf 
die  Beleuchtung  der  Bechtslehren,  insbesondere  der  Rechtssälze,  und  wie 
pedantisch  und  unbefriedigend  in  sich  .auch  dieses  analytische  Verfahren 
genannt  werden  muss,  so  förderte  es  doch  die  Dogmatik,  ja  selbst  die  sy- 
stematische Behandlung  des  Rechts.  Seine  Anwendung  auf  die  Jurispru- 
denz zuerst  in  Deutschland  von  dem  Niederländer  Matthäus  Wesern- 
beck  -J-  158G  gemacht,  trug  d.azu  bei,  dass  später  unser  Vaterland  die 
Heiniath  der  formellen  Ausbildung  der  Jurispnidenz  zu  einer  Wissenschaft 
■wurde.  Doch  sind  die  Ursachen  hiezu  höher  zu  suchen,  nämlich  in  dem 
zu  wissenschaftlichen  Speculntionen  und  zum  Aufsuchen  abstracter  Wahr- 
heiten sich  neigenden  Genius  der  Deutschen  und  vor  Allem  im  Aufkom- 
men des  Rationalismus  durch  Leibnitz  und  seiner  Schule.  Es  konnte 
nicht  fehlen,  dass  die  Deutschen  der  Rcchlskiinde  eine  höhere  wissen- 
schaftliche Gmndlage  und  Gliederung  zu  geben  suchten  und  sowohl  deren 
verschiedene  Zweige  oder  Köcher  derselben,  als  auch  die  Darslellung  der 
einzelnen  Lehren  in  denselben  nach  einer  auf  die  herrschende  Philosophie 
des  Zeitalters  sich  stützende  rationelle  Methode  behandeln  zu  müssen 
glaubten.  Nach  einem  grösseren  Maassslabe  geschah  dies  erst  durch 
Thomasius  und  seine  Freunde,  aber  noch  durchgreifender,  wenn  auch 
nicht  gerade  glücklich,  durch  die  Anhänger  der  Wölfischen  Philosophie.  — 
Um  der  Jurisprudenz  den  Charakter  einer  sowohl  das  Einzelne  scharf, 
klar  und  allseitig  beleuchtenden,  als  die  Hauplzweige  zur  organischen  Ein- 
heit verbindenden  Wissenschall  zu  erheben,  bedurfte  es  eines  richtigen  Ver- 
fahrens zur  P’ixirung  der  Begriffe  und  Lehrsätze,  einer  geeigneten  Syslema- 
lisirung  der  einzelnen  Lehren  und  einer  nach  liöheren  Principien  veran- 
stalteten Abgränzung  und  Wiederverbindung  der  Fächer.  Alle  diese  Ope- 
rationen wurden  von  den  deutschen  Rcchtsgclehrtcn  des  achtzehnten  Jahr- 
hunderts, freilich  nach  jetzt  nicht  mehr  für  ausreichend  erkannten  wissen- 
schaftlichen Ansichten,  mit  mehr  oder  weniger  glücklichem  Erfolg  vorge- 
nommen. 

21  ' 
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A)  Die  wissenschaftliche  Behandlung  der  einzelnen  Leliren  ')  wurde 
in  so  recht  eigentlich  Dcutsehlnnd  angehiirenden  Compendien  versucht, 
ln  denselben  wurden  die  zu  jedem  Titel  oder  jedem  Capitel  gehörenden 
ßegrifTc  und  Lehrsätze  so  genau  und  klar  wie  möglich  bestimmt  und 
zwar  nun  nicht  mehr  nach  der  raniistischen,  sondern  nach  der  s.  g. 
axiomalischen  Methode,  der  die  holländischen  Kechtsgclehrten  Böckel- 
111  nnn,  van  Eck  u.  a.  den  Weg  gebahnt  hatten.  Ihr  huldigte  vor  Allem 
der  ein  ansprechendes  Latein  schreibende  Heineccius,  dessen  Lehr- 
bücher über  fast  alle  Zweige  des  Rechts  überall  die  günstigste  .Aufnahme 
landen  und  bis  ins  neunzehnte  Jahrhundert  Muster  blieben.  Gegen  die 
Mitte  des  achtzehnten  versuchten  einige  von  Wolf  herangebildete  Juristen 
dessen  s.  g.  wolfmatische  oder  demonstrative  Methode  in  die  Rechtswis- 
senschaft einzulühren,  wie  (v.  1T3T  an)  v.  Gramer,  Jck  statt,  N eit  el- 
blad t *)  u.  a.  Sie  fanden  aber  viele  Gegner  und  so  hielt  man  an  der 
einfacheren  und  offenbar  nicht  so  gesehinacklosen  Irüheren  Methode  fest, 
obgleich  jene  Versuche  auf  manche  Bücher  einen  Einfluss  hatten. 

B)  Bei  der  Systematisirung  der  zu  einem  Fache  gehörenden  Lehren 
hielt  man  sich . wo  sich  eine  solche  vorfand , an  die  s.  g.  legale  Ordnung 
z.  B.  bei  den  Institutionen,  den  Pandeclcn,  den  Decrctalen  u.  .s.  w.  Allein 
man  kannte  auch  die  Darstellungen  des  römischen  Rechts  nach  einer  frei- 
geschaffenen Systematisirung;  Connanus,  Donellus  u.  a.  waren  in 
Deutschland  von  Vigelius  und  Vultejus  nachgeahnU  worden,  auch  die 
Partitiones  von  Vinn  ins  gefielen,  und  so  erschienen  nach  und  nach  auch 
Lehrbücher  des  römi.schen  Rechts  nach  eigenem  System  z.  B.  von  Struve, 
H.  V.  Cocceji,  Habernickcl  u.  a.  Doch  gewannen  erst  die  des  Tübin- 
ger Civilisten- H ofacker  Cseil  1TT3)  ein  grösseres  Ansehen. 

C)  Was  endlich  die  Vertheilung  des  gesanimten  Stoffes  der  Jurispru- 
denz in  eigne  Facher  oder  Fachwissenschaften  betrilFi,  so  gieng  dieselbe 
nur  allinahlicli,  im  Anfang  ohne  sie  auf  eine  höhere  Grundlage  zu  stützen, 
von  Statten. 

Man  hörte  nach  und  nach  auf,  das  römische  Recht  in  vier  Vorlesun- 
gen (über  die  Institutionen,  die  l’andekten,  den  Codex  und  die  Novellen) 
vorzutragen.  Schon  die  Holländer  hielten  nur  Vorlesungen  über  die  bei- 
den ersten,  ein  gleiches  geschah  an  den  deutschen  Universitäten;  doch  fin- 
det man  selbst  noch  in  der  zweiten  Hälfte  des  achtzehnten  Jahrhunderts 
verschiedene  Professoren  der  beiden  letzten  ’).  ln  den  Pandekten  wa- 


1)  Kuiii?,  1.  S.  360 — 362. 

2)  Netto  Ib  lad  l girhl  1755  eine  apulugellsdie  (loschichlc  dorsolheii  im  B.  I der 
hallischen  Beiträge  zu  d.  juristischen  gelehrten  Historie  S.  505,  und  in  B.  Hi. 
S.  10t  setzt  ein  anderer  Gelehrter  sie  fort. 

3)  Es  gab  Professoren  des  Üig.  veiHi,  iftforlintnm  und  novttfiu  z.  B.  1757  noch 
in  Wittemberg,  Weidlich  I.  p.  U2  — 113.  Ilellfcld  war  1759  in  Jena  Prof. 
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ren  das  Process-  und  Criminalreclil  inilbegrifTen , und  da  sie  den  Vsus 
mndemus  Pandectanim  zu  letircii  beslimml  waren,  wurden  auch  die  in  der 
Carolina  enlhallenen  Grundsälzc  des  Criminalreclits  in  den  s.  g.  Libri  terri- 
bUes  (B.  IT.  IS)  der  Pandekten  mit  vorgetragen  '). 

Ueber  das  Staatsreeht  waren  sciiun  zuweilen  ini  vierzehnten  JaJirhun- 
dert  eigene  Vorlesungen  gelialten  worden,  sie  wurden  jetzt  stehend  und 
mehr  und  metir  umfassend.  Wie  zuerst  in  Heidelberg,  wurde  1692  an  der 
neugesiifieten  Universität  Halle  ein  Lehrstuhl  des  Natur-  und  V'ölker- 
rcchts  erriebtel  und  nach  und  nach  an  andern.  Die  Kenntniss  des  Ver- 
fahrens am  Beiehskammergerichte  war  ein  praktisches  Bedürfniss  gewor- 
den und  man  hielt  über  dieselbe  als  die  jurisjmidentia  caineralis,  oder  wie 
man  später  sagte;  die  Reichskammcrgcrichtsrechtsgclahrtheit  *) 
eigne  Vorlesungen,  aus  welchen  nach  und  nach  die  über  den  gemeinen 
bürgerlichen  Process  hervorgiengen,  die  jedoch  anfangs  nur  als  Vorberei- 
tung auf  die  sehr  beliebt  werdenden  Collegia  practica  angesehen  wurden  *). 

Thomas  ins  und  seine  Freunde  sonderten  aber  alle  Fächer  genauer, 
schufen  für  die  Lücken  neue  und  gelangten  zu  einer  systematischen  Auf- 
stellung aller  Fächer  der  Rcehtswi.ssenschalt.  Man  kann  mit  Hugo  sagen, 
d.ass  durch  Thoniasius  eine  Bevolulion  im  ganzen  Bechtsstudiiim  Deutsch- 
lands hervorgerufen  wurde.  Es  ist  bekannt,  dass  Chr.  Thoniasius  ''), 
geb.  1655  t 1T2S  in  seiner  V'aterstadt  l.eipzig  als  überaus  freimüthiger 
Opposilionsmann  gegen  die  zum  Thcil  barbarischen  Vorurtheile  seiner 
Zeit,  wie  die  Hexenproccsse,  die  Tortur  u.  s.  w.  auftrat,  und  als  er  ein  jetzt 
kaum  denkbares  theologisches  Vorurtheil  (das  der  Unmöglichkeit  einer 
Ehe  zwischen  Personen  des  lutherischen  und  des  s.  g.  reformirten  Bekennt- 
nisses) angrilT,  1690  sich  flüchten  musste  und  durch  seinen  Einfluss  in 
Berlin  es  bewirkte,  dass  in  Halle  eine  prcussische  Universität  gcstiltet 
wurde,  auf  welcher  der  Geist  der  Neuerung  so  zu  sagen  das  leitende 
Princip  war.  Die  V'orlesungen  wurden  in  deutscher  Sprache  und  auf 
eine  freiere  Weise  als  anderswo  auf  derselben  gehalten,  neue  Lehrfächer 
geschaffen  und  in  Programmen  angepriesen  *).  Man  berief  einige  be- 

des  Codex  und  der  Novellen;  und  auf  dem  Titel  des  5.  Hefts  seiner  Beiträge 
zur  Berichtigung  und  Krweiterung  der  positiven  Ueehtswisseiisihaft  (v.  J.  1804) 
führt  Hufe]  and  daiiinls  allda  aurh  den  Titel  eines  ordentlichen  Prof,  des  Codex 
und  der  Novellen ! 

1)  Koenig,  I.  355.  Ausführlicheres  hieröber  theilt  B i e n er  mit  iin  neuen  Arch.  d. 
Criminnlrcehts  X.  S.  485  — 489. 

2)  König,  S.  342.  357.  373. 

3)  König,  S.  390. 

4)  Vergl.  über  die  geschichtliche  Bedeuts.imhcitdcs  Thom.asius  Schlossers  Geschichte 
des  achtzehnten  Jahrhunderts.  Vierte  .Ausgabe.  Heidelberg  1853  Th.  I.  S.  542 — 580. 
Hugo,  Geschichte  des  R.  Rechts  seit  Justinian.  S 481  fedg. 

5)  Vergl.  Progranimiita  Thomatiiinn,  Haine  et  htpeine  1724  . 8.,  v.  1689  bis 
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rühmte  Rechlslehrcr  dahin  wie  i.  B.  Stryk,  bildete  sich  andere,  orga- 
nisirte  das  ganze  Studium  auf  eine  dem  Geiste  der  Zeit  mehr  entsprechende 
Weise,  und  kam  zu  einer  allseitigen  Auffassung  und  vollständigen  Gliederung 
der  Rechtswissenschaft. 

Die  sämmtlichen  Fächer  wurden  in  die  practischen  und  die  theo- 
retischen gesondert,  diese  in  die  des  Nalur-  o d er  V e rnu  ii  ft-  und  des  j 

positiven  Rechts,  die  letzten  in  die  des  romisclten  und  deutschen.  Ausser- 
dem tieng  man  an  die  Rechtsgeschichte  als  einen  selbstständigen  Lehrzweig 
zu  behandeln  * ). 

Man  findet  gegen  die  Mitte  des  achtzehnten  Jahrhunderts  folgende  Grup- 
pirung  der  Lehrzweige. 

I.  Theoretische  Rechtswissenschatl. 

A.  Natur-  und  Völkerrecht. 

B.  Positives  Recht ; 

1.  Römisches 
H.  Canonisches 
III.  Deutsches 

1)  Slaatsrechl 

2)  Criminalrecht 

3)  Lehnrecht 

4)  Deutsches  Privatrecht. 

II.  Praclisidie  Fächer.  I 

A.  Civil- Process 

B.  Criminal  - Process  * ) 

C.  Eigentliche  Practica  und  insbesondere  über  die  Praxis  der 
Reichsgerichte. 

III.  Rechtsgeschichte 

A.  (Aeussere)  Rcchtsgcschichte  im  engeren  aber  gebräuchlichen 
Sinn. 

1)  Römische 

2)  Germanische 

B.  Rechtsgeschichte  oder  Rechtsallerlhümer  sowohl  römische  als 
deutsche. 

Später  kamen  das  positive  Völkerrecht  und  rerschiedene  Nebenfächer 
hinzu.  .Alle  diese  Zweige  der  Rechtswissenschall  machten  nun  im  Laufe 


ni9  (nur  lateinische  enthaltend).  Besonders  lesenswerth  ist  ein  deutsches  Pro- 
gramm: ehr.  Thomasii  Bericht  von  einem  zweij;ihrigcn  Ctirtu  jitrit  sowohl 
in  ölfcntlichcn  als  Privat  - I.ectionen  und  Collcgiis  v.  J.  17H.  S.  1 — 62.  80. 

1)  I)ic  Umgestaltung  des  juristischen  Studiums  fand  auf  luanchon  deutschen  Univer- 
sitäten früher  .auf  andern  spater  und  meistens  nur  allmälilicli  statt  S.  Falck’s 
Juristische  EncyclopSdic  S.  238  — 39. 

2)  Er  ward  jedoch  gewühnlicli  mit  dem  Strafrecht  verbunden. 
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des  Jalirhundcrls  besonders  in  Flulle  und  an  der  17.'54  pesiifielen  Univer- 
siUil  Gucllingen  rasclie  Kortsclirilte.  In  deren  Förderung  befolgte  inan  den 
Grundsatz  der  Tlieilung  der  Arbeit,  es  gab  Fachmiinner  für  alle,  man  un- 
tersebied  nicht  mehr  blos  wie  iin  Miltclaller  Canonislen,  Lcgisteii  und  Feil- 
disten,  sondern  auch  Civilislen,  Germanisten,  I’ublicisten,  Criniinalislen, 
Processualislen,  Naturrechtslehrer  u.  s.  w.  Docli  findet  man  Hechtslehrer, 
welche  mit  gleichem  Eifer  eine  grosse  Anzahl  Fächer  zugleich  cultivirlen, 
wie  z.  B.  selbst  Thomasius,  lleineccius,  Böhmer,  dann  Nettcl- 
bladt,  \Vest|)hal,  Pülter  u.  a.  Wenn  auch  die  Behandlung  der  Fächer 
Iheilweise  eine  uneiieuchlete  ja  selbst  oft  eine  geschmacklose  war  und 
eines  liefergehenden  kritischen  Verfahrens  entbehrte,  so  ward  doch  materiell 
Vollsländigkeit  zu  erstreben  versucht,  und  in  allen  wiinlen  die  Ansichlen 
der  Vorgänger  berücksichtigt  und  geprüft,  die  Vorlesungen  wie  die  Bücher 
waren  auch  polemisch,  und  da  die  Zahl  der  Hechtslehrer  auf  den  vielen 
deutschen  Universiliilen  sehr  belrächllich,  es  auch  Sitte  war,  dass  jeder 
der  Schriflslellerei  oblag,  so  wurde  eine  so  reiche  juristische  Litteratur  zu 
Tage  gefördert,  dass  es,  indem  man  immer  auch  die  des  gesammten  Aus- 
lands und  der  vergangenen  Jahrhimderic  berücksichtigte,  bald  eigener  bib- 
liographischer Werke  bedurfte,  deren  nach  und  nach  recht  umfassende  in 
die  Well  gesandt  wurden.  Während  der  Entwickelung  dieser  Gestaltung 
der  deutschen  Rechtswissenschaft  musste  noch  eine  andere  hcrvortrelen, 
nämlich  die  der  Beschauung  der  Hechtswissenschafl  in  ihrer  Einheit  oder 
als  wisseusehafllichcs  Ganzes,  verbunden  mit  der  Frage  über  die  zweckmiis- 
sigsle  Weise  das  Rechtsstudium  zu  pflegen  •).  Diese  letzte  war  schon  in 
früheren  Jahrhunderten  und  auch  ausser  Deutschland  hehnndelt  worden, 
halle  aber  nun  verbunden  mit  der  über  den  Aufbau  des  g.anzen 
Systems  eine  viel  höhere  Bedeutung.  Sie  zog  Lcibnitz  noch  in  seinen 
Jünglingsjahren  an  und  veranlassle  ihn  1668  seine  Nova  Methodus  docendae 
discendaeqiie  jvrisprudentiae  zu  schreiben.  Er  steht  darin  weit  über  seinem 
Jahrhundert,  erfasste  die  Hechtswissenschafl  vom  Standpunkte  aus,  den 
man  erst  am  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts  zu  würdigen  wusste,  ja 
er  stellte  sogar  wisscnschafUicbe  Probleme  auf,  deren  Lösung  man  entwe- 
der erst  in  unsern  Tagen  versuchte,  oder  noch  gar  nicht  einmal  für  mög- 
lich hält.  Weniger  von  ihm  angeregt  als  durch  das  eigene  Bedürfniss  ge- 
trieben, schrieben  verschiedene  Rcchtsgclehrle  Bücher  dieser  Art,  welche 
die  gesnmmle  Rechtswissenschaft  Deutschlands  wenigstens  in  ihren  Gnind- 
zflgen  darslelllen  und  Anleitungen  zu  einem  zweckmässigen  Studium  ent- 
hielten. Seil  d.  J.  1757  erhielten  sic  meistens  den  durch  Putter  gewähl- 
ten Titel:  jurislische  Encyclopädie  und  Methodologie  *). 

1)  Neltclhladl,  König  u.  .1.  neaiien  die  Sdiriftslellcr,  welche  diess  versuchten, 
die  Methodisten! 

2)  Kininal  war  wie  schon  heinerkt  ein  Buch  dieser  Art  von  Hunnius  so  benannt 
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Und  damit  halte  der  Eniwicklunssprocess  der  formalen  Gestaltung  der 
Rechlswisscnschan  den  höchsten  Punkt  erreicht,  zu  welchem  sie  im  acht- 
zehnten Jahrhundert  gelangen  konnte.  Die  auf  Principien  der  höheren  Wis- 
senschalllichkeit  sich  stülzende  Weilcrliihrnng  derselben  ist  die  Aufgabe 
des  neunzehnten  Jahrhunderts,  welches  auch  deren  Lösung  nach  verschie- 
denen Richtungen  hin  mit  P^rfolg  versucht  hat. 

122.  Man  kann  das  Jahrhundert  der  juristischen  Gelehrlengeschichte 
seit  1690  in  zwei  Zeiträume  thcilen,  in  der  ersten  stunden  Thoniasius 
(wie  schon  bemerkt)  als  Reformator  des  gesammlen  Hechtssludinms,  Hci- 
neccius  ')  1741  als  erster  Romanist  und  Gründer  einer  Schule,  endlich 
Jus  t US  Hen  n i ngi US  Böhmer  f 1749,  vor  allem  berühmt  als  Canonist, 
an  der  Spitze  der  deutschen  Hechtsgelehrten;  im  zweiten  die  zwei  Publi- 
cisten  Joh.  Jac.  Moser  f 178Ti  und  Joh.  Steph.  Pütlcr  f 1807  sowie 
der  in  verschiedenen  Eächern  gleich  verdiente  Georg  Ludwig  Böhmer*), 
des  älteren  Böhmers  Sohn  j-  1797.  In  jedem  dieser  Zeiträume  wurden 
olle  Zweige  der  Rechtswissenschall,  wenn  auch  nicht  mit  Geist,  Geschmack 
und  liüherer  Auffassung  ^ doch  mit  der  den  Deutschen  eigenen  Unverdros- 
senheit Iheils  in  ausführlicheren  Werken,  iheils  in  akademischen  Schrillen 
gepflegt. 

A.  In  beiden  Zeiträumen  behandeln  die  Civilisten  gleich  den  schon 
genannten  Pragmatikern  des  siebenzehnten  Jahrhunderts  das  römische 
Recht  als  jurisprudentia  romano  - tjrrmnmca  forensis , uml  zwar  weniger 
in  Handbüchern  als  in  Dissertationen  oder  in  der  Beleuchtung  prakti- 
scher Rechtsfragen  gewidmeten  Werken.  Einen  bleibenden  Namen  mach- 
ten sich  unter  anderen  Ballh.  v.  Wern  her  f 1742,  .Aug.  v.  Ley- 
ser  f 1752  *),  ja  selbst  Thoniasius  und  die  beiden  Böhmer,  der  jün- 
gere Sam.  V.  Uocceji  f 1756  und  K.  Es.  v.  Pufendorf  f 1785  *). 
Viele  Rechtslehrer  verfolgten  mehr  oder  weniger  die  Richtung  von  Hei- 
neccius,  und  bearbeiteten  die  Rechtsgeschichle  oder  ein  neues  be- 
liebt gewordenes  Fach,  nämlich  das  der  s.  g.  juristischen  Hermeneu- 
tik, in  welchem  auch  Regeln  über  die  kritische  Behandlung  der  Quellen 
gegeben  und  viel  Literär-hislorisches  zusammen  getragen  wurde.  .Als  Rechts- 


worden,  aber  erst  seil  Pütlcr  1757  diese  Benennung  w.äliUc,  wurde  sie  allge- 
meiner. Umfassende  Diirslellungen  des  gesammlen  in  Di'ulschland  gellenden  Hechts 
gaben  .andere  i.  B 1740,  1762,  1781  Ncllelbtadl  m seinem  Sfttema  ele- 
mentare univertae  Jurieprudenliae  poeilivae  commanie  imperii  romano- 
germanici.  König,  S.  358,  395. 

1)  Hugo  S.  497.  Ilaubold  p.  163. 

2)  Hugo  S.  517.  543.  Haubold  p.  174.  Moser  ist  der  fruchlbarsle  aller  juri- 
.stischen  Autoren.  Weidlich  führt  in  B.  II  seiner  biographischen  Nachrichten 
V.  J.  1781,  393  Schriften  desselben  auf,  d.azu  kommen  im  4 Bd.  noch  7. 

3)  Haubold  a.  a.  0 S.  154.  157.  171.  Hugo  512.  513.  525. 

4)  Haubold  p.  183.  175. 
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historiker  mnchte  sich  vor  allen  Joh.  Aur.  B ach  -j-  1T58,  alsHermeneuliker 
Eckhard  *)  f 1751  einen  bleibenden  Namen.  Andere  wurden  durch  Com- 
pendien  der  Pnndeklen  berühmt,  wie  seil  1761  Hclircld  1782,  dessen 
Lehrbuch  die  Iniher  besonders  üblichen  kleinen  St ruve  und  das  v.  Just. 
Henn.  B ö\>  mer  (IrUroduclio  in  Jus  Digestomm  seit  1701)  verdrängte  und 
1781  die  Gnindlage  des  grössten  noch  immer  unvollendeten  Pandektenwerks 
V.  Glück  (des  s.  g.  Glück'schen  Conimentars,  bis  jetzt  41  Bände)  wurde. 
Am  grössten  ist  die  Zahl  der  Civitislen,  welche  Opuscula  oder  F.xercitationes 
varii  argumenti,  oder  dergleichen  Sehrilten  hinlerliessen.  Gegen  das  Ende  des 
vorigen  Jahrhunderts  (1776  und  1707)  bereicherten  Gebauer  f 1773, 
Köhler  und  Span  gen  b erg  f 1806*)  die  civilistische  Literatur  mit  einer 
neuen  kritischen  Ausgabe  des  Corpus  Juris,  welche,  obwohl  sie  viel  zu 
wünschen  übrig  lässt,  doch  bis  jetzt  noch  *)  für  die  beste  gilt.  Die  letzten 
berühmten  civilistischen  Dogmatiker  der  Periode  waren  ausser  den  schon 
genannten,  E.  Ch.  Westphal  -}■  1792,  C.  Ch.  Hofacker  -f  1793,  Höpf- 
ner  -j-  1797  und  die  noch  im  neunzehnten  Jahrhundert  lebenden  J.  Ch. 
Koch  f 1808*),  Malblanc  f 1828  und  der  schon  genannte  Christian 
Friedrich  Glück  f 1831. 

B.  Die  Literatur  des  germanischen  Rechts  •)  wurde  erst  in  der  zwei- 
ten Hälfte  dieser  Periode  von  grös.serer  Bedeutung,  nachdem  man  dieses 
Studium  als  ein  eigenes  mit  grösserem  Eifer  betrieb.  Um  die  Ausgaben 
der  Quellen  sowohl  der  ältesten  Zeiten  als  der  Spiegel  in  der  späteren 
machten  sich  verdient : Georgisch,  der  1738  eine  vollständige  Sammlung 
der  ersten  in  seinem  Corpus  Juris  Germanici  antiqui  (4to)  herausgab> 
Gärtner  1732  als  Herausgeber  des  Sachsen  - und  Schiller  als  Hernus- 
gehcr  des  s.  g.  Schwabenspiegels,  später  1760  — 66,  Senkenberg  und 
König  von  Königsthal  durch  2 Folio-Bände  eines  freilich  nur  angefange- 
nen Corpus  Juris  Gtrmanici  für  die  Quellen  des  13len  und  Uten  Jahrhunderts. 

Als  Henuisgeber  der  Reichsgesetzc  sind  oben  §.  114  derselbe  Sen- 
kenberg und  Schmauss  schon  genannt  worden.  Die  Land-  und  Stadt- 
rechte  wurden  zuweilen  besonders  hcrausgegeben , aber  ölters  als  .Anhang 
in  anderen  Werken  z.  B.  v.  Ludolph  173-4,  F.  E Pu fen d orf  1756,  Drcyer 
(1783 — 1784),  C.  K.  Walch  1771 — 1776.  Eigene  Werke  über  die  äussere 
deutsclie  Reehtsgeschichte  schrieben  1781  Fischer  in  deutscher  und 
1787 — 94  der  ältere  Bien  er  in  lateinischer  Sprache’).  Den  Anfang  einer 

1)  H au  bn  1 d p.  117. 

2)  S.  H.iubold  p.  172  folg. 

3)  Haiibold  p.  I6.A — 190. 

4)  Haubold  p.  IBA.  191.  192. 

5)  S.  über  ihn  Hugo't  Civ.  Magarin  VI.  S.  86. 

6)  Westphnl'«  Anleitung  zur  Kennlnias  der  besten  Bacher  S.  219 — 289. 

7)  Dies«  Werk  in  3 Bd,  „Commentarii  de  origine  ei  progreieu  legnm  jurium- 
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inneren  Gesctiichic  des  deuLsehen  PrivalreclUs  enllifillen  die,  fredich  nach 
des  Verlassers  Tode  erst  \eröirenllichten  Anlif/uitules  Juris  Germanici  v. 

Heincccius. 

Die  wicliliKSle  Aufgabe  der  Germanisten  dieser  Zeit  ward  baid  die  der 
Feststellung  des  BegrifTs  ')  des  dculsciien  l’rivatreclils  und  die  syste- 
niiUisehe  Darslellung  seiner  Gnmdsälze.  Der  erste  war  seliwierig  und  veran-  j 

lassle  verschieiiene  AulTassungen  jenes  Uegriircs.  Die  bedeutendsten  C<iin()en- 
dien  schrieben  ITll  18  G.  Beyer,  173(5,7  Heincccius,  1737  Kngan,  1754 
Estor,  vor  allen  aber  1718  (zuletzt  ITiti)  l’ütter,  1757  (zuletzt  1795) 

Selchow,  17G7  Riidloff,  1787  und  1791  Tafinger,  1791  der  den  Ueber- 
gang  zur  neuen  Behandlung  dieses  Faches  bildende  Runde  (v.  da  bis 
1829,  8 Atisgaben.) 

Die  Zahl  der  freilich  sollen  sehr  griindliclien,  docli  für  die  Bearbeilungs- 
geschichle  des  gertnanischen  Reclils  wichtigen  Monographien  ist  sehr  be- 
trächtlich, auch  manche  Ruinanislen  haben  sich  durch  Schrilten  dieser  Art 
verdient  gemacht.  Bekannte  Namen  germainslisclier  Sclirillsleller  sind  die 
von  Herl,  Slrube,  Buri,  Heu  mann,  Cranier,  Ayrcr,  Grupen, 

Ricci  US  und  J.  J.  Moser.  Eines  besonderen  l’lalzes  halle  sich  das  NVcch- 
selrechl  zu  erfreuen,  z.  B.  durcli  Heincccius,  Siegel,  Selchow,  Mu- 
snus, P ü 1 1 in  a n n u.  a.  * ) 

Audi  das  deutsche  Parlicularrechl  wurde  mit  Eifer  cultivirl,  jedoch 
noch  keine  Vorlesung  darüber  gehalten*). 

Das  Lehnreclil,  obwohl  ein  Zweig  des  germanischen  Reclits,  wurde 
immer  noch  als  eigenes  Fach  sowolil  gelehrt,  als  in  Schriften  beii.andelL, 
sowolil  Civilislen  als  Germanisten  und  Pubiicislen  beschäftigten  sich  mit 
denselben,  wie  Schilter,  Slruve,  Siryk,  H.  v.  Cocceji,  Heinec- 
cius,  Pütt  mann,  sellisl  Gebauer,  Moser,  Senken  borg,  Jen  i eben, 

Zepernick,  Gundling,  Buri,  Baclimann,  Maskov,  Westphal. 

Das  gangbarste  Lehrbuch  desselben  war  zuletzt  das  seil  1765  öfter  ge- 
druckte G.  L.  Böhmers:  Principia  Juris  fendntis  praesertim  Longobar- 
dici  *).  Es  erlelite  von  1765  bis  1819  sieben  Ausgaben. 

C.  Mil  der  Cultur  des  germanischen  Rechts,  besonders  durch  die  zuletzt 
genannten  Männer  hing  die  des  deutsclicn  Siaalsrechls  “ ) zusammen,  welches 


t/ne  Germanicurum  „wird  wegen  seiiirx  si'lir  vidlsKnidigeii  AUlerial.s  einen  blei- 
benden Werlli  Imbcn. 

1)  Eine  oben  so  grOndlicbe  .als  anziehend  gesclirielx'iie  Henrbeiluiigsgescliichle  des 
deutschen  Privatrechls  giebl  Gerber  in  seiner  Schrift  über;  das  wKsKensctiaftliche 
Princip  des  deutschen  Privatrechls.  Jena  1816.  S.  l.S  folg. 

2)  Westphal  S.  27.5  — 2S0.  König  I.  386  und  Pedekind,  Abriss  einer  Gc- 
schiclilc  des  Wecliselrechls.  Braunscliweig  1843  S.  143  folg. 

3)  König  I.  383. 

4)  NVcsIphal  S.  318—337. 

5)  Westphal  S.  338-  432. 
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sich  aber,  wie  schon  bemerkt,  als  eine  so  nmlassendc  eigene  Wissenschafl 
nusbildeie,  dass  Pütler  1TT6 — 1782  ein  eignes  Werk.  „Literatur  des  deutschen 
Slaulsrcclits“  in  3 Biindcn  schrieb,  zu  wclclien  1791  noeli  ein  vierter  von 
Klüber  kam.  Ausser  den  sclion  (§.  122)  hervorgehobunen  J.  J.  Moser 
u.  Putter  machte  sich  nocli  eine  grosse  Zahl  Rcchtsgelehrler  in  dem  s.  g. 
publicislischen  Fach  Iheils  durch  Lehrbücher  theils  durch  Bearbeiten  der  deut- 
schen Reichsgeschichlc,  Herausgeben  von  Quellen,  als  Verfasser  von  Monogra- 
phien und  staatsrechtlichen  Dednetionen,  Gutachten  u.  s.  w.  einen  in  ihrer  Zeit 
wenigstens  grossen  Namen.  Dahin  zählen  nicht  wenige  schon  als  Civilislen 
oder  Germanisten  aufgeführte  Schriristellcr.  Als  besonders  hervorragend  sollen 
hier  genannt  sein:  Da  tt  f 1722,  Lynckerf  172G,  Gundlingfl729,Pfef- 
finger  •)  f 1730,  v.  Lude  wig  f 1713,  J.  H.  Böhmer  | 1719,  Sch  in  aus  s 
t 1757,  Mascov  f 1760,  v.  Ickstatt  f 1776,  Lünig  f 1740,  Sen- 
kenberg f 1768,  Häberlin  f 1808,  Majer  (in  Tübingen)  f 1820, 
Friede.  Carl  v.  Moser  f 1798  und  Schlözer  f 1809,  und  der  freilich 
mehr  der  folgenden  Periode  angchörende  Klüber  f 1837. 

D.  Das  Kirchenreclit  *)  spaltete  sich  seit  der  Reformation  in  das  ka- 
tholische und  protestantische.  Was  das  erste  betrifft,  so  halte  das  .Aus- 
land bedeutendere  Schriflslcller  aufzuweisen,  als  Deutschland,  doch  mach- 
ten sich  wälirend  des  achtzehnten  Jahrhunderts  verschiedene  Gelehrte  einen 
bedeutenden  Namen,  wie  Paul  Jos.  v.  Riegger  •}■  1775,  der  besonders 
als  Justus  Febronius  berühmte  Weihbischof  v.  Hontheim  in  Trier  f 
1790,  der  jüngere  J.  A.  Riegger  f 1795,  und  Schmidt  in  Heidelberg 
1775,  Eybel  und  Gmeiner  in  Wien  1790. 

Als  Canonisten,  die  im  Geiste  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  schrieben, 
sind  noch  1726  Schmalzgrüber  und  1730  Reiffensiuel  zu  nennen. 

Im  protestantischen  Kirchetirecht  ragten  über  alle  andern  die  beiden 
Böhmer  hervor. 

E.  Die  bedeutendsten  Criminalistcn  dieser  Zeit  sind  der  1729  mit  dem 
ersten  Lehrbucli  des  Criminalrechls  hervortretende  Gärtner  173.3,  .Sam. 
Böhmer  und  Kemmerich  1732,  Engau  1738.  1755  der  ältere  M ei  s le  r, 
1758  Koch,  Quistorp  1770,  1773  Banniza,  1779  Püttmann,  1789 
der  jüngere  Meister.  Die  namhallestcn  Processualistcn  sind  Ludovici 
Mencke  f 1716,  Lyneker  f 1726,  J.  H.  Boehmer  u.  a.,  dann  Püt- 
ler, Claproth  f 1803  und  seit  1757  Danz  f 1803. 

F.  Die  deutschen  Schriftsteller  über  das  Natnrrecht  gehörten  in  der 
Periode  v.  1695  bis  1790  drei  verschiedenen  Schulen  an,  nämlich  der  s.  g. 


1)  Besontlcrs  bcrfilimt  sciiirs  reichen  geschichtlichen  Inlialls  wegen  ist  P f c f f in  g e r‘s 
grosser  Cuniinentar  xuni  Lehrbuch  des  Slaalsrechls  v.  Vilriarius  1 Bit.  llo, 
zuerst  gedruckt  1731  u.  öfter  als ; Corfi.  Jttrit  Puitici  ad  ductum  hl- 
Btitut.  f'itriarii. 

2)  Weslphal  S.  433—510. 
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socinlistischen  v.  Grotins  und  Piilendorf,  wie  auch  Heinr.  Cocceji 
im  Grolius  illustralus  von  1714 — iti,  der  seil  1705  eine  eisne  Theorie 
vcrfolRcndcn  Tli oniasi'schen,  wie  Gundling,  Flcisclier,  Griebner 
und  Achenwall,  oder  der  des  bcrühmlen  Philosophen  Wolf,  der  selbst 
Iheils  in  einem  kleineren  Lehrbuch,  vor  allem  aber  in  seinen  8 Bände  in 
4to  fassenden  Jus  naturne  methodo  scimtifira  pertraclatum  sich  ein  seinem 
Geschmack  wenig  zur  Ehre  gereichendes  ')  Denkmal  sclzle,  wie  Ne  Ile  I- 
blndt,  Darjes,  Westphal  u.  a.,  während  verschiedene  als  Eklektiker 
das  Fach  beliandellen  z.  B.  Höpfn  er,  dessen  zuerst  1780  erschienenes  I,elir- 
buch  vor  dem  Erscheinen  iles  Kanlisclicn  das  beliebteste  in  Deutschland 
war.  Der  allgemeine  Einfluss  des  Studiums  des  s.  g.  Naturrechls  auf  die 
ganze  Hechtswisscnschall  war  der,  dass  man  ein  allgemeines  VernunUrecht, 
als  die  Grundlage  des  ihm  so  viel  wie  möglich  anzupassenden  positiven 
Rechts  annahni  und  von  diesem  Standpunkte  auch  die  gesetzlichen  Refonnen 
des  Rechts  zu  unternehmen  versuchte. 

Einige  wenige  Rcchtsgelehrlen  verlölgicn  eine  oppositionelle  Richtung 
wie  Sam.  v.  Cocceji,  Hombergk  zu  Vach,  Schmauss,  oder  stellten 
sogar  wie  1785  Flalt  die  Realität  einer  rationalislisclien  Zwangslheorie  ganz 
und  gar  in  Abrede  *). 

Das  Völkerrecht  wurde  zwar  fortwährend  in  Verbindung  mit  dem 
Naturrechl  behandelt,  doch  nahm  man  auch  ein  positives  Völkerrecht 
als  gellend  an , und  bildete  daraus  einen  gegen  das  Ende  des  Jahrhunderts 
beliebt  wordenen  Zweig  der  Rechtswis.senschafl,  des.sen  Studium  vor  allem 
der  s.  g.  Diplomatie  sicli  widmeten.  Schmauss  und  J.  J.  Moser  wur- 
den namhalle  Schrillsleller  in  diesem  Fache,  welches  zuletzt  in  Martens 
t 1823  seinen  berühmtesten  Vertreter  fand. 

G.  Die  deutsche  RechtswissenschaR  war  auf  diese  Weise  ein  unend- 
liches ins  tausendfachste  verschlungenes  Gewebe  einer  seil  Jahrhunderten 
angehäuften  Tradition  geworden,  und  es  bedurfte  eigener  Führer  um  sich 
in  diesem  Labyrinthe  zu  Recht  zu  finden.  Sie  fanden  sich  in  den  Schrift- 
stellern, welche  die  juristische  Lilerärgeschichte  und  Bücherkunde  zum  Ge- 
genstand ihrer  gelehrten  Thäligkcil  machten.  Schon  von  Thomnsius  an 
gab  es  deren,  und  im  achlzchnlcn  Jahrhundert  wurde  die  juristische  Bi- 
bliographie und  Biographie  mit  einem  Eifer  gepflegt,  den  man  jetzt  nicht 
mehr  findet.  Im  Jahr  1704  trat  B.  G.  Slriive  mit  einer  BibKotheca  juris 
selecta,  deren  8le  Ausgabe  1730  Buder  bedeutend  vermehrte,  hervor;  ihm 
folgten  1745  Stell,  1752  u.  1703  Eisenhart,  1761  u.  1770  Hommcl, 
1761  u.  1774  der  oft  genannte  Nellelbladt,  1774 — 1781  Westiihal 
(u.  Grober),  1785  König.  Die  durch  mehrere  Fortsetzungen  bedeutend 


1)  SirliP  F.  Raumer  über  die  gescbichlliclic  Entwicklung  der  licgrilTc  von  licclil, 
Sla.at  und  Politik  2le  Aull.  1832.  S.  611  — 73. 

2)  Vergleiche  des  Verfassers  Rechtsidiilosotihie  Freih.  1839.  S.  39 — 76. 


Digitized  by  Google 


333 


erweiterte  Ä/Wiorttfca /«rirfjVrt  V.  L i |)  e n i u s isl  in  ganz  Europa  bekannt.  Um 
die  Biographien  der  Rechtsgelehrten  machten  sicli  von  1755  an  Weidlich, 
später  (ITT'i)  lugler  verdient,  Jöcher,  Meusel  und  die  Fortselzer 
ihrer  Werke.  .\uch  über  verschiedene  Fächer  der  Jurisprudenz  besitzt 
Deutschland  eigene  Lilcraturgeschichten  oder  bibliographische  Werke  aus 
dem  achtzehnten  Jahrhundert.  Ausser  Rätters  Literatur  des  deulschen 
Staatsrechts,  sind  verschiedene  Lehrbücher  der  Geschichte  des  Naturrechts 
Bnzuführen,  z.  B.  von  Ludovici  ITOlu.  17H,  Tlioinasius  1719,  Glaf- 
fey  1737  und  Gebauer  1774.  Ueher  das  V'ölkerrecht  schrieb  ein  wich- 
tiges Buch  dieser  Art  1785  v.  Ompteda,  über  das  germanische  Recht 
1782  Fischer. 

Entwicklungsgang  der  deutschen  Rechtswissenschaft  seit 
dem  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts  '). 

123.  Seit  dem  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts  nahm  die  Rechts- 
wissenschaft in  Deutschland  einen  Aufschwung  und  eine  so  allseitigc  Ent- 
wicklung, wie  dieselbe  in  der  Weltgeschichte  bisher  noch  bei  keinem  Volke 
gehabt  hat.  Derselbe  hängt  mit  dem  Steigen  und  der  Bliithe  der  gesainm- 
ten  deulschen  Literatur  in  dieser  ruhmvollen  Periode  zusammen.  Die  deut- 
sche Sprache  erhob  sich  später,  als  die  meisten  Sprachen  Europas , zur 
Höhe  einer  klassischen ; als  aber  dieses  neue  Bildungssladium  Deidsch- 
lands  begonnen  hatte,  durchdrang  der  neue  Geist  alle  Klassen  der  Ge- 
lehrten und  hatte  eine  wichtige  Rückwirkung  auf  die.  Fortschritte  aller  Zweige 
der  Wissenschaft.  Der  deutsche  Genius  war  wie  aus  einem  langen  Schlum- 
mer * ) erwacht  und  umfasste  sic,  so  wie  die  Kunst  mit  einer  ungeahnten 
Jugendkrall  und  Begeisterung. 

Die  Thätigkcit  des  deutschen  Forschungsgeistes  war  auf  zwei  Haupt- 
wissenschaflcu  gerichtet,  auf  Philologie  und  Geschichte  und  auf  die  Phi- 
losophie. Beide  als  Hauptgrundlagen  der  Rechtswissenschaft  hängen  mit 


1)  her  Verfasser  hat  seil  1819  von  Zeit  lu  Zeit  übersichtliche  Darstellungen  der 
Entwicklungsgeschichte  der  deutschtm  Uechlswissensehafl  seil  1788  gegeben, 
als  in  der  Themis  v.  Paris  B.  I.  p.  1.  X.  387.  ln  der  Revue  enrtfclopMiiue 
Aiig.  1828.,  in  ict  Forter  Revue  v.  J.  1841.  B.  VIII.  S.  25.  130.  204.,  der  deul- 
schen Vierleljalirsschrifl  v.  1839.  Hfl.  III.  S.  192 — 211.,  in  seiner  Vorschule 
der  Inst.  u.  Pand.  S.  282.  folg. 

Sehr  geistreich  geschriebene  Bi'trachtungen  Uber  diesen  Gegenstand  sind  die 
V.  Savigny  den  lOten  M.ii  1788  bei  Gelegenheit  von  Hugo's  Doctorjubilneum 
in  der  Zeitschrift  f.  geschichtliche  Rechtswissenschaft  B.  IX.  S.  423.  u.  v.  Scheiirl, 
Einige  Worte  über  F.  C.  v.  Savigny  .am  31.  Octobr.  1830.  Erlang.  1850. 
Vergl.  ferner  Bluntschli,  die  neueren  Rechtsschulen  der  deulschen  Juristen. 
Zürich  u.  Frauenfeld  1841. 

2)  S.  Uber  die  ersten  Anfänge  dieser  Periode  Schlossers  Geschichte  des  acht- 
zehnten Jahrhunderts  B.  I S.  580  folg.  B.  II  S,  515  u,  folg. 
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dieser  so  eng  zusnmmen,  dass  sie  in  ihrem  Fortschritl  nolhwendig  niil 
liineingezogen  werden  musste.  Die  Reform  der  Rechtswissenschaft  trat  in 
zwei  Richtungen  hervor,  einer  philologisch-hislorisclien  und  einer 
specu  la ti  v-ph iloso p h ischen.  Die  erste  ging  von  der  deutschen 
Hochschule  aus,  auf  welcher  im  letzten  Viertel  des  achtzehnten  Jahrhunderts 
das  Studium  der  Philosophie  und  der  Geschichte  besonders  blühend  war. 
Dieselbe  war  Göttingen,  wo  früher(lT34 — ITGl)  Gessner,  dann  seit  1763 
Heyne  f 1^1-  ruhmvollem  Eriolge  lelirten,  wie  Schlözer  und 
Spittler  als  Historiker  glanzten.  Die  zweite  etwas  später  hervortretende 
Richtung  wurde  von  Männern  eingeschlagen,  welche  in  die  rationalistischen 
Philosophien  Kants  theils  durch  den  Meister  selbst,  thcils  durch  dessen 
thätigste  Anhänger  z.  B.  Re.inliold  in  Jena  eingeweiht,  .auch  von  den 
ersten  politischen  Ideen  der  französischen  Revolution  (namentlich  der 
Theorie  der  Menschenrechte)  angezogen  worden  waren. 

Als  historischer  Rerormator  ist  zuerst  nur  ein  Mann  zu  nennen, 
Gustav  Hugo  geboren  zu  Lörrach  1761,  seit  178B  Professor  der  Rechte 
in  Göttingen  -j-  1816,  dem  sieh  alsbald  zwei  im  Geiste  der  holländischen 
Schule  gebildete  Männer  Haubold  in  Leipzig!  1^24  *)  und  \V.  Gramer, 
in  Kiel  geh.  1760  + 18.33  anschlossen.  Die  Zahl  der  von  philosophischen 
Grundanschauungen  ausgehenden  Reclitsgelchrtcn  war  ein  wenig  grösser; 
wir  haben  Thibaut  (seil  1797),  Keuerbach  seit  1796,  v.  Grolman 
seil  1798,  V.  Almendingen  seil  1803  gestorben  1827,  und  den  auch  als 
philologischen  Juristen  sehr  gebildeten  Ca rl  Sa  lomo  Zacharia  seil  1795, 
ferner  sind  Klein  sc  hrod  1794  t 1824,  Gönner  seil  1795  f 1829  und 
Schmalz  seil  1794  t IKH,  Tillmann  seil  1798  f 1834,  der  noch  lebende 
Cb.  Marlin  seil  1800  zu  nennen;  weleln-n  einige  ältere  noch  der  früheren 
Schule  .angehörende  Männer,  wie  Hu  fei  and  t 1817  und  andere,  sich  an- 
schlossen. Da  Hugo  erst  gegen  das  Ende  des  .achtzehnten  Jahrhunderts  zu 
allgemeiner  Anerkennung  gelangte,  so  entwickelten  sii-h  beide  reformatorische 
Bewegungen  neben  einander  und  traten  bald  zu  einander  in  einen  Gegen- 
satz, der  später  zur  .\usbildung  zweier  Schulen,  der  historischen  und 
der  philosophisch-pract ischen  führte.  Vor  allem  wurde  zu  dem- 
selben der  Grund  gelegt  durch  v.  Savigny*),  der  im  Jahr  1803  mit 
einem  in  einem  ganz  neuen  Geiste  geschriebenen  Werke  über  das 
Recht  des  Besitzes  ans  Licht  trat  und  den  Weg  zu  dem  hohen  Ziele  er- 


1)  Vergleichi’  ülwr  ihn  in  »(■inen  Sdiriflcn  Jin  neuen  Nekrolog  d.  DiMilselien  f.  d. 
J.  1624,  t.  II.  II,  S.  505. 

2)  „Zu  Ilugo’ii  Srliiirfsinn , Knergie,  Kulinlieil  und  Ausdam-r,  gesellte  sieh  hei 
Savigny  eine  Vereinigung  von  Iloheil  des  Geistes,  Freiheit  und  Z.arUieil  des 
Getühls,  iliegtainkcit  und  Schr.nheitssinn,  wie  sie  die  Hand  des  Sehöpfers  in  allen 
Zeilen  wenigen  Glückliehen  verliehen  hat.“  v.  Scheu  rl  in  d.  a.  Schrift.  S.  7. 
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üffnele,  welchem  jctzl  die  jüngeren  Rechlsgelehrfen  mit  einem  Eifer  und 
einem  Erfolge  die  Rechtswissenschaft  entgegenfnhrlen,  der  unser  Jiihihnn- 
dert  zu  einer  neuen  Periode  der  wissenschaflliehen  Bearbeitung  des  Hechts 
gemacht  liat. 

Obwohl  nicht  mit  tiefer  gehenden  philologischen  Kenntnissen,  wohl 
aber  mit  einer  feinen,  zum  Theil  in  Frankreich  erworbenen  Biidnng,  mit 
grossem  Scharfsinn  und  mit  einem  grossen  durchdringenden  kritischen 
Talente  ausgerüstet,  sah  Hugo,  dass  die  flbliclie  Behandlungsweisc  nn- 
grnndlich  und  geschmacklos  und  die  herrschenden  Theorien  der  deutschen 
Rechtswissenschaft  oberflächlich  und  engherzig  waren  ').  Er  fühlte  sich 
von  dem  Geiste  der  historischen  Rechtswisscnschafl  des  sechzehnten  und 
sicbenzehnten  Jahrhunderts,  insbesomlcre  von  Cujacius  und  vonSchul- 
ling  angezogen,  und  sah  nur  in  der  Wicdererwerbnng  dieses  Geistes  das 
Heit  für  dieselbe.  Auch  hatte  Leibnitz  mva  methndus  docendae  discen- 
diifque  Jurispnidentiae  ihn  in  eine  hüherc  AulTassung  der  ganzen  Wis- 
senschaft cingeweiht,  und  so  setzte  er  sich  eine  durchgreifende  Reform 
des  Studiums  und  der  juristischen  Literatur  zur  Aufgabe,  welche  er  thcils 
als  Lehrer,  theils  als  Schrillsteller  zu  lösen  unermüdlich  thätig  war*).  Er 
gab  nach  und  nach  eine  Reihe  neuer  Lehrbücher  der  Institutionen,  der 
juristischen  Encyclopädie,  der  Geschiehle  des  römischen  Rechts  und  bald 
auch  der  Rechtsphilosophie  heraus,  ein  civilistisches  Magazin,  und  griff  in 
einer  grossen  Zahl  Reccnsionen  in  den  göttingischen  gelehrten  Anzeigen 
die  neu  erscheinenden  civilistischen  Werke  im  bisherigen  Geschiimck  an, 
um  die  vielen  unhaltbaren  Ansichten  der  Rechtsgelehrten  seiner  Zeit  zu 
bekämpfen,  dass  er  nothwendig  durch  diesen  fortgesetzten  Neuerungsgeisl 
eine  Aufregung  und  Bewegung  in  den  juristischen  Studien  hervorbringen 
musste.  Dabei  wies  er  auf  ein  gründliches  Studium  der  Ueberreste 
des  voijuslinianischcn  Rechts  hin,  gab  Ulpians  Fragmente  und  Paulus 

1)  V.  S.ivigny  (den  tO.  M.ii  1838)  rölmil  von  ihm:  „da-ss  er  zuerst  voll  Geist 
und  Multi  der  herrschenden  Gedankeiilosi^keil  enigegentral,  welche  den  (lusltiven 
Stoff  unseres  Ilechls.  ohne  kritische  Prüfung  und  Sondming  seiner  Beslandlheite 
zu  einem  selieinliaren  Ganzen  verarbeitet  halte ; indem  er  cs  wagte,  jeden  negriff 
und  jeden  Rechlssatz  um  seine  llerkiinn  zu  betragen,  indem  er  als  Gnindwahr- 
beit  annahm,  dass  in  jeder  Zeit  das  positive  Reciil  ein  lebendiges  Ganze  war  und 
es  als  Aufgabe  der  Wissenscliaft  erkannte,  aus  dem  zerslieulen  V'orralh  einzelner 
Zeugnisse  dieses  Fach  zu  rcconslruiren 

2)  Hugo  giebt  selbst  über  die  von  ihm  ini  Anfang  seiner Lauriiahn  entwickelte  Tlnätig- 
keil  Aufsrldfisse,  iin  Lehrbuch  der  Geschichte  des  römischen  Rechts  srnt  Jiislinian 
S.  582—584  ; in  der  Einleitung  zur  Saninilung  seiner  Reccnsionen  in  den  Göt- 
tinger gelehrten  Anzeigen.  S.  ferner  über  ihn  dessen  Civil.  .Mag.azin  Bd.  VI. 
S.  161.  V.  S.avignys  Programm  vom  10.  Mai  18.38,  der  10.  Mai  1788,  in  der 
ZeitschriO  für  geschichtliche  Reehtswissenschafl,  Bd.  IX,  S.  429,  und  in  den  ver- 
mischlen  Schriften  IV.  XL.  S.  ferner  den  Nekrol.  d.  Deutschen,  J.  1846.  S.  655. 
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receptae  sententiae  neu  heraus,  und  suchte  die  gescliichllichc  Erforschung: 
des  römischen  Rechts  durch  deren  Ankniipfen  an  die  Bestrebungen  der 
französisclien  und  holländischen  Schulen  und  durch  deren  Weiterführung 
auf  das  kräftigste  zu  beleben.  Er  bekämpite  mit  Glück  eine  Menge  irriger 
Ansichten  in  fast  allen  Lehren  des  römischen  Rechts  und  was  er  nicht 
selbst  thal,  geschah  durch  seine  Freunde  und  bald  durch  die  von  ihm 
herangebildelen  Schüler. 

Zu  dic.sen  gehörten  einige  bald  als  Rcchlslehrer  und  Schrift-steller  be- 
deutend werdende  Gelehrten,  wie  Heise  1803  t 1851,  Schräder  1803, 
Mackeldey  f 1834  und  v.  Löhr  1806  t 1851  u.  A.  Thibaut*)  geh. 
1772,  1792  ein  Schüler  Kants  in  Königsberg,  dann  Privatdocent  des  Rechts, 
dann  Professor  in  Kiel  1796,  1798,  dann  in  Jena  1802  und  von  1806  an 
in  Heidelberg,  wo  er  lH-10  starb,  huldigt  in  seiner  juristischen  Encyclopädie 
1797  entschieden  einer  rationalistischen  Riclitung,  die  aber,  weil  seine 
Hnu[>tthätigkeit  dem  Studium  des  römischen  Rechts  gewidmet  war,  sich 
mehr  in  der  allgemeinen  Bchandlungsweisc  und  vor  allem  in  der  Systema- 
tisirung  des  Stoffes  ausspricht  und  in  der  .Auflassung  der  Rechtsgeschichle 
als  eines  blosen  Hülfsmiltels  zum  Verstehen  der  geltenden  Rechtsgrund- 
sätze. Sein  glänzendes  Lehrtalent,  das  nicht  selten  an  Jean  Paul  erinnert, 
machte  seine  Vorträge  so  anziehend,  dass  wer.  aus  irgend  einem  Theile 
Deutschlands,  qs  zu  thun  im  Stande  war,  ihn  zu  hören  pflegte. 

Eine  noch  mehr  rationalistische  Richtung  verfolgte  der  durch  Rein- 
hold angeregte  P.  J.  A.  Feuerbach  geb.  in  Frankfurt  a.  M.  1775,  der  1799 
in  Jena  als  Rechtslehrer  aufgelreten,  1802  nach  Kiel  und  1804  nach  Lands- 
hut  gerufen,  aber  nur  bis  1808  Professor  der  Rechte  war.  Nachdem  er  1795, 
1796  im  Gebiete  des  Naturrechts  als  Schriltsteller  aufgetreten  war,  widmete 
er  von  1798  an  seine  Hauptthätigkeit  der  Criminalrechtswissenschall,  die 
er  auf  der  Basis  der  von  Ihm  aufgestellten  s.  g.  Abschreckungstheorie  mit 
so  grossem  Erlölge  neu  tuifljaute,  dass  seine  Revision  der  Grundsätze  und 
GrundbegrilTe  des  positiven  peinlichen  Rechts  von  1799 — 1800  einen  Um- 
schwung in  der  Behandlung  dieser  Wissenschaft  ver.anlasstc  und  sein 
1801  zum  erstenmale  erschienenes  Lehrbuch  zum  grössten  Ansehen  in 
Deutschland  gelangte,  so  dass  während  seiner  Lebzeiten  bis  1833  die 
11.  Ausgabe  davon  erschien  ’).  Auch  ist  er  der  Verfasser  des  1813 
sanctionirten  bayerischen  Strafgesetzbuches,  mit  welchem  die  Reform  dieses 
Zweiges  der  Gesetzgebung  Deutschlands  in  unserem  Jahrhundert  begann. 
Sein  nächster  Geistesverwandter  ist  Grolman  von  1798  bis  1816  Pro- 


1)  Bis  jetzt  liat  man  keine  elw.is  ausführlichere  Biogia|iliio  Thihauls;  sondern  mir 
eine  kürzere  iiii  Neuen  Nekrolog  der  Deutschen  v.  J,  1840,  Hd.  1.  1842.  S.  358. 

2)  N.ach  seinem  Tode  besorgte  1836  v.  .Mittermaier  noch  drei  Ausgaben  des 
Buches. 
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fessor  in  Giessen,  als  Juslizminister  in  Dnrmsladt  1829  ’),  der  gleich 
ihm  die  Rechtsphilosophie  und  das  Strafrecht  pflegte  (für  das  letzte  auch 
ein  neues  Princip  die  s.  g.  Präventionstheorie  aul'slellte),  ausserdem  aber 
auch  das  Fach  des  Civilprocesses  zum  Gegenstand  seiner  wissenschaft- 
lichen Thätigkeil  machte,  und  1800  ein  Magazin  für  die  Philosophie  und 
Geschichte  des  Rechts  und  die  Gesetzgebung  anlegtc,  das  seit  1820  mit 
ihm  von  Löhr  als  neues  Magazin  für  Rechtswissenschaft,  jedoch  nur 
als  rechlsgeschichtliche  Zeitschrift  in  3 Bänden  fortgesetzt  und  im  4.  von 
diesem  1844  beendigt  wurde.  Zachariae,  geb.  1769  t 1843*),  gebildet 
auf  der  Schulpforte,  zeigt  sich  nach  einigen  Versuchen  über  das  römische 
Recht  als  einen  der  historischen  Richtung  huldigenden  Rcchlsgclehrtcn  1795, 
verlässt  aber  bald  diess  Fach  und  widmet  seine  Hauptthätigkeit  dem  Straf- 
und  Staatsrecht,  später  dem  französischen  Civilrecht  und  der  Rechtsphilo- 
sophie. — Zum  schnellen  Aufblühen  der  Rechtswissenschaft  durch  diese 
und  andere  namhafte  Rechtslehrer  in  dem  Anlänge  dieses  Jahrhunderts 
trug  vor  allem  die  Hebung  oder  Neugestaltung,  ja  selbst  die  Stiftung  neuer 
verschiedener  Universitäten  bei,  für  welche  man  die  glänzendsten  Talente 
zu  gewinnen  suchte,  diese  waren  Jena,  wo  ja  Schiller  Professor  der 
Geschichte  war,  das  zwischen  1803  und  1806  vom  Orossherzoge  Carl 
Friedrich  v.  Baden  restaurirte  Heidelberg,  wohin  Thibaut,  Heise,  Za- 
chariae und  Martin  berufen  wurden,  und  die  wenigstens  theilweise 
neugestalteten  bayerischen  Universitäten  Würzburg  und  Landshut.  Auf 
der  letzten  war  von  1808  an  Savigny  thätig,  bis  1810,  wo  er  an  die 
neu  errichtete  Universität  Berlin  gerufen  wurde,  an  welcher  er  die  Schule 
gründete,  der  Deutschland  mehr  als  allen  übrigen  den  grössten  Aufschwung 
der  Rechtswissenschaft  zu  danken  hat. 

W7ihrend  der  Beherrschung  Süddeutschlands  durch  Napoleon  wandten  • 
mehrere  deutsche  Rechtsgelehrtc  ihre  wissenschaftliche  Thätigkeit  der  Be- 
arbeitung des  französischen  Rechts  zu,  und  zwar  nicht  blos  der  philosophi- 
schen Richtung  huldigende  Männer,  wie  Thibaut,  Grolman,  Feuer- 
bach, Zachariae,  sondern  selbst  Hugo  und  andere  ihm  verwandle  Ge- 
lehrte, wie  Seidensticker  u.  a.  Der  Hauptgrund  davon  lag  allerdings  in 
den  politischen  Verhältnissen;  aber  die  erst  genannten  Gelehrten  mochten 
sich  auch  aus  innerem  Grunde  dazu  hingezogen  fühlen.  Für  sie  war  ja 
eine  gute  Gesetzgebung  das  höchste  Ziel  des  Rechts,  von  ihr  allein  er- 
warteten sie  das  Heil  der  Rechtspflege  und  eines  besser  geordneten  Rechts- 
zustandes, während  der  Deutschlands,  wie  er  sich  historisch  gestaltet 
hatte,  mit  den  unendlich  verschiedenen,  ans  vielen  Jahrhunderten  stam- 


1)  Neuer  Nekrolog  <1.  Ucutsclien.  Julirg  1829.  6d.  I.  und  1831.  S.  17t. 

2)  8.  ober  ihn  den  Nekrolog  d.  Deukehen  f.  1843,  1.  S.  243  und  seine  von  dessen 
Sohn  herausgegebene  Biogropliie  u.  Jurist.  N.vchbss.  1844. 
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inenden  Rechtsquellcn  ihnen  ein  Gräuel  war  und  als  der  liefsle  Verfall  des 
Ueclils  erschien.  Der  Code  Napoleon  war  aber  offenbar  ein  wenigstens 
theilweise  gelungener  Versuch  einer  Codilicalion  der  Reehtsideen  des  Jahr- 
hiinderl.s,  cnlsiirechend  dem  Geiste  und  den  Bedürfnissen  der  Zeit,  ein  Werk 
aus  einem  Gusse,  durch  welches  das  Rechtsstudium  ihrer  Ansicht  nach 
vereinfacht  und  wesentlich  gefördert  werden  musste.  Sie  beneideten  Frank- 
reich um  ein  Werk  dieser  Art  und  hegten  das  Verlangen,  dass  einstens 
unser  Vaterland  durch  ein  solches,  freilich  viel  vollkommeneres,  beglückt 
werden  möge.  Diese  Zeitansichten  hatten  im  Jahr  lbI5  einen  ausseror- 
dentlichen Einfluss  auf  den  Gang  der  deutschen  Rechtswissenschafl  und 
mussten  desshalb  hier  erwiihnt  werden. 

Inzwischen  waren  die  deutschen  Rechtsgelehrlen  für  alle  Zweige  ihrer 
Wissenschaft  Ihätig,  ausser  den  schon  genannten  machten  sich  um  das 
Studium  des  römischen  Rechts  während  dieser  Zeit  verdient:  Schü- 

mann t 1813,  Schweppe  t 1SÜ9,  Wenck  t 1828,  ünlerholzner 
t 1S2G,  Hasse  t 1831,  Mühlenbruch  geh.  1783  t 1843'),  und  Gö- 
schen, ein  Schüler  Savigny’s,  t 18i)0,  um  das  germanische  Recht 
Pätz  1 1801,  Göde  t 1812,  C.  F.  Eichhorn  geh.  1781,  um  das  Staate- 
recht Klüber  t 1840,  Leist  t 18-43  u.  Gönner  t 1821,  um  das  Völker- 
recht Martens  t 1823,  um  den  Civilprocess  ausser  Grolman,  Gönner 
und  Martin  noch  Gensler  t 1821  und  Bergmann  f 18-15,  um  das 
(’riminalrecht  noch  Bien  er  und  Bauer  t 182S)  und  Welcher. 

Die  meisten  dieser  Gelehrten  huldigen  der  nationalistisch  praktischen 
Richtung;  der  n.aehherigen  historischen  Schule  gehörten  v.  Löht,  En- 
ter holzncr,  Eichhorn,  Bicner  an,  sowie  die  älteren  Freunde  Hugo's 
Haubold  und  Cramer.  Das  Naturrecht  galt  als  integrirender  Theil  der 
speculativen  Philosophie,  ward  jedoch  auch  von  einigen  Juristen  gepflegt, 
unter  welchen  Schmalz  t 1827  und  Gros  t 1827  die  namhaftesten 
waren. 


Die  deutsche  Rechtswissenschaft  seit  1815. 

124.  Mit  der  Befreiung  Deutschlands  von  der  französischen  Herrschaft 
tritt  auch  die  deutsche  Rechtswis.senschan  in  ein  neues  Stadium,  das  einer 
freien  noch  mehr  nuclihaltigen  Entwicklung,  und  zwar  in  allen  ihren  Zwei- 
gen. Es  beginnt  mit  ilcm  sehr  lebhaften  gelehrten  Streit  über  die  deutsche 
Godilicationsfrage,  welche  1814  durch  die  schon  (§.  123)  erwähnte  Flug- 
schrift Thibaut’s  über  die  Nothwendigkeit  eines  allgcineinen  bürgerlichen 
Gesetzbuches  für  Deutschland  angeregt  wurde. 

Sein  Aufnif,  der  den  damals  herrschenden  Ansichten  über  das  Recht 


1)  S.  ülicr  ihn  den  neuen  tiislorischen  Nckrulug  d<-r  Deulsclieii  vum  J.  1843,  2 Tb. 
II.  S.  1 ff. 
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überhnupl  entsprach,  wurde  mit  grösstem  Beifall  aufgenommen,  und  ob- 
wohl man  den  Plan  kaum  für  auslührbar  hielt,  so  glaubte  man  doch  nicht, 
dass  derselbe  als  ein  an  sich  verwerflicher  angegriffen  werden  könnte.  Diess 
geschah  aber  noch  am  Ende  des  Jahres  1814  durch  Savigny  in  dem 
mehrmals  von  uns  angeführten  Buche:  vom  Beruf  unserer  Zeit  für  Gesetz- 
gebung und  Rechtswis.senschaft,  und  zwar  auf  eine  so  tief  eingehende  und 
eine  ganz  neue  Auffassung  der  letzten  Gründe  und  des  natürlichen  Ent- 
wicklungsgangs des  Rechts  und  der  Bestimmung  der  Rechtswissenschaft 
enthaltende  Weise,  dass  alsbald  ein  Umschwung  in  den  Ansichten  eines 
grossen  Tlieils  der  Rechtsgelehrten  Deutschlands  vor  sich  ging.  Man 
musste  sich  überzeugen,  dass  das  historischeElement  in  der  Rechts- 
bildung bei  weitem  das  wichtigere  sei,  dass  ohne  eine  vollständige  Kennt- 
niss  der  Rechtsgeschichte  eines  Volkes  dessen  Rechtszustand  nicht  richtig 
erfasst  und  verbessert  werden  könne,  und  kam  zu  der  weitern  Ueberzeu- 
gung,  dass  zur  Zeit  (1815)  die  geschichtliche  Erkennlniss  unseres  Rechts 
noch  auf  einer  sehr  niedern  Stufe  stehe.  Diess  musste  der  Rechtswissen- 
schaft eine  andere  Wendung  geben,  nemlich  die  des  Slrebens  nach  einer 
gründlichen  und  vollständigen  geschichtlichen  Beleuchtung  unseres  Rechts 
in  allen  Zweigen. 

Um  diese  auf  eine  nachhaltige  Weise  zu  fördern,  gründete  nun  Sa- 
vigny mit  zwei  seiner  Collegen  (Eichhorn  und  Göschen)  1815  ein 
Organ  für  die  mit  ihnen  eine  gleiche  Richtung  verfolgenden  Rechlsgelehrten 
in  der  Zeitschr ift  für  geschichtliche  Rechtswissensch  aft '), 
in  deren  Einleitung  er  den  Geist  und  den  wahren  Character  der  vom  histori- 
schen Standpunkte  ausgehenden  Behandlungsweise  des  Rechts  entwickelte 
und  die  mit  ihm  ihr  huldigenden  Rechlsgelehrten  als  die  historische 
Schule  darslcllte,  deren  Organ  also  die  neue  Zeitschrilt  sein  sollte. 
Die  neue  Zeitschrilt  wurde  alsbald  durch  Beiträge  gleichgesinnter  Freunde 
der  Rechtswissenschaft  bereichert.  Hugo,  Haubold,  Gramer,  Heise, 
Hasse,  Unlerholzner,  Dirksen,  Henke,  Biener,  dann  auch  be- 
rühmte Philologen  oder  Historiker,  wie  Grimm  und  Niebuhr,  Ja  selbst 
Praktiker  wie  Hagemeister.  Hach  und  Spangenberg  lieferten  höchst 
gediegene  Artikel  in  diesell>e.  Nach  Verlauf  von  10  Jahren  trat  eine 
jüngere  der  historischen  Schule  angehörende  Generation  in  derselben  auf*), 
sowie  in  einem  zweiten  durch  Niebuhr  1825  in  Bonn  gegründeten  Organ 
derselben,  dem  rheinischen  Museum  (herausgegeben  von  Blume, 
Hasse,  Puchta  und  Puggö*). 


1)  Im  Jahre  1850  belief  tie  sich  auf  15  Bünde. 

2)  l)ic  sind  Witte,  Mayer,  KIcnzc,  Puchta,  Rudorff,  Huschke, 
Blume,  Kelter,  Zachariae,  von  Lingentbal,  Wunderlich, 
Scheurl,  Mommsen  u.  a. 

3)  Et  cndi|;t  1835  mit  dem  siebenten  B.^nde. 

22  • 
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Die  Selbstconsliliiininf:  der  historischen^Sehule  rief  auf  Seilen  Thi- 
baul’s  und  der  ihm  befreundelen  llechtsKelelirlen  eine  Prolestalion  her- 
vor*), durcli  welche  sie  die  ihnen  durch  dieselbe /.uktmmicnde  Eigenschall 
einer  unhislorischen  Schule  von  sich  abweisen.  Auch  sie  schufen 
sich  1818  im  Archiv  für  die  civilis  lische  Praxis  ein  Üreau  (jetzt 
33  Bd.),  welchem  später  1828  ein  zweites,  der  historischen  Schule  jedoch 
sich  sehr  annäherndes,  in  der  zu  Giessen  erscheinenden  Zeitschrift  für  Ci- 
vilrecht  und  Process  an  die  Seile  stellte. 

Die  deutsche  Codilicalionsfrage  trat  bald  in  den  Minlergrund  und  später 
hörte  auch  der  princifiielle  Gegensatz  der  Zeitschriften  auf.  Die  hislorische 
Firfurschung  des  gcsammten  Hechts  in  Deutschland  wurde  aber  mit  sol- 
chem Eifer  und  Erfolg  betrieben,  dass  am  Ende  der  ersten  Hälfte  des 
Jahrhunderts  alle  Zweige  der  Heehlswissenschaft  eine  kritische  Umgestal- 
tung erhallen  haften. 

Anfangs  war  das  geschichtliche  Studium  des  römischen  Hechts  die 
vorherrschende  Beschäfligting  der  geschichtlichen  Schule,  es  nahm  einen 
neuen  eben  so  kräftigen  Aufschwung,  wie  der  des  sechzehnten  Jahrhun- 
derts war,  in  Folge  der  rasch  auf  einander  folgenden  Entdeckungen  früher 
unbekannter  Quellen  des  vorjuslinianischen  Hechts  *),  welche  verbunden  mit 
der  kritischen  Bearbeitung  der  schon  vorhandenen  und  den  Forlschrillen 
der  rechtgcschichllichen  Kenntnisse  zu  einer  Hevision  aller  I.ehren  des 
römischen  Rechts  führten.  .MIein  auch  das  geschichtliche  Sludiuin  des 
germanischen  Hechts  wurde  auf  gleiche  ^Veise  betrieben  und  zwar  zum 
erstenmal  mit  kritischem  und  ächl  historischem  Geiste.  Eben  so  legte 
man  sich  .auf  das  geschichtliche  Studium  des  KirchenrechLs  mit  slänzen- 
dem  Erlöig , wandte  dii;  historische  Methode  auf  die  Bearbeitung  des  Slraf- 
und  des  Proccssreehls  an,  zuletzt  auch  auf  eine  von  der  früheren  sehr 
verschiedene  Behandlungswcise  auf  das  Staats-  und  das  V'ölkerrechl , so 
dass  alle  Zweige  der  Hcchlswis.senschafl  vom  Standpunkte  der  juristischen 
Schule  aus  umgcarbeilet  wurden.  Diese  halte  sich  indessen  mit  der  Rechts- 
philosophie wiedtT  befreundet,  nachdem  die  letzte  nicht  mehr  die  des  rein 
speculaliven  und  subjecliven  Rationalismus  war. 

Die  F^rrungcnschaften  tlcr  deutschen  Rechtswissenschaft 
des  neunzehnten  Jahrhunderts. 

123.  Um  den  Zustand  der  deutschen  Rechtswissenschaft,  wie  er  durch 


1)  Zurrst  in  drn  Hriddbrigi'r  Julirhöchrrii  von  1815,  II.  Bd.  S.  65Z,  dann  wieder 
1838  im  Arrliiv  für  die  civilislischc  Praxis  Bd.  2t  S.  391. 

2)  Piese  sind  die  InsliliiUonrn  de»  Gajii»,  ein  Fragment  de  jure  ßeei^  eine 
grosse  Anzahl  Stellen  de»  Codex  Tlieodnsianiis , die  s.  g.  I'aiienna  frag- 
menta  ii.  zuletzt  einige  S:Uze  au»  Rliiian'»  Institutionen.  Die  Entdecker  waren 
N i c I)  II  li  r , C I 0 s s i u s,  P e y r o n in  Turin,  der  jetzige  Cardinal  M a i m Rom, 
und  E II  d I i r h c r in  Wien. 
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die  Thäligkeit  der  deutschen  Hechlsgelehrlcn  des  gcgenwarligen  Jidirhun- 
hnnderls  geworden  ist,  iihersehiuien  und  heiirllieileii  zu  können,  ist  eine 
Zusnmnienslellung  der  Krgebnisse  ilirer  Beslrcbunaen.  wclelie  man  als 
die  Errungenschaften  der  Wissenscliad  anselien  kann,  das  geeignelsle 
Mittel.  Sie  soll  in  folgender  Ordnung  versuehl  werden: 

1.  llömisches  KecfiU 

A.  Die  deulschen  Ueehtsgelelirten  Hessen  es  sich  angelegen  sein,  das 
Studium  des  römischen  Reelits  überhaupt  und  das  seiner  Duellen  durch 
einleitende  Werke  zu  erleuchten.  Solche  schrieben  Olück  1812,  Span- 
genberg 181T;  andere  zu  diesem  Bi’hufe  geschriebene  Werke  und  juri- 
stische Wörterbücher  sind  von  ftirksen  IS2T,  Heu  mann  lK-16  und 
über  Gajus  v.  Elvers  IKJo. 

B.  Die  ücseliiehte  des  römisehen  Hechts  wurde  übersichllieh  darge- 
slcllt  von  Hugo  seit  1T90  bis  1KJ2  in  11  stets  umgearbeiteten  Ausgaben 
seines  Lehrbuchs,  von  Holtius  in  seinen  laneamentis  1S30  und  1810,  nus- 
lührlichcr,  jedoeli  nicht  erschöpfend  von  Walter  zuerst  IKll— 10,  dann 
18'**  4*  in  2 Bänden,  noch  genauer,  jedoch  in  einem  unvollendeten  Werk  von 
Zimmern  182(5  — 20  in  3 Bd„  in  Verbindung  mit  den  In.stitutionen  von 
Burchardi  1811—415  in  3 Bd.,  I’uebta,  1811— 42  (in  neuen  .\unagen 
mehnimls  seit  18-15) ; endlich  von  Schilling  IKll  in  3 Bd..  einem  noch 
unvollendeten  Werke. 

In  einer  sehr  grossen  Zahl  einzelner  Abhandlungen,  Beiträge  u.  s.  w. 
wurden  alle  Einzelnhciien  des  Faches  und  zwar  nicht  selten  dieselben 
Punkte  mehrmals  untersucht  und  aiifgehelll. 

C.  Von  den  bis  jetzt  bekannten  Quellen  des  römisehen  Hechts  exi- 
sliren  befriedigende  kritische  .Ausgaben  zum  Theil  mit  exegetischen  Noten. 

a)  Die  Ueberreste  der  ältesten  Hechtsdoemnente  stellten  zusammen 
Haubold  tmd  Spangenberg  in  ihren  Andquilalis  nmmme  momimenfa 
legaKa  (1830)  und  der  letzte  in  den  Jttris  roimiiii  Itibu/is  iifgolhrim  soten- 
nhnn  (1K12).  Auch  erschienen  besondere  Ausgaben  wichtiger  juristischer 
Inscriptiones  und  Urkunden  mit  gelungenen  Coininentaren.  Eine  verbes- 
serte Restitution  des  Textes  der  XII  Tafeln  mit  einem  kritischen  Comincn- 
tar  gab  182-1  Dirksen,  eine  gleiche  des  prätorischen  Ediets  von 
Weyhe  18>1  heraus. 

b)  Ausserdem  d.ass  die  Ueberreste  der  juristischen  Classiker,  des  Co- 
dex Theodosianus  und  der  vorjustianischen  Novellen  mehrmals  auf  das 
beste  kritisch  edirt  wurden,  erschien  in  Htuni  unter  der  Leitung  von 
Boecking,  besorgt  durch  verschiedene  deutsche  Civilislen,  ein  vollständi- 
ges Corpus  juris  mUyustinianfi  1835—11.  in  2 ßdn.  4. 

c)  Wenn  auch  die  beabsichtigte  kritische,  von  Schräder  unternom- 
mene vollständige  Ausgabe  des  Corpus  Juris,  für  welche  fast  alle  öfTenlli- 
ehen  Bibliotheken  Europas  bereist  und  die  verdienstlichsten  Vorarbeiten 
gemacht  wurden,  noch  nicht  zu  Stande  kam,  so  wurde  doch  18.32  von  Sch  ra- 
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der,  Tafel  und  Clossius  eine  kritische  Ausgabe  der  Inslilulionen  mit 
kriiischcn  und  exegetischen  Noten  vollendet,  welche  weitere  umfassende 
kritische  Studien  über  diesen  Tlieil  desselben  unnöthig  macht;  es  erschie- 
nen ausserdem  zwei  sehr  brauchbare  Ausgaben  des  Textes  des  Ganzen,  nach 
der  Göttinger  v.  lT76u.  1797,  durch  I.  L.  G.  B ec  k 1825 — 31  in  5 Bänden  8,  und 
1829—  37  2 Bd.  1,  dann  1828 — 37  eine  selbstständige  kritische  von  Kriegei, 
Herrmann  und  Osenbriiggen  vollendete,  und  seitdem  öfter  verbesserte 
Stercolyp-Ausgabe  desselben  mit  wesentlichen  Verbesserungen  des  Textes  des 
Codex  und  der  Novellen;  lür  beide  hatten  sichBiener,  Witte  und  andere 
durch  die  Mitiheilung  neuer  Texte  einzelner  Conslituiionen  und  No- 
vellen, sowie  durch  kritische  Werke  über  diesen  Theil  des  Corpus  jurit  civilis 
verdient  gemacht.  Eine  kritische  Ausgabe  der  unter  dem  Namen  des  Authen- 
ticiiin  bekannten  l'ersio  Vulgata  der  Novellen,  die  nichts  zu  wünschen 
übrig  lässt,  veranstaltete  1851  G.  E.  Heinibach  in  Leipzig. 

d)  Was  das  nachjustinianische  byzantinische  Recht  betrifll,  so  wurde 
dessen  yuellengescliichte  bis  ins  Einzelnste  von  Heimbach  in  Jena,  Bie- 
ne r und  W'itte,  Zachariae  u.  a.  aufgchellt,  verschiedene  früher  unbe- 
kannte Werke  herausgegeben,  und  endlich  eine  vollständige  Ausgabe  der 
Basiliken  von  Heimbach  in  5 Bd.  (v.  1833  — 1844)  mit  einer  Zugabe 
von  Zachariae  v.  1846  (S.  oben  §.  86)  veranstaltet. 

D.  Die  dogmatische  Darstellung  des  römischen  Privalrechts  wurde 
mit  grösstem  Erfolg  und  zwar  als  heutiges  römisches  Recht  dem  Namen 
nach,  aber  doch  quellenmässig  und  nicht  wie  früher  blos  in  einer  Bezie- 
hung zur  Praxis  der  Gerichte  *),  behandelt.  Die  Literatur  derselben  besieht 
in  einer  grossen  Anzahl  elemenlarischer  und  ausführlicherer  Lehrbücher 
der  Institutionen  und  Pandecten,  in  welchen  aber  die  s.  g.  legale  Ordnung 
nicht  eingeliallen  wird.  Hugo,  Thibaut  und  Heise  hatten  sie  verlassen, 
alle  Verfasser  solcher  Werke  legten  nach  ihrem  Beispiele  ein  nach  wis- 
senschaniichen  Gesichtspunkten  (mehr  oder  weniger  zweckmässig)  geord- 
netes System  zum  Grunde.  Unter  den  kürzeren  Lehrbüchern  des  römischen 
Rechts  gelangten  zu  allgemeiner  Anerkennung  die  von  Mackeldey  (von 
1814  bis  1851  in  zwölf  Ausgaben),  von  Mühlenbruch,  Marezoll  und 
V.  Scheurl  (1850),  besonders  aber  der  schon  angeführte  zugleich  eine  rein 
geschichtliche  Darstellung  des  römischen  Hechts  enthaltende  Cnrsus  der 
Institutionen  von  Puch  ln.  Unter  den  grösseren  Lehrbüchern  ragen  her- 
vordas  vonThibaut  (v.  1803  bis  1846  in  9Aullngen),  das  v.  Wening- 
Inge  nheim  (nach  Heises  Collegienheften  ausgearbeitet)  von  1822  bis  1838 
in  3 Auflagen,  die  letzte  von  Fritz,  das  Lehrbuch  von  Mühlenbruch 
lateinisch  und  deutsch  von  1823  bis  1844  in  4 lateinischen  und  4 deul- 


1)  Eine  solclic  BcrOcksichligung  findet  sicli  indessen  httufig;  so  in  Thibanls 
System  des  Pandectenrechts  und  Seufferts  praktischem  Pandectenrecht, 
2.  Ausg.  V.  1918. 
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sehen  Auflagen,  zuletzt  von  v.  Madai,  das  gedrängtere  Pandekten -Lehrbuch 
von  Puchta,  seit  1838  in  5 Auflagen,  üas  neuste  1852  vollendete  I.ehr- 
buch  veröflentlichte  Arndts,  ein  Handbuch  des  römischen  Rechts  Sinte- 
nis  in  3 Bd.  18-14—51. 

Eine  gedrängte  Darstellung  aller  s.  g.  P.andeklcn-Conlroversen  nach 
dem  neusten  Stand  der  Wissenschaft  giebt  v.  Vangerow  in  den  Noten 
zu  seinem  zwischen  1848  und  49  vollendeten  Leitlätlen  der  Pandekten  '). 

Ein  umfassendes  System  des  heutigen  römischen  Rechts  in  einem 
ganz  neuen  Geiste  begann  v.  Savigny  von  1840  bis  1849  in  8 Bänden 
nebst  1 Band  Obligationcnrecht,  das  nach  Inhalt  und  Darstellung  alle  bishe- 
rigen Werke  über  das  römische  Recht  übertrilTl.  Endlich  besitzt  Deutsch- 
land dos  ausführlichste  Werk,  w as  jemals  über  das  römische  Recht  unter- 
nommen wurde,  in  dem  schon  erwähnten  von  Glück  1T82  begonnenen, 
von  Mühlenbruch  und  Fein  fortgesetzten  Conimentar  zu  Hellfelds 
Pandekten,  in  dessen  43  Bünden  die  in  den  29  ersten  Pandekten  Büchern 
enthaltenen  Lehren  des  römischen  Rechts  fast  vollständig  erläutert  und 
alle  Streitfragen  über  einzelne  Punkte,  wie  sie  seit  der  Zeit  der  Glossatoren 
statt  gehabt  haben,  behandelt  und  zu  lösen  versucht  sind. 

E.  Sehr  reich  ist  die  neuste  civilistische  lätcratur  Deutschlands  an 
Werken  über  einzelne  Lehren  des  römischen  Rechts  und  an  Büchern  mit 
Bearbeitungen  wichtiger  Rechtsfragen  oder  specieller  Materien.  Besonders 
hcrvnrzuheben  sind  die  .Abhandlungen  Hasse's  über  die  Culpa  (1815 
und  18)  und  über  das  Güterrecht  der  Ehegatten  Bd.  I (1824),  Mühlen- 
br uchs Lehre  der  Cession(181T  und  3. -Aull.  1836),  Unterhulzners  Dar- 
stellung der  gesammten  Vcrjährungslehre  (1828  , 2 Bd.),  Kellers  Buch 
über  Litiscontestation  und  Unheil  (1827),  Bluntschli's  und  Frankes 
Abhandlungen  über  das  Notherbenrecht  (1829  und  1K)1|,  Puchta  über 
dos  Gewohnheitsrecht  (2Bd.  1828  bis  1837),  Mare  zoll  über  die  bürger- 
liche Ehre  (1824),  Burchardi’s  Lehre  von  der  Wiedereinsetzung  in 
den  vorigen  Stand  (1831,  1836,  1847),  Bruns’  Recht  des  Besitzes  im 
Mittelalter  und  in  der  Gegenwart  1848,  Rudorffs  Lehre  von  der  Vor- 
mundschaft 3 Bd.  (1831  — 33),  Mayer's  Lehre  vom  Erbrecht  Bd.  I. 
(1840),  Glück's  Intestaterbrecht  (18‘22),  Rosshirt’s  Lehre  von  den 
Vermächtnissen  2 Bd.  1835,  Ribbentrop  zur  Lehre  von  den  Correalob- 
ligationen  1831,  Fein’s  Lehre  von  der  Collatin  1842,  v.  Madai  unii 
Wolff  über  die  Lehre  von  der  Mora  (1831—  1837),  Girtanner's  Lehre 
von  der  Bürgschaft  1851  — 52,  Schmidt  v.  Ilmenau  über  die  Interdicte  und 
Er X leben  über  die  C’widfcfio  «ne  cm««  (1853).  .Als  A’criässer  vermischter 
Abhandlungen  sind  besonders  hervorragend:  Thibaut,  Feuerbach. 
Pfeiffer,  v.  Schräder,  Buchhollz,  Gans,  Dirksen,  Zimmern, 


1)  Eine  Ueberarbeitung  des  ersten  Thcils  erschien  1851,  er  zählt  t028  Seiten. 
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Puchta,  Guyet,  Büchel,  Müller,  v.  Be  Ihman  n-Hollweg, 
lluschke,  Arndts,  v.  d.  Pfordlen,  v.  Wächter,  Schmidt,  Jhe- 
ring,  Bach  ölen,  v.  Scheurl,  Chambon  ii.  a. 

Fast  alle  Civilislcn  haben  noch  die  verschiedenen  juristischen  Zeiu 
schrillen  mit  Artikeln  bereichert,  deren  schon  jetzt  sehr  beträchtliche  Zahl 
noch  immer  im  Steigen  begriffen  ist. 

Wenn  alle  diese  Monographien  und  Artikel  auch  nicht  (was  nament- 
lich die  Darstellung  betrilTt)  das  Gepräge  der  Vollendung  an  sich  tragen, 
welches  die  Arbeiten  v.  Savigny's  in  so  hohem  Grade  auszeichnet,  so 
gebührt  doch  den  meisten  das  Lob  der  Gn'indlichkeit,  kritischer  Schärfe 
und  einer  umfassenden  Gelehrsamkeit  ilirer  Verfasser. 

II.  Germanisches  Recht. 

A.  Was  lür  die  Herausgabe  der  Quellen  und  die  Geschichte  des  deut- 
schen Rechts  in  unserem  Jahrhundert  von  deutschen  Rechtsgelehrten  ge- 
leistet wurde,  ist  grossentheils  aus  der  in  diesem  Buche  enthaltenen  über- 
sichtlichen Quellengeschichle  desselben  schon  ersichtlich.  Mit  den  deut- 
schen gelegentlich  genannten  Herausgebern  der  Quellen  wie  Waller, 
Perlz,  Merkel,  Laspeyres,  Feuerbach  d.  Sohn,  Homeyer,  v. 
Lassberg,  Reyscher,  sind  hier  noch  besonders  anzuführen;  Gaupp, 
V.  M aurer,  Orlloff,  Blume,  Sachsse,  Waitz,  Michelsen,  Zöpfl,  v. 
Richlhofen,  Weiske,  Lappenberg,  Kraut,  Gengier  u.  a.  Die 
deutsche  Rechlsgeschichle  wurde  durch  viele  Specialunlersuchungen  und 
Darstellungen  z.  B.  v.  Gaupp,  Türk,  Blunlschli  gefördert,  besonders 
aber  durch  das  bis  jetzt  noch  unübertroffene  Werk  F. ichhorns  und  die 
kürzeren  Darstellungen  von  Zöpfl  und  Waller  (seit  1852)  sowie  Grimms 
Rechlsallerlhünier  (1828)  und  Waitz  Verfassungsgeschichte,  1844,7. 

B.  Auch  die  Zahl  der  Lehrbücher  des  s.  g.  deutsclien  Privatrechls 
vermehrte  sich  seit  dem  von  Runde.  Es  schrieben  solche  Eichhorn 
(1824  bis  1815.  5.  Aull.)  Mittermaier  in  2Bd.  v.  1821  bis  1847  sieben 
Aullagen,  Philipps  2 Bd.  (v.  1829  bis  47.  3 Aufl.)  Maurenbrecher 
1834  und  2.  Aull.  Bd.  I.  1840,  Gerber  von  1848  bis  53.  4.  .Aufl.,  Hil- 
lebrand 1849;  unvollendet  sind  noch  die  Lehrbücher  von  Wniff  1813, 
Beselcr  1847  und  Renaud  1818  '). 

Die  Behandlungsweisc  dieses  für  Deutschland  so  wichtigen  Faches 
unterliegt  besonderen  Schwierigkeiten , weil  das  gcrm.anische  Recht  sich 
fast  nur  als  partikuUu-es,  nicht  aber  als  gemeinsam  lörmell  gellendes  Recht 
ausgebildel  hat  Wenn  bei  Runde  die  dasselbe  bildenden  Lehren  mehr  als 
Aggregate  (jnembra  diy'eclaj  in  einer  gewissen  Ordnung  zusammengeslellt 
sind,  gelang  cs  Eichhorn  sic  praktisch  befriedigend  zu  entwickeln,  und 
erst  in  neuster  Zeit  wurden  Versuche  zu  einer  wahrhaft  wissenschalUichen 


I)  Beliebte  Grundriese  des  deutschen  Privntrcchts  verfassten  Ortloff  und  Kraut. 
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und  organischen  Durslellung  derselben  geniaclit,  unter  welchen  die  von 
Gerber,  welche  mit  dem  klarsten  Bewusstsein  des  wissensclialtliehen 
Prinzips*)  dieses  Rechlszweigs  geschrieben  ist,  hervorragt. 

C.  Die  Zahl  grösserer  Monographien  deutscher  Uechlsgelehrlen  über 
Materien  des  germanischen  Hechts  ist  bis  jetzt  nicht  beträchtlich.  Die 
namhaflesten  sind  Albrecht’s  Abhandlung  über  die  (iewere  (1828), 
Deiters  über  die  eheliche  Uütergemcinschari  C1831),  Kraul  über  die 
Vormundschaft  (1835 — 47),  Budde  über  Keehllosigkeit,  Ehrlosigkeit  u. 
8,  w.  (1842),  Duncker  über  die  Renllaslen,  v,  Dalwigk  über  das  Erb- 
recht, Grösser  ist  die  Zahl  kleinerer  .Abhandlungen,  die  Iheils  einzeln, 
Iheils  in  Sammlungen,  theils  in  ZeilschriUen  erschienen,  namentlich  in 
der  seit  1839  von  Reyscher,  Wilda  und  seit  1815  mit  Beseler  her- 
ausgegebenen überaus  verdienstvollen  Zeilschrin  für  deutsches  Recht 
und  deutshe  Rechtswissenschaft  (im  März  1853  15  Bände), 
unter  deren  zahlreichen  Mitarbeitern  vor  allen  als  Germanisten  zu  nen- 
nen sind:  Weiske,  Duncker,  Gaupp,  Michelscn,  Brackenhöfl, 
Zöpfl,  Paulsen,  J.  Grimm,  Emminghaus,  Treilschke,  Las- 
peyres,  Runde  der  Sohn,  Ungcr,  Pfeiffer  in  Cassel,  Renaud, 
Jolly,  R.  Römer,  Zachariae  in  Güttingen.  Diese  Zeitschrift  gibt  auch 
von  Zeit  zu  Zeit  v.  1839  bis  1852  eine  vullsländige  Büch  er  sch  au  oder 
Uebersicht  der  deutsch-rcchtlichen  Literatur. 

E.  Eine  besonders  gründliche  Bearbeitung  wurde  dem  Lehn-  und 
dem  Handelsrecht  zu  Theil. 

•0)  Um  die  Geschichte  des  longobardischen  la;hnreehls machten  sich  \er- 
dienl:  Dieck,  Laspeyres,  um  die  des  deutschen  vor  Allen  Homeyer*); 
Lehr-  oder  Handbücher  über  das  Lehnrecht  überhaupt  schrieben  Schnau- 
berl 1799,  Hagcinann  1800,  Pätz  1808,  Weber  1807 — 1811;  über 
das  der  einzelnen  deutschen  Staaten,  z.  B.  über  das  sächsische  Zacha- 
riae 17%  2.  Ausg.  von  Weisse  und  vonLangenn  1S2.3,  d.is  bairische 
Mayr  1831.  Eine  Reihe  von  Abhandlungen  über  das  Lehnrccht  liefert 
Pfeiffer  in  Weiskes  Rechtsicxikon. 

b)  Unter  den  I,ehrbüchem  des  Handelsrechts  sind  die  Benders  in 
2Bd.  (v.  18218),  Pöhls’  (1828-31  1 Bd.),  Thöls  {1847,-8)  2 Bd.  her- 
vorzuheben. Das  Seerechl  bearbeitete  1815  Jakobsen  und  neustens 
1851  V.  Kaltenborn.  * 

III.  In  Folge  der  grossen  Ideen-  und  Staalsrevolulionen  seit  dem 
Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  halte  die  Wissenschaft  des  Staatsrcchls  im 
neunzehnten  eine  doppelte  Grundlage,  und  wurde  Anfangs  entweder  vor- 


1)  Dessen  Ahli.in(tlung  hierüber  ist  iiii  gegenwürligen  Werke  mehrmals  lienfilil 
worden  (S.  oben  §.  122  B.) 

2)  In  einer  barslellung  des  deutschen  Lehnreehls  verbunden  mit  seiner  Ausgobe 
des  Sachsenspiegels  ThI.  li.  B.  11. 
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zugsweise  vom  Standpunkte  der  einen  oder  andern  behandelt , bis  eine  (bis  jetzt 
noch  nicht  vollendete)  Vermittlung  eintraL  Die  beiden  Grundlagen  waren 
eine  philosophisch-politische  und  eine  historisch-positive. 
Die  erste  hat  die  von  Frankreich  herüber  gekommene  Theorie  des  Staats- 
verlrags  (wenn  auch  nicht  gerade  Kousseaus  Lehre  vom  Contral  so- 
cial) zum  Ausgangspunkt,  die  andere  die  noch  auf  dem  Feudalismus 
nihende  Verfassung  des  deutschen  Reichs.  Auch  nach  dessen  Verkleine- 
rung im  Jahr  1803  galt  noch  das  alte  Reichsslantsrecht  unangefochten  und 
wurde  nach  der  Behandlungswcise  P Atters  und  seiner  Schule  in  Com- 
pendien  z.  B.  von  Gönner  und  Leist  zusammengestcllt,  während  die 
Philosophen,  insbesondere  Fichte,  nur  die  verlragsinassig  entstandenen 
Verfassungen  für  rechtmässig  hielten.  Die  Xaturrechtslehrer  bildeten  diese 
Doctrin  weiter  aus  und  bald  fand  sie  als  das  sogenannte  allgemeine 
Staatsrecht  Anerkennung  selbst  bei  den  Uechtsgelchrten.  *)  Nach  der 
Auflösung  des  deutschen  Reichs  (1806)  wurde  dasselbe  von  grösserer 
Wichtigkeit,  da  in  den  neuen  souveränen  Sla.aten  auch  die  innem  histo- 
risch begründeten  V'crfassungen  von  der  Regierung  als  antiquirt  behandelt 
und  die  neue  Ordnung  der  Dinge  nach  allgemeinen  Prinzipien  festgestellt 
wurde.  Die  Staatsidec  entwickelte  sich  philosophisch  und  praktisch  und 
die  Oinnipotenz  des  Staates  oder  des  Souveränes  galt  als  Dogma.  Was 
die  V’erhältnisse  der  regierenden  Häuser,  die  Thronfolge,  die  Apanagen 
u.  s.  w.  betriin,  so  hielt  man  an  dem  historisch  Ueberkommenen  fest.  Jedoch 
nicht  olme  es  nach  den  Umständen  zu  modifleiren.  Da  Deutschland  aus  drei 
Haupttheilen,  Oestreich,  Preussen  und  den  Ländern  des  rheinischen  Bundes 
bestand,  so  gab  es  Jetzt  ein  Oestreichisches,  Preussisches  und  ein  Staats- 
recht dieser  letzten,  welches  aber  in  das  der  einzelnen  Staaten  und  des 
Rheinbundes  selbst  zerfiel.  Es  begann  eine  Literatur  des  letzten,  welche 
aber  mit  dem  Rheinbünde  zerfiel.  Klüber,  Zachariae,  Gönner  u.  a. 
hatten  Lehrbücher  desselben  geschrieben  uiutWinkopp  gab  von  1807  an 
eine  ihm  gewidmete  Zeitschrift  („Der  rheinische  Bund“  23  Bände)  heraus. 

Mit  der  Errichtung  des  deutschen  Bundes  begann  für  die  Wissenschaft 
des  deutschen  Staatsrechts  eine  neue  Periode.  Klüber  (t  1837),  wel- 
cher der  Taufzeuge  des  deutschen  Bundes  genannt  wurde,  war  der  erste, 
der  ein  Lehrbuch  des  neuen  deutschen  Staatsrechts  schrieb,  das  von  1817 
bis  I&IO  4 Auflagen  hatte,  und  fast  das  Ansehen  eines  Staatsjuristenrechts 
erlangte.  Noch  der  Pütt  ersehen  Schule  angehörend,  hielt  er  den  histo- 
rischen Standpunkt  inne,  jedoch  nicht  ohne  den  Staatstheorien  des  Jahr- 
hunderts, wo  es  ihm  den  neuen  Verhältnissen  gemäss  schien,  auch  Gel- 
tung angedeihen  zu  lassen.  Man  unterschied  das  allgemeine,  das  par- 
tikulare und  das  Bundesstaatsrecht,  nur  war  man  über  das  wissenschaft- 
liche Prinzip  des  ersten  nichts  weniger  als  einig.  Nach  der  Einführung 


1)  Vergleiche  W.  J.  Behr  System  der  allgemeinen  Staatslehre  1804. 
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der  Repräsenlalivverfnssung  in  Baiem,  Baden,  Würtemberg,  im  Gross- 
herzoglhum  Hessen  und  anderen  deutschen  Staaten,  traten  feurige  Verfech- 
ter für  die  politische  Freiheit  Deutschlands  besonders  in  den  Kammern  auf, 
die  auch  auf  die  englische  Verfassung  und  das  in  Frankreich  so  kräftig 
sich  entwickelnde  Repräsenlativsystem  hinwiesen.  So  entstand  die  Theorie 
eines  Staatsrechts  der  constitutionellen  Monarchie,  welches 
von  Aretin  und  von  Rotteck  compcndiarisch 'darstellten,  und  andere 
Schrillsteller  wie  Jordan,  P.  Pfizer,  Weicker  und  andere  Iheils  phi- 
losophisch Iheils  historisch  beleuchteten. 

Als  nach  der  Juliusrevolution  Frankreichs  die  constitutionellen  Ideen  in 
Deutschland  immer  grössere  Fortschritte  machten,  wurde  von  den  Freun- 
den der  philosophischen  Richtung  die  Politik  in  das  Staatsrechl  (mehr  wie 
früher  geschah^  herüber  getragen,  während  zu  Gunsten  der  bestehenden 
positiven  Staatsordnung  sowohl  des  deutschen  Bundes  als  der  einzelnen 
Länder  auch  reuklionüre  Publicislen  aultraten,  zu  welchen  unter  andern 
Vollgraff  1829  und  Maurenbrecher  gehören;  das  Lehrbuch  des 
Letztem  (v.  1637)  sollte  das  für  allzu  liberal  geltende  KIfibers  ver- 
drängen. Einen  vermittelnden  Weg  schlug  zuletzt  Zachariae  in  Göttin- 
gen (1841)  und  Zöpfl  (18-11 — 1846)  ein.  Aber  in  Folge  der  misslunge- 
nen politischen  Bewegung  Deutschlands  von  1818  u.  1849  gerielh  dieses 
Fach  in  einen  Zustand  der  Stockung  und  der  Ungewissheit,  welcher  nur 
mit  der  nalurgemüssen  Weiterentwicklung  der  öfTenllichcn  Verhältnisse 
Deutschlands  sich  wierler  befriedigender  für  die  Wissenschaft  gestalten 
kann.  *) 

Einige  Schriftsteller  haben  sich  durch  Darstellungen  des  Partikular- 
staatsrechls  einen  Namen  gemacht,  wie  Lancizolle  und  Miruss  (1833) 
in  Preussen,  Schunck  (1824)  und  v.  Drcsch  (1823  u.  1835)  in  Baiem, 
Pfister  in  Baden  (1838),  Weisse  u.  Bülau  1824  u.  1833  in  Sachsen 
Murhard  in  Churhessen  1834,  vor  allen  aber  Robert  v.  Mohl  in  Wür- 
lemberg  (1829/30  und  1840.) 

Einige  Schriftsteller  gaben  Abhandlungen  über  einzelne  Lehren  des 
deutschen  Slaalsrechls  heraus  wie  v.  Dresch  1822,  Hcffter  1829,  Klü- 
ber  1830—34,  Reyscher  1832. 

Auch  war  das  von  Rotteck  und  Weicker  redigirte  Staatsicxikon, 
obwohl  mehr  Werk  der  Politik,  dem  deutschen  Slaatsrecht  gewidmet,  (T.  Aufl. 
von  1834,  zweite  in  XII  Bänden  von  1845 — 48);  so  wie  die  von  Pölitz 
begonnenen  und  von  Bülau  fortgesetzten  Jahrbücher  für  Politik  und 
Geschichte. 

Das  s.  g.  iUlgemeine  oder  philosophische  Staatsrechl  wurde  als  Theil 
der  Rechtsphilosophie  von  Stahl  und  neustens  (1852)  von  Bluntschli 
geschichtlich  zu  begründen  versucht. 


1)  Vergl.  C.  F.  Gerber,  über  Oflentlicbe  Reclite.  Tüb.  1852. 
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II.  Das  Kirchenrecht.  Das  Kirchenrecht  war  in  der  Re^el  als 
Jus  Canonicum  in  Deutschland  nach  der  unkritischen  Methode  des  acht- 
zehnten Jahrhunderts  fast  nur  dogmatisch  und  in  wenig  ansprechenden 
ineistens  in  trivialem  Latein  gesell rieheiien  Cumpendien  (mul  vorzugsweise 
als  gemeines  deutsches  Kirchcnrccht)  dargcstelll  wurden.  Doch  hatte 
man  in  den  Lehrhücheru  des  Nntiirrechls  gewöhnlich  auch  ein  stehendes 
Capitel  über  das  s.  g.  natürliche  Kirchcnrccht.  Diese  von  den  Na- 
turrechlslehren  der  Kanlischen  Schute  beibehallcnc  und  ihrer  Docirin  gemäss 
Weiler  ausgebildele  .Annahme  veranlasstc  alsbald  eigene  Werke  über  ein 
solches  Itecht,  wie  v.  Schmalz  riO.'i,  v.  Krug  1S2I),  und  diente  auch 
als  Degründimg  di»  jetzt  s.  g.  Staatskirchenrechts,  das  eine  unbezweileltc 
Kealitül  halle,  seildcm  Kaiser  Joseph  II.  die  katholische  Kirche  einer  weil- 
greifenden  Staalsbcvornumdnng  unterworfen  halle,  die  bis  in  die  neueste 
Zeit  furldaiierle.  Die  Lehrijücher  des  Kirchenrechls  aus  den  ersten  zwanzig 
Jahren  des  neunzehnten  Jahrhunderts,  wie  z.  B.  das  von  Saut  er  1805 
und  noch  IHlti,  Uechberger  180T,  Michl  1W)9  und  andere,  sind  unter 
der  llerrschufl  dieser  Zustände  geschrieben.  Wiese  halle  zuerst  1790 
das  Lehrbuch  von  Bühiner  in  abgekürzter  Weise  deutsch  bearbeitet  und 
das  Fach  noch  geistloser  geniachl.  Al>er  im  Jahr  IKi'Z  begann  für  diesen 
Zweig  der  Uechtswissenschafl  eine  neue  Periode;  er  wurde  vom  Stand- 
punkte der  historischen  Schule  aus  behandelt  und  gewann  dadurch  bald 
ein  so  grosses  Interesse , dass  er  einer  der  beliebtesten  wurde.  Walter 
war  in  jenem  Jahre  mit  einem  eben  so  gründlich  gearbeiteten  als  anziehend 
geschriebenen  Lehrbuch  liervorgelrelen,  welches  so  grossen  Beifall  fand, 
dass  bis  1816  zehn  stets  wesentlich  verbesserte  und  vermehrte  Auflagen 
desselben  erschienen.  Der  Verfa.sser  steht  auf  dem  Standpunkte  des 
strengsten  Kalholicismus.  Ihm  traten  andere  den  s.  g.  Joscphinischen 
Ideen  mehr  oder  weniger  huldigende  katholische  Kirchenrechlslehrer,  wie 
Brendel  1828  und  v.  Drostc-Ilülshoff  1823 — 1840  entgegen,  und  neun 
Jahre  später  machte  der  protestantische  C.  P'.  Eichhorn  ein  seines  Na- 
mens würdiges  Handbuch  unter  dem  Titel:  Grundsätze  des  katholi- 
schen und  evangelischen  Kirchenrechls  in  2 Bänden  (1831/33) 
bekannt,  welches  wie  die  Werke  Wallers  und  Brendcls  die.se  Studien 
bedeutend  förderte. 

Eine  jüngere  Generation  von  RechLsgelehrlen  führte  dieselben  weiter 
im  Geiste  der  berühmten  Canonisten  Italiens,  Frankreichs  und  Belgiens  im 
siebzehnten  und  achtzehnten  Jahrhundert,  und  so  begann  eine  freilich  nicht 
so  rasch,  wie  die  der  übrigen  Fächer  der  Jurispnidenz,  wachsende  neuere 
Literatur  des  Kirchenrechts.  Durch  gründliche  Lehrbücher  machten  sich 
Helfen  (1841— 43),  Richter  (1842—  14-47),  Weiss  (1843)  und 
1845 — 52  Phillips  sowie  Permaneder  (1816)  einen  Namen.  Richter 
veranstaltete  eine  neue  Ausgabe  des  Corpus  Juris  Ctmonici  von  Böhmer, 
und  förderte  sonst  noch  das  Quellenstudium  und  die  Geschichte  des  Kir- 
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chenrechls,  an  welchem  sich  Laspeyres,  Wasserschieben,  Jacob- 
son, Aus.  Theiner,  Lapg  1K2T,  Bikell  1813^  und  andere  sehr 
lohhall  bclheilislen.  Die  Zahl  aussezeichneler  kirchenrochllicher  Monogra- 
phien isl  aber  nicht  bedeiilenil  *).  und  verschiedene  dem  Fache  scwidmele 
Zeitschriden  v.  Weiss  1841,  l.ippert  1831,  Seilz  1842,  Richter  und 
Otto  Mejer  184T'  liatten  keinen  Korlsan&r.  Die  reliRiösen  Spaltunsen 
der  Gegenwart  sind  übrigens  dem  Ktudiuin  eher  förderlich  als  naehtlieilig 
gewesen.  Auch  das  (meistens  protestantische)  Territorialkirchenrecht 
Deutschlands  wurde  mit  grossem  Krfolg  bearbeitet. 

V.  Das  Strafrecht  und  der  St rafp ro cess  *).  In  der  Behand- 
lung des  Strafrechtes  und  Stralprocesscs  bleibt  die  von  Stübcl,  Ketier- 
bach,  Klein,  KIcinschrod,  Grolman,  Znehariae,  Tittmann. 
Bauer  u.  A.  betretene  rntionalistisch-philosopliischc  Bichtnn:r 
vorherrschend  bis  gegen  das  Kode  des  ersten  Viertels  des  Jahrhunderts. 
Sie  war  in  so  weit  eine  nothwendige,  als  viele  Stranjestimimingeu  der 
Carolina  längst  nicht  mehr  angeweudet  wurden  und  überhau|it  mit  den  Zeit- 
ansichten  im  sehrofTsten  Widerspnieh  standen.  Man  bedurfte  statt  der  un- 
practiscli  gewordenen  poma  leguUs  einer  andern  und  konnte  ntir  in  den 
Stralrechtsliieorien  dafür  eine  Grundlage  und  einen  Maasstab  linden.  Auch 
gab  es  schon  neue  auf  diese  sich  stützende  Strafgesetzbücher,  deren  Be- 
stimmungen man  für  richtiger  hielt. 

Indessen  fand  dann  doch  eine  vom  Standpunkt  der  historischen  Schule 
.ausgehende  Reaction  statt;  Ross  hi  rt  gab  1821  ein  im  Geiste  dieser  nh- 
gefasstes  Lehrbuch  des  Criminalrechts  heraus,  dem  mehrere  folgten,  in 
welchen  die  historische  .Mctiiode,  theils  strenger  theils  weniger  streng  wie 
bei  ihm,  oder  verbunden  mit  einer  vorherrschend  practischen  Richtung 
befolgt  wurde,  wie  bei  Klenze,  Wächter,  Jarcke,  oder  in  einer  der 
bislierigen  philosophischen  annähernden  Weise,  wie  bei  Marezoll  1841, 
oder  endlich  mit  Zugrundlegung  von  Ansichten  der  Reehtsjdiilosophie 
Hegels,  z.ß. bei  Abegg  ( 1826  und  1K)6)  und  bei  lief  fl  er  (1833.  39.  46) 
und  Luden  (1836),  bis  1844  eine,  neue  Revision  des  Criminalrechts  von 
Köstlin  von  dem  auch  von  Berner  eingehaltenen  Standpunkte  dieser  l’hi- 


1)  Doch  sind  einige  von  grosser  Wichtigkeit,  wie  J.  B.  Slshl’s  Kirchenverfossiing 
noch  I.olirc  und  Kerhl  der  1‘rnle.slJintrn  (1610)  und  Puehta's  Einleitung  in  das 
Hecht  der  Kirche,  1840. 

2)  Zu  vvrgl.  Ahegg  in  der  Tübinger  kritischen  Zeilsciirin  für  Heehlswissenscban 
Kd.  II.  S.  458—505,  Bien  er  Ober  die  historische  .Methode  und  ihre  Anwendung 
.auf  das  CriminiUrccht  im  neuen  Archiv  des  rriminafrcchts  Bd.  X.  von  1829. 
S.  478  — 512  und  605—033  und  in  seinen  Abh.‘mdlunge]i  aus  dem  Gebiete  der 
Rechtsgeschiehle  Heft  II.  KOstlin  in  der  Vorrede  zu  seiner  neuen  Hevision 
des  Criminalrechts  1844  und  in  der  Zcitsclirill  Germania  vmu  J.  1852.  Bd.  II. 
S.  392—427. 
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losophie  aus,  jedoch  mit  beständigem  Hinblick  auf  die  allgemeine  ge- 
schichtliche Entwicklung  unternommen  wurde,  so  dass  die  Philosophie 
der  Geschichte  Tür  den  Boden  erklärt  wurde,  auf  welchem  allein  ein 
bctriedigendes  System  der  Strafrechlswissenschail  aurgebaut  werden 
könne.  Doch  verfolgten  verschiedene  deutsche  Criminalisten  ihren  eig- 
nen Weg,  entweder  wie  Martin  der  18209  die  rationalistische  Rich- 
tung mit  der  practischen  auszugicichcn  suchte,  oder  Henke,  dem 
schon  1818  die  vergleichende  Strafrechtswissenschaft  die  Basis  bildete,  so 
wie  Mittcrniaier  z.  B.  in  seinen  Ausgaben  von  Feuerbachs  Lehrbuch 
seit  1836,  der  einer  Art  Eklekticismus  huldigend,  alles  Gute  aufnuhm  wo  er 
cs  fand,  es  sei  im  Valerinndc  oder  in  berühmten  Gesetzgebungen  des  Aus- 
lands. Wie  schon  die  Criminalisten  der  reinphilosophischen  Schule,  ver- 
banden auch  später  noch  manche  die  Criminalpolitik  mit  der  Darstellung 
des  eigentlichen  Strafrechts.  Aber  nicht  blos  in  Coinpcndicn,  sondern 
auch  und  zwar  mit  ganz  besonderem  Erfolge,  wurde  das  gründliche  Stu- 
dium des  deutschen  Criminalrechts  in  grösseren  oder  kleineren  Monogra- 
phien gefördert,  davon  eine  bedeutende  Anzahl  ini  Archiv  des  Criminal- 
rechts  von  Klein  und  Kleinschrod  in  T Bänden  1798 — 1805  und  in 
dem  noch  fortgehenden  Jetzt  31  Bünde  zählenden  und  neustens  von  A b e g g, 
Birnbaum,  Heffter,  Mitterniaier  und  Wächter  redigirten  und  von 
allen  deutschen  Criminalisten  unterstützten  neuen  Archiv  des  Criminalrechts 
niedergelegt  ist.  Unterdessen  erhielten  fast  alle  deutschen  Staaten  neue  Straf- 
gesetzbücher, wodurch  der  frühere  Character  des  deutschen  Strafrechts 
noch  mehr  alterirt  und  die  Frage  über  die  richtige  Behandlungswcise  dieser 
Wissenschaft  noch  schwieriger  und  sogar  in  eignen  Abhandlungen,  wie 
z.  B.  von  Abegg*),  v.  Wächter*)  und  von  Bi  euer  zu  lösen  versucht 
wurde.  Noch  sind  die  Ansichten  der  deutschen  Rechtsgelehrten  über  die- 
selbe getheilt,  und  dieser  Zweig  der  deutschen  Rechtswissenschafl  noch 
zu  keinem  Abschluss  gekommen. 

m Auch  ist  die  Geschichte  sowohl  des  römischen  als  des  deutschen 
Criminalrechts  mit  grossem  Erfolg  bearbeitet  worden,  jene  besonders  von 
Rein  und  von  Geib  1812,  diese  von  Henke  1809,10,  von  Tittmann 
1832,  Rosshirt  1831  und  von  Wilda  1842.  Besondere  Verdienste  er- 
warb sich  Mitterniaier  durch  seine  Werke  über  das  Strafverfahren  auch 
des  Auslands  1839 — 40  und  neustens  1851  über  dos  englische,  schottische 
und  nordamerikanische.  . > - 

Ausser  den  schon  genannten  deutschen  Criminalisten  haben  sich  noch 
andere  auf  dem  Gebiete  dieser  Wissenschafl  einen  Namen  gemacht,  unter 

1)  In  ein«  Abhandlung  über  die  wistenachafdiclM:  Behandlnng  des  Criminalrcchls 
vor  dessen  SysL  des  Criminalrechts  von  1824. 

2)  Siehe  bcs.  dessen  Schrift;  Gemeines  Recht  Deutschlands  insbesondere  gemeines 
deutsches  Strafrecht.  Leipzig  1844. 
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welchen  He  pp  t 1851,  Welcher  und  verschiedene  Prakliker  als  z.  B> 
Hufnagel  t 1849,  Werner  hervorzuheben  wir  uns  begnügen. 

VI.  Der  Ci  vilproces  s.  Das  deutsche  Processrechl  beruhte  auf 
einer  durch  die  Rcchtsgclelirten  allinühlig  ausgebildelen.  durch  Gewohnheit 
und  Gerichtsgebrauch  belestigten  Verbindung  römischer  und  canonischer  mit 
ällem  germanischen  und  reichsgesetzlichen  Normen.  Die  Theorie  aber  war  in 
den  Schriften  der  italienischen  Juristen  vom  dreizehnten  Jahrhundert  an 
enthalten  und  in  Deutschland  mehr  als  Gerichtsgebrauch,  denn  nach  festen 
Principien  weiter  entwickelt  wurden.  Am  Ende  des  achtzehnten  Jahrhun- 
derts suchten  nun  einige  der  ratiunulistisclien  Kichtung  huldigende  Schrift- 
steller den  so  gestalteten  Usus  nach  wissenschaftlichen  Gmndsiitzen  zu  re- 
guliren  und  so  entstand  die  von  M i tterma  ier  so  genannte  rnisonnirendc 
Behandlungs weise  der  Lehre  des  Civilprocesses,  welche  die  ersten  Pro- 
cessrechtslehrer  der  Zeit  Martin,  Grolman,  v.  Almendingen  und 
Gönner*)  mit  grosser  Gewandtlieil  befolgten.  Sie  führte  zu  schärfer  be- 
stimmten Begriffen  und  festeren  Grundsätzen  und  einer  geeigneteren  Sy- 
stematisirung  in  diesem  Zweige  der  Jurisprudenz.  Von  Martin's  Lehr- 
buch des  Processes  erschienen  seit  1800  bis  1835  zwölf  vermehrte  und 
verbesserte  Ausgaben.  Unterdessen  begann  man  die  historische  Me- 
Üiode  mit  der  raisonnirenden  zu  verbinden,  zuerst  Linde,  dessen  sehr 
zweckmässiges,  lichtvoll  und  mit  grösserer  Ausführlichkeit,  als  Martin's. 
geschriebenes  Lehrbuch  von  1825  bis  184“  sieben  Auflagen  erhielt.  Nach 
einem  grösseren  Maussslab,  jedoch  zunächst  ohne  praktischen  Erfolg  bo- 
folgtenllcfftcr  (1825 — 1843)  und  vonBethmann-Holl weg  die  histo- 
rische Methode , die  in  der  neuesten  Zeit  von  Briegicb  1845  und  Plank 
1848  besonders  in  der  Richtung  angewandt  wurde,  dass  sie  aus  der  ge- 
schichtlichen Ausbildung  des  Processrechls  im  Mittelalter  den  Character  des 
gerichtlichen  Verfahrens  besser,  als  früher  geschehen  war,  erklärten.  Da 
diess  aber  sich  in  Deutschland  mehr  porticular-  oder  gemeinrechtlich  fest- 
gestellt  hatte,  so  verbanden  andere  mit  der  geschichtlichen  noch  die  com- 
parative  Methode  und  berücksichtigten  dabei  auch  die  Gestaltung  des 
Processrechts  im  Ausland.  Grosse  Verdienste  erwarb  sich  in  dieser  Bezie- 
hung Mittermaier,  obwohl  er  kein  Compendium  des  Civilprocesses 
schrieb.  Als  Ergebniss  dieser  allseiligen  Behandlung  und  Beleuchtung 


1)  Uebor  den  Enlwieklungsgaug  dieses  Zweiges  der  deuUehen  licchlswisseiiscliart 

vergleiche:  MiUcrniaier  iui  Archiv  für  civ.  Praxis  Bd.  12  (von  1829)  S.  133 

und  362.  Bd.  13  S.  98.  Bd.  27  S.  279.  Bd.  35  (von  1852)  S.  114lT.  Bclhmann- 
Hollweg  in  der  Vorrede  zu  seinem  Grtmdriss  zu  Vorlesungen  über  den  Civit- 
process  v.  1832.  Bicncr  im  Bd.  X des  neuen  Archives  f.  d.  Criminolrecht  a. 
a.  0. 

2)  Grosses  Ansehen  erlangte  dessen  Handbuch  des  deutschen  gemeinen  Processes 
4.  Bd.  zuerst  1801,  dann  18* '/s* 
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dieses  Zweiges  des  Rechts,  stellte  sich  auch  die  Unvollkommenheit  und 
Mangeihnnigkeit  desselben  heraus,  und  so  richtete  dann  sich  die  literari- 
sche Thätigkeit  der  Schriftsteller  über  dasselbe  auch  aut  die  Verbesserung 
der  Processgesetzgebung,  namentlich  durch  Entwürfe  neuer  Prucessgesetz- 
bücher  oder  die  Crilik  derselben.  Auch  auf  diesem  Felde  hat  sich  Mit- 
te minier  besonders  in  letzter  Beziehung  verdient  gemacht').  Für  das 
unmittelbare  Bedürfniss  des  Studiums  und  der  Gerichte  gaben  zuletzt 
Bayer  (seit  1828)  ein  Lehrbuch  und  Schniid  (1843)  ein  Handbuch  des 
Civilproccsscs  in  3 Bdn.,  in  welchem  die  praktische  Behandlung  dieses 
Zweiges  vorherrscht.  An  Monographien  ist  die  neuere  Literatur  über  den- 
selben nicht  reich,  doch  erschienen  ausser  werthvollen  Aufsätzen  in  den 
juristischen  Zeitschriften  einige,  wie  z.  B.  Hollweg's  Versuche  über  ein- 
zelne Tlieile  der  Theorie  des  Civilprocesses,  von  Puchta  dem  Vater,  Linde, 
Sintenis,  Brackenhüft,  Plank,  Briegleb  u.  a.  Abhandlungen; 
Sammlungen  von  gerichtlichen  Entscheidungen  sind  in  grösserer  Zahl  an- 
gelegt und  mit  Erfolg  fortgesetzt,  und  das  Processrecht  der  einzelnen  deut- 
schen Länder  fleissig  bearbeitet  worden.  Die  Geschichte  der  Gerichtsver- 
fassung und  des  gerichtlichen  Verfahrens  bei  den  Römeni  wurde  theils 
als  integrirender  Theil  der  römischen  Rechtsgeschichte  zugleich  mit  dieser 
sehr  gut  von  den  oben  angeführten  Schriltstellern  bearbeitet,  das  germa- 
nische Processrecht  als  Theil  der  deutschen  Rechtsgeschichte,  jedoch  auch 
in  besonderen  Werken  z.  B.  von  Rogge(1820)  Maurer  (1824)  ünger 
(1812)  u.  a. 

VII.  Da  s Völ  kerrech  t *).  Die  Theorie  des  Völkerrechts,  wie  sie  sich 
seit  Hugo  Grotius  ausgebildet  hatte,  war  am  Ende  des  achtzehnten 
Jahrhunderts  vor  allem  durch  die  I^ehrbücher  von  G.  Fr.  v.  Martens  (1785 
— 1789,  179B),  dahin  zum  Abschluss  gekommen,  dass  die  Gelehrten  ein 
doppeltes  Völkerrecht  ein  (auf  Systeme  des  Naturrechts  sich  stützendes) 
natürliches  und  ein  auf  Verträgen  und  Gewohnheiten  ruhendes  posi- 
tives annahmen.  Das  letzte  war  durch  die  Juristen,  das  erste  vorzugs- 
weise durch  die  Philosophen  bearbeitet  worden.  Die  durch  die  Ranzösi- 
sche  Revolution  veranlassten  Kriege  erschütterten  das  eine,  die  kritische 
Philosophie  versuchte  dem  andern  eine  neue  rationalistische  Grundlage  zu 
geben.  Es  entstanden  bald  verschiedene  sich  gegenseitig  bekämpfende  An- 


1)  ln  vier  Bcilr.igrn  aber  den  gemeinen  deutschen  bürgerlichen  Process  in  Verglci- 
ehiiiig  mildem  preussischen  und  französischen  1820 — 1838.  Dann  in  einer 
Reihe  von  Arlikelii  im  Arcliiv  für  civilistische  Praxis , in  welelieni  er  über  die 
Forlsehrillc  der  Processgesetzgebung  nicht  blos  in  Deutschland , sondern  auch  in 
ganz  Europa  und  in  Nordamerika  kritische  Mittlieilungen  machte. 

2)  Vcrgl.  des  Verf.  Aufs:ilz  : „Theorien  des  Völkcrrcchls“  in  der  T ü b i n ger  Zci l- 
sehrifl  für  die  gesammte  Staats  wisscnschafl  Bd.  7 v,  1851  S.  622 
IT.  und  Fa  Ick,  jur.  Encyclopidic  $.  135 — 139. 
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sichten.  Manche  Rechlsgelehrte , wie  Hugo,  läugnelen  die  Realität  des 
Völkerrechts  gänzlirh,  weil  die  Völker  zu  einander  in  keinem  Staatsver- 
band  standen,  und  Hessen  nur  eine  Vö.kermoral  und  Völkerpoiitik  zu.  An- 
dere stellten  das  positive  Völkerrecht  in  Abrede,  weil  durch  Verträge  zwar 
Rechtsverhältnisse,  aber  keine  Recbt.sgrnndsätze  geschaffen  werden,  und 
das  durch  die  Sitte  begriindete  Benehmen  der  Staaten  gegen  einander  kein 
eigentliches  Gewohnheitsrecht  sei,  daher  nur  durch  die  Prineipien  des  Na-' 
turrechts  Völkerrcchtsfragen  entschieden  werden  könnten.  In  ganz  entge- 
gengesetztem Sinne  sprachen  diesen  andere  den  Character  als  Rechtsnor- 
men ab,  weil  sie  blos  auf  Theorien  beruhten,  und  Hessen  nur  die  bei  Ge- 
legenheit der  Verträge  und  der  Völkerstreitlragen  hervortretenden  gemein- 
samen Rechtsansichlen  derselben  und  daher  nur  ein  positives  Völkerrecht 
zu.  Es  kam  zu  keinem  Verständniss  über  diese  Fundamentalfrage  dieses 
Zweiges  der  Rechtswissenschaft,  der  einentheils  ein  stehendes  Kapitel  in 
den  Lehrbüchern  des  Naturrechls  behielt  und  von  den  Recht.sgelchrlen  als 
ein  Gewohnheitsrecht  der  europäischen  Völker  selbst  während  der  Napo- 
leonischen  Herrschaft  bearbeitet  wurde.  Es  erschienen  von  Zeit  zu  Zeit 
Lehrbücher,  wie  1809  und  1833  von  Saalfeld,  181T  von  Schmalz, 
18'*/,,  und  1821  von  Schmelzing,  1821  eine  neue  Bearbeitung  des 
französischen  von  Marlens,  und  1819  von  Klüber  gleichfalls  eines  in 
französischer  und  1821  * ) in  deutscher  Sprache. 

Von  allen  diesen  Schriflslellem  wird  das  natürliche  oder  philosophi- 
sche Völkerrecht  höchstens  als  influenzirendes  Motiv  des  positiven  oder 
auch  als  subsidiäres  Recht  im  Fall  der  Noth  angenommen  und  zwar  ohne 
eigentliche  Begründung. 

Es  erschienen  davon  bis  zum  Jahre  1844  keine  Fxhrbücher  mehr  bis 
Hcflter  sein  unter  dem  Einfluss  der  Hcgelschen  Philosophie  geschriebenes 
europäisches  Völkerrecht  der  Gegenwart  hernusgah,  dos  schnell 
neue  Ausgaben  erlebte.  Ganz  mit  Hegelschen  Prinzipien  sucht  1845  Op- 
penheim ein  System  des  Völkerrechts  aufzubauen.  Zugleich  wurde  die 
Geschichte  des  Völkerrechts  und  der  Völkcrrcchlswissenschaft  mit  neuem 
Eifer  betrieben  von  Hälschner,  von  Gagern,  Müller-Joehmus,  von 
Kaltenborn,  dem  Amerikaner  Wheaton*),  Fallati,  Püller  in  Ro- 
stock u.  a.  und  neue  Theorien  aufgeslellt,  um  für  diesen  Zweig  der  Juris- 
prudenz eine  allgemein  gültige  Basis  zu  gewinnen.  Dem  von  Martens 
1792  begonnene  Recueil  des  traites  daUiance.  de  paix  de  Ireve,  de  neutralite  etc. 
von  1762  bis  1808  in  8 Bänden  folgte  1817  ein  Nouveau  recueil  des  traites 
seil  1806,  das  noch  immer  fortgesetzt  gegenwärtig  19  Bände  zählt. 


1)  Eine  nonc  Ausgabe  des  lelzlen  erschien  1831  in  Paris. 

2)  Er  ist  hier  anzuführen , indem  er  eine  an  der  Academie  als  Preissclirill  gekrünle : 
Histeire  des  protr^s  du  droit  des  gens  en  Europe  1841  in  Leipzig  (später 
t.  B.  1852  in  Paris)  herausgab. 

23 
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Zur  \’ölkerrcchtliclien  LiU-rnliir  gehören  auch  die  für  die  Bildung  der 
Diplomaten  hestimmten  (Juities  diplomatü/ues  z.  B.  von  G.  Kr.  ii.  v.  Ch.  M a r- 
lens  (1811  und  18**, j,). 

VIII.  N a t u r r e c h l o d e r U ec  h t s p h i I o s o p h i c.  lieber  die  Kllege,  « ei- 
che diesem  der  Kechlswissenschaft  u.  der  Philoso|)hic  gemeinsamen  Zweige 
seit  dem  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  zu  Thcil  ward,  ist  hier  nur  we- 
nig noch  zu  sagen,  da  schon  irüher  in  §.  3T  und  öü  der  Entwiekelungs- 
gang  dieser  'W'issensehall  im  Allgemeinen  angegeben  worden  ist.  Wir  ha- 
ben liier  nur  die  wichtigsten  Lehihücher  derselben  aulzulühren. 

Ka  nt  legte  1 TUT  und  175)8  seine^Theorie  in  seinen  metaphysischen  An- 
rangsgriinden  der  Uechtslehre  nieder;  die  hedeutendsten  ihm  loigcndcn  Na- 
turrechtslehrer sind  Schmalz  175)8  und  1807,  1831,  Krug  1800,  1811, 
1817,  Gros  1815'),  Bauer  1808,  1810  und  1825,  C.  8.  Zachariä,  Kries 
1803,  1801  18*’ ,0,  theilweisc  v.  Uotteck,  von  Droste-il ülsholT 
1823  und  1831,  Iheilwcise  175M)  Kichte  in  der  Grundlage  des  Xatur- 
rcchts,  ihm  folgten  Brückner  1810  und  theilweisc  auch  von  Kott- 
eck. Naturrcchtlichc  Theorien  nach  den  Grundanschauungen  Schclling's 
stellten  1815)  Trox  1er  (1820),  Wagner  u.  a.  auf. 

11  ege  Ts  UechLsphilosophie  erschien  1821,  ihm  folgen  Gans,  der 
1810  eine  zweite  vervollständigte  .Ausgabe  von  Hegels  Lehrbuch  besorgte, 
-Bitzer,  und  Küstlin  in  Anwendung  der  Ilegelschen  Uechtsphilosoplüe 
auf  die  Behandlung  des  Strafrechts.  Hugos  in  Jeder  Auflage  umgear- 
beitete Lehrbücher  der  Bechtsphilosuphic  erschienen  175)8,  175)9,  1809. 
1819.  Am  meisten  schliesst  sich  an  ihn  1818  DIarezoll  an. 

Die  erste  Ausgabe  von  Stahls  Uechtsphilosnphie  nach  geschichüi- 
chcr  Ansicht  erschien  1830  —31 , die  zweite  in  verschiedener  Beziehung 
umgearbeitet  18-15 — 17. 

Ein  Naturrechl  von  Krause  1828  und  das  Lehrbuch  seines  Schülers 
Ahrens  erschien  zuerst  französisch  1840,  ncuslcns  von  ihm  selbst  deutsch 
18^*  j 3,  das  eines  andern  Schülers,  Köder,  1846. 

Die  Geschichte  der  Kechts|>hilosophie  wurde  mehr  oder  weniger  voll- 
ständig durgestelll  1810  von  Hcnrici,  1813  von  Welcher,  1826—1832 
von  Kried.  v.  Kaumer,  18,10  und  1839  von  Stahl,  1835)  vom  Verfasser 
dieses  Buches,  1812  von  Kossbach,  18^17  von  Lintz,  1848  für  die  Zeit 
von  Grotius  durch  v.  Kaltenborn,  allgemein  1848 — 1852  v.  Hinrichs 
u.  1851  von  K.  11.  Kichte. 

IX.  Schliesslich  müssen  wir  noch  der  Werke  gedenken,  welche  der 
gemeinsamen  Beleuchtung  aller  Zweige  des  Rechts  oder  einer,  wenn  auch 
nur  übersichtlich-syslcinatischen  Darstellung,  der  Jurisprudenz  als  beson- 
derer Wissenschaft  bestimmt  sind.  Indem  hier  die  blos  bibliographischen 


1)  Eine  6.  Ausgabe  seines  Buclis  erschien  1842. 
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’WeTkeiBibliofhecajuridicaJ,  und  darunter  z.  B.  jene  von  Ersch,  Enslin  und 
Engelmann  blos  erwähnt  werden,  sind  besonders  das  von  Weiske  in 
Leipzig  1838  begonnene  l>is  jetzt  nur  bis  zum  siebenten  Band  fortgeschrittene 
Rechtslexicon , an  welchem  sich  ein  grosser  Theil  der  besten  juristischen 
Schriftsteller  durch  sehr  gründliche  Artikel  betheiligl  haben,  hervor  zu  he- 
ben, ferner  die  verschiedenen  kritischen  Zeitsehriflen , als  die  in  Erlangen 
von  1826  bis  1836  von  Schunck  redigirte  in  30  Bänden,  die  von  1826 
bis  1830  in  Tübingen  herausgekommene  in  5 Bändern  und  einem  Hefte; 
dann  die  zuerst  von  Richter  dann  von  Schneider  von  1837  bis  1849 
redigirten  kritischen  Jahrbücher  für  die  Reclitswissenschafl  in  34  Bänden, 
sowie  die  von  Mittermaier  und  Zachariae  1827  begonnene  und  noch 
erscheinende  in  24  Bänden. 

Besonders  beliebte  Bücher  über  die  ganze  Rechtswissenschaft  sind 
aber  die  j urislischen  Encyclopädien  und  Methodologien.  Die  meisten 
derselben  wurden  von  ihren  Verfassern  im  Beginne  ihrer  gelehr- 
ten Laufbahn  geschrieben,  sind,  indem  sie  iiire  Auffassung  der  ganzen 
Rechtswissenschaft  enthielten,  so  zu  sagen  ihre  wissenschaftliche  Bekennl- 
nissschrifl,  tragen  aber  nicht  selten,  selbst  wenn  sie  von  nachher  sehr  be- 
rühmt gewordenen  Männern  ausgehen,  das  Gepräge  der  Unreife.  Die  Zahl 
der  seit  dem  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  geschriebenen  juristischen  En- 
cyclopädien ist  so,  beträchtlich,  dass  eine  vollständige  Aufzählung  derselben 
hier  nicht  gegeben  werden  kann.  Ausser  Hugo,  der  von  seiner  juristischen 
Encyclop.ädie  von  1792  an  bis  1835  acht  jedesmal  umgcarbeitele  .Ausgaben 
veranstaltele,  haben  unter  den  Reehtsgelehrten  ersten  Rangs  noch  Zacha- 
riae 1795,  Thibaut  1797,  Mühlenbruch  1807,  Untcrholzner  1812, 
undFaIck  in  Kiel  (zum  erstenmall830)  solche  Werke  geschrieben.  Unter 
denselben  ragt  die  letzte  über  die  der  andern  ebengenannten  .Autoren,  wie 
auch  über  alle  übrigen  hervor,  indem  sie  durch  Gründliclikcit,  eine  gute 
Anordnung  des  Stoffes,  namentlich  eine  ziemlich  glückliche  Abgränzung  des 
Rationellen  und  des  Historischen,  so  wie  durch  Klarheit  der  Sprache  sich 
vor  allen  auszeichnet. 

Der  Character  der  juristischen  Encyclopädien  des  neunzehnten  Jahr- 
hunderts ist  sehr  verschieden  *),  sic  sind  thcils  sehr  kurze  nur  Aphoris- 
men oder  einen  Grundriss  enthaltende  Darstellungen  der  Rechtswissenschaft 
wie  die  von  Zachariae,  Puchta  1822,  .Abegg  (1833),  Arndts  (1843 
und  1850),  oder  ausführlichere  wie  die  schon  genannten  von  Hugo,  die 
vonWenck  (v.  1810)  Rudhart  (1812)  v.  Wening  1821,  und  vor  allem 
die  4 Bände  begreifende  aber  misslungene  von  Hummel  von  1804,  und 


1)  la  diesen  Beziehungen  lässt  sich  der  Character  der  einzelnen  Bücher  nicht  immer 
mit  Schärfe  angeben.  Bei  vielen  ist  er  ein  gemischter,  z.  B.  in  den  drei  ge- 
haltreichen Büchern  dieser  Art  von  Stäckhardt  von  1837  , 39  und  1813. 

23  * 
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eine  angefangene  von  Welcker  1829;  entweder  vorzugsweise  philosophisch 
construircride , wie  die  drei  zuletzt  genannten,  die  von  Schmalz 
(v.  1T5K),  1804,  1827)  und  Fried länder  1847,  oder  vorherrschend  ' 

geschichtliche  wie  die  H ugo  s,  Mü h I e nb nie hs,  Grund  lers  von  1808,  | 

V.  Löws  (1835).  Einen  Hnuptgegensatz  bilden  die  sogenannten  äusseren 
mler  formellen  und  die  inneren  oder  materiellen  Encyclopüdien,  von  * 

denen  die  ersten  nur  die  ullgemcinsten  Ueehtsbegriffe  und  beschreibende  In- 
liallsungabcn  der  einzelnen  Zweige  der  Uechlswissenschari  enthalten,  die 
letzten  eine  karge  Geschichte  und  eine  Skizze  des  Systems  der  Rechtsnormen 
eines  jeden;  die  vollständigste  Encyclo|iädie  der  letzten  Art  ist  die  Hugos; 
die  übrigen  sind  meistens  äussere,  namentlich  die  schon  gernlimle  von  Fa  Ick 
und  eine  sich  ihr  annähernde  von  Vogel  (1840);  einen  auf  Philosophie 
und  Geschichte  gestützten  Aufliau  der  Jurisprudenz  als  Wissenschalt,  wie 
ihn  das  gegenwärtige  Ruch  bezweckt,  haben  wenige  versucht,  zu  ihnen 
gehört  seit  1816  K.  Tb.  Pütter.  Die  neueste  Encyclopädie  der  in 
Deutschland  geltenden  Rechte  von  Blume  (1847  — 52)  enthält 
zwar  eine  cncyclopädische  Einleitung  in  die  Rechtswissenschafl  und  eine 
üebersicht  der  in  Deutschland  gellenden  Rcchisquellen  Abthl.  I S 1 — 148. 
dann  in  Abthl.  II  auf  585  Seiten  aber  ein  sehr  ins  Einzelne  gehendes 
(vergleichendes)  ')  System  des  in  Deutschland  geltenden  Privatrechts  mit 
Einschluss  des  Civilproccsscs,  und  gehört  jedoch  nur  was  diese  Fächer  be- 
trilR  zu  den  in  der  vorigen  Periode  öfter  erscheinenden  Werken,  die,  wie 
z.  B.  das  1749,  1762  und  1781  geschriebene  von  Nettelbladt,  eine  amal- 
gamirende  Darstellung  der  aus  den  verschiedensten  in  Deutschland  gelten- 
den Rechtsquellen  fliessenden  practisch  gewordenen  Rechtsnormen  he-  ^ 

zwecken. 

Eine  verdienstliche  Bearbeitungsgeschichtc  der  juristischen  Ency- 
clopädie  und  Mcthodtdugic  verdanken  wir  Dr.  Fried  länder  auf  S.  4 — 43 
seiner  eigenen  im  Jahre  1847  erschienenen  juristischen  Encyclopädie. 

Einfluss  der  deutschen  Rechtswissenschafl  des  neunzehnten 
Jahrhunderts  auf  das  Rechts  Studium  im  Ausland. 

126.  Wie  einst  die  Rechtswissenschaft  Italiens,  Frankreichs  und  der 
Niederlande,  hat  die  deutsche  unseres  Jahrhunderts  auf  das  Rechtsstudium 
in  allen  christlichen  lamdcrn  Europas,  ja  selbst  auf  Amerika,  einen  grösseren 
oder  weniger  grossen  Einfluss  gehabt. 

I.  Den  grössten  Einfluss  hatte  sie  auf  das  Rechtsslndium  der  Schweiz  ^).  ' 


1)  Es  wird  darin  das  rciniisclir,  canoiiische,  dos  germanische,  particulare  und  sellul 
das  neue  franz5sische  Civil-  und  Proccssroeht  berücitsicliligt 

2)  Millcrmaier  in  der  Zeilschrift  fflr  GeseUgebung  und  RW.  des  Auslands  B.  XI 
S.  79  V.  1839.  Renaud  in  derselben  Zcitsclirift  B.  23  v.  1831  S.  71.  Derselbe 
in  Reysebers  und  W i I d a s Zeitschrift  (,  deutsches  Recht  B.  XI  S.  498  V.  1 847. 
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Nach  innen  ist  der  grössere  Theil  dieses  Landes  trotz  seiner  schon  seit 
Jahrhunderten  bestehenden  politischen  Trennung  doch  ein  Theil  Deutsch- 
lands, seine  älteren  und  neueren  Hochschulen  sind  deutsche,  wie  ein  Theil 
ihrer  Lehrer,  während  ihre  Gelehrte  wieder  auf  andere  deutsche  Univer- 
sitäten berufen  wurden.  Die  deutsche  Schweiz  hat  keine  von  den  deutschen 
gesonderte  Rechtswissenschaft,  für  welche  verschiedene  ihrer  Söhne  sich 
die  grössten  Verdienste  erworben  haben,  wie  der  als  Nachfolger  v.  Sa- 
vignys  und  Puchtas  in  Berlin  lehrende  Keller  und  Bluntschli  in 
München.  Neustens  berief  Heidelberg  sich  in  Kenand  eine  Lehrkraft  aus 
Bern.  Dagegen  waren  Hepp,  Geib,  Beseler,  Wunderlich,  Plank 
und  Leist  Professoren  in  Bern,  Zürich  oder  Basel,  und  sind  theil  weise 
durch  Landesgenossen  ersetzt  worden.  Wenn  nun  aber  gleich  die  deutsche 
Rechtswissenschaft  ein  Gemeingut  auch  der  Schweiz  ist  und  von  sehr 
vielen  ihrer  Söhne  in  Deutschland  selbst  erlernt  wird,  so  hat  dies  Land 
doch  auch  eine  ihm  angehörende,  aber  für  die  deutsche  höchst  wichtige 
Rechtswissenschaft,  deren  Gegenstand  vor  allem  die  geschichtliche  Er- 
forschung der  Rcchtsentwicklung  ist.  Die  der  schweizerischen  Rechtsge- 
schichte gewordene  Pflege  bereicherte  die  juristische  Literatur  Deutsch- 
lands; Bluntschli’s  Staats-  und  Rechtsgescliichle  von  Zürich  (von  1838), 
Sie ttler’s  Rechtsgeschichte  von  Bern  1831 — 1845,  Blumers  Staats-  und 
Rechtsgeschichte  der  Kantone  Uri,  Schwyz,  Unterwalden,  Glarus,  Zug  und 
Appenzell  (von  1850),  v.  Segesser’s  Rechtsgeschichtc  von  Luzern,  sowie 
die  rechtsgeschichtlichen  Werke  über  Basel,  alle  sind  im  Geiste  der  histori- 
schen Schule  Deutschlands  geschrieben,  und  wesentliche  Ergänzungen  der 
deutschen  Rechtsgeschichtc,  ja  selbst  Bluntschli’s  höchst  anziehende 
Geschichte  der  schweizerischen  Bündnisse  (18®*'i). 

Die  neu  zu  Tage  geförderten  Quellen  des  altalemannischen  oder 
bnrgundischen  Rechts  in  der  Schweiz,  um  deren  Herausgabe  sich  Männer 
wie  Casimir  Pfyffer,  Schnell,  Bachofen,  Finsicr,  Rültimann 
und  von  Wyss  verdient  gemacht  haben,  so  wie  endlich  zwei  im  besten 
Geiste  geschriebene  juristische  Zeitschriflen  *)  verpflichten  die  deutschen 
Rechtsgelehrten  ihren  schweizerischen  Collegcn  zum  grössten  Danke. 

Aber  auch  den  französischen  Cantoiien  sind  die  Fortschritte  der  deut- 
schen Rechtswissenschaft  nicht  fremd  geblieben ; obwohl  Genf,  Lausanne, 
Neufchatel,  mehr  dem  Gebiete  der  französischen  Rechtswissenschalt  an- 
gehören, so  haben  ihre  Rechlslehrer  demnach  auch  nach  Kräften  zu 
der  geschichtlichen  Rechtswissenschalt  beigetragen;  wir  haben  beson- 
ders Bcllot,  Matile,  Odier,  Hornung  u.  a.  anzuführen.  Und  wie 
einst  der  französische  Rechlsgelchrle  Jacob us  Gothofredus  von  Genf 


1)  Vor  .dien  .iiugczcichnPt  i*t  die  1851  begonnene  ZciUehrin  für  schwciierisclic» 
Recht  von  den  Hr.  Oll,  Rahn,  Schnell  und  Wyss. 
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aus  das  römische  als  das  Remeinsume  Recht  Europas  f^fördert  hat,  so 
war  eine  Zeillung  der  mit  dem  Geiste  und  den  Fortschritten  der  deutschen 
Kechtswissenschalt  \ertraute  italische  Kechtsgelehrte  Rossi  dort  Ihätig. 
Seine  Anmles  de  legisluüon  (von  lS20  bis  1823)  und  sein  Traile  de  droit 
penal  sind  Leistungen,  die  ihren  Werlh  nie  verlieren  werden. 

II.  Wie  die  Universitäten  der  Schweiz  sind  auch,  jedoch  nur  be- 
ziehungs weise,  die  russischen  in  dem  Sinne  deutsche  zu  nennen,  dass 
das  Rechtsstudium  auf  denselben  nach  deutscher  Weise  urganisirt  ist  und 
betrieben  wird.  Seit  ihrer  Enistehung  oder  Restauration  (im  Anfänge  dieses 
Jahrhunderts)  haben  stets  wenigstens  einige  deutsclie  Rechtsgelehrle  auf 
denselben  gewirkt,  juristische  Werke  im  Geiste  der  deutschen  Rechtswis- 
senschaft und  selbst  in  denlscher  Sprache  dort  geschrieben.  Verschiedene 
deutsche  zum  Theil  später  in  das  Vaterland  zurückgekehrte  Rcchlslehrer 
haben  einen  bleibenden  Namen  in  der  juristischen  Literatur,  wie  v.  bu- 
be low  t 1830,  Ewers  t 1828.  Clossius  f 183T  und  die  noch  leben- 
den V.  Hculz,  Stöckhurdt,  Otto,  Osenbrüggen  (jetzt  in  Zürich), 
Runge.  Hub  he  und  andere,  deren  Schriften  wir  zu  benützen  Gelegenheit 
hatten.  Aber  auch  eine  grosse  Anzahl  inländischer  Rechtsgelehrten  hat 
sich  durch  bedeutende  im  Geiste  der  deuLschen  Rechtswissenschult  meistens 
in  russischer  Sprache  geschriebene  Werke  berühmt  gemacht  *). 

III.  Obgleich  nicht  btos  politisch,  sondern  auch  durch  die  V'olksspruchc 
und  manche  nationale  Eigenthümlichkeit  von  Deutschland  getrennt,  gehört 
auch  das  ihm  stammverwandte  Holland  zum  Gebiete  der  deut.schen  Rechts- 
wissenschalt.  Lehrten  auch  noch  in  den  ersten  zwanzig  Jahren  des  Jahr- 
hunderts seine  meisten  Rechtslehrcr  im  Geiste  der  holländischen  Rechts- 
schule,  wie  van  derKecsel,deRhocr,  Arntzenius,  Gratama, 
Smallcnburg  u.  A.,  so  traten  doch  bald  neben  ihnen  oder  als  ihre Nach- 
lolger  Rechtslehrer  auf,  die  wenn  auch  .selten  in  Deutschland  luuiiiltelbar 
gebildet,  doch  durchdrungen  von  der  deutschen  Wis.scnschaft  lehrten  und 
schrieben,  und  auch  an  der  Förderung  der  Rechtswissenschalt  niitwirkten. 
Wir  haben  in  Deutschland  wohl  bekannte  Namen  zu  nennen,  wenn  wir 
den  Tex  in  Amsterdam,  van  Assen  in  Leiden,  de  Wal  in  Groningen 
und  Holtius  in  Utrecht  hier  aufführen.  Der  letzte  war,  nachdem  er  längst 
seine  Studien  vollendet  gehabt,  noch  nach  Göttingen  gegangen,  nniHugo's 
Zuhörer  zu  werden.  Ein  mit  der  deutschen,  französischen  und  englischen 
Rechtswissenschaft  vertrauter  Jurist  war  der  Advocut  J.  D.  Meyer,  der 
durch  sein  Werk  in  6 Bänden : Esprit,  origine  et  progres  des  institution* 
judiciaires  (1818 — 1823)  sich  einen  europäischen  Namen  machte. 


1)  Bunge  in  der  Zvitschr.  für  Gesetzgeb.  und  K.-W.  des  Auslands  Bd.  II.  v.  1830. 
S.  440.  Bd.  III.  S.  87,  ferner  liubbe  ebend.  XIV.  S.  87. 

2)  S.  Ilubbc  in  d.  all.  ZeiUebrift  XIV.  S.  87  ff, 
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Auch  jüngere  holländische  Rcchlslehrer  und  verschiedene  Pracliker 
haben  sich  als  niil  der  dciitsclu-n  Heehlswissenschafl  verlraule  Männer  er- 
wiesen und  nnmhart  geinachl,  wie  Asser,  Bauinhaiicr  und  neuslcns 
der  liierarisch  so  thälige  Professor  V ree  de  in  Utrecht. 

Welches  die  Hohe  der  holländischen  llechtswissenschall  ist,  zeigt  vor 
allem  die  verdienstvolle  nach  einem  höchst  zweckmässigen  Plane  angelegte 
juristische  Zeitschrift  '),  welche  von  den  Herrn  den  Te,\  und  van  Hall 
1826  unter  dem  Titel  von  Bydragen  voor  Heglsgeleerdheid  en 
Wetgeving  begonnen,  nach  dem  zwöllten  Bunde  als  Necderlundske 
Jaarbocken  voor  Heglsgeleerdheid  en  Wetgeving  in  abernialsl2 
Bänden,  und  seit  1851  unter  dem  Namen  der  N i en  w e Byd  ragen  voor 
Regtsgeleerdheid  en  Wetgeving  lörlgeselzt  wurde,  nicht  blos  der 
Pflege  des  einheimischen  Hechts,  sondein  auch  der  der  Hechlswissenschart 
überhaupt  gewidmet  ist,  und  theils  durch  die  gründlichsten  .Aufsätze  tlieils 
durch  die  auf  die  juristische  Literatur  der  Hauplländer  Kuropas  gerichtete 
jährliche  Bücheischau  beweist,  dass  in  Holland  das  Hcchlssiudium  mit 
Ernst,  Tiefe  und  Allseiligkeit  betrieben  wird,  und  dass  in  neuster  Zeit 
auch  das  der  niederländischen  Rcchlsgcsehiehle  einen  erfreulichen  Auf- 
schwung genommen  hat. 

Schliesslich  müssen  wir  noch  der  so  überaus  reichen  academischen 
juristischen  Literatur  Hollands  Erwähnung  thun.  Die  alle  Sille,  dass  jeder, 
der  die  juristische  Laulbahn  betreten  will,  den  Doctorgrad  nehmen  und 
eine  Dissertation  zu  verlhcidigcn  hat,  fördert  jedes  Jahr  eine  oder  die 
andere  gediegene  Arbeit  dieser  Art  zu  Tage;  in  lateinischer  Sprache  ge- 
schrieben sind  diese  Schrillen  ein  Mittel  der  allgemeinsten  Verbreitung  der 
Errungenschaften  des  Hechtssludiums  in  ganz  Europa. 

IV.  Im  Jahr  1817  ward  Belgien,  das  über  ein  Jahrhundert  in  einer 
wissenschaftlichen  Isolinmg  sich  befunden  hatte,  zu  einem  Missionsland 
für  die  deutsche  Wissenschaft  in  Folge  der  Errichtung  der  Universitäten 
von  Lüttich,  Löwen  und  Gent  durch  die  Niederländische  Regierung.  Es 
wurde  eine  Anzahl  deutscher  Professoren  dahin  berufen,  welche  die  in 
ihrem  Valerlandc  übliche  Bchandlutigsweise  der  LelirlUcher  dahin  ver- 
pflanzten. .Am  weitesten  waren  in  Belgien  die  |)lülologisch- historischen, 
die  philosophischen  und  juristischen  Studien  zurück  geblieben , die  letzten 
waren  auf  der  Rechtsschule  zu  Brüssel  nach  der  von  Napoleon  1801 6 


1)  Sic  cnlhÄll  Autsälzc  über  Gegenstiinde  der  Rechtswissenschaft  (ihcrhan|it  und  des 
nicderllndischen  Rechts,  dann  Keernsionen , jährliche  l'cborsichlen  der  deutschen, 
franz&stschcn  und  holländischen  Rechlslitcralur,  endlich  vermischte,  die  Oeselz- 
gebung  imd  die  Rcchtswissenschnft  bclrcirende  Nachrichten  und  Mitlheiiungen. 

2)  S.  über  dos  juristische  Studium  an  den  belgischen  Dniversitaien  v.  1817— IS29, 
einen  Art.  des  Verf.  in  S c h u n c k s Jahrbüchern  der  deulschi'ii  Rechlswissenschalt 
Bd.  VI.  S.  104.  210.  305. 
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cingeführlcn  Ordnung  betrieben  worden,  die  ForlscliriUe  der  deutschen 
Rechtswissenschaft  aber  im  ganzen  Lande  gänzlich  unbekannt;  das  römi- 
sche liecht  wurde  nach  gcilrnckten  Hellen  ')  der  allen  Universität  Löwen 
gelehrt , wciclie  den  lielstcn  Verfall  dieses  Sludiunis  beurkunden.  Die 
Atifgabe  der  drei  nach  Belgien  berufenen  jurislischen  Professoren  Birn- 
baum, Haus  und  des  Verfassers  gegenwärtigen  Buelies,  zu  welchen  1822 
noch  Holtius  kam,  war  die  der  Inilialiim  der  bcigiselicu  Jugend  in  die 
deutsche  Wissenschaft,  die  Heranbildung  jüngerer  Ueehlslehrer  und  die 
Verbindung  der  deutschen  timl  der  französisclicn  Rechtsgelehrlen.  Ihre 
Bemüliungen  wurden  mit  einem  raschen  Erlölg  gekrönt  ’);  in  Lüllich  wurde 
1821  und  1822  Crnlle,  Duponl,  Dejonghe.,  Xothomb  tt.  A.  für  die 
Wissenschaft  gewonnen,  in  Löwen  Winssinger,  Molilor,  die  beiden 
Lelievrc  später  Ad.  Houssel  ii.  A.,  in  Genf  Bulin,  später  de  St.  Ge- 
tto is  u.  A,  Die  Ergebnisse  ihrer  Sluilien  sind  in  Dissertationen  enthalten, 
nri  deren  Hedaclion  sich  indessen  ihre  Lclirer  ntelir  oder  weniger  bethei 
ligleti.  Diese  schrieben  znm  Theil  Lehrbücher  nach  deutscher  Art,  wie 
Hans  1S2T  über  das  NaUirrechl,  der  Verfasser  über  die  Iitslitulioncn 
(1818.  1825.  IS-ll  ).  über  die  Pandeclen  1825  35  und  die  Bccliisphiio.sophie 
(1830).  Ihre  Vcrhindimg  mit  Frankreich  wurde  durch  eine  seil  1819.20 
in  Paris  durch  Bloiideau,  Duenurroi,  Demante,  Jourdait  und 
den  Verfasser  gegründete  Zeitschrilt  Thrmis  oder  Bib/iothcf/ite  de  Juris- 
consuUe  (die  1850  mit  dem  zehnten  Bande  schloss)  vermittelt.  Das 
Unlerneltmen  fand  seihst  in  Denlschland  Unlerslützung,  indem  Clossius, 
Zimmern  und  Bieiier  und  selbst  Hugo  und  Savigiiy  ’),  jeder 
einen  .Artikel  in  dasselbe  lieferten.  Im  Jahre  1825  begann  in  Belgien  selbst 
ein  nibliolheque  du  Jtiriscoiisulle,  welche  alter  mit  der  Themis  ver- 
schmolzen wurde  *).  * 

■ Die  Anssiehlcn  auf  grössere  Wirksamkeit  der  Uefonttaioren  der  Hechls- 
wissensehaft  wurde  jedoch  1830  durch  die  Revolution  gehemntl.  Die  mei- 
sten freitiden  Professoren  verliessen  das  Land  und  ihre  von  ihnen  gebil- 
delen  Nachfolger  entwickelten  nicht  die  ihnen  eigene  Energie.  Nur  wenige 


1)  Es  warm  ein  ans  Vinnius  gezogener  hrevit  commeutun’us  ad  lastitu- 
tiones  v.  Roger  und  die  von  Haurissen  herausgegebenen  Recitatioaes 
in  Pandectat  5 Bdc.  8.  Beide  Werke  sind  im  schicchleslen  Latein  geschrieben 
und  entbehren  alles  wissenscbafllichcn  Gebivltes. 

2)  S.  die  Themis  v.  Pivris.  Bd.  V.  p.  142.  VII.  p.  84. 

3)  Eine  das  Erscheieen  der  neuen  ZeitsclirifI  freundlich  begrüssende  und  das  Unter- 
nehmen anfeuemde  Anzeige  der  Tlirrois  vonSavigny  erschien  1820  im  4 Bdc. 
der  Zeitschrift  für  gcschichllichc  RechtswissensebaXL  S.  482 — 4B0. 

4)  Der  2.  und  3.  Band  der  belgischen  Zeitschrift  bilden  zugleich  den  9.  und  10.  der 
Themis.  Der  Hauptzweck  der  Verbindung  war  der,  dem  belgischen  Nachdruck 
der  Themis  ein  Ziel  zu  setzen. 
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waren  nachher  noch  durcli  Schriften  thälig,  unter  diesen  machten  sich  aber 
der  (von  Dr.  Moli  tor  in  Löwen  verschiedene)  1849  verstorbene  Moli tor  *) 
in  Gent  und  die  noch  lebenden  Laurent  *)  in  Lütlirh  und  Nypels*)  allda 
einen  Namen.  Alle  drei  sind  mehr  Deutsche  als  Belgier,  die  beiden  ersten 
aus  Luxemburg,  der  letzte  aus  Mastrichl.  Das  seit  1849  bestehende  Stu- 
dium und  Prüftingssystem  wird  den  Aufschwung  der  Wissenschaft  schwer- 
lich heben,  indem  es  im  Grunde  nur  darauf  berechnet  ist,  die  Candidaten 
zum  Einlernen  der  Hefte  zu  nölhigen,  dessen  Erfolg  die  von  der  Priilungs- 
jury  vorgenommenen  je  einem  Jahrescurse  entsprechenden  Examina  zu  con- 
statiren  bestimmt  sind  *).  Seit  1830  hat  jedoch  die  Bearbeitung  der  bel- 
gischen Itechtsg.eschichtc  Fortschritte  gemacht,  zu  welcher  die  durch  N’ie- 
buhr  gewünschten  Studien  des  Verfassers  über  das  altOandrischc  Recht 
1834  den  Weg  zeigen  sollten. 

V.  Für  Frankreich  *)  bildete  nun  Belgien  die  juristische  Verbin- 
dungsbrücke mit  Deutschland.  Blondeau  hat  das  Verdienst,  die  Schlagung 
derselben  durch  die  Gründung  der  Themis  herbeigeführt  zu  haben.  Die 
Zeitschrift  wurde  mit  einer  kurzen  Entwicklungsgeschichte  der  deutschen 
Rechtswissenschaft  seit  Hugo  durch  den  Verf.  eröffnet.  Aeltere  und  jün- 
gere Rechtsgelehrte  Frankreichs  nahmen  an  ihr  Theil,  unter  jenen  waren 
besonders  Berriat-  St.  - Prix  und  Pardessus,  unter  diesen  der  talentvolle 
für  die  Wissenschaft  wahrhaft  begeisterte  Jourdan,  der  leider  schon  1826 
starb,  dann  der  mit  den  Fortschritten  des  römischen  Rechtsstudiums  in 
Deutschland  vertraute  Pellat  früher  in  Grenoble.  Im  Jahr  1823  wurde 
in  Paris  wie  in  Berlin  durch  die  Redactoren  der  Themis  ein  Abdruck  der 
einzelnen  Bogen  der  von  Mai  entdeckten  vaticnnischcn  Fragmente  veran- 
staltet. Indessen  stiess  die  s.  g.  „Germanisirung“  der  französischen 


1)  Von  Molilor  erscheinen  so  eben  ein  Traiti  det  ohligntiom  2 V.  und  ein 
Traitd  dei  droit»  reelt. 

2)  Laurent  hat  eine  ausführliche  Geschichte  des  Völkerrechts  begonnen,  wovon 
3 Bünde  erschienen  und  von  Mohl  in  der  Zeitschrift  für  Gesetzg.  und  RW.  des 
Auslands  XXIV.  313  annoncirt  sind. 

3)  Nypels  ist  ein  sehr  thüligcr  Mitarbeiter  der  deutschen  Zeitschrift  far  die  Gesetz- 
gebung und  Rechtswissenschaft  des  Auslands  und  der  beiden  in  Paris  erscheinen- 
den Revue»  de  droit. 

4)  S.  eine  Kritik  desselben  in  der  Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und  RW.  des  Aus- 
lands von  1850  Bd.  22  S.  02. 

5)  S.  über  das  Rcchlsstudium  in  Frankreich  einen  Artikel  des  Verfassers  inFoelix 
Revue  etrangere  T.  VI  p.  1,  desgl.  einen  Artikel  Uber  den  Rechlsgelehrteii  Jour- 
dan, in  der  Zeitschrift  für  geschichtliche  Rechtswissenschaft  B.  7 S.  43,  de.sgl. 
eine  grosse  Anzahl  Artikel  des  Verf.  über  die  Pflege  des  römischen  Rechts,  der 
Rechtsphilosophie  und  der  französischen  Rcchtsgeschichtc  in  Frankreich  u.  s.  w, 
in  d.  ZeitschriR  für  die  Gesetzgebung  und  Heebtsw.  des  Auslands  seit  dem  Er- 
scheinen derselben. 
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Rechlswissenschafl  auch  auf  Gegner,  zu  welchen  unler  andern  D u p i n ge- 
hörte, konnte  aber  doch  nicht  aufgehalten  werden,  indem  bald  eine  frei- 
lieb  kleine  Zahl  jüngerer  höchst  tüchtiger  Talente  nach  deutscher  Art  und 
M'eise  und  mit  vertrauter  Bekanntschaft  der  juristischen  Litteratur  Iteulscb- 
lands  auf  der  neu  eröffnelen  Bahn  voranschritl  und  mit  dem  den  Fran- 
zosen eigenen  feinen  Geschmack  dem  geschichtlichen  Studium  des  Rechts 
mit  grossem  Eifer  und  Erfolg  oblag.  Wir  haben  vor  allen  auf  L er  mi- 
nier, Klimratb.  Giraud  und  Laboulaye  hinzuweisen,  deren  Na- 
men in  Deutschland  mit  Ruhm  genannt  werden.  Auf  die  Themis  folgte 
I8.T1  die  von  dem  deutschen  Advocaten  Koelix  in  Paris  + 1853  unter- 
nommene /let'iie  etrangHre  de  UgisUdim  ft  (T econnmie  polUique,  welche 
nach  dem  10.  Bande  1844  als  fifvue  de  droit  franruis  ft  rtrnnger  v.  Foelix, 
Duvergier  und  Valette  redigirt  lörlgeselzl  wurde  und  18)0  in  Folge 
des  Todes  des  Verlegers  mit  dem  9.  Hefte  dieses  Jahres  endigte.  Neben 
ihr  erhob  sich  1835  von  dem  polnischen  Rechtsgelchrten  Wolowski  re- 
digirt »lie  Beruf  de  legistation  et  de  Jurisprudence,  von  welcher  zuerst  jähr- 
lich 2 Bände  erschienen,  seil  1843  nahmen  mit  dem  11.  Bande  Troplong, 
Giraud,  Fauslin-Hdlie  und  Orlolan  und  v.  1845  an  auch  Labou- 
laye an  derRedaclion  Theil;  es  erscheinen  nun  jährlich  3 Bände,  so  dass 
die  Sammlung  am  Ende  des  Jahrs  1852  sich  auf  45  Bände  belief.  Dur<.‘b 
beide  Zeitschriften,  in  welche  auch  deutsche  Rechtsgelehrle  wie  z.  B.  Mil- 
t e rm  aier,  der  jüngere  Z a c li  a ri  ae,  der  Verf.  ii.  a.  Artickel  lieferten,  wurden 
Frankreichs  Juristen  mit  der  juristisclien  Literatur  Deutschlands,  wie  man 
zu  sagen  pflegt,  beständig  au  Courant  gehalten  und  die  krilisclie,  ge- 
schichllicbe  und  philosophische  Behandlung  der  Rechtswissenschaft  bedeu- 
tend gefördert. 

Auch  von  Genf  wie  besonders  von  Strassburg  aus  wurde  der  Einfluss 
der  deutschen  Rechtswissenschaft  in  Frankreich  gefördert,  hier  durch  Rau- 
ler,  Hepp,  Schfllzenberger,  Rau  und  Aubry  und  durch  die  jün- 
geren Gelehrten  Esch  hach  und  Chauffeur. 

Es  gab  übrigens  längere  Zeit  drei  Parteien  unler  den  juristischen  Schrift- 
stellern Frankreichs,  solche,  die  ganz  in  Verbindung  mit  deutschen  Gelehr- 
ten die  deutsche  Richtung  verfolgten,  wie  die  schon  genannten  Le  rm  in  ier, 
Klimratb,  Giraud,  Laboulaye,  Pellal  und  Wolowski,  und  ferner 
Valette,  Haulcville,  Bonjean,  Ginouljac,  der  aus  Holland  über- 
siedelte Königs  werter,  Esquirou  de  Parieu,  Alauzet,  Monlreuil 
der  Ausländer  Bergson,  die  schon  genannten  sämmtlichen  Professoren 
der  Rechte  in  Strassburg  und  in  Dijon  Belime  und  andere;  solche,  welche 
die  deqlsche  Rechlswissenschall  berücksichtigten,  wie  die  schon  genannten 
Bcrrial-  St.-  Prix  und  Pardessus,  ferner  Taillandier,  Troplong, 
Lehuörou,  Lafcrricrc,  Championiere,  Foucher,  de  Roziäre, 
und  verschiedene  andere  die  dem  Ruhm  und  der  Nationalität  Frankreichs 
nichts  vergehen  wollten;  an  der  Spitze  der  Letzten  stand  der  den  Lahou- 
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layc  heftig  anfeindende  Ledr u -Rollin  ‘).  Indessen  machte  die  ge- 
schichtliche Behnndlungsweise  des  Rechts,  welche  auch  sehr  kräftig  durch 
die  Academie  des  jHScriptions  und  die  unter  der  Regierung  Louis  Phi- 
lipps gestiftete  Academie  des  Sciences  morales  et  poliliqties  (unter  andern 
durch  das  Ausschreiben  rcchtsgeschichtliehcr  Preisaufgabcn ) gefördert 
wurde,  die  grössten  Fortschritte  und  kann  jetzt  als  die  herrschende  ange- 
sehen werden,  obwohl  viele  Comnientatoren  der  neuen  Gesetzbücher  I'rank- 
reichs  die  im  vierzehnten  und  fünfzehnten  Jahrhundert  übliche  Me- 
thode, freilich  mit  mehr  Geschmack  als  in  jenem  Zeitalter,  zu  befolgen  pfle- 
gen. Eine  grosse  wissenschaftliche  Regsamkeit  herrscht  gegenwärtig  in 
Toulouse  *). 

Der  Einfluss  der  deutschen  Rechtswissenschaft  auf  die  französische 
beurkundet  sich  auch  durch  Uebersetzungen  nahmhalter  Werke  deut- 
scher Rechtsgelehrten;  Guenuux  übersetzte  Savignys  Geschichte  des 
römischen  Rechts  im  Mittelalter  und  dessen  System  des  heutigen 
römischen  Rechts;  auch  die  Abhandlung  vom  Besitz  erschien  französisch, 
ferner  Mackeldeys  und  Marezoll's  Lehrbücher  der  Institutionen  (das 
letzte  durch  Pellat,  der  auch  Faicks  juristische  Encyclopiidie  französisch 
bearbeitete),  ferner  Walters  Lehrbuch  des  Kirchen-  und  sogar  Zachari- 
aes  Handbuch  des  französischen  Rechts.  Die  Rechtsphilosophie,  welche 
durch  die  abnormen  Richtungen  der  Socialisten  und  Conimunisten  sich  auf 
Irrwege  zu  verlieren  bedroht  war,  fand  in  Freunden  der  deutschen  Behand- 
lungswcise  dieser  Wisscnschalt  Männer,  die  sich  bemühten,  sie  wieder  auf 
solidere  Grundlagen  zuriiek  zu  führen.  Lerminier  bcIVeundel  mit  Gans 
wurde  (schon  1836)  Apostel  der  Hegel’schen  Rechtsphilosophie,  Be  time 
trat  als  Vertreter  derKanlisehen  auf,  und  Schützenberger’s  Rechts- 
und Staatsphilosophie  (von  184950)  zeigt  uns  einen  selbstständigen  Den- 
ker, der  mit  dem  gesammten  Entwicklungsgänge  des  Fachs  und  den  ge- 
sammten  politischen  Wissenschallen  auf  das  innigste  vertraut  ist.  *) 

Zu  den  juristischen  Notabilitäten  Frankreichs  in  der  Gegenwart  gehö- 


1)  Wir  rechnen  zu  dieser  Partei  noch  Dncaurroy  f 1840  als  Professor  der  tii- 
slilutionen  in  Paris,  Beugnot  und  zum  Theil  den  Historiker  Augnstin  Thierry. 

2)  Ein  Verein  von  Freunden  der  Reelitswisscnschalt,  an  deren  Spifre  Benneeh, 
Professor  d.  rhinisehcn  Rechts,  steht,  stiftete  1851  dort  eine  so  genannte  Aciidi!- 
mie  de  Idgistation , über  deren  Thütigkeit  N i t tcr  ni  a i e r Berieht  erstattet  hat 
iin  B.  25  der  Zeitschrilt  für  die  Gesetzgehnng  und  Reclitswissensehaft  des  Aus- 
landes von  1852.  S.  f02.  l>en  8.  Sept.  1850  wurde  in  Toulouse  das  Stand- 
bild von  Cujacius  in  Bronza  feierlich  inaiignrirt  (S.  Revue  von  185t  B.  I. 
S.  172.  worinnen  eine  neue  Bioiprapliie  desselben  von  Benneeh  sich  llndel). 

3)  Eine  ausführliche  kritische  Anzeige  von  Schfitzenbergers  Lot*  de  Vordre 
Mociot  (Strassb.  1850  2.  B.)  gab  der  Verf.  gegenwärtiger  Eneyclopadie  in  der 
ZeitschriR  fOr  die  Gesetzgebung  und  RW,  des  Auslands  CXXfll.  S.  157. 
CXXIV.  S.  236. 
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ren  die  Civilisten  Dalloz,  Duranton,  Demante,  Bugnet,  Boileux, 

Bravard,  Dcmolombe,  Mercadö,  Pont,  der  Processualist  Bonnier, 
die  Criminalislen  Lucas,  Hello,  dann  Daviel  in  Poatiers,  Chaveau 
und  Kaustin-Hdlie. 

12T.  VI.  Die  Berücksichtigung  der  deutschen  Kechtswissenschan  in 
Frankreich,  halle  eine  für  dieselbe  günstige  Kückwirkung  auf  Spanien  ' ),  des-  i 

sen  Uechtsgelehrte  theils  durch  die  französischen  Ueberselzungen  deutscher 
juristischer  Werke  theils  drirch  die  Artikel  der  Zeitschrillen  mit  der  Rechts- 
litteratur  bekannt  gemacht,  alsbald  dieser  unmittelbar  ihre  Aufmerksamkeit 
zu  wandten,  dann  aber  auch  in  einem  neuen  Geiste  das  spanische  Rechts- 
studium zu  behandeln  begannen.  Mehrere  verfassten  zusammen  einen 
Curso  completo  de  derecho  romano,  enthaltend  in  4 Bänden  die  äussere 
und  innere  Geschichte  des  römischen  Rechts,  dessen  Inhalt  nach  dem  Titel 
sie  entnahmen  aus  den  Schriften  Hugos,  Savignys,  Hatibolds,  Nie- 
buhrs,  Mackeldeys  und  des  Verfassers  gegenwärtigen  Werkes.  Als  Ver- 
fasser sind  genannt  Ruperto  Navarro  Zamorano,  Rafael  Joaquim 
de  Lara  und  Josa  Alvaro  de  Zafra*j.  Die  beiden  ersten  veranstal- 
teten auch  eine  spanische  Bearbeitung  von  Faicks  juristischer  Encyclopä- 
die  und  eine  Ueberselzung  von  Hugos  Hechtsgeschichte  nach  Jourdans 
französischer  *).  Zamorano  endlich  übersetzte  Ahrens  (französich  ge- 
schriebene) Rechtsphilosophie  ins  Spanische  *). 

Eine  selbstständige  juristische Encyclopädie  von  Carmelo  Miguel  er-  • 

schien  1&47  schon  in  der  zweiten  Ausgabe  *).  Neben  diesen  Werken 
wurden  1S46/4T  indessen  auch  eine  Uebersetzung  des  Institutionen  Com- 
mentars  von  Vinnius  mit  Heineccius  Zusätzen,  nebst  Vergleichungen  mit  dem 
Hechte  von  Catalonien  veranstaltet  •)  und  schon  1837  eine  Uebersetzung 


1)  MiUheilungvn  Ober  die  juristische  Litteratur  Spaniens  Anden  sich  in  der  Zeitschrift 
für  Gesetzgebung  und  R.  W.  des  Auslands  in  B.  XVI.  S.  33t.  XVII.  S.  465.  XIX. 
S.  18.  Ein  juristisches  Büchen-erieichniss  aus  Spanien  theiltc  neustens  v.  Mohl 
mit  in  ders.  Zeilschr.  XXV.  S.  296. 

2)  Siche  Et  Commercio  periodico  memual  de  /«  libreria  Eepannola  N.  5 v. 
May  1852.  No.  770. 

3)  Ebendas.  Nu.  793.  und  Laboulayc  in  Wolowski's  Revue  v.  1843.  Bd.  I. 
p.  1.  folg.  B.  II.  p.  286. 

4)  Ebcnd.  HcR  26  vom  Juni  1852  N.  942. 

5)  Ebend.  N.  951.  Eine  selbstständige  Geschichte  des  römischen  Rechts  schrieb 
1845  Antequera.  Ebcnd.  III.  495. 

6)  Ebend.  HeR  17  N.  276.  Der  Verfasser  des  Lehrbuchs  des  röm  Rechts  des  Prof. 
Raman  Ncncti  y de  Eixila  vom  Jahr  1638  steht  nach  H i n e I s Anzeige  des 
Werks  in  der  Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und  R.  W.  des  Auslands  6.  199.  J. 
1848.  S.  16.  folg  noch  ganz  auf  dem  Standpunkt  v.  Heineccius  undPothicr. 

Auch  von  der  Rechtsgeschichtc  v.  Heineccius  erschien  eine  siHinisclie  Geber- 
Setzung  1845.  Ebcnd.  Heft  I.  N.  48. 


Digitized  by  Google 


365 


von  Burlamnquis  Nnlurrechl  * ).  Auch  ist  eine  Uebersetzung  des  41. 
Capitels  v.  Gibbons  Geschiclile  des  Verfalls  und  Untergangs  des  römi- 
schen Reichs  von  Nicomcd.  Pastor  Diaz  zu  nennen  *),  ferner 
eine  Darstellung  von  Milterraaiers  Lehren  über  das  Criminalrecht 
(1851)  *). 

Die  neuen  Werke  über  die  Geschichte  des  spanischen  Rechts  von 
Sempere  1842  von  Ortes  de  Zarata  (1844)  und  Antequera  (v. 
1849)  sind  schon  oben  §§.  106  und  115  erwähnt  worden;  sie  und  die 
dort  nufgefOhrtc  Sammlung  der  Cödigos  Espannoles  enthnllcn  sprechende 
Beweise  von  dem  in  Spanien  herrschenden  Eifer  für  das  geschichtliche 
Rechtsstudium. 

Im  Jahre  18-14  begann  in  Madrid  unter  dem  Titel  El  derecho  revista 
iemanal  de  legislaHon,  jurisprudenxa  u.  s.  w.,  in  welchem  die  rechtswissen- 
schaftlichcn  Leistungen  des  Auslands  insbesondere  Deutschlands  gerecht 
gewürdigt  wurden  *). 

Ein  grosser  Bewunderer  der  deutschen  Rechtswissenschaft  ist  Prof. 
Alava  in  Sevilla,  der  1851  um  es  näher  kennen  zu  lernen,  Deutschlands 
Universitäten  l)creiste. 

VII.  Die  politische  und  juristische  Nivellirung  Italiens  durch  die  französi- 
sche Gesetzgebung  und  die  von  Napoleon  eingeführte  Studienordnung  musste 
eine  totale  Umgestaltung  Italiens  hervorrufen,  das  nun  keine  gelehrten  juristi- 
schen Forscher,  wie  cs  deren  noch  einige  von  seiner  Eroberung  hatte,  son- 
dern nur  Interpreten  der  fremden  Codes  bedurfte,  welchen  die  französischen, 
die  ja  von  selbst  dort  Autoritäten  sein  mussten,  als  Vorbilder  dienten. 
Nichts  blieb  von  dem  früheren  Studium  mehr  übrig,  als  das  des  römischen 
Rechts,  und  diess  war  auf  einen  zweijährigen  Cursus  der  Inslitiitioncn  be- 
schränkt. Der  Zustand  der  Rechtswissenschaft  Italiens  musste  sich  wie 
der  Frankreichs  und  Belgiens  gestalten,  für  eine  Verbindung  seiner  Juristen 
mit  den  Deutschen  bestand  kein  Bedürfniss.  Indessen  hörte  die  frühere 
wissenschaftliche  Beschäftigung  doch  nicht  ganz  auf;  die  philosophische 
Bchandlungsweise  des  Criminalrechts  dauerte  fort,  in  Carmignani  lebte 
ein  noch  vom  Geiste  Beccarias  beseelter  Criminalist. 


1)  Ebend.  Heft  VI.  N.  »49. 

2)  Ebend.  Heft  5.  N.  774.  Ein  anderes  Lehrbuch  d.  röm.  Rechts  in  2 Ausgaben 
1845  ebend.  II.  284,  desgl.  eine Uebersetzung  v.  Ortolan  geschichtlicher  Erklä- 
rung der  Institutionen  1847.  ebend.  II.  286. 

3)  Ebend.  Heft  5.  N.  794. 

4)  Eine  Inbaltsanzeige  der  ersten  Hefte  derselben  gibt  Mittermeicr  in  der  angef. 
Zeitschrift  Bd.  17.  S 466. 

5)  lieber  die  Geschichte  und  den  Zustand  der  Rechtswissenschaft  verdanken  wir 
Mitte rmaier  sehr  ins  einzelne  gehende  Mittheilungen  in  der  Zeitschrift  für 
Gesetzgeb.  und  Rechtswissenscliaft  des  Auslandes  B.  XII.  S.  124  B.  XIII.  S.  90 
XIV.  136.  398.  556.  XV.  137.  XVIII.  416. 
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Die  Restauration  des  Jahres  1815  musste  eine  Aenderunp  herbei  füh- 
ren. Doch  war  dieselbe  für  das  lombardo-venetianische  Königreich  einem 
Umscliwung  der  Wisscnschafl  nicht  günstig;  an  die  Stelle  der  französischen 
Gesetzgebung  trat  die  Oestreichische,  die  Universitäten  wurden  nach  dem 
Muster  der  übrigen  des  Reiches  organisirL  Die  Jurisprudenz  bedurfte  kei- 
ner höheren  wissenschaftlichen  Richtung,  zumal  nach  dem  österreichischen 
Studienplan  ■).  "'ic  noch  jetzt  das  römische  Recht  auch  in  Oestreich  fast 
bedeutungslos  ist. 

Indessen  wurden  indenStaats-  und  rech  tswis  sensch  aftlich  en 
Fa  c ul  tüten  nach  den  von  der  Regierung  vorgesehriebenen  Lehrbüchern 
Vorlesungen  gehalten  über  die  juristische  Encyclopädie  n.aeh  Zeilier,  das 
Naturrecht  nach  Martini,  das  Criminal-  Process-  und  Civilrecht  nach  den 
österreichischen  Gesetzbüchern,  über  das  Kirchenrechl  nach  Rechberger, 
Handelsrecht  nach  dem  noch  gellenden  Handelsgesetzbuch  v.  1804  über 
römisches  Recht  verbunden  mit  Naturrecht  nach  den  Lehrbüchern  von 
Heineccius,  Böhmer  oder  sogar  nach  Domat. 

Der  Zustand  der  Gesetzgebung  und  der  RechtswissenschaR  in  Toskana 
wird  uns  noch  im  Jahr  1829  von  einem  der  ersten  Juristen  Raliens  Capei 
als.  ein  gleichfalls  wenig  erfreulicher  geschildert,  der  der  Gesetzgebung, 
welche  einer  theilweisen  Restauration  unterlag,  war  höchst  incohärent;  nur 
die  Lehrer  des  Criminalrechts  Carmignnni  in  Pisa  und  Veri  in  Siena 
werden  von  ihm  als  Männer  grosse  n Verdienstes  geschildert.  Man  las  über  In- 
stitutionen und  nur  über  einzelne  ausgewählte  Titel  der  Pandekten,  des  Codex 
und  der  Novellen ; obgleich  das  römische  Recht  das  gemeine  des  Landes  ist*). 

An  den  römischen  Universitäten  Bologna  Peruggia  und  Rom  geschieht 
zwar  mehr  für  das  Studium  des  römischen  Hechts,  sogar  die  Institutionen 
des  Gajus  wurden  berücksichtigt,  allein  die  Behandlungsweise  war  un- 
historisch  und  unkritisch  *).  Besser  organisirt  erscheint  der  Hechlsunterricht 
in  der  alten  von  Kaiser  Friedrich  II.  1220  gestifteten  Universität  zu  Neapel; 

I ) Kille  Notiz  über  ciie.sc  Sludienordnung  findet  sieh  in  der  belgischen  Bihliotkt- 
i/iie  de  JarUcontnlte.  Bd.  I.  (v.  1825  26)  S.  337.  Eine  andere  von  S avi  gn  y 
in  der  Zeitschrift  für  geschichtliche  Rechtswissenschaft  (v.  1828)  Bd.  VI.  S.  201.  folg. 

2)  S.  dessen  sehr  Icscnswerthcn  Aufsatz  Ober  den  Zustand  der  Gesetzgebung  und 
der  Rechtswissenschaft  in  Tnskaiui  in  der  Zcilsshrift  für  Gesetzgeb.  und  RW-  d. 
Ausl.  Bd.  I.  S.  73 — 6S.  Aach  v,  Savigny  liat  a.  a.  U.  S.  206.  nichts  Erfreu- 
liches über  den  Hechlsunterricht  in  Tosk.ana  zu  berichten. 

Obgleich  schon  in  hohem  Alter  stehend  lieferte  Carmignani  noch  1828/29 
einen  Artikel  über  die  Strafgesetzgebung  des  Grossherz.  Leopold  in  Toskana 
in  die  erst  genannte  Zeitschrift  B.  I.  S.  345  nnd  1829/30  über  die  Schicksale 
der  Todesstrafen  in  Toskana  B.  II.  S.  385.  sowie  B.  V.  S.  403.  über  den  Zustand 
der  Strafprocessgeselzgebung  in  Italien. 

3)  Nach  der  Schilderung  v.  S a v ign y s a.  a.  0.  S.  20.  n.  211.  216.  Zu  der  ju- 
ristischen FaculUtt  gehörten  wie  in  Tnsltona  auch  die  Vorlesungen  Ober  griechi- 
sche und  lateinische  Sprache,  politische  Geschichte. 
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neben  den  Vorlesungen  über  die  neuen  Gesetzbücher  (das  des  Civilrechts 
ist  V.  Jahr  1820)  werden  auch  Vorlesungen  übet  Inslilulioiicn  und  Pan- 
dekten gehalten.  ') 

Dieser  nngünstigen  Verhältnisse  ungeachtet  hat  doch  Italien  noch  von 
der  Einwirkung  der  deutschen  Reehtswisscnschan  im  Lande  eine  Anzahl 
verdienstvoller,  juristischer  Schriftsteller  aufzuweisen,  unter  welchen  die 
Criminalislen  die  erste  Steile  einnahmen.  Ausser  Carmignani  haben 
sich  im  Auslande  noch  mehrere  andere  besonders  aber  Romagnosi, 
Nicol ini  und  Gioja  einen  Namen  gemacht,  so  wie  der  freilich  in  Genf 
und  Paris  französisch  schreibende  Rossi  ^).  Um  die  Rechtsgeschichte 
Raliens  erwarb  sich  Winspeare  schon  1811  Verdienste  ’). 

Jene  Einwirkung  trat  aber  allmählich  ein  und  muss  verschiedenen  Ur- 
sachen zugeschrieben  werden,  vor  allen  der  Entkräftigung  des  wissenschaft- 
lichen und  besonders  des  gcschichllichen  Sinnes  unserer  Zeit,  dem  Einfluss 
der  juristischen  Zeitschriften  Frankreichs,  den  Reisen  deutscher  Rechtsge- 
lehrten in  Italien  und  vor  allem  dem  grossen  Namen  Savignys,  dessen 
Geschichte  des  römischen  Rechts  im  Mittelalter  von  Capei  in  abge- 
kürzter Form  ins  Italienische  übersetzt  wurde  und  im  höchsten  Grade  das 
Interesse  der  italienischen  Geschichtsschreiber  und  Rechtsgelchrten  erregte. 
Er  bewirkte  die  Wiederaufnahme  der  geschichtlichen  Studien*)  über  das 
vaterländische  Recht.  Mehrere  der  Männer,  welche  sich  mit  demselben  be- 
fassten, traten  mit  so  gediegenen  Werken  hervor,  dass  sie  sogleich  als 
Gelehrte  höheren  Ranges  in  ganz  Europa  begrösst  wurden.  Diess  waren 
vor  allen  der  Gral  Sclopis,  Baudi  di  Vesm  e und  Cibrario  (1834 — 1840) 
mit  welchen  eine  grosse  Anzahl  anderer  wetteiferten,  wio  1836/43  Troya 
in  Neapel,  1841  Torti,  Capponi,  Hazonico  1813  in  Florenz  und  Bon- 
nini  m Pisa,  Bianchini  und  Gregorio  in  Pidermo  (1839—1842),  Fil- 
lipini  in  Rom,  1811  Morbio  in  Mailand,  Bartolini  in  Lucca  183L9, 
Trevisani  1844,  und  andere,  deren  Namen  nicht  alle  hier  genannt  wer- 
den können.  Sie  bearbeiten  die  Rechtsgeschichte  Italiens  in  allen  Perioden 
von  der  römischen  an  und  hellten  sowohl  die  des  ganzen  Landes  als  die 
der  einzelnen  Provinzen  und  Oertlichkeit  auf.  Auch  wurden  ungedruckte  Quel- 
len ja  sogar  Sammlungen  derselben  herausgegeben,  unter  welchen  die  vom 


1)  V.  Savigny  a.  a.  0.  S.  216.  folg. 

2)  Man  ri'rdankl  ausfalirliclic  Millheilungcn  Ulit-r  den  Zustand  und  den  Entwicklungs- 
gang der  Wis.'vcnscliaft  des  rriminalrochts  in  Italien  vor  allem  Mitterinaier 
in  der  Zeitschrill  für  Gesetzgeb.  und  R.  W.  des  Ausbnds  B.  V.  S.  114  und  493. 
B.  XV.  S.  277.  453.  B.  XXIV.  S.  284. 

3)  Durch  sein  Werk  degli  A6uti  feudati. 

4)  Mittermaicr  hat  über  den  Fortgang  dieser  Studien  sehr  ausführliche  Mitthei- 
lungcn  gemacht  in  d.  gen.  Zeitschrift  B.  VI.  S.  261.  353  IX.  348.  442.  XIV.  90. 
XV.  136.  XVIll.  417.  XIX.  144.  XXIV.  141. 
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Grafen  Sclupis  diri^irlen  auf  Kosten  der  piemonlesischen  Refrierunp  er- 
scheinenden Monumenta  hittoriae  patriae  die  berühmteste  sind.  Zugleich 
m.-ichlc  d.is  Studium  des  römischen  Rechts  bedeutende  Fortschritte,  mit  der 
rumischrechtlichen  Littcmtur  Deutschlands  wurde  Italien  besonders  durch 
Conticini  bekannt,  der  längere  Zeit  an  der  Universität  Heidell>crg  und 
der  von  Berlin  studirt  hatte.  Es  wurden  verschiedene  Lehrbücher  des 
römischen  Rechts,  der  Rechtsgeschichle  und  selbst  .Monographien,  wie  Sa- 
vignys  .Abhandlung  vom  Besitz,  ins  lualienischc  übersetzt,  doch  scheint 
sich  diess  Studium  nicht  an  allen  Universitäten  auf  die  gewünschte  Höhe 
erhoben  zu  haben  ').  Es  erschienen  auch  andere  Werke  über  die  Juris- 
prudenz als  Gcsammtwissenschafl,  z.  B.  1KI9  eine  juristische  Encyclopädie 
von  Albertini,  die  von  deutschen  Gelehrten  sehr  gerühmt  wird  *).  Mit 
ganz  besonderem  Eifer  wurde  das  Criminairccht  und  die  Rechtsphilosophie 
bearbeitet.  Die  berühmteren  Criminnlisten  aus  dem  ersten  Viertel  des 
Jahrhunderts  setzten  ihre  Thätigkeit  und  zwar  mit  Rücksicht  auf  die 
deutsche  strafrechtliche  Litteratur  fort,  wie  z.  B.  der  unermüdliche  Car- 
mignani,  Nicollini,  Abc  und  verschiedene  jüngere  Schriftsteller  ge- 
sellten sich  ihnen  bei,  unter  welchen  besonders  Giuliani  aus  Mailand 
(seit  1841),  Cortoli  in  Bologna  (1839),  Bonnani  in  Aquila  1839,  Zupe- 
tha  1834,  Armellini  1842,  und  Nanini  und  Ürozini  in  Neapel  ge- 
rühmt werden  *). 

Die  nnturrechtlichen  Studien  ♦ ) sowohl  von  Rechtsgelehrtcn  als  von 
Dhilosophen  auf  das  lebhafteste  betrieben,  nahmen  eine  kritische  Richtung, 
man  stritt  sich  über  diess  höchste  Rechtsprinzip,  über  Kants  und  Fich- 
tes  lA'hren,  über  die  Ansichten  Hugos  und  der  historischen  Schule  Deutsch- 
lands, Bentham's  u.  s.  w.  und  daraus  ging  eine  reiche  Literatur  hervor, 
wie  diess  in  Deutschlanrl  am  Ende  des  achtzehnten  und  am  Anfang  unse- 
res Jahrhunderts  der  Fall  war.  Unter  den  neusten  Naturrech'stheorien  er- 
regte die  K musische  in  Italien  besondere  Aufmerksamkeit  oder  viel- 
mehr deren  Darstellung  in  Ah  re  ns  französisch  geschriebenem  Lehrbuch. 
Als  die  bedeutendsten  rechtsphilosophischen  Schrillsteller  wurden  bekannt, 
Bardi,  Poli,  Dalluschek,  Manziiii,  Boncompagni,  Albini,  Ros- 
mini, Peyretti  Ambrosoli  Mamiani,  Tupurelli,  besonders  aber 


1)  S.  einen  Artikel  von  Zacliariac  von  Lingenihal  im  B.XVI.  der  gen.  Zischr. 
(v.  1S42)  S.  2t2. 

2)  S.  Mittcrniaier  in  d.  .vll.  Zciltchrifl  B.  XII.  S.  468  und  Boeder  in  B.  XXV. 
S.  60.  III.  d.  Note. 

3)  Ueber  ihre  Lcialungen  siehe  Mitlermaicr  a.  a.  0.  Bd.  XV.  313. 

4)  Mitlermaier  in  der  a.  Zeilschrin  B.  XIV.  S.  398.  Eine  sehr  lesenswerthe 
kritische  Darstellung  dieser  Studien  giebtRoeder  in  derselben  Zeitschrift.  B.XXV. 
(V.  1852  53)  S.  62  — 102  und  S.  229  — 259. 
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Tolomei.  *)  In  Neapel  wurde  auch  das  Staatsrecht  mit  grossem  Fleiss 
wissenscharilich  bearbeiteL  *) 

Auch  der  neuste  Zustand  der  Rechtswissenschaft  in  Italien,  obwohl 
ein  wenig  getrübt  durch  die  politischen  Stürme  der  Jahre  1847 — 50,  wird 
uns  als  ein  nicht  unbefHedigender  geschildert.  Die  rechtsgeschichtlichen 
Studien  werden  fortgesetzt,  verschiedene  Historiker  oder  Rechtsgelehrten 
traten  mit  neuen  auf  die  Rechtsgeschichte  Italiens  sich  beziehenden  Schrif- 
ten hervor,  wie  1847  Albini,  Lnfarina,  1851  aufs  neue  der  unermüd- 
Ifch  thätige  Graf  Sclopis  in  Turin,  und  1850  Ant.  Zobi  in  Florenz*). 
Die  Wissenschaft  des  Strafrechts  beschäftigt  fortwährend  eine  grosse  An- 
zahl theils  schon  früher  bekannter  theils  jüngerer  Schriftsteller,  deren  Ver- 
dienste 1852  von  Mittermaier  B.  XXIV  S.  284  in  der  Zeitschrift  für  Ge- 
setzgebung und  Rechtswissenschaft  des  Auslands  hervorgehoben  werden. 

Endlich  beweisen  den  befriedigenden  Zustand  der  Rechtswissenschaft 
Italiens  auch  zahlreiche  juristische  Zeitschriften,  unter  welchen  mehrere  nicht 
blos  der  Praxis,  sondern  wie  man  zu  sagen  pflegt  auch  der  Theorie  des  Rechts 
gewidmet  sind.  Vor  zehn  bis  zwölf  Jahren  war  die  Anzahl  dieser  Zeitschrif- 
ten bedeutender  als  jetzt.  Unter  den  gegen  1841  erscheinenden  hebt  Mit- 
termaier*) besonders  hervor  die  Amali  di  Jurisprudenza  von  Turin,  in 
Neapel  U Giurista  und  die  Annali  di  Legislazione,  in  Toskana  die  AnnaK 
di  Giurisprudenza  und  das  Giomale  Totkano. 

Gegenwärtig  sind  nach  ihm  von  Bedeutung  das  Giomale  per  la  Scienza 
poKtica  legale  von  Mailand,  die  Rmsta  itaKana  von  Turin  und  die  Temi 
(Themis)  von  Florenz  *). 

Auch  enthalten  die  allgemeinen  wissenschaftlichen  Zeitschriften  juri- 
stische Aufsätze. 

Der  Rechtsunterricht  wurde  in  manchen  Universitäten  Italiens  umge- 
staltet;  z.  B.  1810  in  Toskana,  wo  eine  neue  Studienordnung  eingelührt, 
und  nicht  blos  über  Institutionen  und  Pandecten  sondern  auch  über  Rechts- 
geschichtc  und  über  Rechtsphilosophie  Vorlesungen  gehalten  werden  ’). 

Ein  erfreuliches  Zeichen  des  wissenschaltlichcn  Fortschritts  Italiens 
ist  auch  die  Betheiligung  italienischer  Rcchtsgelehrten  an  der  deutschen 


1)  Ihre  von  Roeder  berückiichligten  Schriften  sind  meistens  aus  den  Jahren 
183*  bis  1849. 

2)  S.  über  dessen  Literatur  Mo  hl  in  derselb.  Zeitschrift  B.  XIII  S.  430  B.  XIV. 
S 53. 

3)  Es  schildert  denselben  Mittermaier  in  der  genannten  Zcitsehrin  B.  XXIII  S.  298, 
471  nnd  B.  XXIV  S.  248,  439. 

4)  Mittermaier  a.  a.  0.  S.  146  folg. 

5)  In  der  gen.  Zeitschrift  B.  XIV.  S.  16  folg. 

6)  Mittermaier  in  der  all.  Zeitschrift  B.  XXIII  S.  298  , 471. 

7)  Zeitschrift  für  G.  u.  R.-W.  d.  A.  B.  XIV  S.  147. 

24 
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ZeitschrifX  für  Gesetzgebung  und  Rcchtswissensclinft  des  Auslands  ')•  >vie 
von  GrnfSclopis,  Capei,  MoriinPisn,  Giovanelti,  Giuliani,  Run- 
cliiverlii,  Nicolini  und  des  schon  aulgcführten  Cnrmignani  u.  a. 

ri8.  VIII.  Wir  richten  unsere Rlickc  wieder  nach  der  Rechtswissenschalt 
des  Nordens.  Wie  Dänemark  durch  seine  Verbindung  mit  Schleswig  und 
Holstein  mit  Deutschland,  hängt  auch  die  deutsche  Rechtswissenschalt  mit  der 
dänischen  immer  zusammen,  und  da  die  allgemeine  Bildung  des  protestanti- 
schen lindes  dieselbe  wie  die  des  nördlichen  Deutschlands  ist,  so  musste 
eine  besUindige  Rückwirkung  der  deutschen  Literatur  als  der  nnirassenderen 
auf  die  dänische  stattlinden.  So  linden  w ir  nach  den  Zeugnissen  von  Män- 
nern, welchen  die  Zustände  der  dänischen  Rechlswissenschalt  genau  bekannt 
sind  * ),  dass  seit  dem  Kode  des  achtzehnten  Jahrhunderts  derselbe  Aufschwung 
der  Rechtswissenschaft  dort  statt  hatte,  wie  in  DeuLschland  und  zwar 
gleichfalls  wie  hier  in  der  doppelten  d.  h.  philosophischen  und  histnrischen 
Richtung.  Im  zweiten  Viertel  unseres  Jahrhunderts  wurde  die  Jurisprudenz 
eine  sehr  blühende  Wissenschaft  in  Dänemark,  so  dass  sowohl  das  dog- 
matisch-practische,  als  das  historische  Rechtsstudium  die  glänzendsten 
Fortschritte  machte.  Die  Namen  der  .Männer,  die  an  der  Spitze  des  einen 
und  des  andern  standen,  nämlich  ü erst edl ’),  Schlegel  und  Kolderup- 
Rosen  vinge,  geniessen  in  Deutschland  eines  wohl  begründeten  Rufes,  neben 
ihnen  haben  sichMndvig,  Algreen,  Ussing  und  Bang  als  Civilisten,  der 
erste  auch  als  Criminalist,  Hansen  und  .Scheel  als  Processualisten, 
Jacobsen  als  Rechlshistoriker  und  Larsen  als  Pnblicist  anerkannt  verdient 
gemacht.  Was  die  Rechtsphilosophie  belrilTt,  so  herrschten  die  Lehren  der 
kritischen  Schule;  1S34  wurde  das  Naturreeht  von  Gros  von  Fribertund 
1837  das  von  Rotteck  durch  Ny  ho  Im  ins  Dänische  übersetzt.  Kall 
gab  18Ö0  in  der  von  Peter sen  in  Kopenhagen  redigirten  Zeitschrift  eine 
Uebersicht  der  juristischen  Litleratur  von  1S39  bis  1840,  aus  welcher  wir 
Michelsen  einen  kurzen  belehrenden  Auszug  verdanken  ^). 

Von  den  Ausgaben  der  Üuellenwcrke  des  altdeutschen  Rechts  und 
den  rechlsgeschichtlichen  Leistungen  Rosen  vinges  ist  oben  (§.  111)  die 
Rede  gewesen.  Der  höchst  gelehrte  .Mann  war  bis  zu  seinem  Tode  un- 
ermüdlich thätig.  Seine  Rechtsencyclopädie  v.  J.  1849  ist  im  Geiste  der 


1)  S.  die  Binde  III.  52.  VI.  3.5g  X.  113.  XV.  22.  40.  274.  421.  XVI.  304.  466. 
XX.  83. 

2)  Flick  in  den  Kieler  Beilrigrn  II.  .XIV  und  Michellen  in  der  ZeilsclirifI 
für  Gesetzgebung  und  Kcchtsgrschicblc  des  Auslands  B.  I,  S.  476  t.  1826  und 
B.  XI  V.  J.  1842  S.  198  — 201,  vor  allen  i’iiilscn  in  der  Tühniger  krilisehen 
Zeitschrift  B.  V.  v.  1829  S.  103. 

3)  Er  gab  seit  1792  juristische  Zeitschriften  heiaus,  die  sicli  über  100  Binde  b<diefen. 
Kolderup-Itosenvingc's  juridische  Encyclopädic  S.  77  in  d.  Note. 

4)  In  der  genannten  Zeitschrift  a.  a.  0. 
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neueren  deulsnhen,  der  geschichllichen  Schule  geschrieben  und  zeigt,  wie 
lief  gehend  und  nllsejlig  des  V'erfussers  Auffassung  der  Rechtswissenschaft 
war.  Die  in  Dciilscliland  noch  immer  nicht  genugsam  beachtete  juris- 
tische Literatur  Dänemarks  blieb  seil  1829  durchaus  nicht  still  stehen, 
wie  theils  viel  ausgezeichnete  Werke,  Iheils  juristische  Zeitschriften  beweisen. 

Was  den  Zustand  der  Rechtswissenschafl  in  Schweden  belriffl,  so 
wird  derselbe  von  Männern,  welche  um  dieselbe  bedeutende  Verdienste 
erwarben,  v.  Schlyler  und  Co  Hin,  als  der  beklagenswertheste  geschil- 
dert * ) und  namentlich  bemerkt,  dass  das  römische  Recht  im  Laude  fast 
gänzlich  unbekannt  ist.  Dass  derselbe  seitdem  sich  gehoben  hat,  ist  schon 
aus  der  von  uns  oben  (§.  1 1 1 ) gegebenen  Mittheilung  über  die  Quellenwerke 
und  Geschichte  des  altschwedischen  Rechts  zu  entnehmen;  ausser  den 
vorhin  genannten  Männern,  haben  noch  Bring,  Holmbergsen,  der  Ge- 
schichtsforscher Geijer,  und  Schrevelius  sich  einen  Namen  gemacht. 
Ihre  Leistungen  beweisen,  dass  dieselben  mit  den  Fortschritten  der 
Rechtswissenschafl  Deutschlands  vertraut  sind. 

IX.  Der  ganze  Rcchtszustand  Englands  und  die  Art  und  Weise,  wie 
das  Rechtssludium  dort  betrieben  wird,  macht  es  begreiflich,  dass  die 
deutsche  Rechtswissenschaft  auf  die  englische  nur  einen  geringen  Einfluss 
haben  konnte.  Für  die  englischen  Rechtsgelchrten  ist  nur  die  praktische 
Jurisprudenz  von  Werth  *),  und  wird  bei  den  Advokaten,  wie  die  Kennl- 
niss  eines  Gewerbs  bei  einem  .Meister,  erlernt.  Einige  allgemeine  Kennt- 
nisse des  römischen  Rechts  sind  allerdings  nöihig  und  werden  durch  Bü- 
cher und  Anleitung  der  Praktiker  erworben,  aber  ein  tiefer  eingehendes 
Studium  desselben  gilt  für  überflüssig. 

Anders  ist  es  in  Schottland ; an  seinen  Universitäten  befinden  sich  nicht 
blos  nominelle  Lehrstühle  des  römischen  Rechts*),  sondern  auch  die  in  Deutsch- 
land übliche  Behandlung  desselben  ist  in  der  neusten  Zeit  durchgedrungen. 
Dass  es  in  Schottland  Gelehrte  gibt,  welche  mit  dem  Stande  der  deut- 
schen Rechtswissenschaft  vollkommen  vertraut  sind,  zeigen  u.  a.  zwei  mit 


1)  ln  Mitlheilungrn  derselben  in  der  Zeilsclirin  für  Gesetzgebung  und  R.  W.  des 
Auslands  B.  I.  S.  423 — 434  und  Paulscn  in  der  Tübinger  kril.  ZeilscbriA 
B.  V.  S.  147. 

2)  Es  wurden  jialoeh  Lehrslüble  des  Rectits  an  der  liniversilül,  am  Kings-CoUege  in 
London  erricblet.  An  der  ersten  niachlen  sieh  Aiuas  und  Austin  als  Lelirer 
und  SehrifLsteller  einen  Namen.  Man  hat  neuslcns  1846  Vorschläge  zur  Ver- 
besserung di's  Rechlsiinlerrichls  gemacht.  Miticrmaicr  in  derselben  Zeit- 
schrift B.  XX.  S.  130. 

3)  Auch  in  O.xford  besteht  ein  solctics;  doch  weiden  die  Vorlesungcii  (ibi'r  römi- 
sches Recht  wenig  besucht 

Mittcrmaier  in  der  Zeitschrift  B.  XX.  S.  134  und  die  Tbciiiis  v.  Paris 
t VI.  p.  204. 
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^össler  Erudition  geschriebene  Bücher,  nämlich  David  Irvings,  zu 
seinen  Lebzeiten  Vorsteliers  der  Advnkatenbibliothek  in  Edinburg,  Ubser- 
vation,  später  An  interducHon  on  the  Sludy  of  the  civil  Latv,  dessen  erste 
Ausgabe  1815  und  die  zweite  1818,  die  drille  1H2:1,  die  vierte  Ausg.abe 
IKIT  erscliien,  und  John  Keddie’s  Historical  Sotires  of  the  Homan  law 
and  of  the  recent  progres  of  the  Study  in  Germania,  Edinb.  182G.  Hugo  *) 
hat  auf  beide  Schrillen  und  zwar  aiif  die  ersle  dreiiiinl  nufmcrksnni  ge- 
luncht, und  dadurch  den  Verfasser  der  crslen  Sclirift,  die  ursprünglich  nur 
2 Bogen  stark  war,  so  begeistert,  dass  sie  in  der  vierten  2K2  Seilen  beträgt 
und  fast  eine  vollständige  Uebersiebt  der  Liferärgeschichle  des  römischen 
Rechts  seit  dem  sechzehnten  Jahrhundert  eniliält,  diireli  welclie  wir  aueli 
Kenutniss  von  den  Fortschritten  dieses  Studiums  in  Orossbrilnnien  erhal- 
len. Die  vier  Ausgaben  der  Schrill  beweisen,  dass  sie  nicht  ohne  Ein- 
fluss blieb.  Red  die  hatte  in  Güttingen  Vorlesungen  gehört  und  promovirt.  *) 
Mit  beiden  stand  C h.  P.  Coup  er  in  London,  dessen  französische  Briefe, 
über  den  Gerichtshof  des  Kanzlers  wir  in  §.  109  anzuführen  Gelegenheit 
hatten,  in  Verbindung.  Der  lange  Zeit  als  Sekretär  der  Reccordcomis- 
sion  grossartig  thätige  Mann  lM*weisl  in  seinen  Schrillen  gleichfalls  eine 
genaue  Bekanntschall  mit  der  gegenwärtigen  jiiristi.schen  Literatur  Deutsch- 
lands, kennt  Thibaut’s,  Savigny’s,  Eichhorn’s  und  andere  Schriften 
und  trat  den  Codiflkalionsfreunden  Engl.ands  im  Jahre  1K2T  auf  eine  ähn- 
liche Weise,  wie  181.5  Savigny  Thibaul  entgegen  *). 

Plunkclt  Burke  schrieb  182T  eine  Geschichte  des  röniisehcn 
Rechts,  in  welcher  Hugo  beriicksiehligt  isl.  *)  Eine  jüngere  Generation 
von  Rcchlsgelehrlen  ist  gleichfalls  den  Korlschrillen  der  deutschen  Rechts- 
wissenschaft mit  Aufmerksamkeit  gefolgt;  1829  hat  Calhkarl  den  I.  Band 
von  Savigny's  Geschichte  des  römischen  Rechts  ini  Miltclallcr  ins  Eng- 
lische übersetzt.  l)ie  juristischen  Zeilschrilten  The  Jurist,  wovon  zwischen 
1827  und  1828  nur  10  Hefte  erschienen,  seil  1828  das  von  Ha  y ward 
redigirle  noch  bestehende  Law  Magazine,  wovon  jährlicli  4 Hefte  erschei- 
nen, und  das  Law  Heriew  seil  1811  liefern  davon  Beweise,  so  wie  die. 
freilich  kaum  nennenswerlhe.  Theilnaliuie  einiger  englischen  Rechlsgclehrten 
an  der  Heidelberger  Zeilschrill  für  Gesetzgebung  und  Rechlswissenschafl 
des  Auslands  (wir  nennen  z.  B.  J.  Miller  in  London,  ferner  Hayward 


1)  In  der  G5II.  gel.  Anz.  S.  dessen  Boclierseliaii  II.  318,  125,  ,552  u.  686 

2)  Seine  Inaugaraldisserlatinn : de  Edictit  Paetomm  Specimen  ! von  1825  zeigt 
von  gründlieher  (leli  hrsamkeii. 

3)  Siehe  über  ilm  Zaeliariae  in  der  ZeilsehrifI  für  Gesetzgebung  und  Recblswis- 
sensebafl  des  Auslands  B,  II.  S.  133.  ii.  d.  Verf.  Anzeige  von  Meyers  Buch 
de  ln  Codißrntiun  en  fedndml  et  de  relle  eT Angletrrre  en  pnrtieulier 
ebend.  III.  231. 

4)  Jrving,  An  Iniroduclion  S.  196  — 197.  Eine  2.  Ausgabe  derselben  von  1830 
isl  aiigefrihrl  in  dersellwn  ZeilsehrifI  B.  III.  S 487. 
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dascibsl)').  desgleichen  die  englischen  Milurheiler  an  FoelLc,  Revue  elran- 
gere  de  legislation  wie  Hayward,  Slallord,  Lavey,  Uowling,  Dr. 
Uacli  in  Lundun  und  Bannistcr  in  Paris.  Die  von  Jahr  zu  Jahr  stei- 
gende Aurnierksamkeil,  welche  die  deutschen  Rechtsgelehrten  dem  engli- 
schen Rechte  widmen,  wird  nicht  xerfchlen,  die  deutsche  und  englische 
Rechtswissenschafl  noch  inniger,  als  es  früher  der  Full  war,  mit  einander 
zu  befreunden. 

Vorherrschender  Charakter  der  deutschen  R ec htsqu eilen 
seit  dem  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts. 

128.  Der  vorherrschende  Charakter  der  Rechtsquellen  des  gegenwär- 
tigen Jahrhunderts  ist  der  der  Gesetzgebung  im  eigentlichen  Sinne  des 
Worts.  Für  die  Ilaiiptzweige  der  Rcchlswissenschall  besieht  sie  in  der 
Codilikation  aller  zu  ihnen  gehörenden  Bestimmungen,  sie  mögen  als 
Gewohnheits-  oder  Juristenrecht  oder  als  specielle  gesetzlichen  Vor- 
schriften entstanden,  oder  erst  neu  einzuführende  Satzungen  sein;  für 
die  übrigen  in  einzelnen  meistens  umfassenden  Gesetzen  und  Verord- 
nungen. Durum  sind  die  Hauptquellen  des  Privatrechts  Civil-,  des  Straf- 
rechts Straf-  und  Strafprozessgesetzbücher,  für  das  gerichtliche  Ver- 
fahren Ci vilprozessgesetzbücher  oder  Prozessordnungen,  für 
das  StaatsrechlStaatsgrundgeselze,  auch  Verfassungsurkunden  {CJutr- 
tes)  genannt,  für  die  Verwaltung  die  Organisalionsedikte  u.  dgl.,  end- 
lich lür  völkerrechtliche  oder  ihnen  gleichkuininende  Verhältnisse : Staats- 
verträge, Vereinb.arungcn , Abkommen,  Conemdate  u.  dgl.  Das  Gewohn- 
heitsrecht ist  durch  diesen  Entwicklungsgang  in  den  Hintergrund  gedrängt 
worden  und  hat  in  den  Ländern  mit  Gesetzbüchern  nur  nocti  eine  geringe 
fast  immer  lokale  Geltung;  das  eigentliche  Juristenrecht  besteht  in  den 
bleibend  werdenden  Ergebnissen  der  Interpretation  und  der  Anwendung 
der  Gesetze;  doch  ist  für  dasselbe  stets  ein  Bedürfniss  vorhanden,  weil 
jedes  neue  gesetzliche  Recht  zu  streitigen  Fragen  Veranlassung  gibt,  die 
auf  eine,  feste  Weise  entschieden  werden  müssen,  wenn  nicht  das  geltende 
Recht  in  einen  Zustand  der  Ungewissheit  gerathen  soll. 

Die  Codiükationssitle  des  Zeitalters  ging  aus  den  schon  in  der  Mitte 
des  vorigen  Jahrhunderts  verbreiteten  Ansichten  hervor:  dass  die  Staatsge- 
walt als  die  zum  Herrschen  bestimmte  V'crnunft  der  Gesammtheit  und  als  das 
Gemeinorgan  Aller  die  Macht  sei,  von  dem  alles  Hecht  ausgehen  — die  also 
dasselbe  machen  müsse;  die  Einzelnen  haben  ihm  nur  zu  gehorchen;  eine 
.\nsicbt,  die  besonders  in  grösseren  Staaten  und  von  Ihatkrälligen  Regen- 
ten getheilt,  auch  desshalb  zur  Geltung  kam,  weil  das  Bedürfniss  der 
Einheit  stark  gefühlt  wurde  und  das  Streben , den  Organismus  des  gan- 


1)  S.  vun  ihm  einen  Artikel  über  den  Advokalenstand  in  England  B.  V.  S.  00. 
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zen  öflenllichen  Lebens  fest  und  genau  zu  bestimmen,  nllgomein  war. 
■4uch  strebten  gerade  die  ausgezeichnetsten  Landesherrn  nacli  dem  Ruhm, 
als  grosse  Gesetzgeber  sieli  in  der  Weltgesdiiciite  zu  verewigen,  ein  Ruhm, 
um  welclicn  mancher  die  Gesetzgeber  des  Altcrthums  l)eneidete,  deren 
Getue  allein  man  Jahrhunderte  lang  die  in  der  Weltgeschichte  so  hoch 
gerühmten  Gesetzgebungen  zuzuschreiben  gewohnt  war.  Schon  Lud- 
wig XIV.  war  zur  Abfassung  seiner  Ordonnances,  Civile,  Criminelle,  de  Com- 
merce und  des  Code  noir  u.  a.  durch  solche  Motive  mit  bestimmt  worden. 
Diese  Geistesrichtung  wurde  noch  durch  den  vorherrschenden  Charakter 
der  juristischen  Studien  des  achtzehnten  Jahrhunderts  begünstigt;  man  hielt 
das  Natur-  als  Vernunftreeht  für  das  allein  wahre  und  ursprüngliche,  durch 
die  Barbarei  der  Vergangenheit  aber  verunstaltete  Recht  und  glaubte,  in 
Folge  der  Fortschritte  der  Bhilosophie  (in  Deutschland  vor  allem  der 
Wolflschen)  zur  wahren  Einsicht  seiner  Grundsätze  gelangt  zu  sein,  und 
bemühte  sich,  durch  neue  Gesetze  die  Errungenschaften  der  Weisheit  auf 
ewige  Zeiten  zu  befestigen.  Endlich  trug  auch  noch  eine  andere  aus  der 
neueren  höheren  Bildung  hervorgegangene  Zeitrichtung  zu  dieser  Codifl- 
kationssitle  bei,  nämlich  die  Vorliebe  für  das  Allgemeine,  für  das  Abstrakte, 
wodurch  man  auf  eine  viel  einfachere  und  leichtere  Weise  die  Schwierig- 
keiten der  Rechtspflege  zu  heben  hoffle.  Man  glaubte,  einige  wenige  aber 
allgemein  so  viele  Fälle  wie  möglich  umfassende  Regeln  würden  es  dem 
Richter,  vorkommende  Rechtsstreite  zu  entscheiden,  leichter  machen,  als  die 
ihm  bisher  obliegende  Berücksichtigung  der  grossen  Masse  von  Gesetzen, 
die  noch  üherdiess  grö.ssten  Theils  in  einer  fremden,  dem  Volke  unverständ- 
lichen Sprache  abgefasst  seien,  und  dass  schon  deshalb  das  Richteramt  be- 
quemer werden  müsste,  weil  das  Volk  die  neue,  kurze  und  in  der 
Volkssprache  abgefasste  Gesetzgebung  verstehen  und  in  der  Behandlung 
seiner  Angelegenheiten  mit  Leichtigkeit  befolgen  würde. 

Die  Codification  war  daher  ein  Lieblingsgcdanke  des  Zeitalters,  zu 
dessen  Ausfülirung  man  schon  in  der  Milte  des  vorigen  Jalirhunderts  zu 
gleicher  Zeit  in  drei  deutschen  Ländern  Anstalten  machte,  in  Preussen,  in 
Bayern  und  in  Oesterreich  unter  Maria  Theresia. 

In  Frankreich  war  nach  dem  alles  zertrümmernden  Stumt  der  Revolu- 
tion die  Abfassung  von  Gesetzbüchern  ein  unabweisliches  Bedürfniss.  Con- 
stitutionen waren  ja  dasselbst  sclion  Irüher  in  schneller  Aufeinanderfolge 
gemacht  worden. 

Die  neueren  Gesetzgeber  gingen  meistens  von  der  philosophischen 
Grundanschauung  aus:  dass  das  Naturrecht  praktisch  werden  solle,  und  so 
ist  die  Philosophie  eine  Hauptquelle,  aus  der  sic  schöpfen  zu  müssen 
glaubten.  Allein  so  bald  es  zur  .Ausfülirung  kam,  trat  ihnen  die  Macht 
der  Geschichte  entgegen,  und  obgleich  man  von  der  geschichtlichen  .An- 
sicht unseres  Jahrhunderts  über  die  wahren  Grundlagen  des  Rechts  noch 
keine  Ahnung  hatte,  so  ward  man  doch,  ohne  es  zu  wissen,  von  dersel- 
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ben  seleitel;  man  unlernahm  es  nicht,  das  wirklich  bestehende  leben- 
dige Recht  zu  vernichten  und  ein  anderes  etwa  a priori  erdachtes  an 
seine  Stelle  zu  setzen,  sondern  musste  sich  darauf  beschränken,  es  in 
eine  andere  Form  zu  giessen,  oder  anders  zu  ordnen,  einen  neuen  Ab- 
druck ihm  zu  verleihen  und  nur  einzelne  für  Verbesserungen  gehaltene 
Aendeningcn  mit  ihm  vorzunehmen.  Auf  diese  Weise  war  das  in  den  Ge- 
setzbüchern enthaltene  Recht  immer  noch  das  aus  römischen,  canonischen 
und  germanischen  yuellcn  stammende,  mit  einem  Zusatz  einzelner  ratio- 
neller oder  philosophischer  Rechtsidecn,  welche  das  Jahrhundert  zu  Tag 
gefördert  hatte.  Dabei  ward  mehr  oder  weniger  Sorge  für  das  Techni- 
sche getragen,  in  wie  weit  die  juristische  Rildung  der  Zeit  dasselbe  be- 
griffen hatte,  d.  h.  auch  mit  einem  Festhalten  an  irrigen  Ansichten,  die 
bei  dem  damals  noch  so  wenig  vorgerückten  Stand  der  Rcchtswissenschalt 
und  bei  der  Unkunde  der  wahren  Technik  des  römischen  Rechts  unver- 
meidlich waren.  Daher  die  technische  Unvollkommenheil  der  Gesetzbücher, 
die  besonders  im  östreichischen  unverkennbar  ist'). 

Die  allgemeinen  Gesetzbücher  seit  der  Mitte  des  achtzehn- 
ten Jahrhunderts. 

129.  Der  Zeit  der  Sanction  nach  sind: 

I.  Die  ßayerisc  heu  *)  von  dem  Rechtsgelehrten  von  Kreilt- 
m a y r verfassten  Gesetzbücher  die  ältesten , nämlich  ein  Codex  Maximi- 
lianeus  Bavarims  Criminalis  von  1751,  v\n  Codex  judiciurius  von  1753  und 
ein  Codex  civilis  von  1756.  Sie  sind  noch  keino  vollständige  Codification 
des  bayerischen  Rechts  im  eigentlichen  Sinne,  sondern  hallen  gewisser- 
massen  die  Milte  zwischen  einer  solchen  und  den  Landrechten  des  sech- 
zehnten und  sicbenzehnten  Jahrhunderts.  Es  sollte  z.  B.  das  Civilgeselz- 
buch  nach  dem  l’romulgalionspatcnl,  „darin  aber  nicht  viel  neues  enthalten, 
^sondern  nur  das  ältere  sowohl  gemeine,  als  das  statutarische  Hecht,  wie 
solches  in  den  Kurlanden  bisher  meistens  gangbar  gewesen , aus  seiner 
fast  unübersehbaren  W'eitschichtigkeit  und  höchst  beschwerlichen  Unord- 
nung in  solche  Gestalt  und  Enge  gebracht  werden,  dass  es  auch  jeder, 
welcher  .selbes  entweder  von  Amts  - oder  eigener  .Angelegenheiten  wegen 
zu  wissen  bedarf,  dessen  leichter  begreifen,  beliaften  und  befolgen  könne.“ 

Die  Form  der  Rcdaclion  ist  die  eines  Lehi buchs  mit  Begriffljestim- 
inungen  und  Erläuterungen  derselben ; die  s.  g.  richtigen  Ansichten  über 


t)  Die««  i«l  auf  da«  tVherzeugcnd«lp  dargethan  von  Savignjr  in  «einem  Buche: 
vom  Beruf  unserer  Zeit  für  Geseligcbung  und  Rcchtswissenschart  8.  09  folg. 

S)  Eichhorn  a.  a.  0.  $.618.  (iengler,  Ouellengeschichic  und  S,Tslem  des  im 
KSnigrcich  Bayern  mit  Ausschluss  der  Pfalz  gellenden  Privalreclits.  Erlangen 
1646.  $.7,8. 
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zweifelliaflc  Fragen  (d.  h.  die  Kreiltniny r's)  wurden  mit  gesetzlicher 
Sanction  bekleidet  Nene  organische  Bestininuingcn  enthielt  es  nicht,  ja 
nicht  einmal  eine  Revision  der  Grundsätze  des  gemeinen  Hechts.  So  kann 
es  noch  als  ein  Regulativ  der  Anwendung  derselben  angesehen  werden, 
jedoch  als  ein  genaueres  und  fester  bestimmtes,  als  die  Landrechte  der  frü- 
heren Juhrhunderle  es  waren.  Auch  besteht  neben  demselben  das  gemeine 
Recht  als  subsidiäres  fort  Der  Civilcodex  zerfällt  nach  dem  Vorbild  der 
Institutionen  Justinians  in  1 Bücher;  von  Personen,  Sachen,  dem  Erb- 
recht, den  Verbindlichkeiten  und  Vorträgen. 

II.  Der  Grundgedanke  einer  neuen  allgemeinen  Gesetzgebung  liir  die 
prcussischen  Staaten  wurde  von  Friedrich  II.  schon  1746  ausgesprochen, 
aber  erst  1794  vollzogen.  Die  Vorarbeiten  begannen  174S;  ihr  erstes  Er- 
gebniss  ist  das  vom  Kanzler  von  Cocceji  verfasste  „Projcct  des  Corporis 
Juris  Fridericiaiii“  als  eines  in  der  Vernunit  und  der  Landesverfassung 
gegründeten  Landreclits  (17**;»,),  welches  aber  nur  das  Personenrecht  und 
die  dinglichen  Rechte  behandelt.  Die  Abschnitte  über  die  Ehe  und  über 
Vormundschallssuchen  erhielten  Gesetzeskraft,  alles  andere  blieb  auf  sich 
beruhen. 

Aber  auch  eine  neue  Processordnung  sollte  gemacht  werden;  sie  er- 
schien 1746  zuerst  als  Entwurf  eines  Processrechts  für  Pommern,  dann 
1748  für  Brandenburg  und  wurde,  obwohl  nicht  mit  Gesetzeskraft  ausge- 
stallel,  doch  befolgt.  Sie  sollte  revidirt  werden.  Aber  1775  arbeitete  der 
Minister  von  Carmer  einen  neuen  Entwurf  aus,  der  1791  als  Process- 
ordnung für  das  Königreich  s.anclionirt  wurde. 

Im  Jahr  1780  befahl  eine  Cabinelsordrc,  den  Plan  eines  Gesetzbuches 
wieder  aufzunehmen;  diess  geschah,  doch  kam  man  auf  Cocceji's  Ent- 
wurf nicht  zuriiek,  sondern  begann  ein  neues  Werk,  welches  unter  Sua- 
rez  Leitung  abgefassl  17848  als  allgemeines  Gesetzbuch  verölTenllichl, 
ja  1791  sogar  sanclionirt  wurde,  und  den  1.  Juni  1792  in  Kraft  treten 
sollte.  Doch  geschah  diess  nicht,  sondern  es  wurde  einer  neuen  Revi- 
sion unlerworlen  und  endlich  den  1.  Juni  1794  als  allgemeines  Land- 
recht lür  die  preussischen  Staaten  sanclionirt.  Dies  Landrecht  ist 


1)  Eichhorn  i.  a.  Ü.  v.  Savigny:  Vom  Beruf  unacrer  Zeit  für  GcHtzgebong 

und  RechlawiascnKhaft  S.  81  folg.  Blume,  Encyclopadie  1,  S.  538.  F.L&her, 
daa  System  dea  Preuaaiaehen  Landreehta  in  deutschreehtlicher  und  philosophischer 
Begründung.  Paderborn  1852. 

Frühere  geschkhllichc  Aufschlüsse  über  die  Abfassung  des  preussischen  Land- 
rechls  theilen  mit  Simon  in  einem  Bericht  über  die  scienliftache  Redaction  der 
Materialien  der  preusa.  Gesetzgebung  inMathia'  juristischer  Monatsschrift  B.  XI. 
Heft  3.  Euler,  geschichtliche  Einleitung  in  das  Studium  dea  allgem.  preusa. 
Landreehta  in  v.  Kaniptz  Jahrbochern  für  die  preuaaiache  Gesetzgebung  Bd.32 
S.  1. 
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nicht  blos  Civilgeselzlnicli,  sondern  enthält  auch  das  Straf-,  Ja  Bestim- 
mungen des  Verwallungs-  und  des  PolizcireclUs.  Neben  ihm  bestehen 
aber  noch  s,  g.  ergänzende  Gesetze,  als  eine  Deposilenordmmg  vom  15. 
Sept.  und  eine  Ilypothekenordnung  vom  20.  Decbr.  ITKJ;  zu  den  in  Theil  II. 
Titel  20  enthaltenen  slrafreelillichen  Theilen  desselben  kam  1805  eine  Crimi- 
nalordnung  hinzu.  Das  gemeine  Kcclit  verlor  seine  Geltung  ganz,  in  dem 
das  Landrecht  an  seine  Stelle  trat.  Die  Provincialrechle  sollten  aber  fort- 
bestehen  • ) , jedoch  einer  Revision  unterworfen  werden ; aber  nur  Ost- 
preussen  erhielt  1801;2  ein  revidirtes  Provincialrcchl,  in  den  übrigen  Pro- 
vinzen kamen  manche  ausser  Gebrauch;  andere  wurden  durch  Privalge- 
lehrte,  indessen  später,  besonders  zwischen  1827  und  1839  bearbeitet*). 
Das  preussisshe  Landrecht  ist  nicht  der  urspriinglichen  AulTassung  des  Ge- 
setzgebers gemäss  ausgefiihrt  worden.  Friedrich  II.  hatte  Cocceji  belobt, 
dass  er  bei  dem  Werke  das  Recht  der  Natur  dem  römischen  Rechte  vor- 
ziehe und  auf  den  Titel  des  Codex  Fridericianus  war  gesetzt,  dass  die 
Subtilitüten  des  römischen  Rechts  wcggclassen  und  die  Generalprincipien. 
welche  in  der  Vernunft  gegründet  sind,  im  Fntwürf  festgesetzt  seien.  Auch 
der  Auftrag  von  1781  besagt;  „dass  nur  das  Wesentliche  mit  Naturgesetzen 
und  der  heutigen  Verfassung  übereinstimmende  abstrahirt,  das  Unnütze, 
weggelassen,  und  die  Landesgesetze  am  gehörigen  Ort  eingeschaltet  wer- 
den sollten.“ 

Allein  das  Werk  wurde  eine  sehr  umfassende,  in  allen  Rechtslehreii 
sehr  in's  Einzelne  gehende  Gesetzgebung,  in  welcher  das  Bestehende  (d.  h. 
das  römische  und  wie  weit  es  Geltung  halte,  das  germanische  Recht)  in 
neuer  Form  hervortritt  und  wesentliche  Neuerungen  nach  philosophischen 
Principien  demnach  nicht  beabsichtigt  sind.  Dabei  konnte  es  nicht  aus- 
bleiben,  dass  die  Ansichten  der  damaligen  juristischen  Doctrin  in  dem  Werke 
gesetzliche  Geltung  erhielten,  welche  die  Fortschritte  der  Wissenschaft  seit 
dem  als  irrig  nachgewiesen  haben.  Doch  ist  das  Landrecht  nach  dem  Ur- 
theile  der  strengsten  Kritiker  unserer  Zeit  ein  gelungenes  Werk  seiner 
Art  zu  nennen , und , wenn  es  auch  in  technischer  Beziehung  manches  zu 
wünschen  übrig  lässt,  weniger  unvollkommen,  als  die  übrigen  Gesetzbücher 
der  Periode  vonl794 — 1812  *). 

III.  Der  Zeitfolgc  nach  ist  das  französische  Civilgesetzbuch  '*)  das 


1)  Es  war  ja  bestimmt , blos  als  subsidiäres  Recht  an  die  Stelle  des  römischen, 
gemeinen  Sachsen-  u.  anderer  fremden  subsiditren  Rechte  zu  treten. 

2)  S.  von  Kamptz:  Die  Provincial • und  statutarischen  Rechte  der  preussischen 
Monarchie  1826/7.  3 Bde, 

3)  Diess  sind  die  Urtheile  v.  Savignys  und  Eichhorns  a.  d.  a.  Oo. 

4)  Lmftrriere , Hist,  det  principe*,  de*  in*titutien*  et  de»  lei*  pendent  te 
revel.  franeaiee  etc.  Peri*  1850.  B*ckbeek,  Ceitr*  d'intreduction  gdndrate 
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dritte  seil  den  bayerischen  Codices.  Die  politische  Lape  Deutschlands  im 
Anfanpe  unseres  Jahrhunderts  hat  die  Folge  gehabt,  dass  dasselbe  das 
Gesctit  auch  eines  Theiles  desselben  wurde.  Die  gewaltsame  Zerslöning 
des  allen  Königreichs  Frankreich  durch  die  Devolution  von  1789  machte 
die  Abfassung  von  Gesetzbüchern  zu  einer  unabweislichen  Nothwendigkeit. 
Die  gänzliche  .\ulhcbung  des  Lehensysiems,  das  I’rincip  der  Gleichheit 
aller  vor  dem  Gesetze  und  die  Umgestaltung  der  kirchlichen  Verhältnisse 
hatten  die  Grundlage  der  alten  Dechtsordnimg  vernichtet,  und  die  philoso- 
phischen Dechlsideen  des  achtzehnten  Jahrhunderts  beherrschten  die  An- 
sichten der  Zeit.  Die  ersten  Umwälzungen  giengen  im  Vcrfassungsrechle 
vor,  auf  die  erste  Constitution  v.  J.  1791  folgte  eine  neue,  freilich  nur 
vorübergehende,  Strafgesetzgebung  (1791 — %).  dann  die  republicanische  * 
Consliliilion  vom  Jahr  1793.  Der  Zustand  des  Privatrechts  war  lange  der 
üngewisseste.  Und  so  trat  schon  1793  ein  gründlich  gebildeter  Rechlsge- 
lehrler  (Cambacerösj  mit  einem  1‘rnjrt  de  Code  Ciril  vor  den  Nalional- 
convent,  der  aber  bei  dieser  radicalsten  aller  Versammlungen  keine  Auf- 
nahme fand,  jedoch  die  Wirkung  hatte,  dass  eine  Commission  zur  Redaclion 
eines  Civilgesetzbuchcs  niedergesetzt  wurde.  Allein  die  politische  Lage 
der  Republik  war  der  Ausführung  legislativer  Pläne  dieser  Art  nicht  gün- 
stig. Und  so  war  cs  dem  Genie  des  mächtigsten  und  entschlossensten 
Mannes  des  Jahrhunderts,  in  dessen  Hände  der  Staat  gefallen  war,  Vor- 
behalten, mit  andern  die  Gründung  einer  festen  Staatsordnung  bezwecken- 
den Plänen  auch  den  der  Codiflcirung  des  Rechts  auf  einer  in  den  Ver- 
hältnissen selbst  liegenden  Basis  auszufiihren.  Mit  der  Napoleon  eignen 
Energie  und  Schnelligkeit  ward  der  Gedanke  der  Abfassung  eines  Civilge- 
setzbuches  gefasst  und  vollzogen.  Den  24  Thermidor  des  Jahres  VllI  der 
Republik  (d.  12.  Aug.  1800)  wurde  eine  Commission  von  vier  sehr  tüchti- 
gen Rechtsgelchrien,  unter  welchen  man  das  glänzende  Talent  von  Porta lis 
findet,  ernannt;  in  4 Monaten  hatte  sie  einen  Entwurf  vollendet,  der  den 
Gerichten,  dem  Staatsrath  und  dem  Tribunat  zur  Prüfung  vorgelegl,  dann 
Titel  für  Titel  von  der  gesetzgebenden  Versammlung  disculirt  und , sobald 
einer  angenommen  war,  als  Gesetz  promulgirt  wurde. 

pie  im  Jahr  X (Ende  von  1801)  begonnene  Beralhung  und  Adoption  der 
einzelnen  Titel  gieng  rasch  von  Stallen  und  w.ard,  zu  einem  Gesetzbuchc  v er- 
bunden, den  31.  März  1804  als  Code  Civil  des  Francais  verkündet.  Nach 
der  Errichtung  des  Kaiserreichs  erhielt  derselbe  nach  einer  sonst  nur  auf 
die  Redaction  bezüglichen  Revision  den  Namen  des  Code  Napoleon. 
Durch  den  siebenten  Artikel  desselben  wurden  alle  alleren  Rechlsquellen 


A Cetude  de  droit.  Paris  1848.  p.  273  folg.  Schaeffner,  Geschichte 
der  Rechlsverfassung  Frankreich»  B.  IV.  Frnkfrl.  1850  bef.  8.  281  folj."  v.  Sa- 
vigny  V.  Beruf  un.serer  Zeit  8.  54  folg. 
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ausser  Krafl  peselzl,  so  dass  das  ganze  französische  I'rivairccht  fortan 
nur  aus  dessen  2281  Artikeln  geschö[)IX  werden  durfte. 

In  einer  höchst  klaren  Spraclie  abgefasst  und  den  Zeitideen 
entsprechend,  inachle  das  neue  Gesetzbuch  den  Eindruck  einer  ganz 
neuen  Rechtsschöpfung,  welche  von  den  Zeitgenossen  bewundert,  von 
seinen  Auslegern  sogar  vorherrschend  als  solche  behandelt  und  daher  nur 
selten  mit  dem  nöthigcn  historischen  Sinne  aufgefasst  wurde.  Und  dennoch 
ist  sie  nur  auf  diesem  Wege  zu  begreifen  Denn  der  Code  Civil  beruht 
fast  ganz  mif  einer  historischen  Grundlage. 

Das  in  demselben  sanctionirte  Recht  (grösstenlheils  nach  Pot  hier) 
ist  theils  römisches  theils  germanisches  ' ),  welches  letzte  theils  in  den  Cou- 
tiimcs  als  parlicularcs  theils  als  droit  commun  de  la  France  vor  der  Revo- 
lution galt,  theils  besieht  es  aus  Rechtsansichlen,  die  sich  im  Verlaufe  des 
achtzehnten  Jahrhunderts  ausgcbildet  halten  (§.  116),  aus  der  Verschmel- 
zung dieser  Elemente  gieng  die  neue  Gesetzgebung  hervor,  welche  die  aus 
diesen  Quellen  fliessenden  Rechtsnormen  den  Bedürfnissen  des  jetzigen 
Rechlslebens  gemäss  modificirle  und  ihnen  die  Fassung  gab,  welche  dem 
Gesetzgeber  am  geeignetsten  schien.  Was  das  technische  Element  des  Code 
Civil  belrifn,  so  ist  es  in  manchen  Beziehungen  allerdings  mangelhaft  z.  B. 
in  den  Lehren  von  den  Nichtigkeiten  und  von  den  Obligationen  im  Gegen- 
satz zu  den  dinglichen  Rechten;  allein  die  Rcdaclion  des  Ganzen  ist  doch 
so  gehalten,  dass  durch  die  Wissenschaft  ein  grosser  Thcil  dieser  Mängel 
gehoben  werden  kann. 

Auf  den  Code  Civil  folgte  1806  der  auf  die  Ordonnance  Civile  v.  1667  sich 
stützende  Code  de  Procedure  civile  und  der  grösstenlheils  aus  der  Ordonnance 
du  Comnterce  von  1681  entnommene  Code  de  Commerce,  welche  beide  dem- 
nach eine  feste  geschichtliche  Grundlage  haben;  -dann  1808  der  Code 
(f  Instruction  criminelte  und  endlich  1810  der  nach  den  politischen  .^Xnsichlen 
Napoleons  und  seiner  Neigung  ausgearbeilete,  in  seinen  Bestimmungen  so 
strenge  Code  penal. 

Die  ganze  napoleonische  Gesetzgebung  galt  von  Anfang  an  in  den  dem 
französischen  Reiche  einverleibten  deutschen  Ländern,  wurde  in  den  später 
aber  nur  vorübergehend  mit  ihm  vereinigten  sogleich  bei  ihrer  Einverlei- 
bung eingeführt,  desgleichen  während  seiner  kurzen  Dauer  in  dem  ephe- 
meren Königreich  Wesiphalen. 

In  verschiedenen  Ländern  des  Rheinbunds  wurden  .Anstalten  zur  F,in- 
führung  des  Code  Civil  jedoch  mit  verschiedenen  Modillcalionen  getroffen, 
wie  im  Königreiche  Bayern,  in  den  Grosshcrzoglhümem  Hessen  und  Baden ; 
doch  wurde  er  nur  in  dem  letzten,  mit  einigen  hundert,  freilich  in  einem 


1)  Die  germanischen  Elemente  des  Code  Civil  hat  sehr  gut  nachgewiesen  Zupft  in 
Reyschers  und  Wildas  Zeitschrift  für  deiilscties  Recht  B.  V S.  110  und  in 
seiner  deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte  B.  11  $.  198 — 202. 


Digitized  by  Google 


380 


von  dem  dieser  Gesetzgebung  oft  sehr  verschiedenen  Geiste  redigirten  Zu- 
satzarlikcln  1809  als  badisches  Landrecht  sanclionirt. 

IV.  Der  Code  Civil  ist  auch  nicht  ohne  LinHuss  auf  die  Redaction 
des  1811  |iroinulgirten  allgcnicinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  die  ge- 
sammten  deutschen  Lrblünder  der  üstrciehisclien  Monorchie  gewesen,  indem 
dieses  Gesetzbuch  nicht  nach  dem  Vorbild  des  preussiseheii  Landrechts 
blos  als  subsidiäres  Recht  mit  ins  Einzelne  gehenden  Bestimmungen,  unter 
welchen  die  alten  Parlicularrechte  der  Provinzen  fortbestehen  sollten,  re- 
digirt  und  sanctionirt  wurde,  sondern  als  ein  mit  ausschliesslicher  Geltung 
versehenes  Gesetzbuch,  welches  in  L>Ü2  sehr  allgemein  gehaltenen  Ar- 
tikeln das  ganze  Pri\atrccht  regulirt. 

Der  Gedanke  der  Abfassung  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  die 
östreichischen  Erbstaaten  war  1T53  \on  der  Kaiserin  Maria  Theresia  ge- 
fasst, jedoch  nur  langsam  ausgeführt  worden.  Die  1TÖ8  ernannte  Com- 
mission gab  1768  einen  von  Azzuni  ausgeurbeiteten  Entwurf  eines  sol- 
chen Werks  in  8 Eolimiten  heraus,  der  aber  von  der  Kaiserin  verworfen 
wurde.  Von  einem  zweiten  erschien  1786  nur  ein  fast  ganz  aus  dem 
römischen  Rechte  entnommener  allgemeiner  Theil,  welchen  Kaiser  Joseph  II. 
befolgt  wissen  wollte,  dann  1791  — 1796  ein  von  dem  Naturrechtslehrer 
Martini  den  früheren  Vorarbeiten  gemäss  bearbeiteter  Entwurf  des  Ganzen, 
der  dann  nach  verschiedener  Revision,  endlich  von  einem  zweiten  Natur- 
rechtslehrer v.  Zciller  seine  letzte  Redaction  und  1811  Gesetzeskraft  er- 
hielt. Unter  dem  Einfluss  der  rechtsphilosophischen  Ansichten  dieses 
Mannes  vollendet,  trägt  er  das  Gepräge  eines  Lehrbuchs  des  Naturrechts 
nach  Wölfischer  und  Kantischer  Gnmdanschauung,  welcher  gemäss  der 
historische  StolT  die  Form  erhielt,  wodurch  sich  das  östreichische  Gesetz- 
buch sowohl  vom  preussischen  Landrecht,  als  vom  Code  Civil  unter- 
scheidet. 

In  Ocstreich  wurde  aber  nicht  blos  das  Civilrecht  codificirt,  sondern 
auch  alle  andern  Zweige  desselben  unterlagen  legislativen  Reformen.  Im 
Jahr  1769  wurde  eine  neue  Criminalordnung  unter  dem  Titel  der  Comlitutin 
Criminalis  Theresiana  erlassen,  in  welcher  die  Tortur  zwar  gemildert  aber 
dennoch  beibehalten  und  durch  schaudererregende  Abbildung  der  Folter- 
instnimente  und  ihrer  Anwendung  beleuchtet  wurde.  Kaiser  Joseph  II. 
erliess  1781  eine  neue  Gerichtsordnung,  1784  ein  neues  Strafgesetz  und 
1787  eine  neue  .Strofprocessordnung,  an  deren  Stelle  aber  1803  ein 
neues  Gesetzbuch  über  Verbrechen  und  schwere  Polizeivergehen  trat,  das 
1835  noch  eine  Ergänzung  durch  ein  Gesetz  über  Gelällsübertrctungen 
erhielt;  eine  Constitution  wurde  dem  Kaiserreich  nicht  zu  Theil.  Der  so 
festgestcllte  Rechtszustand  Oestreichs  besUmd  ungetriibt  fort  bis  zuiii 
Jahr  1848. 

In  allen  Landen),  deren  Rechte  durch  die  Coditiuation  auf  die  beschrie- 
bene Weise  umgestaltet  wurde,  bildete  sich  eine  eigene  von  Jalir  zu  Jahr 
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sich  vermehrende  juristische  Literatur  aus,  um  welche  sich  eine  nicht 
geringe  Anzahl  von  Rechtsgelehrten  verdient  machte.  Zuerst  war  die 
prnctisehe  Behandlung  der  neuen  Gesetzgclningen,  meistens  mit  einer  ra- 
tionellen Beleuchtung  ihrer  Bestimmungen  verbunden,  vorherrschend,  in  den 
letzten  [zwanzig  Jahren  erblühte  aber  auch  deren  historisches  Studium. 
In  Preussen  haben  sieh  als  Commentatoren  des  I^mdreehls  Merkel  1804 
und  1812,  Biclitz  1823—1828,  Bornemann  1835 — 1838,  Witte  u.  A. 
einen  Namen  gemacht,  in  Frankreich  vor  allem  Male vi Ile  t,  Merlin  t. 
Toullicr  t,  Chabot  t.  Proudhon  f,  Delvincourt  +,  Duranton, 
Troplong,  Pardessus,  Duvergier,  Boileux,  Bugnet,  Valette 
nnd  der  Deutsche  Zachariac,  ncuslens  Mcrcadö  und  Demolombe; 
für  die  Geschichte  des  französischen  Rechts  Klimrath,  Laferriere, 
Giraud,  Laboulaye,  Beugnot,  Guörard;  in  Oestreich  v.  Zeiller 
1R11_1813,  Scheid  lein  1814  und  1819,  Pratobevera  1816  — 1821, 
Nippel  1830—1839,  Winiwarter  1831 — 18-11,  in  Bayern  Kreittmayr 
1768,  Weishaupt  1711  — 1713,  Krüll  1807,  um  das  geschichlliche 
Studium  desselben  1835  Mussinan,  1846  Gengier,  1836  v.Freyberg. 
ln  allen  Ländern  erschienen  der  wissenschaftlichen  Förderung  des  vater- 
ländischen Rechts  gewidmete  Zeitschriften. 

In  Preussen  sind  besonders  auszuzcichnen ; die  Zeitschritt  von  Klein 
1784  — 1808,  Pnalzow  1801  — 1804,  Mathis  und  Hess  1805—1812, 
v.  Kampiz  seil  1813,  Simon  und  Strampff,  Gan.s,  Ulrich,  Sommer 
n.  A.  In  Oestreich  begann  1825  Wagner  eine  Zeitschritt  für  östreichische 
Rechtsgelehrsamkeit  (in  welcher  Deutschland  als  Ausland  behandelt  wird), 
1837  setzten  sic  Doll iner  und  Kudicr  fort  bis  1845,  seit  1850  erscheint 
von  Haimerl  in  Prag  redigirt  ein  Magazin  für  die  Rechts-  und  Slaals- 
wissenschaft. 

In  Frankreich  sind  zu  nennen  die  Zeilscliriften  von  Sirey,  Dalloz 
u.  A.,  die  juristische  Zeitungen:  la  Gazette  des  Trihunaux  und  /<?  Droit. 

In  Bayern  gaben  solche  Zeitschriften  heraus  1811 — 1818  v.  Aretin, 
1818  — 1820  Gönner  und  Schmidtlein,  1830 — 1839  v.  Zu-Rhein, 
seit  1836  und  neustens  Seuffert, 

Die  Rechts  quellen.  Deutschlands  seit  der  Auflösung  des 
deutschen  Reichs. 

130.  Nach  der  Atiflösung  des  Reichs  zerfiel  Deutschland  in  drei 
Ländergnippen,  die  deutschen  Erbl.inde  des  östreichischen  nun  nicht  mehr 
deutschen  Kaiserthunis,  die  die  prcussische,  Monarchie  bildenden  Staaten 
und  die  Staaten  des  Rheinbundes.  Von  ihrer  Rcchlscntwicklung  war  zum 
Theil  schon  in  dem  vorhergehenden  Paragraphen  die  Rede.  Die  bestän- 
digen Kriege  Napoleons  hinderten  den  naturgemässen  Fortschritt,  doch  er- 
hielt Preussen  1808  eine  die  Selbstständigkeit  der  Stadtgemeinden  fest- 
stcllendc  Städteordnung,  und  Oestreich  seine  schon  aufgeführten  Gesetz- 
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bücher.  Die  soiiveriinen  Landesherm  der  Staaten  des  Rheinbundes  er- 
liessen  in  Kol^e  der  neuerlnngten  Maclitvollkoniinenheit  ConstiUitioncn  und 
Organisationsedicle,  sowie  Verordnungen  aller  Art,  durch  welche  ein  fester 
die  Einheit  ihrer  Länder  sichernder  Staatsorganismus  gegrfindet  werden 
sollte.  Manche  Neuerungen  z.  B.  des  Civilrechts  blieben  nur  Entwürfe. 

Mit  der  Befreiung  des  Vaterlands  von  der  fremden  Herrschaft  be- 
gann ein  neuer  Kechtszustand,  der  seitdem  während  eines  fast  ununter- 
brochenen mm  38  Jahre  währenden  Friedens  sich  befestigen  und 
organisch  entwickeln  konnte.  Die  erste  Frage  nach  dem  Siege  war  die 
der  künftigen  politischen  Gestattung  des  gemeinsamen  Vaterlandes,  welche, 
weil  die  Wiederherstellung  des  deutschen  Reiches  unmöglich  war  und  die 
Gründung  eines  Bundesstaates  auf  für  unüberwindlich  gehaltene  Schwierig- 
keiten stiess,  die  eines  dem  letzten  sich  nähernden  Staatenbundes 
wurde.  Es  sollte  nur  noch  eine  völkerrechtliche  Einheit  Deutschlands 
bestehen,  deren  Grundlagen  die  deutsche  Bundesacte  von  8/10.  Juni  1815 
ward. 

Es  handelte  sich  nun  davon,  die  Bundes  - und  die  inneren  staatlichen 
Verhältnisse,  sowie  die  ganze  Rechtsordnung,  in  wie  weit  sie  einer  Rcforiii 
bedurfte,  auf  eine  die  Freiheit  und  das  Wohl  des  deutschen  Volkes,  das 
seinen  Fürsten  in  den  Jahren  der  Kämpfe  mit  Napoleon  so  viel  Ergeben- 
heit bewiesen  hatte , sichernde  und  fördernde  Weise  zu  reguliren.  Diess 
geschah  theils  durch  Verträge  oder  Vereinbarungen,  theils  durch 
Staatsgrund-  und  andere  Gesetze  und  Verordnungen,  theils  durch 
Gesetzbücher.  Auf  diese  Weise  erhielt  Deutschland  für  alle  Zweige 
ein  ausdrücklich  festgesetztes  Recht. 

A.  Durch  Vereinbarungen  wurde  feslgestellt ; 

a)  Die  Organisation  des  deutschen  Bundes  vor  allem  dtirch  die  s.  g. 
Wiener  Schlussacte  vom  1,5.  Mai  18Z0. 

Die  auf  die  Handelsfreiheit  bezüglichen  Verhältnisse  durch  den  deut- 
schen Zollverein  und  zuletzt  durch  Handelsverträge;  verschiedene  nach- 
barliche Verhältnisse,  das  gemeinsame  Militärwesen,  die  Auslieferung 
der  Verbrecher  u.  s.  w.,  das  Münz-,  das  Post-  und  Telegraphenwesen, 
('udlich  eine  den  2G.  November  1818  sogar  als  Reichsgesetz  publicirte 
Wechselordnung. 

b)  Zum  grossen  Theil  die  kirchlichen  Verliältnissc,  namentlich  die  der 
katholischen  Kirche  durch  Concordate,  wie  in  Bayern  1817,  oder  durch 
Vereinbarungen  mit  dem  päbstlichen  Stuhle,  wie  1821  in  Preussen,  1824  in 
Hannover  und  1821  und  1827  in  den  zur  oberrheinischen  Kirchenprovinz 
gehörenden  Ländern,  so  wie  einige  gemeinsame  Einrichtungen  der  protestan- 
ti.schen  Confessionen. 

,B.  Durch  Einzelgesctzc  oder  Verordnungen  wurden  festgestellt : 

a)  Die  Verfassungen  und  insbesondere  die  durch  den  13.  Artikel  der 
Bundesacte  zugesicherte  ständische  Vertretung. 
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b)  Dos  pesammle  Verwallunssrechl. 

c)  Die  für  nöthig  erachtelen  Reformen  des  Prival-  und  theilweise  des 
Process  rechts. 

C.  Durch  Geselzl)üeher  das  Stralreclit  und  das  Strafverfahren,  so 
wie  in  manchen  Ländern  das  CivilprocessrechL  Manche  NeueruiiKen  l)lie- 
ben  nur  Entwürfe,  andere  kamen  nur  nacli  wiederholten  Versuchen  zu 
Stande. 

In  allen  diesen  RechtS(|uellcn  Deutschlands  ist  die  allgemeine  euro- 
päische Humanitätsbildung  und  der  Geist  des  neunzehnten  Jahrhunderts 
ausgeprägt;  Aehtung  der  Menschheit  in  allen  Klassen  der  Bevölkerung, 
Sicherung  der  bürgerlichen  Freiheit  und  aller  sowohl  materiellen  als  geisti- 
gen Interessen  des  Gemeinlebens,  Schutz  der  Moralität  und  der  Religion 
und  einer  so  zweckmässig  wie  möglich  gegliederten  Staatsordnung  sind 
die  ihnen  zu  Grunde  liegenden  leitenden  Ideen.  Auch  ein  gewisses  Maass 
politischer  Freiheit  wird  dem  Volke  ertheilt  und  die  Revomumdung  des- 
selben durch  angestammte  Herrscher  hat  sein  Wohl  zum  Zwecke.  Wenn 
in  beiden  letzten  Beziehungen  den  Forderungen  weiter  vorgerückter  .An- 
sichten selten  entsprochen  wird,  so  ist  der  Grund  hievon  thcils  in  den 
geschichtlichen  Gestaltungen  des  europäischen  Rechts-  und  Staatslebens 
zu  suchen,  theils  in  der  Gefiihrdung  der  höchsten  Interessen  selbst,  wel- 
che wenigstens  nach  den  Voraussetzungen  der  I,citcr  der  Staaten  durch 
eine  den  gegenwärtigen  Culturstufen  nicht  adäquate  Ausdehnung  der  po- 
litischen Freiheit  herbeigeführt  werden  könnte. 

Doch  finden  sich  in  den  organischen  Einrichtungen  der  Staaten  die 
Keime  des  Fortschrittes,  der  aber  von  jeher  nur  durch  einen  nicht  gewalt- 
samen natürlichen  Entwicklungsgang  und  auf  den  Weg  friedlicher  Reformen 
erreicht  werden  kann. 

Wenn  in  formeller  und  technischer  Beziehung  die  deutsche  Gesetz- 
gebung der  Gegenwart  manches  zu  wünschen  übrig  lässt,  so  ist  sie  doch 
in  dieser  Beziehung  unverkennbar  befriedigender,  als  sie  am  Ende  des 
vorigen  Jahrhunderts,  ja  selbst  noch  nach  Deutschlands  Befreiung  im  Jahr 
1815  es  war,  und  man  hat  von  der  ungestörten  W’cilerentfaltung  der 
Wissenschaft  eine  schon  durch  den  Fortschritt  der  deutschen  Sprache 
gesicherte  Vervollkommnung  und  V'erfeinerung  derselben  zu  erwarten  *)• 

130.  I.  Verfassungsurkunden*)  mit  landständischer  Vertretung 

1)  In  iinuictun  deuUehen  SUuli  ii  luchto  man  die  llcchUgewisslicil  durch  ofricii'll 
vcranstallele  Öesetz-  und  Slalulcusamniluu({en  zu  sichern,  wie  in  Anhalt,  Allen- 
hiirg,  Mecklenburg,  Frankfurt,  Homburg  u,  A 

2)  Siclio  II.  A.  ZachariaCf  deiitschos  Stanls*  und  Bundesrecht,  2.  Aufl.  1853,  Bd.I 
S.  234  ir.  Die  Yrrfnssung^urkunden  vor  d.  J.  1848  sind  gedruckt  bei  G.  W.  Hugo, 
die  (iruadgrseUe  und  Verrassungen  neuerer  Zeit.  Carlsruhc  1836.  Pulilz,  die 
curopaischon  Vorfassungsurkunden.  2.  Auflage.  Leipzig  1833  und  fortgesetzt 
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meistens  nach  dem  Zweikammersysteme  erhielten  1815  das  Grossherzog- 
thum Luxemburg,  als  Provinz  des  Königreichs  der  Niederlande,  den 
24.  August.  (Umgestaltungen  derselben  fanden  statt  1841.)  — 1816  das 
Grossherzogthum  Weimar  den  15.  Mai;  sie  wurde  revidirt  den  15.  Oktober 
1850.  — 1818  a)  das  Grossherzogthum  Hildburgshausen  den  19.  März ; und 
eine  gemeinsame  mit  Meiningen  nach  der  Vereinigung  mit  Meiningen, 
den  23.  August  1829.  b)  Das  Königreich  Bayern  den  26.  Mai;  sie  wurde 
später  durch  einzelne  Gesetze  theils  ergänzt,  theils  modiflcirt,  besonders 
seit  1818.  e)  Das  Grossherzogthum  Baden  den  23.  August.  — 1819  das 
Königreich  Württemberg  den  25.  September  in  Folge  einer  Vereinbarung 
mit  den  Ständen.  Die  seit  1848  beabsichtigten  Umgestaltungen  der  Verf. 
kamen  nicht  zu  Stande.  — 1820  das  Grossherzogthum  Hessen  den  17.  De- 
ceinbcr.  Einige  .Aenderungen  fanden  1818  stall.  — 1821  das  Her- 
zoglhum  Sachsen  - Coburg  den  8.  .August.  — 1824  das  Herzoglhum 
Sachsen-Meiningen,  verändert  nach  der  Vereinigung  mit  Hildburghausen 
1K29.  — 1831  a)  Kurhessen  den  5.  Januar,  aufgehoben  und  durch  eine  andere 
ersetzt  im  .April  1852.  b)  Das  Herzoglhum  Sachsen-Altenburg  den  29.  April. 
Aendeningen  iralene  in  1818 — 1819.  c)  Das  Königreich  Sachsen  den  4.Seplbr. 
Die  1848  gemachten  Veränderungen  wurden  vom  Könige  1850  wieder  auf- 
gehoben. — 1832  das  Herzoglhum  Braunschweig-Wolfcnbüllel,  in  der  neuen 
Landschaltsordnung  vom  12.  Oktober;  sie-  ward  Iheilweise  abgeänderl  1848 
und  1851.  — 1833  a)  das  Königreich  Hannover  den  26.  Seplbr.,  durch  eine 
neue  ersetzt  den  6.  .August  1840,  welche  1848  einige  Aonderungen  erlitt. 

b) Das  Fürstenlhum  Hohenzollem-Sigmaringen  den  11.  Juli.  — 1846,8  entstand 
die  Verfas.sungsurkunde  für  Lübeck ; 1848das  Slnalsgnmdgeselz  fürdas  Herzog- 
lhum Anhalt-Dessau  vom  29.  Oklbr.,  modiücirl  1850—51.  — 1819  a)  ein  Slaals- 
grundgeselz  vom  18.  Febr.  für  Oldenburg  revidirt.  1852.  b)  Ein  Slaatsgrund- 
gesclz  nebst  Wahlgesetz  für  die  Fürstcnlhümer  Waldek  und  Pyrmont  vom 
23.  Mai.  Es  wurde  den  15.  März  1853  durch  eine  landesherrliche  Ver- 
ordnung aufgehoben  und  die  Verfassung  von  1836  wieder  hergeslellt. 

c)  Verfassung  des  Freistaats  Hamburg  vom  11.  Juli  nebst  Wahlgesetz; 
sic  ist  aber  noch  nicht  ausgeführL  d)  Stnatsgrundgesetz  für  das  Königreich 
Dänemark,  das  sich  über  Schleswig,  Holstein  und  andere  mit  Dänemark 
vereinigte  Länder  erstreckt,  vom  5.  Juni  ').  e)  Staatsgnindgeselz 


von  Bülau  1847;  dann  in  Rauchi  Archiv  fflr  die  neuste  Gesetzgebung 

der  dentsehen  Bundesstaaten  18*18  und  1850.  2.  Bd.  8.  und  in  dessen  parlamcn- 
tarisebem  Taschenbuch.  Erlangen  1848 — 1832.  7.  Bändchen.  12  *.  Das  Archiv 
enthält  auch  die  wichtigsten  auf  die  Verfassungen  der  deutschen  Bundesstaaten 
beiOgliclien  sonstigen  Gesetze. 

1)  Ein  Staalsgrundges<‘tz  for  die  vereinigten  Herzogthümer  Schleswig- Holstein  ver- 
fasst V.  der  provisorischen  Regierung  v 15.  Uktober  1848,  wurde  durch  den 
König  von  Dänemark,  als  Souverän  des  I.andes.  185t  ausser  Kraft  gesetzt. 
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für  das  GrosshenoRiliiim  MecklcnburR-Schwcrin,  neV)SlEiiifühnings-  und  Wahl- 
gesetz vom  10.  Oktober,  das  IH'iO  wieder  aufgehoben  wurde.  I)  Stuats- 
grund  - und  Waldgesctz  lür  das  Fürstenihum  Rouss  jüngerer  Linie  vom 
30.  Novbr.,  revidirl  im  August  1S52.  g)  Provisorisclies  Slaatsgrundgesetz 
für  das  Herzogthum  Gotha  v.  26.  März,  ein  definitives  v.  J.  1K>3.  h)  Ver- 
fassung (ür  den  bremischen  Staat,  proclamirl  den  8.  März  1819,  aber  pro- 
visorisch abgeiindert  1852.  — 1850  Prcussische  Verfassung  vom  3.  Januar 
und  Weimarisclies  Grundgesetz  vom  15.  Oktr.  — 1851  Kurhessische  Verord- 
nung, welche  die  Verfassung  dieses  Landes  thoilweisc  ausser  Kraft  setzt; 
Staatsgrundgesetz  für  Oestreich  vom  31.  Decbr.,  welches  die  octroirte 
Verfassung  v.  1.  März  18-19  ausser  Kraft  setzte.  — 1852.  Kiirhessische 
Verfassung  v.  24.  April. 

II.  Straf-  oder  Strafprocessgese  tzbücher  erhielten: 

1)  Oestreich  1803  ein  Gesetzbuch  über  Verbrechen  und  Strafen, 
später  revidirt  und  theilweise  abgeändert;  1853  den  23.  Juli  eine  neue 
Strafprozessordnung.  Ein  revidirles  Sirafgcscizbuch  erschien  gleichfalls 
1853.  2)  Preussen,  neustes  Strafgesetzbuch  vom  14.  April  1851,  Stralpro- 
cessordnung  vom  II.  Decbr.  1805,  modificirt  den  ,31.  Januar  1819.  Sie  gilt 
mich  in  Anhalt  Dessau,  und  Waldcck.  3)  Bayern  ein  von  Keuerbach 
redigirtes  Strafgesetzbuch  mit  Criminalprocessordnung  v.  J.  1813,  beide  öfter 
durch  Gesetze  modificirt,  besonders  durch  die  v.  29.  August  und  10.  Novem- 
lier  1848.  4)  Oldenburg  erhielt  1814  dos  bayrische  Gesetzbuch  mit  Ver- 
besserungen. 5)  Königreich  Sachsen  ein  Strafgesetzbuch  den  30. 
März  1838.  6)  Die  Thüringischen  Herzoglhüiner  haben  ein  im  Wesent- 
lichen gleichlautendes  Strafgesetzbuch,  das  zuerst  in  Weimar  den  20.  März 
1850  nebst  einer  gleichfalls  in  den  andern  eingelührten  Strafproccssordnung 
sanctionirt  wurde.  7)  Das  Königreich  Würtemberg  hat  ein  Straf- 
gesetzbuch vom  1.  März  und  ein  Strafpolizeigeselzbuch  vom  2.  Oktr.  1839, 
eine  Strafproccssordnung  v.  22.  Juni  t843,  die  durch  Gesetz  vom  14.  .^u- 
gust  1849  modificirt  wurde.  8)  Das  Königreich  Hannover  ein  Strafge- 
setzbuch V.  8.  August  1840  und  eine  Strafproccssordnung  vom  8.  Novbr.  1850. 
9)  Dos  Herzogthum  Brnunschweig  ein  Strafgesetzbuch  vom  10.  Juli 
1840,  das  1843  in  Lippe-Detmold  eingeführt  wurde;  eine  Slrafprocess- 
ordnung  v.  22.  Aug,  1849.  10)  das  G rossh  erzogt  hu  m Bad  cn  ein  Straf- 
gesetzbuch und  eine  Strafprocessordming,  welche  1845  promulgirl  wurden, 
aber  erst  den  1.  März  1851.  nach  rerschiedenen  Abänderungen  Gesetzes- 
kraft erhielten.  11)  das  Grossherzoglhum  Hessen  ein  Strafgesetzbuch  v.  17. 
Sepl.  1841  und  eine  Strafprocessordming  vom  28.  Okt.  1848.  12)  Kur- 
hessen erhielt  den  31.  Oktr.  1848  eine  neue  Siia'processoidnung,  die 
aber  durch  Verordnung  vom  28.  Juli  1851  wesenlliche  Veränderungen  er- 
litt. 13)  Nassau  eine  Strafprocessordming  vom  15.  April  1849.  ein  Straf- 


gesetzbuch im  Jahr  1852. 

III.  Civilprocessordnungen  erhielten ; 
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über  summarische  Processe  den  13.  Dccbr.  18-15,  eine  neue  Jiirisdiclions- 
ordnung  *len  18.  Juni  und  über  das  Verlabren  den  4.  Juli  1850,  und  an- 
dere Processgeselze  vom  27.  Ocl.  1812  und  28.  Juni  1850.  Eine  neue 
Processordnung  Tür  Siebenbürgen  den  13.  Mai  1853.  2)  Preussen 
eine  das  frühere  Verfahren  wesentlich  umgeslullendc  Processordnung  vom 
21.  Juli  1846').  3)  Bayern  erhielt  nur  s.  g.  Novellen  zur  alten  Gerichts- 
ordnung in  den  Jahren  1811—1837.  4^  Hannover  eine  neue  Process- 
ordnung von  8.  Novbr.  1850,  in  Krall  seit  dem  1.  Oetbr.  1852.  5)  Sach- 
sen erhielt  nur  Friedensgerichte  durch  Gesetz  vom  22.  Juni  1840.  6)  Wür- 
temberg  Edicte  181H,  1819,  1822,  und  1847  die  Entwürfe  einer  neuen 
Civilprocessgesetzgebung.  7)  Baden  eine  bürgerliche  Processordnung 
von  1833,  welche  den  12.  April  1851  einer  neuen  Uevision  unterzogen 
und  derselben  gemäss  inoditicirt  wurde.  8)  Grosshe  rzog  Ih  um  Hes- 
sen hat  eine  Civil-Process-Ordming  vom  Jahre  1818.  9)  Kurhessen 
Gesetze  vom  Jahr  1834,  welche  die  Mängel  des  V'erfahrens  abslelllen. 
10)  Sc  hwarz  burg-So  ndershausen  eine  Processordnung  v.  3.  August 
1847.  11)  Nassau  eine  Processordnung  v.  23.  April  1822  und  abän- 
dernde Gesetze  von  1824  und  1825.  12)  .'Inhalt  hat  eine  Proccssgesetzge- 
bung  vom  15.  Juli  1822  und  darauf  folgende  Gesetze;  eine  Processordnung 
vom  21.  Juli  1850.  13)  Oldenburg  ein  Processrcgiemcnl  vom  15.  März 

1824.  14)  Processordnung  für  das  gemeinschaftliche  Appellationsgc- 
richt  der  Thüringischen  Her/oglhümer  vom  8.  Oct.  1816.  15)  Gemein- 
schaftliche Processordnung  für  die  4 freien  Städte  vom  J.  1831. 
Bremen  erhielt  eine  für  das  niedere  Gericht  1820  und  Frankfurt  Gesetze 

1821,  1822,  1833.  16)  Einc.^ppcilntionsgerichtsordnung  lür Braun- 
schweig ist  vom  J.  1835  und  andere  Processgesetze  sind  von  1814,  1823, 
1837.  17)  Sclil  es  wi  g - H ülslein  erlücit  Verordnungen  v.  15.  Mai  1834. 
18)  Wald  eck  vom  Jahr  1816  und  1817. 

■Anhang.  Üic  Gesetzbücher  der  Schweiz. 

Die  meisten  Cantonc  der  Schweiz  erhielten  in  der  neusten  Zeit  Gesetz- 
bücher: Aargau  ein  Civilgesetzbuch  vom  J.  1826,  eine  Processordnung 
1839  und  Gesetzsammlungen  1803,  1826,  1834  folg.  Basel  (Gtadt)  1839 
ein  Strafgesetzbuch,  eine  Sammlung  der  gellenden  Gesetze  in  10  Thei- 
Icn  18.36 — 18-11.  Bassellandschafl  ein  Civilprocessgeselzbuch  im 
Jahr  1844.  Bern  1825  ein  Civilgesetzbuch,  ein  Civilprocessgeselzbuch 

1822,  ein  französisches  1838,  ein  Civil  - und  ein  Slrafprocessgeselzbuch 
V.  J.  1847  nebst  einem  Gesetz  über  Einführung  des  Geschworncngcnchts,  1851 
ein  Strafgesetzbuch.  Freyburg  1834—1840  einen  Code  Civil,  1851  ein 
Code  Päutl.  Luzern  eine  Gesetzsammlung  zwischen  1841  und  1844;  ein 


1)  S.  Ahegg  GcKhiclile  der  Prcuniichen  CivilgcKlzgcbiuig,  Berlin  1848. 
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Strargeselzbuch  1836,  ein  Civilgcselzbuch  1839,  eineCivilprocessordnung  1850. 
Solothurn  den  ersten  Theil  eines  Civil'^esetzbuches,  enthaltend  das  Per- 
sonenrecht, 1842,  1839  ein  Gesetz  über  dasVerlahren  in  Civil- und  Adniinistra- 
tivsachen,  1852  ein  Civilprocessgesetzbuch.  Turgau  ein  Strafgesetzbuch 
1841  eine  Processordniing  1843.  In  Zürich  erschienen  1844,  1852  2 Thle. 
eines  Entwurfes  eines  Civilgesetzbuches,  gefertigt  von  B I u n t s c h I i,  Personen- 
und  Sachenrecht  enthaltend ; 1835  ein  Straf  ge  setz  buch,  und  eine  Strafpro- 
cessordnung  1831*).  Genf  erhielt  1837  einen  Code  de  procedure  civile-,Q,W\\- 
gesetzbucli  ist  der  Code  Napoleon.  1829  Entw.  eines  Strafgesetzbuches.  Das 
Waadtland  empQngl821  ein  auf  den  Code  Napoleon  gebautes  Civilgesetz- 
buch,  1841  ein  Strafgesetzbuch,  1846  ein  Civilprocessgesetzbuch.  Wallis  ein 
Civilprocessgesetzbuch  1844,  einen  Code  CinV  1852.  Graubündlen:  Ent- 
wurf eines  Stmfgesetzbuches  V.  1825,  rcvidirtl829;  eine  amtlich  veranstaltete 
Gesetzsammlung  erschien  1820.  Erst  1850  wurde  ein  Strafgesetzbuch  sanc- 
lionirt.  Tessin  ein  Civilgesetzbueh  1837.  Im  Canton  Seh wyz  veranstal- 
tete man  1850  die  Ausgabe  eines  amtlich  beglaubigten  Textes  des  Land- 
buches  aus  den  15 — 17.  Jahrhundert*).  Schaffhausen  hat  ein  Strafge- 
setzbuch von  1833.  St.  Gallen  ein  Strafgesetzbuch  v.  1819.  Die  ganze 
Schweiz  erhielt  1837  ein  Gesetzbuch  für  die  StrafrechlspOegc  bei  den  eidge- 
nössischen Truppen,  1848  eine  neue  Bundesverfassung,  1850  ein  Gesetz  über 
die  Organisation  des  Bundesgerichts  und  das  Verfahren  vor  demselben. 

Die  wichtigsten  europäischen  Staatsgrundgesetze  und  Ge- 
setzbücher des  Auslands.  *) 

132.  I.  Die  wichtigsten  Staatsgrundgesetze  des  Auslands  sind  1)  das 
des  Königreichs  Norwegen  vom  17.  Mai  1814,  2)  des  Königreichs  Bel- 
gien vom  26.  Febr.  1831,  3)  des  Königreichs  Sardinien  und  Piemont  vom 
4.  Mai  1818,  4)  Dänemarks  vom  4.  April  1848,  1831—35  waren  berathende 
Provinzialstände  eingeführt  worden;  5)  die  schweizerische  Bundesverfas- 
sung vom  12.  Sept.  1848,  6)  die  neuste  Verfassung  Griechenlands  v.  J. 
1844  , 7)  des  Königreichs  der  Niederlande  v.  J.  1848,  8)  die  neuste 
hanzösische  v.  2.  und  21.  Decbr.  1851,  niodiilcirt  dureh  die  Errichtung  des 
Kaiserlhums  im  Decbr.  1852. 

n.  Die  wichtigsten  Gesetzgebungen  sind;  A.  in  Italien  *):  1)  die 


1)  Entwurf  far  den  Code  pdn.  von  1846  tvonFinsler);  Gesetze  Ober  Rechtspflege 
und  Slrefverfahreii  v.  16.  Novbr.  185t. 

2)  Organische  Gesetze  v.  1835  XXlIl.  71. 

3)  Sie  flndea  sich  in  den  Sammlungen  von  Pbliti  und  Balau,  Rauch  u.  o. 

4)  Zeitschrift  fflr  Gesetzgeb.  und  R.-W.  des  Auslands  VI.  80.  VIII.  251.  IX.  77. 
X.  118.  331.  XII.  234.  CivUisL  Archiv  XXXV.  480.  Föliz  Revue  I.  68.  Ul.  355. 
796.  835.  IV.  112.  V.  881.  VI.  346.  I.  87.  215.  X.  371.  XJ.  365. 
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des  Köni^eichs  Neapel,  das  1819  einen  dem  französischen  nachpebildelcn 
Civil- Codex  erhielt,  desgleichen  ein  Straf-,  ein  Strafprozess,  ein  Handels- 
und ein  Civilprozessgeseizbuch.  2)  Die  Gesetze  über  das  Gerichtswesen 
in  Toskana  vom  11.  Novbr.  1S38;  3)  in  l’iemonl  ein  Civilgesetzbuch  von 
1839,  ein  neues  Straf-  und  ein  Handelsgesetzbuch  von  1842,  4)  in  Parma 
ein  Civilgesetzbuch  von  1820  , 5)  in  Modena  ein  Civilprozessgesetzbuch 
von  II.  Juli  1852,  (i)  in  den  piibstlichen  Staaten  eine  Handelsordnung  v. 
1.  Juli  1823  und  ein  Criminalreglemcnt  von  demselben  Jahr,  1834  eines 
über  den  Civil  - und  1842  über  den  Militärslralprozes.s. 

B.  In  Spanien:  ein  Handelsgesetzbuch  vom  30.  Mai  1829,  eine 
Handelsprozessordnung  vom  24.  Juli  1830,  ein  Strafgesetzbuch  von  18-18, 
veibessert  1850.  Der  Entwurf  eines  Civilgcselzbuchcs  erschien  1851,  die 
Motive  dazu  1852,  cs  unterliegt  der  Berathung.  ') 

C.  ln  Portugal  traten  zwischen  1832  und  183T  Uelormen  im  Straf- 
verfahren ein;  1833  erschien  ein  Handelsgesetzbuch,  und  1834 — 1835  eine 
Zusammenstellung  der  sonstigen  bisher  gellenden  Gesetze.  *) 

D.  ln  England  *)  begannen  1825  durch  die  sogenannte  /'eeö.-Aklc 
die  lleformen  im  Strafverfahren,  welche  1831 — 1851  fortgesetzt  und  auf 
das  Strafrecht  ausgedehnt  wurden  In  derselben  Zeit  wurden  auch  ver- 
schiedene Aendenmgen  im  Civilverfahren  vorgenommen.  Eine  sehr  ge- 
lungene Codilication  des  englischen,  auch  amerikanischen  Strafverfahrens 
wurde  gemacht  durch  den  Code  of  Criminalprocedimj  of  Ihe  Stale  of  Sew- 
york  1850  von  1054  Artikeln. 

E.  In  B e 1 g i e n * ) wurden  durch  ein  Gesetz  von  15.  Mai  1819  w ich- 
tige  Aenderungen  in  dem  sonst  noch  gellenden  französischen  Code  dln- 
sruction  CrimitteUe  von  1808  bewerkstelligt,  den  15.  April  1851  ein  neues 
Gesetz  über  die  Fallimente  erlassen.  Der  Enlwurl  eines  neuen  Strafge- 
setzbuchs von  1848  unterliegt  der  Berathung. 

F.  Im  Königreich  der  Niederlande  *)  wurde  die  1809  dort  eingcführlc 
französische  Gesetzgebung  durch  neue  Gesetzbücher  ersetzt,  und  zwar 


1)  Fiilix  Revue  Eirang.  I.  2SI.  Zeilsrhrift  für  Gc-selzg.  und  R.-W.  des  Aualands  II: 
482.  III.  74.  VI.  381.  XXI.  231.  El  Commercio  v.  1852.  1.  53.  VI.  »41.  43. 
II.  ITd. 

2)  Diese  Zeilsclnirt  VIII.  327.  470.  XIII.  456. 

3)  Dcnclbcn  ZviUchrin  VIII.  13t.  X.  230.  XI.  20.  XVIII  243.  422.  470.  XX.  277. 
409.  XII.  311.  84.  XXm.  127.  XXIV.  66.  Aicliiv  für  civilisL  Pra.v.  XXXIV.  128. 

4)  Dieselbe  Zeilsebrin  XXII.  161.  392.  XXIV.  261.  Eine  Uebersiebl  aller  anderen 
Abänderungen  der  Criminalgeselzgebung  gibt  Nypels  in  der  Zeitsehrifl  a.  a.  0. 
S.  163—167. 

5)  Dieselbe  ZeiUehrift  V.  163.  VII.  177.  Vlll.  343.  IX.  40.  X.  181.  396.  XI.  135. 
250.  XII  47.  67.  XIX.  61.  413.  Fölix  Revue  Eirang.  V.  639.  Vergl.  über  das 
üllere  Reeht  in  Holland  d-va  Heceail  det  loit  rf  ordoimaMceM  em  vigurMr 
e«  UoUandei  v.  1609—1813.  3 Vol. 
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1835  durch  ein  Handclspesetzbiich,  1836  ein  Slrafprozess-,  1838  ein  Civil- 
und  ein  Civilprozess-,  18-10  durch  ein  Slrnfgesclzbuch. 

Auch  fflr  die  Oslindischen  Besilzungen  der  Niederlande  erschienen 
18-18  neue  Gesetzbücher. 

F.  ln  Skandinavien  ')  erhiell  Norwegen  1842  ein  neues  Strafge- 
setzbuch, Schweden  ein  sotches  1811.  In  Dänemark  wurden  Reformen  im 
Strafrecht  1S13  durch  einzelne  Gesetze  gemacht. 

H.  In  Russland  *)  wurde  1)  1832  eine  Sammlung  aller  Gesetze 
und  Verordnungen  seit  16-19  in  56  Quartbänden , die  53,993  Aktenstücke 
enthielten,  publicirt,  und  2)  ein  umfa.ssendes  Gesetzwerk  \on  8 Gesetz- 
büchern Swod  (Digesten)  genannt,  deren  lünftes  das  Civil-  und  Civilpro- 
zess-, und  das  achte  das  Strafgesetzbuch  sind.  Das  Ganze  erhielt  1835 
Gesetzeskraft,  wurde  jedoch  schon  1813  revidirt;  und  18J5  erhielt  Russ- 
land einen  neuen  Strafcodex.  3)  In  der  von  Russland  abhängigen  Walachei 
wurden  1831  eine  Reglement  orgunique,  1841  ein  Handelsgesetzbuch  einge- 
führt. Ein  Strafgesetzbuch  wurde  1843  ausgearbeiteL 

I.  Griechenland  erhielt  1831  eine  Gerichts-  und  Notariats-  und  eine 
Civilprozess-,  so  wie  eine  Strafprozessordnung  *),  ein  Strafgesetzbuch  1835 
und  ein  Handelsgesetzbuch  1837.  Das  Handbuch  Ilarmetiopuls  ersetzt 
noch  zur  Zeit  das  Civilgesetzbuch. 

t)  D.  Zeitschrift  I.  423.  V.  186.  XII.  338.  XIII.  17.  XVI.  112.  227.  358.  XVI. 
89.  221.  XX.  Hcn  2.  S.  75.  HeP  3.  S.  99.  Felix  Revue  v.  1844.  S.  477. 

2)  Dieselbe  Zeitschrift  VI  328  XIV.  267.  XV.  95.  212.  XX.  Heft  1.  S.  32.  Heft  3. 

76.  Föli  X Revue  I.  00.  III.  317.  X.  927 ; die  kritische  ZeiUchrifl  for  die  deutsche 
Rechtswissenschaft  XX  VIII.  659.  951.  XI  91.  XVIII.  572.  XX.  762.  1115. 
Eine  offieielle  Cescliichle  der  russischen  GeseligebuTig  eiilli.'ilt  der  Pr^cit  dei 
HotioHi  kiltoriqufs  de$  Corpt  de$  loit  Pelersb.  1840. 

3)  Föli X Revue  VII.  288. 
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Zweiter  Hauptlheil. 

lUlloielle  iid  hisiorisrhe  Beleirhtiif  4er  eiizeliei  Zweige  4er 
llerktBwiggeisrhan. 

I.  Abtheilung. 

Das  Privalrecht. 

I.  Capilel. 

kaUtielle  leleirhliig  deudkei. 

Einleitung. 

133.  Der  zweite  Hauptlheil  unseres  philosophischen  und  historischen 
Rundgcmiildes  der  Rechtswissensehalt  muss  in  einer  encyclopädiscben  Dar- 
stellung der  Hauptzweige  derselben  bestehen.  Diese  Darstellung  soll  eine 
organisch  gegliederte  sein  und  jedes  juristische  Fach  rationell  und  ge- 
schichtlich beleuchten. 

Da  nun  das  gesummte  Recht  aut  drei  Grundlagen,  einer  niateriell-rakti- 
schen,  einer  rationellen  und  einer  geschichtlichen  beruht  (§.  20  folg.),  so 
muss  das  bei  derselben  einzuhaltende  wissenschaltliche  Verfahren  dahin 
gehen,  in  jedem  Zweige  diese  drei  Grundlagen  nachzuweisen  und  die  auf 
dieselben  sich  stützenden  Rechtsgrundsätze  in  systematischer  Gliederung 
darzulegen. 

Der  Nachweiss  und  die  Auseinandersetzung  der  materiellen  und  ratio- 
nellen Gnindlage  eines  jeden  Rechtszweiges  bildet  die  rationelle,  die 
der  historischen  die  geschichtliche  Beleuchtung  desselben.  Die  erste 
hat  es  mit  dem  Allgemeinen  und  Abstrakten,  die  zweite  mit  dem 
Concreten  oder  Positiven  zu  thun;  indem  in  jener  gezeigt  wird:  wel- 
ches der  Organismus  eines  Rechtzweiges  den  beiden  ersten  Grundlagen 


Digitized  by  Google 


391 


nach  theilssein  muss,  Iheils  sein  kann,  ist  in  dieser  die  geschichtlich  ge- 
wordene Gestaltung  dnrzustellcn.  Diese  letzte  hat  aber  den  Zweck,  das  System 
des  in  unserem  Vatcriande  geltenden  Itcchls  aufziislellcii,  und  schon  deshalb 
kann  eine  weltgeschichtliche  Entwicklung  der  einzelnen  Zweige  des  Rechts 
mit  derselben  nicht  verbunden  werden , abgesehen  davon  dass  die  Lücken- 
kafligkeit  unsrer  historischen  Rechtskundc  eine  solche  Beleuchtung  der- 
selben unmöglich  macht.  Doch  sind  die  historischen  Grundlagen  der  wirk- 
lich geltenden  Grundsätze  jedes  Zweiges  immer  zu  constntiren  und,  in  wie 
weit  sie  durch  geschichtliche  Comparation  aurgehellt  werden  können,  auch 
auf  diese  Weise  zu  beleuchten. 

Die  materielle  Grundlage  in  jedem  Itcchlszweige  besteht  aus  That- 
saehen,  nis  aus  welchen  ja  alle  Zustände  und  Verhältnisse  des  mensch- 
lichen Gemeinlel»ens  hervorgehen.  Man  kann  zwei  Hauptarten  desselben 
unterscheiden,  nämlich  solche,  die  bleiben  sollende  und  daher  conti- 
nuirliclie  Zustände  erzeugen,  wie  z.  B.  den  zum  Eigenthuni  bestimmten  Be- 
sitz, die  eheliche  oder  staatliche  Gemeinschaft,  die  Gränzen  des  Länder- 
gebiets der  Staaten,  und  solche  die  nur  vorübergehende  Verhältnisse  ver- 
.mlnssen,  welche  durch  Vornahme  rechtlich  vorgeschriebener  Akte  been- 
digt werden  sollen,  wie  die  durch  Verträge  oder  Rechtsverletzungen  ent- 
standenen Schuld  Verhältnisse,  Akte  der  .\dministrativgewalt,  oder  die  zur 
Beendigung  intemationaler  Rechtsstreite  unternommenen  Kriege.  Zu  den 
bleibenden  thatsächlichen  Grundlagen  des  Rechts  gehören  auch  solche,  die 
durch  Rechtsnormen  schon  reculirt  sind,  so  dass  diese  selbst  wieder  ma- 
terielle Vorbedingungen  andrer  Rechtsgrundsätze  werden,  wie  z.  B.  das 
Dasein  einer  bürgerlichen  oder  Freiheilsgemeinschaft  von  Einzelnen  als 
Grundlage  des  Staatsrcchls,  weil  ein  Staat  nur  besteht  unter  Voraus- 
setzung einer  Gemeinschan  rechtsrähiger  oder  freier  Menschen  u.  s.  w. 

Was  die  einzelnen  die  materiellen  Grundlagen  eines  bestimmten 
Rechtszweiges  bildenden  Thatsachen  betrilR,  so  sind  vermittelst  eines  rich- 
tigen objektiv  dialektischen  Verfahrens  die  als  wesentliche  Momente  der 
verschiedenen  Kreise  des  socialen  Organismus  hervortretenden  aufzusuchen 
und  darzulegen,  weil  an  sie  die  das  rationelle  Element  des  Rechts  bilden- 
den Bestimmungen  sich  knüpfen,  welche  deren  juristische  Seite  darstellen 
sollen  und  die  Verwirklichung  der  Rechtsidec  in  denselben  bezwecken. 

134.  Das  Privatrecht  bestimmt  die  rechtliche  Stellung  der  Einzelnen 
in  zwei  Hauptformen  der  ergänzenden  Gemeinschaft,  ncmlich  in  der  bür- 
gerlichen Gesellschaft  und  in  der  Familie  (§.  7).  Die  materielle  Grund- 
lage dessell>en  wird  gebildet  durch  die  in  beiden  vorkommenden  socialen 
Verhältnisse  des  Privatlebens  und  daher  durch  die  dasselbe  beständig  ge- 
staltenden und  umgestaltenden  Thatsachen,  sie  mögen  Ereignisse,  wie 
Geburt  und  Tod  und  zufällige  Schicksale  der  Menschen  sein,  oder  mensch- 
liche Handlungen. 
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Grundbedingungen  des  Privallebens  sind  die  Coexislenz  von  Indivi- 
duen, BesUz  und  Verkehr  derselben;  es  entwickelt  und  erhält  sich  durch 
das  Fiunitienbund ; durcligreifend  aut  dasselbe  einwirkende  zuni  Theil  un- 
vermeidliche Thatsnchcn  sind  der  Tod  und  die  Niehtaehlung  oder  Ver- 
letzung der  l’rivalreehte  durch  Andere.  In  allen  diesen  Indischen  Verhält- 
nissen lässt  sich  etwas  Allgcineines  und  etwa»  Besonderes  unterscheiden. 
Jenes  bildet  die  unabänderliche  nnturnothwendige  Unterlage  des  Privalrechts, 
dieses  gibt  bei  jedem  Volke  und  in  jedem  Zeitalter  ihm  seinen  cuncrcten 
Choracter.  Beide  sind  bei  der  Darstellung  des  Urganismus  des  Privalrechts 
nurzusuchen  und  festzuhniten.  doch  von  den  letzten  nur  die  im  Völkerle- 
ben regelmässig  vorkommenden  oder  vorherrschenden  Gestaltungen. 

Die  rationelle  Grundlage  des  l’rivatrechts  besteht  in  der  rechtlichen 
Feststellung  der  Verhältnisse  des  Privallebens,  also  in  der  Sanction  von 
Nonnen,  wodurch  die  rechtliche  Seite  derselben  lixirt,  das  jedesmalige 
lactisehc  Vcrhältniss  ein  rechtliches  d.  h.  zu  einem  Rechtsinstitut  wird.  Die 
Normen  des  Privalrechts  haben  daher  die  rechtliche  Stellung  der  Indivi- 
duen. die  Rechte  des  Besitzes,  rechtliche  Wirkungen  der  Acte  des  Ver- 
kehrs zu  bestimmen,  desgleichen  die  rechtliche  Begründung  und  Wirkungen 
der  Fnmilienbande,  sowie  die  Folgen  der  Todesfälle.  Endlich  hat  das  Pri- 
vatreeht  auch  auszusprechen,  welche  Wirkungen  die  von  andern  ausge- 
henden Negationen  unsrer  Privatrechtc  haben,  in  welcher  Weise  und  in 
welchem  Umlungo  dieselben  Vorkommen  mögen. 

Diesem  .Allem  gemäss  sind  die  llaupttheile  oder  llauptlehren  des  Pri- 
vatrechts leicht  zu  bestimmen:  sic  haben  zum  Gegenstand  die  Feststellung 
des  Standes  der  Personen,  also  die  Standesrechte,  die  der  unmittel- 
baren Hechte  auf  Sachen  die  s.  g.  technisch  dinglichen  Rechte,  die 
aus  den  Verkehrshandlungen  sich  ergebenden  Forderungsrechte,  die 
Rechte  der  Familie,  die  der  Verlassenschaften  und  die  in  Folge 
von  Rechtsverletzungen  am  Hechtsvermögen  entspringenden  Ansprüche 
der  Betheiligten  — welche  darin  bestehen,  dass  der  in  seinem  Rechte  Ge- 
slortc  den  Schutz  der  Obrigkeit  anzusprechen,  d.  h.  ein  s.  g.  Rechtsmittel 
anzu wenden  befugt  isL  Es  ergaben  sich  hieraus  sechs  llauptlehren  des 
Privatrechts:  die  von  den  Standes-,  von  den  dinglichen,  den  Forde- 
rungs- und  den  Familien  rechten,  das  Erb-  und  das  s.  g.  Actio- 
nenrecht.  Da  die  dinglichen  und  Forderungsrechte  — ja  selbst  das  Erb- 
recht sich  auf  das  Vermögen  beziehen,  so  können  diese  drei  llauptlehren 
auch  als  llauptabtheilungen  der  gemeinsamen  Lehre  vom  Vermögensrecht 
aufgeiässt  werden,  mit  welchem  aber  auch  die  auf  Erhaltung  oder  die 
Wiedererlangung  beeinträchtigter  oder  widerrechtlich  uns  entzogener  Ver- 
mögensrechte sich  beziehenden  insofern  verbunden  werden  können,  als  jedes 
Privatrecht  für  den  Fall  einer  Störung  eine  solche  Berechtigung  schon  in 
sich  schliesst. 
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Die  Syslemnlisiriing  des  Privalrechts  kann  diesem  Allem  gemäss  auf 
verschiedene  Weise  hewerkslelligt  werden  *); 

a)  entweder  so,  dass  man  es  in  die  einzeln  aurgefülirlcn  sechs  Haupt- 
lehren zerfallen  lasst; 

b)  oder  so,  dass  man  die  Grundsätze  über  die  Rechtsmittel  mit  den 
Rechten,  zu  deren  Schulz  sie  gestatlet  sind,  verbindet:  dann  besieht  das 
Privalrecht  aus  liinf  Haupttheilen,  den  Standes-,  den  dinglichen  und  den 
Forderungsrechten,  dem  Familien-  und  dem  Erbrecht  (eine  Gliederung  des 
Privatrechls,  die  in  unserm  Jahrhundert  und  den  neuesten  Lehrbüchern  der 
Pandekten  befolgt  wird),  nur  dass  man  die  allgemeinsten  Grundsätze  des 
Privatrechls,  ja  des  Rechts  überhaupt,  als  s.  g.  allgem einen  Theil  vor- 
angehen lässL 

c)  Es  kann  aber  auch  das  Familienrccht  mit  der  Lehre  von  den  Slan- 
desrechten  als  Personenrecht  verbunden,  d:e  Dnrstelinng  der  dinglichen 
kann  mit  den  Forderungsrechten  und  dem  Erbrecht  zu  einem  in  drei  Haupt- 
abschnitte zerfallenden  Haupitheil  des  Sachen-  oder  Vermögensrechts 
verschmolzen  werden,  so  dass  dann  die  Lehre  von  den  Rechtsmitteln  als 
dritter  Haupttheil  den  beiden  andern  entgegengesetzt  wird,  woraus  sich 
denn  das  Justininns  Institutionen  zu  Grund  liegende  System  des  Privat- 
rechls ergiebl  *). 

In  der  hier  folgenden  Darstellung  des  abslractcn  Privatrechls  ist  die 
zuerst  aufgeführte  Ordnung  der  Lehren  desselben  zu  Grunde  gelegt. 

Das  Privalrecht  bildet  als  der  rechtliche  Organismus  des  Privallebens 
ein  in  sich  abgeschlossenes  organisches  Ganzes,  das  der  feinsten  wissen- 
schaftlichen Ausbildung  fähig  ist,  vorausgesetzt,  dass  die  Gesetzgebung 
nicht  durch  willkührliche  oder  verkehrte  Bestimmungen  störend  in  diesen 
Organismus  eingreill.  Es  erhielt  auch  seine  technische  Vollendung  bei  den 
Römern  durch  die  (oben  §.  83)  geschilderte  bewunderungswürdige  Behand- 
lungsweise ihrer  grossen  Juristen  und  zwar  so,  dass  deren  BegrifTsbcslim- 
mungen  und  Fassungen  der  höchsten  leitenden  Principien  des  Rechts,  als 
der  genauste  Ausdruck  des  im  Privalrecht  rationell  Nolhwcndigen,  die  Basis 
der  Wissenschaft  desselben  bei  allen  Völkern  geworden  und  (von  den 
Franzosen)  für  die  Raison  ecrite  du  droit  erklärt  worden  sind.  Die  deut- 
schen Naturrechtslehrer  haben  die  allgemeinsten  Principien  des  römischen 
Privatrechls  sogar  a priori  zu  construiren  versucht,  d.  h.  dieselben  in  einer 
abslraclen  Fassung  wiedergegeben.  Die  sachgemässc  Richtigkeit  derselben 


1)  S.  über  die  Classiflkalion  der  Rechte  u s.  w.  von  Savigny,  System  I. 
S.  58  , 59. 

2)  Nach  einer  anf  die  Autoriliit  von  Theophilus,  eines  der  Redaclorcn  der  Institu- 
tionen, sich  stützenden  Ansicht  bildet  die  Lehre  von  dem  Forderungsreehtc  in 
demselben  einen  integrirenden  Theil  des  Actioncureebts.  S.  Hugo's  Civ.  Mag. 
Bd.  IV,  S.  1 folg.  V.  Savigny,  System  Bd.  I.  S.  401. 
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kann  auch  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  und  es  ist  keine  Systemati- 
sining  und  technische  Aufstellung  des  Privatrechls  möglich , ohne  dass 
wenigstens  ein  grosser  Theil  der  römischrechtlichen  Begriffe  und  Grund- 
sätze des  Privatrechts  zu  Grunde  gelegt  oder  recipirt  wird. 

Von  der  Persönlichkeit  im  Privatrecht  '). 

135.  Da  keine  privatrechlliche  Gemeinschalt  denkbar  ist  ohne  das 
Dasein  rechlsFähiger  Subjectc,  so  hat  jedes  System  des  Privatrechts  vor 
Allem  Normen  über  die  privatrechlliche  oder,  wie  sie  gewöhnlich  genannt 
wird,  bürgerliche  Rechtsfähigkeit  festzusetzen,  und  enthält  daher 
noihwendig  Bestimmungen  über  den  bürgerlichen  Stand  der  Menschen  oder 
die  civilrcchtlichc  Persönlichkeit. 

A.  Dieselbe  besteht  in  dem  anerkannten  und  durch  die  Rechtsordnung 
des  Privatlebens  festgestellten  Anspruch  der  Person  .auf  Existenz  und  Gel- 
tung ihres  Willens  innerhalb  einer  bestimmten  Freiheitssphäre  Die  Per- 
sonen sind  daher  die  Träger  eines  rechtlich  gellenilen  Willens,  gleichviel 
ob  es  einzelne  Menschen  oder  Gesammlheiten,  welchen  ein  solcher  Wille 
rechtlich  zukonimt. 

B.  Nach  der  seit  dem  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  allgemein  ver- 
breiteten Doctrin  der  s.  g.  Menschenrechte  steht  die  (juristische)  Per- 
sönlichkeit jedem  Menschen,  weil  er  ein  VernunRwesen  ist,  von  selbst  zu. 
Allein  diese  .Ansicht  muss  für  irrig  erklärt  werden,  weil  ja  niemand  ein 
Recht  (folglich  auch  nicht  das  der  Persönlichkeit)  zustehen  kann,  ohne 
dass  dessen  Zuständigkeit  sich  auf  einen  Rechtssatz  stützt  (s.  oben  §.  20). 
Nur  wo  die  Doctrin  der  Menschenrechte  gesetzliche  Geltung  erhalten  hat, 
entsteht  die  Rechtsfähigkeit  bei  jedem  schon  durch  dessen  Geburt:  also 
nicht  in  den  s.  g.  Sklavenstaaten,  sic  seien  orientalische  Despotien  oder 
amerikanische  Republiken. 

C.  Die  weltgeschichtliche  Entwicklung  des  Rechts  der  juristischen 
Persönlichkeit  war  die,  dass  ursprünglich  nur  der  Stamm-,  dann  der 
Stadt-  oder  S t a a t s genösse  für  rechtsfähig  galt,  der  Fremde  (bei  den 
Römern  hostis  genannt)  anfangs  höclustens  nur  ein  Gastrecht  im  geselligen 
Verbände  hatte;  später  stand  die  Rechtsfähigkeit  nur  dem  Religions-  oder 
Confessionsverwandten  zu,  und  wenn  nun  auch  im  neunzehnten  Jahrhundert 
bei  allen  nicht  barbarischen  Völkern  der  Erde  die  Persönlichkeit  jedes 
Menschen  geachtet  und  d.aher  an  das  Dasein  der  Vemunfl  in  ihm  geknüpft 
wird,  so  geniesst  doch  der  Fremde  fast  bei  keinem  die  volle  oder  gleiche 
Rechtsfähigkeit  mit  dem  eigentlichen  Bürger  der  besonderen  Staatsgenos- 
senschafl. 


1)  S.  des  Verf.  Aurs-Uz : „Die  gegenw.irlige  Aufgabe  der  Rechlspliil<>so|itiic“  in  der 
Tubiiigcr  Zeilschrin  fdr  die  Sbiatswissensclian  von  185!.  Bd.  VII.  S.  200.  v.  Sa- 
vigny,  System  des  hedl.  röin  Rt.  6d.  II.  S.  t folg.  , 
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D.  Das  Recht  der  Persönlichkeit  besieht  in  einem  Complex  von  Be- 
rechtigungen, welche  man  auf  Haiiplarten  von  Rechten  zuriiekgeführt  und 
unter  der  Benennung  von  Urrechten  und  zwar  deshalb  begriffen  hat, 
weil  man  von  der  oben  als  irrig  bezeichnelen  Theorie  der  angebornen  sich 
von  selbst  verstehenden  Menschenrechte  ausging  und  diese  in  die  s.  g. 
Urrechte  zerlegte.  Sie  sind  aber  nichts  anderes  als  die  Hauptniomente 
des  Begriffes  der  Persönlichkeit  und  keine  eigentlichen  Rechte,  sondern 
nur  Arten  von  Berechtigung,  welche  dem  Subjecte  zuslelicn  müssen,  damit 
man  sagen  kann,  dass  es  wirklich  eine  Person  sei.  Es  ist  daher  durch 
deren  Normirung  auch  stets  der  Umfang  der  Persönlichkeit  bestimmt, 
welche  grösser  oder  geringer  ist,  je  nachdem  diese  Berechtigungen  .alle 
und  unbeschränkt  oder  nur  theilweisc  und  beschränkt  zukummen. 

Man  führt  die  Urrechte  auf  vier  Hauplarten  zurück.  Sie  sind 

a)  Das  Recht  auf  Existenz  und  physische  Unverlelzlichkeil,  daher  dos 
Recht  auf  Frieden. 

b)  Das  Recht  auf  Erwerb  und  Besitz  von  Sachen  als  nothwendige 
Folge  des  Rechts  auf  Existenz,  also  das  Recht  auf  Vermögen  oder  Eigen- 
thum, diess  Wort  im  weitesten  Sinn  genommen,  oder  das  Recht  der  Er- 
werbs- und  Besitzfähigkeit. 

c)  Das  Recht  auf  Geltung  als  Vernunft  wesen,  d.  h.  als  ein  mit  Intel- 
ligenz und  Moralität  begabtes  Wesen,  also  das  Recht  der  geistigen  Unver- 
letzlichkeit, auf  Achtung  der  menschlichen  Würde  oder  auf  Fihre. 

d)  Endlich  das  Recht  auf  unmittelbare  Geltung  des  Willens  in  der 
Aussenwelt,  also  das  Recht  auf  äussere  Freiheit,  welches  die  Befugniss 
der  freien  Entwicklung  der  menschlichen  Thäligkeit  in  sich  sehliessl , wel- 
ches auch  die  Zwecke  derselben  sein  mögen.  Man  nennt  diess  .auch  das 
Reeht  der  bürgerlichen  (zuweilen  der  individuellen)  Freiheit  und  kann  es 
nach  der  Verschiedenheit  der  Zwecke  des  menschlichen  Willens  und  Han- 
delns auf  mehrere  Unterarten  zurücklühren,  z.  B.  .auf  folgende: 

a)  Rechte  der  materiellen  FreiheiL 

1)  Das  Recht  der  Familiengründnng. 

2)  Des  V'erkehrs. 

a)  Freies  Wahlrecht  des  Domicils  und  der  (Aus-)  Wanderung. 

b)  Wahlfreiheit  des  Berufs  und  der  dazu  erforderlichen  industriellen 
und  ökonomischen  Thätigkeil. 

ß)  Rechte  der  geistigen  Freiheit. 

1)  Das  des  Denkens  und  der  Gedankenäusserung  durch  Worte,  Schrift 
Presse,  und  daher  auf  Freiheit  der  Ixhre. 

2)  Die  individuelle  Religionsfreiheit. 

3)  Die  civilrechlliche  oder  bürgerliche  Freiheit  im  engem  Sinn,  be- 
stehend in  der  Befähigung  zur  Vornahme  von  Rechtsgeschäften,  um  durch 
sie  zur  erwerben.  Andere  sich  oder  sich  Andern  zu  verpflichten. 

E.  Alle  diese  Berechtigungen  stehen  der  Person  niur  in  dem  Umfang 
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und  Grade  und  in  der  Weise  zu,  wie  dicss  durch  Rechssatzungen  näher 
beslimml  isl,  und  unlerlicgen  daher  nicht  blos  Beschränkungen,  sondern 
können  aus  l)esondern  Gründen  sogar  ganz  Wegfällen: 

a.  das  letzte  hat  namentlich  statt,  wenn  dieselben  zur  Strafe  dem  Indi- 
viduum entzogen  worden; 

ß.  die  wichtigsten  Gründe  der  Beschränkung  oder  Modifikation  dersel- 
ben, aus  welchen  dann  verschiedene  Abstufungen  der  Rechtsfähigkeit  sich 
ergeben,  sind  das  Geschlecht,  das  Alter.  Mangel  an  Sittlichkeit,  an  physi- 
scher oder  geistiger  Gesundheit,  zuweilen  die  Bcmlsbeschnftigung,  der  Ka- 
milienverband,  oft  die  politische  Stellung  desselben. 

F.  Jedes  System  des  Privatrechts  enthfdl  ausserdem  Bestimmungen 
über  den  Anfang  und  das  Ende  der  Rechtsfähigkeit  und  die  znm  Schutze 
derselben  gewährten  Rechtsmittel. 

llfli.  .Ms  concrete  mit  dem  Trieb  der  Persönlichkeit  begabte  Venumfl- 
wesen  sind  die  einzelnen  Menschen  so  gecigenschaflel,  dass  ihnen  die 
rechtliche  Persönlichkeit  ihrer  Natur  gemäss  zukommen  muss,  falls  nicht 
eine  entgegenstehende  Rechtsnorm  diess  hindert:  man  pflegt  daher  die 
einzelnen  rechlslähigen  .Menschen  auch  die  natürlichen  Personen  zu 
nennen  und  setzt  ihnen  die  s.  g.  juristischen,  d.  h.  nicht  schon  natürlich 
entstehenden  .sondern  künstlich  gebildeten  Personen  entgegen. 

A.  Es  wird  nämlich  durch  die  Normen  des  Privatrechts  auch  andern 
Wesen  als  einzelnen  Menschen  sehr  oft  die  Eigenschaft  eines  Rechtssub- 
Jectes  beigelegt,  so  dass  sie  gleich  den  lelztcn  obwohl  nicht  in  jeder  Be- 
ziehung als  Personen  behandelt  werden  *).  Sie  sind  diess  also  in  Folge 
einer  juristischen  F'iction  und  sollten  daher  fingirte  Personen  genannt 
werden,  während  sie  gewöhnlich  juristische  oder  (weil  sic  nicht  materiell 
unter  die  Sinne  fallen)  mystische,  oder  im  Gegensatz  der  körperlich 
oder  physisch  existirenden  recht.slähigen  Menschen  ( nicht  ganz  bezeichnend) 
moralische  Personen  genannt  werden. 

B.  Die  fingirte  juristische  Persönlichkeit  wird  dadurch  erzeugt,  dass- 
wie  V.  Savigny  sagt,  irgend  Etwas  ausser  den  einzelnen  Menschen, 
als  Träger  eines  vernünftigen  rechtsgültigen  Willens  durch  das  Recht 
angesehen  und  behandelt  wird.  Da  derselben  ein  solcher  Wille  nicht  schon 
von  Natur  inwohnt,  so  muss  er  künstlich  durch  den  Willen  von  Men- 
schen gebildet  werden,  so  dass  die  von  diesen  für  die  juristische  Person 
gefassten  Beschlüsse  als  M'illensakl  der  juristischen  Person  gelten.  Welche 
Menschen  diesen  Willen  desselben  bilden  sollen,  hängt  von  der  BeschafTen- 
heit  oder  den  Trägem  des  Substrats  der  fingirten  Persönliehkeit  ab.  Es 
kann  diess  nämlich 


1)  V.  Savigny.  System  B.  II.  J.  85.  86. 

2)  Die  Römer  sagen  von  solchen  Wesen : vicem  perMonae 
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a)  in  einer  Genossenschaft  oder  Gcsmnnilhcil  mehrerer  einzelnen  Men- 
schen bestehen,  so  dass  dem  Verein  derselben  die  Eigcnschnn  einer  Per- 
son zugeslandcn  wird;  in  diesem  Falle  wird  der  Wille  derselben  dureh 
den  nbcreinslimmenden  Willen  der  Mitglieder  gebildet  und  zwar 
durch  den  der  Mehrzahl,  weil  sonst,  d.  h.  wenn  man  Sliinmcneinhelligkeil 
fordern  wollte , der  Wille  des  Kinzelncn  mächtiger  “wäre  als  der  gemein- 
same der  L’ebrigen,  und  ein  Wollen  und  Handeln  der  juristischen  Person 
ganz  unmöglich  sein  würde  ').  Diese  Klasse  von  juristischen  Personen, 
die  in  der  Gcnossenschalt  ein  üusserlich  sichtbares  Substrat,  also  einen  jiiri- 
«tiirlirii  Körper  haben,  werden  (iorparalitorp  (Corpora,  Uni versitates, 
Collegia)  genannt.  Die  wichtigsten  Arten  derselben  sind  die  Stadt-  und 
Dorf-  auch  die  Pfarrgemeinden , Klöster  und  andere  geistliche  Corporatio- 
nen,  ferner  Zünfte,  möglicherweise  auch  llandelsgescllschalten,  ja  selbst 
der  Staat  in  seinen  privatrechtlichen  Beziehungen. 

b)  Das  Substrat  der  juristischen  Person  kann  ein  zur  Erreichung  eines 
Zweckes  bestimmter  Güter-Complex  sein:  Die  Persönlichkeit  beruht 
hier  noch  mehr  auf  einer  Fiction,  als  die  der  Corporationen , so  dass  sic 
nothwendig  durch  andere  Personen  vertreten  oder  vielmehr  bevormundet 
werden  müssen.  Diess  geschieht  durch  ihre  Verwalter  oder  Gesehäftsfüh- 
rer.  Die  juristischen  Personen  dieser  Art  werden  im  .Allgemeinen  Stiftun- 
gen genannt,  und  bestehen  in  kirchlichen  oder  wissenschaftlichen  Instituten 
und  Wohlthätigkeitsanstalten,  vorausgesetzt,  dass  ihnen  die  Eigenschall 
Person  zu  sein,  rcclitlich  zukommt. 

C.  Da  ncmlich  jede  flngirtc  Person  lediglich  dureh  positive  Bestim- 
mungen des  Rechts  geschaflen  wird,  so  ist  sie  in  Wirklichkeit  nur  vor- 
handen, wenn  das  Substrat  desselben  diesen  Bestimmungen  gemäss  ge- 
eigenschaftet  und  die  Genossenschaft  als  Corporation  oder  die  .Anst.alt  als 
concretes  Uechtssubjccl  anerkannt  ist,  was  gewöhnlich  vcmiiltelst  der  vom 
Staate  oder  gewissen  höheren  Behörden  desselben  ausgehenden  Geneh- 
migung, oft  durch  eine  wahre  privilcginrische  Verfügung  des  Sonverüns 
geschieht,  so  dass  nur  in  Folge  dieser  die  übrigen  Personen  die  Genossen- 
schaft oder  Stiftung  als  Person  anzusehen  haben.  Der  Inhalt  dieser  Ge- 
nehmigung bestimmt  denn  die  nothwendigen  Grundbedingungen  des  Be- 
stehens und  den  Umfang  der  Persönlichkeit.  Es  findet  diese  deshalb  nur 
innerhalb  der  Gränzen  der  vom  Staate  bestätigten  Verfassung  der  Corpora- 
tion oder  der  Organisation  der  Stillung  gemäss  statt,  und  kann  von  den 
Mitgliedern  der  ersten  oder  den  Vertretern  der  letzten  nicht  willkührlich 
normirt  oder  geändert  werden  *). 

D.  Die  künstliche  Rechtsfähigkeit  dieser  Personen  bezieht  sich  auf 


1)  V.  Savigny  a.  n.  0.  S-  9'- 

2)  V.  Savigny  a a 0.  $.  85. 
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Verhältnisse  des  Privalrechls  und  zwar  lediglich  auf  die  des  Vermögens, 
indem  von  Familienverhöllnissen  solcher  Rechtssubjecle  schon  der  Natur 
der  Sache  nach  gar  nicht  die  Rede  sein  kann.  Die  juristische  Persön- 
lichkeit der  Corporationen  und  Stiftungen  ist  daher  immer  nur  eine  ver- 
mögensrechtliche und  jedesmal  nur  in  dem  durch  die  Staatsgenehmigung 
gewährten  Umfange  vorhanden. 

Begriff  und  Bestandtheile  des  Vermögens. 

13T.  Schon  als  Thcil  der  Körpcrwelt  muss  der  Mensch  sich  an  irgend 
einem  Orte  befinden,  also  irgendwo  einen  .Aufenthalt  haben  und  als  orga- 
nisches, lebendes  Wesen  bedarf  er  Sachen  der  Aussenwelt,  um  seine  Exi- 
stenz zu  sichern.  Er  thut  diess  letzte  durch  deren  Besitznahme  und  Ge- 
brauch, ja  oft  deren  Verijrauch.  Mit  diesem  auf  dem  Naturgesetz  der  indi- 
viduellen Selbsterhaltung  (s.  oben  $.  4)  beruhenden  Bedürfniss  tritt  er 
andern  gegenüber  und  beansprucht  das  Recht,  Sachen  in  Besitz  zu  nehmen 
und  ungestört  über  dieselben  nach  seinem  Belieben  zu  verfügen  — also 
diese  Sachen  als  ihm  gehörende  seinem  Willen  unterworfene,  ihm  eigen 
zu  haben.  Wird  ihm  diess  Recht  eingeräumt,  so  geht  das  als  Erwerbungs- 
fähigkeit  zustehende  s.  g.  Urrccht  auf  Eigcnthnm  (§.  135)  in  Beziehung 
auf  die  wirklich  von  ihm  erworbenen  Sachen  in  das  Recht  des  Eigen- 
thums an  denselben  über,  welches  also  nicht  schon  im  blosen  Besitze 
der  Sachen,  sondern  in  dem  Recht  diese  als  ihm  eigen  zu  besitzen 
besteht. 

Die  materielle  Grundbedingung  des  Eigenthums  (im  weitesten  nicht 
technischen  Sinne  dieses  Wortes)  ist  daher  die  factische  Möglichkeit  des 
Besitzerwerbes  einer  Sache,  doch  muss  zu  derselben,  da  sie  von  sich  selbst 
den  Besitz  nicht  zu  einem  Rechte  macht,  noch  eine  j uristische  hinzu- 
kommen; nämlich  eine  Rechtsnorm,  welche  den  auf  diese  oder  jene 
concreto  Weise  erworbenen  Besitz  einer  Sache  für  einen  Erwerbstitel 
erklärt  d.  h.  rechtlich  hinreichenden  Grund,  auf  die  Thatsache  ein  Eigen- 
thumsrecht auf  die  bestimmte  Sache  zu  stützen.  Diese  Norm  bildet  die 
besondere  rationelle  Grundlage  dieses  Rechts,  neben  weicber  noch  die 
allgemeinen  bestehen,  dass  der  Besitzenwollende  erwerbsfähig  und  dass  die 
zu  erwerbende  Sache  so  gceigenschaftet  sei,  dass  der  Einzelne  an  dersel- 
Ijen  ein  Recht  dieser  Art  erwerben  könne.  Die  Feststellung  der  einzelnen 
Erwerbstitel  oder  Erwerb iingsarten  der  Sachen  {modi  vel  tiluU  acqui- 
rendi,  acquisiliones  rerum)  beruht  auf  Bestimmungen  des  (positiven)  Rechts 
folglich  auf  der  geschichtlichen  Grundlage  des  Rechts. 

138.  Die  menschliehe  Existenz  ist  durch  den  blos  momentanen  Besitz 
von  S.aehen  nicht  auf  eine  dauernde  Weise  gesichert,  aber  das  Bedürfniss 


1)  Tüb.  Zeilscbrin  f.  d.  Slaatswissencchafl  a n.  0.  S.  271. 
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einer  solchen  Sicherung  macht  sich  beim  denkenden  Menschen  schnell  gel- 
tend. Er  ist  daher  bedachl  sieh  einen  Vorralh  von  Sachen  als  dauernde 
Mittel  der  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  zu  vcrschafTeu.  Hiezu  bedarf 
cs  einer  auf  die  Natur  zur  Gewinnung  von  iliiii  nützlichen  Dingen  (Güter) 
cinvvirkenden  ücononiischen  Thätigkeit,  deren  Zweck  also  der  Erwerb 
eines  Gütercomplexes  (Bona)  ist.  Dieser  Güterconiplex  bildet  d:is  Ver- 
mögen (Patrimonium),  welches  in  der  Gcsanimtheit  aller  der  rcehtliehcn 
Herrscltaft  einer  Person  unterworfenen  Sachen  besteht. 

So  lange  die  Völker  auf  den  niedersten  Culturstufen  stehen,  werden 
diese  nur  körperliche  Gegenstände  sein,  das  erlegte  Wild,  die  Hausthiere, 
die  Hcerdcn,  die  gefertigten  Gcräthschaflen , bald  aber  auch  Grundstücke, 
endlich  bei  lebhafterem  V^erkehr  auch  Geld  als  gemeinsames  Tauschniittel 
von  Sachen  aller  Art.  Allein  bald  werden  auch  andere  nicht  körperliche 
Sachen  Gegenstände  des  Verinögcns.  Indem  nämlich  diese  aus  Dingen  be- 
stehen, die  für  den  Menschen  Werth  als  Güter  haben  (gleichviel  ob  einen 
Gebrauchs-  oder  Tauschwerth),  wird  er  auch  nicht-materielle  Dinge,  wenn 
sie  einen  solchen  Werth  Iiaben,  zu  erwerben  oder  zu  produciren  suchen, 
wie  z.  B.  Ansprüche  auf  die  öcononiisch  mögliche  Leistung  Anderer,  Bc- 
nützungsrechte  fremder  Sachen,  oder  das  Rocht  der  pccuniären  Verwerthung 
der  eignen  Geistesproducte  u.  s.  w.  Bei  Völkern  einer  vorgerückteren  Ci- 
vilisation  ist  daher  der  Begriff  des  Vermögens  ein  weiterer,  indem  er  den 
Complex  aller  der  Rechtsgcwalt  einer  Person  unterworfenen  sowohl  kör- 
perlichen als  unkörperlichen  Sachen  bezeichnet. 

In  diesem  Entwicklungsstadium  erhält  aber  dieser  Begriff  bald  eine 
technische  Ausbildung.  Da  nämlich  nur  diejenigen  Gegenstände  zu  unse- 
rem Vermögen  gehören,  welche  rechtlich  unserer  Gewalt  unterworfen 
sind,  so  erscheint  das  Vermögen  auch  als  der  Complex  aller  Rechte 
auf  Sachen,  also  als  der  der  Vermögensrechte,  und  cs  ist  denn  zu- 
nächst genauer  anzugeben,  in  welcher  Weise  eine  Saclie  Gegenstand 
des  Vermögens  sein  kann?  ln  dieser  Beziehung  lassen  sich  zwei  Hau|)l- 
fällc  unterscheiden. 

A.  Eine  Sache  kann  unserer  Willkühr  rechtlich  so  unterworfen  sein, 
dass  wir  unsere  Herrschaft  unmittelbar  an  derselben  ausöben,  d.  h.  recht- 
lich durchaus  nicht  der  Mitwirkung,  Intervention  oder  Zustimmung  einer 
andern  Person  bedürfen,  um  unser  Recht  zu  üben.  Man  nennt  ein  Sachen- 
oder Vermögensrecht  dieser  Art  ein  dingliches  d.  h.  ein  unmittelba- 
res Sachenrecht  {jus  in  re).  Ein  solches  Recht  kettet  die  Sache  gleich- 
sam an  die  Person  des  Berechtigten  und  erzeugt  zwischen  ihm  und  ihr 
ein  von  allen  übrigen  auf  gleiche  Weise  zu  .achtendes  Rechtsverhültniss, 
ohne  dass  dem  einen  oder  dem  andern  eine  s p ec i eile  Verbindlichkeit  für 
den  Berechtigten  etwas  zu  thun  (oder  zu  unterlassen)  obliege.  Die  Sache 
gehört  dem  Berechtigten  gleich  seinem  eigenen  Körper  und  jedes  ding- 
liche Recht  kann  deshalb  (jedoch  immer  noch  in  einem  weiteren  nicht  tech- 
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nischcn  Sinn)  Ei;;enthum  genannt  werden , sollte  es  auch  nur  ein  Be- 
nülzungsrecht  fremder  Sachen  sein. 

B.  Der  vemiögensrechtliche  Anspruch  kann  aber  auch  anderer  Natur 
sein  und  lediglich  im  Hechte  bestehen,  von  einem  andern  die  Vornahme 
einer  Handlung  oder  Leistung  zu  verlangen,  die  einen  Güter-  oder  Ver- 
mögenswerth hat,  sie  mag  im  Geben  von  Sachen  bestehen  oder  in 
Dienstleistungen.  Wir  haben  denn  ein  Vermögensrecht,  welches  nicht  eine 
Sache  unserer  unmittelbaren  Herrschaft  unterwirlt,  sondern  nur  in  einem 
Verpnichlungsband  zum  Leisten  besteht.  Ein  Recht  dieser  Art  heisst  ein 
Korderungsrecht,  in  Folge  dessen  der  Berechtigte : Gläubiger,  der  Ver- 
pflichtete: Schuldner,  das  gegenseitige  Verhültniss  ein  Schuldverhältniss 
ist,  welches  bei  den  Römern  durch  den  Kunstausdruck  Obligatio  be- 
zeichnet wird,  die  sie  deflniren  als  ein  vineuhm  Juris  quo  necessitate  ad- 
stringimur  alieiijiis  rei  (alteri)  solvendae. 

Da  also  alle  Gegcnst.ände  unseres  Vermögens  entweder  unserer  Gewalt 
unmittelbar  unterworfen  sind , oder  in  Ansprüchen  auf  Leistungen  anderer  be- 
stehen : so  kann  der  Begriff  des  Vermögens  technisch  dahin  bestimmt  wer- 
den: es  sei  der  Inbegriff  der  einer  Person  zustehenden  dinglichen  und 
Korderungsreehte. 

Allein  auch  diese  Bestimmung  seines  Begriffs  ist  noch  nicht  erschöpfend. 
Wenn  ein  Rec.htssubject  gegen  ein  anderes  ein  Forderungsrecht  hat, 
so  kann  der  Schuldner  seiner  Rechlsverpflichlung  nur  dadurch  nachkom- 
men,  dass,  wenn  die  von  ihm  zu  machende  Leistung  in  einer  ihm  gehö- 
renden Sache  besteht,  er  diese  aus  seinem  Vermögen  in  das  des  Gläubi- 
gers übertrage,  oder  dass  er  die  seiner  Person  obliegende  öconomische 
Thätigkeit  verrichte  und  wenn  er  diess  nicht  thut,  den  dadurch  dem  Gläu- 
biger entstehenden  Schaden  vermittelst  Hingabe  von  Sachen  seines  Ver- 
mögens (in  der  Regel  einer  Geldleistung)  vergüte.  Auf  diese  Weise  er- 
scheinen die  dem  Fordenmgsrechte  entsprechenden  Schulden  als  Belastun- 
gen des  Vermögens,  so  dass  der  nicht  durch  Zahlung  befriedigte  Gläubiger 
sich  an  dieses  halten  kann. 

Weil  nun  in  Folge  des  täglichen  Verkehrs  unter  den  Menschen  alle 
Rechtssubjecte  be.ständig  Schulden  zu  contrahiren  pflegen,  die  so  fort  ein 
Onus  patrimorui  werden : so  kann  man  mit  Recht  sagen : dass  das  Ver- 
mögen aus  dreierlei  Bestandtheilen  zu  bestehen  pfleget:  aus  ding- 
lichem undForderungs- Rechten  und  aus  Schulden.  Jene  werden  die 
Activa,  diese  die  Passiva  einer  Person  genannt.  Das  aus  demselben  ge- 
bildete Vermögen  gestaltet  sich  als  eine  eigne  und  zwar  als  eine  Ge- 
sammtsache,  die  bei  allem  Wechsel  der  einzelnen  zu  derselben  gehören- 
den Gegenstände  dasselbe  Vermögen  bleibt  und  selbst  als  ein  solches 
(juristisches  Begriffs-)  Ganzes  Objekt  eines  Rechts  ist,  das  von  andern 
sogar  verpfändet  oder  veräussert  werden  kann , und  beim  Tode  seines 
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Herrn  als  solches  unter  der  Benennung  Erlj-  oder  Verlassenschafl  *)  auf 
einen  andern  überzugehen  pflegt.  Am  feinsten  ist  der  oben  entwickelte 
BegrilT  des  Vermögens  als  ein  Complex  vonActiva  und  Passiva,  also  von 
dinglichen  und  Forderungsreehlen,  im  römischen  Rechte  ausgebildel  und 
bildet  die  Hauptgrundlage  des  Erbrechts. 

Von  den  dinglichen  Rechten*). 

139.  Das  erste  und  urspriingliche  unmittelbare  Sachenrecht  ist  das 
Eigenthum  ; es  erscheint  zunächst  als  das  einer  Person  zustehende  Recht 
der  vollkommenen  Hcrrschalt  über  eine  körperliche  Sache.  In  Folge  der- 
selben nennt  der  Herr  die  Sache  sein,  weil  sie  ihm  eben  so  vollständig 
angehört,  wie  der  eigene  Körper  oder  irgend  ein  Theil  desselben;  er  ist 
berechtigt  nach  seiner  Willkühr  über  dieselbe  zu  verfügen  und  sie  aus  der 
Hand  eines  jeden  an  sich  zu  ziehen , dem  nicht  ein  besonderer  auf  die- 
selbe gerichteter  Anspruch  zusteht.  In  dieser  letzten  Befugniss  besteht 
vor  allem  die  Dinglichkeit  des  Rechts.  Sie  entsteht  dadurch,  dass  der 
Eigenthümer  ein  s.  g.  Vindicationsrecht  hat,  d.  h.  eine  Rückforderungsklage 
der  Sache  gegen  jeden  Inhaber  derselben,  sollte  er  auch  im  guten  Glau- 
ben d.  h.  in  der  Meinung,  dass  er  selbst  Eigenthümer  sei,  in  deren  Besitz 
gelangt  sein. 

A.  Das  auf  der  Dinglichkeit  des  Eigenthumsrechts  beruhende  Ver- 
hältniss  des  Herrn  einer  Sache  ist  ein  doppeltes,  einmal  das  zur  Sache 
selbst,  dann  das  zu  anderen  Personen  rücksichllich  derselben.  Daraus  er- 
gibt sich  eine  positive  und  negative  Seite  dieses  Rechts;  in  Folge 
der  ersten  ist  der  Eigenthümer,  weil  die  Saehe  seiner  absoluten  Willkühr 
unterworfen  ist,  berechtigt,  sic  zu  besitzen,  auf  jede  Weise,  auch  durch  Zer- 
störung über  sie  zu  verfügen,  und  jeden  Vortheil  aus  ihr  zu  ziehen,  d h. 
sie  zu  gebrauchen  und  die  Früchte  derselben  zu  beziehen.  In  Folge  der 
letzten  ist  e-r  befugt,  jeden  andern  vom  Besitze  und  dem  Gebrauche  der 
Sache  auszuschliessen  und  sie  aus  den  Händen  eines  Jeden  zu  vindici- 
ren,  welches  letzte  Recht  jedoch  mehr  oder  weniger  besehränkt  sein  kann. 

B.  Alle  diese  Rechte,  welche  man  auch  aul  zwei  llaiiptarten,  nämlich 
die  Pr  0 prietäts  - und  Nutzungsrechte  zurückzuführen  pflegt,  sind  aber 
nicht  so  im  Eigenthum  enthalten,  dass  Jem.and  aulhören  würde,  Eigenlhü- 
mer  zu  sein , wenn  eines  oder  das  andere  ihm  nicht  zustande ; sondern  er 
ist  es  noch,  wenn  auch  der  grösste  Theil  derselben  aus  irgend  einem 


t)  Es  heisst  datier  vom  lurückgL'hssonon  Vermögen  eines  Verstorbenen  in  fr.  50 
1).  5,3  (de  heredit.pelA  : Heredität  etinm  ti ne  uHo  corpore  jurit  intellec- 
tum  habet,  uni  in  fr.  40.  D.  15,  l.(i/e  pecalio)  von  dem  einem  ll.vussohne  oder 
Sklaven  überlassenen  Vermögen  (Prculium) : Pecutium  nntritur,  cretrit 
decreteit,  morilur. 

2)  v.  Savigny,  System  I.  52 — 56 
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Rochlsgrunde  ihm  abgeht,  nur  muss  er  die  Sache  noch  die  seine  nennen 
können,  d.  h.  sie  muss  ihrer  Substanz  nach  als  ihm  angehörend  gelten,  so 
dass  die  Andern  an  derselben  zustehenden  ßertignissc  blos  Hechle  auf  eine 
fremde  Sache  sind.  Auch  das  beschränkte  Eigenlhum  ist  daher Eigcnlhum, 
stellt  sich  aber,  so  bald  die  Besehränkungsgründc  desselben  wegfallen,  in 
seiner  Totalität  von  selbst  wieder  her,  wesshalb  es  auch  einer  Hücküber- 
iragung  der  Andern  auf  unsre  Sache  zusichenden  Rechte  nicht  bedarf ; sie 
fallen  von  selbst  zurück,  sobald  der  Berechtigte  sie  verliert.  .Man  sagte 
daher  sehr  richtig ' ) : „das  Eigenthum  bestehe  in  der  rechtlichen  Möglich- 
keit, alle  an  einer  körperlichen  Sache  denkbaren  Befugnisse  auszuüben,  im 
Falle  keine  Schranken  gesetzt  sind.  Die  Hechte  Anderer  auf  unsere  Sachen 
sind  immer  nur  temporär  und  es  bleibt  stets  die  Möglichkeit,  dass  die  ur- 
sprüngliche Unbeschränktheil  wiederkehre.“ 

C.  Das  so  gestaltete  Eigenthuinsrecht  heisst,  weil  es  in  dem  aus- 
schliesslichen Verfügungsrecht  einer  einzelnen  Person  über  eine  Sache 
besieht,  auch  Pri  vateigenthu  in.  Es  ist  Privatgut  und  Privalge- 
nuss  und  bildete  bisher  bei  allen  Völkern  der  Welt  die  Regel;  es  sind 
aber  noch  andere  Wege  der  Gülervertheilung  möglich,  nämlich  der  des 
Ge  mein  gutes  und  des  Gerne  Ingen  usses  und  der  des  Gemeinguts 
und  des  Privatgenusses.  Der  erste  koniint  beim  Staats  vermögen  vor, 
in  wie  weil  aus  demselben  öflcntliche  von  jedem  Einzelnen  in  verschie- 
denen Graden  benützte  Anstalten  unterhalten  werden : das  letzte  in  Gemein- 
heiten, deren  Besilzthuni  Eigenthum  der  Genossenschaft  ist,  während  Theile 
des  Ertrags  den  Einzelnen  zu  eigen  überlassen  werden*).  Es  gab  zu  jeder 
Zeit  Schriftsteller,  welche  die  gänzliche  Aufhebung  des  Privateigenlhums 
und  dessen  Ersetzen  durch  eine  allgemeine  Gütergemeinschaft  eines  Volkes 
für  möglich,  ja  für  eine  höhere  Stufe  der  vermögensrech llichen  Gestaltung 
hielten.  Doch  ist  noch  kein  Versuch,  eine  solche  zu  verwirklichen,  gelungen*). 

D.  Werden  Befugnisse , welche  im  Privaleigenthum  enthalten  sind, 
von  demselben  ausgeschieden  und  Andern  als  unmittelbare  Rechte  auf  die 
Sache  zugeslanden,  so  gestalten  sic  sich  als  dingliche  Rechte'*)  an 
fremden  Sachen.  Der  Berechtigte  kann  dann  zum  Zweck  der  Ausübung 
seines  Rechtes  auf  die  Suche  ebenso  unmittelbar  wie  die  Eigenlhümer  selbst 
über  die.se  verfügen,  und  sowohl  diesem  als  auch  jedem  dritten  gegenüber 


1)  S.  V.  Vangcrow,  Ltlirbucli  der  Pnndecicn,  8.  Aull.  Bd.  1.  S.  620. 

2)  V.  S a V i g II  y,  System  1.  S.  368  - 369. 

3)  Schon  Plato  huldigte  liekaiintlich  einer  solchen  Ansicht , welche  auch  im  Mit- 
telaller, im  16.  Jahrhundert,  besonders  aber  seil  1830  in  Frankreich  in  den  s.  g. 
Socialistcn  und  Communisten  die  eifrigsten  Vertheidiger  fand.  Vgl.  Sudre, 
hittoire  du  Socia/üme  4.  Edit.  Paris  1850. 

4)  Die  Franzosen  fassen  die  dinglichen  Rechte  daher  auch  als  Dememiremeutt  de 
la  proprietd  auf. 
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sein  Reclit  geltend  mnchcn.  Der  Eigenthünicr  muss,  in  wie  weit  der  Inha- 
ber eines  dingliclicn  Hechts  an  seiner  Sache  Verfügungen  über  diese  vor- 
znnehnien  berechtigt  ist,  sich  diese  gefallen  lassen  und  der  eignen  V'cr- 
fügungen  über  sie  sich  enthalten,  kann  aber,  weil  ein  dingliches  Recht 
nur  das  auf  eine  Sache  ist,  in  Folge  desselben  zur  Vornahme  positiver 
Handlungen  zum  Besten  des  Andern  nie  verpflichtet  sein;  seine  Rechtsver- 
bindlichkeit besteht  daher  nur  in  patiendo  vel  in  non  facitndo ' ),  nicht  aber 
in  faciendo. 

a)  Es  sind  vor  allem  die  im  Eigenthum  enthaltenen  Nutzungsrechte, 
welche  auf  diese  Weise  ausgcscliieden  und  als  eigne  dingliche  Rechte 
conslituirt  werden.  Nach  ihrem  Umfange  liaben  sie  verschiedene  Namen 
und  bilden  verschiedene  Varietäten  der  y«ro  in  re  uliena\  das  umfassendste 
ist  das  Recht  eines  Emphyteuten  oder  Erbpächters,  weniger  umfassend 
das  des  Nutzniessers  und  von  noch  geringerem  Umfange  sind  die  s.  g. 
Dienstbarkeiten.  Der  Inhalt  und  Charakter  dieser  verschiedenen  Rechte 
hangt  von  positiven  historischen  Bestimmungen  ab. 

b)  Ein  anderes  dingliches  Recht  auf  eine  fremde  Sache  ist  das  Pfand- 
recht und  besieht  in  der  Befugniss,  sic  zur  Befriedigung  eines  dem  Berech- 
tigten zustehenden  Forderungsrechts  zu  veräussern  und  aus  dem  Ertrag 
sich  bezahlt  zu  machen,  auch  wohl  vorher  die  Sache  zum  Bchufc  der 
Sicherheit  des  Forderungsrechts  zu  besitzen.  Da  durch  die  b losse  Veräus- 
scrungsbefugniss  des  Pfandgläubigers  die  verpfändete  Sache  dem  Besitz 
und  Gebrauch  des  Eigenthümers,  ja  auch  dessen  Veräusserungsrechl  der- 
selben ihm  nicht  entzogen  wird,  so  hat  man  das  Pfandrecht  wohl  als  ein 
gegen  eine  Sache  zustehendes  Fordeningsrecht  ansehen  wollen  *)  Allein 
es  hat  dennoch  den  Character  eines  dinglichen  Rechts,  weil  in  Folge  dessen 
der  Besitz  der  Sache  jedem  Inhaber  derselben  cutwährl  und  das  Veräus- 
serungsrecht  des  Pfandgläubigers  gegen  jeden  geltend  gemacht  werden  kann. 
Sonst  hat  es  allerdings  eine  so  grosse  Aehnlichkeil  mit  den  Forderungs- 
rechten, dass  die  Römer  cs  auch  rei  obligatio  und  das  Verpfänden  rem 
obliyare  genannt  haben. 

E.  In  jedem  System  des  Privalrechts  finden  sich  nothwendig  Bestim- 
mungen über  die  Entstehung  und  das  Ende  der  verschiedenen  dinglichen  Rechte. 
Besonders  mannigfaltig  sind  die  Erwerbungsarlen  des  Eigenthums,  welche 
man  in  natürliche  und  bürgerliche  (d.  h.  rein  positiv  rechtliche)  einzuthei- 
len  pflegt,  eine  Einlheilung,  die  in  sofern  sieh  rechiferligen  lässt,  als  es 
Erwerbungsarten  des  Eigenthums  gibt,  die  sich  in  jedem  System  des  Pri- 
vatrechls  wiederfinden  und  dem  Wesen  des  Privuleigenlhums  so  gemäss 


1)  Wirc  mit  dem  Jingliclun  Keclilc  in  einer  Form  der  Sache  eine  Verrflirhlung  nd 
fHcittiduut  verbunden,  so  wfode  cs  aiilliören  ein  reines  dinsüriies  Kechl 
zu  sein. 

2)  So  neustens  noch  Arndts,  Lehrbuch  der  PandecKn  $.  126. 
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sind,  dass  sie  sich  gewissermnssen  von  selbst  verstehen.  Zu  denselben 
(tehört  u.  A.  der  Erwerb  einer  Sache  durch  Uebertmgung  von  Seilen  des 
bislicrigen  Eigenlhümers , «leren  Form  freilich  oft  so  gestaltet  sein  kann, 
dass  sie  den  Character  einer  bürgerlichen  Erweriuingsart  annimnil  '). 
Eine  gewöhnliche  bürgerliche  Erwerbungsart  ist  die  Ersitzung  oder  er- 
werbende Verjrilmmg.  Da  die  übrigen  dinglichen  Rechte  in  Dismembm- 
lionen  des  Eigenthunis  bestehen,  so  sind  die  Erwerbstitel  derselben  in  der 
\ Regel  Veräusseningsacte  des  Eigenlhümers;  doeli  können  Dienstharkeilen 
und  andere  dingliche  Rechte  fremder  Sachen  auch  wohl  durch  Verjährung 
oder  in  Folge  gesetzlicher  Vorschrillen  jemanden  envorben  werden.  Zugleich 
setzen  die  Normen  des  Privatrechts  fest,  welche  Personen  kein  Eigenlhum 
haben  oder  erwerben  können,  und  an  welchen  Sachen  kein  Eigenlhum 
stattfindet  und  die  daher  dem  Verkehr  entzogen  {res  extra  coinmerrium)  sind. 

F.  Bei  Völkern  von  vorgerückterer  ökonomischer  Cultur  beginnt  der 
ursprünglich  nur  rücksichtlich  körperlicher  Sachen  statlflndende  Eigenthums- 
begriff  auch  auf  unkörperliche  Gegenstände  ausgedehnt  zu  werden , insbe- 
sondere aufGcistesproducte,  und  man  nennt  so  das  Recht,  den  durch  deren  V>r- 
vieliTiltigung  vermiltelsl  der  Presse  entstehenden  peenniären  Gewinn  aus- 
schliesslich zu  ziehen  oder  bestimmten  Personen  ausschliesslich  zuzuwen- 
den. Daraus  geht  das  jedoch  immer  nur  uneigentlich  s.  g.  Schrifteigen- 
thuni  hervor,  welches  durch  <las  Verbot  des  Nachdnjcks  auf  künstliche 
Weise  geschaffen  wird.  Gleichartig  sind  die  auf  Erfindungs-  oder  Einfüh- 
rungspatente sich  stützenden  Rechte  und  die  s.  g.  Monopolien  *). 

Die  Forderungsrech  le  oder  das  Obligationenrecht^) 

110.  W'ie  der  Resilz  die  materielle  Grundlage  des  Eigenthums,  bildet 
der  Verkehr  die  der  Forderungsrechte.  Die  auf  die  Production  des  Ver- 
mögens oder  Reichthums  gerichtete  öconomische  Thätigkeit  der  Menschen 
würde  nur  sehr  geringe  Fortschritte  machen,  wenn  jeder  die  ihm  nöthigen 
Sachen  immer  selbst  zu  produciren  genölhigt  wäre.  Daher  das  Bedürfniss 
der  Theilung  der  Arbeit,  des  .Austausches  der  Producte,  und  die  arbeits- 
thätige  ergänzende  Gemeinschaft.  Die  auf  die  Verwirklichung  dieser  Zwecke 

1)  Dicss  war  z.  B.  bri  den  R5mi-rn  die  Mnncipntio  und  in  Jure  Cessio. 

2)  Alle  diese  Beeilte,  welche  sonst  auf  Privilcgienbriefen  bombten,  luben  erst  durch 
die  Gesetzgebung  unseres  Jalirlmnderts  den  Cliaracter  allgemeingeschatzter  Ver- 
mögensreclite  erh.'dten,  die  man  Eigentlium  zu  nennen  pflegt.  Boeh  erstrecht 
sieh  deren  Kraft  niclit  aber  die  Giünzen  des  Staates,  dureh  dessen  Gesetzgebung 
sie  gewihrleistet  werden.  Ncucstens  haben  verschiedene  Regiemngen  (z.  B.  Eng- 
lands und  verschiedener  Staaten  Italiens)  durch  Vertrage  mit  anderen  Staaten 
dem  Schriftcigcntlmm  einen  internationalen  Character  zu  geben  angefangen,  indem 
in  Folge  derselben  der  Nachdruck  der  in  ihren  bindern  verlegten  Werke  gegen- 
seitig verboten  wurde. 

3)  V.  Savigny,  das  Obligationenrecht.  Bd.  I.  Berlin  18A1.  §■  2 folg. 
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gerichlelen  Handlungen  der  Menschen  sind  aber  nicht  hios  von  der  Art, 
dass  durch  die  Verkelirsgeschiille  gegenseiiigc  Eigenthumsühertragungen 
hewerkstclligt  werden,  sondern  eine  hei  weitem  grössere  Zahl  derselben 
ist  darauf  gerichtet,  dass  die  Contrahirenden  Veriiflichlnngen  auf  den  Voll- 
zug von  Tauschgeschäften  übernehmen.  Eine  solche  Verptlichtimg,  sie  mag 
auf  lafistungen  oder  auf  die  üebeilieferimg  von  Sachen  gerichtet  sein,  ist 
ein  Forderungsrech I,  vtuausgcsctzt,  dass  dieselbe  durch  Rechtsnormen  lür 
erzwingbar  erklärt  ist.  Die  Contrahenten  sind  li  lä  u bi  ger  und  Sch  u Idner, 
und  das  zwischen  ihnen  bestehende  Verhnliniss  {ObHyatio)  ist  ein  Schnld- 
verhällniss.  Die  sie  begründenden  Verkehrsgeschälte  heissen  Verträge, 
sind  daher  die  erste  Quelle  oder  Entslehungsart  der  Forderungsrechte 
oder  obligatorischer  Verhältnisse. 

.Allein  es  können  Forderimgsrechte  auch  noch  auf  andere  Weise  ent- 
stehen: es  erzeugt  nicht  bloss  jede  Beschädigung  der  Vermögensrechte, 
ja  oft  selbst  die  Verletzung  der  Person  eines  andern  (also  jedes  Delicf) 
einen  .Anspruch  auf  Ersatz,  der  Verletzende  wird  Schuldner  des  Verletz- 
ten, sondern  es  gibt  auch  noch  andere  Thatsachen  der  ^erschieden- 
sten  -Vrl  (variae  cmisanm  figurae),  auch  Zusliuide,  welche  Scliuld Verhält- 
nisse von  selbst  oder  in  F’olge  gesetzlicher  Bestimmungen  erzeugen,  z.  B. 
die  Annahme  einer  irrthümlicli  gezahlten  .Nichtschuld,  die  zur  Rückzahlung 
verpflichtet,  eine  zutallig  entstehende  Eigenthumsgemeinschafl,  unbeaullragte 
Ge8chäll.slühriing,  nicht  selten  der  Besitz  einer  Sache  z.  B.  eines  Hausthie- 
res,  durch  welches  jemand  l>eschädigt  wurde. 

A.  Diesem  gemäss  gibt  es  drei  Hauptarien  von  Entstehungsgründen 
der  Obligationen,  Verträge,  Dclicte  und  andere  besondere  Ursachen. 
In  allen  sind  zwei  Momente  zu  unterscheiden,  die  Thals  ach e,  (oder  die 
Thalsachen)  wodurch  das  faclische  Verhällniss  der  belhciliglen  Personen 
erzeugt  wird,  und  Rechlsregeln , welche  dem  Thatbcslnnd  eine  obligatori- 
sche Krall  beilegen , oder  die  von  den  Handelnden  beabsichtigte  Verpflich- 
tung als  eine  rechtlich  bindende  liesläiigen.  Blose  Factn  und  blose  Reehts- 
sätze  erzeugen  noch  kein  Schuldverhältniss.  Es  be.stehl  daher  ein  For- 
derungsrechl  auch  nur  in  dem  von  den  Rechtsnormen  feslgcstelllen  Umfang. 
Was  die  Verträge  belrifR,  so  finden  die  oben  §.  15  aufgeführlen  Rechts- 
regeln über  die  Eingehung  und  (iültigkeil  oder  Ungfilligkeit  der  Rechtsge- 
schälle  auf  sic  Anwendung. 

B.  Ist  ein  Schuldverliällniss  rechtlich  und  factisch  begründet,  so  kann 
man  drei  Momente  in  demselben  unterscheiden. 

a)  Die  Personen,  zwischen  welchen  es  besieht.  F^s  können  aber  nicht 
bloss  ein  Gläubiger  und  ein  Schuldner  in  demselben  Vorkommen,  sondern 
auch  mehrere  und  diess  letzte  auf  eine  doppelte  Weise,  entweder  so,  dass 
die  F'orderung  oder  Schuld  unter  ihnen  gclheilt  ist,  jeder  also  vom  Schuldner 
nur  seinen  Anlheil  zu  fordern  oder  jeder  Verflichlele  nur  seinen  Anüieil  an 
der  gemeinsamen  Schuld  zu  entrichten  hat  (obligatio  pturium  pro  rata)\ 


Digitized  by  Google 


406 


oder  so,  dass  jeder  Gliiubifjer  die  ZiihUin;;  der  Ranzen  Schuld  vom  Schuld- 
ner fordern,  oder  von  jedem  von  mehreren  Haftenden  das  Ganze  gefordert 
werden  kann,  dass  aber  mit  einer  Zahlung  das  ganze  Korderungsrecht  er- 
lischt (plitrium  obligatio  in  solidttm,  auch  wohl  obligatio  phnium  reorum 
genannt).  Die  Natur  und  Wirkung  sowohl  jener  getheilten  als  dieser  un- 
g^theilten  Forderungsrechte  ist  durch  Ueehlsregcln  auf  das  genaueste 
bestimmt. 

b)  Das  zweite  Moment  ist  das  Object  des  Forderungsrechts.  Dasselbe 
besteht  immer  in  der  Vornahme  einer  Leistung,  welclie  einen  veruiögensreeht- 
lichen  Werth  hat  '),  so  dass  ini  Falle  der  Nichtleistung  der  Schuldner  auf 
Schadensersatz  d.  h.  zur  Zahlung  einer  als  Aequivalent  geltenden  Geldsumme 
gehalten  ist.  Die  vorzunehmende  Handlung,  welche  stets  eine  physisch 
mögliche  und  erlaubte  sein  muss,  kann  jedoch  entweder  im  Geben  einer 
Sache  oder  in  einem  Thun  bestehen,  so  dass  die  Forderungsreehte,  wns 
die  Leistung  betrifft,  in  zwei  Hanptarten  — Obligalionet  in  dando  oder  in 
fuciendo  bestehen.  Doch  ist  dieser  Unterschied  nicht  von  durchgreifender 
rechtlicher  Wirkung,  und  nie  steht  bei  den  ersten  dem  Gläubiger  ein  un- 
mittelbares Recht  auf  die  zu  gebende  Sache  zu.*) 

c)  Das  dritte  Moment  ist  die  Stärke  und  die  Art  und  Weise  des  obli- 
gatorischen Bandes. 

a.  Man  unter.srheidct  in  erster  Beziehung  klagbare  und  nicht  klag- 
bare oder  natürliche  Obligationen;  die  letzten  sind  nur  in  so  weit  bin- 
dend. als  die  geleistete  Zahlung  nicht  zuriiekgelördert  werden  kann.  Unter  den 
klagbaren  sind  manche  strenger  verpflichtend  als  andere,  z.  B.  so  streng, 
dass  der  nicht  zahlende  Schuldner  in  gefiinglichcr  Halt  gehalten,  oder  wenn 
er  für  den  Fall  der  Nichtleistung  eine  Busse,  zu  zahlen  versprach,  oder 
wenn  er  die  Verpflichtung  eidlich  bekräftigt  hat,  noch  gestrafl  werden  kann. 

fi.  Die  Modalität  der  Verpflichtung  kann  so  beschaffen  sein,  dass  der 
Schuldner  nur  für  den  Fall  einer  eintretenden  Bedingung  oder  an  einem 
Verfalltage  haftbar  wird,  oder  dass  er  nur  zu  zahlen  verpflichtet  ist.  wenn 
auch  der  andere  Contrahent  seiner  Verpflichtung  nachkommt,  oder  dass 
er  nur  (als  Bürge)  dann  in  Anspruch  genommen  werden  kann,  wenn  der 
zuerst  Verpflichtete  nicht  zahlte.  Daher  die  Eintheilungen  der  Obligationen 
in  bedingte  und  unbedingte,  betagte  und  unbetagte,  einseitige  nnd  gegen- 
seitige, der  Hauptschuldncr  und  accessorische. 


1)  In  fr.9.  S-2.  D.  40.7.  (de  $tnt.  lih.)  wird  daher  sehr  richtig  bemerkt : eninohli- 
gntione  eontittere , quae  peennin  Ini  praeitnrique  pottunt.  v.  Savigny 
a.  a.  0.  S.  9. 

2)  Daher  »agt  der  römische  Jurist  Paulus  in  fr.  3 pr.  D.  44.7  (de  O.  et  A.):  Ohli- 
gationnm  tuhtlnniia  non  in  eo  contittit,  ut  nliquid  eorput  nottrum  nut 
tervitutem  nottram  facint , ted  ut  alium  uobit  obttringat  ad  dandum 
atiquid,  vel  faetendum  vel  praettandum. 
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C.  Der  Zweck  jedes  obligatorischen  Verhältnisses  ist  iininer  der,  dass 
es  durch  die  Zahlung,  d.  h.  die  V'oniahme  der  schuldigen  Leistung  zur 
Befriedigung  des  Gläubigers  beendigt  werde.  Allein  es  können  Thatsachen 
eintreten,  welche  die  Zahlung  unmöglich  machen.  Dann  fragt  es  sich,  wie 
es  sich  gestaltet,  d.  h.  wer  den  durch  eine  Ursache  dieser  Art  entstehen- 
den Verlust  oder  Schaden  zu  tragen  habe. 

Es  lassen  sich  zwei  Hauptlalle  unterscheiden. 

a)  Die  totale  oder  Ihcilweise  Unmöglichkeit  der  Leistung  kann  durch 
die  Schuld  des  Gläubigers  oder  des  Schuldners  entstanden  sein;  in  die- 
sem Falle  hat  der  Schuldige  den  Schaden  zu  tragen.  War  es  der  Gläu- 
biger, so  wird  sein  Forderungsrechi  ganz  oder  Iheilweise  vernichtet,  ohne 
dass,  wenn  er  zu  einer  Gegenleistung  verpflichtet  war,  er  von  dieser  be- 
freit wird.  War  es  der  Schuldner,  so  bleibt  die  Forderung  als  Anspruch 
auf  Schadensersatz  fortbestehen.  In  welchem  Umfang  aber  Gläubiger  und 
Schuldner  dann  halten,  hängt  vom  Grade  ihrer  Culpabilität  ab,  und  wird 
gleichfalls  durch  Rechlsregeln  genau  bestimmt,  deren  Inbegriß’  die  Juristi- 
sche Lehre  von  Doius  und  Culpa  bildet. 

b)  Die  Vornahme  der  Leistung  kann  aber  aucli  durch  den  Eintritt 
eines  zulälligen  Ereignisses  (Casus,  vis  mq/or  u.  dgl.)  ganz  oder  theilweise 
bewirkt  werden:  dann  fragt  es  sich,  wen  der  Schaden  trifft?  Weil  die 
menschlichen  Verhältnisse  beständig  der  Gefahr  zufälliger  Störungen  un- 
terworfen sind,  entsteht  schon  beim  Beginn  der  Schuldverhältnisse  die 
Frage:  wer  die  Gefahr  von  UnglücksfTdlen  (perieuhan)  zu  tragen  habe? 
Die  .Anwendung  des  Axioms:  ImpossibiUum  nuUa  obligatio  auf  solche  Fälle 
hat  die  natürliche  Wirkung,  dass  solche  Unglöcksfälle  den  Schuldner  von 
seiner  Leistung  befreien,  sobald  dieselbe  durch  dieselben  [ihysisch  unmög- 
lich geworden  ist.  Ist  der  andere  Theil  zu  einer  Gegenleistung  verpflich- 
tet, so  wird  er  von  dieser  seinerseits  nur  frei,  wenn  das  Schuldverhältniss 
ein  vollständig  gegenseitiges,  d.h.  die  wirklich  gemachte  Zahlung  einer- 
seits die  Conditio  sine  gua  non  der  Schuldverbindlichkeit  des  andern  ist. 
Der  Inbegriff  der  Rechtsregeln  hierüber  bildet  die  Juristische  Lehre  vom 
Periculum. 

D.  Der  im  Forderungsrechte  enthaltene  Anspruch  ist  ausschliesslich 
gegen  die  Person  des  Schuldners  gerichtet,  kann  deshalb  nur  gegen  ihn 
und  nicht  gegen  dritte  geltend  gemacht  werden,  daher  heissen  die  zum 
Schutze  dieser  Rechte  zustehenden  Klagen  persSalirhe  (Actiones  in  personam); 
aber  nicht  blos  passiv,  sondern  auch  activ,  hat  die  Schuldforderung  den 
Characler  eines  persönlichen  Rechts,  indem  sie  nur  dem  Gläubiger  zusieht 
und  auf  hört  dieselbe  zu  sein,  wenn  sie  mit  Ucbereinkunll  des  Schuldners 
von  seiner  Person  getrennt  wird.  Diese  Eigenschaft  der  Forderungsrechto 
hindert  Jedoch  nicht,  dass  der  Gläubiger  die  .Ausübung  derselben  an  einen 
andern  übertrage  d.  h.  einen  andern  ermächtige,  statt  seiner  die  Zahlung 
auch  zum  eigenen  Besten  zu  betreiben,  während  der  Gläubiger  auf  die 
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Scibslbelreibung  verzichtet.  Ein  solches  Geschalt  heisst  Cession  des 
Forderiingsrechts  und  ist  giciclifalls  der  Gegenstand  einer  wichtigen  Lehre 
des  Obligalionenrechls. 

Das  Axiom,  dass  das  Eorderungsrcchl  von  der  Person  des  Gläubigers 
untrennbar  sei,  leidet  jedoch  nach  dem  Rechte  der  meisten  handeltreibenden 
Völker  dadurch  eine  Art  Ausnahme,  dass  es  s.  g.  Obligalions  au  porteur 
giebt,  bei  welchen  der  jedcsm.alige,  Inhaber  des  Schuldscheins  der  Gläu- 
biger ist. 

E.  Das  Ende  der  Korderuugsrechte  wird  nicht  blos  durch  die  Bel'rie- 
diguiig  des  Gläubigers  herbeigelährt,  wie  durch  Zahlung.  Annahme  einer 
andern  Leistung  an  Zahlungsstatt,  Compensation  und  Novation  (Umwand- 
lung der  Obligatio  in  eine  neue),  sondern  auch  durch  Verzicht  und  das 
Eintreten  zufälliger  Ursachen,  die  ihr  ein  Ziel  setzen,  als  das  einer  auflö- 
senden  Bedingung,  eines  die  Erfüllung  hindernden  Casus  oder  Confusion, 
d.  h.  dadurch  dass  die  Schuldverbindlichkcit  auf  den  Gläubiger  übergeht, 
oder  die  Forderung  auf  die  Person  des  Schuldners,  so  dass  sic  die  Zah- 
lung an  sich  selbst  zu  machen  hätten,  was  nicht  möglich  ist. 

F.  Die  einzelnen  Obligationsverhältnisse  sind  so  verschiedenartig  ge- 
staltet, dass  man  eine  grosse  Anzahl  Hauptfällc  unterscheiden  kann. 

Was  namentlich  die  Forderungsrechle  aus  Verträgen  betrifft,  so  sind 
diese  a)  blos  einseilig  verpflichtende  Wohl thätigkeits vertrage,  als  die 
Schenkung  durch  Versirreehen,  das  unverzinsliche  Darlehen,  der  Leih  ver- 
trag, die  uneiitgeldliche  Uebcrnahnie  der  Besorgung  fremder  Geschäfte  und 
das  Depositum,  b)  Nothwendig  gegenseitige  Tauschverträge.  «)  .Auf 
Ei  gen  thumsaustatisch  gerichtete,  der  Tausch  vertrag  im  engem  Sinn, 
der  Kaufvertrag,  die  Societät,  wenn  sie  mit  Eigenthumshingabe  verbunden 
ist.  ß)  Verträge  auf  Benützung  fremder  Sachen  oder  Dienste  gegen  Ver- 
gütung, der  Pacht-  und  sonstige  Sachmiethevertrag,  die  Vermiethung  von 
Diensten,  Verträge  auf  sonstige  Dienstleistungen,  oder  Geschäflsbesorgung 
gegen  Belohnung  oder  Gegenleistung,  c)  Aleatorische  oder  Glücksverträge, 
als  Spielverträge,  Wetten,  .Assecuranzverträge  u.  a. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Wirkungen  dieser  Verträge,  so 
wie  über  die  speciellen  Erfordernisse  und  den  Umfang  der  Obligationen 
aus  andern  Entstehungsgründen  gehören  der  historischen  Grundlage  des 
Privatrechts  an,  und  können  daher  hier  nicht  näher  berücksichtigt  werden. 

Das  Familienrecht  '). 

141.  Die  materielle  Grundlage  des  Familienrechts  bildet  die  auf  einer 
Nntumothwendigkeit  d.  h.  auf  dem  schon  dem  thierischen  Organismus  des 
Menschen  immanenten  Gesetze  der  Erhaltung  der  Gattung  durch  den  Fort- 
pflanzungstrieb der  Individuen.  Es  erzeugt  zunächst  eine  ergänzende 


1)  V.  Savigny,  S^slcm  I.  §.  äl. 
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Gemeinschaft  zwischen  Mann  und  Weih,  welche  aber,  da  dieser  Trieb 
bei  dem  menschliclien  Geschlechle  den  höheren  geistigen  Character  der 
Liebe  hat,  als  moralisches  Band  sich  verwirklicht,  und  zwar  gemäss  den 
durch  die  Culturhöhe  eines  jeden  Volkes  bedingten  Sitlliehkeitsideen. 
Durch  Rechtsnormen  wird  die  rechtliche  Seile  des  oder  vielmehr  der  Ka- 
milienbande  bestimmt,  welche  dann  nach  den  Familien  eine  dreifache  Natur 
haben,  nämlich  die  physische,  die  sittliche  und  die  rechtliche  *).  Die  er- 
gänzende Geschlechlsgemeinschaft  von  Mann  und  Weib  führt,  wenn  ihr 
Hauptziel  erreicht  wird,  zu  der  zwischen  Eltern  und  Kindern;  als  deren 
Surrogat  das  der  Vormund-  oder  Pflegschaft  erscheint.  Demgemäss  zer- 
fällt das  Familienrecht  in  das  Elie-,  das  Eltern-  und  das  Vormund- 
schaftsrecht. 

I.  Durch  die  Regulirung  der  rechtlichen  Seite  der  Ehe  wird  dieselbe 
ein  Rechtsinstitut,  über  dessen  Begründung,  Wirkung  und  Ende  jedes  Pri- 
vatrecht Normen  aufstellt. 

A.  Die  regelmässige  Gestalt,  in  welcher  die  Lilie  bei  den  verschiede- 
nen Völkern  des  Erdbodens  vorkonimt,  ist  die  der  Polygamie  und  die 
der  Monogamie  (während  die  Polyandrie,  als  eine  Entartung  der  Gc- 
schlechtsverbindung  sehr  selten  ist).  Die  erste  ist  als  eine  niedere  Stufe 
der  sittlichen  Entwicklung  zu  betrachten,  obwohl  auch  das  Recht  der  po- 
lygamischen Völker  z.  B.  der  Indier  und  Moslemiten  (s.  oben  §.  65.  T5l 
eine  sehr  genaue  ins  einzelne  gehende  juristische  Ausbildung  erhielt.  Die 
bei  den  christlichen  Völkern  ausschliesslich  erlaubte  Ehe  Ist  die  Monogamie, 
deren  Eingehungsweise  einen  religiösen  Character  hat,  so  dass  noch  jetzt 
in  den  meisten  Ländern  die  kirchliche  Trauung  auch  der  juristische  Anfang 
des  ehelichen  Verhältnisses  ist. 

Doch  hängt  die  Gültigkeit  desselben  noch  von  andern  Bedingungen  ab, 
z.  B.  von  der  Einwilligung  der  Nupturienten,  der  ihrer  Elteni,  und  von  der 
Abwesenheit  jedes  gesetzlich  bestehenden  Ehchindernisscs. 

B.  Die  rechtliche  Stellung  der  Ehegatten  zu  einander  hat  eine  dop- 
pelte Beziehung,  nämlich  eine  rein  persönliche  und  eine  Vermögens- 
rechtliche. 

1)  Die  erste  hat  aber  einen  mehr  sittlichen  als  streng  juristischen 
Character,  indem  die  Erfüllung  der  durch  das  eheliche  Band  auf- 
erlegten  Verpflichtungen  durch  den  gewöhnlichen  Rechtszwang  nicht  er- 
zielt werden  kann,  und  die  Nichlleistung  derselben  keinen  Anspruch  auf 
(pecuniare)  Entschädigung  erzeugt;  doch  hat  diess  bei  der  Hintansetzung 
anderer  statL  z.  B.  der  auf  Ernährung  und  Unterhalt,  wo  sie  ein  Forderungs- 
recht auf  Alimentation  begriindeL 


1)  V.  Savigny,  S.  346 — 47.  Diess  spricht  Hegel  (Nalurrecht  J.  161)  rüchsichl- 
lich  der  Ehe  durch  die  Bezeichnung  aus;  sic  sei  die  rechtlich  sittliche  (Ge- 
schlechts-) Liebe. 
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2)  Die  Vem)ög;ensverhiilliiissc  können  verschiedentlich  bestimmt  sein, 
und  zwar  entweder  so,  dass  nur  der  Ehemann  ein  Vermögen  hat,  oder 
dass  beide  Gatten  ihr  eigenes  getrenntes  Vermögen  haben,  von  Seiten  der 
Frau  aber  dem  Mann  ein  Braiitschalz  zur  Mitbestreitung  der'  ehelichen 
Lasten  eingebracht  wird  (das  s.  g.  Dotah-eebt),  oder  dass  eheliche  Gü- 
tergemeinschaft statt  findet,  die  auf  verschiedene  Weise  regulirt  sein 
kann. 

C.  Die  Ehe  ist  ihrem  Zweck  nach  eine  auf  Lebenszeit  geschlossene  er- 
gänzende Gemeinschaft,  soll  daher  nur  durch  den  Tod  eines  der  Ehegatten 
aulhören.  Da  aber  das  Zusammenleben  derselben  oft  durch  so  lief  ein- 
greifende Zerwürfnisse  gestört  wird , dass  ein  ferneres  Fortbestehen  der 
Ehe  unmöglich  wird,  so  gestatten  die  Gesetzgebungen,  jedoch  nur  aus  be- 
sonders sanclionirlen  Gründen  auch  Scheidungen  d.  h.  entweder  vollstän- 
dige Trennung  der  Ehe,  so  dass  den  gewesenen  Ehegatten  eine  Wieder- 
verheirathung  mit  einem  oder  einer  Andern  erlaubt  ist,  oder  dass  eine 
blosse  Trennung  zu  Tisch  und  Bett  statt  findet. 

H.  .Auch  das  Verhältniss  zwischen  Eltern  und  Kindern  ') 
hat  eine  natürliche  und  sittliche  Grundlage  und  einen  rechtlichen  Characler. 

A.  Die  Natur  pflanzte  in  die  Herzen  der  Erzeuger  die  Liebe  zu  den 
Erzeugten,  welcher  die  hingebende  Gegenliebe  der  letzten  zu  jenen  ent- 
spricht. -Aus  beiden  geht  die  sittliche  Verpflichtung  der  ersten,  die  Kinder 
zu  erhalten  zu  erziehen  und  zu  künftiger  Selbsterhaltung  heranzubilden, 
hervor,  und  die  der  Unterwerfung  der  letzten  unter  die  elterliche  Gewalt, 
welche  in  der  Regel  dem  Gatten  als  Familienoberhaupt  und  auf  eigen- 
ihümlich  gestaltete  Weise  als  väterliche  Gewalt  zusteht,  und  auch  zunächst 
mehr  sittliche  Verpflichtungen  als  juristische  Verbindlichkeiten  — jedoch 
auch  solche  erzeugt. 

Man  k.ann  an  diesem  Rechte  zwei  Seiten  unterscheiden;  es  erscheint 
nämlich  einerseits  als  ein  dem  Eigenthum  ähnliches  Recht  des  Vaters  an 
den  Kindern,  welche  ihm  angehören  und  mit  steigender  Altersreife  Haus- 
dienste zu  leisten  haben ; andrerseits  als  eine  Schutzgewalt  über  die  Kin- 
der, oder  als  eine  zu  ihrem  Besten  angeordnete  Bevormundung,  Das  Fa- 
milienrecht  der  verschiedenen  Völker  oder  Zeilen  kann  daher  so  gestaltet 
sein,  dass  der  haus  herrliche  oder  dass  der  vormundschaftliche 
Charucter  vorherrscht ; im  ersten  Falle  wird  sie  strenger,  im  letzten  milder  sein. 

B,  Das  Untergebensein  der  Kinder  unter  die  Gewalt  des  Familienober- 
haupls  hat  auch  vemiögensrechlliche  Folgen,  und  zwar  a)  die  dass  das 
von  den  Kindern  erworbene  Vermögen  entweder  ganz  oder  theilweise  an 
das  Familienoberhaupt  rällt,  so  dass  dicse.s  durch  die  Hauskinder  unmittel- 
bar Eigenthum  zu  erwerben  pflegt,  b)  dass,  was  das  den  letzten  eigene 
Vermögen  bctrilR,  der  Vater  wenigstens,  so  lange  sie  noch  nicht  reiferen 


1)  V.  Savigny,  System  I.  S.  353  folg. 
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Allers  sind,  die  Verwaltuns  desselben,  jedoch  ohne  Vcräusserunpsrcchl  und 
mit  einem  Niessbrauch  daran  zu  führen  hat;  ja  dass  oft  während  der  ganzen 
Dauer  der  väterlichen  Gewalt  über  die  Kinder  dem  Hausvater  diese  Rechte 
zustehen. 

C.  Die  natürliche  Enislehungswcisc  der  välerlichen  Gewalt  ist  die  Ge- 
burt der  Kinder  und  zwar  vor  allem  die  eheliche,  indem  riicksichtlich  ehe- 
lich gebomer  Kinder  die  Vaterschaft  des  Gatten  gesetzlich  präsumirt  wird. 
Doch  kann  der  Vater  auch  über  aussereheliche  von  ihm  eneugle  Kinder 
eine  solche  Gewalt  (durch  die  s.  g.  Legitimation  der  Kinder)  erwerben,  ja 
die  Gesetzgebungen  vieler  Völker  lassen  die  Annahme  fremder  an  Kindes- 
statt  zu. 

D.  Das  Ende  der  väterlichen  Gewalt  wird  nicht  blos  durch  den  Tod 
der  Kinder  oder  der  Eltern  herbeigeführl , sondern  auch  durch  eine  s.  g. 
Emnncipatiun  derselben  d.  h.  ihre  gesetzlich  regulirte  förmliche  Entlassung 
aus  dem  Familienverband;  endlich  aus  andern  gesetzlichen  Gründen. 

E.  Zwischen  den  Erzeugern  und  den  Erzeugten  besteht  noch  ein  an- 
deres natürliches  Verhältniss,  welches  die  Unterlage  verschiedener  recht- 
lichen Beziehungen  ist:  nämlich  die  auf  der  Einheit  des  Bluts  beruhende 
Verwandtschaft  *)  (Cognalio).  Da  diese  auch  bei  Personen  vorkommt, 
welche  von  gemeinsamen  Erzeugern  abslammen,  so  ist  sie  auch  unter  Ge- 
schwistern und  entfernteren  Seitenverwandten  vorhanden. 

Es  werden  daher  Linien  und  Grade  der  Verwandtschaft  unterschieden, 
und  vor  allem  sind  die  durch  eheliche  Geburt,  also  die  auf  die  durch  die 
Sitte  geheiligte  Weise  entstandene  Verwandtschaft,  ausgezeichnet,  und  in 
derselben  die  durch  Männer  gebildete  Agnatie.  Die  Gesammtheit  aller  Agnaten 
oft  sogar  auch  der  Cognaten  ist  die  Familie  im  weiteren  Sinne  und  erscheint 
im  Rechte  oft  als  eine  Art  Gesammtbürgschaft  *),  in  welcher  einer 
für  den  andern  einsieht.  Das  Vermögen  jedes  Familiengliedes  geht  hei 
seinem  Tode  auf  die  ihm  nächsten  Verwandten  über;  die  Pänheit  des  Bluts 
ist  die  Grundlage  des  natürlichen  Erbrechts;  andrerseits  werden  eheliche 
Verbindungen  unter  allzu  nahen  Verwandten  als  naturwidrig  und  unsittlich 
behandelt,  so  dass  die  Verwandtschaft  wie  zum  Thcil  auch  die  ihr  nach- 
gebildetc  Schwägerschafl  Ehehindemisse  erzeugt,  welche  durch  die  Ge- 
setzgebung genau  flxirt  zu  sein  pflegen. 

III.  Elternlosen  hülfsbedürnigcn  Personen  ist  der  Schulz  dritter  nö- 
thig,  und  wo  er  eintrilt,  findet  ein  der  väterlichen  Gewalt  analoges  Ver- 
hältniss, jedoch  nur  zum  Besten  und  im  Interesse  des  Pfleglings  statt: 
diess  ist  die  Vormund  - oder  Pflegschaft  (tvtela  et  cura)\  sie  kommt 
vor  allem  bei  Unmündigen  und  bei  Minderjährigen  vor,  dann  bei  geisles- 

1)  V.  Savigny,  Syslrm  I.  S.  354. 

2)  Auf  ihr  bcrulit  das  bei  so  vielen  Völkern  vurkommende  Recht  der  Familien-  oder 
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kranken  iircsshaHeii  Personen,  und  überhuupl  bei  allen,  welche  aus  irgend 
einem  Grunde  ihre  Angelegcnheilen  zu  besorgen  ausser  Stand  sind. 

A.  Diese  Schutzgewalt  des  Vormunds,  obwohl  ein  Recht,  hat  doch 

den  Character  einer  Last  oder  eines  belästigenden  Amts , zu  dessen  Ueber- 
nahine  eine  Verpflichtung  vorausgesetzt  wird.  Es  unterliegen  derselben 
zunächst  die  Verwandten  der  Schutzbedürltigcn,  weil  sic  auch  Erben  des 
Pfleglings  zu  werden  berufen  sind:  denn  „i/ii  succestionis  eimlumetUum, 
ihi  lutelae  onus  esse  debet.“  Auch  haben  sie  ein  Interesse,  das  Vermögen 
des  Pfleglings  zu  erhallen.  Oft  werden  auch  Freunde  der  Schutzbedürlli- 
gen  von  deren  verstorbenen  Eltern  erwählt,  um  sich  der  Uebemahiuo  der 
Pflegschaft  zu  unterziehen,  und  liir  Nothfälle  ernennt  die  Staatsbehörde  den 
Pfleger,  und  die  Gesetzgebung  schreibt  zum  gemeinen  Besten  Aller  vor: 
dass  die  aus  irgend  einem  Grunde  zur  ücbernahme  einer  VorinundschaIX 
Berufenen  sich  derselben  ohne  besondere  gesetzlich  festgestellle  Entschul- 
digungsgründe nicht  entziehen  können.  .. 

B.  Die  Rechte  und  Amtspflichten  der  Vormünder  werden  gleichfalls 
durch  die  Gesetzgebung  näher  bestimmt,  sic  beziehen  sieh  auf  die  Sorge 
für  die  Person  des  Pfleglings,  wo  er  einer  bedarf,  auf  sein  Vermögen  und 
auf  dessen  Vertretung  oder  Unterstützung  bei  Eingehung  von  Rechtsge- 
schäften und  zur  Führung  von  Rechtsslrciligkeiten,  Endlich  ordnet  die 
Gesetzgebung  Garantien  gegen  den  Missbrauch  der  vormundschafllichen 
Gewalten,  und  setzt  fest,  auf  welche  Weise  Vormundschaften  beendigt 
werden. 


Das  Erbrecht  '). 

112.  Durch  das  Ableben  einer  Person  verliert  ihr  Vermögen  seinen 
Herrn  und  es  entsteht  nolhwendig  die  Frage,  was  aus  demselben  werden 
solle?  Was  die  körperlichen  Sachen  desselben  betrifft,  so  könnten  sie  zu 
res  nullius  geworden  sein,  um  als  solche  dem  ersten  Uccupantcn  überlassen 
zu  werden.  Eine  Occui>alion  der  Forderungsrechte,  die  dem  Verstorbenen  zu- 
standen,  dagegen  ist  nicht  einmal  denkbar  und  die  ganze  Masse  wird  je- 
derzeit von  den  Gläubigern  des  Verstorbenen  als  ein  natürliches  Unter- 
pfand ihrer  Ansprüche  gegen  ihn  angesehen.  So  bildet  von  selbst  sich  die 
Rechtsansicht,  dass  die  vermögcnsrcchtliche  Einheit  der  Verlassenscbafl 
auch  nach  dem  Tode  ihres  Eigners  fortbestehc  und  dass  durch  Rechtsvor- 
schriften festgesetzt  werden  müsse,  wer  nun  in  diesclire  einzutrclen  und  so 
zu  sagen  die  vermögensrechtliche  Persönlichkeit  fortzusetzen  habe  (gui 
vicem  defuncti  sustineat)? 

A.  War  der  Verstorbene  Familienoberhaupt,  so  werden  die  vorhan- 
denen Mitglieder  der  Familie,  für  welche  als  die  Seinigen  der  V'erstorbene 
ja  auch  das  Vermögen  erwarb,  und  in  dessen  factischem  Mitgenuss  sie  sich 

1)  V.  Savigny,  System  I,  S.  380. 
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hei  seinen  I.ehzcilen  hefanHen,  im  Besitze  dessell)en  bleiben,  zugleich  aueli 
von  seinen  Gläubigern  in  Anspruch  genommen  werden. 

Die  Descendenlcn  eines  Verstorbenen  sind  also  <lessen  nächste  — 
natürliche  Krben.  In  deren  Kmianglnng  werden  sieh  seine  durch  die 
Finheit  des  Bluts  mit  ihm  verbundenen  Aseendenten  und  Geschwister  als 
solche  ansehen,  und  wenn  es  auch  an  solchen  gebricht,  entferntere  Ver- 
wandte. Die  Erbfolgeordnung  wird  durch  besondere  Normen  genauer  be- 
slinnnl. 

Auf  diese  Weise  ist  also  die  s.  g.  Intestal-Erbfolge  das  erste 
und  natürliche  Erbrecht.  Allein  in  wie  weit  der  Verstorbene  zu  seinen 
Lebzeiten  ununischnlnkter  Herr  seines  Vermögens  war,  so  durfte  er  auch 
Stöcke  oder  Theile  desselben  schenkuugsweise  verüusscm,  so  dass  später 
seine  Erben  keine  Ansprüche  auf  dieselben  erwerben  konnten.  Eine  solche 
Schenkung  kann  aber  auch  so  gemacht  werden,  dass  der  Schenker  erst 
vom  Augenblick  des  To<les  des  Schenkers  an  sein  Recht  an  die  Sache 
auf  Andere  übertragen  haben  will.  In  einem  solchen  Falle  gehen  dann  die 
ihm  zugewiesenen  (Jegnnstände  nicht  auf  die  natürlichen  Erben,  sondern 
auf  die  vom  Verstorbenen  honorirten  Dersonen  über,  denen  die  Nonnen  des 
Privalrechts  dann  die  Eigenschaft  eines  Veriretei-s  der  vermögensrechtli- 
chen Persönlichkeit  des  Erblassers,  wenn  dicss  des  letzten  Wille  war, 
erlheilen  können.  Geschieht  dicss,  so  entsteht  das  s.  g.  testamentari- 
sche d.  h.  auf  einer  vor  Zeugen  a'usgesprochencn  Willensäusserung  des 
Verstorbenen  benihende  Erbrecht.  Die  blos  mit  Vergebungen  einzelner 
Sachen  von  ihm  Begünstigten  sind  aber  nicht  Erben , sondern  nur  Ver- 
mächtnissnehmer  (Legatare). 

Auf  diese  Weise  ist  die  Entstehung  sowohl  des  Inlestat-  als  des 
testamenlarischcn  Erbrechts  und  der  Legale  ganz  natürlich  zu  erklären. 

ln  Ermanglung  aller  Erlien,  und  nur  in  solchen  E'ällen,  wird  das  bishe- 
rige Privatvermögen  des  Verstorbenen  gewöhnlich  dem  Staal.svermögen  er- 
worben oder  besonderen  Genossenschaften  überlassen: 

Der  Inbegriff  der  Rechtsnormen  über  die  gesammte  Erbfolge  bildet  das 
Erbrecht,  und  in  der  Aufstellung  desselben  liegt  die  V'ollendung  des  Orga- 
nismus des  Vermögenrechts,  ja  des  Privalrechts,  welches  über  die  Le- 
bensgränze  des  Individuums  hinaus  .erstreckt  wird  •). 

C.  Die  durch  die  Erbfolge  entstehenden  vermögensrechllichen  Verhält- 
nisse sind  ihrer  Natur  nach  sehr  mannigfaltig  und  der  zahlreichen  Bestim- 
mungen wegen,  welche  das  Pri valrecht  über  sie  feslzusetzcn  hat,  oft  sehr 
verwickelter  Art;  daher  bildet  das  Erbrecht  nächst  dem  Obligalionsrccht 
den  umfassendsten  Thcil  des  PrivalrecliLs.  Es  wird  ncmlich  in  demselben 
nicht  hlos  ein  System  der  Inleslaterbfolgc  fcslgcselzl,  sondern  cs  werden  auch 


1)  V.  Savigny,  a.  a.  0.  S.  385. 
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genaue  Normen  oufgeslelll  über  die  Erfordernisse,  Form,  die  Wirkungen  und 
mögliche  Enlkraflung  der  Teslamenlc,  der  sonstigen  letztwilligen  oder  auf 
das  Erbrecht  bezüglichen  Reehlsgeschälle  z.  B.  der  Erbverträge,  über  das 
V'erhiiltniss  der  testamentarisclien  und  Intestat-Erljen,  über  die  den  letzten 
als  Ptliclilthcilsberechtigten  oder  Nutherben  zu  liinteiiassenden  Tlieile  der 
Erbschalt,  über  das  Verhältniss  der  Erben  sowohl  unter  einander  als  zu 
den  blossen  Vermiiehtnissnehmem,  so  wie  zu  den  Gläubigem  und  Schuld- 
nern des  Erblassers;  ferner  nicht  blos  über  die  Delation,  sondern  auch 
über  die  Acquisition  der  Erbschaft,  d.  h.  deren  definitiven  Uebergang  in 
das  Verniügen  des  Erben  und  die  Wirkungen  desselben ; endlich  Grund- 
sätze über  die  Erbfolge  in  besondere  durch  Gesetz  oder  gesetzlich  gültige 
Anordnungen  der  Ahnherrn  des  Verstorbenen  aus  der  Vermögensmasse 
ausgeschiedene  (s.  g.  Stamm-  oder  Fideiconimiss  -)  Güter  u.  s.  w. 

Alle  diese  Bestimmungen  beruhen  auf  der  historischen  Grundlage  des 
Rechts  und  sind  daher  nach  den  Gesetzgebungen  der  Völker  sehr  von 
einander  abweichend. 

Das  s.  g.  Ac ti onenreeht  '). 

143.  Sind  wir  genöthigt  ein  uns  zusIchendes  Hecht  dadurch  auszu- 
üben,  dass  wir  es  einem  dasselbe  uns  Bestreitenden  gegenüber  vor  einem 
Gerichte  geltend  machen,  so  erwächst  uns  aus  demselben  das  nun  als  be- 
sonderes Recht  sich  gestaltende  der  Klage  (diess  Wort  im  weitesten  Sinn 
genommen),  und  deren  Zuständigkeit  gegen  einen  bestimmten  Beklagten  er- 
zeugt denn  ein  eigenes  dem  Scliuldverhältniss  analoges,  oft  aber  mit  die- 
sem zusammenfallendes  Rcclitsverhältniss  zwischen  ihm  und  dem  Kläger. 
Dasselbe  hat  seine  eigcnthümllche  juristische  Natur,  und  sowohl  nach  der 
Verschiedenheit  des  bestrittenen  und  zu  schützenden  Rechtes  als  nach  der 
Eigenlhümlichkclt  des  auf  dasselbe  gerichteten  Angriffs  verschiedenartige 
Gestaltungen. 

A.  Klage,  AcHo,  heisst  das  angriffsweise  zuständige  Rechtsmittel,  wo- 
durch der  Richter  vom  Kläger  angegangen  wird,  einen  andern,  der  sein 
Recht  bestreitet,  und  in  der  Ausübung  desselben  ihn  stört,  vorzuladen,  den 
Rechtsstreit  zu  untersuchen  und,  wenn  die  Zuständigkeit  des  Rechts  dar- 
gethan  ist,  denselben  zu  verurtheilen,  diess  Recht  anzuerkennen,  den  durch 
ihn  gestörten  Rechtszustand  factisch  wieder  herzustellen  und  den  durch 
die  Störung  veranlassten  Schaden  zu  ersetzen. 


l)  V.  Savigny,  System  BJ.  V S.  t folg.  Mil  Recht  bctncrkl  S.  3 d'cscr  Schrift- 
steller : „die  Ktagreehle  tiilden  keine  sclbslsländigc  Klasse  von  Rechten , auf 
gleicher  Linie  stehend  mit  den  Reelilen  der  Familie,  dem  Eigenihum  u.  s.  w. 
Sie  gehören  vielmehr  zu  dem  Entwicklungsproccss  oder  der  Metamorphose,  die 
in  jedem  selbslstöndigen  Recht  einirelcn  kann.“  Demungeachlet  ist  die  zusUlndig 
gewordene  Klage,  actio  aata,  ein  eignes  Recht  des  Klägers. 
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A.  Jede  Klagte  setzt  zwei  Gnindbedingung:en  voraus:  nSmlich  n)  dass 
sie  in  thesi  begründet  d.  h.  überhaupt  durcli  Rechtsnornien  zugelassen  sei ; 
b)  dass  sic  auch  in  hypothesi  begründet  d.  h.  dass  ein  Thatbesland  ein- 
getreten sei  '),  welcher  den  Kläger  in  den  Stand  setzt,  sich  des  concrcten 
Rcchlsntittels  zu  bedienen.  Diese  beiden  KiTordemissc , d.  h.  das  eines 
Rcchtssatzes  und  das  der  Thatsachen,  verhalten  sich  zu  einander, 
wie  der  Ober-  und  Uiitersatz  eines  Syllogismus,  und  zwar  so,  dass  die 
Richtigkeit  des  ersten,  weil  ja  der  Richter  das  geltende  Recht  kennen  muss, 
vom  Kläger  nicht  *),  wohl  aber  die  Wahrheit  der  von  ihm  als  vorhanden 
angegebenen  Thatsachen,  falls  diese  vom  ßeklagtcn  in  Abrede  gestellt  wer- 
den, zu  beweisen  ist.  Hiebei  gilt  die  Regel:  Actore  non  probante  absolvi- 
tur  reus  eliamsi  nihil  praesiilerit  *). 

C.  Die  Klugen  unterscheiden  sich  theils  nach  dem  Gegenstände,  auf 
welchen  sie  gerichtet,  theils  nach  dem  Recht,  zu  dessen  Schutze  sie  un- 
geordnet sind,  theils  nach  dem  bei  denselben  eintretenden  Verfahren.  In 
erster  Beziehung  unterscheidet  man  die  possessorischen  d.  h.  ledig- 
lich .auf  die  Erhaltung  oder  Wiedererlangung  des  Besitzes  einer  Sache,  und 
die  petitorischen  d.  h.  die  auf  die  Anerkennung  des  Rechts  selbst  ge- 
richteten Klagen.  Gehen  dieselben  auf  die  Wiedererlangung  einer  Sache 
oder  den  Ersatz  eines  Vermögensverlustes,  so  heissen  sie  actiones  rei  per- 
seculoriae,  wenn  auf  die  Bezahlung  einer  Busse,  poenalex,  wenn  auf  beides 
zugleich,  inixtae.  Des  Gegensatzes  der  möglicher  Weise  gegen  Jeden  zu- 
stehenden  dinglichen  und  der  persönlichen  d.  h.  immer  nur  gegen  den  spe- 
ciellen  Schuldner  zuslchcndcn  Klagen  ist  schon  Erwähnung  geschehen;  zu 
den  ersten  gehören  auch  die  auf  die  Anerkennung  von  Standesrechten  ge- 
henden Klagen,  die  weil  sie  gewöhnlich  zum  Behuf  der  Anstellung  .anderer 
Klugen  stattfinden,  Praejudici.alklagcn  genannt  werden. 

Die  Verschiedenheit  der  Klagen  nach  dem  Verfahren  gehört  mehr  dem 
Process-  als  dem  Privatrechte  an. 

D.  Auch  zum  Schutze  der  Beklagten  sind  unter  dem  Namen  Einre- 
den Rechtsmittel  ungeordnet,  vermittelst  welcher  sie  die  Abweisusg  des 
Klägers  erwirken  können  und  zwar,  a)  wenn  die  Klage  zwar  früher  be- 
gründet war,  aber  im  Augenblick  ihrer  Anstellung  dem  Kläger  nicht  mehr 
Zustand;  b)  wenn  zwar  die  Klage  begründet  ist,  die  Verurtheilimg  des 
Beklagten  aber  wegen  besonderer  ihm  günstiger  Gründe  eine  Ungerech- 
tigkeit oder  Unbilligkeit  sein  würde  * ) ; c)  endlich  wenn  die  Klage  nicht 


1)  Die  Proceanialistcn  nannten  liaiiflg  die  erste  Grundbedingung  der  Klage  d.as 
fundanuHtum  ngendi  remotum,  die  zweite  proximum. 

2)  Nur  wenn  der  Kläger  sicli  auf  ein  nicht  notorischea  Gewohnheitsrecht  stotzt,  hat 
er  die  RcaUläl  desselben  zu  beweisen. 

3)  C.  2,  8.  C.  4,  19  {de  Prohation.'). 

4)  Es  heisst  daher  in  pr.  J.  4.  13  {de  Bxception.)'.  Comparntae  tunt  excep- 
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zur  rechten  Zeit  oder  nicht  vor  dem  competenten  Gericht  oder  auf  eine 
ungehörise  Weise  angeslellt  worden  ist.  ln  den  beiden  letzten  Fullen 
wurden  die  Einreden  bei  den  Römern  Exceptiones  genannt  und  in  per  ern- 
torische  und  dilatorische  eingetheilt  '),  weil  sic,  wie  auch  die  die 
Klage  absolut  zerstörenden , entweder  dem  Klagerecht  für  immer  ein  Ende 
machen,  oder  nur  für  den  Augenblick  die  erfolgreiche  Anstellung  der 
Klage  hindern. 

lede  Einrede  muss  wie  die  Klage  selbst  in  thesi  und  in  hypolhesi  be- 
gründet sein,  und  der  sie  vorschützende  Beklagte  muss  die  Wahrheit  der 
Thatsachen,  worauf  er  sic  stützt,  falls  sie  vom  Klüger  in  Abrede  gestellt 
werden,  beweisen,  ein  Hechlsprinzip,  das  man  in  das  Sprüchwort;  Re%u 
excipiendo  fd  actor  zu  kleiden  pflegt. 

E.  Den  Exceptiones  stehen  möglichen  Falles  RepHcationes  auf  dieselbe 
Weise  entgegen,  wie  sie  selbst  den  Klagen,  den  RepHcationes  wieder  Du- 
pUcationes  u.  s.  w. 

F.  Was  die  übrigen  zum  Schutze  der  Privatrechte  gestatteten  Rechts- 
mittel bcIrifR,  so  gehört  deren  Angabe  und  Beleuchtung  zur  Darstellung 
des  Prozessrechts. 


11.  Capitel.  ■■  vv 

• iljje.'. 

Ceirkichllirke  Brlenrbliag  des  ii  BesUchltuid  gelleidea  PrivatrecUi. 

F.inleitung. 

144.  Der  frühste  weltgeschichtliche  Entwicklungsgang  des  Prival- 
rechts  ist  grosscnlheils  aus  den  im  ersten  Theile  gegebenen  Umrissen  der 
Rechtssysteme  der  wichtigsten  Völker  des  Orients  und  des  Alterthums  er- 
sichtlich. eine  höhere  Ausbildung,  die  zugleich  seine  technische  Vollen- 
dung war,  erhielt  es  bei  den  Römern,  und,  wie  oftmals  von  uns  bemerkt, 
ist  das  System  des  römischen  Civilrechts  das  Normalrecht  aller  civilisirten 
Länder  geworden.  Bei  den  germanischen  und  romano-germ.anischen  Völkern 
durchdrang  es  das  angestammte  nationale  Recht , und  aus  der  Verbindung 
beider  ging  auch  das  in  Deutschland  noch  geltende  Privatrecht  henor, 
welches  jodoch  im  Mittelalter  durch  den  Einfluss  des  kanonischen  Rechts, 


tiones  defendendorum  eorum  grntia,  cum  t/uibus  agitur  : saepe  euim  ueeidit, 
ut  licet  ipsa  persecutio,  qua  actor  experitur,  justa  sit,  tnmtu  iniqun 
Mit  adversut  cum,  cum  quo  agitur  etc.  oder  wie  GajnsIV,  llOsagt:  saepe 
accidit,  ut  quis  jure  civili  teneatur,  ted  iniquum  tit  eum  coademuari. 

1)  Jene  heissen  auch  perpetuae,  quia  temper  ageatibut  obstant,  diese  tempo- 
ratet,  quae  ad  tempus  tiacent  i.  e.  temporit  äilatienem  tribuauL  $.  9. 
10.  J.  eod. 


Digitized  by  Google 


417 


dom  durcli  die  siiiUeron  V'olksniisiclilen,  in  der  ncuslcn  Zeit  endlich  diireli 
den  der  pliilo8n|ihischen  Ideen  inndiiicirt  und  llieilweise  iimgesUdlel  wurde. 
Von  welcher  lirundlnsc  nus  und  auf  welche  Weise  in  den  verschiedenen 
Lehren  das  l'rivalrechl  unseres  Valcrlandes  sich  enlwickelle  und  neuge- 
slallelc,  ist  die  von  der  geschichtlichen  Ueleuchlung  desselben  zu  lösende 
Aufgabe. 

-Aus  welchen  Quellen  die  Normen  desselben  geschöpfl  werden,  ist  aus 
der  im  ersten  Ilaiiptlheil  dieses  Werkes  gegebenen  Qiiellengeschichle  des 
Rechts  ersichtlich:  sic  sind,  um  es  hier  nochmals  zu  crwrihnen,  das 
Corpus  jiiris  civilis  und  canonici,  die  deutschen  Reichsgesetze,  die  älteren 
Partikularrechte,  die  neueren  nllgemcinen  bürgerlichen  Gesetzbücher  und 
einzelne  auf  die  Reform  des  Civilrechts  gerichtete  Gesetze. 

Die  bei  dieser  geschichtlichen  Darstellung  einzuhaltcndc  Ordnung  ist 
folgende:  Es  sollen  behandelt  werden  1)  die  Slandesverhältnisse,  2)  ilie 
Bcsitzverhältnissc  und  die  dinglichen  Rechte,  3)  das  Obligationenrechl, 
4)  das  Familien-  und  5)  das  Erbrecht,  G)  endlich  die  (!rimd/.üge  des 
Lehen-,  des  Handels-,  See-  und  Wechselrechts. 

S t a n d e s V e r h ä 1 1 n i s s e.  *) 

145.  Die  Kunde  der  ältesten  in  ihrer  Ursitte  wurzelnden  Stondesver- 
hültnisse  bei  den  germanischen  Völkern  ist  durch  Tacitus  (in  seinem 
Werkchen  de  morihus  Germanornm)  erhalten  worden,  und  der  ge.schicht- 
lichc  Entwicklungsgang  derselben  zeigt,  dass  jene  Urzustände  der  Aus- 
gangspunkt und  eine  Haupigrundlage  des  Personenrechts  in  Deutschland 
bis  zum  lieginn  der  neusten  Zeit  geblieben  sind. 

I.  Nach  Tacitus  *)  unterschied  man  bei  den  Germanen  Freie  und 
Unfreie;  jene  bestanden  nur  aus  den  Freigebomen  und  zeifielon  in  zwei 
Klassen,  die  blos  frei  Gehörnen  ingenui  und  die  Vornehmen  nohiles;  diese 
bestanden  nus  den  von  ihm  servi  genannten  Leibeigenen  und  den  von 
ihm  als  libertini  aufgeführten  Hörigen  (oder  halbfreien)  , zu  welchen 
die  Freigelassenen  gehörten , weil  sic  eben  so  wenig  wie  die  Leibeignen 
die  volle  Rechtslähigkeit  hatten  und  stets  durch  einen  Freigeborenen  als 
ihren  Schulz-  oder  Schirmherni  den  Freigeburnen  gegenüber,  namentlich 


1)  Vcrgl.  M i I tc r nia i u r , GruiidsSIxc  des  deutschen  Privaircchls  §.  44  a.  folg. 
Certicr,  Sjsloiii  des  deutschen  l’rivatreclils.  jj.  34-5*.  Eichhorn,  deutsche 
Staats-  und  Rechtsgcschichlc.  S-  46  folg.  337  folg.  Zöpfl,  deutsche  Sloals- 
iind  nechtsßesehichte  H.  tl.  7—30.  Wailz,  deiilsclie  Verfassuiigsgeschichle 
1S44  2 Bde.,  vor  .\llen  aber  Waller,  deutsche  llechlsgeschichle  II.  Buch  v. 
$.  359  an. 

2)  Tacitus,  c.  19.  25.  Auch  c,  13.  7.  Eichhurn  a.  a.  0.  ZOjifI  a.  a.  0. 
Wailz,  deutsche  Verfassungsgcschichte  B.  1.  S.  32.  65  und  der  ihm  folgende 
Waller,  deutsche  Rcchlsgeschichle  $.  9 — 12.  359. 
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im  Volksgericht  vertreten  werden  mussten,  dessen  Gewalt  sie  freilich  weni- 
ger streng  wie  die  Leibeignen  untergeben  waren.  Doch  erscheinen  auch 
diese  nicht  wie  die  römischen  Sklaven  als  Rechtlose;  sie  hatten  eine  ob- 
wohl sehr  beschränkte  juristische  Persönlichkeit,  waren  'meistens  mit 
einem  Gute,  das  sie  zu  bebauen  hatten,  verbunden , mit  dem  sie  an  dessen 
neuen  Herrn  übergingen,  doch  wurden  sie  auch  einzeln  verkauft  und  ver- 
schenkt und  als  Diener  des  Hauses  benützt. 

Ob  die  von  Tacitus  hervorgehobenen  nobiles  einen  eignen  Stand 
mit  besonderen  Vorrechten  bildeten,  oder  ob  sic  nur  aus  den  bei  dem 
Stamm  wegen  ihrer  Geburt  oder  ihrer  Verdienste  in  hoher  Ehre  stehen- 
den Vornehmen  bestanden,  aus  welchen  auch  die  Könige  gewählt  wurden, 
lässt  sich  mit  Gewissheit  nicht  bestimmen  ');  doch  scheint  das  letztere 
wahrscheinlicher.  Der  /ngemms  war  der  vollberechtigte  Germane  und 
zwar  vor  allem  als  waffenlähiger  Grundbesitzer,  und  der  Nobilis  scheint 
keine  grössere  Rechtsfähigkeit  gehabt  zu  haben. 

11.  ln  den  in  Folge  der  Völkerwanderung  von  den  Germanen  gegrün- 
deten Reichen  findet  man  diese  standesrechtlichen  Zustände  genauer  aus- 
gebildet  wieder.  *) 

Die  volle  Rechtsfähigkeit  steht  jedem  Ingemnts  zu;  der  NobiKs  ist 
der  durch  Geburt,  grossen  Gfllerbesilz  oder  durch  seine  politische  Stellung 
höherstehende,  hat  ein  höheres  Wergeid  als  der  gewöhnliche  Freige- 
bome,  ist  aber  in  privatrechtlichcr  Beziehung  nicht  von  ihm  verschieden, 
nur  besteht  zwischen  beiden  ebenso  wenig  connubium,  wie  ^wischen  der 
Klossc  der  Freien  und  Unfreien.  Der  Leibeigene  (servus)  ist  theils  Haus- 
diener oder  Knecht,  theils  willkürlich  belastbarer  Gutsbauer,  zu  Herren- 
diensten (Frohnden)  und  zu  Natural-  zuweilen  auch  zu  Geldleistungen 
verpflichtet,  und  kann  ohne  den  Consens  seines  Herrn  keine  Ehe  eingehen. 
Auch  der  Hörige,  sehr  häufig  jedoch  nicht  nolhwendig  Gutsbauer  oder 
Hintersass,  ist  zu  Leistungen  an  seinen  Schutzherm  verpflichtet;  doch 
sind  diese  gewöhnlich  flxirt  und  zwar  regelmässig  dahin,  dass  er  einen 
jährlichen  Kopfzins  (ceruus  oder  tributum)  als  Schutzgeld  zu  zahlen  Itat, 
eine  Abgabe  bei  seiner  unter  Zustimmung  des  Schutzherm  einzugehenden 
Ehe,  und  dass  dieser  bei  seinem  Tode  ein  mortuarium  bezieht.  Zur  Klasse 
der  Hörigen  gehört  der  Freigelassene  (Hbertinusj,  der  oll  unter  der  Benen- 
nung litus  vorkommende  Halbfreic  und  jeder  Freigeborne,  der  sich  als 
SchutzhUriger  oder  Pflcghafler  (bomo  Iribularius)  einem  Schulzherrn  (mei- 


1)  Diese  wichtige  Frage  ist  nicht  hlos  von  Eichhorn,  Zö|>fl,  Waitz  in  ihren 
öfter  angefulirten  Werken  b>'handelt  worden,  sondern  aucli  in  ausgezeichneten 
Monographien,  unter  welchen  die  v.  Savigny’s  von  1826  und  Haurcr's 
von  1846  vor  allen  zu  nennen  sind.  Waller  $.  410. 

2)  Waller  10. 

3)  Waller  S.  411— 414. 
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slens  einer  Kirche)  unterwarf.  Die  Hörigen  kommen  in  den  Rcchlsdenk- 
nialcn  des  MiUelnllers  unter  den  verschiedensten  Benennungen  vor.  *) 
Auch  die  Juden,  wo  sie  geduldet  waren,  gehörten  zur  Klasse  der  schulz- 
hörigen  Personen.  *) 

Kine  Mittelstufe  zwischen  dem  Freien  und  Unfreien  nahm  der  zum 
Kriegsdienst  von  seinem  Herrn  heiheigezogene  Hörige  ein,  der  daher 
auch  MinislerialU  genannt  wurde.  Der  Freigebomc  behielt  sein  Standes- 
Recht,  wenn  er  auch  in  ein  Unterordnungsverhältniss  zu  einem  Andern 
trat,  entweder  ols  Kriegsgennsse  (l'assus  oder  Vasallus)  oder  als  Diensl- 
niann  (MinUterialU) , oder  wenn  er  auch  als  Erb|>ächter  (colonus)  bestän- 
diger pfleghafler  Hintersasse  auf  dem  Hofgut  eines  Andern  ward:  wäh- 
rend der  unfreie  Ministeriale,  wenn  er  Kriegs-  oder  höhere  Hofdienste 
that,  eine  grössere  Kcchtslahigkeit  erlangte.  *)  Auch  die  Religion  erhielt 
einen  Einfluss  auf  die  Rechtsfähigkeit,  indem  einerseits  jeder  verurtheilte 
Ketzer  dieselbe  verlor,  anderseits  jwler  GcisUiclic  eine  mit  seinem  Stande 
verbundene  erweiterte  Rcchtslähigkeit  erhielt.  Endlich  waren  auch  die 
Einheimischen  und  Fremden  in  rechtlicher  Beziehung  von  einander  ver- 
schieden. *) 

Hl.  Auf  diese  Weise  waren  die  zu  Dörfern  sich  gestaltenden  Höfe 
von  Leibeigenen,  Hörigen  und  pfleghalten  Hintersassen  oder  Unlerlhancn 
bewohnt,  während  deren  Herr  in  der  Burg  sass;  desgleichen  auch  die 
Städte,  in  welchen  jedoch  häutig  ein  Theil  der  Bevölkerung  aus  F’reigebo- 
renen,  ja  aus  den  nun  den  Hillerstand  bildenden  Nobiles  bestand. 

Vom  zwölften  Jahrhundert  an  erhielten  jedoch  die  unfreien  Bewohner 
sehr  vieler  Städte  einen  gewissen  Grad  von  Freiheit  und  so  stand  neben 
den  allfreien  Geschlechtern  das  jüngere  freie  Bürgcrlhum  *)  — als  die 
Klasse  der  Gemeinfreien,  zu  welcher  jedoch  bald  auch  diejenigen  F’rei- 
gebornen  der  ersten  gezählt  werden,  die  nicht  nach  Arider  Ritter  lebten. 
Von  jetzt  an  kann  man  zwei  Hauplklassen  von  Personen,  die  böheren  ril- 
lerbürtigcn  und  die  niederen  nicht  rit  Icrbürtigen  unterscheiden*). 
Zu  den  ersten  gehörten  die  einen  eignen  höchsten  Stand  bildenden  höchst- 
oder  semperfreien  Fürs  len  und  Dynasten,  die  den  eigentlichen  Ritlersland 


1)  Utuflg  sind  die  s.  g.  wachszinsigen  Leute,  lumitttirii  oder  ceroernsunles,  die 
für  die  AnschalTuiig  der  Waclislichlcr  der  Kirche  einen  Kopfzins  zohllen.  Sohr 
autrührlich  liehandclii  iicustens  die  Veihällnisse  der  Leibeigenen  Guiiriird  in 
«einer  Einteilung  zum  l’olyplichon  des  Abis  Jnninon  von  Sb  Genu.'iin  ß.  I. 
S.  211 — 430  und  Waller,  deutsche  Rcchlsgeschicbte  $.  350  - 402. 

2)  Walter,  J.  405. 

3)  Waller,  202.  203. 

4)  Waller,  $ 403. 

5)  Waller,  §.  438. 

6)  Walter,  $.  416-418.  Der  j u r i s I i sc  he  Begrilf  der  RillerliMrligkeil  wird  in 
den  ReelilsbUclicrn  des  13.  Jahrhunderts  noch  enger  gefasst,  d.  h.  auf  die  Kkissc 
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ausmachenden  niiuclfreien  ReichsriKer,  Vasallen  und  Minislerialen  *) 
der  Sein  perfreien,  und  die  von  ihren  Renten  oder  vom  Grosshnndel  lelien- 
den  palriciseheii  Geschlechter  der  Reichsstädte.  Zu  den  niederen  Ständen 
gehörten  die  gemeinfreicn  (nicht  hörigen)  Bauern  auf  dem  Lande*),  die  als 
Krämer  oder  als  Handwerker  lebenden  Bürger  der  Städte  und  die  Leibeige- 
nen und  Hörigen  aller  .Art,  so  wie  die  Juden  *). 

Seit  dem  Knde  des  dreizehnten  Jahrhunderts  bildeten  sich  diese  Ge- 
gensätze noch  weiter  aus,  so  dass  man  nun  unter  den  Layen  drei  Stände 
unterschied , den  Adel  - den  Bürger  - und  den  Bauernstand.  Der  erste 
zcrüel  in  den  hohen  oder  rciclisständiselien  und  den  niedern  Adel,  zu 
welchem  einerseits  die  Reichsrittcrschall,  andrerseits  die  durch  Briefe  in 
den  Adelstand  erhobenen  Personen  gehörten  <). 

Auch  der  Ehre  nach  waren  im  deutschen  Rechte  die  Menschen  ver- 
schieden, man  unterschied:  rechtlose,  ehrlose,  anrüchige  u.  s.  w.*) 
Endlich  kennt  es  auch  juristische  Personen,  wie  die  Markgenossen- 
schaften, Stadt-  und  Dorfgemeinden  und  ZünRe.  Pfarrgemeinden,  Klöster 
und  Stiller  waren  es  nach  kanonischem  Rechte. 

IV.  Mitten  in  die  Entwicklung  dieser  Ordnung  der  Slandesvcrhältnisse 
fällt  die  Reception  des  römischen  Rechts,  bewirkte  aber  keine  wesentlichen 
Aenderungen  derselben.  Es  kamen  zu  den  bisher  bestehenden  Einlheilun- 
gen  die  römischen  civilrechtlichen  hinzu,  so  dass  zwischen  Kindern  und 
andern  Unmündigen,  zwischen  diesen  und  andern  Minderjährigen  und  allen 
gegenüber  den  Volljälirigen,  so  wie  zwischen  Hauskindem  und  solchen,  die 
sui  Juris  waren,  rechtliche  Unterschiede  eintraten.  Nach  der  Refonnation 
wurden  die  confcssionellen  Gegensätze  von  noch  grösserer  Wichtigkeit 
Die  Juden  hatten  immer  eine  engbegränzte  Rechtsfähigkeit. 

V.  Seit  der  Mitte  des  achtzehnten  Jahrhunderts  begann  einerseits  die 
Leibeigenschaft,  ja  selbst  die  Hörigkeit  allmählig  zu  verschwinden,  wurde 
aber  gänzlich  erst  im  neunzehnten  .aufgehoben:  andererseits  trat  eine  pri- 
vatrechtliche  Gleichstellung  des  Adels  und  der  andern  Stände  ein ; nur  dass 
der  hohe  Adel  noch  mehrere,  ein  Thcil  des  niederen  noch  einige  wenige 
Vorrechte  — behielt,  welche  letzte  jedoch  seit  dem  J.  1848  fast  olle  ver- 


lier lilüs  R i t Ic  rbü  r 1 i gen  iin  (iegi  iisatze  der  I'ai!>lrii  und  Ilorhrteien  liesclirinkt. 
S.  bei  Walter,  §.  -IIT.  419.  Aber  diese  leiden  Klassen  waren  unbeiweifelt 
rillei bärtig.  .Alle  Killei bärtigen  gebruteii  in  Deutscblaiid  zu  einem  s.  g.  II  ec  r sc  li  i Id. 

1)  Walter,  §.  420 

2)  Walter,  §.  420—424. 

3)  Man  initersebied  zuletzt  drei  ll.auiitarten  der  Leibeigenschaft,  nSnilicIi  die 
niildcste  fränkische,  die  strengere  sttchsische  und  die  strengste  slavisehc. 
S»  Runde  in  s.  deutschen  Privatreeht. 

4)  Walter,  § 434—440. 

5)  flcrbcr,  Jj.  39 — 42. 
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schwanden.  Der  Begriff  des  hohen  Adels  isl  auf  die  Milglieder  der  Re- 
gentenhiuiser  und  der  früheren  reichssländischen  Familien  beschränk!,  welche 
allein  des  in  dem  Ehe-  und  dem  Erbrecht  vom  gemeinen  Rechte  abwei- 
chenden Privalfürslen-Rechls  Iheillianig  sind*). 

In  confessionellcr  Beziehung  ist  die  Rechtsflihigkcit  der  Juden  noch  be- 
schränkt; und  auch  die  der  Fremden  ziimTheil  geringer,  als  die  der  Staats- 
bürger*). Ueber  die  juristischen  Personen  gellen  die  Begriffe  des  römi- 
schen Rechts  jedoch  mit  Modifleationen  *). 

Die  Bcsitzverhällnisse  und  die  dinglichen  Rechte*) 

146.  Die  Besilzverhältnisse  und  die  Berechtigungen  an  Sachen  waren 
im  alleren  deutschen  Rechte  Iheils  durch  die  Eigenschaften  der  letzten 
Iheils  durch  den  Stand  der  Personen  bedingt,  wurzelten  oft  im  öffent- 
lichen Rechte,  und  hatten  nicht  seilen  noch  andere  als  privalrcchllichc 
Wirkungen. 

I.  Von  durchgreifendem  Einfluss  ist  im  germanischen  Rechte  der  Un- 
terschied der  beweglichen  und  der  vor  allen  ihrer  politischen  Wichtig- 
keit wegen  ausgezeichneten  unbeweglichen  Sachen. 

A.  An  jenen  (der  fahrenden  Habe  oder  Fahrniss)  konnte  jeder 
(die  Leibeigenen  oft  ausgenommen)  ein  vollsländiges  Verfügungsreebt, 
dos  man  Eigcnlhum  nennen  kann,  haben.  Doch  war  und  isl  meistens 
das  Vindicalionsrechl  derselben  beschränkt  ®),  indem  die  vom  Eigner 
einem  andern  anverlraulen  und  von  diesem  unterschlagenen  (oder  ihm  ge- 
stohlenen) Sachen  dem  drillen  Besitzer  in  gutem  Glauben  nicht  abgefordert 
werden  können.  Es  galt  in  einem  solchen  Falle  das  Hechtssprüchworl 
„Hand  muss  Hand  wahren“*). 

II.  Was  die  unbeweglichen  Sachen  belrifll,  so  konnte  das  Besilzrechl*) 
an  denselben 

a)  achtes  Eigent.hum  sein: 

Es  war  dann  dasselbe  ein  durch  das  Volksgerichl  geschütztes,  vererb- 
liches und  von  Steuern  und  Cnmdlaslen  freies  Desilzrechl;  der  Besitzer 
hatte  keinen  höheren  Herrn  der  Sache  über  sich.  Ein  Grundbesitz  dieser 
Art  hiess  Alodium*),  auch  Heredilas  (später  Erbe),  und  g.ab  nicht 


1)  U erber,  $.37. 

2)  Gerber,  §.  43— 48. 

3)  Gerber,  $.49  — 57. 

4)  Eicbhorn,  deutsche  Staats  - und  Kcchtsgoschiehte  $$.  57.  folg.  354  folg.  Zö]ifl, 
d.  St.  - u.  R.-G.  II.  $.  99.  folg.  Walter,  d.  R.-Ü.  $.484-520.  E.  1.  aboul  ay  e, 
hütoir*  de  ln  propriite  fonciere  en  Occideiil.  Paris  1839. 

.5)  Gerber,  $.  102.  W-ilter,  $.  502—506. 

6)  W.alter,  $.  502. 

7)  Walter,  $.  486. 

8)  Die  ältesten  Aludien  waren  die  den  einzelnen  Gennancn  nach  der  Eroberung  der 
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blos  dein  Eisenlliümor  ein  absolutes  unmittelbares  dingliches  Recht  auf  die 
Sache,  sondern  auch  eine  Schiitzgewalt  auf  die  ln-  oder  Hintersassen 
des  Grundstücks,  war  also  das,  was  man  Grundherrlichkeit  zu  nen- 
nen pflegt;  das  Territorium  war  eine  freie  Grundherrschafl  (Seig neu rie). 
Doch  hat  das  Wort  Alodium  noch  eine  weitere  Bedeutung,  indem  es  alle 
zum  Vermögen  einer  freien  Person  gehörenden  Sachen  begreilt  * ). 

b)  Der  Besitz  eines  Grundstücks  konnte  jedoch  auch  so  beschaffen 
sein,  dass  der  Besitzer  nur  ein  lebenslängliches,  also  nicht  vererbliches  je- 
doch unwiderrufliches.  Recht  an  dem  Gut  hatte,  einen  höheren  Herrn 
(den  niodialen  Grundlierm)  über  sich  anerkennen  musste  und  zu  Dienst- 
leistungen oder  Abgaben  an  denselben  verpflichtet  war*).  Er  war  Grund- 
besitzer beneficiario  oder  usufructuario  jure.  Ein  so  gestaltetes 
Besilzrccht  hatten  a)  der  dafür  zu  Kriegsdiensten  verpflichtete  Vasall  und 
zwar  verbunden  mit  der  Grundherrlichkeit,  ß)  der  zu  Hof-  oder  Amtsdien- 
sten  verpflichtete  Ministerialis  theils  mit  theils  ohne  Grundherrlichkeit. 
Ein  lebenslängliches  Besitzrecht  jedoch  immer  ohne  Grundherrlichkeit,  stand 
endlich  auch  dem  Erbpächter  (colonus)  oder  dem  Precaristen  zu,  dessen 
Verpflichtungen  in  der  Zahlung  eines  Census  von  Naturalien  oder  Geld  und 
in  der  Leistung  regulirter  Frohnden  bestand.  Der  Besitz  konnte  endlich 
ein  willkürlich  widerruflicher  mit  viel  stärkeren  und  von  der  Willkür  des 
Grundherrn  abhängigen  Grundlaslen  sein. 

Das  Besitzrecht  des  Vasallen,  des  Dienstniannes  und  des  Colonen  er- 
hielt jedoch  vom  Ende  des  neunten  Jnhriiunderts  an  den  Charakter  der 
Vererblichkeit.  Das  Benefleium  des  Vasallen  (zuweilen  auch  das  des  Mi- 
nisterialen) hiess  man  Feodum  oder  Feudum*),  das  des  Colonen  erhielt 
später  den  Namen  der  Erbleihc  oder  des  Erblehens,  Erbbestnnds 
oder  eine  andere  gleichbedeutende  Bezeichnung.  Der  widerrufliche  Besitz 
verblieb  dem  Inhaber  alsbald  lebenslänglich  und  wurde,  weil  er  nicht  ver- 
erbt wurde,  später  Fall  — oder  in  Süddcutschland  Schupflehen 
gen.annt. 

Die  Grundherrlichkeit  konnte  nur  dem  freigebornen,  unter  dem 
Volks-  (oder  Gau-)  Gericht  stehenden  Manne  zustehen,  sollte  er  auch  sonst 
Vasall,  Dienstmunn  oder  selbst  Colonus  sein.  Der  Hörige  war  desselben, 
ja  selbst  des  Lchnbesitzes  nicht,  wohl  aber  des  eines  Dienstgutes,  jedoch 
ohne  Grundherrlichkeit,  fähig.  Der  Leibeigene  hatte  in  der  Regel  nur  Besitz 
der  dritten  Art*). 


rümisclicn  Provinzen  alz  vererblich  zngewiesenen  Bczilzungcn  (Sortes.)  S.  Lex 
Burgund.  XIV.  5.  Zöjfl,  J.  89.  n.  1. 

1)  Eichhorn,  $.  57. 

2)  Walter,  J.  486. 

3)  Walter,  *•  198.  490-492. 

4)  Es  ergiebt  sich  indessen  aus  Marculphi  Formutae  II.  36.  und  einer  Anzahl  Urkun- 
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III.  Ihrem  Umfange  nach  waren  die  Terrilorinlbesilziingen  entwe- 
der Manti  d.  h.  kleine  gewöhnlich  mit  einer  Wohn.siäite  verbundene  Par- 
cellcn,  oder  Curtes  d.  h.  ein  grösseres  mit  einem  Hof  und  einer  Anzahl 
Wohnungen  versehenes  Gut,  oder  endlich  eine  Villa,  d.  h.  eine  ausgedehn- 
tere Gemarkung,  in  deren  Mitte  eine  grössere  Niederlassung,  (wie  man  es 
später  nannte)  ein  Dorf  lag.  War  das  Territorium  im  unmittelbaren  Be- 
sitze des  alodialen  oder  feudalen  Grundherrn,  so  hiess  cs  fundus  indomini- 
catu» und  curlis  vel  villa  indominicala ; war  es  in  dem  eines  frcigebomcn 
Pächters  mansm  ingenuilis,  wenn  in  dem  eines  lialbfreien  lilus,  mansus  lililis, 
und  wenn  dessen  Innhabcr  ein  Leibeigner  war,  mansus  servilis. 

Diese  Benennungen  wurden  auch  als  Bezeichnung  dieser  verschiedenen 
Arten  von  Besitzungen  beilrehalten,  wenn  sie  auch  in  die  Münde  eines  an- 
dern Standesangchörigen  übergegnngen  waren,  indem  die  ursprüngliche 
Eigenschaft  des  Guts  auch  bei  ihm  fortdauerte.  In  der  zweiten  Hälfte  des 
Mittelalters  verloren  sich  dieselben  grossen  Thcils,  blieben  jedoch  zur  Cha- 
rocterisirung  manches  Gutes  noch  bestehen  oder  wurden  durch  .andere  ähn- 
liche ersetzt.  So  hiessen  z.  B.  später  die  jVansi  indominicati  Saal-  oder 
Sedelhöfe,  die  Zinsgüter  Laten-  oder  L.assgiitcr  u.  s.  w.  *) 

IV.  Diese  Beshzreclitc  konnten  auf  verschiedene  Weisen  erworben 
werden  * ). 

A.  Den  leibeignen  Bauer  setzte  der  Grundherr  nach  seinem  Belieben 
in  das  Gut  oder  liess  es  in  den  Händen  seiner  Nachkommen.  Die  Besitz- 
rechte  des  Colonen,  des  Dienstmannes  und  des  Vasallen  wurden  vertrags- 
mässig  bestimmt,  erst  später  fand  bei  Lehngütern  eine  bei  Uebertragung 
des  ächten  Eigenthums  übliche  Investitur  statt. 

B.  Die  Erwerbungsarten  des  ächten  Eigenthums  an  Gnindstücken  wa- 
ren theils  durch  die  Sitte,  theils  durch  die  Volksrechte  auch  wohl  durch 
die  Capitniarien  bestimmt. 

a)  Ihren  ersten  Grundbesitz  erhielten  deren  Herrn  als  Kampfgenossen 
der  erobernden  Könige  oder  Heerführer  nach  der  Eroberung  des  Landes. 


den  bei  üoernrd  lum  Patjfptiek.  trminom»  B.  I S.  304  — 307,  dosi  dem 
Leibeignen  auch  ein  vererblicher  (irundbesilz  geschenkt  werden  konnte.  Die 
Falle  waren  aber  gewiss  Ausnahmen,  und  Urundherr  konnte  er  doch  wohl  nie 
seyn.  Walter  $.  306.  ä.  .auch  dessen  $.  480. 

1)  Waller,  $.  485. 

2)  Walter,  g.  490. 

3)  Die  Lehre  von  den  Erwerbungsarten  der  Besitzrechle  nach  dem  ältesten  deutschen 
Beeilte  geliört  ungeachtet  der  vielen  historischen  Zeugdisse  Uber  dieselben  zu 
den  sehwierigslen  in  der  deutschen  Rechtsgeschichte.  Vergl.  Grimm,  deutsche 
Rcebtdaltertbümer  8.  557.  folg.  Eichhorn,  deutsche  Staats-  und  K.-Gcsehichte 
g.  57.  folg.  Zoepfl,  i-  99  — 101.  Gerber,  g.  80.  Beseler  Erbvertrage, 
neoslens  Sand  hass,  germaiiislitehe  Abhandlungen,  Giessen  1852  8.  5 — 77,  und 
Walter,  g.  507-513. 
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l)ie  jedftn  ziigcwicsene  Landcsparcelle  war  sein  freies  vererbliches  Land, 
sors  *). 

b)  Es  piong  mil  dem  sonst  von  ihm  erwoilienen  üiU  auf  seine  Nach- 
kummen  fiber,  welthe  das  so  diireli  Erbgang  ihnen  Gewordene  als  Slamm- 
giil  liinterlassen  mussten,  so  dass  sie  nur  aus  Noth  oder  kleinere  Desitz- 
slücke  der  Kirche  für  ihr  Seelenheil  ad  Elecmoxynam  ohne  Zustimmung  ihrer 
Eamilienangehorigen  veräussem  durften  *). 

c)  Neu  erworbenes  Grundeigenthum  konnte  der  Herr  frei  veräussem 
(Iradtre),  also  verkaufen,  vertauschen,  verschenken.  Bei  jeder  Veräusse- 
rung  von  Gmndeigenthuin  bedurlte  es  in  der  Regel,  um  den  Erwerbenden 
zum  ächten  Eigenthiimer  zu  machen,  einer  feierlichen  und  zwar  sym- 
bolischen Ueb ertrag ung,  einer  Einkleidung  desselben  in  den 
Besitz  der  Sache  (resli/ura  oder  investitura  *).  Sie  bestand  im  Hinwerfen 
in  den  Schooss  oder  Hingeben  in  die  Hand  des  Erwerbenden  eines  Zweiges, 
Astes,  Stockes,  Halmes,  einer  Erdscholle  u.  s.  w.  aus  dem  Gmndstück. 
war  also  traditio  per  ramum,  cespitetn,  calamum,  baeuhm,  festucam,  stipu- 
Um,  herbarn,  schotum,  terram,  masonem,  und  hiess  desshalb  Laisotverpitio, 
Jf'erpitio,  fi'stucatio  und  effestucatio,  scotatio  u.  s.  w.  *) 

Sie  kam  sowohl  aussergerichtlich  *),  jedoch  vor  Zeugen,  als  im 
Volksgcricht  vor*).  Im  ersten  Falle  wurden  an  manchen  Orten  Knaben 
beigezogen,  die  eine  Ohrfeige  erhielten  ’)  oder  (wie  in  Bayern)  an  den 
Ohren  gezogen  wurden  • ),  um  sich  später  des  Uebertragungsacles  leichter 
zu  erinnern.  Auch  wurde  gewöhnlich  eine  Urkunde  über  den  Hergang 
ausgefertigt  oder  in  der  Schenkungsurkunde  die  Vornnhine  der  Werpitio 
bezeugt,  auch  nicht  selten  der  Halm  am  Ende  des  Pergaments  eingenäht  *). 


t)  Daher  die  Erwrdinung  der  tnrtes  in  ni.inchen  Volksrrclilcn  z.  B.  Lex  Burg. 
XIV.  5 1.XXX1V.  1.  L.  Witigoth.  X 2.  1.  1.  Waller  §-  484. 

2)  Dk’ss  hat  Eichhorn  horriedigend  n.nchgcwicscn  in  der  deutsch.  Sta.'ils-  und 
Rcchtsgcschichlc  §.  57. 

3)  Die  Sllcsic  Erwtdinung  der  investilur  findet  sich  in  der  hex  Bniuvnrinr.  XVII.  2. 

4)  S.  hiorfllK-r  Griinin,  Roclits.nllcrthümer  S.  12t  und  eine  Menge  Stellen  in  Krauls 
Grundriss  J.  110.  Zoepll,  $.  10t. 

5)  Diess  beweisen  verschiedene /^orw«/«e  trnditoriae  z.  B.  bei  Mnrculph.  App. 
tO.  20.  57.  Sirmond  15,  Lindenbrog,  24.  BO  153— I5G.  S.  auch  d.as  r-apil.  I 
Ludwigs  des  Frominen  v.  819  c.  6.  In  diesem  geschieht  keine  Erw.äbnung 
des  Gerichts  und  doch  heisst  die  Ueherlragung  Veslilura.  Vgl.  auchZoepfl, 
S.  100  N.  7. 

6)  hex  Siilirii  c.  46.  , 

7)  Le.r  Ripuar  LX.  1. 

8)  !xx  Buiuvnr.  XV.  2.  1 . und L'rknnd.  in  Mciehelbocks  kütoria FritiMgeu$i$. 

9)  Walter  giebl  in  $.  509—510  seiner  deutschen  Rcchlsgesehichtc  eine  Darstellung 
der  germanischen  GrundeigenthnmsQberlragnng,  die  an  inneren  Widersprüchen 
zu  leiden  scheint  Wir  vermögen  nicht,  wie  er,  zwei  symbolische  Traditionen 
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d)  Wurden  *u  einem  Slamnigul  gehörende  Besilzungcn  vcräusscrl, 
oder  war  überhaupt  ein  Widerspruch  Dritter  gegen  die  Veriiusserung  zu 
belürchlen,  so  wurde  die  veslilura  vor  dem  Vollis-  (später  dem  Schöf- 
fen-) Gericht  vorgenommen,  und  wenn  kein  Widersprucli  erfolgte,  für  zu- 
lässig erklärt 

Weil  solche  Widersprüche  häufig  zu  besorgen  waren,  wurden  die 
gerichtlichen  Veslituren  Regel,  und  bestanden  später  oft  lediglich  in  der 
gerichtlichen  Auflassung  des  Guts  ohne  die  Vornahme  einer  tverpiüo,  die 
jedoch  noch  Jahrhunderte  lang  in  einzelnen  Ländern,  z.  B.  in  Brabant  bei 
den  alten  Krankcngeschlechtern  in  Uebung  blieb.  Der  Name  Investitur 
wurde  aber  nur  von  dem  Akte  der  gerichtlichen  Aullassiing  gebraucht  ') 
Dass  indessen  Kirchen  und  Klöster  schenkungsweise  äclites  Eigenthum 
auch  durch  die  blose  Schenkungsurkunde  erwerben  konnten,  z.  B.  ad  elee- 
mosynam,  muss  durch  die  grosse  Anzalil  solcher  Dokumente,  in  welchen 
der  Investilura  keine  Erwähnung  geschieht,  als  eine  feststehende  That- 
sache  angenommen  werden. 

f)  Das  Widerspruchsrecht  dritter  Betheiligter  gegen  eine  Eigenthums- 
überlragung  musste  binnen  Jahr  und  Tag,  d.  h.  einem  Jahr  G Wochen 
und  3 Tagen  ausgeübt  werden,  so  dass  nach  Ablauf  dieser  Frist  der  Be- 
sitz gesichert  oder,  wie  man  sagt,  der  Besitzer  in  rechter  Gewehre  war. 
Er  galt  für  vollkommen  gültig  investirt  Doch  hatte  er  desshalb  nicht 
eine  eigne  Besilzklage,  das  älteste  deutsche  Rocht  kennt  nur  eine  petito- 
rische, die  sich  auf  den  Beweis  des  wirklich  zustchenden  R cch  ts  stützt^) 

g)  Der  Erwerb  des  Eigenlhums  durch  Ersitzung  von  10.  20.  30  Jahren 
wird  blos  in  einigen  Capitularien  erwähnt  *) 

V.  Das  Besitzrecht  konnte  auch  mit  Belastungen  verbunden  sein, 
a)  Die  beim  Besitze  des  Leibeignen,  des  Colonen,  des  Dienslinannes  oder 
Vasallen  vorkommenden,  also  auch  die  später  s.  g.  Reallusten  waren  nur 
persönliche  Verpflichtungen  der  Besitzer,  b)  Das  Jagd-  und  Weiderecht 
des  Grundherrn  auf  solchen  Besitzungen  war  ein  .‘\usfluss  seines  Eigon- 
thums; eigentliche  Servituten  scheinen  äusserst  selten  gewesen  zu  .sein; 
und  das  Pfandrecht,  fVadiwn,  bestand  in  der  Uebcrtrugung  des  Besitzes 
und  Genusses  bis  zur  Tilgung  der  Schuld. 


anzunehrnrn.  Vcsli(ur.a  war  urspiünglicli  doch  gewiss  nur  BrsUzübcrlroguiig 
{Smitine). 

1)  Io  der  Pra.\is  Frankreichs  hicss  es  noch  bis  1789  in  Verilusserungs.iktcn , ni.aii 
habe  den  VcsI  und  Uivcsl  geliörig  vorgcnonimcn.  S.  die  Encyclnjidtlie  Metho- 
diqne  da  ln  Juriapr.  unter  dem  Wort  Vest 

2)  Dicss  ist  unwiderleglich  bewiesen  durch  Bruns,  das  Recht  des  Besitzes  im 
Mittelalter  und  in  der  Gegenwart,  Tübing.  1848  S.  283  folg. 

3)  Decret.  Childebcrti  v.  591  und  Capp.  Wormal.  v.  829.  c.  8.  Eichhorn 
J.  590.  Note  p. 

4)  Eichhorn,  $.  60.  61. 
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147.  Dieses  in  seinen  allgemeinsten  Gnindzügen  dargeslellle  System 
der  Besitzrechte  erlitt  vor  der  Heeeption  des  römischen  und  kanonischen 
Rechts  in  Deutschland  keine  wesentlichen  Veränderungen,  und  findet  sieh 
daher  auch  in  den  Parlikutarrechtcn  des  zwölften  und  dreizehnten  Jahr- 
hunderts, so  wie  in  den  RccJitsböchcm  des  letzteren  wieder.  Doch  ist  es  in 
mnnelien  Punkten  genauer  bestimmt  und  weiter  aiisgcbildet,  auch  sind  die  An- 
fänge späterer  Neuerungen  sichtbar,  die  jedoch  sieh  mit  der  theilweisen  Umge- 
staltung des  Vermögensrechts  durch  das  römische  Recht  verschmolzen. 

I.  Es  bestand  fortwährend  ein  durcligreifcnder  Unterschied  zwischen 
den  Rechten  an  der  falirenden  Habe  *)  und  an  Immobilien.  Bei  diesen 
unterschied  man  immer  das  durch  Landrecht  und  Landgericht  geschützte 
ficiite  freie  Eigenthum,  das  regelmässig  durch  den  Nahmen  Erbe  bezeich- 
net wird , von  dem  abgeleiteten Bcsitzreehte  beim  Lehen  und  ihm  fast  gleich- 
stehenden  Dienstgut*),  bei  der  Erbleihe  oder  dem  Zins  gut,  und 
dem  lebenslänglich  vorkommenden  Falllchen.  Die  Rcchtsgnindsätze  über 
die  verschiedenen  Gestaltungen  der  beiden  letzten  Arten  der  Grundbesitzverhält- 
nisse bilden  die  germanische  Lehre  von  den  Bauergütem  *).  Das  Besitz- 
recht  des  Vasallen  kam  dem  Eigenihmn  sehr  nahe,  so  dass  es  alsbald  von 
den  Hechlsgelehrten  dominium  utile,  und  Jenes  des  Lehnsherrn  dominium  di- 
rectum genannt  ward.  Auch  waren  die  Uebertmgungsformen  bei  demsel- 
ben den  des  ächten  Eigenthums  nachgebildet,  und  das  ganze  Lehnsverhält- 
nisse durch  eine  Menge  Bestimmungen  bis  ins  Einzelnste  regulirt  worden, 
deren  Inbegriff  das  (in  §.  158  folg,  genauer  zu  beleuchtende)  Lehnrechl 
bildet. 

Die  gerichtliche  Auflassung  wurde  fasst  allenthalben  die  ausschliess- 
liche Form  der  Veräusserung  des  Grundeigenthums,  hiess  allein  nur  die 
Investitur  und  der  so  erworbene  Besitz  die  rechte  Gewehre,  so  dass  in 
dieser  Anwendung  es  Eigenthum  bezeichnet.*) 

Die  ;;erichtlichen  Schutzmittel  desselben  waren  jedoch  stets  rein  pe- 
titorische Klagen,  so  dass  nur  der  siegle,  welcher  wirklicher  Eigenthfl- 
mer  der  Sache  war.  Ohne  genügende  Gründe  hatten  die  meisten  Germanisten 
unserer  Tage  angenommen , dass  das  deutsche  Recht  des  zwölften  und  drei- 
zehnten Jahrhunderts  den  Besitzer  als  solchen,  also  durch  possessorische  Klagen 
schützte , dass  das  Recht  auf  eine  solche  Klage  zugleich  auch  ein  petito- 
risches Rechtsmittel  gewesen,  und  den  (technisch  ihm  zukommenden) 
Namen  der  Gewehre  gehabt  habe.  Allein. diess  Wort  wird  in  doppeltem 
Sinne  gebraucht,  nämlich  zur  Bezeichnung  des  Besitzes,  und  wenn  dieser 
rechtmässig  erworben  war,  zu  der  des  auf  diesen  Erwerb  sich  stützenden 


1)  Walter,  S-  503  - 506. 

2)  Eichhorn,  $.  363. 

3)  Gerber,  J.  138  u.  folg.  Waller,  5 491.  492 

4)  Waller,  J.  511—512.  verb.  mit  J.  493—499. 
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dinglichen  Rechts,  wie  des  Alodialeigenthums,  des  Eisenlhums  des  Vasal- 
len u.  s.  w.  *). 

Zwar  gab  der  binnen  Jahr  und  Tag  nicht  angcfochlene  Besitz  recht- 
liche Vortheile,  jedoch  nach  deutschem  Rechte  keine  possessorische  Klage* ). 

Erst  durch  dos  kanonische  Recht  wurde  eine  solche  eingeführt,  näm- 
lich die  auf  den  canon  Redintegranda  in  Gratians  Decret  (C.  II.  q.  2. 1.  3.) 
und  das  Rechtssprichwort  „Spodalvs  aide  omttia  reslituendus"  sich  slülzende 
Spolienklage  *). 

II.  Sowohl  das  alodiale  Gnmdeigcnthiim  als  das  des  Vasallen  gab 
dem  Besitzer  wie  früher  das  Recht  der  Grundherrliehkeit,  also  Steuerfrei- 
heit und  Jurisdiction  über  die  Hintersassen,  ja  auch  über  Fremde,  wenn 
sie  auf  demselben  ein  Verbrechen  begingen.  Allein  es  kam  nun  schon  vor, 
dass  der  alodiale  Grundherr  seinen  Grundbesitz  ohne  die  Gerichtsbarkeit 
veräusserte,  so  dass  das  Recht  des  Erwerbes  im  Wesentlichen  den  Clia- 
racter  des  römischen  Eigenthums  hatte*). 

Auf  solche  Weise  gestaltete  sich  häulig  das  firüher  nur  superflciarische 
Recht  der  Hausbesitzer  in  den  Städten,  wenn  sie  zu  demselben  dasEigenthum 
des  Areals  erwarben.  Es  erklärt  sich  daraus,  warum  die  Grundsätze  des 
römischen  Rechts  über  das  städtische  Gebäude-Eigenthum  sofort  Anwen- 
dung fanden.  Doch  gab  es  auch  immer  noch  viele  blos  als  Zinsgüler  be- 
sessene Häuser  in  den  Städten  *) 

Neben  dem  Grundeigenthum  ohne  Grundherrliehkeit  l>eslanden  die  Gul- 
herrschaflen  mit  Patrimoniulgerichtsbarkeil  und  Steuerfreiheit,  und  Ritter- 
güter, die,  wenn  sie  Lehen  waren,  Feuda  equestria  oder  nobUia  hiessen,  bis 
bis  neunzehnte  Jahrhundert  fort 

Hi.  Die  Beschränkungen  des  Grundbesitzes  sind  sehr  mannigfaltig 
und  auch  beim  Grundeigenthum  schon  gewöhnlich.  Ihr  Umfang  ist  theils 
vertragsmässig  fesigcsiellt,  theils  durch  allgemeine  Rechtsgrundsätzc bestimmt. 

A.  Dies  letzte  ist  besonders  der  Fall  bei  den  Feld  - und  den  Ge- 
bäudedienstbarkeiten *),  bei  Verpllindungen,  die  sowohl  in  der  Form  eines 
Satzungs  - oder  Pfandschaftsbesitzes  mit  Genuss  oder  eines  Verkaufs  mit 
Wiedereinlösung  Vorkommen,  als  im  Obligircn  von  Grundstücken  für  eine 


1)  Auch  diese  wiclilig-c  Wahrheit  hat  Bruns  a.  a.  0.  aberzr;’gend  dargethnn,  nach- 
dem Homeyer  sehon  im  B.  II.  seiner  Ausgabe  des  Saehscnspiegels  die  Albreeht- 
schc  Theorie  der  Gewehre  mil  Erfolg  bek.^mpfl  liatle. 

2)  Anders  war  cs  iin  französischen  Rcchic  des  IS.  Jahrhundei ts.  S.  des  Verf. 
franz.  Staats  - und  Rechlsgesehichle.  Bd.  II.  S.  295.  folg, 

3)  Bruns,  das  Reeht  des  Besitzes  $.  14.  folg. 

4)  Viele  Schenkungsurkunden  an  Abteien  und  Klöster  z.  B.  hei  Hiracus  bewei- 
sen diess. 

5)  Waller,  $.  468. 

0)  Millermaier,  dcalsch.  PR.  $.  100. 
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darauf  radicirle,  jedoch  ablösbare  (Grund-)  Rente  *)  bestehen.  Ausser  den 
Zelinlen,  den  in  Geld  - oder  in  Naluralpräslationen  bestehenden  Güllen 
und  den  Fr  oh  n den  kommen  auch  die,  freilich  meistens  aus  der  Gutsherr- 
licbkcil  fliesscnden,  B.annrcchle  vor  *). 

B.  Als  eigne  Rechte  erscheinen  die  Regalien,  durch  welche  der 
Grundbesitz  oder  die  allgemeine  Benützung  der  Flüsse,  Wälder  u.  s.  w.  i 

bcscliriinkl  wird.  Sic  stehen  entweder  dem  Landesherrn  oder  dem  Grund- 
herrn zu,  möglicherweise  auch  nach  der  unter  Vorbehalt  solcher  Rechte 
von  ihm  gemachten  Veräusscrung  des  Guts  oder  der  Grundstücke,  und  wa- 
ren als  abgesonderte  Hechle  auf  andere  übertragbar.  Solche  Rechte  sind 
das  Forst-,  das  Jagd-,  das  Berg-,  das  Salzregal  und  die  Fischerei  in 
Flüssen  *). 

IV'.  Das  Grundeigenlhum  oder  auch  der  blosse  Grundbesitz  der  Ge- 
meinden, wie  z.  B.  der  Dorrgemeinden  an  den  s.  g.  Allmenden,  vor  allem 
das  gemeinsame  ächte  Eigenlhum  der  Markgenossenschaften  unterlagen  ge- 
wöhnlich gewohnheilsrechllicher  Regulirung  ^). 

148.  ln  Folge  der  Anwendung  und  der  endlichen  Reception  des  römi- 
schen Rechts  erhielt  die  Lehre  von  den  Sachenrechten  und  vom  Besitze  *) 
eine  neue  allgemeine  Gnindlage  und  eine  technische  Ausbildung;  indessen 
dauerten  die  deulschrechllichen  Institute  fort,  doch  war  und  blieb  die  Fi- 
xirung  ihrer  rechtlichen  Natur  oft  eine  der  schwierigsten  Probleme  der 
Rechtswissenschaft. 

I.  Oer  wichtigste  und  das  ganze  Sachenrecht  beherrschende  Fortschritt 
war  die  practisch  anerkannte  und  gemeinrechtlich  gewordene  Fest- 
stellung des  Begriffs  des  dinglichen  Rechts,  die  der  einzelnen  Arten 
dinglicher  Rechte,  ihrer  Natur  und  Wirkungen,  endlich  die  scharfe  Schei- 
dung des  Begriffes  des  Besitzes  von  dem  des  Eigenlhums  u.  s.  w. 

Dadurch  erhielt  das  Sachenrecht  eine  solche  Klarheit  und  Bestimmtheit 
der  Begriffe  und  leitenden  Grundsätze,  dass  es  möglich  wurde,  auch  die 
den  Römern  nicht  bck.annten  Besitzverhällnisse  juristisch  zu  flxiren. 

H.  Das  römische  Recht  kennt  ausser  dem  Eigenthum  noch  vier  ding- 
liche Rechte,  die  in  persönliche  (des  Niesbrauchs,  des  Gebrauchsrechts 
u.  s.  w.)  und  in  Gru nd-Dienslbarkcilen  zerfallenden  Ser  vi tuten,  welche 
ihrem  Wesen  nach  den  Eigcnlhümer  der  belasteten  Sache  nie  zu  einem 
positiven  Handeln  verpflichten  können,  (§.  139  d.) , die  Emphylhetisis 
oder  das  dingliche  Recht  eines  Erbpächters  mit  Veräusserungsbefugniss, 


1)  Eicliorn,  §.  361.  a.  Waller,  J.  515—316. 

2)  Gerber,  §.  149.  Milte  rmaie  r,  dculach.  PR.  $.  260. 

3)  Eiclihorn,  $.  362.  Walter,  J-  517  -520. 

4)  7. ü|>ri,  $.  103.  Miltcrinaicr,  i;.  211. 

5)  Sie  iai  dargcsiellt  in  allen  I.ehrbüchern  des  r&m.  Becbls,  z.  B.  in  den  von  W c 
ning-lngcnbcini,  .Mühlenbruch,  Puclita,  ArndU. 
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das  der  Superficies  d.  h.  das  Recht  ein  Gebäude  auf  fremdem  Grund  und 
Boden  als  eijjnes  dingliches  Recht  zu  hal)cn,  endlich  das  sowohl  als  Hy- 
pothek, wie  mit  Besitziiberlragung  verbundene,  als  Faiisipländ  vorkom- 
mende Pfandrecht,  welches  jedoch,  als  Hypothek  — durch  blosen,  selbst 
mündlichen  Vertrag  am  ganzen  Vermögen  eines  Schuldners  bestellt  werden 
kann,  ja  oft  als  gesetzliches  Pfandrecht  stillschw-eigend  stalillndet,  und  in 
vielen  Fällen  mit  einem  Dritten  unbekannt  bleibenden  Vorzugsrechte  ver- 
sehen ist. 

Die  Erwcrbungsarlen  dieser  verschiedenen  Rcalreclile  sind  in  den  Jusli- 
nian’schen  Rcchtsbüchem  genau  fixirt,  und  zwar  beim  F.igcnthum  dessen 
Erwerb  durch  Occupation  herrenloser  Sachen,  durch  .Accession,  durch  die 
s.  g.  Spccification,  durch  Tradition,  Adjudication  und  die  aul  einen  Titel 
und  guten  Glauben  sich  stützende  Ersitzung  oder  Acquisitivverjährimg  durch 
3jährigen  Besitz  bei  Mobilien  un<l  eines  20jährigen  bei  Immobilien  u.  s.  w. 

Dienstbarkeiten  entstehen  durch  Verträge,  durch  .Acquisilivverjährung 
oder  in  Folge  gesetzlicher  .Anordnung,  Pfandrechte  gleichfalls  durch  Ver- 
trag oder  durch  Gesetz,  jedoch  auch  durch  richterliche  Decrcte. 

Alle  dinglichen  Rechte  sowohl  an  beweglichen  Sachen  als  an  Grund- 
stücken sind  durch  dingliche  Klagen  gegen  jeden,  auch  den  Besitzer  in 
gutem  Glauben  geschülzt.  Selbst  der  Besitz  als  solcher,  so  fern  der  Inha- 
ber der  Sache  die  Absicht  für  sich  zu  besitzen  (den  animus  rem  sihi  ha- 
bendi) hat,  wird  durch  eigene  possessorische  Klagen  Iheils  gegen  Störun- 
gen theils  zum  Behufe  der  Wiedererlangung  des  gewaltsam  ihm  entzogenen 
Besities  {Interdicia  relinendae  et  recuperundae  possessionis)  geschützt.  Dem 
Besitzer  in  gutem  Glauben  sieht  sogar  gegen  jeden  nicht  Eigenthümer  und 
nicht  besseren  Besitzer  eine  petitorische  Klage  (die  s.  g.  aelio  Pubti- 
ciana)  zu. 

III.  Das  römische  Sachenrecht  wurde  jedoch  weder  in  seiner  Reinheit 
noch  für  alle  Besitzvcrhällnissc  prnctisch  ’). 

In  fast  allen  deutschen  Ländern  bestand  für  die  Ueberlragung  des  Ei- 
genthums  an  Grundstücken  die  Noihwendigkeit  der  gerichtlichen  Aullassung 
fort,  und  wurde  auch  zur  Bestellung  verschiedener  dinglicher  Rechte  auf 
fremden  Grund  und  Boden  erforderlich,  während  das  Vindicationsrecht  be- 
weglicher Gegenstände  in  der  deutsch-rechtlichen  Begränzung  statt  fand 
(§•  146.  I). 

Die  Besitzrechte  des  Vasallen  und  des  Erbpächters,  obw'ohl  als  ver- 
schiedene Arten  eines  s.  g.  dominium  idile ‘‘)  aufgefasst,  behielten  auch 
ihren  bisherigen  Charaeter,  desgleichen  die  aus  den  s.  g.  Rcallasten  ent- 
spriogenden  Berichtigungen.  Ein  bis  jetzt  noch  nicht  anerkannt  gelöstes 


1)  Z5|)fl,  $.  11t.  Eiclihorn,  $.  450.  Gerber,  dcutsclios  PR.  §•  ”2 — 152. 

2)  Gerber,  $.  77. 
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wissenschaniiches  Problem  blieb  die  Feststellung;  der  juristischen  Natur 
dieser  Rechte,  die  von  den  meisten  Germanisten  und  selbst  in  dem  Par- 
ticularrechtc  mancher  Länder  als  germanische  zu  einem  Thun  verpflich- 
tende Serv  ituten , von  Anden)  aber  nur  als  besonders  gestaltete  obligato- 
rische Rechtsverhältnisse  aufgelasst  werden').  Auch  überden  BegrilT  und 
die  Realität  eines  s.  g.  germanischen  Gesammteigenthum  s {domiMuon 
plurium  in  soUdum)  kan)  es  zu  keinem  Abschluss  der  Ansichten  *). 

149.  Das  römische  System  der  dinglichen  Rechte  bildet  heut  zu  Tage 
noch  die  Grundlage  des  in  Deutschland  und  in  den  meisten  Ländern  des 
europäischen  Continents  geltenden  unmittelbaren  Sachenrechts  *);  verschie- 
dene aus  dem  germanischen  Rechte  stammende  Modilicationen  desselben 
sind  in  Folge  moderner  Rechtsansichten  hinwcggerallen. 

I.  Das  F.igenthum  '*)  an  Grund  und  Roden  ist  Jetzt  dos  des  römischen 
Rechts;  die  germanische  Grundherrlichkeit  mit  allen  ihren  Folgen  hat  in 
der  neuesten  Zeit  ganz  aurgehörl,  selbst  bei  den  Rittergütern.  Das  ding- 
liche Ucsitzrecht  des  Erbbeständers  und  beim  Falllehen  ist,  oR  gegen  eine 
dem  dominus  directus  gemachte  Vergütung,  in  volles  Eigenthum  umgewan- 
dclt  worden.  Auf  gleiche  Weise  wurde  fast  allenthalben  die  Umwandlung 
des  nutzbaren  Eigenthums  des  V'asallen  oder  Dienstmannes  in  volles  Eigen- 
tlium  (Alodilicirung  der  Lehen)  bewerkstelligt.  Die  altgermanischen,  zum 
Theil  aus  der  LeibeigenschaR  oder  der  Hörigkeit  entsprungenen  Grundbe- 
lastungen wurden  entweder,  wie  z.  R.  die  Frohnden,  geradezu  aufgehoben, 
oder  mussten,  wie  die  Zehnten  und  Gülten  und  andere  Gelälle,  gegen  Ent- 
richtung des  12  bis  20  fachen  Retrogs  derselben  abgelöst  werden,  auch  die 
den  Grundbesitz  beschränkenden  Regalien  z.  R.  das  Jagdrecht  Helen  weg, 
so  dass  der  Grundbesitz  überall  reines  und  freies  Eigenthum,  wie  es  das 
römische  Recht  kennt,  geworden  ist.  Auch  die  römischen  Erwerbungsorten 
desselben  sind  in  Geltung,  jedoch  meistens  durch  die  Gesetzgebung  genauer 
bestimmt,  und  die  Vcräusseningsforinen  haben  den  Charakter  der  Publicität, 
indem  sie  entweder  noch  die  gerichtliche  Auflassung  oder  die  Eintragung 
in  Grundbücher  erfordern.  Reim  Eigenlhum  an  Mobilien  ist  aber  das  Vin- 
dicationsrecht  (gegen  den  redlichen  Resitzer)  in  der  Hegel  noch  nach  alter 
Weise  beschränkt  *) ; doch  bedarf  es  nach  manchen  Landes-Kechten  zu 
dessen  Uebertragung  nicht  der  Resitzübergabe,  sondern  lediglich  des  Ver- 
äusserungsvertrags  z.  H.  noch  im  französischen  Code  Civil. 

t)  Gerber,  J.  t67.  188.,  der  in  gedringlesler  KQrae  die  verschiedenen  Auffassun- 
gen des  Wesens  der  Realbslen  kritisch  zusainniensIcIlL 

2)  Gerhcr,  $.  77.  Eichhorn,  §.  4SI. 

3)  Eine  übersichllielie  vergleichende  Darstellung  des  jelil  gellenden  uniiiillelbaren 
Sachenrechts  findet  sich  io  Blumes  juristischer  Encyclupsdic  Bd.ll.  $.  164.  2SO. 

4)  Ocsierr.  Gesetzbuch  $.  355—471.  Preuss.  Ltndrechl  Bd.  I.  Tit.  8 folg.  Code 
Civil,  art.  510—  577.  Reyscher,  Würtlenib.  Pr.  R.  II.  $.  260.  294. 

5)  Ocsierr.  Gesetztiuch  (.  367.  368.  Code  Civil  art.  2279. 
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. Der  Eig:enthumsbegriir  ist  in  dem  in  §.  139  angegebenen  Sinne  auch 
auf  unkörperliche  Saclien  ausgedehnt,  und  das  s.  g.  Schririeigenthuin  und 
das  an  ästhctisclien  Kunstpruducten,  Erfindungen  u.  s.  w.  in  ganz  Deutsch- 
land in  Folge  von  Bundesbeschlüssen  ')  geschützt  und  gcwährieislel. 

U.  Alle  Dienstbarkeiten  *),  auch  die  aus  dem  germanischen  Rechte 
stammenden,  haben  die  Natur  der  römisch  rechtlichen  Servituten  erhalten, 
jedoch  auch  als  gesetzliche  ihren  Character  als  dingliche  Rechte  nur  durch 
Eintragung  ihrer  Bestellung  in  das  Grund-  oder  Güterbuch.  Sie  zerfallen 
in  Grimd-  und  persönliche  Servituten,  unter  welchen  der  Niessbrauch  die 
wichtigste  ist  Als  jura  in  re  aliena  kommen  noch  immer  die  Emphytheusis 
und  das  superllciurische  Reclit  vor. 

III.  Eine  durchgreifende  Umgestaltung  erhielt  uljcr,  oR  durcli  Hypo- 
thekenordnungen oder  l’fundgesetzc , das  Pfandrecht  ’).  Zum  Faustpfand 
können  nur  bewegliche  Sachen  gegeben  werden.  Für  die  Bestellung  der 
Hypotheken  besteht  der  Grundsatz  der  Specialitiit  und  der  Publicitöt;  es 
kann  ein  ganzes  Vermögen  nicht  mehr  einem  Pfandrecht  unterworfen  wer- 
den, und  erst  mit  der  Eintragung  in  das  Unterpfandsbnch , welche  durch 
eine  eigne  verantwortliche  Behörde  (das  s.  g.  Pfandgcricht)  vollzogen  wird, 
erhält  dasselbe  an  dem  darin  genau  bezeichncten  Grundstücke  sein  Dasein. 
Auch  die  der  Zahl  nach  sehr  verminderten  gesetzlichen  Hypotheken  bedür- 
fen nach  den  Pfandgesetzen  verschiedener  Staaten  einer  solchen  zu  ihrer 
Geltung,  sind  daher  vorerst  nur  Pfandrcchtstitel.  Verschiedene  Pfaudrechte 
haben  jedoch  noch  immer  ein  VorzugsreehL  Die  Veräusserung  der  Pfänder 
dureh  den  Pfandgläubiger  muss  gerichtlich  vorgenommen  werden. 

Das  ObligationenrechL 
r ° 

150.  Die  technische  Ausbildung  des  Obligationenrechts  beginnt  in 
Deutschland  erst  mit  der  Einführung  des  römischen  Rechts.  Es  finden  sich 
allerdings  in  der  ältesten  Zeit  und  mehr  noch  später  in  den  Rechtsbüchern 
einige  allgemeine  Grundsätze,  doch  fehlt  es  denselben,  die  VorschrilVen  der 
Volksrechte  über  das  Wehrgcid  abgerechnet,  an  Bestimmtheit  und  Schürfe  *). 


1)  Sic  worden  gefattt  im  Jahr  1S4I,  und  ihnen  gemSta  in  jedem  deotacben  Staate 
Gearlze  gegen  den  Nachdruck  der  in  andern  deutschen  Staaten  gedruekten  Werke 
erlassen. 

2)  Oestr.  Gesetzbuch  472— SSO.  Preuss.  Landrecht  1.  21.  22.  Code  civil  Art  578 
— 710.  Kcyschcr,  WQrttemb.  Privatrecht  §.  295  — 300. 

3)  Oestr.  Gesetzbuch  $.  447—471.  Preuss.  Landr,  I.  20.  II.  1 und  18  folg.  Code 
Civil  Art.  2071— 2218.  Reyschcr,  WBrttcmb.  Privatr.  $.  307-347.  lieber  die 
Fortschritte  der  llypolhekcngesetzgebung  vergl.  Mittcrniaicr  im  Archiv  fitr 
civilisL  Praxis  IX.  n.  6.  XVll.  n.  7.  17.  XIX.  0.  9. . XXVIII.  10.  XXXII.  18.  XXXIV. 
9.  1&  XXXV.  9. 

4)  Waller,  §■  521  folg 
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Selbst  der  Bcipiff  Obligatio  isl  vn^;  in  den  Rcchlsbüchcrn  erscheint  er  in 
der  unbestimmten  Form  der  Klage  um  Schuld  *). 

Man  hat  indessen  auch  für  diese  frühen  Perioden  die  Entstehimgs- 
griinde  der  Schuld  Verhältnisse  auf  drei  Ilaii|>tarten  zurückgeführt,  Ver- 
träge, Rechtsverletzungen  und  Zustände,  und  sonstige  obliga- 
torische Handlungen. 

1.  Nach  dem  ältesten  germanischen  Rechte  waren  A.  die  aus  Rechts- 
verletzungen hervorgehenden  Forderungsrechte  durch  die  zugleich  das  ger- 
manische Strafrecht  bildenden  Vorschriften  über  die  Composilionen  regu- 
lirl,  nach  welchen  der  Beschädigende  zu  einer  zugleich  als  Schadensersatz 
geltenden  Busse  verpflichtet  wird  * ).  Auch  liir  den  durch  Thiere  verur- 
sachten Schaden  ist  deren  Herr  hafibar 

B.  Was  die  Verträge  (Thinx)  betrilTl  ^),  so  beruht  nach  dem  älte- 
sten germanischen  Recht  deren  verbindende  Kraft  lediglich  auf  dem  Consens, 
die,  Fälle  abgerechnet,  in  welchen  jemand  zur  Rückgabe  erhaltener  Sachen 
vcrpdichtet  ist;  doch  bedarf  es  immer  eines  sichern  Beweises,  wenn  die 
Eingehung  eines  V'ertrags  geläugnct  wird:  zu  diesem  Bchufe  findet  man 
den  Abschluss  der  Verträge  vor  Zeugen,  vermittelst  von  Zeugen  unter- 
schriebener und  besiegelter  Urkunden  und  vor  dem  Gerichte,  doch  keine 
V'orschriften  über  die  Nothwendigkeit  und  die  näheren  Erfordernisse  für 
die  eine  oder  andere  dieser  Verlragsformen.  Alles  beruht  auf  der  Sitte. 
In  welchen  Worten  die  verschiedenen  Verträge  gefasst  waren,  ist  aus  den 
Formulis  und  aus  Urkunden  zu  ersehen,  manche  derselben  haben  stehende 
Namen  *);  wir  linden  in  Uebung  den  Kauf,  den  Tausch  (Vambium),  Cau- 
liones  (Ausstellung  von  Schuldscheinen  oder  Verpfändungen),  die  Obno- 
xiatio,  wodurch  sich  jemand  zur  Abtragung  einer  Schuld  zu  Knechtsdiensten 
verpflichtet,  das  als  Leihe  eines  Zinsguts  vorkommende  Precarium,  das 
sowohl  die  Bürgschaft  (z.  B.  durch  Geissein)  als  den  Faustpfandveiimg 
bezeichnende  H’adimn,  das  Comniendalum  oder  Depositum,  die  Cessiones,  sie 
mochten  in  der  Ueberlassung  eines  ganzen  Vermögens  z.  B.  an  die  Kinder 
bestehen,  oder  der  eines  Grundstücks  u.  a.  m. 

C.  Das  Executionsverfahren  gegen  den  nicht  zahlenden  Schuldner 
war  zunächst  dessen  Pfändung,  und  wenn  er  insolvent  war,  die  Uebergnbe 
seiner  Person  an  den  Gläubiger  zur  Abverdienung  der  Schuld  durch  Dienste  *), 


1)  Gcrlirr,  jj.  153,  besondui!)  N.  1. 

2)  Kichlioni  §.  471.  Mehr  davon  untvii. 

3)  Eiclitiorii  J).  72. 

4)  Eichhorii  §.  07-70.  Zöpfl  124.  Waller  S-  521.  529. 

5)  Eine  Uehcrsiclil  der  Verträge  nncli  dem  rdlcsteii  germ.  Recht  findet  sich  in  de» 
Verf.  franz.  Sl.naU-  und  Rechlsgcschichte  Dd.  II.  $.  217 — 2IB  und  bei  Walter 
§.  522-  532. 

0)  Franz.  Staats-  u.  Recbtsgesch.  $.218  a.  E.  Eichhorn  $.70  n.  E.  $.81.  ZOpfl 
$.  123  a.  E.  und  $.  26  a.  E.  Walter  $.  529. 
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II.  Mehr  allgemeine  Ilechljfogeln  enlhalten  schon  die  Rechtsbücher 
des  dreizehnten  Jahrhunderts  *),  z.  B.  über  die  Verantwortlichkeit  wegen 
Dolus  und  Culpa,  deten  nähere  Beslimmung  jedoch  dem  Ermessen  des 
Richters  überlassen  ist.  ferner  über  das  Tragen  der  Gefahr  *).  Rechts- 
verletzungen verpflichten  zum  Ersatz  und  nur  zuweilen  zur  Busse,  die  bald 
allgemein  bestimmt  ist,  bald  sich  nach  dem  Geburtsstand  des  Beschädigten 
richtet  ’).  Durch  eidliche  Abläugnung  kann  man  sich  von  jeder,  nur  nicht 
der  gerichtlich  eingegangenen  Verpflichtung  frei  machen  *). 

Als  Entstehungsgründe  der  Forderungsrechte  werden  angeführt ; das 
Borgen  (Creditiren ),  das  Geloven  (Versprechen),  das  Unterwinden 
(die  Heslitutionspflicht  des  unrechtmässigen  Besitzers)  und  das  Haften 
als  Erbe  für  die  Schidden  eines  Verstorbenen  * ).  Verträge  (Thing)  werden 
noch  immer  eingegangen  vor  Zeugen,  gerichtlich  oder  vermittelst  Urkunden, 
bei  welchen  das  Dasein  eines  unversehrten  Siegels  entscheidend  ist. 

Beim  Darlehen  ist  durch  das  canonische  Recht  d.as  Nehmen  der  Zin- 
sen verboten,  was  die  Ausleihung  der  Gelder  auf  Zinsen  unter  der  Form 
des  Rentenkaufs  (§.  118)  zur  Folge  hat,  bei  welchem  jeder  Besitzer  des 
mit  der  Rente  belasteten  Guts  haftbar,  aber  keine  Kündigung  von  Seiten 
des  Gläubigers  zulässig  ist. 

Unter  den  Sicherheitsvertrügen  kommt  der  des  s.  g.  Einlagers  (Ob- 
slagium)  vor,  wodurch  der  Sclnddner  zur  freiwilligen  Haft  an  einem  be- 
stimmten Orte  verpflichtet  wird,  welches  wie  Eichhorn  (§.3TT)  bemerkt, 
um  so  weniger  anstüssig  war,  als  der  insolvente  Schuldner  noch  immer 
zu  Hand  und  Halfter  übergeben  wurde.  Auch  war  eine  allgemeine  Art  der 
Schuldexcculion  später  die  persönliche  Verhaftung,  womit  der  jedoch  erst 
im  14.  Jahrhundert  vorkommende  Wechselvortrag,  wodurch  der  Acceptant 
im  Nichtzahlungsfallc  in  persönliche  Haft  verfällt,  in  Verbindung  steht*). 

151.  Das  römische  Recht  enthält  ein  vollständig  bis  ins  kleinste  Detail 
technisch  durchgebildctes  Obligalionensystem  ■*),  welches  jedoch  nicht  ohne 
einige  durchgreifende  Modilicationen  gemeines  Recht  in  Deutschland  wurde, 
aber  nur  in  seiner  eigenthümlichen  organischen  Gestaltung  beschaut,  richtig 
erfasst  werden  kann. 

I.  Der  BegrifT  der  Obligatio,  als  Juris  vinculwn  quo  necessitate  adslriii- 
gimur  alictyus  rei  soivendae  secundum  noslrae  civilatis  Jura  •) , liegt  der 


f)  Eiclihorn,  $.  370  - 378.  Züpfl  §.  I2S. 

2)  ZöpM  0.  0.  0. 

3)  Eichhorn  $.  378. 

4)  Sächsisches  Urndrccht  B.  I.  Art.  7.  Eichhorn  §.  377. 

5)  Gerber  1.S3  in  der  Note. 

6)  Zöpfl  S.  385. 

7)  Siche  V.  Savigny,  das  Obligationcnrccht  Bd.  I.  Berlin  1851. 

8)  Pr.  J.  3.  13. 
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ganzen  Lehre  zu  Grund  und  wird  mit  alleii  seinen  Consequenzen  auf  das 
strengste  in  derselben  durchgelührt. 

A.  Ein  Schuldverhiiltniss  kann  nicht  entstehen  ohne  dns  Vorhanden- 
sein einer  rechtlicli  zulässigen  cauta  ohligationis.  Eine  solche  kann  aul 
Civilreehl  beruhen  und  erzeugt  dann  eine  dureh  eine  Civilklage  geschützte 
übHgatio  civilis;  oder  aut  dem  prätorischen  Recht  und  erzeugt  dann  eine 
Obligatio  praetoria,  oder  sie  steht  lediglich  unter  dem  Schutze  des  tut  gen- 
tium, in  welchem  Kalle  nicht  klagbare  Obligationes  naturales  entstehen, 
deren  einige  wenige  durch  das  spätere  kaiserliche  Constitiitionenrechl  für 
klagbar  erklärt  worden  sind. 

Die  Entstehungsgründc  der  Forderungen  sind  iin  römischen  Rechte 
von  so  grosser  Bedeutung,  dass  sie  die  Basis  des  ganzen  Obligationen- 
systems  bilden,  dessen  Grundzüge  folgende  sind. 

a)  Die  der  Obligationes  civiles  sind: 

a)  Contraclus  d.  li.  civilrechtlich  klagbare  Verträge,  welche  cinge- 
gangen  werden ; re,  verbis,  litteris,  consensu  d.  h. 

1)  durch  Hingabe  einer  Sache  oder  Annahme  einer  Leistung, 
als  das  Darlehen  (mutuum) , der  Leih  vertrag  (commodatum) , der  HiiUer- 
legungsvertrag  (depositum)  und  das  Faustpfand  fpignusj,  endlich  die  s.  g. 
Innominatcontracte,  die  mit  einem  Geben  oder  Leisten  beginnen  und  zu 
einer  Gegenleistung  verpflichten,  welche  nicht  die  der  benannten  gegensei- 
tigen V’erträge  isL 

2)  Durch  die  calegorische  Annahme  einer  in  strenge  Form  gefassten 
Vertragsproposilion,  Slipulalio  genannt. 

3)  Durch  eine  zwei  Jahre  alte,  vom  Aussteller  unangefochtene  Dar- 
lehensurkunde. 

4)  Durch  blose  Einwilligung  beim  Kauf  (Kmtio  et  venditio),  dem 
Mieth-  oder  Pacht-  {locatio  et  conductio),  dem  Bevollmächtigungs-  und 
Societäts vertrag  {mandatum  et  societas). 

ß)  Delicia  d.  h.  Rechtsverletzungen,  die  theils  zu  bloscm  Schadens- 
ersatz, ihcils  zur  Zahlung  einer  Biis.se,  tlieils  zu  beiden  zugleich  verpflich- 
ten; nach  Civilrecht  erzeugen  solche  Klagen:  Diebstahl  und  Unterschlagung 
(furtum'),  materielle  Beschädigung  fremder  Sachen  (damnum  iigtiria  datum') 
und  die  Ehrenkränkung  (iiguria).  * 

y)  Variae  causarum  fujurae,  unter  welchen 

1)  Einige  contractsähnlichc  Sc.huldverhältnisse  (quasi  ex  contractu) 
erzeugen,  wie  unbeauftragte  Führung  fremder  Geschäfte  fnegotin  gesta),  die 
ohne  Vertrag  entstandene  Gemeinschaft  (cnmmunio  incidens) , die  Führung 
einer  Vormundschaft  und  die  Annahme  einer  Nichtschnid  u.  a.  m. 

2)  Andere  dclictartigc,  wie  das  culpose  Verfahren  eines  Richters,  der 
Besitz  eines  Thieres.  das  einen  amlern  beschädigte,  das  Bewrdmen  eines 
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Hauses,  aus  weleheni  Gegensläiule  geworfen  wurden,  die  Jeniund  beschä- 
digten II.  a.  in.  '). 

b)  Nach  prälorischeni  Recht  klagbare  Forderungen  enstehen 

a)  aus  einigen,  besonders  als  solche  erklärten  Vereinbarungen  (jetzt 
pacta  praetoria  genannt),  aus  dem  zugesebobenen  und  geleisteten  Eide,  dem 
Compromiss  und  der  Uebernahme  des  Amts  eines  Schiedsrichters,  der 
Zusage,  eine  eigne  oder  fremde  Schuld  zu  zahlen  (pactum  de  conslituta 
pecunid),  der  Uebernahme  von  Reise -Effecten,  Waaren  u.  dergl..  durch 
Wirthe,  Stallwirthe  und  Schiffer. 

ß)  Aus  einer  grossen  Zahl  unerlaubter  nandlungcn,  aus  welchen  mei- 
stens Pönalktagen  gestattet  sind. 

y)  Aus  andern  zufTilligen  Gründen,  z.  B.  selbst  aus  dem  Besitz  einer 
Sache  die  Verpflichtung,  dieselbe  vorzuzeigen,  freizugeben  (ad  exhibettdum). 

c)  \lnter  den  erst  durch  kaiserliche  Constitutionen  für  klagbar  erklär- 
ten Obligationen  ist  das  Schcnkungsvcrsprechen  durch  blose  Einwilligung 
(pactum  dotuitionis)  zu  nennen,  das  jedoch,  wenn  die  Schenkung  die  Summe, 
von  500  sotidi  aurei  übersteigt,  nur  wenn  es  gerichtlich  insinuirt  ist,  den 
Schenker  rechtlich  bindet. 

II.  Von  höchster  Wichtigkeit  sind  die  allgemeinen  Grundsätze  des 
römischen  Rechts  über  die  Obligationen;  sie  beziehen  sich  vor  allem  auf 
die  Wirksamkeit  derselben,  deren  Ccssion,  die  Veranlwortlichkeit  für  mora 
(Verzug),  dolus  und  culpa welche  letzte  sich  in  Vcrlrogsvcrhältnissen 
nach  dem  Grade  des  anzuwendenden  Fleisses  richtet  und  demgemäss  culpa 
lata  oder  culpa  levis  sein  k.ann;  sie  betreffen  ferner  das  Tragen  der  Gefahr 
und  die  verschiedenen  Aulhebungsgründe  der  Forderungsrechtc,  rück- 
sichtlich welcher  der  Grundsatz  galt:  quibus  modis  obligamur  iisdem  in 
contrarium  actis  liberamur  *). 

152.  Die  wichtigsten  schon  bei  der  Reception  des  römischen  Rechts 
practisch  gewordenen  Modificationen  des  Obligalionensystenis  sind  folgende. 

I.  Die  regelmässige  Eingehungswei.se  der  Verträge,  ist  die  durch 
blosen  Consens,  er  mag  mündlich  oder  schriftlich  erklärt  werden.  Zum 
Zurückgeben  von  Sachen  ist  nur  derjenige  ver|>nichtet,  dem  dieselbe  vorr 
her  übertragen  worden  ist,  wie  der  Depositar,  Faustpfandgläubiger  u.  s.  w. 
Manche  Schuld  Verbindlichkeiten  müssen  jedoch  schrifllich  eingegangen 
■werden,  wie  z.  B.  die  Wechselschuld,  in  welcher  sogar  der  Gebrauch 
besonderer  Worte  z.  B.  des  Wortes  „Wechsel“  oft  wesentlich  ist.  Die  rö- 
mischen Stipulationen  wurden  nie  Sitte,  doch  (wie  dicss  grossentheils  schon 
in  dem  Corpus  Juris  civilis  geschieht)  die  sie  betreffenden  Rechtsregcln, 


1)  S.  d.  Insliluliunoii  Justinians  v.  Til.  14  in  B.  III.  bis  Tit.  4 in  B.  I\'. 

2)  Die  beste  Darstellung  der  i.ehre  s'on  der  teilten  ist  die  v.  Hasse  1815. 

3)  fr.  153  D.  50.  17.  (de  Reg.  Jur.) 
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mil  Ausnahme  der  die  Worlfassung  derselben  belrelTenden , als  allgemeine 
Grundsätze  auf  alle  Verträge  angewandt. 

Die  s.  g.  Innominalcnntracte  sind  sehon  durch  blosen  Consens  von 
beiden  Seiten  bindend.  Manche  Verträge  sind  dagegen  vor  Gericht  zu 
errichten,  ja  selbst  gerichtlich  zu  bestätigen,  und  in  verschiedenen  Ländern 
in  s.  g.  Contractsbücher  einzutragen,  oder,  wenn  sie  vor  Notaren  geschlos- 
sen sind,  in  eigne  Register,  und  dabei  Gebühren  oder  Sporteln  zu  ent- 
richten. Es  lassen  sich  alle  Verträge  auf  drei  Hauptklassen  zurQckrühren, 
gegenseitig  belastende,  Wohl thätigkeits-  und  Glücksverlräge. 

II.  Die  Rechtsregeln  über  die  Entstehung  und  Wirkungen  der  Forde- 
ningsrechle  aus  Delicten  sind  oft  durch  eigene  Gesetze  Ober  die  bürgerli- 
chen Wirkungen  der  Verbrechen  festgcstellt  *).  Die  Forderungen  aus  den- 
selben gehen  in  der  Regel  nur  auf  Rückerstattung  der  dem  Gläubiger  ent- 
zogenen Sachen  oder  auf  Schadensersatz.  Das  römische  System  der  Poe- 
nalklagen  ist  nicht  practisch;  nur  wegen  Ehrenkränkungen  findet  nach 
dem  Rechte  mancher  Länder  noch  eine  Verfallung  in  eine  Geldbusse  statt. 

III.  Eine  eigenthflmliche  Natur  haben  die  s.  g.  übligationes  au  Por- 
teur, bei  welchen  der  jedesmalige  Inhaber  der  Urkunde  Gläubiger  ist.  Zu 
denselben  gehören  die  s.  g.  Staatspapiere,  bei  welchen  von  Seiten  des 
Gläubigers  keine  Kündigung  des  dem  Staate  geliehenen  Capitales  mög- 
lich ist. 

IV.  Ausser  den  durch  die  Grundsätze  des  römischen  Rechts  ex  pro- 
fesso  normirten  Verträgen  sind  noch  folgende*)  s.  g.  deutschrechtlichen, 
bei  welchen  jedoch  die  Anwemlung  römisch  rechtlicher  Grundsätze  nicht 
ganz  ausgeschlossen  ist,  .allgemein  practisch:  der  Gesinde  vertrag, 
durch  welchen  der  zu  llausdienslcn  Verpflichtete  einer  Art  von  hausherrlicher, 
jedoch  durch  die  Polizeigesetzgebung  beschränkten  Gewalt  unterworfen 
wird.  Ihm  sehr  nahe  steht  der  s.  g.  Ges  eilen  vertrag  zwischen  dem 
Handwerksmeister  und  dessen  für  tauglich  erkannten  und  ihm  untergebenen 
Geholfen  *).  Eigenen  Regeln  unterliegt  auch  die  Transportverdin- 
gung  von  Güteni  zu  Land  oder  zu  Wasser*);  desgleichen  der  Renten- 
kauf, der  Leibrenten-Vertrag*),  das  Ausspielgeschäft  und  die 
vom  Staate  genehmigte  Lotterie,  sowie  verschiedene,  eigene  handelsrecht- 
liche Geschäfte  bildende  Societäts  Verträge  •),  der  Verlagsver- 
vertrag’),  und  die  gleichfalls  handelsrechtlichen  verschiedenen  Arten  der 


1)  Z.  H.  in  Warllcnit>org  durch  ein  Gesetz  vum  5/7  Seplbr.  1839. 

2)  S.  über  dieselben  Gerber,  deutsches  Privatrecht  J.  181.  192. 

3)  Gerber  J.  183—85. 

4)  Gerber  jj.  188.  189.  191.  192. 

5)  Gerber  J.  193. 

6)  Davon  unten  in  |.  162.  Gerber  J 190-198. 

7)  Gerber  J.  200. 
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Asseciiranzverlräge  und  Wechsel  geschiifle  *).  Auch  verschiedene 
bei  den  Römern  nicht  auf  gleiche  Weise  übliche  Nebenverirüge  kommen 
vor,  wie  z.  B.  das  Pactum  reservati  dominii. 

V.  Andere  dem  römischen  Hechle  unbckannle  Forderungsrechle  sind 
die  aus  dem  Nachdruck  oder  der  unerlaublen  Heproduclion  literarischer 
oder  nrlistischer  Erzeugnisse  eines  Andern  enlslehenden  Ansi)rüche,  die 
durch  Wildschaden  enlslehenden*),  die  aus  der  ausserehelichen  Kin- 
dererzeugung entspringenden,  sowie  das  Relracts-  oder  Näh  er  recht 
(auch  Losungsrecht  genannt),  d.  h.  die  ßerugniss,  gegen  Erstattung  des 
Kaufpreises  ein  von  einem  Andern  an  einen  Urilten  veräussertes  Grundstück 
an  sich  zu  ziehen ; dasselbe  kann  aus  verschiedenen  Gründen  hervorge- 
hen und  unterliegt  sehr  ins  Einzelne  gehenden  Bestimmungen  *). 

Das  Fa m i I ic nrcch  t *). 

153.  Wie  bei  allen  noch  im  Jiigendallcr  stehenden  Völkern,  war  auch 
bei  den  Deutschen  in  der  ältesten  Zeit  das  Familienband  ein  sehr  enges 
und  festes  und  die  Grundlage  der  wichtigsten  Hechtsverhällnisse.  Es  be- 
stand unter  allen  zur  Sippe  (oder  Sippschall)  gehörenden,  durch  die  Ein- 
heit des  Blutes  verbundenen  Verwandten,  trat  aber  unter  den  des  Manns- 
stammes stärker  hervor.  Daher  war  das  angestammte  Gut  in  dem  Sinne 
Gesnmmteigenihum  des  Stammes,  dass  es  ihm  durch  Veräusserung  (die  Fälle 
der  Noth  ausgenommen)  ohne  die  Zustimmung  der  Glieder  desselben  nicht 
entfremdet  werden  konnte.  Die  auf  der  Sippe  beruhende  Gcsammlbürg- 
schafl  enthielt  die  VerpOichlung  zur  Bl utrachc,  wenn  ein  Glied  der- 
selben durch  das  einer  andern  Familie  gelödtet  worden  war,  und  für  diese 
zur  Zahlung  des  Wehr-  und  Sühngeldes,  wenn  zwischen  den  sich  Befeh- 
denden der  Friede  beschworen  ward. 

Die  Sippe  (Familie  im  weiteren  Sinne)  zerßcl  in  eine  Anzahl  einzelner 
der  Schutzgewalt  (««»rfiiim)  der  Hausväter  untergebener  Familien  im  engem 
Sinne  des  Worts,  zu  welcher  nicht  blos  die  Ehefrau  und  die  Kinder  des 
Hausherrn  gehörten,  sondern  auch  die  ihres  natürlichen  Schützers  beraub- 
ten Waisen,  ja  selbst  andere  in  dessen  Pflege  befindliche  Personen,  so  dass 
man  ein  dreifaches  .Mundium  unterscheiden  kann,  das  che  herrliche,  das 
väterliche  und  das  verwandtschaftliche,  später  s.  g.  vormund- 
schaftliche *). 


1)  Unten  S.  164-165.  «erber  $.  202-204.  205  folg 

2)  «erber  $.  219.  220. 

3)  Gerber  §.  175-177. 

4)  Zöpll  $.  80  folg.  Grimm  S.  467.  Gerber  §.  221  folg, 
mundjchaft  nach  deutschem  Rechte.  Güttingen  1839/47. 
Walter  g.  442  folg. 

5)  Zöpfl  g.  83-86. 


Kraut,  die  Vor- 
Bd.  I.  §.  3-7. 
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I.  Diis  germanische  Eh  er  echt  erlitt  früh  eine  theil  weise  und  später 
eine  nueh  weitergehende  Umgestaltung  durch  das  römische  Recht  und  die 
Rechtsansichten  des  neunzehnten  Jahrhunderts. 

,\.  Die  ursprüngliche  E ingeh ungs weise  der  Ehe  war  der  Frauen- 
kauf,  der  aber  früh  schon  nur  noch  als  symbolisclicr  Scheinkauf  vorkam  ‘ ), 
und  alsbald  durch  die  christliche  Ehe  verdrängt  wurde,  und  zwar  so  durch- 
greifend, dass  nur  die  kirchliche  Eingehung  der  Ehe  Rechtens  ward  und 
bis  auf  den  heutigen  Tag  stntUlndet  *),  die  deutschen  läinder  abgerechnet, 
in  welchen  die  durch  das  neueste  französische  Recht  eingeführte  s.  g.  Ci- 
vilehe  gilt,  zu  der  jedoch  die  priesterliche  Trauung,  freilich  ohne  recht- 
liche Wirkungen  hervorzubringen,  hinzukomml.  Die  Regulining  des  Ehc- 
rechls  wurde  mm  (die  güterrechtlichen  Verhältnisse  der  Ehegatten  abge- 
rechnet) eine  rein  kirchliche  Angelegenheit  und  unterlag  den  Bestimmun- 
gen des  kanonischen  Rechts,  welches  dem  Ehebund  einen  sacramentalischen 
Chameter  beilegt  und  ihn  desshalb  so  streng  für  unauflöslich  erklärt,  dass 
es  keine  wahre  Scheidung  (dh'or(iim)  sondern  nur  eine  Trennung  zu 
Tisch  und  Bett  {Separntio  quoad  thorum  et  mensam)  gestattet^).  Auch 
sanctionirt  es  eine  grosse  Anzahl  nicht  selten  dispensabicr  Ehehiiidcmisse, 
unter  welchen  die  wegen  zu  naher  Verwandtschaft  und  Schwiigcrschnft 
die  wichtigsten  sind.  Ehesachen  gehörten  Jahrhunderte  lang  und  zum  Theil 
noch  jetzt  vor  die  geistlichen  Gerichte  und  das  Ehcrecht  ist  theilweise  eine 
kirchenrechtliche  Lehre.  Die  Reformation  hob  den  sacramentalischen  Cha- 
racter  der  Ehe,  so  wie  verschiedene  Ehchindcrnissc  des  kanonischen  Rechts 
auf,  gestattete  jedoch  nur  aus  bestimmten  Gründen  die  Scheidung*).  Durch 
die  Staatsgesetzgebungen  (zuweilen  durch  Eheordnungen)  wurde  beson- 
ders seit  dem  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts  die  kirchliche  Ehcgeselz- 
gebung')  vielfach  modillcirl,  ja  oft  ganz  neugestoltct , so  dass  jetzt  das 
Ehcrecht,  was  die  Eingehung  und  Auflösung  der  Ehe  bctrifTl,  einen  gemi.sch 
ten  Character  hat.  Geheime  und  s.  g.  Gewissensehen  sind  nicht  mehr 
rechtsbesländig,  bei  allen  ist  die  kirchliche  Trauung  nothig,  welcher 
das  Aufgebot,  d.  h.  eine  in  der  Kirche  der  Regel  nach  mchnnaLs  vorzu- 
nehmende Proclamation  des  Ehcvcrspruchs,  vorangehen  muss. 

I)as  gernianische  Recht  knüpfte  die  wichtigsten  Wirkungen  der  Ehe 
an  defen  V'ollziig,  daher  die  Regel:  concubitus  facit  nuptias;  jetzt  ist  dies 


1)  Zopfl,  S.  81.  Waller,  *•  453-459. 

2)  Vergl.  das  Lchrhiich  dos  Kirchcnrcchls  von  A.  L.  It  ic  h ler.  3.  Aiifl.  Leipz.  1848 
S.  248—273. 

3)  Richter,  j).  268. 

4)  Rieh  I er,  $.  248—265.  269. 

5)  Preiiss.  1,R.  II.  1.  Oeslreich.  üeselzb.  §.  44  — 136.  Code  Civil  nrt.  144  — 
311.  1387—1581.  Rcyschcr,  Würllcmb.  l’R.  III,  J.  540—600. 
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mir  noch  nach  wenigen  Farticiilarrcchten  rücksichtlicli  einiger  sülerrechl- 
Hchcn  Verhältnisse  der  Kall. 

B.  I»iis  persönliche  Verhällniss  zwischen  .Mann  und  Kran  ist  das  einer 
auf  Liehe  hemhenden  Unterordnung:  der  lelzlen  unter  den  ersten.  Die  ehe- 
herrliche (iewalt  ist  reine  Schutzgewalt,  die  jede  Misshandlung  der  Krau 
ausschliesst,  diese  (den  Kall  der  Missheirath  §.Jä4  ahgereehnet)  desRanges, 
Standes  und  eines  Theils  der  Vorrechte  des  ersten  Iheilhaflig  inacht,  ihr  ini 
Hanse  den  ersten  Platz  nach  ihm  gieht,  sie  aher  zur  Leistung  hiinslichcr 
Dienste,  zur  gemeinsamen  l’flegc  der  .Angelegenheiten  des  Hauses  und  zur 
Mitwirkung  hei  der  Kindererziehung  verpflichtet.  Zur  Vornahme  vonltechts- 
geschätten  hedarf  die  Krau  des  Beistandes  des  .Mannes,  der  sie  auch  vor 
Gericht  zu  vertreten  und  für  die  ihr  zugefügten  Beleidigungen  Genugthuung 
zu  fordern  hat  '). 

C.  Schon  das  älteste  germanische  Recht  * ) enthält  Bestimmungen 
öher  die  göterrechtlichen  Verhällnisse  der  Khegatlen.  Von  dem  für 
die  Krau  zu  entrichtenden  Kaufpreis  (do*),  dessen  auch  Tacilusc.  18  er- 
wähnt, erhicH  die  Krau  einen  Antheil,  dessen  volles  Eigenlhum  ihr  erst 
nach  der  .Auflösung  der  Ehe,  wenn  sie  noch  leide,  als  Wilthuin  zullet. 
Dann  war  cs  Sitte,  dass  ihr  der  Mann  am  Morgen  nach  der  ßrautnaclil 
(als  pretium  virginitatis)  ein  Geschenk  oder  eine  Schenkung  machte,  welche 
den  Namen  Morgengnhe  führt.  Während  der  Ehe  hleilil  jeder  Ehegatte 
Herr  seines  Vermögens,  obwohl  die  Güter  beider  üusserlich  in  einer  Masse 
vereinigt  sind  und  der  Mann  über  die  der  Krau  die  Verw.illimg  mit  einem 
beschränkten  Veränsseningsrccht  hat.  Beim  Tode  des  einen  Ehegatten 
erhielt  nach  den  V'olksrechten  einiger  Stämme  der  Ueberlebendc  einen  Theil 
des  Vermögens  des  Verstorbenen,  oft  nur  der  ErrungcnschaR,  oder  einen 
Niessbrauch  *). 

Es  gestaltete  sich  auf  diese  Weise  ein  Recht  der  Gütereinheit  der 
ETiegatten  mit  einem  Successionsrechtc  des  Ucbcrlebenden.  und  bildete  sich 
jedoch  in  vielfach  verschiedener  Gestaltung  weiter  aus.  so  dass,  wo  rück- 
sichtlich  des  ehelichen  Güterrechts  nicht  das  römische  Hecht  geltend 
wurde,  eine  eheliche  Gütergemeinschaft  besteht,  die  aber  auch 
noch  jetzt  enlwetler  blos  eine  Gütereinheit  ist,  in  welcher  jeder  Ehe- 
gatte derEigenthümer  der  in  der  Vermögensmasse  ihm  ursprünglich  gehören- 


1)  Gerber,  g.  246.  a.  E.  K'raut,  Vorniandscinft  II.  330. 

2)  Eichhorn,  g.  54.  82.  b.  351.  Zöpfl,  g.  81  — 84.  89  — 91.  95.  Walter, 
g.  460-472. 

3)  Von  einer  tiefer  gehenden  geschichtlichen  llarslellung  des  germanischen  Güter- 
rechts  der  Ehegatten  muss  hier  Umgang  genommen  werden  , zumal  wir  nur  iin- 
vollsUndlge  Nachrichten  Aber  dieselbe  liesitzcn.  Eine  ziemlich  unklare  Mitthei- 
long  derselben  gibt  Walter  g.  460 — 472.  Genauer  ist  die  Darstellung  Krauts 
in  dessen  Buch  über  diu  Vormundscluin  Bd.  II.  g.  74 — 99. 
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den  Suchen  bicibl  * ) , oder  so , dass  die  Gcsanmilheil  des  Vermögens  das 
ungelheille  Eigenlhum  beider  ist,  entweder  ganz  oder  nur  rücksichllich  eines 
Theils  derselben  z.  B.  der  Mobilien,  oder  auch  nur  der  Errimgeiischan.  In 
beiden  letzten  Fällen  besieht  dann  eine  eigentliche  entweder  allgemeine 
oder  particuläre  Gütergemeinschaft,  wobei,  wer  Subject  derselben 
sei?  eine  wissenschaftlich  äusserst  bestrittene  Frage  wurde,  welche  die 
l’articulargesetzgebungcn  zuweilen  so  lösten , dass  sie  entweder  ein 
s.  g.  Gesaminteigenthum,  dominium  indivisum  in  solidum,  der  Ehegatten 
annahmen,  oder  eine  Societät,  oder  eine  zufällige  Rechlsgemeinschall  zu 
idealen  Theilen,  oder  dass  sie  das  Ehepaar  als  eine  juristische  Person  be- 
handelten *). 

Sowohl  nach  dem  System  der  blosen  Gütereinheit,  als  nach  dem  der 
Gemeinschaft  dient  der  V'ermögenscomplex  zur  Tragung  der  ehelichen  La- 
sten und  steht  unter  der  mehr  oder  weniger  beschränkten  Verwaltung  des 
Mannes*).  Sind  bei  der  Eheauflüsung  Kinder  vorh.anden,  so  dauert  die 
Vermogengemeinschafl  zwischen  ihnen  und  dem  Ueberlebenden  nicht  seilen 
bis  zu  seinem  Tode  oder  bis  zur  Absonderung  fort*).  Die  Sitte  der 
Morgengabe  kommt  fast  nicht  mehr  vor,  wohl  aber  die  der  Bestellung 
eines  Witlhums  oder  Leibgedings  für  die  überlebende  Witlwe  *).  Uebri- 
gens  sind  die  particularrechtlichen  Salzungen  über  alle  güterrcchtlichen  Ver- 
hältnisse der  Ehegatten  ins  Unendliche  von  einander  abweichend  und  lassen 
noch  vertragsmässige  Bestimmungen  der  verschiedensten  Art  zu. 

Wo  das  römische  Güterrechl  der  Ehegatten  •)  praclisch  wurde,  ist 
Jeder  der  Ehegatten  Herr  seines  eignen  Vermögens,  nur  dass  alles  dem 
Manne  von  Seilen  der  Frau  als  Braulschalz  (dos)  zur  Tragung  der  ehe- 
lichen Lasten  Übermächte  Vermögen  während  derEhe  ihm  ganz,  jedoch  ohne 
Veräusserungsrechl  der  Immobilien,  gehört,  und  bei  deren  Auflösung  an  die 
überlebende  Frau  (oder  sie  und  ihren  Vater),  nach  deren  Tod  an  ihre  Er- 
ben zurückzugeben  ist,  dessgleichen  im  Fall  einer  nicht  durch  ihre  Schuld 
hervorgerufenen  Ehescheidung. 

Z\n  Dos  gehört  regelmässig  auch  die  s.  g.  Aussteuer,  bestehend  in 
den  von  der  Frau  beigebrachlen,  zur  Einrichtung  des  Hauswesens  dienen- 
den beweglichen  Gütern,  und  ist  daher  in  der  Regel  nach  den  über  die 
bestehenden  Gnindsälzen  beurlheill  ’).  Uebrigens  überlässt  die  Frau  mei- 


1)  Die  organische  Entwicklung  des  Rechts  der  ehelichen  Gutergemeinscliart  ist  auf 
eine  sehr  klare  und  überzeugende  Weise  dargestellt  bei  Gerber  $.  230.  231. 

2)  Gerber,  S-  232—234. 

3)  Gerber,  § 232—234. 

4)  Gerber,  $.  233.  a.  E.  u.  238. 

5)  Gerber,  §.  238.  239. 

6)  S.  über  dasselbe  Hasse,  das  Güterrecht  der  Ehegatten.  Bd.  I.  Berlin  1824.  und 
die  Lehrbücher  der  Pandecten  r.  B.  v.  Puc  h tu  Jj.  413—429,  Arndts  $.394—418. 

7)  Gerber,  § 237. 
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slens  auch  in  den  Ehen  mil  Dolairccht  die  Verwaltung  ihres  eignen  (Pa- 
raphernnl-)  Vermögens  dem  Manne,  der  jedoch  ohne  ihre  Einwilligung 
keine  Veräussernngshefngniss  daran  hat. 

151.  II.  War  schon  nach  dem  iilteslen  deutschen  Hechle  ' ) das  Ver- 
hällniss  der  Kinder  zu  beiden  Ellern  in  so  weit  das  gleiche,  dass  sie  ih- 
nen gleiche  Verehrung  schuldig  sind  und  auch  unter  der  Zucht  der  Mutter 
stehen:  so  erlheille  doch  A.  das  Mundium  dem  Vater  eine  ausgedehntere 
Gewalt  über  dieselben,  welche  Jedoch  nicht  den  Charakter  der  römischen 
Patria  poleslas  halle.  Es  bestand  namentlich  kein  vcrmögensrechtliches 
Anfgehen  der  Person  des  Kindes  in  der  des  Valers.  Er  halte  cs  in  Jeder 
Beziehung  zu  schützen,  also  auch  gerichtlich  zu  vertreten,  und,  wenn  es 
eignes  Vermögen  bcsass,  einen  Niessbrauch  an  demselben.  Was  den  Stand 
des  Vaters  belrifTl,  so  waren  die  von  ihm  erzeugten  Kinder  nur  dann  des- 
selben Iheilhallig,  wenn  die  Mutter  nicht  einem  niederen  Stande  angchörle, 
sonst  (wie  in  Jedem  impar  matrimomum)  folgte  „das  Kind  der  ärge- 
ren Hand“.  Es  war  als  aus  einer  Missheirath  geboren  nicht 
ebenbürtig. 

Weil  nun  aber  nach  dem  canonischen  Hechle  Jede  sacramentalisch 
bindende  Ehe  auch  rechtlich  gültig  war,  so  wurde  der  Begriff  der  Miss- 
heirath*)  im  Juristischen  Sinne  des  Wortes  iin  Laufe  der  Zeilen  und 
insbesondere  nach  der  Einführung  des  römischen  Hechts  mehr  und  mehr 
beschränkt:  so  dass  bald  nur  die  zwischen  einer  hörigen  oder  dienst- 
pflichtigen Frau  und  einem  adeligen  Manne  geschlossene  Ehe  für  eine 
Missheirath  galt,  und  Jetzt  (in  der  Hegel)  allein  noch  die  zwischen  dem 
Mitgliede  eines  regierenden  odcrslandcshcrrlichen  Hauses  und  einer  Frauens- 
person bürgerlichen  Standes  oder  vom  s.  g.  niederen  Adel.  Die  aus  einer 
solchen  Ehe  stammenden  Kinder  erben  nur  das  durch  den  Ehcverlrag 
(z.  B.  durch  die  Bestellung  einer  erweiterten  Morgengabe)  ihnen  im  Vor- 
aus zugcsicherle  Vermögen  des  Vaters;  auch  pflegen  bei  Eingehung  un- 
gleicher Ehen  fürstlicher  Personen  diese  Wirkungen  vertragsmässig  festge- 
setzt zu  werden;  eine  Verbindung  dieser  Art  wird  eine  morganatische 
oder  Ehe  zur  linken  Hand  genannt.  (Malrimoniiim  ad  morganaticam 
vel  ad  legem  salicam.)  *) 


11  Eichhorn  %.  55.  63.  352.  Zöpfl,  $.  85.  92.  Waller,  Jj.  474-  481.  Ger- 
ber, 5.  240— 241. 

2)  Die  Aniiabtnc  der  Jlissheirath  wurde  nach  und  nach  mehr  und  mehr  bcsehränkl, 
au  daaa  die  Wahleapilulation  v,  1742  $.  22  nur  den  aua  nuturiachen  Missheiralhcn 
gebornen  Descendenten  hochadliger  Personen  die  Ebenbürtigkeit  versagte,  wobei 
cs  indessen  bestritten  blieb : in  wclclicm  Falle  eine  notorische  Missheirath  als 
eingegangen  anznnchmen  sei.  Viele  Schritten  erschienen  über  die  Streitfrage,  un- 
ter welchen  die  Putters  v.  1795  die  wichtigste  ist  Gerber,  jj.  224  in  der  Note- 
31  Nach  Walter  $.473  Nr.  6 rührt  der  Ausdruck  von  Morganaticuni  her,  welches 
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B.  Seil  der  Reception  des  römischen  Rechts  wurden  dessen  Grund- 
sätze über  die  väterliche  Gewalt,  jciloch  nicht  in  ihrem  ganzen  Um- 
länge, gellend. 

a)  Dieselbe  kann  nun  nicht  blos  durch  eheliche  Geburt,  sondern  auch 
durch  Adoption  und  durch  schon  im  dreizehnten  Jahrhundert  vorkommende, 
aber  nur  wenig  wirksame  Legi  timal  i on  natürlicher  Kinder  vermittelst 
nachfolgender  Khe  ihrer  Erzeuger  oder  landesherrlichen  Rescripts  erworben 
werden  Die  s.  g.  Einkindschaft  *)  ist  aber  nur  eine  Art  Erbver- 
trag (§. 

b)  Die  väterliche  Gewalt  wird  nicht  blos  ans  den  im  römischen  Rechte 
festgesetzten  Gründen  z.  B.  auch  durch  Eniancipation  des  Kindes  aufgeho- 
ben, sondern  auch  durch  die  Errichtung  eines  eignen  Haushalts  der  Kin- 
der-tuid  durch  die  Verheiralhung  der  Tochter*). 

c)  Die  Rechte  des  Vaters  am  Vermögen  der  Hauskinder  sind  die  durch 
das  neuste  römische  l’eculienrechl  *)  festgesetzten,  wornach  der  V'ater 
Eigenlhümer  des  von  ihm  dem  Kinde  überia.ssenen  s.  g.  Pcculhim  profecH- 
tUm  ist,  während  das  vom  Kinde  selbst  erworbene  oder  von  Dritten  ihm 
angefallene  Vermögen  (das  s.  g.  peeuUum  arlrrnH/ium)  ihm  selbst  gehört, 
so  dass  dem  Vater  der  Niessbraueh  und  die  Verwaltung  an  demselben  zu- 
stehl. Doch  sind  Rechtsgeschäfte  über  Gegenstände  desselben  zwischen 
dem  Vater  und  dem  grossjährigen  Hnnskind  möglich.  *)  Ist  der  Haus- 
sohn Soldat,  so  hat  er  an  seinem  peevlium  mUitare  volles  freies  Eigenthnm. 

C.  Die  neueren  Gesetzgebungen  enthalten  theils  in  eignen  Titeln 
Iheils  in  den  unter  dem  Einfluss  des  Elternverhällnisses  stehenden  Rechts- 
lehren  Bestimmungen  über  die  Entstehung  und  das  Aufhören  desselben, 
und  reguliren  sowohl  die  rein  persönlichen  als  die  güterrechllichen  Be- 
ziehungen der  Eltern  und  Kinder;  jene  als  Ausflüsse  eines  sittlichen  Ver- 
hältnisses, diese  im  Interesse  der  einen  und  der  andern  und  dem  des  gan- 
zen Familienverbandes,  ja  selbst  des  Suiales  und  der  Kirche.  •) 

III.  Das  Recht  des  Vormunds  war  nach  dem  germani- 


Morgrngabe  bedeutet,  wie  aus  Stellen  bciDiicangc  cd.  Ilcnscbels.  v.  Morg.a- 
iiaticuin  sich  ergiebt.  In  einer  Dissertation  v.  N i ebe  1 s cli  a ti  rfe  Mnlrim.  nd 
IMorganaticam  (Hnlae  1851)  wird  er  von  Morgan,  einem  romanischen 
Stammwort,  das  illuttrit  bedeutet,  hcrgelcilet, 

1)  üöpfl,  S 87.  89.  Walter,  §.475. 

2)  Zöpfl,  $.  96. 

3)  Gerber,  §.  242. 

4)  Darstellnngen  desselben  Anden  sich  in  allen  Lehrbdchern  des  Rom.  Rechts  z.  B. 
bei  Puchta  §.433—438.  Arndts  §.  427—436. 

5|  Arndts,  % 438.  Gerber,  §.  242.  Noten  2.  3. 

6)  Preuss.  Land-Rcebt  II.  2.  Oe.str.  Geselzb.  §.  137— 168..  Corfe  Civil  Art.  312— 
387.  Reyschcr,  Wurtlemb.  Prival-Riehl  III.  §.  601 — 614. 

7)  Eichhorn.  §.  56.  64.  353.  372.  Zöpfl,  §.  86.  93.  Walter,  §.  482.  83. 
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sehen  Rechte  (^jowohl  der  ältesten  Zeit  als  des  drei^ehnleii  Jnlirluinderts) 
von  dem  des  väterlichen  Mundiimis  nicht  wesentlich  verschieden.  Dem 
Vormund  stand  eine  Gewalt  über  die  I'crsun  des  Mündels  und  die  (ie- 
were  an  seinem  Vermötten,  und  zwar  sowohl  die  V'erwallimg  als  der 
Niesshrauch  *)  zu.  Er  konnte  die  Vormundsehafl  auf  Andere  überir.igen 
und  bezog  das  für  die  Veilelzung  des  Mündels  zu  entrichleiidc  Wehrgeld, 
alles  nicht  blos  bei  der  Vormundschaft  über  .Minderjährige,  sondern 
auch  über  volljrdirige  nicht  wehrhafte  Personen,  und  so  auch  über  die  in 
seinem  Mundiuni  stehenden  Frauen. 

Die  vormundschaft.sbedürnigcn  Frauen  stunden  unter  dein  besondem 
Schutze  des  Königs,  der  denselben  durch  die  ölTentlichen  Reamlen  ihnen 
angedeihen  liess;  es  ging  hieraus  die  siiälerc  Ob  er  Vormundschaft 
des  Staates  hervor.  *) 

Oiess  germanische  Vormundschaflsrecht  bestand  fort  und  entwickelte 
sich  weiter  bis  zur  Reception  des  römischen  Rechts , und  wurde  dann 
Iheils  durch  die  Reichsgesetze  *)  Iheils  durch  Verordnungen  der  Landes- 
herrn  mit  den  Vorschriften  des  letzten  über  diess  Schutzverhältniss  hülfs- 
bedürftiger  Personen  verschmolzen,  und  zwar  so,  dass  die  Obervormund- 
schall des  Staates  das  ganze  Vormundschafts wesen  an  sich  zog  und  auf 
das  durchgreifendste  organisirtc.  Diess  geschah  in  neuester  Zeit  in  sehr 
umfassender  Weise.  *) 

A.  Die  Uebernahnie  einer  Vormundschall  ist  eine  allgemeine  Staats- 
last, von  welcher  den  dazu  Berufenen  nur  besondere  gesetzliche  von  ihm 
geltend  gemachte  Enlsehuldigungsgründc  (Excusatioj  befreien  können.  Zu- 
nächst verpnichlcl,  jedoch  zugleich  vorzugsweise  berechtigt,  Vormünder  zu 
sein,  sind  die  nächsten  auch  zur  Erbfolge  des  Mündels  berufenen  Verwand- 
ten dcssclljen.  Auch  besteht  oft  neben  dem  Vormund  ein  s.  g.  Familien- 
rath, der  bei  wichtigen  Angelegenheiten  zuzuziehen  ist.  *) 


Uerber,  $.  243-247.  .Millerniaicr,  $.  415  431  und  die  l.elirbttclicr  dos 
R.  Rechts,  z.  B.  Puclilii,  $.  331  — 358  Arndts,  $.  439-462.  Die  Juris- 
tische Literatur  liciitsclilands  bat  aus  der  iH'usten  Zeit  zwei  Hauptwerke  üb<-r  die 
Vo  rm  un  d Schaft  aufzuweisen,  das  v.  Rudorff,  das  Reclil  der  Vormund- 
schaft aus  den  gemeinen  in  Kcutsehland  geltcmlen  Rechten  entwickelt.  Beilni 
1832 — 34.  3 Bd.,  und  das  von  Kraul,  die  Vormundsehafl  nach  den  Grumlsfitzcn 
des  deiilsehen  Rechts  dargestellt.  Güttingen  1835 — 1847.  2 Bd. 

1)  Üiess  laugnet Eichhor  n $.65,  dagegen  Zöpfl  $.  83.  n.  8.  Kraut,  II.  S.  54. 

2)  Kraul,  I.  S.  63—09. 

3)  Hierher  gehören  die •Reichspolizei-Drdnung  von  1548.  Tit.  3t.  $.  1.,  v.  1577. 
TiL  32.  $.  1 folg.  Iin  Carp.  Jur.  handeln  vom  Recht  der  Vormondschaft  die 
Inslil.  L.  I.  tit.  13  — 26,  in  den  Pandecten  L.  26  u.  27.,  im  Codex  L.  V. 
Ül.  28-75. 

4)  Vergl.  das  Preuss.  L.  U.  II.  tit  18,  das  Oestreieh.  Geselzh.  $.  187 — 284.  Cnde 
Civil.  Art.  505  folg.  Rcyscher,  Würtlemb.  Priv.-Rechl  III.  $.  613—625. 

5)  S.  den  Code  Civil.  ArL  454  folg. 
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B.  Vormünder  (oder  Pfleger)  bedürfen  alle  unmündigen  Personen 
(männlichen  Geschlechls  bis  zuin  14.,  weiblichen  bis  zum  12.  Jahre),  und 
ihr  Vormund,  Tu(or  genannt,  hat  ihren  rechtlich  unvollständigen  Willen 
durch  seine  jedoch  nicht  mehr  aul  l'eicriichc  Weise  zu  interponirende  Au- 
torität zu  ergänzen;  dann  die  Mündigen,  Minderjährigen,  die  Blöden  und 
Wahnsinnigen,  die  gerichtlich  für  mundtodt  und  Verschwender  erklärten 
und  die  an  grösseren  Gebrechlichkeiten  leidenden  Personen.  Ihre  Vor- 
münder heissen  im  römischen  Recht  Curatores. 

Den  selbsständigcn  Frauen  war  bis  in  die  neuste  Zeit  nur  ein  s.  g. 
Beistand  nöthig  zur  Bekrältigung  ihrer  Rechtsgeschäfte;  im  neunzehn- 
ten Jahrhundert  ist  aber  in  den  meisten  deutschen  Staaten  dieses  Institut 
weggefallen  '),  doch  stehen  Ehefrauen  in  der  Regel  unter  der  Geschlechts- 
vormundschaft ihres  Mannes.  *)  Zur  Tutel  wird  man  entweder  durch 
letztwilligc  Verfügung  des  V a ters  der  Unmündigen  berufen,  oder  durch 
Vertrag  oder  durch  das  Gesetz  oder  durch  ein  obrigkeitliches  Dekret, 
daher  die  Unterscheidung  der  tuMa  testamenluria,  legitima  und  daliva;  die 
Curatel  wird  immer  durch  obrigkeitliches  Dekret  angeordnet;  aber  auch 
zum  Beginn  der  Führung  jeder  anderen  vormundschaftlichen  Verwaltung 
bedarf  es  nach  den  Reichsgesetzen  eines  solchen.  Auch  das  Vermögen 
Abwesender  (oder  Verschollener),  so  wie  einer  nicht  angetretenen  Erbschaft, 
eines  flüchtigen  oder  in  Gant  erklärten  Verschwenders,  der  Stillungen  und 
anderer  juristischer  Personen  u.  a.  wird  unter  vormundschaftliche  Verwal- 
tung gestellt. 

C.  Obgleich  die  Hauptverpflichtung  der  Vormünder  *)  jetzt  in  der 
Pflege  des  Vermögens  ihrer  Mündel  besieht,  so  haben  sie  doch  auch,  so 
oll  diess  nöthig  ist,  wie  bei  Unmündigen,  Kranken  und  Gebrechlichen, 
auch  für  die  Personen  derselben  Sorge  zu  tragen,  und  zwar  bei  den  ersten 
und  Ihcilweise  auch  bei  Minderjährigen  für  deren  Erziehung  und  Bildung. 
Die  für  sie  zu  führenden  RechlsgeschäRe  können  sie,  wo  kein  natürliches 
Hindemiss  vorhanden  ist,  unter  ihrer  Assistenz  und  Genehmigung  durch 
die  Mündel  vornehmen  lassen,  oder  selbst  abschliessen.  Veräusserungen 
werthvoller  Gegenstände  ihres  Vermögens  können  sie  nur  in  Folge  eines 
nach  einer  Untersuchung  über  deren  Nolhwendigkeit  sic  dazu  ermächtigen- 
den obervormundschaftlichen  Dekrets  vornehmen. 

D.  Zur  Wahrung  der  Interessen  ihrer  Mündel  müssen  die  V'ormünder 
beim  Antritt  ihres  Amtes  eidlich  verpflichtet  werden,  und  sofort  ein  Inven- 
tarium  des  Vermögens  derselben  errichten,  oft  Bürgen  für  die  gewissen- 
hafte Führung  der  Vormundschaft  bestellen,  und  jedes  Jahr  eine  vorschrifls- 
mässige  Rechnung  an  die  Obervormundschaft  ablegen.  Auch  lastet  eine 


1)  Kraul  II.  g.  68-72.  Gerber,  g.  245.  248. 

2)  Kraut,  II.  g.  83—102. 

3)  Kraul,  II.  g.  57—  67. 
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gesetzliche  Hypothek  zu  Gunsten  der  Mündel  auf  ihrem  eignen  Vermögen 
Wegen  Veruntreuung  sind  sie  eriminell  zu  verfolgen. 

Nach  Beendigung  der  Vormundschaft  (die  aus  natürlichen  Ursachen 
erfolgt)  haben  sie  das  Vermögen  ihrer  gewesenen  Mündel  an  diese  seihst 
oder  ihre  Erben  der  gestellten  Rechnung  gemäss  zu  überantworten. 

E.  Die  Obervomiundsehaft  •)  steht  entweder  dem  Gerichte  erster 
Instanz  am  Wohnorte  der  Mündel  (zuweilen  der  belogenen  Sache)  oder 
besonders  damit  beaiiflragten  Beamten,  als  Waisenrichtern,  Pupillcnräthen, 
Amtsrevisoren  u.  s.  w.  zu.  Diesell>en  haben  für  die  Bestellung  der  Vor- 
münder ex  officio  zu  sorgen,  wenn  keine  testamentarischen  oder  gesetz- 
lichen Vormünder  vorhanden  sind,  taugliche  Personen  zu  Vormündern  zu 
ernennen,  die  zum  Behufe  der  Befreiung  von  der  Vormundschaft  von  ihnen 
vorgebrachten  Gründe  zu  prüfen  und  darüber  zu  entscheiden,  durch  ein 
Dekret  den  Vormund  in  die  Führung  seines  Amtes  einziiweisen , zu  ver- 
pflichten, für  die  Stellung  von  Bürgen  zu  sorgen,  bei  nöthigen  Veräusse- 
rungen  die  Dekrete  auszufertigen  und  sich  die  vorgeschriebene  Rechmings- 
ablage  der  gerirenden  Vormünder  machen  zu  lassen,  die  Führung  der 
Vormundschaft  zu  überwachen,  und  treulose  Vormünder  zu  suspendiren 
und  gerichtlich  zu  verfolgen. 

Für  die  genaue  Erfüllung  aller  dieser  Pflichten  sind  die  obervormund- 
schafllichen  Behörden  verantwortlich  und  können , wenn  das  Vermögen 
der  Vormünder  und  ihrer  Bürgen  nicht  ausreicht,  auf  Schadensersatz  be- 
langt werden. 

Das  Erbrecht.  ’) 

156.  Die  Quellen  des  ältesten  germanischen  Rechts  enthalten  kein 
nur  einiger  Massen  vollständiges  System  des  Erbrechts,  sondern  mir  ein- 
zelne Bestimmungen  über  wichtigere  Fälle,  aus  welchen  man  unter  Zu- 
hülfenehmung  von  Rückschlüssen  aus  dem  Erbrechte  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts es  ermöglicht,  die  leitenden  Grundsätze  dieses  Zweigs  des  Pri- 
vatrechts festzustellen.  Aber  selbst  das  deutsche  Erbrecht  des  späteren 
Mittelalters  ist  nur  theilweise  ausgebildet,  so  dass  erst  nach  der  Rccep- 
tion  des  römischen  Rechts  ein  organisch  sich  gliederndes  System  der 
Erbfolge  ins  Leben  trat.  *) 

I.  Gewiss  ist  es,  dass  Testamente  den  Germanen  ursprünglich  unbe- 
kannt waren;  die  Hinterlassenschaft  fiel  zuerst  an  die  Descendenten,  in 


1)  Kraut,  |.  9.  10.  Gerber,  $.  244.  Puclita,  $.  331.  346.  Arndts  §.  462. 

2)  Eichhorn,  §.  65.  66.  203.  373  — 375.  ZöpM,  $.  112  — 122.  Waller, 
§.  539.  folg.  Gerber,  $.  248  folg.  Kraut,  Grundriss  des  deutschen  Prival- 
rcchls  $.  181  folg.  M itterinaier,  $.  432  folg. 

3)  Zöpfl  $.  112. 
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deren  Ennnngliin^  on  die  Geschwister,  und  wenn  deren  nicht  vorhanden 
waren,  an  entferntere  Verwandten.  *) 

Es  kann  aber  auch  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  dass  nach  der 
Völkerwanderung  Verfügungen  für  den  Todesfall  rechtsgültig  waren,  ohne 
dass  inan  indessen  weiss,  in  welchem  Umfange.  *)  Es  steht  ferner  ge- 
schichtlich fest,  dass  die  blosc  Einheit  des  Bluts  (also  nicht  das  Agn.i- 
tionsverhiUtniss  noch  der  Verband  durch  das  Mundium) , aber  höchstens 
bis  zur  siebenten  Generation  *)  der  Verwandten,  die  Grundlage  des  Erb- 
rechts bildete,  dass  jedoch  die  Söhne  vor  den  Töchtern  ein  Vorzugsrecht 
hatten,  und  dass  riicksichllich  gewisser  Güter  selbst  entferntere  Verwand- 
ten des  Mannsstammes  ihnen  vorgingen,  ein  Prinzip,  welches  aber  nicht 
bei  allen  deutschen  Stämmen  in  gleicher  Weise  näher  bestimmt  war.  *) 
Endlich  ist  cs  ausser  Zweifel,  dass  der  Uebergang  der  Vcrlassenschafl  an 
die  zu  derselben  Berufenen  von  selbst  (ipso  jure)  statt  hatte  *),  dass  die 
Scliuldcn  aus  dem  Aktivvermögen  zu  zahlen  waren,  dass  (wenigstens  nach 
dem  Beeilte  einiger  germanischer  Stämme)  wer  irgend  eine  Sache  aus 
der  Erbschaft  eines  im  Zustande  der  Insolvenz  Verstorbenen  sich  ange- 
eignet oder  von  dem  für  ihn  gezahlten  Wchrgcid  erhalten  hatte,  dessen 
Gläubigern  unbedingt  haften  musste.  *) 

Endlich  sind  ausreichende  Griinde  *)  vorhanden,  ein  später  •)  ent- 
schieden geltendes  Grundprinzip  des  germanischen  Erbrechts  auch  für  die 
Zeit  der  Volksrechte  als  praktisch  anzunehmen,  nämlich  das:  dass  das 
Vermögen  nach  seines  Eigners  Tod  nicht  mehr  als  eine  Gcsammtsache  in 
der  Hinterlassenschaft  furtbestand,  welche  auf  eigentliche  den  Verstor- 
benen repräsentirende  Universal-Successoren  überging,  sondern  dass  sie 
in  verschiedene  Massen  zerfiel,  zu  deren  Erwerb  die  Nachfolger  ihre  eigne 


t)  Tacilua  (jcmi.  c.  20.  Gerber,  $.  2S6. 

2)  S.  d.  Stellen  bei  Kraul  §.  161.  n.  1 — 16.  37.  39.  Zu  Giinslen  von  Kirchen 
wnren  Verfügungen  (jedoch  wohl  nicht  über  das  Staranigut)  rechtlich  wirksam. 
ZOpfl,  g.  115.  Auch  finden  Zuwendungen  des  Vermögens  an  Andre,  z.  B. 
mittelst  gerichtlicher  Auflassung  unter  Vorbelialt  des  lebenslänglichen  Niessbrauchs 
oder  Besitzes  statt.  Gerber,  §.  256. 

3)  Lfj:  Rip.  LFI.  3.  Pnet.  Lex  Sul/ca  XLVII. 3.  Lex  Longoh.  RotHnrit  153. 
Lex  Angl,  et  Werin.  VI.  5. 

4)  Stellen  bei  Kraut,  $.  182.  n.  50 — 56.  J.  183.  n.  3—8.  12  — 14.  Lex  Angltcr. 
et  ft'erin.  tit.  6.  $.  1 — 4.  8.  ^ Op  fl,  $ 114.  Eichhorn,  $.  65.  älitter- 
niaier,  deutsches  Privatrcclit  J.  433. 

5)  Arg  L.  Ahtm.  T.  92  (93)  l.ex  Salica  ewend.Ki.  Zü|>fl,  $.  113.  not.  15—19. 

6)  Lex  Rip.  l.XVII.  1.  L.  Rurg.  LXV.  Witigoth.  V.  6.  16.  VI.  4.  Zöpfl, 
S.  113.  n.  N.  20-22. 

7)  L.Anglior.  et  Werin.  Tit  6.  $.  6.  tit.  7.  §.  3.  Lex  Burg.  I.I.  3. 

8)  Sachsens|>iegel  I.  24.  $.  3.  I.  27.  $.  2.  I.  22.  $.  4.  III.  15.  $.  4.  u.  a.  Stellen 
bei  Kraut,  $.  182  n.  24  folg. 
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Bercchliguni;  hallen ; diese  Massen  waren  bei  einem  Freigebornendie  ver- 
erblichen Iniimibilien,  bei  welchen  man  das  angeerbte  Slannn-  und  das  crsl  von 
ilini  erworbene  Gnl  unlerscliied , das  den  walTenlatiigen  Gliedern  des  Hau- 
ses zufallendc  H eerger älh e , die  an  die  Töchter,  Schweslern,  die  Mal- 
ter oder  die  Frau  des  Verslorbenen  fallende  Gerade,  und  endlich  das 
übrige  bewegliche  Vermögen  mit  Inbegriff  des  Geldes,  aus  welchem  zu- 
nächst die  Schulden  des  Erblassers  zu  zahlen  waren  '). 

Nachdem  die  Lehen  und  die  Zinsgüter  erblich  geworden  waren, 
bildete  sich  auch  für  sie  eine  besondere  Erbfolge  aus,  so  dass  nach  Ver- 
schiedenheit der  Objekte  in  die  ilintcrlassenschufl  eines  Verstorbenen  eine 
fünf-  bis  sechsfache  Succession  slaltrinden  konnte. 

Das  Stamm-,  das  Lehen-,  ja  selbst  oft  das  Bauerngut  konnte 
durch  keine  Verfügung  des  Besitzers  den  zur  Erbfolge  in  dasselbe  Berufe- 
nen entzogen  werden*).  Die  Erbfolgeordnung  war  ursprünglich  und  blieb 
auch  das  Lineal-Gradual-System,  nach  welchem  den  vom  nächsten 
Ascendenten  ahslummendcn  vor  den  durch  einen  entfernteren  mit  dem 
Erblasser  verbundenen,  und  in  jeder  Linie  den  dem  Grade  nach  nächsten 
vor  den  nachstehenden  Verwandten  die  Erbschall  zuüel  *). 

Das  altgermanische  Erbrecht  ist  auch  das  der  Rechlsbüchcr  des 
zwölften  und  der  folgenden  Jahrhunderte  so  wie  der  Parlikularrechle  vor 
der  Reception  des  römischen  Rechts,  nur  in  Einzelnen  fester  bestimmt  und 
(namentlich  was  die  Lehnfolge  betrifft)  weiter  ausgcbildel.  Testamenta- 
rische Verfügungen  sind  häufiger  *).  In  manchen  Ländern  stehen  die 
Frauen  des  gleichen  Grade.s  hinter  den  männlichen  Verwandten  nicht 
zurück  *}. 

157.  II.  Im  fünfzehnten  Jahrhundert  ward  das  römische  Erbrecht,  wie 
sich  dasselbe  im  Corpus  Juris  civilis  gestaltet  hat,  mit  einigen  Modifika- 
tionen gemeines  Recht  von  Deutschland;  doch  bestand  neben  demselben 
das  germanische  Erbrecht  für  Lehen,  Stamm-  ja  selbst  für  die  den  Stamm- 
götem  nachgebildclen  Fideicommissgüler  forL 

A.  Das  römische  Recht  kennt  nur  zwei  Delalionsgründe  der 
Erbschaften,  die  Testamente  und  die  Inleslatsuccession:  die 
letzte  tritt  nur  ein,  wenn  der  Erblasser  kein  gültiges  Testament  hinlcrlässt 
(ausgenommen  wenn  er  Militürperson  war).  Die  Hinterlussenscliafl  bildet 
als  patrimonium  defuncti  eine  aus  Activis  und  Passivis  bestehende  Ge- 


1)  Diese  Grundanscliauiing  iiii  gemuinisclien  Erlirechl  ist  mit  grosser  Klarlieil  ent- 
wickelt bei  Gerber  g.  256.  iin  Te.vt<!  und  in  den  Nuten.  Der  llau|ilsncbo  nnrh 
findet  sie  sich  auch  bei  Eichhorn  und  bei  Mittcrniaier  j).  432.  If. 

2)  Zöpfl,  S-  tlS.  117. 

3)  Zfipfl,  §.  117. 

41  Z6pfl,  V U7— 121.  Eichhorn,  $.  373—74. 

5)  Z.  B.  in  Schw.aben  und  Franken  Zöpfl,  S.  359. 
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sammlsaclic,  zu  dtTcii  Krwerb  jeder  Erbe  so  berufen  isl,  dass  sie  ihm 
ganz  zufülll,  wenn  keine  Miterben  vorhanden  sind,  weshalb  das  Wegfällen 
derselben  vor  der  Erwerbung  für  den  wirklich  Succedirenden  ein  Accres- 
cenzrecht  (der  vacanlen  Theile)  zur  Folge  hat.  Jeder  Erbe  Irilt  ein  an 
die  Stelle  des  Verstorbenen,  so  dass  dessen  vermögensrechtliche  Persön- 
lichkeit auf  ihn  übergeht  und  durch  ihn  fortgesetzt  wird.  Er  hat  daher 
von  selbst  gegen  dessen  Schuldner  das  Klagrecht,  was  demselben  zusland, 
und  ist  seinerseits  seinen  Gläubigern  unbedingt  haftbar  selbst  über  den 
Betrag  der  f>bschafl  {ultra  vires  lureditatis) , wenn  er  beim  Antritt  der 
Erbschaft  nicht  von  der  durch  Justinian  eingeführten  Kechtswohllhat, 
unter  Fertigung  eines  Inventars  {heneficium  iiwentarii) , Gebrauch  ge- 
macht hat. 

Neben  dieser  Univeralsuccession  des  Erben  kann  aber  auch  eJne 
Singularsucccssion  von  Vcrmächtnissnehmcrn  Vorkommen,  Jedoch  nur  in 
Folge,  letztwilliger  Verfügung  des  Erblassers. 

B.  Das  gemeine  Recht  enthält  sehr  ausführliche,  im  römischen  und 
theils  in  dem  canonischen  Recht  Iheils  in  den  Reichsgesetzen  enthal- 
tene Bestimmungen  ' ) über  die  Errichtung,  die  Gültigkeit,  die  Entkräftung  •) 
und  den  Inhalt  der  Testamente. 

a)  Nothwendige  Erfordernisse  ihres  Bestehens  sind  — die  Testirfähig- 
keit  {testamenli  /actio  *)  des  Erblassers,  die  strenge  Beachtung  der  Form 
der  Testamente  ■*),  sie  mögen  als  .s.  g.  Privattestamente  schriftlich  oder 
mündlich  vor  fähigen  Zeugen,  oder  als  s.  g.  ölTentliche  durch  eine  Erklä- 
rung bei  dem  Gerichte  oder  beim  Landesherm  errichtet  werden,  oder  als 
s.  g.  privilegirte  Testamente  in  besonderer  Form;  die  categorische  und 
zweifellose  Einsetzung  eines  oder  mehrerer  Erben  •);  endlich  die 
Berücksichtigung  der  Notherben  und  Pfl ichttheils-Berechtiglen  ’), 
wenn  der  Testirer  solche  hinterlässl. 

Ausser  der  Erbeseinsetzung  können  Testamente  noch  enthalten  s.  g. 
Pupillar- Substitutionen  *)  d.  h.  Ernennungen  von  Erben  eines  unmündigen 


1)  VollslAndige  barstcllungcn  der  Lt'hrc  von  den  Teatanionlcn  finden  sich  in  nflen 

Lehrbüchern  dos  r&inlschen  Rechts,  i,  B.  bei  .M u h 1 e nbr uch , B.  III.  (.  Ö39 — 
791.  Puchta,  §.  401 — 561.  Arndts,  J.  483—606.  Eine  kürzere  in  Jusli- 

ni.ans  Insliluliunen  Lib.  II.  til.  10  bis  25.  In  den  P.mdckleii  isl  diese  Lehre  be- 
handelt V.  ß.  XXVtl  bis  XXXVI,  im  Codex-  B.  VI.  til.  21-54. 

2)  InsL  II,  Tit.  17.  Quiius  modit  testumtHta  infirmantur. 

3)  Tit.  Inst.  II.  12.  tinihM$  non  est  permissum  testamenta  facere, 

i)  Til.  InsL  II.  10.  de  teelHme/itie  orditiandi*  und  II.  II , de mititori  ieslmmento. 

5)  Inst.  II.  14.  de  hereäUtttt  imtituendie. 

0)  InsL  II.  13.  de  e-xheredatione  liberorum  und  Jusllniuns  Nuvelle  115. 

7)  Inslil.  II.  18.  de  tHoffieioeo  teetameHto. 

8)  Inslil.  II.  16.  de  pupitlari  eubetitutione. 
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Hauskindes  des  Teslirers  für  den  Fall  seines  Todes  vor  erlangter  Mündig- 
keit, Ernennung  eines  Tiitors  ')  und  Vermiiclitnisse,  die  wenn  befehlsweise 
angeordnel  Legate  *),  wenn  billweise  Fideicommisse  genannt  werden. 
Der  Tcstirer  kann  auch  anordnen,  dass  der  Erbe  die  ganze  Erbschaft  oder 
eine  Quote  derselben  sogleich  nach  deren  Erwerb  oder  später  z.  B.  bei 
seinem  Tode  einem  Andern  herausgebe  oder  hinterlasse,  welcher  nach  der 
Restitution  die  Eigenschaft  eines  Universalsuecessors  erhält.  Eine  Hono- 
rirung  dieser  Art  nennt  man  (weil  sie  ursprünglieh  nur  bittweise  gemaclit 
wurde)  ein  Universalüdeicommiss  (Fideicommissum  hereditatis  oder  Here- 
ditas  per  fideicommissum  relicta  ■* ) ; der  Honoririe  heisst  Fideicommissar- 
erbe  (Her es  fideicommissarius). 

Vermächtnisse  können  auch  in  s.  g.  Codicillen,  d.  h.  nur  vor  5 Zeu- 
gen errichteten  lelzlwilligen  Verfügungen,  selbst  wenn  der  Erblasser  kein 
Testament  errichtete,  hinlerlassen  werden  *). 

C.  Das  römische  Inlestalerbreclit  •)  wurde  von  Justinian  in  der 
CXVIII.  Novelle  auf  eine  sehr  einfache  und  klare  Weise  unter  fast  gänz- 
licher Aufhebung  der  friihercn  Erbfolgeordnung  neu  geordnet,  und  wie  es 
dort  bestimmt,  ist  in  Deutschland  gemeinrechtlich  geltende  Grundlage  des- 
selben lediglich  die  Verwandtschaft  (Co^nufro),  sie  mag  durch  Männer  oder 
durch  Frauen  entstanden  (agnatio  oder  cognatio  im  e.  S.)  sein.  Die  Erb- 
folgeordnung ist  Successio  ordinum  et  gradmtm,  indem  die  erbfähigen  Ver- 
wandten in  4 Classen  zerfallen,  deren  spätere  durch  das  Vorhandensein 
von  erbfähigen  in  der  vorgehenden  ausgeschlossen  sind : in  jeder  Classe 
ist  der  dem  Grade  nach  nächste  Verwandle  des  Erblassers  zuerst  gerufen; 
es  fand  dann  ein  jetzt  s.  g.  Repräsentalionsrecht  statt,  wornach  die  Des- 
cendenten  (wenigstens  die  Kinder)  eines  vor  dem  Erhl.asser  verstorbenen 
Erbberechtigten  an  seine  Stelle  treten. 

In  der  ersten  Classe  sind  alle  Dcscendenten  desselben  genifen  und 
zwar  so,  dass  ein  unbeschränktes  Rcpräsenlationsrecht  Platz  greift’).  In 
der  zweiten  die  nächsten  Ascendenten,  die  vollbürtigen  Geschwister  und 
die  Kinder  vorher  verstorbener  vollbürtiger  Geschwister  des  Erblassers  •). 
In  der  drillen  dessen  halbbürtige  Geschwister  und  vorher  verstorbener  halb- 
bürtiger Geschwister  Kinder.  In  der  vierten  endlich  jeder  andere  dem 


1)  I.  1.  14.  Qwt  dari  tutores  testamenta  potsunt. 

2)  I.  II.  20.  (de  Ugtttis)  21.  {de  ademptioae  tegaiarum)22.(de  lege  Fntcidia). 

3)  I.  II.  24.  de  eingulie  rthue  per  fideieommieeHtn  relictie. 

4)  I.  II.  23.  de  ßdeicemmieeiirite  kereditatihue. 

5)  I.  II.  25.  de  Codieitlie. 

6)  Puchta,  §.  483  460.  Arndts,  J.  473—482. 

7)  Novelle  CXVlll.  c.  1. 

8)  Novelle  CXVIII.  c.  2.  u.'3.  im  Anf.  u.  Novelle  127  c.  1. 
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Grade  nach  ihm  zunächst  Verwandle  *).  Hat  der  Erblasser  keine  erbfähigen 
Verwandten  hinlerlasscn,  so  succedirt  (dem  nicht  geänderten  früheren  Rechte 
gemäss)  der  überlebende  Ehegatte,  und  in  Ermangelung  desselben  lallt  die 
Erbschaft  in  der  Hegel  an  den  Eiscus  *).  Ausserdem  hat  das  römische 
Recht  noch  besondere  Bestimmungen  über  das  Erbrecht  der  Concubinen- 
kinder,  welche,  wenn  ihr  natürlicher  Vater  keine  Ehefrau  und  ehelichen  Nach- 
kommen hintcrlassen  hat,  ein  Zwölflheil  der  Erbschaft  erhallen  *),  über 
ein  ausserordentliches  Erbrecht  der  bedürftigen  Witlwc,  die  ein  Vieriheil 
des  Nachlasses  sogar  als  Pflichtheil  erhält^)  u.  s.  w. 

D.  Die  Wirkungen  der  Beerbung  treten  erst  ein,  wenn  die  Erbschaft 
von  dein  Genifcnen  wirklich  erworben,  also  in  dessen  Vermögen  überge- 
gangen  ist.  Dicss  geschieht  in  der  Regel  durch  das  nach  der  Delation 
vorgenommene  .Antreten  derselben  {//eredilatis  aditio),  d.  h.  durch  eine  Er- 
klärung des  Gerufenen,  dass  er  Erbe  sein  wolle.  Sie  kann  auch  still- 
schweigend geschehen  und  findet  zuweilen  (wenn  Jemand  nur  nach  prä- 
torischem  Recht,  also  zur  Bonorum  possessio  berufen  ist)  gerichtlich  statL 
Die  der  väterlichen  Gewalt  des  Erblassers  unterworfen  gewesenen  Erben 
bedürfen  keiner  //eredilatis  aditio,  indem  ihnen  die  Erbschaft  ipso  jure  im 
Augenblick  der  Delation  erworben  wird.  Doch  steht  cs  ihnen  frei , sich  von 
der  Erbschaft  loszusagen  {abstinerc)  * ). 

Die  erworbene  Erbschaft,  jede  yuote  derselben,  ja  jede  zu  ihr  gehörende 
Sache  kann  inil  einer  eignen  dinglichen  Klage  (der  hereditatis  pelilio)  *) 
von  Jedem  der  das  Erbrecht  bestreitet,  er  mag  sich  selbst  als  Erbe  geri- 
ren  oder  nicht,  abgefordert  werden.  Auch  steht  dem  Erben  ein  possesso- 
risches Rechtsmittel  (/ntcrdictum  quorvm  bonorum  genannt)  zum  schnel- 
leren Erlangen  des  Besitzes  der  Erbschaflssachen  zu  ’).  Die  einmal  er- 
worbene Erbschaft  gehl  mit  dem  übrigen  Vermögen  des  Erben  auf  dessen 
Erben  über,  d.  h.  wird  denselben  deferirt  Eine  blos  defcrirle  sind  diese 
aber  nur  ausnahmsweise  in  gewissen  (s.  g.  Transmissions-)  Fällen  anzulre- 
len  berechtigt,  z.  B.  wenn  der  Eingesetzte  ein  Descendcnl  des  Erblassers  war. 
Eine  blos  defcrirle  Erbschaft  kann  auch  ausgcschlagcn  werden,  jedoch  erst 
n.aeh  der  cingelrelencn  Delation.  Ein  früheres  Ausschlagen  ist  wirkungslos. 

Unwürdigen  Gerufenen  {/ndignis)  wird  die  Erbschaft  entrissen  und 
rälll  dann  in  der  Regel  «lern  Fisais  zu  • ). 


1)  Novelle  CXVlll.  c.  3. 

2)  Ui/f.  38.  II.  Cod.  VI.  18.  mW«  vir  rt  u.r»r. 

3)  §,  12.  J.  1.  10.  de  Huptiis.  Cod.  V.  27.  de  uaturnt.  liberis.  Nov.  69. 

4)  Novelle  in.  c.  5. 

5)  J.  II.  Ifl.  (he  hrred.  qHiilitate  et  d/ffrrentiH.)  />.  29.  2.  {de  aegttirenda 
vrt  omittruda  kereditute.) 

0)  h.  5.  3.  de  hereditHtie  pelilione. 

7)  /l.  43.  2.  Huorum  bonorum. 

8)  Arndts,  $.  520.  557. 
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Vermächtnisse  gehen  ipso  jure  auf  den  Legatar  über,  vorausgesetzt, 
dass  derselbe  sie  nicht  aussclilägt  Im  letzten  Falle  hat  jedoch  ein  Accres- 
cenzrecht  zu  fiiinsten  eines  CoHegalars  nur  dann  statt,  wenn  er  von  An- 
fang an  mit  dem  Weggefallenen  zur  ganzen  Sache  gerufen  [corgunclus')  war. 
Was  der  Legatar  erwirbt,  hängt  von  dem  durch  das  Vermächtniss  ihm  zu- 
gewiesenen. Rechte  ab,  welches  demnach  Eigentlium  .sein  kann,  ein  Nicss- 
brauch  oder  eine  sonstige  Dienstbarkeit,  ein  Pfand  - oder  ein  Forderungs- 
recht, oder  endlich  die  Befreiung  von  einer  Schuld;  daher  die  Unterschei- 
dung der  Legata  rci  propriae,  aüenae , ususfructus , servitutis,  pignoris,  no- 
tninis,  debiti,  Uberationis  u.  s.  w.  Der  Inhalt  mancher  Vermächtnisse  hängt 
von  der  Auslegung  des  Willens  des  Legirenden  ab,  über  welche  die  Quel- 
len des  römischen  Rechts  sehr  viele  Bestimmungen  enthalten'). 

1,')T.  III.  Die  wichtigsten  Modißcalioncn  des  römischen  Erbrechts  und 
die  neben  ihm  vorkommenden  deutschrechtlichen  auf  die  Erbfolge  sich  be- 
ziehenden Institute  sind  folgende: 

A.  Nach  dem  seit  dem  sechzehnten  Jahrhundert  aus  der  communis 
opinio  hervorgegangenen  allgemeinen  deutschen  Gewohnheitsrecht  kann 
eine  Erbschaft  auch  durch  Vertrag*)  deferirt  w-erden. 

Am  häufigsten  sind  die  den  Eheverträgen  einverleibteri  Pacta  succes- 
soria,  doch  dürfen  durch  dieselben  diePflichttheilsberechtigtcn  nicht  verkürzt 
werden.  Zu  diesen  gehören  aber  nicht  blos  die  nächsten  Verwandten  der 
Testirer,  sondern  auch  der  Ehegatte,  dem  nach  dem  P.articularrecht  häufig 
eine  oft  in  einem  Niessbrauch  bestehende  s.  g.  Statutarportion  zufullt,  so  fern 
durch  den  Ehevertrag  nichts  anderes  festgesetzt  ist*).  Denn  es  kann  nach 
deutschem  Rechte  auch  im  Voraus  auf  eine  künftige  Erbschaft  verzichtet 
werden*).  Rer  Erwerb  der  Erbschaft  fällt  nach  manchem  Particularrecht 
mit  der  Delation  zusammen,  so  dass  der  Erbe  ipso  jure  succedirt  (wo  das 
Sprichwort  gilt:  der  Todte  erbt  den  Lebendigen:  Le  mort  saisit  le  vif)  *). 

B.  Neben  der  regelmässigen  s.  g.  All  odial  erb  folge  können  noch 
besondere  Successionen  Vorkommen,  nämlich  die  schon  oben  erwähnte 
Lehe nfol g e,  die  in  das  S ta m m -,  die  in  das  Fideikommiss-  und  die 
in  das  Bauerngut.  Die  Lehnfolge  findet  nach  den  Grundsätzen  des  l.ehn- 
reehts  (§.  189  C.)  statt.  Stammgüter  kommen  nur  beim  Adel  und  zwar 
meistens  beim  hohen  Adel  vor,  und  vererben  sich  in  Gemässheit  der  Haus- 
gesetze oder  nach  altgermanischem  Rechte.  Fideicommissgüter  sind 


1)  Dig.  Uh.  30-35. 

2)  Gerber,  J.  256  zeijjt  auf  eine  Sussersl  kl.ire  und  bündige  Weise,  wie  diess 
GowohnhciUrechl  entstand,  sich  als  gemeinrechtlicher  Grundsatz  ausbildcte  , und 
d,arauf  sicli  die  Theorie  der  Erbverträge,  worüber  B e s e 1 e r's  .\tonograptiie  v. 
1837—40  zu  vergleiehen  i.st,  stützt. 

3)  Gerber,  $.  255. 

4)  Gerber,  $.  264. 

5)  Z.  B.  nach  dem  Code  Civil.  Art.  734.  Gerber,  S-  252.  Eine  ausführliche 
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diejenigen,  welche  in  Folge  einer  leslnmenlarischen  Verfügung  ihres  freien 
Eigenthümers  nur  auf  gewisse  Personen  und  von  diesen  wieder  an  beslimmte 
Nachfolger  übergehen,  so  dass  die  Erben  in  dieselben  ex  paclo  et  provi- 
detuia  mq/orvm  succediren.  Die  Erbfolgeordnung  ist  der  der  Lehen  oder 
in  die  Slanimgüter  nachgebildet  und  gleich  dieser  gewöhnlich  so  gestaltet, 
dass  nur  einer  der  Hinterlassenen  des  Verstorbenen  das  Gut  erhält,  als  der 
älteste  Sohn  desselben  oder  des  nächsten  Agnaten , wo  Primogenitur 
statt  hat,  oder  der  dem  Alter  nach  älteste  der  ganzen  Familie,  in  welchem 
Kalle  ein  Setiiorat , oder  dass  unter  mehreren  gleich  nahen  Verwandten 
das  höhere  Alter  entscheidet,  wo  dann  ein  s.  g.  Mgjorat  vorhanden 
ist,  dessen  Gegensatz  das  s.  g.  freilich  seltenere  Minmat  *)  bildet.  Den 
durch  eine  solche  Succession  ausgeschlossenen  Fumiliengliedem  ist  von 
dem  Erben  eine  Abündungssumme  oder  eine  Rente  zu  entrichten , welche 
Entschädigung  beim  hohen  Adel  Apanage  heisst  und  vom  jedesmaligen 
Inhaber  des  Familienndcicommisscs  zu  entrichten  ist*).  Das  Recht,  Fami- 
lienlldeicommisse  zu  errichten,  ist  nur  gewissen  Classen  des  Adels  gestat- 
tet und  mit  Staatsgenehmigung  auszuQben,  in  der  neusten  Zeit  in  manchen 
deutschen  Ländern  aber  untersagt.  .Nucli  bei  Bauerngütern,  wenn  die- 
selben für  unlheilbar  erklärt  sind,  tritt  eine  besondere  Erbfolge  ein,  die 
den  Character  des  Majorats,  öfter  des  Minorals  hat,  den  Anerben  aber 
auch  verpflichtet,  die  vom  Gut  und  dem  zu  demselben  gehörenden  Theil 
des  Alodialvermögens  ausgeschlossenen  Familienmitglieder  zu  entschädigen 
in  der  nach  Herkommen  oder  Uebereinkunll  bestimmten  Weise.  Auch  kann 
eine  Gutsübemahmc  noch  zu  Lebzeiten  des  Gutsbesitzers  statt  haben,  wel- 
cher dann  durch  die  Bestellung  einer  Leibzucht  schadlos  gehalten  wird*). 

C.  Ein  noch  zu  erwähnendes,  jedoch  auf  der  Sitte  der  meisten  neue- 
ren Völker  ruhendes  Institut  ist  das  der  Te stame n ts vo  1 Istrecke r 
[Execuleurs  testamentaircs) , welches  darin  besieht,  dass  ein  Erblasser  in 
seinem  Teslamente  Einem  oder  mehreren  Personen  die  Vollziehung  seines 
letzten  W'illens  auferlegt,  welche,  wenn  sie  sich  dieser  Verpflichtung  unter- 
ziehen, berechtigt  und  dafür  verantwortlich  sind,  dass  das  Testament  in 
allen  Puncten  (in  wie  weit  keine  ungültige  Verfügung  Platz  greifl)  ausge- 
führt werde*).  Endlich  ist  zu  erwähnen,  dass  in  vielen  Fällen , z.  B.  wenn 
minderjährige  Erbberechtigte  vorhanden  oder  die  Berufenen  oder  auch  nur 
einige  derselben  abwesend  sind,  das  Gericht  die  Erbschaft  unter  ihren  Ge- 


gcschicbtlichc  Beleuchtung  dieses  Rechts  gibt  Renaud  in  der  Zcitsehrirt  für  die 
Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft  des  Auslands  Bd.  XIX.  S.  109.  279.  und 
Bd.  XX.  S.  55. 

1)  Preuss.  Landrechl  II.  4.  §.  146. 

2)  Gerber,  g.  275.  M i 1 1 crin  a ic  r,  J.  450.  4SI. 

3)  Gerber,  $.  253.  254. 

4)  Mittcrmaier,  g.  464. 
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wahrsam  nimmt,  auch  vermittelst  VersiegeUmg: , und  dass  die  ErldheiUiiu,' 
derselben  unter  ihrer  Vermittlung  bewerkstelligt  wird  *). 

Die  Lehen  und  das  Lehenrecht*). 

158.  Der  innige  Zusammenhang  des  Lelinswescns  mit  der  gesaimnien 
germanischen  Rechtsordnung  nöthigte  uns,  der  Lehen  und  des  Lehenreehts 
öller  Erwähnung  zu  thun.  Da  aber  dieses  sich  zu  einem  eignen  Zweige 
des  deutschen  Privalrechts  ausgehildet  hat,  so  bedarf  es  einer  besonderen 
und  zwar  vorzugsweise  historischen  Bclenchtiing. 

Die  schon  von  Tacitus  (Germania  c.  13.  14)  hervorgehobene  Ursille 
der  germanischen  Häuptlinge,  sich  besonders  n)il  tnpfern  Männern  als  Ge- 
folgeschafl,  insbesondere  für  Kriegszüge,  enger  zu  verbinden,  bestand  auch 
nach  der  Völkerwanderung  in  den  gemianischen  Königreichen  fort.  Nament- 
lich hatten  die  Könige  neben  dem  Volkshcere  ihre  ausgewähiten,  durch 
besondere  Treue  ihnen  verpflichteten  Kriegsgenossen,  welche  sie  auch 
durch  Einräumung  von  Grundbesitz  belohnten  und  auf  dak  engste  sich 
verbanden  *).  Die  so  Verbundenen  hiessen  Vassi  oder  VasalK  oder  homi- 
ne$,  die  eidlich  vorgenommeiie  Handlung  ihres  Verbandes  Conmendatio, 
ihr  Dienstherr  Senior*).  Das  Lehngut  (wenn  sie  eines  erhielten)  hiess 
Beneficium  und  blieb  ihnen  lebenslänglich,  vorausgesetzt,  dass  sie  es  nicht 
durch  einen  Act  des  Verraths  oder  der  Treulosigkeit  verwirkten.  Der 
Dienst  verminderte  die  Freiheit  und  die  Ehre  des  Vasallen  nicht,  weshalb 
selbst  freie  Grundherrn  in  diess  Verhältniss  einlraten.  Nicht  blos  der  König 
halte  und  zwar  ein  sehr  zahlreiches  Gefolge  dieser  .4rt,  sondern  auch  an- 
dere, selbst  Bischöfe  und  Aebte,  mancher  Vasall  seinen  Aflervasallen,  mit 
welchem  er  dem  höheren  Herrn  half  und  diente.  Uebrigens  war  das  Va- 


ti Mittcrroaier,  §.  465. 

2)  Eine  allgemeine  Gcsehictile  des  deutschen  behnrechU  findet  sich  bei  Bien  er 
de  progreeen  leg.  Germanic.  Vol.  //.  P.  //.  Die  neusten  dogmatischen  Dar- 
stellungen des  I.ehnrechts  sind  in  den  Lehrbachern  des  deutschen  Privatrechts  von 
Eichhorn,  Phillips,  Gerber  u.  von  Pfeiffer  iiiWeiskes  Rcchtsleaicon 
Bd.  II.  S.  366—650.  Die  bekanntesten  Lehr-  u.  Handbücher  desselben  sind  die  v.  Böh- 
mer 1767-181#,  Schnaubert  1781—1806,  PSti  tSO«  u.  Weber  1807-11. 
Auch  das  Lehenrecht  einzelner  deuUelier  Länder  ist  in  eignen  Werken  bearbeitet 
z.  B.  das  sächsische  V.  C.  S.  Z a c h a r i a c in  2.  Ausg.  v.  We  is  se  u.  v.  Lange  nn 
(1823),  das  bayrische  von  .ätayr.  Eine  L'ebersicht  der  Literatur  des  Lehenreehts 
giebt  Kraut  im  Grundriss  J.  49  und  eine  Auswalil  von  Stellen  aus  den  Quellen 
J.  231-310. 

3)  P.  Roth,  Geschichte  des  Beneflcialwesens  von  den  ältesten  Zeiten  bis  ins  zehnte 
Jahrhundert.  Erlangen  1850  Walter,  deutsche  Rcchtsgeschichle  $.  21  — 23. 
70—76.  Die  GefolgcschaR  war  nach  Tacitus  c.  13.  in  pnee  deettt  in  helle 
prnetidiHm. 

4)  Stellen  bei  Walter  $.  70.  71. 
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siillenvfrhällniss  und  die  Verleihung  von  Benericien,  wenn  nuch  freilich 
gewöhnlicli  ziisaimncnIrcITcnd , doch  nicht  wesentlich  das  Eine  durch  das 
Andere  hcdingl,  jenes  konnte  forlhestehen,  wenn  auch  dieses  vciloren  ging. 

Allniiihlig  wurden  aber  die  Beneficien  hei  dein  Vasallenverhultniss  das 
wiehligere  Moment,  indem  die  Erlheilung  solcher  Lchngüler  das  Ilauptinittel 
der  Könige  war,  sich  die  Mächtigeren  näher  zu  verbinden;  wozu  in  der 
zweiten  Hälfte  des  nennten  Jahrhunderts  der  Uebergang  der  Beneficien  auf 
die  Söhne  und  andern  .\gnaten  des  Vasallen  kam,  so  dass  die  Erblichkeit 
derselben  zuerst  Bewohnheilsreeht,  dann  aber  KTT  von  König  Carl  dem 
Kahlen  Rimilich  anerkannt  wurde ').  Es  bildeten  sich  nun  genauere  Grund- 
sätze über  das  Vcrhältniss  der  Vasallen  und  ihrer  Senioren  aus,  über  die 
Rechte  der  ersten  am  verliehenen  Gute,  ihre  Ver|iflichlungen,  den  Verlust 
des  Beneficiums  u.  s.  w.,  und  schon  im  zehnten  Jahrhundert  wurde  zur 
Bezeichnung  dieser  Art  von  Benellcien  (da  es  ja  auch  noch  andere  Bcne- 
fleien  gab)  der  .\usdruck  Feodum  oder  Feudum  (auch  wohl  Feoum  und 
Feum)  gebräuchlich,  den  man  französisch  durch  das  Wort  Fief  und  deutsch 
durch  Lehen  wiedergab  *).  War  nun  einerseits  der  Besitz  des  Lehn- 
guts die  Hauptsache  für  den  Vasallen,  so  galt  doch  andrerseits  der 
Lehensverband,  also  sein  Verhültniss  zum  Lehnherrn,  für  die  Haupt- 
seite des  Lehens  und  hatte  Jahrhunderte  hindurch  einen  öffentlich  recht- 
lichen Character,  so  lange  nämlich  die  Staatsordnung  vor  allem  auf  diesem 
Verbände  beruhte.  Es  gab  fast  keine  andere  Kriegsmacht,  als  die  feudale; 
die  Staaten  waren  Lehensstaaten. 

Das  Lehnrecht  bildete  sich  diesem  gemäss  nach  zwei  Itichtungcn 
hin  aus;  nach  der  eineTl  als  der  Inbegriff  der  auf  dem  Lehensverirng  und 
der  Sitte  beruhenden  Normen  über  das  persönliche  Verhültniss  des  Seniors 
und  seiner  Vasallen;  nach  der  andern  als  der  über  die  Gerechtsamen  des 
V.asallen  am  Lehngut  und  über  die  auf  demselben  angesiedelten  Hinter- 
sassen. Es  wurden  aber  schon  frühe  nicht  blos  einzelne  Gutshcrrschaflen 
zum  Lehen  gegeben,  sondern  auch  ganze  Gauen  oder  Theile  derselben  mit 
dem  Recht  der  Grafschaft  über  sie,  ja  selbst  das  llcrzogthum  und  alle 
andern  Huf-  und  Staatsämtcr.  Auch  übertrugen  viele  Srhulzbedürftige  ihre 
Allodicn  an  mächtigere  Herrn,  um  sie  als  Lehen  (Feuda  oblata)  wieder 
zurückzuerhalten.  Der  ganze  Staatsorganismus  war  feudalistisch.  Das 
seiner  Hauptgrundlage  nach  als  Gewohnheitsrecht  entstandene,  jedoch  durch 
Gesetze  oft  näher  bestimmte  Lehnrecht  entwickelte  sich  aber  nicht  blos 
als  Partikularrecht  in  jedem  Lande  z.  B.  in  Flandern,  und  als  jus  curiae 
in  jedem  lehngerichtlichen  Gebiete,  z.  B.  der  alten  Burg  in  Gent,  sondern 
auch  in  den  grösseren  germanischen  Reichen  als  Lehnrecht  derselben,  so 


1)  Im  Capllulire  v.  Cb  Cray  (den  14.  Juni  8Tf)  J.  9,  gedruckt  bei  Pcrli,  Lrfum 
t.  1.  p.  537. 

2)  S.  dca  Verfaasers  franz5siache  Rcchlagcachichle  Bd.  I.  S.  232. 
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in  England,  Frankreich  llalien  und  Ueulschland,  hier  aber  als  sächsi- 
sches Lehnrecht  *)  im  Norden,  als  schwäbisches  ’)  und  fränki- 
sches (?)*)  im  Süden,  und  trat  zum  Theil  schon  im  zwöKlcn,  allgemeiner 
aber  im  dreizehnten  Jahrhundert  in  das  Stadium  der  wissenschaflliehen 
Ausbildung.  In  Deutschland  wurde  das  unter  Mitwirkung  der  Kaiser  tech- 
nisch vollendete  lombardische  Lehenreclit  *)  bald  das  gemeine, 
ohne  jedoch  die  Eigenthümlichkeiten  des  nationalen,  z.  B.  des  sächsischen, 
freilich  nur  als  Parlikularrecht  fortbestehenden,  Lehnrechts  zu  zerstören. 

Die  Uestauralion  der  Rechtswissenschaft  auf  den  Universitäten  förderte 
schnell  auch  das  Studium  des  jus  feudale,  welches  nicht  blos  in  Italien, 
sondern  in  allen  Ländern,  namentlich  in  Deutschland,  ein  stehender  Lehr- 
zweig blieb,  und  eine  reiche  feudalistische  Literatur  hervorrief.  Das  Lchn- 
recht  war  nun  eben  so  wohl  JarUten-  als  Gcvrahnhdlsrecht  vermischt  mit 
geietiesrrcbl liehen  Bestandtheilen.  Neben  dem  gemeinen  I.chnrecht  ent- 

wickelte sich  auch  das  der  einzelnen  deutschen  Länder  •) ; die  Rechts- 
quellcn  derselben  zerfielen  regelmässig  in  Land-  und  Lehnrecht  ’)  oder 
hatten  doch  eigne  Titel  über  das  letzte,  und  unterlagen  auch  vom  sech- 
zehnten Jahrhundert  an  den  bei  Gelegenheit  der  gesetzlichen  Redaction 
derselben  vorkommenden  Reformen,  die  um  so  nöthiger  waren,  als  in  Folge 
des  seil  dem  fünfzehnten  Jahrhundert  umgestalleten  Kriegswesens  der  mi- 
litärische Characlcr  der  Lehen  in  den  Hintergrund,  ihr  patrimnnialer 
dagegen  als  die  Hauplseite  hervortral,  so  da.ss  nun  Lehngüter  nur  eine 
eigne  Art  von  Privaleigenlhum  waren.  Die  wichtigsten  Reformen  erlitt  aber 
das  partikulare  Lehnrechl  Deutschlands  durch  die  Lelinsocdnungen 
oder  Lehnsconslilulionen  besonders  des  achlzehnten  Jahrhunderts*). 


1)  S.  die  neusten  Darstellungen  des  fianzösisclien  Lchni'celits  in  des  Verf.  franzöt. 
Staats-  II.  Rrehtsgoschlchtc  I.  231  folg.  II.  349  folg,  und  Schaffners,  Rcclits- 
verf.  Frankreichs  II.  S.  138—271. 

2)  Es  ist  dargcstellt  in  dom  VeUtt  auctor  de  henrficiit , dem  alten  Görlitzer 
I.ehnrecht,  iin  zweiten  d.is  Lehnrecht  enthaltenden  Theil  des  Sachsenspiegels,  in 
dem  dem  vierzehnten  Jahrhundert  angehörenden  Richlsleig  des  Lehnrcchls,  u.  in 
andern  z ß.  auch  norddeutschen  Rcchtsliüehern. 

3)  Hauptqucllc  desselben  ist  das  Lchnrecht  des  s.  g.  Schwabenspicgels. 

4)  Es  ist  dargcstellt  im  III.  Huch  des  kleinen  Kaiserrcchls. 

5)  Eine  vullstündigc  Gi'schichte  der  Entstehung  und  .iltesten  ßenrbcitung  des  longo- 
bardischen  Lehnrcchts  schrieb  1830  l.aspeyrcs;  ihm  folgen  seitdem  Eich- 
horn deutsche  Staats-  und  Rcchtsgeschichte  $.  278  u.  alle  Geimanislcn. 

6)  Eine  chronologische  Sammlung  der  feudalistischen  Hechtsdenkmalc  aller  deutschen 
Lander  enlbilt  das  Corpus  juris  feudalis  Germauici  v.  LUnig,  Frankl.  1727, 
3 ßd.  ful. 

7)  Z.  B.  das  Rechtsbuch  Ludwigs  v.  Bayern  v.  1346. 

8)  Die  meisten  derselben  sind  gedruckt  in  Ltlnigs  Corpus  juris  feudalis  Ger- 
mauici. 
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Einen  grossen  Stoss  erhielt  das  Lehnrechl  durch  die  Auflösung  des 
deutschen  Heichs,  in  Folge  welcher  alle  lleichslehen  aulhörten  und  in 
jedem  souveränen  Staate  nur  ein  partikulares  Lehnrecht  bestand,  und  zwar 
auch  wohl  so,  dass  die  Grundsätze  des  gemeinen  Lehurechts  ihre  gänz- 
liche Geltung  verloren  •).  Während  der  Verhinduug  des  linken  Khein- 
ufers  mit  Frankreich  war  dort  das  Lchenswesen  sogar  gänzlich  zerstört 
worden;  in  verschiedenen  deutschen  Bundesstaaten  wurde  die  Lehensver- 
fassung  durch  eigne  Verordnungen  umgestaltet,  z.  B.  im  Grossherzugthum 
Baden  durch  ein  FMict  vom  12.  August  1807,  in  Bayern  durch  ein  Lehn- 
cdict  vom  5.  Juli  1808,  und  selbst  noch  durch  ein  hannoversches  Gesetz 
vom  13.  April  1836  *). 

Die  politische  Kichtung  der  neusten  Zeit  ist  dem  Feudalismus  durch- 
aus feindlich,  und  wenn  auch  die  durch  die  s.  g.  deutschen  Grundrechte 
vom  J.  1848  sanctionirte  Aufliebung  des  letzten  Bests  des  Lehnswesens 
selbst  wieder  aufgehoben  wurde,  so  erlitt  es  in  Folge  derselben  doch  in 
den  meisten  deutschen  Ländern  eine  so  durchgreifende  Umgestaltung,  dass 
die  in  andern  schon  früher  begonnene  Allodillcation  der  Lehen  durch  be- 
sondere Gesetze  durchgeführt  wurde  *)  oder  noch  durchgeführt  werden  soll. 

159.  Man  hat  bei  den  Lehen  das  persönliche  Verhältniss  des 
Lehnsherrn  und  des  Vasallen  und  das  sachliche  oder  das  dingliche, 
d.  h.  ihre  Rechte  über  das  Lehngul,  zu  unterscheiden.  In  beiden  Beziehun- 
gen unterscheidet  die  Uoctrin  die  essetUialia,  naturalia  und  accidentoHa 
feudi;  der  Mangel  der  ersten  entzieht  dem  Verhältniss  den  Char.aeter  des 
Lehens  ; werden  die  aus  der  Natur  desselben  regelmässig  fliesseiiden  Folgen 
durch  besondere  Willcnsbestimmungcn  der  Parteien  abgeänderl,  so  nennt 
man  das  Lehen  ein  frudum  imprnprium. 

I.  Seiner  ursprünglichen  Bestimmung  nach  ist  das  Verhältniss  des 
Lehnsherrn  und  des  Vasallen  das  eines  Bündnisses  des  Schutzes  und  der 
llilfleistiing  vorzugsweise  von  Seiten  des  letzten. 

A.  Die  Verpflichtungen  des  Lehensmannes  zerfielen  in  die  zur  Fiducia, 
dem  Servitium  und  der  Justitia.  Fiducia  oder  Fidelitas  ist  die  eidlich  oder 
durch  Ilitterwort  und  Handschlag  beim  Homagium  zugesicherte  Lehnstreue  *), 


1)  Z.  B.  1807  im  Grosshcnngtlium  Baden. 

2)  Nach  Ortloff,  Grundzüge  eines  Systems  des  deutschen  Privatreclits,  waren  die 
im  Anfang  des  neunzehnten  Jahrhunderts  geltenden  Quellen  des  Lchnrechls:  in 
Ocslreich  die  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  §.  349  folg.,  in  Preus- 
sen  dos  Land-Koeht  I.  18,  in  Sachsen  Constitutionen  v.  1572  bis  zum  Lehnsman- 
dal  V.  1764,  in  Bayern  der  CadrJt  Mifj-imiliatifiis  IV.  18. 

3)  Z.  B.  in  Bayern,  wo  durch  ein  Gesetz  v.  J.  1848  bei  den  feudis  obtati»  der 
Lehnsncxiis  unenigcidlich,  bei  feudis  dntis  gegen  eine  dem  Leliensherrn  zu 
leistende  Entschädigung  aufgclioben  wurde. 

4)  Eichhorn,  Einleitung  in  d.as  deutsche  Priv.-Rceht  J.  213.  Phillips,  deut- 
sches Priv.Rgght  II.  $.  194—195.  Gerber  $.  120. 
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welche  dem  Vasallen  verbleiet,  mit  den  Feinden  des  Lehnsherrn  sich  irgend- 
wie zum  Nachlheil  des  letzten  einzulassen,  ihn  verpflichtet,  die  Interessen 
desselben  zu  wahren,  ihm  besondere  Ehrerbietung  zu  erweisen,  ihn  durch  Knih 
(censilium)  und  Thal  (auxUium)  zu  unterstützen  und  den  Stund  des  Lehens 
nicht  zu  ändern,  d.  h.  dasselbe  weder  ganz  noch  theilweise  sich  als  Allo- 
dinm  nnzueignen.  So  oft  der  Lehnsherr  es  bedarf,  muss  der  Vasall  nn 
dessen  Hof  erscheinen  und  mit  ihm  iber  die  vor  ihn  gebrachten  Angele- 
genheiten beralhen,  und  in  Fällen  der  Noth  ihn  mit  Geld  unterstützen,  und 
zwar  schuldete  er  regelmässig  solche  Leistungen,  wenn  der  Lehnsherr  in 
feindliche  Gefangenschaft  geralhen  war,  um  zu  seiner  Loskaiifiing  beizn- 
iragen,  wenn  sein  Sohn  zum  Ritter  geschlagen  wurde,  oder  wenn  er  eine 
Tochter  verheiralhele.  Die  Verpflichtung  zur  Justitia  bestand  darin,  dass 
er  in  Lchensslreitigkeiten  mit  seinen  Lchngenossen  (pares  curiae)  als  Ur- 
Iheilsflnder  beim  Rechtsprechen  mitzuwirken,  auch  selbst  bei  dem  Lehns- 
hof in  Lehnsachen  Recht  zu  suchen  hatte  ').  Das  Servitium  (der  Lehns- 
dienst) ist  der  von  ihm  als  Mann  (tiomo)  seines  Senior  * ) zu  leistende 
Kriegsdienst  (zu  Pferd).  Der  gewöhnliche  Dienst  bestand  in  einer  40 tägi- 
gen Theilnahme  am  Kriegszug  desselben,  eine  Lehnsverpflichtung  dieser 
Art  hiess  Homagium  ordinarium.  Musste  der  Vasall  aber  unbedingt  und 
so  lange  der  Herr  seiner  bedurfte,  Dienste  thun,  so  war  ein  homagium 
ligium  vorhanden,  zu  welcltem  ein  Vasall  jedoch  nur  in  Folge  besonderer 
Uebereinkunfl  verpflichtet  sein  konnte.  Die  V’erpflichlung  des  Vasallen 
konnte  aber  auch  eine  geringere  sein,  z.  B.  ein  homagium  planum,  wenn 
der  Vasall  blos  zur  Neutralilöl  bei  Kriegen  des  Lehnsherrn  verbunden  war. 
oder  ein  feudum  Kstugii,  wenn  er  blos  eine  Burg  desselben  zu  bewachen 
und  zu  verlheidigen  hatte  *). 

Der  Lehnsherr  halle  auch  seinerseits  den  von  Andern  bedrohten  Vasallen 
zu  schützen  und  ihm  in  Rechtsslreiligkcitcn  mit  ihm  selbst  oder  andern  Vasal- 
len dureh  seine  Curia  unpartheiische  Justiz  angedeihen  zu  lassen.  Versagte 
ihm  derselbe  das  geforderte  Recht,  so  konnte  er  sich  von  ihm  lo.ssngen  und 
ihn  bekriegen  oder,  wenn  er  selbst  Vasall  eines  höheren  Senior  war,  ihn  vor 
dessen  Gericht  ziehen.  Wegen  Untreue  (Feloaie)  des  Vasallen  konnte  dagegen 
der  Lehnsherr  das  Lehen  einziehen.  Bei  jeder  Personalveründerung,  sowohl 
auf  Seiten  des  letzten  als  des  Vasallen,  war  die  Lehnshuldigung  zu  erneuern,  ja 
selbst  das  Lehen  aufs  neue  zu  übertragen,  und  ein  solcher  Huldigungs-  und  Er- 
neucmngsacl  der  Investitur  w.ar  mit  herkömmlichen  Feierlichkeiten  begleitet  *). 

B.  Von  diesen  Verpflichtungen  des  Vasallen  ist  nur  noch  die  zur 


1)  Phillips  S-  198-199.  Eichhorn  215. 

2)  Eichhorn  §.  244.  Phillips  $.  196. 

3)  S.  des  Verfassers  französische  Staats-  und  Rcchtsgeschichte  Bd.  I.  S.  234  folg. 

4)  Eichhorn  §.  216,  des  Verfassers  französische  Staats-  und  Rcchtsgeschichte  I, 
S.  235  und  dazu  die  Urkunde  Nr.  VII. 


DigitUed  by  Google 


458 


Treue  und  zur  Huldit^iiiif;  bei  Personalveränderungen  übrig  geblieben,  und  die, 
vor  dem  ordentlich  besetzten  Gerichte  des  Lehensherm  in  Lehnsslreilig- 
kciten  das  erste  Recht  zu  suchen.  Auch  ist  er  ihm  in  bestimmten  Fällen 
und  Können  Acte  der  Ehrerliietung  zu  erweisen  verbunden  *). 

160.  II.  Das  sachcnrechtlichc  oder  dingliche  Verhiiltniss  beim  Lehen 
besteht  (wie  schon  in  §.  IIS  erwähnt  worden)  nach  der  im  Mittelalter 
entstandenen  und,  ihrer  inneren  Unrichtigkeit  ungeachtet  * ),  noch  befolgten 
feudalistischen  Dnctrin  darin : dass  das  Eigenthum  am  Lehngut  zwischen 
dem  Lehnsherrn  und  dem  Vasallen  so  gethcilt  ist,  dass  jenem  das  s.  g. 
dominium  directum  diesem  das  dominium  utile  zusteht. 

A.  Das  letzte  umfasst  nieht  blos  das  vollständigste  Benutzungsrecht 
des  Ix-hnguts,  sondern  auch  ein  Verffigungsrecht  über  die  Substanz  des- 
selben, durch  welches  jedoch  das  Lehen  nicht  vermindert  werden  darf*). 
Der  Va.sall  hat  -len  juristischen  Besitz  des  Lehens  und  alle  i)etitorischen 
und  |>nssessorischcn  Rechtsmittel,  welche  dem  Eigenthümer  zustelien.  Er 
darf  sich  selbst  über  die  zu  seinem  Rechte  gehörenden  Befugnisse  mit  dem 
Gegner  vergleichen  und  die  Entscheidung  einem  Schiedsrichter  übcrla.ssen  *). 
Hat  der  Vasall  einen  Vormünder,  so  steht  diesem  die  Verwaltung  des  Le- 
hens zu,  oft  findet  eine  eigne  s.  g.  LrhriiHrtmondsrhan  statt  *).  Dagegen 
ist  der  Vasall  nicht  berechtigt  das  Lehengut  zu  veräussem.  Er  liedarf 
hiezu  des  lehnsherrlichen  Consenses.  Als  verbotene  Vernussenmg  gilt  je- 
doch nicht  die  blose  Bcsitzübertragung  des  Lehnguts  oder  einzelner  Theile 
desselben,  nicht  die  Subinfeudation,  Niesbrauchbcstellung  und  Verpfandung — 
welche  Rechte  indessen  alle  mit  dem  Rückfälle  des  Lehens  an  den  I^ehensherrn 
erlöschen  •),  ja  die  letzten  schon  mit  dem  Tode  des  Vasallen.  Durch  den 
Lehnsverlrng  kann  die  Veräusscrung  des  Lehens  als  solchen  gestattet  wer- 
den, ohne  dos  Wesen  des  Lehens  aufzuheben  *).  Kör  Schulden  des  Va- 
sallen, wenn  sie  auch  für  das  Lehen  contrahirt  wurden,  haftet  weder  der 
Lehnsherr  noch  der  Lehnsnachlolger  als  solcher,  sie  seien  denn  mit  ihrer 
Einwilligung  gemacht  oder  der  Werth  des  Lehnguts  durch  dieselben  ver- 
mehrt worden,  in  welchem  Falle  jeder  Besitzer  desselben  bis  zum  Belauf 
der  Besserung  von  dem  Gläubiger  belangt  werden  kann.  Auch  begründet 
der  Lehensbesitz  eine  V'erpflichtung  zur  Alimentation  z.  B.  des  blödsinnigen 
Vasallen,  seiner  Wittwe  u.  s.  w.  •). 

1)  Eichhorn  J.  221-  222. 

2)  Die  Unrichtigkeit  der  Doctrin  alter  AuOastung  besteht  darin,  dass  das  Recht  des 
Vasallen  seiner  Natur  nach  nicht  Eigentbuin , sondern  ein  jiti  in  re  ntienn  ist. 

3)  Eichhorn,  S.  223.  224.  Phillips,  J.  220-22.  Gerber,  §.  125— 128. 

4)  Eichhorn,  J.  224. 

5)  Eichhorn,  §.  225.  Gerber,  J.  130. 

6)  Eichhorn,  § 227.  Gerber,  $.  126-120.  Phillips,  J.  223  - 228. 

7)  Eichhorn,  J.  233. 

8)  Eichhorn,  §.  235— 237.  Gerber,  §.  132— 133.  Phillips,  $.  229  - 232. 
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B.  Das  dirccle  Obercigenlhiini  des  Lchensliorm  *)  (die  Lelinsherrlich- 
keit  in  sachlicher  Beziehung)  hat,  wenn  er  nicht  selbst  Lehnslriiger  des 
Gutes  ist,  die  Natur  eines  nllodialeu  Rechts,  welches  durch  die  ciKenthiiin- 
lichen  lehnrechtlichen  Wirkungen  nicht  ergriffen  wird,  so  dass  cs  in  der 
Regel  frei  veiäusscrt  worden  kann.  Dem  V^tsnllen  wird,  wenn  es  geschiehl, 
die  Vcrüusserung  angezeigt  und  er  angewiesen,  dem  neuen  Herrn  die  Hul- 
digung zu  Ifislen  Eine  Hauptwirkung  der  Lchnsherrliclikeil  ist  der  Utick- 
fall  de.s  Lebens  an  den  Lelinslierni,  wetin  der  Vysjdi  dessen  \eilus(ig  gelK 
oder  oline  Leibeserhen  stirbt. 

C.  Heini  Tode  des  Besitzers  des  Lehens  tritt  I.elinlolge  *)  in  der  Ord  ■ 
nung  ein,  dass  zuerst  die  ctielicli  gebomen  männlichen  üescendenlen, 
dann  die.  Seiten  verwandten  desseltfcn,  jcdoeli  nur  die  diireli  den  Mannsstamm 
mit  ihm  verbundenen,  zum  Erwerb  des  Lehens  gerufen  werden.  Die  Toch- 
ter und  andere  wedilicheu  Verwandten  vom  Mannsstanime  und  ihre  Nach- 
kommen sind  in  Ermanglung  der  .Agnaten  gerufen,  jedoch  nur,  wenn  das 
Lehen  ein  s.  g,  Weibcrlehen  ist;  es  können  in  Gemäs.sheit  des  Errich- 
tungsaktes des  Lehens  nähere  verwandte  Frauen  enUernteren  Agnaten  so- 
gar Vorgehen.  Die  LehenserbschaR  wird  schon  längst  >/isn  jure  mit  der 
Delation  erworben,  und  nur  was  den  Besitz  derselben  betrifft,  bedarf  es  in 
der  Regel  einer  Erneuerung  der  Investittir.  Für  die  vom  Erfdasser  con- 
trahirleu  Schulden  haftet  der  Lehenserbe,  wenn  diese  den  Charakter  von 
la-hnsschulden  haben,  oder  wenn  er  aiieli  Allodialerbe  ist.  L'nler  mehreren 
Lclienserben  findet  Tbeilung  des  Lehens  statt  oder  Alifiiidung  durch  den. 
welcher  den  Besitz  des  Guts  erhält:  cs  .sei  denn  d.ass  das  Leben  für  nn- 
theilbnr-erkläii  und  nach  Primogenitur  oder  als  .Majoral,  Senior.at  oder  Mi- 
norat vererbt  wird  {§.  157).  Zu  Abänderungen  der  [.eheiislölgeordnung 
ist  die  Zustimmung  der  .Mitbellieiliglen  nölhig. 

161.  III.  Lehen  konnten  einst  von  jedem  GnindheiTn  errie.lilel  werden, 
nach  dem  neusten  Hechle  nur  vom  Landeslierrn  *).  Lehnsläbig  (als  Va- 
sallen) waren  iirsprünglich  blos  ritterbürlige  Personen  (d.  h.  solche,  die 
einen  Ileerschild  haben).  Feuda  improprin  konnten  jedem  verlielien  werden. 
Zu  Gunsten  von  Geistlichen  und  Frauen,  sowie  anderer  nicht  waHenirihiger 


1)  Phillips,  $.218—10.  Gerber,  $.  119.  123. 

2)  Das  longobardischc  Lchnrechl  II,  34.  32.  ImfipR  Jedoch  die  Vcränssening  an  die 
ZusUmmung  des  Vasallen. 

3)  Eichhorn,  $.  352  folg.  Phillips,  $.212  folg.  Gerber,  <|.  271-273  u.  275. 

4)  Nach  dem  longobardischcn  Lohnrecht  sind  alle,  wenn  auch  durch  lukte^uent  matri- 
monium  Legitimirtc  (s.g.  Mantcl-K  Inder),  von  der  Lehensfolge  ausgeschlossen. 
Seil  dem  16(en  Jahrhundert  erhielten  sic  oft  die  Erbftlbigkeit.  Ob  diese  ihnen 
gemeinrechtlich  znslehe,  ist  in  Folge  des  Bcnli  nck’schen  Successionslreits  eine 
berOhmtc  Streitfrage  des  dcntschcn  Privalfarstenrechls  geworden. 

5)  Eichhorn,  $.  200.  Ph illips  , 2t3.  Gerber,  $.  100. 
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Personen  war  die  ErrichliinR  eines  Lehens  rechtlich  nicht  mö;;lich;  doch 
wurden  auch  in  diesen  Beziehungen  die  strengen  Rechtsgnindsätze  viel- 
fach gemildert  *).  Gegenstand  des  Lehens*)  kann  nicht  blos  eine  Guts- 
herrschaft  sein,  sondern  auch  jedes  andere  Gnindstück,  als  Wälder,  Ge- 
bäude, namentlich  Burgen,  selbst  Scheunen,  ferner  den  Immobilien  gleich- 
stehende  unkörperliche  Sachen  als  Hoheitsrechle  — z.  B.  Aemler  und 
Regalien,  Stiftungen,  das  Jagdrecht,  Zchnlberechtigungen  und  Renten,  ja 
selbst  ein  ausstehendes  Capital,  zu  dessen  Zinsenbezug  der  Vasall  berech- 
tigt wird;  doch  ist  ein  solches  Geldlehen  kein  rechtes  *). 

Die  Belehnung  d.  h.  Errichtung  oder  Begrtlndung  des  Le- 
hens *)  wird  vollendet  durch  die  Investitur,  d.  h.  durch  die  leierliche  mit 
der  Lehenshuldigung  verbundene  Einweisung,  nämlich  eine  das  Gut  dem 
Vasallen  als  Lehen  übertragende  Auflassung,  wobei  beide  Theile  sich  meist 
Lehnsreverse  auszustellen  pflegen. 

Wie  schon  bemerkt,  ist  bei  jeder  Personalveründerung  die  Investitur 
zu  erneuern,  der  Vasall  hat  durch  ein  sein  Recht  begriindendes  schriftli- 
ches Gesuch  (Lehnsmuthung)  den  Lehnsherrn  binnen  Jahr  und  Tag  darum 
zu  bitten  und  dabei  häufig  (in  manchen  Ländern  sogar  regelmässig),  in 
Deutschland  aber  nicht  gemeinrechtlich,  eine  Lehn waare  (Laudemium 
oder  Relevium)  zu  bezahlen,  die  oft  im  Schätzungswerth  eines  Jahres- 
ertrags des  Lehnguts  besteht  Auch  sind  verschiedene  Gebühren  an  die 
bei  der  Investitur  Theilnehmenden  zu  entrichten. 

Von  selbst  dürfen  der  Vasall,  der  Lehnserbe  oder  der  Käufer  des 
Lehens  sich  nicht  in  den  Besitz  desselben  setzen.  In  der  neuem  Zeit  ist 
jedoch  die  Investiluremeuerung  eine  blose  Ccremonie,  und  nur  die  Ver- 
pflichtung zur  Zahlung  der  Lehnwaare  und  der  Gebühren  *)  von  rechtli- 
cher Bedeutung.  Man  unterscheidet  übrigens  verschiedene  Arten  der  In- 
vestitur z.  B.  die  Gesamml-  nnd  die  Eventualbelehnung*);  übrigens  ist 
auch  die  Entstehung  eines  Lehens  durch  Ersitzung  und  zwar  mit  Titel  und 
gutem  Glauben  in  10 — 20,  und  blos  mit  gutem  Glauben  in  30  Jahren  prak- 
tisch geworden  *). 


1)  Eichhorn,  §.  20t.  Phillips,  $.212.  Gerber,  $.  110.  Zachariae,  s.äch- 
sisches  Lehnrecht  $.  48 — 54. 

2)  Eichhorn,  S- 194-199.  Phill ip  s,  $.  214  — 217.  Gerber,  $.  106— 108. 

3)  Eigne  Arten  uneigentlicher  Lehen  sind  auch  das  s.  g.  B a r g erle he n , z.  B. 
das  der  Burghut  durch  blose  Stadtbürger,  u.  das  Bauernlehcn,  bestehend  z B. 
in  der  Belehnung  mit  dein  Schulzcnamt  eines  Dorfs.  Zachariae,  a.  a.  0. 
S.  338  folg. 

4)  Eichhorn,  $.202  - 210.  Phillips,  $.  201— 210.  Gerber,  $.  111— 114. 

5)  Eichhorn,  $.  216. 

6)  Eichhorn,  $.  208  -210.  P h i II i ps,  $.  206— 210.  Gerber,  $.  115.  116. 

7)  Eichhorn,  $.211.  Philipps,  $.  211.  Gerber,  $.  118. 
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IV.  Das  LehensverhSKniss  erlisclit  durch  den  gänzlichen  Untergang 
der  Sache,  durch  Wegfallen  des  wideri'uflichen  lehnsherrlichen  Rechl.s, 
durch  gültige  Veräusserung  des  Lehens  an  einen  Dritten  als  Allodiiitn,  und 
durch  die  gewöhnliche  Eigenthunisersitzung  desselben  durch  einen  Dritten  ’ J. 
Ferner  durch  Consolidation,  wenn  das  Ober-  und  das  nutzbare  Eigenthum 
am  Lehen  in  derselben  Person  zusammenfallen,  daher  auch  durch  Appro- 
priation und  Allodification  desselben,  durch  das  Absterben  aller  zur  Lehen- 
folge Berechtigten,  endlich  durch  die  Forisfactur  oder  den  Heirafall  des 
Lehens  zur  Strafe  einer  Felonie  oder  Quasi-Felonie,  d.  h.  eines  mit  dieser 
Wirkung  belegten  Treubruehs  oder  sonstigen  Verbrechens  des  Vasallen  *). 

Das  Handels-,  das  See-  und  das  Wechselrecht’). 

161.  Eine  der  wichtigsten  und  allgemeinsten  Arien  der  ökonomischen 
Thätigkcit  der  Menschen  ist  der  Handel.  Er  besteht  in  auf  Geldgewinn 
gerichteten  Verkehrsgeschäflen , durch  welche  theils  Natur-  theils  Kunst- 
produkte an  Andere  zur  Consumtion  oder  zu  weiterer  Verwerthung  so 
übertragen  werden,  dass  das  Geschäft  zunächst  für  den  Ueberlragenden 
einen  Geldgewinn  abwerfen  soll.  Der  Handel  vermittelt  ohne  Verarbeitung 
zwischen  dem  Producenten  und  dem  Consumenten,  und  zwar,  wenn  als  Ge- 
werb  betrieben,  besonders  durch  Kauf-  und  Tauschgeschäfte  *).  Als 
Rechtsgeschäfte  sind  dieselben  im  Allgemeinen  naeh  den  gewöhnlichen  bei 
einem  Volke  gellenden  Rechlsregeln  zu  beurlheilen,  haben  aber  sehr  häufig 
einen  besondem  Charakter,  der  theils  durch  die  Absicht  der  Belheiliglen 
theils  durch  die  gemeinsam  befolgten  Maximen  und  Gewohnheiten  der 
Kaufieulc  näher  bestimmt  wird. 

Daraus  gehen  specielle,  auf  Handelsverhiillnisse  bezügliche  Rechtsnor- 
men hervor,  deren  Inbegriff  das  Handelsrecht  bildet.  Obgleich  diesel- 
ben nur  einzelne  Rechtsverhältnisse  betreffen  und  nur  partielle  Modifika- 
tionen des  allgemeinen  Rechts  sind,  so  hat  man  dennoch  sie  in  systema- 
tischer Gliederung  darzustellen  versucht,  und  es  ist  daraus  der  besondere 


1)  Eichhorn,  $.  144,  23S.  Philipps,  §.244—246.  Gerber,  $.  135. 

2)  Eichhorn,  $.  210-242.  Phillips,  S.3B1>  Gerber,  $-  135—137. 

3)  Pie  neuste  jedoch  nicht  erschöpfenOe  DorstcUung  des  Handelsrechts  ist  die  voH 
Tb  öl,  das  Handelsrecht.  Güttingen  1847/8.  2 Bd.  8.  Vor  ihm  schrieben 
unter  andern  Bender,  1824/8.  Fischer,  1828.  Pöhls,  1828/9.  Auch  gibt 
Millcrmaier  in  s.  Grundsätzen  des  deutschen  Privatreehts  B.  11.  §.  530  — 576. 
eine  zwar  sehr  gedrängte,  jedoch  materiell  ziemlich  vollständige  Theorie  desselben. 
In  Frankreich  ist  vor  allen  Pardessus  zu  nennen;  er  schrieb  zurrst  1814, 
dann  öfter  (zuletzt  1842  in  6 Bänden)  ein  ausführliches  Werk,  Court  de  droit 
cotHmorcial.  S.  über  die  Literatur  des  Handelsrechts  Oberhaupt  Thül  a.  a.  0, 
$.  11.  u.  M i 1 1 e r m a i e r §.44. 

4)  Thöl,  das  Handelsrecht  §.  1, 
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Zweij  der  Wissenschaft  des  Handelsrechts  hervorgegan?en,  welche 
in  \inscrm  Jahrhundert  mit  vorzüglichem  F’lcisse  gepflegt  eine  reiche  han- 
delsrechtliche Literatur  zu  Tag  gefordert  hat;  wie  denn  auch  die  Kunde 
der  Kunst  des  Handels  selbst  zur  Handels-  oder  Handlungswissen- 
schaft sich  ausgebildel  hat  '). 

Die  dem  Handel  angehörigen  Rechtsinstilute  sind  sowohl  durch  Be- 
stimmungen des  Privat  - und  des  öfTentlichen  Rechts  eines  Staates  regulirt, 
als  selbst  durch  Normen  des  Völkerrechts. 

Man  hat  deshalb  auch  das  Privat-  und  das  öfTcnlliche  Handels- 
recht und  das  Handels  Völkerrecht  unterschieden.  Doch  hat  dieser 
ganze  Zweig  der  Rechtswissenschaft  einen  vorzugsweise  privatrechtlichen 
Charakter,  wenn  gleich  die  Institute  desselben  oft  öfTcntlieh  oder  völker- 
rechtlich regulirt  oder  (was  meistens  der  Kall  ist)  modißeirt  sind.  Es  wird 
deshalb  das  Handelsrecht  als  Zweig  des  specicllen  Privatrechls  behandelt, 
und  zwar  nicht  selten  mit  der  Darstellung  des  s.  g.  deutschen  Privatrechls 
verbunden  *),  obgleich  dessen  Gnindsätze  sowohl  römischen  als  germani- 
schen, ja  häufig  gar  nicht  nationcllen  Ursprungs  sind,  sondern  aus  dem 
allgemeinen  Verkehr  der  handeltreibenden  Völker  hervorgingen.  Dieselben 
beziehen  sich  entweder  auf  den  Binnen-  oder  auf  den  Seehandel.  Der 
Inbegriff  der  ersten  bildet  das  Handelsrecht  im  engem  Sinne,  der  der 
letzten  das  von  völkerrechtlichen  Bestimmungen  vielfach  modificirle 
S e e r e c h l. 

Von  beiden  ist  noch  das  Wechselrecht  zu  unterscheiden,  das  ob- 
wohl durch  den  Handelsverkehr  hervorgerufen,  doch  kein  ausschliessliches 
Recht  der  Kaufleule  ist,  sondern  auch  bei  andern  Klassen  der  Gesell- 
schaft Anwendung  findet. 

162.  I.  Da  die  Grundsätze  des  Handelsrechts  im  engem  Sinn 
kein  in  sich  abgeschlossenes  organisch  gegliedertes  Rechtssystem  bilden, 
sondern  nur  gewisse  Rechtsverhältnisse  eigenthümlich  gestalten  oder  als 
die  besonderer  Rechtsinstilute  erscheinen,  so  können  bei  der  Darstellung 
derselben  nur  die  durch  den  Handelsverkehr  entstehenden  Beziehungen 
hervorgehoben  werden,  welche  unter  die  Herrschall  des  Handelsrechts 
lallen,  mit  Angabe  der  Art  und  Weise,  wie  dieselben  überhaupt  durch  das- 
selbe regulirt  worden.  Es  sind  meistens  verlragsrechtliche  Verhältnisse, 
so  dass  der  grösste  Theil  dieses  Rechlszweiges  dem  Obligationcnrechl  an- 
gchört;  da  jedoch  der  Kaufinannssland  auch  als  eine  juil  eignen  Rechten 
begabte  Klasse  von  Rcchtssubjeklen  hervortritt,  so  gibt  es  auch  Regeln 
des  Handelsrechts,  welche  die  Zuslnndsrcchlc  der  Kaullculc  betreffen. 


1)  Th5l  $.  1. 

2)  Z.  B.  V.  Eichhorn,  Einleitung  in  das  deutsche  Pr.R.  $.386  u.  v.  Mitler- 
m.aicr  in  seinen  Crumisälzen  des  deutsch.  Pr. -Rechts  $.  530  folg. 
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I.  Seinen  Quellen  *)  nach  isl  das  Handelsrecht  Gewohnheils- 

und  Jurislenrechl.  Seil  der  zweiten  Hiilfle  des  siehenzehnlen  Jahrhun- 
derts wurden  seine  Grundsätze  in  den  meisten  Ländern  codificirt , so  dass 
jetzt  die  Handelsg-esetzbücher  die  erste  Quelle  desselben  sind.  Neben 
ihnen  gelten  für  die  dem  freien  Verkehr  der  Kauficute  überlassenen  An- 
gelegenheiten die  s.  g.  Handelsüsanzen,  die  oft  durch  Kunstverstän- 
dige constatirt  werden.  Das  Jurislenrechl,  namentlich  in  wie  weil  es  sich 
auf  das  römische  stützt,  enthält  die  ganz  allgemeinen  Gnmdsätzc  zur  Be- 
urtheilung  der  Natur  der  Handelsgesctiäfte ; auch  isl  es  immer  eine  sub- 
sidiäre Rechtsqiielle.  Die  älteren  Gesetzbücher  des  Handelsreclits  sind 
die  von  Ludwig  XiV.  erlassene  Ordonnance  de  Commerce  von  1673  und 
die  Ordonnance  de  la  Murine  von  Die  neueren  sind  ausser  Deutsch- 

land der  Code  de  Commerce  vom  t.  Januar  1808,  die  meistens  ihm  nach- 
gebildclen  Handelsgesetzbücher  des  Königreichs  beider  Sicilien  von  1819, 
der  päpstlichen  Staaten  von  1821,  Spaniens  von  1830,  Portugals  von  1833, 
Hollands  von  1838,  Ungarns  von  1839;40.  In  Deutschland  hat  man  für 
die  einst  französischen  Provinzen  den  Code  de  Commerce  von  1808.,  für 
Baden  die  Umbildung  desselben  vom  Jahre  1809,  für  Preussen  das  allgc- 
nreine  Landreehl  B.  II.  Tit.  8.  Abschn.  7 — 14.  §.  477—2164;  ferner  die 
Mess-,  Märkte-,  Wechsel-,  Concurs-  und  Assecuranzordnungen ; endlich 
seit  1849  eine  allgemeine  Wechselordnung  für  ganz  Deutschland.  *) 

II.  Was  die  Personen  im  Handelsrechte  betrifft,  so  bilden  die  Kauf- 
ieule  in  den  Ländern,  wo  der  Grundsatz  der  allgemeinen  Handelsfrei- 
heit gilt,  keinen  besondern  Stand,  doch  unterliegt  meistens  die  Ausübung 
ihrer  Rechte  besondern  Vorbedingungen:  als  dem  Besitz  des  Staats-  und 
des  OrLsbürgerrechts , dem  Nachweis  der  durch  Unterricht  in  der  Handcls- 
wissenschafl  erworbenen  persönlichen  Fähigkeit,  dem  des  Besitzes  eines 
gehörigen  Handelsfonds,  dem  Lösen  eines  Handels-  oder  Gcwerbschei- 
nes,  der  Einzeichnung  in  die  Handclsmatrikel  u.  .s.  w.  *)  Auch  unterlie- 
gen alle  der  Verpflichtung  der  dureii  gesetzliche  und  gewolmlieitsrcchl- 
liche  Bestimmungen  regulirten  Führung  von  Handelsbüchcrn.  *) 

Doch  ist  die  Handelsfreiheit  oft  beschränkt,  Iheils  so,  dass  gewissen 
Personen  nicht  erlaubt  ist,  Handelsgeschälle  zu  treiben,  schon  nacli  ge- 
meinem deulsclicn  Rechte,  wie  den  Geistlichen,  den  Soldaten,  dann  zuwei- 
len dem  Adel,  den  Juden,  den  Minderjährigen  u.  s.  w. , theils  so,  dass 
gewisse  Zweige  des  Handels  beschränkt  sind  durch  Regalien  des  Staates, 
z.  B.  der  Tabaks  - und  der  Salzhandcl,  oder  durch  Monopolien,  in  Folge 
welcher  sie  bestimmten  Personen  oder  Klassen  von  Personen  vorbelialtcn 


1)  Thöl,  das  Handelsrecht,  $.  7—11. 

2)  Th5l,  §.  7.  8.  Millermaicr  $.  25  u.  530. 

3)  Thöl,  8.  18. 

4)  Mittcrmaier,  532—30  u.  566 — 60. 
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sind,  oder  dass  nur  den  Handelsgilden  die  Ausübung  derselben  zusteht  '). 
Die  rechtliche  Stellung  der  verschiedenen  Mitglieder  des  s.  g.  Handelsper- 
sonals, z.  B.  der  Faktoren,  der  Handelscommis,  der  Handelsgesellschaften, 
ist  nicht  die  Folge  besonderer  juristischer  Eigcnschahen , sondern  der  Ver- 
tragsverhältnisse, in  welchen  sie  zu  andern  stehen.  *)  Die  besonderen 
Rechte  der  Handelsfrauen  können  allerdings  als  Wirkungen  ihrer  beschränk- 
teren geschlechtlichen  Rechlslühigkeit  angesehen  werden  *). 

III.  Die  Sachen,  auf  welche  sich  die  Satzungen  des  Handelsrechts 
beziehen,  sind  nur  solche,  welche  den  Charakter  von  Waaren  ♦)  haben, 
also  in  der  Regel  bewegliche,  aber  sowohl  alle  Arten  körperlicher  Gegen- 
stände, namentlich  auch  als  Waare  das  Geld,  als  auch  unkörperliche,  insbe- 
sondere Forderungsrechle  in  den  verschiedensten  Formen  als  Slaatspa- 
pierc,  Aclien  von  Handels,  Gewerbs-  und  andern  Untemehmungsge- 
sellschnflen , Wechsel  u.  s.  w.,  endlich  auch  der  z.  B.  durch  Pfandscheine 
mobilisirle  Grundbesitz,  so  dass  auch  bei  den  s.  g.  Instituten  des  „Credit 
foncier“  wenigstens  beziehungsweise  handelsrechtliche  Grundsätze  zur  An- 
wendung kommen. 

IV.  Die  Geschäfte,  auf  welche  sich  dieselben  beziehen,  sind  vor  allem 
der  Kauf*),  insbesondere  der  von  Staatspapicren,  er  sei  Baar-,  Credit  oder 
s.  g.  Pränumerations -,  Tags-  oder  Lieferungskauf,  Handel  auf  Besicht, 
Kauf  nach  Probe,  Verkauf  von  Loosen,  Prämien  •),  und  Spekulationsge- 
schäft; die  verschiedenen  Commissions-  und  Speditions- ■*),  die 
Credit  - und  Assekuranz -Geschäfte  aller  Art*),  Cessionen,  Assig- 
nationen,  Delegationen  *)  und  die  in  mehrere  Hauptarten  sich  spaltenden 
Handelsgesellschaften  ‘*),  unterweichen  die  olfeneHandelsgescllschaft, 
die  stille  oder  Conimanditen-,  und  die  unbenanntc  oder  Aclien- 
gcscllschaft  besonderen  Grundsätzen  unterliegen.  Bei  den  ersten 
haften  alle  Mitglieder  der  Societät  mit  ihrem  ganzen  VeniiÖgen  für  die 
Schulden  der  Finna;  in  der  zweiten  der  gerirende  Complementar  un- 
bedingt, der  Comnanditist  bis  zum  Belauf  des  von  ihm  eingeschossenen 
oder  einzuschiessenden  Capitnis.  In  der  anonymen  Handelsgesellschaft 
haftet  Jeder  nur  für  seine  Actien , d.  h.  nach  Maassgabe  seiner  Theilnahme 


1)  Thöl,  S-  lö.  It. 

8)  Thöl,  S-  20  folg. 

3)  Thöl,  S.  20.  Miticrmaicr,  §.  431.  53«. 

4)  Thöl,  $.  63. 

5)  Thöl,  S.  63 — 60.  Miticrmaicr,  J.  563 — 565. 

6)  Thöl,  S 91—99. 

7)  Miticrmaicr,  J 551 — 553. 

8)  Thöl,  S.  100-Ilt.  Miticrmaicr,  J.  559—56«. 

9)  Thöl,  $.  119—140.  Miticrmaicr,  $.  561—562. 

10)  Thöl,  {.  34  - 50  Mittermaicr,  g.  554—558. 
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an  der  Gesellschnri.  Durch  Stanlsconeession  werden  den  Aclicniresellschaf- 
len  oll  die  Hechle  juristischer  Personen  lieigelegl;  aber  es  bedürfen  in  der 
Regel  alle  zu  ihrer  Errichtung  wenn  nicht  der  Slaalsgenehmigung,  doch 
der  öfTentlichen  Bekanntmachung.  .Auch  zur  Erriclitung  von  Banken  * ) ist 
Ermächtigung  des  Staats  erforderlich. 

lieber  alle  diese,  meistens  unter  besonderen  technischen  Benennungen 
vorkommenden,  Geschäfte  und  ihre  Wirkungen  enthält  das  Handelsrecht 
viele  o(l  sehr  ins  Einzelne  gehende  Bestimmungen ; ihre  oft  schwer  fesl- 
zustcllende  juristische  Natur  überhaupt  ist  aber  nach  den  allgemeinen 
Rcchlsgrundsälzen  zu  beurlheilen. 

Das  letzte  hat  auch  statt  rücksichllich  der  rechtlichen  Stellung  der 
Faktoren  {Institores)  eines  Handelselablissements,  so  wie  rücksichllich  der 
Handlungsdicner  und  Handlungsreisenden  *)  sowohl  dem  Prinzipal  als  Uril- 
ten  gegenüber.  Die  Stellung  der  Waaren-,  Wechsel-  oder  Schills-Makler  ’), 
Schiffer,  Fuhrleute  u.  s.  w.  ist  meistens  durch  besondere  Verordnungen 
regulirt. 


Das  Seerecht  ^). 

163.  Das  Scerecht  umlasst  den  Kreis  derjenigen  Rechtsverhältnisse, 
welche  sich  auf  Grundlage  des  durch  die  See  vermittelten  Verkehrs  bilden. 

I.  Sowohl  bei  den  V'ölkcrn  des  Allerthums  als  bei  den  neueren  ent- 
wickelte sich  ein  cigenthümliche^  Recht  rücksichllich  derselben,  das  Anfangs 
Gewohnheitsrecht  war,  dann  Juristen-  zuletzt  Gesetzesrecht  wurde.  Es  ist 
jetzt  häufig  in  den  Gesetzbüchern  über  das  Handelsrecht  enthalten  *). 

Dass  die  Insel  Rhodus  das  älteste,  in  der  Geschichte  berühmt  gewor- 
dene Seerechl  halle,  welches  die  Römer  theilweise  recipirlen,  ist  schon 
oben  angeführt  worden.  Auch  das  spätere  römische  Recht  enthalt 
VorschriRen  über  Seehandelsverhältnisse,  welche  mit  dem  Titel  de  lege 


1)  Mi  ( te r mal e r,  $.  571 — 73. 

2)  Thocl,  S-  20-33.  Mittcrmaicr,  §.  537—  538. 

3)  MiUcrniaier,  $.  539. 

4)  Der  Verfasser  der  neusten  Darstellung  des  Secrechts  ist  C.  v.  Kaltenborn  in 
seinem  Werke:  die  Grundsitzc  des  praktischen  Europäischen  Sce- 
rcchts  besonders  i m P r i v a Iv e r k ch r e etc.  Berlin  195t.  2 Bd.  Eine 
Uebersicht  der  Literatur  desselben  findet  sich  bei  ihm  $ 38.  40.  Wichtige  Schrift- 
steller sind;  A z ii  n i J758  u.  1706/9.  Pattyn  1717.  Valin  1760.  Bravard- 
Veyriercs  1838.  B a sch  1796  u.  1802.  Jacobsen  1815.  Pohls  1830/33. 
Auch  wird  das  Seerecht  in  den  I.elirliUchern  des  deutschen  Privatredits  bertlck- 
sichtigl,  z.  B.  V.  Runde,  Eichliorn  u.  bes.  von  5t  i tt  er  in  a i e r. 

5)  Eine  gescliichtliche  Uebersicht  der  älteren  (iuellen  des  Seerechts  6ndet  sich  bei 
Kaltenborn  §,  7 folg.  Alle  sind  abgedruckt  und  mit  französischen  Ueberselzun- 
gen  begleitet  bei  PardettuM,  CoHeclion  de  loit  maritimet  atttdrieHret  att 
18.  tieclf:  Paris  1829  — 45.  6 Vol. 
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Ithodia  und  anderen  älteren  seerechllichenBeslimniungen  im  Corpus  Juris  civi- 
lis und  Spüler  in  den  Basiliken  sich  wieder  linden.  Aus  denselben  und  eini- 
gen Zu(;al>en  sind  erst  iin  U.  Jaliiliundert  die  s.  g.  rliodischen  Gesetze  tier- 
Norgegaiisen,  welche  aber  nur  dein  Namen  nach  dieser  Insel  angehüren.  ') 
Aul  sie  folgen  der  Zeit  nach  die  gleichfalls  schon  erwähnten  Böles 
d'OleroH  *),  deren  Grundlage  eine  gegen  das  Knde  des  eilten  Jahr- 
hunderts im  südwestlichen  Kiankreieh  entstandene  Sammlung  von  See- 
rcchtsurlheilen  in  2Ö  Artikeln  ist.  Sic  stieg  nach  und  nach  bis  ins  16. 
Jabrhundert  auf  ö6.  Die  ersten  wurden  früh  ins  Flamländischc  übertragen 
und  als  Vonnissen  von  Damme  oder  als  Gesetze  von  Westcapelle  be- 
kannt im  1;V  Jahrhundert  ein  Theil  des  holländischen  Scerechls  * ) und 

des  von  Wisby  in  Schweden.  *)  Im  vierzehnten  Jahrhundert  entstand  in 
Barcellona  oder  vielleicht  in  .Marseille  ein  unter  dem  Titel  des  Consulato 
det  Mure  bekanntes,  uisprünglich  in  romuiiischcr  Sprache  geschriebenes, 
dann  ins  Spanische  und  Fianzüsische  übersetztes  Scercchtsbuch , welclies 
grosses  Ansehen  erlangte;  an  dasselbe  schlicssl  sich  die  im  16.  Jahrhun- 
dert entstandene  l’rivatarbeil  des  Guidon  de  la  Mer  ’ ) an.  Ausser  dem 
Seerccht  v.  Wisby  gehört  dem  nördlichen  Europa  u.  a.  das  hansea- 
tische Seerecht  an,  bestehend  ausBeccsscn  der  Hansa  von  1369  bis  1614’). 

Die  neueren  yuellen  des  Scercehts  sind : Ludwigs  XIV.  Ordomiauce 
maritime  v.  1681,  welcher  der  Guidon  de  tu  mer  zur  Grundlage  dient;  die 
Sladtrcchtc  von  Lübeck  und  Hamburg,  Christians  dänisches  Gesetzbuch  von 
1683,  ein  schwedisches  Seerecht  von  1667,  russische  Verordnungen  von 
1781  und  1782,  ein  Secgesclz  von  Venedig  von  1786,  und  aus  dem  19.  Jahr- 
hundert die  (§.  161)  aufgeiührten  Handelsgesetzbücher,  wie  aucli  viele 
Gesetze  und  Einzelnverordnungen  fast  aller  Küstenländer  und  Insel-Staaten.  *) 

Die  Darstellung  des  jetzt  praktisch  gellenden  Seercchls  ist  der  grossen 
Manniglalligkeil  dieser  Quellen  wegen  eine  vergleichende. 

11.  Das  Gebiet  des  Seercchls  ist  zwar  nur  von  geringem  Umfang; 
doch  sind  dessen  Bestimmungen  bis  in  die  kleinsten  Einzelheiten  ausge- 
bildcl,  oft  zur  grösseren  Sicherheit  des  Sechandcls  als  streng  gesetzliche 


1)  Sir  sind  gedruckt  in  der  Collection  de  lote  maritimes  antdrieuret  au  18. 
siede.  Tome  /.  S.  209  lulg. , dcsgicicbrn  die  Scercclilsgcscitc  der  Griechen, 
der  Kümer  und  die  der  Basiliken  S.  35—208. 

2)  Par  de  SS  u«  a.  a.  0.  S.  283  folg. 

3)  Pardessus,  S.  355. 

4)  Pardessus,  S.  393. 

5)  Ebrnd.  8.  425. 

6)  Pardessus,  II,  1.  folg. 

7)  Ebrnd.  S.  369. 

8)  Pardessus,  III.  .309-  448. 

9)  Eine  vollsLVndigr  Ucbrrsiclit  drr  Srpgrsclzgrbungrn  unsres  Jaliiliunderts  gibl  v. 
Ka I Ir II  bnr ti , §•  18—37. 
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V'orschriflcn  vorgesdhrieben.  Sie  beziehen  sieb  *)  auf  den  Bau,  die  Be- 
nennung, die  Flagge,  die  Natiunalilüt  und  Uegislrirung  der  Schiffe,  die 
Schiffspapiere  und  Schiffsabgaben,  die  Privilegien  segelferligcr  Schiffe,  und 
die  privilegirlen  Forderungen  an  Schiffen  *);  auf  die  Rhederei,  d.  li.  das 
vom  Scliiffspalron  oder  Rheder  betriebene  Gewerbe  der  Frachlfahit  mit 
Seeschiffen  sowohl  zur  Personen-  als  zur  Gülerbelördening  ^) ; auf  das 
Schiffspersonal,  z.  B.  das  Verliiiltniss  des  Capiläns  zum  Rlieder,  das  bei- 
der zu  dem  Sciiiffsvolk  *),  so  wie  .auf  die  Rechte  und  Verbindlichkeiten 
der  Loolsen  und  Passagiere.  *) 

B.  Sehr  umfangreich  ist  die  seerechlliclie  Lelire  von  der  Befrachtung 
der  Schiffe  und  den  durch  denFrachtkonlrukt  entstehenden  selir  mannigfaltigen 
rechtlichen  Verhältnissen. •)  Ferner  die  von  den  Seeschäden  durch  An- 
oder Ueberselzung,  Schiffbruch,  Strandung,  Bergung,  von  der  Absclintzung 
und  Regulirung  der  so  entstandenen  Hararica  und  der  Repartilion  des  ent- 
standenen Schadens  ’),  endlich  die  von  den  auf  Uebernahmc.  der  Seege- 
lahr  gericiiteten  Verlrägen*),  als  dem  s.  g.  Foenus  nauticum.  wenn  ein  Dar- 
lehen in  Geld  oder  in  Waaren  hergegeben  wird,  welche  auf  des  Gläubi- 
gers Gefahr  über  See  gehen;  der  Grossava ntür-Vertrag,  wenn  je- 
mand gegen  hohe  Zinsen  Geld  zu  einer  Secunternehmung  in  Waaren  auf 
die  Weise  leiht,  dass  der  Darleiher  ein  dingliches  Recht  an  der  Waare 
hat,  dafür  aber  die  Seegefahr,  welche  die  Waare  treffen  kann,  übernimmt, 
und  die  Bodmerei  im  engem  Sinne,  wenn  der  Gläubiger  auf  ein  Schiff 
samml  dessen  Fracht  oder  Ladung  ein  Darlehen  gegen  eine  bedungene 
Prämie  in  der  Art  hingibt,  dass  das  Schiff  oder  die  Ladung  oder  respektive 
beides  zugleich  verhallet  sein  sollen-,  der  Leiber  aber  im  Falle  des  zu 
Grundegehens  der  Gegenstände  den  Anspruch  auf  sein  Capital  und  die 
Prämie  verliert,  bei  glücklicher  Ankunft  derselben  aber  beides  ausbezahll 
erhallen  soll. 

An  dieselben  schliessen  sich  Sccassekuranzen  an,  durch  welche  Jemand 
lür  fremde  Unternehmungen  zur  See  die  während  einer  bestimmten  Reise 
oder  einer  gewissen  Zeit  einlrclende  Gefahr,  welche  durch  die  Seefahrt 


1)  Wir  folgen  in  der  Angabe  der  Materien  des  Seercchls  Kaltenborn  von  dessen 
$.  4 t an,  verweisen  aber  zugleich  auf  die  dieselben  behandelnden  Paragraphen  in 
Mittermaiers  deutschem  Privatrechl. 

2)  Kaltenborn,  $.  41 — 48.  Mittermaier,  $.  541. 

3)  Kaltenborn,  §.  49—  52.  Mitte  rin  a icr,  §.  541  — 550. 

4)  Kaltenborn,  $.  53 — 82. 

5)  Kaltenborn,  J.  83.  84. 

C)  Kaltenborn  $-  133.  .Mittermaier,  ^ 545. 

7)  Kaltenborn,  $.  134 — 180.  Mittermaier,  $.  314 — 318. 

8)  Kaltenborn  $.  187—210.  Mittermaier,  g.  310 — 313.  Gerber,  deutsch. 
Pr.-H.  $.  264. 
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die  versicherlch  Gegenstände  IrefTen  kann,  gegen  eine  lestgeselzle  Prämie 
iihernimint.  ' ) 

Endlich  bestellen  auch  sehr  ins  Einzelne  gehemle,  grossen  Theils 
völkerrechtliche  Bestimniungen  über  die  Rerhle  des  Seehandels  im  See- 
krieg, die  sich  n.  A.  auf  die  Neutralität,  den  Embargo,  die  Kriegsconlre- 
bande,  die  Kaperei  u.  s.  w.  beziehen.  *) 

Das  We eh selre eh l 

I(i4.  Zur  Erleichterung  der  von  Kaufleulen  in  entfernteren  Orten  zu 
machenden  Zahlungen  entstanden  in  der  zweiten  Hälfte  des  Mittelalters  und 
zwar  in  Italien  die  Wechsel.  Sic  bestehen  in  Anweisungen  an  anderswo 
Wohnende,  an  eine  in  der  Urkunde  genannte  Person  oder  deren  Or- 
dre eine  genau  angegebene  Summe  Geldes  auszuzahlen.  Zur  vollkom- 
menen Sicherheit,  dass  die  Zahlung  gewiss  gelei.stet  werde,  pflegt  der- 
jenige, an  welchen  die  Anweisung  gerichtet  ist,  die  Zusage  derselben  un- 
ter dieselbe  zu  setzen  und  dadurch  den  Auftrag  zu  acceptiren.  Es  gab 
bald  in  den  bedeutenderen  Handelsstädten  Kaufleute  ^),  welche  das  Ausstel- 
len und  resp.  Auszahlen  auf  sie  gestellter  Anweisungen  dieser  Art  als  eig- 
nen Handelszweig  betrieben,  und,  indem  sie  diese  gegen  Geld  umsetzten 
oder  einlöslen  also  umwechsellcn,  Wechsler  (Campsores)  genannt  wurden, 
zumal  sie  auch  Geld  gegen  Geld  einzutauschen  pflegten.  Die  Anweisung 
wurde  alsbald  Htera  cambii,  cumbium,  französisch  let&e  de  change,  englisch 


1)  MiUcrniaicr,  J.  303 — 310.  Kaltenborn,  160.  186.  208.  Gerber, 

dcuUcli.  Priv.-Hrcht.  $.  203. 

2)  Kaltenborn.  §.  211 — 238. 

3)  Ilas  W'cctiselrecbl  hat  als  eigner  Zweig  der  Rccblswissenschafl  eine  sehr  reiche 

l.ileralur,  über  welche  zu  vergl.  .M  i t tc r nia ic r,  deulscbes  Priv.-K.  S- 320.  Th  öl, 
Handelsrecht  Bd.  II.  v.  1647.  J-  Seit  der  Einführung  einer  allgemeinen 

Wechselordnung  in  Deutschland  hat  sich  dieselbe  noch  vermehrt  u.  a.  durch  die 
Sclirift  von  W.  Brauer  1819.  Auch  Zeitschriften  sind  zu  nennen:  z.  B.  das 
seit  1851  erscheinende  Archiv  für  deutsches  Wechsclrecht  von  Sieben  haar 
und  Tauchnilz.  Eine  gedrängte  sehr  substantielle  Darstellung  des  jetzt  gel- 
tenden deutschen  Wcchselrechts  enthSlt  Gerber’s  deutsch.  Pr.-R  S-  205—  218. 
Die  Darstellungen  von  Bender  1828,  Pöhl  1827,  Tr  ei  tsch  ke  1824  u.  1831, 
Einer!  1839,  Thöl  1847,  so  wie  alle  früheren,  cnthalleii  das  bis  1849  bei 
uns  geltende;  Meissner  veransU-dtete  1836 — 37  einen  Codex  der  europäischen 
Wechselrechte  in  2 Bänden. 

4)  Auch  die  Geschichlt!  des  Wccliselinstilutes  und  des  Wcchselrechts  hat  mehrere 
Bi'.arbeiter  gefunden:  in  Deutschland  Ma  r t e n s 1797,  Bien  er  im  Bd.  1 seiner 
Abhandlungen  aus  dem  Gebiet  der  Rcchlsgescliichle  1846,  Noback  1845  und 
Dcdekinrl  in  s.  Abriss  einer  Ge.sehichte  des  Wechscireehta  1843,  und  in  kürzester 
Cebersicht  Mittrrinaicr  S.  319.  Eine  richtigere  Erklüning  der  in  den  Con- 
silien des  B a 1 d n s vorkommenden  W'echseliidle  gibt  Haiti  ns  in  seinen  deutsch 
v.  Siitro  herausiregelrenen  .Mihandinneen , Utrecht  1852.  S.  169.  folg. 
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hilt  0/  exchange , deutsch  Wechsel  genannt.  Der  Gebrauch  der  Wecli- 
sel  ward  vor  allem  durch  die  Messen  (und  Markte)  gefördert,  indem  cs 
allgemein  Sitte  ward , die  Zahlungstermine  auf  die  Messzeiten  festzusetzen. 

Um  den  Wcchselverkehr  zu  erleichtern  und  zu  sichern,  wurde  theils 
durch  die  Sitte  theils  durch  die  Gesetzgebung  fesigestellt,  dass  a)  jede 
übernommene  Wechselverbindlichkeit  einer  schleunigen  E.xccution,  und  zwar 
verbunden  mit  der  Verhaftung  des  Acceptanten,  unterliege,  und  beimWech- 
selprocess  ein  genau  geordnetes  sehr  summarisches  Verfahren  eintrete: 
dass  aber  b)  die  Wechselbriefe  in  einer  bestimmten,  ihre  Eigenschaft  als 
solche  unbezwcifelt  feststellenden  Form  ausgestellt  werden  mussten.  Auf 
diese  Weise  erhielten  die  Wcchselscliulden  einen  festen  spcciellen  Charac- 
ter  und  cs  konnte  sich  nur  noch  fragen;  welches  die  juristische  Natur 
derselben  gemiiss  den  Gnindsätzen  des  allgemeinen  Obligationenrechls  sei? 
Diess  zu  bestimmen,  war  Sache  der  Hecht  Wissenschaft;  und  so  versuchten 
die  Rechtsgelehrten  mit  vorherrschender  Berücksichtigung  des  römischen 
Rechts  dieses  Problem  zu  lösen.  Allein  die.se  Aufgabe  ist  überaus  schwie- 
rig und  noch  jetzt  nicht  auf  eine  allgemein  geltende  Weise  beantwortet*). 

Indessen  gewann  der  Wechselverkehr  eine  unermessliche  Ausdehnung, 
die  Wechsel  traten  nicht  nur  in  kaufmännischen  Geschäften  an  die  Stelle 
des  Geldes,  indem  wenigstens  eben  so  oft  in  Wechsel  als  in  Geld  gezahlt 
ward,  sondern  die  Wechselbriefe  wurden  sogar  fast  für  alle  Stände  eine 
allgemeine  Fonn,  Geld.schulden  zu  contrahiren.  Die  technisch  zweifelh.ifte 
Natur  des  s.  g.  Wechselverlrags  veranlasste  aber  häufige  Processe:  es  ward 
nölhig,  durch  die  Gesetzgebung  ein  festes  Wechselrecht  zu  sanclioniren. 
Diess  geschah  nach  und  nach  in  den  meisten  Staaten,  theils  durch  s.  g. 
Wechselordnungen  theils  in  den  Handelsgesetzbüchern^).  Das  Wechsel- 
recht  mancher  Länder  wurde  in  andern  eingeführl,  wie  z.  B.  das  neuere 
französische  (des  Code  de  Commerce),  und  dadurch  dem  Bedürfniss  einer 
grossem  Uniformität  Rechnung  getragen.  Auch  in  Deutschland  wurde  das 
Wechselrecht,  freilich  zuerst  nur  durch  Particulargesetzgebungen,  auf  eine 
mehr  oder  weniger  gleichförmige  Weise  regulirt.  Die  Z.ahl  derselben  ver- 
mehrte sich  in  neuerer  Zeit  so  sehr,  dass  man  endlich  den  Plan  zur  Ab- 
fns.sung  einer  allgemeinen  deutschen  Wechselordnung  fasste;  eine  von  ab- 
geordneten  Rechtsgelehrten  und  Kaufleuten  aller  deutschen  Staaten  gebil- 
dete Commission  trat  den  20.  Oclober  1817  in  Leipzig  zusammen,  welche 
mit  Zugrundlegung  eines  auf  Anordnung  der  prcussischen  Regierung 
ausgearbeiteten  Entwurfs  sich  über  eine  zu  sanctionirende  allgemeine 
deutsche  Wechselordnung  in  19  Sitzungen  vom  20.  üctober  bis 


1)  Eine  Kritik  der  Theorien  von  E inert,  Thöl  und  Liebe  gibt  Brauer  in  seinem 
Buche : die  allgemeine  deutsche  \V'  ec  h sc  I o r d n u n g S.  12 — 28. 

2)  Eine  vuUständige  Angabe  derselben  bis  1843  findet  sich  bei  Pedekind,  eine 
bis  1847  gehende  Uebcrsicht  der  svichtigsten  bei  Thöl  J.  143 — 145. 
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9.  December  einigle.  Derselbe  wurde  alsbald  den  Kammern  der  einzelnen 
denlschen  Staaten  vorgelegt.  Die  Märzercignisse  des  Jahres  1848  beschleu- 
nigten dessen  Einführung.  Der  Drang  nach  grösserer  Einigung  Deutsch- 
lands auch  durch  die  Gesetzgebung  konnte  auf  diesem  Gebiete,  da  alles 
vorbereitet  war,  leicht  ausgelührt  werden,  und  so  wurde  nach  nochmaliger 
Prüfung  des  Entwurfs  durch  eine  Commission  der  s.  g.  Rcichsversammlung 
in  Frankfurt  der  im  Schoosse  derselben  gestellte  .Antrag:  sie  wolle  den 
Entwurf  einer  Wechselordnung,  so  wie  derselbe  aus  den  Berathungen  der 
Leipziger  Conferenz  hervorgegangen,  ohne  Eingehen  in  eine  Discussion  über 
dessen  Detailbestimmungen  unveriinderl  annehinen  und  dessen  Verkün- 
digung als  Reichsgesetz  verordnen,  in  der  Sitzung  vom  24.  Novbr.  1848  er- 
füllt, das  Gesetz  als  Reichsweehsclordnung  anerkannt,  von  dem  an  die  Stelle 
der  deutschen  Bundesversammlung  getretenen  Reichsverweser  promulgirt  und 
in  jedem  einzelnen  deutschen  Staate,  zuweilen  unter  Hinzufügung  von 
Modificationen,  eingeführt*). 

Im  Wesentlichen  stimmt  dieses  gemeine  Wechselrecht  Deutsch- 
lands mit  dem  in  den  Gesetzgebungen  aller  gebildeten  Völker  enthal- 
tenen allgemeinen  W'echselrechl  überein,  so  dass  eine  Angabe  der 
Grundzüge  des  letzten  zugleich  die  des  jetzt  geltenden  deutschen  Wcch- 
selreehls  enthüll. 

165.  Der  Wechsel*)  ist  eine  in  einer  besonderen  Form  ausgestellte 
einseitige  Schuldurkunde,  in  welcher  die  Auszahlung  einer  feslbestimmten 
Summe  an  einem  bestimmten  Orte  (unter  Wechselhaft)  versprochen  wird. 
Sie  begründet  den  Wechselverlrag  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes,  des- 
sen Krall  in  der  Beseitigung  der  aus  dem  materiellen  Grunde  der  Forder- 
ung hervorgehenden  Hemmnisse  ihrer  Realisining  liegt,  indem  sie  den 
Schwerpnnct  des  Rechts  ausschliesslich  in  die  Fonn  der  Urkunde  verlegt, 
welche  ein  hier  gültiges  SianeaTmpKfhen  ohne  Gegenversprechen  beweist 
(materielle  Wechselslrenge),  und  zu  welcher  inneren  Kraft  die  die  äussere 
Hülfe  beschleunigenden  Processformen  und  eine  eigne  Strenge  der  Execu- 
tion  (formelle  Wechselstrenge)  hinzulrilt *). 

A.  Die  Form  des  Wechsels  ist  entweder  die  der  Tratte  d.  h.  die  eines 
Summenversprechens  mit  Zahlungsauftrag,  oder  die  eines  eigenen  (s.  g. 
trockenen)  Wechsels,  wodurch  der  Aussteller  die  Auszahlung  der  Summe 
gegen  Vorzeigen  des  Wechsels  durch  ihn  selbst  verspricht. 

Bei  derTratle  richtet  der  Trassant  den  Auftrag  an  den  Trassaten,  dem 
Wechselinhaber  (Remittenten)  zu  zahlen,  und  macht  sich  zugleich  (stillschwei- 
gend) verbindlich,  selbst  zu  zahlen,  wenn  etwa  der  acceptirle  Zahlungs- 

1)  Brauer  a.  a.  ü.  S.  1 — 12. 

2)  Der  Verfasser  folgt  voriugswcise  der  Darstellung  Gcrbcr's  in  dessen  deutschem 
Privatrecht  g.  205  folg.  Zu  vergl.  sind  Mittcrmaicr  $.  321  folg.  ThSl 
Bd.  II.  u.  Brauer  S.  28—175. 

3)  Gcrhcr,  J-  205.  Tböl,  J.  14».  150. 
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aiiftra^'  unerfülll  bleiben  sollle.  Die  Aniiiibnie  des  Zahliinssaiiflrags  von 
Seiten  des  Trassaten  ist  das  Wecliselverspreehen  des  Acceplantcn,  und  dem 
Wechselinhaber  bei  dem  eignen  Wechsel  verspricht  Jemand,  selbst  ohne 
Zahhingsaiirtrag  zu  zahlen  * ). 

B.  Gegenstand  eines  Wechsels  kann  mir  eine  Gelschuld  sein.  Die 
Fähigkeit  aus  einem  Wechsel  bcrcehtigt  zu  werden  unterliegt  keiner  Be- 
schränkung. Die  wechselrechtlichen  Verbindlichkeiten  zu  übeniehmen,  wurde 
fi  fiher  als  das  besondere  Recht  einzelner  Personenklassen  betrachtet , jetzt 
hat  es  jeder,  der  sich  privatrechtlicli  zu  verpflichten  befugt  ist;  doch  un- 
terliegen nicht  immer  die  Acceplantcn  der  Weehselstrenge  des  Personalar- 
restes, z.  B.  nicht  die  Erben  desselben,  nicht  Kranen,  die  keinen  Handel 
treiben,  oft  auch  nicht  Geistliche,  Militärpersonen  u.  a.  *) 

C.  Die  wesentlichen  Erfordernisse  der  Tratte  sinil  a)  die  Bezeich- 
nung des  Papiers  mit  dem  Worte  Wechsel,  b)  die  Angabe  der  Wech- 
selsnmme,  c)  Bezeichnung  der  Person  oder  Firma,  an  welche  oder  an 
deren  Ordre  gezahlt  werden  soll,  d)  die  Bestimmung  der  Zahlungszeit, 
welche  Iheils  ein  bestimmter  Tag,  theils  eine  nach  dem  Datum  zu  berech- 
nende Zeit  (Datowechsel),  Iheils  der  Tag  der  Präsentation  oder  ein  nach 
ihr  bestimmter  Zeitpunkt  (Wechsel  auf  oder  nach  Sicht),  theils  die  Zeit 
einer  Messe  oder  eines  Marktes  sein  kann  (.Mess  - oder  Marktwechscl), 

e)  die  Unterschrift  des  Trassanten  mit  seinem  Namen  oder  mit  der  Firma, 

f)  die  Angabe  des  Namens  oder  der  Firma  des  Trassaten,  g)  die  Angabe 
des  Ortes  und  Dalums  der  Ausstellung  und  h)  des  Zahlungsortes,  als  wel- 
cher, wenn  kein  anderer  angegeben  ist,  der  beim  Namen  des  Trassaten 
angeführte  gilt.  Eine  Tratte  kann  in  mehreren  Exemplaren  aitsgestellt  wer- 
den, so  dass  jedes  eine  besondere  Bezeichnung  als  Prima,  Secunda  und 
Tertia  erhält.  Durch  die  Zahlung  eines  Exemplars  erlöscht  die  Wcchsel- 
kraft  der  übrigen  *).  Wie  die  Form  des  Eigenwechsels  sich  von  der  der 
Tratte  unterscheide,  ist  aus  der  Begriflsbeslimmung  desselben  zu  entnehmen. 

D.  Das  Recht  aus  einem  Wechsel  k.ann  durch  eine  sehr  einfache 
Ucbertragungsforin,  Indossament  oder  Giro  genannt,  auf  einen  andern 
übergehen,  nämlich  durch  die  auf  der  Rückseite  des  Wechsels  oder  dessen 
Verlängening  [Allonge)  mit  seiner  Namensunlerschrift  versehene  Erklärung, 
dass  der  Wechselinhaber  (Indossant)  die  Zahlung  an  die  Ordre  eines  An- 
dern (Indossatar)  gemacht  haben  wolle.  Der  Indossatar  kann  weiter  in- 
dossiren  und  der  Wechsel  durch  eine  Reihe  Hände  laufen.  Das  Indossa- 
ment ist  eine  neue  Tratte  mit  einem  neuen  Zahlungsauftrag  mit  Wieder- 
holung des  Inhalts  der  ursprünglichen,  durch  welche  die  Indossatare  so- 


1)  Gerber,  S.  206.  Thöl,  §.  I5I. 

2)  Gerber,  §•  207.  Thöl,  g.  153—155.  Deutsche  Wechselordnung  g.  2,  3. 

3)  Gerber,  g.  208.  TbOI,  g.  156—170. 

4)  Gerber,  g.  208. 
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Wühl  zu  den  Indossanten  als  zu  den  Aeceplanten  in  dasselbe  Verhaltniss  tre- 
ten, in  welchem  der  Remittent  sich  zu  diesen  und  zum  Aussteller  belindet ' ). 

K.  Erst  die  durch  die  Präsentation  eingeleilete  Acceptation  der  Tratte 
macht  den  Trassaten  zur  Zahlung  des  Wechsels  verbindlich;  doch  lindet 
sie  oft  in  engster  Verbindung  mit  der  Icizten  statt,  indem  der  am  Verfall- 
tage präsentirte  Wechsel  sogleicli  bezahlt  wird  * ).  Der  Trassat  kann  nach 
freier  Wahl  den  Accept  geben  oder  weigern,  er  sei  denn  durch  ein  dem 
Trassanten  oder  W'echselinhaber  gegebenes  Versprechen  zur  Annahme  ver- 
pflichtet: eine  Verbindlichkeit,  die  jedoch  keine  Wechselkraft  hat.  Wird 
die  Zahlung  geleistet,  so  ist  das  ganze  auf  dem  Wechsel  ruhende Schuld- 
verhältniss  beendigt.  Zur  Zahlung  ist  der  Acceptant  nur  gegen  Aushän- 
digung der  quittirten  Tratte  nebst  Indossamenten  und  Accepten  verpflichtet; 
desshalb  erlischt  auch  die  Wechselfordenmg,  wenn  die  Tratte  selbst  durch 
Zufall  vernichtet  wird. 

F.  Wird  die  Zahlung  verweigert-’),  so  ist  der  Trassant  oder  Indos- 
sant aus  dem  Begebungsvertrage  wechselrechtlich  verpflichtet,  den  Werth 
der  Wechselzahlung  nebst  Kosten  zu  leisten.  W’enn  die  Tratte  nicht  ac- 
ceptirt  wird,  so  hat  der  Inhaber  zunächst  nur  den  Regress  wegen 
Mangel  s An n ahme  auf  Sicherheitsleistung  künftiger  Zahlung.  Uebri- 
gens  muss  dem  Regress  der  Wechselprotest  vorhergehen,  d.  h.  eine 
von  einer  Gerichtsperson  oder  einem  Notar  aufgenommene  Urkunde  darü- 
ber, dass  die  Präsentation  in  gehöriger  Weise  geschehen,  aber  keine  Zah- 
lung erfolgt  sei.  Der  Protest  muss  rechtzeitig,  d.  h.  er  muss  spätestens 
am  zweiten  Tag  nach  dem  Verfalltage  (wenn  er  kein  Sonn  - oder  Feier- 
tag ist)  vorgenommen  worden  sein.  Der  Inhaber  kann,  wenn  Indossanten 
da  sind,  mittelst  einer  gegen  alle  Vomiänncr  zugleich  oder  nur  gegen 
einige  oder  einen  nach  freier  W’ahl  gerichteten  Wechselklage  die  Zahlung 
der  Regresssumme  nebst  6 Procent  Zinsen  und  Kostenersatz  fordern*). 

Es  ist  jedoch  auch  möglich,  vermittelst  einer  Intervention  die  llono- 
rirung  herbeizuführen;  eine  solche  kann  auf  freiwilligem  Entschluss  eines 
Dritten  (Ehrenintervention)  oder  auf  der  Annahme  einer  Nothadresse  be- 
ruhen. Der  Zahlende  tritt  als  Intervenient  in  die  Rechte  des  Inhabers  ge- 
gen den  Acceptanten,  den  Honorirteii  und  dessen  Vormänner,  weshalb  er 
sich  den  Protest  Mangels  Zahlung  nebst  dem  Wechsel  gegen  Erstattung  der 
Protestkosten  aushündigen  lassen  muss  *). 

Der  W'erth  eines  Wechsels  kann  gehoben  werden  durch  Bürgschall 
eines  Dritten,  namentlich  wenn  sie  selbst  in  der  Form  eines  Weehselver- 


1)  Gerber,  $.  210.  Tböl,  S-  226—246. 

2)  Gerber,  *■  2tl.  212.  Th  öl,  $.  197—206. 

3)  Gerber,  J.  213.  214.  Thöl,  $.  209  - 225. 

4)  So  nach  der  deutschen  Wechselordnung  $.  49—54. 

5)  Gerber,  J.  214.  Thöl,  S-  248-260. 
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s|>rechens  Keleislel  wird.  Gescliiehl  diese  diidurcli,  dass  der  Bürge  seinen 
Namen  unter  den  des  Aceeplanlen  oder  Indossanten  sclireiljt,  so  ist  ein 
Aval  vorhanden,  weleher,  wenn  mehrere  BürgsehafV  leisten,  sie  solidariseh 
ohne  Einrede  der  Theilung  als  Weehselschuldner  vcrpllielitel  ')■ 


II.  Ahtheilimg. 

Die  Zweige  des  öffentlichen  Rechts. 

1.  Capitel. 

Rslitiflle  BelrirklBap'  4es  StaaUrechU  «Jer  GrundiO|;e  des  «.  f.  all^eneiBrn 

Slaatarecliti. 

Die  Staatsidee,  die  Grundlagen  und  Quellen  des  Stuats- 

rechts  ‘ ). 

166.  Der  Staat  erscheint  zunächst  als  eine  unter  der  Leitung  und 
dem  Schulze  einer  höchsten  Gewalt  stehende  Rechtsordnung.  Nur  die 
durch  die  Herrschaft  einer  solchen  Gewalt  geeinigte  Gcnossenschall  kann 
Staat  genannt  werden,  deren  Mitglieder  rechtlich  frei  sind.  Man  hat  daher 
in  der  materiellen  Grundlage  des  Staatsrechls,  die  in  einer  einem  höchsten 
Willen  unterworfenen  Rcchtsgemeinschaft  besteht,  zwei  Momente  zu  unter- 
scheiden, das  auf  Seiten  der  Beherrschten  (also  des  Volkes)  sich  lindende 
der  Freiheit  und  das  auf  Seilen  der  Herrscher  sichtbare  der  Gewalt. 
Ein  solcher  Zustand  ist  ohne  eine  Vermittlung  nicht  denkbar,  indem  beide 
Momente  als  Gegensätze  sich  bekämpfen.  Die  Vermittlung  wird  bewerk- 
stelligt durch  das  Recht,  welches  zwischen  beiden  eine  der  Idee  der  Ge- 
rechtigkeit gemäss  festzustellende  Gränze  zieht,  und  wenn  cs  diess  thul, 
sich  zu  dem  Zweig  der  Rechtswissenschaft  gcslallet,  den  man  das  S t aals- 
rech l (das  Wort  im  weiteren  Sinn  genommen)  zu  nennen  (iflegt.  Es  cnl- 


1)  Gerber,  $.  216.  Tliül,  $.  261  (ulg. 

2)  Unter  den  vielen  hierher  gehörenden  Schritten  heben  wir  hervor:  C.  S.Za- 

clovriae,  Vierzig  Rüchcr  v.  Staat.  2tc  Aufl.  Heidelberg  1&39  — 42.  5 Bde. 
Sc  hm  it  t h c n ne  r,  Zwölf  Bücher  v.  Staate.  Giessen  1839  - 42.  2 Bde.  Ahrens, 
die  organische  Staatslehre  B.  I.  Wien  1830.  Bluntschli,  Allg.  Staalsreeht 
geschichtlich  begründet,  München  1852.  Stahl,  Rechtsphilosophie  II.  2.  II.  A. 
Zachariae,  deutsches  Slaatsrccht  2.  Aufl.  Bd.  I.  1853.  Schfl  tzenherger, 
le*  ioit  de  tordre  toeial.  Str,assb.  et  Paris  1850  1.  2 V.  Fichte,  Ethik  B.  II, 
Abth.  II.  S.  210  folg.  Zu  vergleichen  des  Verfassers  Abhandlung  über  die  ge- 
genwärtige Aufgabe  der  Rechtsphilosophie  in  der  Tübinger  ZeitschriR  für  die 
gesammte  Staats  Wissenschaft  B.  7.  S.  473 — 536. 
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halt  diejenigen  Rcchlsgrundsatzc,  welche  das  RCgenseitige  Verluillniss  der 
SlaatSRewalt  und  der  Einzelnen  im  Slaalc  feslslcllen. 

Die  dieser  Feslsteihmg  zu  Grunde  liegenden  allgemeinen  Rcchlsidcen 
bilden  die  rationelle  Grundlage  des  Staatsreehls,  und  die  wirklich  bei  einem 
Volke  geltend  gewordenen  staalsreclitlichcn  Ansichten  die  historische. 

IßT.  Die  staatlich  geeinigte  Rechlsgcnosscnschari  ist  nicht  blos  Rechts- 
ordnung, sondern  auch  die  Geslaltung  derjenigen  Verwirkliehungsform  der 
ergänzenden  Gemeinschaft  {s.  oben  §.  T),  welche  dem  men.scldichen  Ge- 
meinleben seine  äussere  Form  und  Slärke  giebt  und  cs  den  Menschen 
möglich  machl,  auf  dem  Gebiete  der  äusseren  Freiheit  alle  durch  die  übri- 
gen Formen  derselben  gesetzten  Zwecke  zu  realisircn.  Diess  Ihun  alle 
staatlich  geeinigten  Völker,  jedoch  jedes  auf  eine  seinem  Genius  und  seiner 
Culturhöhe  gemässe  Weise,  so  dass  die  geschichtlich  practische  Entwicklung 
der  Staalsidee  sehr  mannigfach  ist  und  verschiedene  (zum  Theil  schon  in 
§.  57.  C.  angegebene)  Stadien  durchlauft. 

Das  Staatsrecht  eines  V'olkes  ist  deshalb  durch  dessen  Nationalität, 
Civilisationshöhe  und  die  in  jeder  Periode  seiner  Geschichte  herrsclienden 
socialen  Zustände  (deren  rechtliche  Seite  es  zu  reguliren  bestimmt  ist) 
bedingt  und  von  der  bei  ihm  gewordenen  Auffassung  der  Staatsidec 
beherrscht.  Jeder  Auflassung  dieser  Art  liegt  irgend  eine  .Ansicht  über 
den  Stantszweck  (oder  vielmehr  über  die  Zwecke,  welclie  der  Staat 
zu  verwirklichen  habe)  zu  Grund,  sie  mag  eine  im  Allgemeinen  noch  un- 
bestimmte oder  eine  klar  und  scharf  erfasste  politische  Theorie  sein.  Nach 
den  herrschend  gewordenen  Volksansichten  hierüber  gestaltet  sich  dann 
die  rationelle  Grundlage  des  Staatsrechts,  und  deshalb  hat  man  bei  der 
Beleuchtung  derselben  die  wichtigsten  Doctrinen  über  den  Staalszweck  zu 
berücksichtigen.  Die  sehr  bedeutende  Zahl  derselben  lässt ^sich  auf  drei, 
ja  auf  zwei  Haupttheorien  zurückführen  * ).  Nach  der  einen  soll  der  Staat 
nichts  anderes  sein  als  eine  Zwangsanstalt  zur  Sicherung  des  Rechts 
oder  zur  Erhaltung  eines  rechtlichen  Friedenszustandes ; nach  der  zweiten 
eine  .Anstalt  zur  Beförderung  der  Wohlfahrt  .Aller,  insbesondere  der  mate- 
riellen, nach  der  dritten  endlich  ist  der  Zweck  des  Staates  die  durch  die 
Staatsgewalt  zu  bewerkstelligende  Verwirklichung  aller  sittlichen  Ideen. 
Da  dieses  Ziel  aber  in  der-  That  nur  die  höchste  Potenzirung  der  Ideen 
des  Wohles  ist,  so  stellen  sich  die  beiden  letzten  .AufTassnngen  dem  Grund- 
gedanken nach  als  identisch  heraus,  und  sind  nur  mit  der  ersten  Theorie 
im  Gegensätze;  dieser  hebt  sich  aber  durch  die  Einigung  beider  Theorien 
in  der  vollständigen  Auffassung  der  .Staatsidec,  nach  welcher  die  Bestim- 


1)  C.  S.  Zachariac,  Vierzig  Bücher  v.  Stot.  Bd.  V.  S.  t47.  M urli  a rd.  der  Zweck 
des  SUiate»  1832.  II.  A.  Z ac h a r iae,  $.  13.  Blunlschli,  S.  20— 3R.  Alirens, 
S.  78  folg.  — Des  Verfassers  Abliandlung : Die  gegenwärtige  Aufgabe,  S.  476. 
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mung  des  Staates  sowohl  in  der  Siehi-rung  und  Körderiing  des  Hechts 
.als  der  des  Wohls  besteht.  Damit  slimnil  auch  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung der  Staaten  überein,  indem  alle,  selbst  die  unvollkommensten 
Staaten  immer  Institute  zur  Sicherung  des  Hechts  und  des  Wohls  waren, 
wenn  auch  die  Leiter  derselben  oder  die  Völker  diese  Ideen  auf  die  be- 
schränkteste oder  einseitigste  Weise  aufgefasst  haben.  Je  richtiger  und 
grossarliger  sie  erfasst  worden,  um  so  befriedigender  hat  die  Slaatsordnung 
sich  gestaltet,  und  je  mehr  die  Leiter  der  Völker  der  hohen  Bestimmung 
des  Staates  sich  bewusst  waren,  um  so  mehr  hat  sich  der  Organismus 
derselben  der  wissenschaftlich  erkannten  Staat.sidee  genähert. 

Je  nach  der  Verschiedenheit  der  AulTassung  dieser  Idee  hat  sich  auch 
das  Staatsrechl  verschiedentlich  ausgebildct  und  das  Verhältniss  der  StaaLs- 
gewalt  zur  Freiheit,  diese  mehr  oder  weniger  beschränkend,  sich  festgeslellt. 
Demgemäss  ist  mancher  Staatsorganismus  der  eines  s.  g.  Polizei-,  ein 
anderer  der  eines  Hechtsstaates,  niancher  hat  einen  thcocrati sehen 
Character,  mancher  einen  militärischen,  den  eines  Handelsstaates 
u.  s.  w. 

Die  Grundformen  der  Staatsverfassung  *). 

168.  Da  das  Moment  der  Freiheit  schon  durch  den  Org.anismus 
der  bürgerlichen  Gemeinschaft  gegeben  und  durch  die  Grundsätze  des  l’ri- 
vatrechts  im  Allgemeinen  bestimmt  ist,  so  erscheint  das  der  Gewalt  im 
Staatsrechte  als  das  bei  weitem  wichtigere.  Es  muss  nolhwendig  recht- 
lich festgesetzt  werden,  welches  in  einem  bestimmten  Staate  die  Träger 
der  höchsten  Gewalt  sein  sollen  ? in  welchem  Umfange  diese  den  Macht- 
habern zusiehe?  auf  welche  Weise  sie  ausgefibt  werden  müsse?  welche 
Berechtigungen  den  Genossen  des  Staates  in  allen  diesen  Beziehungen  zu- 
stehen? welchen  öfTentlichen  Belastungen  sie  unterworfen  sind?  ii.  s.  w. 
Der  Inbegriff  aller  dieser  die  Grundform  eines  Staates  bestimmenden  Nor- 
men machen  dessen  Verfassung  aus.  Das  Staatsrechl  ist  vorerst  Slaals- 
verfassungsrech  l. 

Es  sind  aber  die  verschiedenslon  Gestaltungen  dieses  Beherrschungs- 
organismus möglich.  Die  Wissenschaft  hat  schon  längst  sich  damit  bc- 
schältigl,  dieselben  auf  Hauptarten  oder  Hauptformen  zurückzuführen;  es 
ist  daraus  die  Lehre  von  den  Staatsverfassungs-  oder  Regierungslömien 
hervorgegangen.  Lange  Zeit  hat  man  nach  den  schon  bei  den  Griechen 
vorkommenden  Doclrincn  n.ich  der  Verschiedenheit  der  Träger  der  höchsten 
Gew.all  die  Verfassungsformen  auf  drei  beschränkt,  und  die  monarchi- 
sche, arislocratische  und  dcmocralische  V'crfassung  untcrschic- 


1)  Zachariac,  Vierzig  Bücher  v.  Staate,  Bd.  111.  B 1 ii  ii ts eh  1 i , S.  150— 2M. 
H.  A.  Zaehariae,  $,  21  folg.  Dic'gegenwärligc  Aufgahe  S.  481. 
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den.  Allein  eine  genauere  Keinitniss  des  Wesens  der  Staalen  hat  zur  Ueber- 
zeugung  gefiihrl,  dass  jene  EiiUheilung  eine  wissetisclmniicli  genügende 
nichl  genannt  werden  kann. 

I.  Die  Belierrscliungsformen  können  entweder  Verl'assungs-  uder 
blüse  Uegierungsrurincn  .sein.  Fragt  man  namlicii:  wem  die  höchste 
Gewalt  — die  Souveränität  — im  Staate  zustclie,  so  handelt  es  sich 
von  der  Slaatsverfassnng ; ist  dagegen  nur  davon  die  Kode:  von  wem  die 
Gewalt  im  Staate  ausgeiibt  wird,  blos  von  Uegierungslormen. 

In  beiden  Beziehungen  kann  man  indessen  cinrache,  gemischte 
und  ziisainmengesctzte  Bcherrschungslörmcn  unterscheiden.  Die  ersten 
sind  entweder  monarchische  oder  republikanische,  je  nachdem  die  Gewalt 
einem  Einzelnen  zusteht  oder  nichl;  im  ersten  Falle  ist  der  Staat  eine 
Monarchie,  im  zweiten  eine  arislocratische  oder  democralischc  Republik. 
Gemischt  ist  die  ständische  und  die  Repräsentativ-  oder  conslilulionelle 
Monarchie  ').  Eine  zusammengesetzte  Verfassung  ist  die  des  Bundes- 
staates. 

A.  Die  Verlässung  ist  einfacli  und  monarchisch,  wenn  der  Staat 
einem  Herrscher  untergeben  ist,  dem  die  Souveränität  als  Eigenlhum  zu- 
sleht;  arislocratisch-republikanisch,  wenn  sic  das  ausschliessliche  Recht 
einer  bestimmten  Klasse  von  l’ersonen  ist,  z.  B.  einer  Kaste  oder  bestimmter 
durch  Geburt  oder  durch  Gülerbesitz  zur  Herrschaft  eines  Staates  berufener 
Familien;  eine  democralische  Republik,  wenn  alle  Gewalt  von  der  Ge- 
sammthcil  des  Volkes  unnüllclbar  oder  mittelbar  ausgehl;  gemischt  ist  die 
Verfassung,  wenn  die  Souveränität  ungelheill  einem  Monarchen  und  Stän- 
den oder  Volksvertretern  zustelil;  und  zusammengesetzt,  wenn  die  höhere 
Souveränität  zwischen  einer  Central-  und  Provincial-Regierungen  gclhcilt 
ist,  wie  z.  B.  in  den  nordamcrikanischen  Freistaaten  oder  einst  im  deut- 
schen Reiche. 

B.  Eine  monarchische  Regierungs  form  ist  vorhanden,  wenn  die 
Souveränität  dem  Volke  zusieht,  aber  von  einem  König  ausgeübt  wird,  es 
sei  von  ihm  allein  oder  unter  Mitwirkung  von  Ständen  oder  Volksrepni- 
scntanlen,  während  seiner  Verfassung  nach  der  Staat  ein  republikanischer 
ist,  wie  z.  B.  das  Königreich  Belgien.  Wird  umgekehrt  die  dem  Monarchen 
zuslehende  Souveränität  unter  Mitwirkung  von  Volksvertretern  ausgeübt, 
so  ist  die  Regierungsfonn,  wenigstens  annähernd,  republikanisch,  wie  in 
mancher  constitutionellen  Monarchie.  .Auch  der  Bundesstaat  kann  den 


1)  M.1I1  kann  die  Beben scliungsfoimen  in  folgendes  Schema  bringen:  I.  Der 

Ei  n bc  i I s 9 I aa  t.  A.  Mit  einfacher  Verfassungs-  oder  Regicningsfonn.  a)  Die 
■absolute  Monarchie,  b)  die  Uepiiblik,  «■  die  aristoeratisebc,  jt.  die  democratiselie, 
1)  die  unmittelbare  Volksrepiilibk , 2)  die  Repr»sentalivrepublik.  H.  Mit  ver- 
misebter  Verfassungs-  oder  Regierungsform ; a)  die  Mouarebie  mit  Ständen,  b)  die 
constitutionclle  Monai-cbie.  II.  Der  Rundesstaat. 
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Chnracler  einer  RcijieninKsform  haben,  wenn  nämlich  in  demselben  das 
Princip  der  Volkssouveränitäl  gilt  und  nur  die  Ausübung  der  hüchslen 
Gewalt  zwischen  einer  Central  - und  Proviiicialregierung  getlieilt  ist,  wie 
z.  B.  in  der  Schweiz,  in  welcher  alle  Macht  von  der  Bevölkerung  der  ein- 
zelnen Cantone  ausgeht. 

II.  lieber  den  wahren  Character  der  constitulionellen  Monarchie  (oder 
der  Monarchie  mit  einer  Repräsentativverfassung)  sind  die  .\nsichten  der 
Gelehrten  nicht  einig,  indem  nacli  einigen  in  derselben  die  Souveränität 
ungetheilt  dem  Monarchen  zustehen  soll,  nach  andern  dem  Volk  oder  die- 
sem in  ungetheiltcr  Gemeinschaft  mit  dem  Monarchen.  Allein  diese  Be- 
herrschungsform ist  in  jeder  dieser  drei  Gestaltungen  möglich,  ja  geschicht- 
lich wirklich,  wie  sich  aus  einer  unbefangenen  Vergleichung  und  Bcurthei- 
lung  der  constitulionellen  Monarcliien  Deutschlands,  Belgiens  und  der  eng- 
lischen Verfassung  ergeben  dürfte. 

III.  Welche  Verfussungs-  oder  Regierungsform  die  absolut-  oder 
relativ -bessere  und  daher  den  übrigen  vorzuziehen  sei?  ist  keine  staats- 
rechtliche, sondern  eine  staatswissenschaftliche  Frage  *);  denn  jede  legitim 
begründete  Verfassung  ist  rechtlich  geltend.  Sic  lässt  sich  aber  nur  dahin 
beantworten:  dass 

A.  an  und  für  sich  diejenige  Beherrschungsform  für  die  bessere  oder 
vollkommnere  zu  erklären  ist,  wodurch  die  Verwirklichung  der  Staatszwecke 
am  meisten  gesichert  ist.  und  diess  hat  statt,  wenn  eine  Verfassung  die 
nöthigen  Garantien  der  Dauer  in  sich  tragt,  der  allgemeinen  Freiheit  so 
günstig  wie  möglich  ist,  den  zweckmässigsten  .Staatsorganismus  enthält 
und  eine  feste  Ordnung  der  Regienmg  begründet.  In  allen  diesen  Be- 
ziehungen dürfte,  wie  man  schon  im  Alterthum  begrilT*),  die  aus  einem 
monarchischen,  aus  aristocratischen  und  democratischen  Elementen  gebil- 
dete Regierungsform,  wie  wir  sie  in  der  constitulionellen  Monarchie  finden, 
vor  allen  andern  den  Vorzug  verdienen. 

B.  Welche  Rcgieningsfomi  aber  für  ein  bestimmtes  Volk  die  bessere 
sei,  hangt  von  dem  Character  und  von  der  Culturhöhe  desselben,  der  Lage 
des  Landes  und  andern  geschichtlich  gegebenen  Verhältnissen  ab,  und  kann 
daher  auf  eine  allgemein  maassgebende  Weise  nicht  festgestellt  werden. 

Von  der  Legitimität  der  Staats  Verfassungen  und  den  Quellen 
des  Staatsreclits. 

169.  Verscliiedcn  von  der  so  eben  besprochenen  F'rnge  ist  die:  unter 


1)  Die  gegen wSrtigc  Aufgabe,  S.  504  folg. 

2)  Aristot.  Pol.  II.  3.  III.  10.  1 1.  IV.  9.  10.  Polj/iiut  VI.  3 folg.  Cicero  de 
repuUica  I.  26.  29.  45.  Tacit.  Anmiles  IV.  33.  S.  C.  Zell,  Prog.  de 
mi.Fto  reriim  puhlicnram  gettere  Graecorum  et  Kemanorum  Scriptorum 
Senlent.  Ueideli.  I85t. 
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weldien  Voraussetzungen  die  Verfassung  eines  Volkes  für  legitim  d.  h. 
reclitmiissig  liegründcl  zu  hallen  sei,  oder,  weiter  gefasst,  die  Frage  über 
den  Rechlsgrund  des  Staates  *).  Man  hat  dieselbe  auf  die  verschiedenste 
Weise  beantwortet.  Während  eine  Ansicht  dahin  geht,  dass  jede  ge- 
snhiciitlieh  entstandene  Ilerrsehergewalt  legitim  sei,  eine  andere  dahin:  alle 
flewalt  komme  von  Gott,  stützt  eine  dritte  Theorie  die  Staatsgewalt  auf 
das  Princi|)  der  Volkssouveränitäl  oder  verlangt  zu  deren  Rechtsbeständig- 
keil eine  vertragsinässige  Begründung. 

Die  Frage  kann  aber  auf  eine  einfache  Weise  gelost  werden:  für  le- 
gitim muss  die  Verfassung  und  Staalsherrschall  .erklärt  werden,  deren  Ent- 
stehung oder  Begründung  den  in  der  Volksüberzeugung  wurzelnden  und 
praetisch  gellenden  Rechlsgrundsälzen  über  diese  Frage  gemäss  ist,  gleich- 
viel ob  diese  Grundsätze  ausdrücklich  sanclionirt  oder  stillschweigend  an- 
erkannt sind.  Demgemäss  kann  der  Rechtslilel  der  Beherrschung  auf  jeder 
der  angeführten  Grundanschauungen  beruhen:  nur  müssen  die.se  bei  einem 
Volke  zu  anerkannter  Geltung  gelangt  und  deshalb  durch  die  Zeit- 
dauer geheiligt  sein.  Der  blos  zufällige  z.  B.  durch  eine  Revolution 
errungene  und  vorübergehende  Sieg  eines  (lolitischen  Princips  kann  offen- 
bar nicht  Gnmdlagc  einer  wahren  Legitimität  sein,  wenn  gleich  gewisse 
während  der  Dauer  einer  usurpalorischcn  Regierung  vorgenommene  Re- 
gicrungsacle  Gesetzeskraft  haben. 

Die  wahre  staatsrechtliche  Volksübcrzcugimg  kann  sich  auf  dieselbe 
Weise  bindend  anssprcchcn,  wie  jede  andere  zur  Geltung  kommende  Rechls- 
nnsichl,  und  de.shalb  beruhen  die  Grundsätze  des  Staalsrcchls  auf  Gewohn- 
heils-,  Gcselzesrccht,  wie  auch  auf  dem  der  Wissenschaft,  auf  dem  letzten 
namentlich  die  des  s.  g.  allgemeinen  (oder  natürlichen)  Slaalsrechls, 
welche  aus  dem  Begriff,  den  Grundbedingungen  und  dem  Wesen  des  Staa- 
tes überhaupt  oder  einer  bestimmten  Verfassungs-  oder  Regierungsform 
mit  logischer  Nolhwendigkeil  abgeleitet  werden.  Die  wichtigsten  Quellen 
des  gesetzlichen  Staalsrcchls  sind  die  s.  g.  Constitutionen,  Verfassungs- 
urkunden, Staalsgrundgcsetzc  u.  s.  w.  Sie  gehen  von  der  s.  g.  consli- 
luircnden  Gewalt  im  Staate  aus  und  haben  die  gleiche  Kraft,  sie  mögen 
8.  g.  octroirtc  oder  pactirte  Verfassungen  sein. 

Vom  Wesen,  dem  Umfang  und  den  Functionen  der  Souverä- 
nität *). 

170.  Die  durch  das  Wort  Souveränität  bezeichnelc  höchste  Gewalt 
in  einer  RccliLsgenossenschaR,  ohne  deren  Dasein  es  keinen  Staat  giebt 


1)  H.  A.  Zachariar,  J.  13.  Die  gcgcnwäiligc  Aufgat>r,  S.  490  folg. 

2)  Die  gegenwärtige  Aufgabe  der  Hcchlsphilosophie  a.  A.  0.  S.  490.  Ah  re  ns, 
S.  174  folg.  Bluntschli,  S.  257  folg. 
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(§.  166),  ist  als  ein  mit  jeder  Machtvollkonnncnlieit  nusgerüslelcr  über 
allen  Kinzelwillen  stehender  allj^enieincr  Staats willc  niifzulassen.  Zinn 
Bc;;rifre  desselben  gehört  es,  dass  rechtlich  über  demselben  kein  anderer 
stehen,  ja  selbst  nicht  als  rochllicli  möglich  gedacht  werden  könne*).  Die 
Souveräniliil  ist  daher  die  höchste  irdische  Gewalt,  rechtlich  unwidersteh- 
liel»  und  unverletzlich,  unverantwortlich  (mqjestas),  unthcilbar,  dauernd,  aus- 
schliesslich und  der  Urquell  aller  öflcntlichcn  Gewalten  im  Staate  ^).  Ihr 
gegenüber  sind  die  Staatsangehörigen  Unterthanen  und  ihren  Verlügungen 
so  streng  unterworfen,  dass  ein  Rechtsstreit  darüber,  ob  sie  die  Griinzen 
ihrer  Gewalt  überschritten  habe,  vor  den  Gerichten  nicht  finhängig  gemacht 
werden  kann.  Demungeachlet  darf  dieselbe  nicht  als  eine  schrankenlose, 
.absolut  dcs|»otische,  aufgefasst  werden.  Es  muss  neben  ihr  die  Ereiheit 
bestehen,  welche  ohne  die  Unverletzlichkeit  der  den  Staatsgenossen  zu- 
stehenden Rechtspersönlichkeit  nicht  vorhanden  wäre.  Die  Gränzen  der 
Souveränität  sind  jedoch  in  der  Regel  nicht  genau  bestimmt  und  selten 
gesetzlich  festgeslellt,  sondern  wurzeln  in  der  .Sitte  und  der  ganzen  poli- 
tischen, oft  der  religiösen  Denkungsweise  des  Volkes.  Wenn  die  Träger 
der  Souveränität  sich  über  dieselben  hinwegsetzen  und  etwas  die  morali- 
schen und  rechtlichen  Grundanschauungen  des  Volkes  Verletzendes  be- 
fehlen wollten,  z.  B.  die  Polygamie  bei  einem  monogamischen  V'olke  oder 
den  Polytheismus  bei  einem  christlichen,  so  würden  sie  auf  unbesiegbare 
Ilindenüsse  stossen,  welche  ihren  Sturz  zur  Folge  h.aben  könnten.  Zu- 
weilen sind  übrigens  der  Ausübung  der  Souveränität  gewisse  Gränzen  durch 
s.  g.  Grundrechte  des  Volkes  gezogen,  die  theils  einen  privatrechtlichen 
Üieils  einen  politischen  oder  staatsbürgerlichen  Character  h!»ben,  und  über 
deren  Beeinträchtigung  auch  durch  die  Regierungsbehörden  von  den  da- 
durch Verletzten  Beschwerde  geführt  werden  kann. 

Auch  ihrer  Bestimmung  nach  ist  die  Staatsgewalt  als  eine  beschränkte 
aufzufassen.  Sic  ist  nämlich  nur  geschaffen,  um  durch  ihre  Willensthätig- 
keit  die  Staalszwecke  zu  verwirklichen,  und  jede  von  ihr  ausgehende  Be- 
schränkung der  allgemeinen  Freiheit  muss  als  eine  im  Interesse  des  Staa- 
tes gebotene  Maassregel  angesehen  werden.  Welches  diese  Maasregeln 
sein  können,  hängt  von  den  Functionen  ab,  welche  die  Staatsgewalt  zum 
Behufc  der  Verwirklichung  jener  Zwecke  vorzunehmen  berechtigt  und  ver- 
pflichtet ist. 

Von  den  Bestandl  heilen  oder  Rechten  d er  Staatsgewalt*). 

ITl.  Der  Souverän,  er  sei  ein  Einzelner  oder  eine  Corporation,  ist 


1)  Ebciid.  S.  497. 

2)  R.  A.  Zachariac,  $.  19. 

3)  Die  gegenwärtige  Aufgabe  S.  SIS.  H.  A.  Znchariü,  |.  20.  Blutitschli, 
S.  377  folg. 
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als  eine  juristische  Person  anzuschen,  welcher  alle  aus  der  Persönlichkeit 
fliessenden  Rechte,  also  die  der  Unverletzlichkeit,  Ehre,  Verniögenslühift- 
keit  und  Freiheit  zukonmien  (§.  135  D.),  deren  Verletzungen  als  Majestäts- 
Verbrechen  oder  Majestätsbcleidigungcii  auf  das  strengste  bestraft  zu  wer- 
den pflegen. 

Zugleich  ist  der  Souverän  als  Träger  des  Staatswillens  Willens- 
subject  und  nimmt  alle  Willenshandlungen  vor,  die  durch  den  Herrscher- 
benif  ihm  geboten  sind.  Daraus  gehen  besondere  Bethätigungen  der  ihm 
zustehenden  Macht  hervor,  die  man  (mit  Recht  oder  mit  Unrecht)  als 
eigne  Gewalten,  und  einige  als  Hoheiten,  Hoheitsrechtc  (;«r«rc^a- 
lia)  zu  bezeichnen,  und  auf  verschiedene  Weise  in  Haupt-  und  Unterarten 
einzutheilen  pflegt. 

Man  hat,  um  zu  richtigen  Eintheilungcn  der  öflentlichon  Gewalten  zu 
gelangen,  die  formelle  Seite  der  Staatsthätigkeit  und  das  verschiedene  Ziel 
derselben  zu  unterscheiden. 

I.  Jede  Thätigkeit  der  Staatsgewalt  besteht  aus  Willensäusscningen, 
die  in  formeller  Beziehung  wie  die  der  einzelnen  Menschen  auf  drei  Haupt- 
arten zurückgefährt  werden  können  ‘ ).  Es  ergibt  sich  hieraus  die  Einthei- 
lung  der  Gewalten  in  die  (höchste)  Regierungs-,  die  gesetzgebende 
und  die  vollziehende  Gewalt  {Pouvnir  poHtique  oder  ffouvememental, 
legishuif  und  executif  oder  administrati/"^)  im  weiteren  Sinn). 

A.  Der  Souverän  erscheint  nämlich  zunächst  als  ein  beständig  da- 
sciender,  sich  seines  Daseins  und  Berufs  bewusster  Wille,  der  sich  nicht  durch 
besondere  Entschliessungen  kund  gibt,  sondern  durch  ein  beständiges  Beobach- 
ten, in  Betracht  ziehen  und  Bentthen  der  Staatsangelegenheiten  zum  Behufe, 
denselben  die  gehörige  Richtung  zu  geben.  In  Ausübung  dieser  hohen  Func- 
tion erscheint  die  souveräne  Gewalt  als  staatsicitende,  gouverne- 
mentale  und  oberaufsehende,  also  als  (höchste)  Staatsregicrung. 

B.  Dabei  bleibt  aber  die  Staatsgewalt  nicht  stehen,  sondern  bclhätigt  sich 
durch  bestimmte  Willensacte,  also  durch  Entschliessungen,  welchen  als  bin- 
denden Befehlen  gehorcht  werden  muss.  Diese  Willensacte  sind  von  zweier- 
lei wesentlich  von  einander  verschiedener  ArL  Die  Staatsgewalt  decretirt 
nämlich;  a)  allgemeine  Normen  über  sociale  Verhältnisse,  welche  diese 
auf  eine  für  Alle,  sowohl  die  Behörden  als  die  Unterthanen,  bindende,  ihnen 
Zur  Richtschnur  dienende  Weise  bleibend  ordnen  und  feststellen.  Indem 
sie  diess  thut  — fungirt  sie  als  gesetzgebende  Gewalt,  b)  Die  Wil- 
lensthätigkcit  der  Staatsgewalt  kann  aber  auch  dahin  gehen,  dass  über 
einen  besonderen  Fall  etwas  beschlossen,  befohlen  oder  entschieden  wird : 


1)  nie  ei'gonw.irtiKe  .\ufgabc  S.  5t3.  II.  A.  Z ac lia  r i ä a.  a.  0.  S.  67  ii.  H I u li  t sc li  I i 
S. 260  folg.,  liesondcr»  aber  Alircns,  S.  167  folg. 

2)  Sc  h ö 1 1 c n b c r g c r , /..otf  Jr  Vordre  tocia!  II.  16  folg. 
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dann  fungirt  sie  als  vollziehende  Gewalt,  das  Wort  im  weiteren  Sinne 
genommen. 

Auf  diese  Weise  rechtfertigt  sich  die  Zurückführung  der  formellen 
Staatsthäligkeit  auf  drei  Hauptfunctionen  oder  drei  Hauptgewalten , statt 
deren  man  oft  nur  die  beiden  letzten  nimmt,  indem  man  die  stäatsleitcnde 
Gewalt  mit  der  vollziehenden  identificirt  oder  in  eine  verschmelzt. 

In  allen  Staaten  Anden  sich  verfassungsmässig  constituirte  Organe  der 
Ausübung  dieser  Gewalten.  Die  vollziehende  Gewalt  ist  in  allen  Staaten 
eignen  Behörden  übertragen.  Die  oberregierungs  - und  gesetzgebende  Ge- 
walt übt  in  der  absoluten  Monarchie  der  Landesherr  selbst , unterstützt 
von  einem  Staatsministerium  oder  einem  geheimen  oder  Staatsralh,  des- 
gleichen in  der  constitutioncllcn  jedoch  die  gesetzgebende  unter  Mitwir- 
kung der  Kammern.  In  den  Republiken  steht  die  Gesetzgebung  der  V'er- 
sammlung  des  Volks  oder  dessen  Repräsentanten  zu,  die  Oberregierungs- 
gcwalt  einem  Präsidenten  oder  einem  höchsten  Regierungscollegium. 

II.  Die  Scheidung  der  Functionen  der  Staatsgewalt  nach  der  Verschie- 
denheit der  zu  verwirklichenden  Staatszwecke  *)  führt,  da  diese  in  der 
Sicherung  des  Rechts  und  der  Fördening  des  Wohls  bestehen,  zur  Unter- 
scheidung der  Justiz-  und  der  Administrati  vgew  all,  welche  letzte 
in  eine  Anzahl  Unterarten  zerfällt,  die  man  auf  die  Mi  ii  lär-,  die  Finanz - 
und  die  Polizeigewalt  oder  Hoheit  zurückführen  kann.  Die  letzte 
umfasst  die  Pflege  aller  Staatsinslilule,  wodurch,  in  wie  weit  es  durch  die 
Staaten  geschehen  kann,  das  materielle,  intellecUielle,  moralische,  ja  selbst 
das  religiöse  Wohl  gesichert  oder  weiter  geführt  werden  soll  *). 

Zur  Verwirklichung  aller  dieser  Zwecke  bedarf  es  einer  doppelten  Ac- 
lion  der  öffentlichen  Gewalt  nämlich  der  der  Gesetzgebung  und  der  der 
Verwaltung,  und  daher  der  Justiz-,  Militär-,  Finanz-  und  Polizeigeselzge- 
bung  und  der  Justiz-,  Militär-,  Finanz-  und  Polizeiverwaltung.  Die  drei 
letzten  enthalten  dann  die  Grundsätze  von  drei  Hauplzweigen  des  Verwal- 
lungs-  oder  Administrativ-,  nämlich  des  Militär-,  Finanz-  und  des  Polizei- 
rechts des  bestimmten  Staates. 

Die  Juslizgesetzgebung  besteht  in  der  Civil-,  Civilprocess -,  Straf-  und 
Slrafproccssgesetzgebung , ist  daher  eine  Hauptquelle  der  ihr  entsprechen- 
den Hauplzweige  des  Rechts,  als  des  Civil-,  Civilprocess-,  Straf- und  Slraf- 
processrechls.  Die  Justizverwaltung  ist  iheils  den  die  Gesetze  vorberei- 
tenden, theils  den  die  Justizpflege  überwachenden  höchsten  Regierungsbehör- 
den , was  die  unmittelbare  Anwendung  des  Rechts  in  streitigen  Sachen  bc- 
trifll,  den  Gerichten  übertragen  und  zwar  so,  dass  die  letzten  als  eine  selbst- 
ständige — von  aller  Beherrschung  und  Einmischung  des  Regenten  und 


1)  Die  gegenwürtige  Aufgabe  S.  525.  H.  A.  Z a c h a r i 5 a,  a.  0.  S.  C7. 

2)  Id  welchem  Umfang  die  Staatsgewalt  dieses  thun  soll,  ist  das  durch  die  Foliiei-  ' 
wissenschan  lu  lösende  Problem.  (S.  oben  J.  7.) 
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der  Adminislralivbehürden  iinalihfuigige  und  freie  Gewall  constiluirl  zu  sein 
pflegen. 

III.  Die  liüclislc  Slaatsgcwalt  Iial  der  Slaal  auch  nach  Aussen  zu  ver- 
Irclen,  die  Slaalsinleressen  andern  Slaalen  gegenüber  zu  wahren.  Verlrägc 
inil  ihnen  zu  sc.hliessen  u.  s.  w.  Die  in  dieser  Richtung  zusichenden  Itechle 
pflegt  inan  unter  der  Benennung  der  Terrilorialhohc  il  zu  begreifen. 

Das  S t a a l s V c r \v  a 1 1 u n g s - oder  d in  i n i s t r a l i v r e c h l ' ). 

H2.  Das  .Slaalsverwallungs-  oder  .Vdniinistralivrechl  ist  der  Inbegriff 
derjenigen  Rcchlsnornien,  welche  den  Organismus  der  Slaalsverwallung, 
die  Hierarchie  der  Beamten  und  das  Verfahren  der  lelzlen  und  vor  denselben 
f'cslslellcn.  Die  Grundlagen  desselben  sind  in  der  Regel  durch  die  Sluats- 
verfussung  und  zwar,  wo  ein  solches  vorkomml,  durch  das  Staalsgrund- 
gesetz  feslgestelll,  die  näheren  Bestimmungen  aber  in  eigenen  oll  wechseln- 
den Gesclzen  enthalten.  Die  Jiislizverwaltungsnormen  sind  die  der  oben 
angeführten  Zweige  des  Civil-,  Straf-  und  Processrcchts.  Das  Administra- 
tivrecht als  eignes  Facli  der  Juri.spnidenz  ist  deshalb  auf  das  Polizei-,  Fi- 
nanz- und  Mililärrecht  beschränkt,  enthält  aber  eine  Anzahl  gemeinsamer 
Grundsätze  über  Alle. 

A.  Diese  letzten  beziehen  sich  a)  auf  die  Stellung,  Rechte,  Pflichten 
und  Verhältnisse  der  Staatsbeamten  im  Allgemeinen  und  sind  dann  nicht 
selten  in  s.  g.  Dienstpragmatiken  oder  Staatsdienergeselzen  enthalten. 
Nach  denselben  hat  man  in  der  Stellung  des  Beamten  * ) zwei  Ilauptseiten 
zu  unterscheiden,  eine  üffenlliche  und  eine  privalrechtlichc;  die  erste  be- 
steht in  seiner  Stellung  als  Träger  einer  öffentlichen  Gewalt,  <lie  er  dem 
geltenden  Rechte  gemäss  jedoch  selbstständig  und  unter  seiner  V^erantwort- 
lichkeit  auszuüben  hat ; die  iclzte  in  seinen  pecuniären  Ansprüchen  an  den 
Staat  zur  Belohnung  seiner  Dienste.  Es  gibt  widerruflich  und  unwiderruf- 
lich angestellte  Beamte,  welche  letzte  jcdocli  aus  gesetzlich  bestimmten 
Gründen  su.spendirt,  entlassen  oder  nach  gerichtlich  angeslcllter  Untersu- 
chung und  Verurlheilung  abgesetzt  werden  können.  Was  die  Ausübung 
der  Amtslünctiunen  eines  Administrativbeamten  betrifft,  so  kann  der  Slaal, 
so  oft  ihm  das  öffentliche  Interesse  es  zu  gebieten  scheint,  ihn  davon  ent- 
binden; doch  darf  er  ihm  die  privalrechllichen  Vorrechte  den  Bestimmun- 
gen der  Dienstpragmatiken  gemäss  desshalb  nicht  entziehen,  b)  Durch 
die  allgemeinen  Grundsätze  des  Administralivrcchts  ist  auch  das  Verfahren 


1)  hie  juristische  Literatur  Frankreichs  ist  reich  an  Werken  über  das  s.  g.  droit 
ndminittrntif , als  die  von  de  Gerando,  Maccarcl,  Laferriero  u.  a. 
In  Ileiiischland  bildet  das  Verwallungsrecht  gewidinlieh  einen  Theil  des  Staals- 
reclils, U.  in  dem  Lelirbuclie  von  Zar  har  iä  und  in  N o h l's  Württeoitx'r- 
gischem  Staatsrcchl.  S,  Bluntschli  Buch  VII — X. 

2)  Bluntscliii,  S.  419— 470.  Zactiariä,  Vierzig  Büchei  v.  Staat.  VI.  116  folg. 
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in  VerwalUingssachen,  insbesondere  das  Recursrcchl  und  der  Inslanzcngang 
regulirl,  nnnientlieii  in  Fällen  der  s.  g.  Adiiiinislrativjiistiz  und  bei  einlre- 
tenden  Confliclen  zwiselicn  verscliiedenen  Verwallungsbehörden  oder  zwi- 
sehen  einer  soleben  und  den  cigeiulicben  (Icriehlcn. 

0.  I)as  Mililärreehl ')  bezielil  sieb  auf  den  gesammlcn  Kricgsd  iens  t 
und  isl  llieils  leeliniscb  llieils  discipliuariseh.  Das  Mililurstrarrecbl  ist  ob 
in  eignen  Mililärslrargeselzbiicliern  sanctionirl;  cs  gibt  eigne  Mililürgerielilc, 
die,  wenn  sic  als  Kriegsgericlile  fiingircn,  nach  besonders  strengen  Vorsebrif- 
ten  verfabren,  insbesondere  in  Fällen,  wo  das  s.  g.  Slandrecbt  auszuüben 
ist.  Militärpersunen  baben  aueb  privatrccblliebe  Privileu'ien,  deren  manebe 
sebon  dureb  die  Grundsätze  des  gemeinen  Civilreebts  fcslgestellt  sind. 

C.  Das  Finanz-  aueb  Caineralrcebt  genannt*)  bezieht  sich  auf  den 
Krwerb,  die  Verwaltung  und  die  Verwendung  des  Slaatsvcrmögens.  In 
erster  Beziehung  besteht  es  in  der  ob  durch  das  s.  g.  Budget  wenigstens 
iin  .\llgemcinen  festgcstcllten  Steuergesetzgebung,  welche  Gesetze 
über  die  s.  g.  dircclen  .Abgaben  oder  Ober  die  indirecten  der  Zölle,  .Accise 
H.  s.  w.  enthält.  Die  wichtigsten  Zweige  der  Finanzvcrwallung  sind  die 
der  Dontänen  und  anderer  nutzbarer  Regalien.  Die  auf  die  Verwendung 
der  Staalseinkünbe  bezüglichen  Vorschriben  sind  durch  das  Staatsge.selz. 
d.as  Budget  oder  besondere  Gesetze  festgesetzt.  Auch  über  das  Verfah- 
ren in  Finanzsacben  bestehen  ob  eigne  Normen,  sowie  über  die  durch 
die  Finanzbehflrdc  innerhalb  der  Gränzen  ihrer  Competenz  ausznübende  .Ad- 
niinistrativjustiz. 

D.  Am  umfassendsten  ist  das  Polizeirccht  *),  indem  jetzt  in  fast 
allen  Staaten  die  Polizei  nach  allen  Richtungen  aul  das  durchgreifendste 
organisirt  ist.  Die  einzelnen  Zweige  derselben  sind  die  Sicherlicits  - oder 
Rcchlspolizei  (neustens  auch  Prävcntivjustiz  genannl),  die  Gesundheits-  oder 
Sanitäts-,  die  Sitten-,  Kirchen-  und  Schulen-,  die  Feuer-  und  Wasserpoli- 
zei, endlich  die  den  Schulz  und  die  mögliche  Förderung  des  .Ackerbaues, 
der  Gewerbe  und  des  Handels  bezweckende  Polizeigesetzgebnng.  Die  Nor- 
men des  Polizeircchls  sind  häufig  in  eignen  Polizeiordnungen  enthalten  und 
die  auf  die  Uebertretung  polizeilicher  Vorschriben  gcselzlcn  Strafen  in  Po- 
lizeislrafgeselzbüchem.  Manche  polizeiliche  .Anordnungen  sind  der  Auto- 
nomie der  Provincial-  oder  Lokalbehörden  überlassen. 


1)  Stnhl,  RcchUphiloa.  II.  2.  S.  410. 

2)  Bliin  tschli,  S.  594-OOS.  Stahl,  II.  2.  S.  418. 

3)  Stahl,  II.  2.  428.  RI  un  tschli,  S.  510.  Zachariä,  Vierzig  Bücher  vom 
Staat.  IV.  287.  Don  Anfang  eines  sehr  gelungenen  I.ehrhurhs  des  Würtenih. 
Piilizeireehls  gab  1847  Prof.  Hof  mann  heraus. 
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II.  Capilel. 

Getrhickllirbe  Ilariue  de«  deiUrhti  Siaatirerkti  '). 

EinIcUnng. 

1T3.  Eine  wcllhistorische  organische  Entwicklung  des  Slaalsrechts  hat 
nieht  staltgefiinden ; die  Erfassung  der  Slaalsidee  trat  bei  vielen  Völkern 
nie  ein  und  bei  den  wissenschafllich  vorgerückteren  erst,  nachdem  ihre 
Staaten  schon  Jahrhunderte  lang  bestanden  halten.  Bei  wenigen  blühte 
oll  nur  für  kürzere  oder  längere  Zeiträume  eine  rechtlich  festbegründctc 
und  zugleich  Dreie  Staatsordnung,  wie  bei  den  Griechen  und  Römern;  erst 
seit  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  bildete  sich  thcils  theoretisch  theils 
praktisch  das  s.  g.  allgemeine  Staatsrccht  aus,  das  man  neustens  auch 
geschichtlich  zu  begründen  versucht  hat.  *) 

Die  Slaatsenlwicklung  der  neueren  Völker  kann  nicht  als  die  Weiter- 
führung der  ja  ganz  vernichteten  Staaten  des  AUerlhums  angesehen  wer- 
den, wenn  gleich  das  Studium  des  letzten  auf  die  neueren  Umgestaltungen 
der  Staaten  von  Einfluss  gewesen  ist  Eine  gewisse  Gemeinsamkeit  in 
der  Geschichte  des  Staatsrechts  der  germanisch-christlichen  Völker  Euro- 
pas ist  (wie  oben  §.  K7.  88  ausgeführt  worden)  unläugbar,  doch  hat  die 
Staatsentwicklung  jedes  Hauplvolkes  ihren  eigenen  Gang  genommen,  und 
so  haben  wir  uns  bei  der  geschichtlichen  Beleuchtung  des  Staatsrechts 
auf  das  Volk  zu  beschränken,  auf  welches  bei  der  Darstellung  der  Rechts- 
wissenschaft unser  Hauptaugenmerk  gerichtet  ist;  dieses  Volk  ist  das 
Deutsche.  Deshalb  besteht  unsere  geschichtliche  Beleuchtung  des  Staats- 
rcchts  in  geschichtlichen  Uinrissen  des  deutschen  Staatsrechts,  wobei  wir 
die  Verfassung  Deutschlands  in  fünf  Hauplperioden  mit  grösstmöglicher 
Kürze  darstellen  werden,  indem  wir  zuerst  einen  Blick  auf  die  staatlichen 
Urzustände  Deutschlands  werfen,  dann  Deutschland  als  Theil  der  grossen 
fränkischen  Monarchie,  als  Lehns-  und  als  Bundesstaat,  zuletzt  in  seiner 
jetzigen  politischen  Gestaltung  als  Staatenbund  zu  beschauen  haben. 


1)  Die  Ueichichic  des  deuUehen  SlaaUrochts  ist  im  vorigen  Jahrhundert  u.  A.  von 
Füller,  im  gegenw.trligcn  in  den  Werken  Ober  die  deulsche  Sisals-  undRechli- 
geschichle  v.  Eichhorn,  Zöpfl  und  Waller  befriedigend  dargesiclll  worden. 
Die  Geschichle  der  einzelnen  Lehren  desselben  isl  ausreichend  berückskhligt  ini 
Lehrbuch  des  deulschen  Slaalsrechls  von  H.  A.  Zachariae.  2.  Aull.  1853. 

2)  Blunlschli,  Allgemeines  Slaalsrechl,  geschichüieh  begrandeL  München  1852. 
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Germaniens  Urverl'assung.  *) 

174.  Nach  den  ältesten  geschichtlichen  Nachrichten  *)  zerfielen  die 
Germanen  in  eine  Anzahl  Stämme,  deren  verschiedene  unter  einer  Gesammt- 
benennung  begriffen  waren.  Erst  zur  Zeit  der  Völkerwanderung  traten 
diese  Stämme  staatlich  vereinigt  in  grossen  Massen  als  Völker  mit  eignen 
Namen  auf,  welche  denselben  Jahrhunderte  lang  zum  Theil  bis  auf  die 
Gegenwart  gi'blieben  sind. 

lieber  die  Staatsordnung  ganzer  Stämme  haben  wir  aus  den  ffühslen 
Zeiten  nur  wenige  geschichtliche  Angaben.  Zur  Zeit  des  Tacitus  hatten 
einige  derselben  Könige  (Reges),  die  aus  einem  vornehmen  Geschlechte  ge- 
wählt wurden,  andere  nicht,  sondern  nur  in  Kriegszügen  aus  der  Zahl  der 
Tapfersten  gewählte  Duces.  •)  Dagegen  weiss  man , dass  das  ganze  von 
einem  Stamme  bewohnte  Gebiet  in  Bezirke  zerfiel,  die  Tacitus  pagi 
nennt,  und  in  welchen  wir  die  auch  später  durch  diesen  Namen  bezeich- 
neten  Gaue  wieder  erkennen.  Die  vollberechtigten  Bewohner  derselben 
stehen  in  einem  staatlich  geordneten  Verbände,  den  wir  den  Gauverband 
zu  nennen  pflegen.  * ) Er  erscheint  als  eine  überall  auf  gleichinässige 
Weise  organisirtc  militärisch-politische  Rechts^cnossenschaft 
der  freien  Grundeigenthümer  des  ganzen  Bezirkes.  An  der  Spitze  des 
Gaues  befindet  sich  ein  von  der  Gaugenossenschaft  gewählter  Vorstand,  den 
Tacitus  princeps  nennt,  und  der,  wenn  man  diese  frühen  Verhältnisse 
auf  andere  Weise  charakterisiren  will,  die  richterliche,  polizeiliche  und 
Militärgewalt  in  seiner  Hand  vereinigte.  *)  Es  umgab  ihn  ein  aus  hundert 
aasgewählten  Angesessenen  des  Gaues  gebildeter  Rath.  •)  Doch  wurden 
die  wichtigeren  Angelegenheiten  in  regelmässig  wiederkehrenden  Gauver- 
sammlungen  (conciUä)  berathen,  in  welchen  der  Gauvorsteher  den  Vorsitz 
führte  und  die  Anträge  zur  Zustimmung  oder  Ablehnung  an  die  bewaiffnet 
anwesende  Bevölkerung  brachte. ’)  Zu  diesen  Angelegenheiten  gehörten 


1)  Die  ncuitcn  Darstellungen  der  ältesten  Verfassung  der  Germanen  finden  sich  in 
G.  Waiti's  deutscher  Verfassungsgeschichte.  D.  I.  Kiel  1844.,  bei  Roth,  Ge- 
schichte des  Beneficial Wesens.  Erlangen  1850.  Buch  I.  c.  I.  n.  II.,  und  bei 
Walter,  deutsche  Rechtsgeschichtc  §•  U — S.  ferner  Eichburn's  deut- 
sche Staats-  und  Rechtsgeschichte  $.  11  — 19. 

2)  Sic  sind  enthalten  in  Cäsar's  CammenSarii  de  helle  gitllico,  besonders  in 
B.  VI.  und  in  des  Tacitus  Buche  de  merit.  GermuMerum, 

3)  Tacitus  c.  7.  Reges  ex  nehilitete,  ducee  ex  virSute  sumunt. 

4)  Walter,  $.  13.  14.  16. 

5)  Tacitus  c.  12  sagt  von  den  Prinripes:  jurn  per  p»got  vicosgue  reddmnt. 
Auf  ihre  Stellung  beziehen  sich  verschiedene  andere  Angaben  dieses  Schriftstel- 
lers in  C.  11.,  auch  schon  bei  CHsnr  de  belle  gnllico  VI.  23. 

6)  Tacitus  c.  12. 

7)  Tacitus  c.  11— 13.  Walter,  $.13. 
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die  Wiilil  des  Gaufürslen,  V'orschliige  neuer  Geselze,  Beschlüsse  über 
Krieg  und  Krieden  und  peinliche  Anklagen.  ')  Die  Gauversammlung  war 
zugleich  da.s  Gaugerichl.  * ) Die  Kriegsverlassung  der  Gaugenossenschall 
war  so  geordnet,  dass  dessen  walTenlaliige  Männer  in  Abllieilungcn  von 
Hunderten  zerßelcn’),  und  führte  wohl  zu  der  noch  später  vorkommenden 
Einthcilung  des  Gaues  in  Centbezirke.  *)  Ausserdem  waren  die  Gauvor- 
steher  noch  mit  einer  jetzt  sog.  Gefolgschaft,  d.  h.  Schaar  ausgewähl- 
ter ihnen  besonders  verpllichteter  Krieger  {Coim(es)  umgeben,  mit  welchen 
sie  Kriegszüge  unlcrnalimen.  ®)  Ob  auch  andre  als  Häuptlinge  an  der 
Spitze  einer  auserlesenen  Gefolgschaft  solche  unlemehinen  konnten,  ist 
neustens  eine  bestrittene,  meistens  verneinte  Frage  geworden.  •),  Ausser 
den  Königen  und  den  Gunvurslehern  liatlen  auch  die  Priester  eine  politische 
Gewalt,  handhabten  die  Ordnung  und  den  Frieden  in  den  Gauversamm- 
lungcn,  und  waren  allein  berechtigt,  den  freien  Germanen  mit  einer  Züchti- 
gungsstrafe zu  belegen.  ’)  Gemeinsame  Angelegenheiten  des  ganzen  Volks- 
stamines  oder  mehrerer  Gaugenossenschnflen  wurden  durch  Abgeordnete, 
die  in  bestimmten  Zeiten  zusammentraten,  bcralhen.  ') 

Der  Gau  zerfiel  nach  den  Gruppirungen  der  nie  zu  Städten  verbunde- 
nen Wolinsitze  in  Nachbarschafls-  (Mark-)  Genossenschaften  {tieij , deren 
Bewohner  auch  in  einer  Bcehtsgcmeinschafl  mit  einander  standen.  •) 

Die  Berührungen  der  Germanen  mit  den  anfangs  ihre  Unterjochung 
beabsichtigenden  Bümern  '*’)  hatte  niclit  blus  die  allgenieine  Wirkung,  dass 
sie  mit  der  römischen  Pivilisation  bekannt  wurden  und  sich  Manches  der- 
selben aneigneten,  sondern  noch  die  besonderen  Folgen,  dxss  Germanen 
massenweise  in  römische  Kriegsdienste  traten  und  mit  der  römischen 
Kriegskunst  sich  vertraut  machten,  so  wie  dass  die  Römer  ganze,  beson- 
ders an  den  Gränzen  des  Reichs  gelegene,  Länderstreken  mit  gemtanisclien 
Ansiedlern,  zum  Theil  Kriegsgefangenen,  bevölkerten,  und  dieser,  man  konnte 
sagen  in  Militärcolonien  zerstreuten  s.  g.  Laeti  zur  Vertlieidigung  des  Reichs 
sich  bedienten.  ' ' ) 


1)  Tüc.  c.  II.  12.  Wailz,  S.  53  folg. 

2)  Tac.  c.  12. 

3)  Tac.  c.  6.  Waller  *.  21. 

4)  S.  iibor  diese  Wailz  S.  32  folg. 

5)  Tac.  c.  13.  14.  Walter  J 22.  Wailz,  S.  86  folg  Itoth,  a.  a,  0. 

6)  S.  Wailz,  Verf.  üesrii.  I.  124 — 126  und  Roth  a.  a.  0. 

7)  Tacilii»  c.  7.  10.  11.  Walter,  §■  10- 

8)  T a c i I u 8 c.  36.  W a i I z , S.  60. 

9)  Tacil.  c.  12. 

10)  Eichhorn  *■  20—22.  Waller  $.  26.  27. 

11)  Rolli,  S.  37  folg. 
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Deutschland  als  Theil  der  (grossen  Irünkischen  Monarcliie.  ') 

1T5.  Es  musste  hei  verseliiedeiien  Veranlassungen  (§.  6T)  in  unse- 
rem Werke  erwähnt  werden,  wie  der  allgewaltige  Zusammenstoss  der  ger- 
manischen Völkerschallen  mit  den  Itömern  im  lünflen  Jahrhundert  die  Folge 
halle,  dass  den  lelzlen  der  wesUiche  Theil  ihres  Wellrcichcs  von  den  er- 
sten entrissen  und  in  eine  Anzahl  Königreiehe  zerstückelt  wurde.  *)  Einige 
dieser  Staaten  zerlielen  wdeder,  z.  H.  der  der  Osigollicn,  andere,  wie  der 
der  Burgunder  und  theilweise  der  Wesigolliische,  gingen  in  dem  zuerst 
durch  Chlodvig  (von  1S5  an)  erweiterten  Krankenreiehe  auf,  dem  die 
auf  dem  hcimalhlichen  Boden  heslehenden  Beiclic  der  Thüringer,  Alainaji- 
nen  (und  Sehwahen),  der  Bayern  und  der  Friesen,  sowie  unter  Carl  dem 
Crossen  auch  das  der  Longohardeii  und  das  Land  der  Sachsen  einverleiht 
wurden.  *)  Auf  diese  Weise  war  das  damalige  Deutsehland,  in  w'ie  weit 
es  niehl  noch  von  Slaven  bewohnt  wurde,  ein  Theil  der  frätikiselien  .Mo- 
narchie und  theiltc  die  Verlässung  derselben.  Diese  kam  erst  unter  und 
grossen  Theils  durch  Carl  den  Grossen  zu  ihrer  V’ollendung  und  halte 
folgende  Grundlage.  * ) 

I.  Die  Monarchie  Carls  des  Grossen  war  ein  als  Einheitsstaat  zur 
Erhaltung  des  F’riedens  mit  dem  Kaiser  als  weltliches  und  dem  l’ahsl  als 
geistliches  Oberhaupt  an  der  Spitze  organisirles  Christenreich. 

Der  Kaiser  ist  der  höchste  mit  dem  Königshann  ausgerüstete  Richter, 
der  Friedenshort,  der  Schirmvogl  der  Kirche  und  aller  hülfslosen  Perso- 
nen und  Genossenschaften , wie  der  Willwcn  und  Waisen  und  der  frommen 
Anstalten , nach  Aussen  Herr  des  Friedens  und  des  Kriegs , ohei'sler  Dienst- 
herr der  Vasallen,  Gesetzgeber  und  f.eiter  des  ganzen  Staates.  Die  Re- 
gierungsgcwalt  als  Eigenthum  des  Carolingischen  Hauses  ist  erblich  und 
Iheilbar;  beim  Antritt  der  Regierung  werden  die  Kaiser  oder  Könige  ge- 
krönt; Aachen  war  von  Carl  zur  Haupt-  und  Krönungssladt  des  jedesma- 
ligen Kaisers  bestimmt.  *) 


1)  Eichhorn,  §.82-90.  158-174.  W.ailz,  B.  II.  ZOpll,  §.  33-43.  Uoth, 
d,is  gaiuo  Werk  vom  2.  Biidi.  Walter  §.  35—1.30.  S.  noch  l'hillips, 
deutsche  ijeschichte  B.  II. 

2)  Eichhorn,  §.  21-22.  28.  27.  131.  136.  W, all  er,  §.  28-40. 

3)  LVher  die  SlaalsM  rfawiUiig  mul  (Ion  nogiormigsurgnnionuis  unter  Carl  dom  (irosacn 
und  soinon  N.achfolgorn  besitzt  man  ein  cign('s  Work,  nainlioh  das  von  Ado- 
lardiis  verfasste  und  von  Ilincninr  von  Rheims  erhalleno  Buoh  ile  Online 
Pnlntii.  Es  ist  öfter  gedruckt  z.  B.  in  Wuller’s  Vur/iiis  juris  Germaniri 
Tom.  III.  S.  761  folg.  Ausserdem  sind  die  Capitularien  eine  Hauplrjuelle  des 
öOenUichen  Rechts  der  fränkischen  Periode. 

4)  Eichhorn,  §.  158.  N.  II.  Walter,  §.  35  - 63.  88. 

5)  Eichhorn,  §.  82  u.  159.  Walter,  §.  60—62. 
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II.  Schon  unter  den  Merovingem  halten  alle  Angesessenen  dem  König 
einen  Eid  der  Treue  (Leudesamio  oder  juramentum  (ideUtatis)  zu  leisten, 
und  waren  deshalb  alle  seine  Fideles  oder  Leudes  ’ ) ; Carl  liess  sich  als 
Kaiser  (802)  nochmals  von  allen  einen  Eid  und  zwar  als  Imperator  einen 
Unterthaneneid  leisten , welcher  jedoch  ihrem  Stand  als  Freigebomen  kei- 
nen Eintrag  that. 

III.  Wie  unter  den  Merovingem  auf  dem  campus  Martins  zur  Heer- 
schau, hatten  sie  unter  ihm  auf  dem  campus  Mains,  so  wie  auf  anderen 
ausserordentlichen  Reichstagen  (Placita*),  Concilia,  Synodi)  zu  erschei- 
nen; die  geistlichen  und  weltlichen  Grossen  des  Reichs  (Mqßores,  Seniores, 
Optimales),  um  über  die  vor  sie  gebrachten  Staatsangelegenheiten  zu  be- 
rathen  und  ihre  Stimmen  abzugeben,  die  Uebrigen  {Minores),  um  die  Be- 
schlüsse und  kaiserlichen  Befehle  verkündigt  zu  erhalten.  Auf  die  Mai- 
vcrsammlung  brachte  jeder  die  immer  üblichen  Geschenke  für  den  König 
oder  Kaiser  mit.  Die  geistlichen  Grossen  waren  die  Bischöfe  und  Aebte, 
die  weltlichen  die  höchsten  Hof-  und  Staatsbeamten  und  die  Besitzer  grosser 
Immunithtsgebiete.  Beide  halten  noch  auf  einem  besondem  Reichstage  im 
Herbst  zu  erscheinen.  Allgemeine  Angelegenheiten  wurden  von  Allen  ge- 
meinsam berathen,  kirchliche  von  den  Geistlichen,  die  des  Königs  und 
andere  rein  weltliche  von  den  weltlichen  Grossen  allein.  *)  Die  Gesetze 
und  Verordnungen  gingen  übrigens  blos  von  der  Machtvollkommenheit  des 
Kaisers  aus;  die  Stände  des  Reichs  hallen  an  ihrer  Fassung  keine  Mit- 
wirkung in  Anspnich  zu  nehmen.  *) 

IV.  Man  findet  Hof-  und  Reichsbeamte  •);  die  ersten  waren  die  bei 
allen  germanischen  Grossen  vorkommenden  höheren  Ministeriales , als  der 
Comes  Stabnli,  der  Seneschalcus , der  Cubicularius  und  der  Camerarius  so 
wie  verschiedene  nicht  ersten  Ranges,  ausserdem  die  zugleich  als  erste  Re- 
gierungsbeamte  beständig  ihätigen,  nämlich  der  Referendarius  und  der  Comes 
Palatii.  Man  konnte  dem  ersten,  der  ein  Bischof  war  und  mit  dem  Can- 
ceüarius  als  Chef  eines  zahlreichen  Schreiberpersonals  der  königlichen 
Kanzlei  Vorstand,  den  Minister  für  die  geistlichen,  den  letzten  für  den 
ersten  SlaaUssekretär  in  anderen  Staatsangelegenheiten  erklären.  Dieser 


1)  Dau  die  Fideles  und  Leudes  keine  besonderen,  den  Königen  speciell  verbündeten 
Kriegslenic  waren , hat  Roth,  Geschichte  des  BeneScialwesens  S.  106  folg,  auf 
das  Ueberreugcndsle  dargethan.  Walter  J.  67. 

2)  Eichhorn,  §.  161—163.  Walter,  J.  92—93. 

3)  Hincmar  c.  35.  Eichhorn,  $.  162. 

4)  Hincmar  c.  35.  Walter,  g.  93. 

5)  Doch  wurde  der  vom  Kaiser  genehmigte  Reicbstagsbeschlnss  (Capitnla)  von 
allen  Anwesenden  unterschrieben.  Hincmar  c.  29.  Eichhorn  $.  161. 
Note  3. 

8)  Eichhorn,  J.  158—164.  Walter,  $.  89—90. 
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vertrat  auch  als  höchster  Hnfrichler  in  Verhinderungrallen  die  Stelle  des 
Kaisers.  ’| 

IV.  Das  ganze  Keicli  ist  in  eine  grosse  Anzahl  Gaue  {pagi),  meistens 
wie  sich  dieselben  von  Alters  her  gestaltet  hatten,  gctheilt.  Denselben 
oder  Thcilen  derselben  *)  stunden  als  höchste  Regicrungsbeainte  darin 
Grafen  {Comi(es)  vor,  welche  in  dem  Gebiete  ihrer  Grafschaft  (Comitatus) 
die  richterliche,  polizeiliche  und  die  Militürgewall  (als  Grafen  bann)  be- 
sassen,  auch  für  die  Beitreibung  der  kaiserlichen  Einkünfte  in  derselben  zu 
sorgen  hatten,  und  in  den  regelmässig  gewordenen  Gauversainmlungen  {placila 
mhiora,  Gauding)  präsidirten.  In  Verhinderunglüllen  vertreten  sie  Mini- 
sleriales,  unter  welchen  sehr  bald  die  Vicecomiies  die  verbreitesten  sind. 
Die  Grafschaft  zerflei  in  eine  Anzahl  kleinerer  Bezirke,  welchen  in  den 
nördlichen  Theilen  der  Monarchie  ein  Centenarius  (später  Cent-Graf,  auch 
wohl  Tunginus),  in  den  südlichen  ein  l'icarius  (französisch  später  Viguier 
genannt)  mit  beschränkter  Gerichtsbarkeit  und  Regierungsgewalt  verstand.  *) 

Die  alte  Gaugenusscnschaft  bestand  fort  und  war  in  allen  Beziehun- 
gen feiner  ausgeb  ildel  und  organisirt,  und  zwar  so,  dass  statt  in  der  Gau- 
versammlung  die  gewöhnlichen  Angelegenheiten  durch  lebenslänglich  er- 
nannte SchöiTcn  {Scabini)  bc.sorgt  und  das  gewöhnliche  Gericht  durch  sic 
gehalten  wurde.  Doch  war  das  Territorium  des  Gaues  häiiflg  durch  Im- 
munitätsgebiete  unterbrochen,  über  welche  die  genannten  Regierungsbe- 
amten keine  Gewalt  halten.  Solche  Gebiete  waren  alle  königlichen  Doma- 
nialbesilzungen,  die  der  Abteien  und  Klöster,  so  wie  jene  der  mildem  Rechte 
der  Immunität  begabten  weltlichen  Grundherrn,  ln  allen  Immunilälsgebic- 
ten  war  die  richterliche  und  Hegierungsgewall  den  von  dem  König  oder 
anderen  Immunitätsherrn  gesetzten  Beamten  übertragen,  z.B.  in  den  kirch- 
lichen dem  Vicedominus  oder  Advocahts  eceksiae.  *) 

VI.  Um  aber  die  Zustände  des  ganzen  Reichs  immer  zu  kennen  und 
die  Regierungsbeamten  zu  beaufsichtigen,  hatte  Carl  der  Grosse  das  In- 
stitut der  Sendgrafen  (Misst  dominici)  geschaffen,  welche  beständig 
die  einzelnen  Grafschaften  bereisten,  Gauvcrsammlungen  hielten,  die  Be- 
schwerden der  Eingesessenen  sich  vorlragen  Hessen,  und  nach  ihrer  Rück- 
kehr über  alles  dem  Kaiser  Bericht  erstatteten.  Mit  ihnen  reisten  zugleich 


t)  Alle  dem  König  bcionders  zu  Diensten  verbundenen  oder  zu  seinem  Gclolgc  ge- 
börenden  Personen  liiessrn  Atitrustionrs.  R o Iti  a.  a.  0.  S.  122  folg.  Wal- 
ler, {.  69. 

2)  Eichhorn,  J.  83.  64.  Waller,  $.  04—109.  An  den  Granzen  wurden 
Markgrafen  (Marckiottes,  Marehisi)  eingesetzt,  die  oft  inebrere  Grafschaften 
vereinigten.  Waller  g.  102. 

3)  Eichhorn,  §.  74.  83.  160.  164  — 172,  des  Verf.  französ.  Staats-  und  Rcehlsgc- 
schichte  I.  S.  128.  Waller,  $■  07—100. 

4)  Eichhorn,  §.  86.  172—173.  Waller,  g.  103—109. 
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Bischöfe  zur  Kcmilnissnafiinc  der  religiösen  und  kircldichen  Zuslände.  Die 
Monarchie  zerfiel  in  verschiedene  Sendgrafschafls-Geliicle  {Missaticä)  ' ). 

VII.  Der  Heerbann  war  von  Carl  dem  Grossen  wieder  hergeslellt  und 
neu  on,Miiisirl  worden  und  zwar  so,  dass  jeder  Grundherr  von  vier  Mauni 
vollsländig  bewairnel  zum  Heer  slossen  musste.  Die  Conlingenle  wurden 
von  den  Grafen,  Bischöfen  und  Acbicn  oder  von  Stcllvertrelem  derselben 
nngefiihrl  *).  Näher  dem  König  verbundene  Kriegsleule  waren  die  häufig 
durch  Commendalion  und  den  Genuss  eines  Benefieialguls  ihm  eng  ver- 
bundenen Vasallen  *). 

VIII.  Auch  die  Kirehenverfassung  war  ein  iiilegrirender  Theil  des 
Staates ; von  derselben  wird  im  siebenten  Cajiitel  dieses  Theiles  unsres 
Werkes  gehandelt  werden. 

IX.  Von  einer  Finanzverfassung  des  Deichs  *)  kann  kaum  die  Hede 
sein.  Die  llaui>leinkünnc  des  Kaisers  bestanden  im  Ertrag  der  Krongüter  *) 
{fisci  regii,  i'iUue  regiae),  über  dören  BewirthsehaMung  Carl  der  Grosse  "S8 
ein  eignes  Capi/uhire  de  Villis  erlassen  hatte,  ferner  in  dem  der  Münze, 
der  Zölle  und  andrer  jetzt  s.  g.  indireeter  .Abgaben,  dem  an  den  König 
fallenden  .Antheil  der  Bussgelder,  der  Brüche  (fredxim):  auch  waren 
die  schon  erwähnten  üblichen  Jabresgeschenkc  der  auf  dem  Maifeld  Er- 
scheinenden ergiebig.  Auch  musste  oft  der  Kaiser  mit  seinem  Hofe,  so 
wie  die  Sendgrafen,  Bischöfe  und  Grafen  auf  ihren  Reisen  immer,  verpflegt 
und  dabei  Spanndienste  (veredi  und  paraveredi)  geleistet  werden.  Den 
Hofaufwand  und  andere  allgemeine  Ausgaben  bestritt  der  Kaiser  aus  seinen 
Einkünften.  Den  Grafen  waren  Beneficialgüler  zur  Bestreitung  ihres  Un- 
terhaltes und  der  Regicrungsknsten  der  Grafschaft  als  bleibende  Dotation 
zugewiesen.  Auch  hatten  sie  einen  .Anlheil  an  den  Brüchen  •). 

Das  deutsche  Reich  als  feudalistischer  Einheitsstaat’). 

ITG.  Die  vier  Jahrhunderte  seit  dem  Tode  Ludwigs  des  Frommen 
sind  eine  Periode  der  Auflösung  der  Carolingischcn  Monarchie  zunächst  in 
eine  Anzahl  Königreiche,  dann  in  kleinere,  jedoch  durch  den  Lehensver- 
band  noch  geeinigte  Staaten.  Die  Auflösung  wurde  herbeigeführl  durch 
die  Gegensätze  der  romanischen  und  germanischen  Nationalität  der  in  ihr 
verbundenen  Völker,  durch  den  Grundsatz  der  Thcilbarkeit  der  Länder  bei 


1)  Eichhorn,  S 137  u.  160.  Walter,  S-  H9- 

2)  S.  Capilalaricn  v.  803.  807.  8tl.  817.  Eichhorn,  %.  180 — 169,  du»  Verf.  fr.in- 
zösisclic  Shaat.»-  und  Rcchlsgischichlc  I.  S.  157.  Waitz,  II.  471.  Waller, 
S.  124—131.  llolh,  S.  170  folg. 

3)  S.  oIh.ii  S 158.  Not.  Waller,  $ 72—79. 

4)  Eichhorn,  *.  171.  Waller,  119—123. 

5)  Waller,  J.  64. 

6)  Waller,  j).  96  .a.  E.  Roth,  S.  430—432. 

7)  Eichhorn,  Rd.  II.  Walter,  J.  97  folg. 
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deren  Vererbung,  endlich  diircli  den  der  Erblichkeit  der  Henelieien.  Von 
den  drei  813  durch  den  Verlnig  \nn  Verdun  iinler  l.udwigs  Sühnen  ge- 
stiflclen  Heidien  löste  sieh  das  Lothars  I.  zuerst  (im  J.  Kö.'»)  in  drei  König- 
reiche auf,  die  von  Italien,  Kurgund  und  Lothringen,  rm  den  ffesitz  des 
letzten  stritten  sich  die  Könige  von  Frankreich  und  Dentsehland,  doch  blieb 
es  von  925  an  im  llesilz  der  letzten.  .Anidi  kam  nnr.gmid  nach  dem  .\ns- 
sterben  seines  Königshauses  lO.Ti  an  die  letzten.  .\llc  Innf  Königreiche 
zerfielen  bald  in  eine  Menge  vererblicher  üenogthümer,  f'iralschafien  und 
geistlicher  Fnrslenihniner,  von  welchen  aber  die  französischen  von  Ludwig  VI. 
an  fast  alle  in  den  Besitz  iler  Krone  zuriiekkamen , so  dass  Frankreich 
wieder  ein  compacter  Einheitsstaat  wurde.  Sowohl  die  kaiserliche  Wörde 
als  der  Besitz  der  drei  813  errichteten  Königreiche  galten  als  Eigenihuin 
des  karolingischen  Hauses.  Bei  dessen  .Aussterben  in  Deutschland  wurde 
jedoch  kein  Mitglied  desselben  aus  der  französischen  Linie  gerufen,  sondeni 
durch  Wahl  zuerst  der  Salier  Conrad,  dann  919  Heinricli  der  Sachse  auf 
den  deutschen  Thron  erhoben,  und  von  den  llauplstänunen  der  Deutschen, 
nämlich  den  Franken,  Sachsen  und  Thüringern,  den  Schwaben,  den  Bayern 
und  den  Lothringern  als  König  anerkannt.  Lange  war  es  schwankend : 
ob  Deutschland  ein  Wahlreich  oder  eine  Erbinonarchie  werden  sollte;  doch 
trat  das  erste  ein,  aber  so,  dass  in  der  Regel  der  älleslc  Sohn  des  letzt- 
regierenden  Königs  sein  Nachfolger  wurde.  So  folgten  aus  dem  sächsischen 
Hause  auf  einander  93(>  Otto  I.,  auf  welchen,  nachdem  er  auch  die  longo- 
Ivardische  Königskronc  erlialten  hatte,  der  Dabsi  937  die  kaiserliche  so  ilber- 
tnig,  dass  jeder  deutsche  König  sie  tragen  sollte,  971  Otto  II.,  983  Otto  III. , 
1002  Heinrich  11.  Ihnen  succedirten  aus  dem  salisch  - fränkischen  Hause 
1024  Conrad  II.,  1039  Heinrich  IIL,  10.5«  Heinrich  IV.,  110«  Heinrich  V. 
und  diesen  die  h(dienslaullschen  Kaiser  1117  Conrad  IIL,  1 L5«  Friedrich  I.. 
1190  Heinrich  VI.,  1197  Philipp,  1218  Friedrich  II.,  welche  eine  Zeitlang 
den  Sachsen  Otto  IV.,  so  wie  der  letzte  Heinrich  Raspe  von  Thüringen 
121«7  zum  G(?genkaiser  hatten;  hierauf  trat  bis  1277  das  s.  g.  Zvvischen- 
reich  ein,  in  welchem  Wilhelm  v.  Holland  1217  und  Conrad  IV.  12.50  bis 
1251,  dann  Richard  v.  Cornwallis  und  Alphons  v.  Caslilien  nur  dem  Namen 
nach  Kaiser  waren.  In  Rudolph  v.  Habsburg  erhielt  .aber  das  Reich  wieder 
ein  wirklich  und  kräftig  regierendes  Oberhaupt,  dem  1291  Adolf  v.  Nassau 
folgto,  1298  des  ersten  Sohn  .Albrecht  und  1313  Heinrich  VII.  aus  dem  Luxem- 
burgischen Hause.  Nun  wechselten  Kaiser  aus  diesem  luxemburg-böhmisch 
gewordenen  mit  andern  aus  habsbnrg-öslreichischcm  Hause  bis  von  1137 
an,  als  .Albrecht  II.  die  Erbtochter  Sigismunds  geheirathet  hatte,  die  Kai- 
serkrone bei  dem  Hause  Oestrcich  verblieb.  Während  dieser  langen  Pe- 
riode wurde  die  kaiserliche  Gewalt  immer  mehr  beschränkt  und  die  der 
deutschen  Fürsten  so  sehr  gesteigert,  dass  die  IJindcr  derselben  sich  all- 
mählich zu  Staaten  gestalteten,  die  jedoch  durch  den  femlalistischen  Reichs- 
verband zusammengeh.alten  wurden.  Im  Jahr  1037  wurden  von  Conrad  II. 
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die  Reichslehen  rörtniich  für  erblich  erklärt;  1220  wurden  die  geistlichen 
und  1232  die  weltlichen  Fürsten  durch  die  kaiserliche  Bestätigung  der  we- 
sentlichsten Regierungsrechte  wirkliche  Landesherrn,  und  durch  Carls  IV. 
goldene  Bulle  erlangten  sieben  derselben  (die  Kurfürsten)  eine  so  grosse 
Erweiterung  ihrer  für  untheilbar  erklärten  I^andesherrlichkeil,  dass  sie  sich 
fast  nur  dem  Namen  nach  von  Königen  unterschieden.  Auch  vergrösserte 
sich  durch  Erbfolge  der  I^andesbesitz  verschiedener  andrer  so,  dass,  in  wie 
weit  dieser  gleichfalls  für  untheilbar  erklärt  wurde,  auch  sie  zu  Regenten 
von  grösserer  Bedeutung  emporstiegen. 

Die  wichtigsten  Ursachen  der  hiedurch  bewirkten  Umgestaltung  des 
Reichs  in  einen  zusammengesetzten  Staat  sind  nicht  nur  in  der  Erblichkeit 
der  Lehen  zu  suchen,  sondern  auch  in  der  Vermehrung  und  Vergrösserung 
der  Immunitütsgebictc  der  geistlichen  Fürsten,  dem  Princip  der  Wahlmo- 
narchie, in  dem  nationeilen  Gegensatz  des  nördlichen  und  südlichen  Deutsch- 
lands, in  der  Eifersucht  und  dem  Egoismus  der  Fürsten,  den  Streitigkeiten 
der  Kaiser  mit  den  Päbsten  und  in  dem  Zurückbleiben  der  Reichsstädte. 

Indessen  erweiterte  sich  das  deutsche  Reich  weil  über  seihe  ursprüng- 
lichen Gränzen  hinaus,  indem  alles  Land  jenseits  der  Elbe  bis  an  die  See 
und  die  Grenzen  Polens,  auch  das  Königreich  Böhmen  mit  demselben  ver- 
einigt wurden,  wie  (Jedoch  durch  Frankreichs  Eroberungen  verkleinert)  im 
Westen  Lothringen  und  im  Süden  das  burgundische  Reich;  ja  selbst  die 
polnische  Königskronc  wurde  vom  Kaiser  zu  Lehen  getragen,  während  er 
auch  König  in  Oberitalien  war.  .Auch  Dänemark  und  Ungarn  standen  das 
erste  in  einem  Lehnsverband,  das  zweite  in  einer  Personalunion  mit  Deutsch- 
land. 

ITT.  Die  Slaatsvcrfassung  Deutschlands  bildete  sich  im  Laufe  von 
siebenhundert  und  fünfzig  Jahren  dahin  aus,  dass  man  als  Maximilian  1493 
zum  Kaiser  erwählt  wurde  schon  ein  Reichs-  und  ein  Terrilorial- 
staatsrecht  unterscheiden  konnte. 

1.  Die  Gmndzüge  der  deutschen  Reichsverfassung  des  Mittelalters  ’) 
sind  folgende. 

A.  An  der  Spitze  des  (heiligen)  römischen  Reichs  deutscher  Nation 
stand  der  König,  und  zwar  der  gekrönte,  später  nur  noch  erwählte  römische 
Kaiser  *),  zwar  mit  verminderter  jedoch  noch  die  wichtigsten  Hoheitsrechte 
enthaltender  Rcichsgewalt.  Er  ist  Herr  des  Reiches,  Oberlehnsherr  der 
Reichsvasallen,  Dienstherr  der  Reichsminislcrialen,  Oberhaupt  der  Reichs- 
städte und  Reichsdörfer  und  Schirm-  und  Schutzheir  der  Reichsbislhümer 
und  Reichsabteien,  so  wie  aller  hülfsbcdürftigcn  Personen.  Als  Wächter 
für  des  Reiches  Sicherheit  und  seines  Rechtes  erlässt  er,  in  wichtigen  An- 
gelegenheiten in  Uebereinstimmung  mit  den  Rcichsständen,  die  nöthigen 


1)  Eichhorn,  J.  287  folg,  und  435  folg.  Zöpfl  g.  01  folg.  Walter,  g.  225. 

2)  Eichhorn,  $.  287—289.  Walter,  g.  225.  229. 
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Verordnungen  und  Reichsgeselze,  insbesondere  für  die  Aufreclilhaltung  des 
Landfriedens.  Alle  Gerichtsbarkeit  im  Reiche  geht  von  ihm  aus,  er  selbst 
ist  der  höchste  Reicbsrichter  und  Inhaber  der  nutzbaren  Reichsregalien,  wie 
des  Reichsmönz-,  Reichsforst-,  Reichspostregals  ii.  s.  w.  >),  die  er  aber 
zu  Lehen  vergeben  konnte.  Als  Kaiser  ist  er  oberster  Schirmherr  der 
ganzen  Christenheit  (dominus  mundi)  und  der  Kirche,  und  wenn  gleich 
nicht  über  die  sämmtlichen  christlichen  Könige  gesetzt,  doch  dem  Range 
nach  der  Erste  unter  denselben,  jedoch  allein  berechtigt  den  königlichen 
Titel  zu  crtheilen  *).  Indessen  erhob  ihn  die  Majestät  seiner  Würde  nicht 
über  das  Gesetz;  er  konnte  wegen  Verletzung  des  christlichen  Rechts  mit 
Kirchenbussen  belegt,  ja  selbst  in  den  Bann  gethan,  und  wegen  Verletzung 
weltlicher  Rechte  von  dem  Kürstengerichte  unter  dem  Vorsitze  des  Pfalz- 
grafen  angeklagt  und  von  ihm  gerichtet  werden  ^). 

Die  Wahl  des  Kaisers  wurde  Anfangs  durch  die  zu  einem  grossen 
Reichstage  unter  den  Herzogen  versammelten  Stämme  unter  der  Vorwahl 
besonders  mächtiger  Fürsten  vorgenommen,  später  (im  13.  Jahrhundert) 
von  einigen  dieser  letzten  als  Kurfürsten  allein  (prinripes  electores).  Die 
Zahl  derselben  war  durch  die  goldene  Bulle  grundgesclzlieh  auf  drei  geist- 
liche (die  Erzbi.schöfe  von  Mainz,  Trier  und  Cöln)  und  vier  weltliche,  die 
auch  mit  den  Reichsämtem  begabt  waren,  nämlich  den  Pfalzgrafen  bei 
Rhein,  den  Herzog  von  Sachsen,  den  Markgrafen  von  Brandenburg  und 
den  König  von  Böhmen,  festgesetzt  *). 

B.  Die  Reichsstände,  unter  deren  mannigfaltiger  .Mitwirkung  der 
Kaiser  die  Reichsregierung  führte,  zcrflelen  in  drei  Klassen,  in  die  Fürsten 
(principet),  die  Grafen  und  Herrn  und  die  Reichsstädte  *).  Zu  den 
ersten  gehörten  die  Herzoge  (auch  nachdem  Friedrich  I.  diesem  nach  H13 
wiederhergestellten  Amte  1180  seine  politische  Bedeutung  genommen  hatte), 
die  Bischöfe  und  gefürsteten  Aebte,  die  Markgrafen  und  längere  Zeit 
auch  die  vom  Kaiser  selbst  investirten  Grafen ; zu  den  zweiten  die  Grafen, 
die  ihr  Land  von  einem  geistlichen  oder  weltlichen  Fürsten  zu  Lehen  trugen, 
und  die  Allodial-  oder  Lehensbesitzer  reichsunmittelbarcr  Grundhcrrschaflen, 
davon  die  meisten  im  fünfzehnten  Jahrhundert  den  Grafentitel  führten.  Die 
Reichsstädte  gehörten  erst  im  dreizehnten  Jahrhundert  zu  den  Reichsständen, 
als  Abgeordnete  derselben  zu  den  Reichstagen  berufen  wurden.  Es  bestand 
noch  kein  verfassungsmässiger  Geschäilsgang  auf  den  Reichs-  oder  den 
Hoflagen;  doch  bildete  sich  im  fünfzehnten  Jahrhundert  das  Herkommen, 
dass  sich  auf  den  ersten  die  Kurfürsten  in  einem  eigenen  Collegium  ver- 


1)  W«ller,  } 227. 

2)  Eichhorn,  (.  289.  Wal Ic r,  $.  228. 

3)  Walter,  §.  229. 

4)  Eichhorn,  f.  287.  Walter,  g.  230—234.  243.  244. 

5)  Eichhorn,  g.  290—292.  435-  436.  Waller,  $.  235-237. 
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sanitnelleii , in  einem  zweiten  die  übrigen  Fürsten,  Grafen  und  Herrn,  in 
einem  dritten  endlidi  die  üeordneten  der  Uciclisslädlc  '). 

C.  Uie  sonstigen  Bestimmungen  des  Reiclisslaalsrechts  bczielien  sieb 
auf  das  Ueielisstaats-Gericlils-,  Bolizei-,  Kriegs-  und  Finanzwesen.  W'.-is  das 
erste  betrifft,  so  Itilden  dessen  Grunndsätze  einen  Tlicil  des  Brocessreclites. 
Fine  lleicbspolizei Verfassung  war  in  dieser  Periode  weder  dem  Na- 
men noch  der  Saclie  naelt  vorhanden ; doch  bezweckten  die  so  oft  wieder- 
holten Landfrieden  (§.  !)7.  <p)  vom  zwölften  Jahrhundert  an  die  Er- 
haltung der  öirentlichen  Buhe,  die  Anfliebung  des  Faust-  und  die  Be- 
sehiiinkung  des  Fehdercchts,  deren  furchtbarem  Missbrauch  vom  dreizehn- 
ten Jahrhundert  an  auch  die  Bündnis.se,  namentlich  die  der  Städte,  entgegen 
zu  wirken  bestimmt  waren.  Dagegen  kann  man  von  einer  Reichs  krieg  s- 
verfassung  schon  im  Anfang  dieser  Periode  sprechen  *).  Sie  ging  aus 
dem  allen  Heerbann  hervor,  erhielt  jedoch  zuerst  in  Folge  des  Lehnssystems 
lind  später  der  veränderten  Kriegslührung  eine  Umgestaltung. 

Alle  Rcichsstände  und  dem  Reiche  unmittelbar  unterworfenen  Gemein- 
heiten sind  zum  Reichsdienst  verpflichtet,  der  vorzugsweise  durch  ihre 
Ridcrschall,  jedoch  auch  durch  andere  Freie  geleistet  wird.  Eine  Reichs- 
dienslordmmg  setzt  die  zu  stellende  Mamischall  fest,  so  dass  von  je  zehn 
Mansi  Reiehsgutsbesilz  ein  Ritter  und  zwei  Knechte  zu  stellen  sind,  so 
wie  die  Bewaffnungsweisc  und  andre  Verpflichtungen  der  Krieger.  Sie 
haben  sich  unter  dem  Banner  ihres  Herzogs  zu  schaaren.  Das  des  Reichs 
wird  dem  Kaiser  vorgetragen  von  einem  Fürsten,  die  übrigen  sind  nach 
dem  Range  der  s.  g Hcerschilde  geordnet.  Die  Romerzüge  der  Kaisc-r 
gaben  schon  früh  Veranlassung  zu  einer  Art  von  Rcichskriegsordimng,  die 
in  der  Constitutio  de  expedilioiie  romana  aus  dem  11.  oder  lli.  Jahrhundert 
enthalten  ist  ^).  ,( 

Seit  dem  Gebrauch  des  Schiesspulvcrs  im  Kriege  war  die  Errichtung 
eines  stehenden  Keichshccres  aus  Landskncchlcn  und  geworbenen  Reitern  noth- 
wendig  geworden.  Es  wurde  zu  diesem  Behufe  14‘iT  bei  Gelegenheit  des  Hus- 
silenkriegs,  jedoch  ohne  Erfolg,  durch  das  ganze  Reich  die  Steuer  des  ge- 
rn e i n e n P f c n n i g s ausgeschrieben,  aus  deren  Ertrag  eine  geworbene  Mann- 
schaft unterhalten  werden  sollte.  Man  war  aber  genütlügl,  sich  mit  einer  s.  g. 
Reichsmatrikel  zu  begnügen,  welche  den  Reichsständen  des  Herren- 
slandes  und  den  Reichsstädten  die  von  ihnen  zu  stellenden  Contingente 
vorschrieb,  welche  auf  die  eine  oder  andere  Weise  aufzubringen  densel- 
ben überlassen  blieb  *). 


t)  Eicliliurn  $.  433. 

2)  Siehe  Slonzcl,  Coschichte  der  Kriegsvorfassung  Deiilsehhmds  vorzüglich  im 
Millebller.  Berlin  1820.  Eichhorn  *.294.  ZOpfl  S 49-  W a I Ic r §.  249— 252. 

3)  Sie  ist  nligedrurkt  bei  E ic h h orii  in  der  Anmerkung  zum  §.294  seiner  doultclien 
Staats-  II.  Kcrhtsgcsehirhle  und  lieiPcrIz,  JUonutnentit  Lrn.  II  Port  II.  p.  2 fg. 

4)  E ichhorn  § 417. 
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Die  königlichen  Einkünnc  boslandcu  ini  Erlrag  des  Reichsgiiles,  der 
flscalischen  Bezüge  aus  Zöllen,  dem  Münz  - und  Bergregal,  den  Juden- 
schuLzgeldern  und  den  Rciclisstencrn.  Doch  waren  alle  diese  Ouellen  we- 
nig ergiebig.  Das  Reichsgut  war  durch  die  .stets  widerkehrenden  durch 
augenblickliche  Nothstände  herbeigeführten  Verruisserungcn  und  Belehnun- 
gen bedeutend  vermindert;  das  Recht,  Zölle  aufzulegen,  so  wie  das  Münz- 
regal war  grösstenlheils  auf  die  Landesherren  und  die  Reichsstädte  über- 
gegangen , selbst  das  Regal  des  Judenschutzes  ward  wie  andere  Regalien 
verliehen.  Die  Auflage  einer  allgemeinen  Reichssteucr  war  unmöglich,  und 
so  musste  sieh  der  Kaiser  mit  den  von  dem  einen  oder  den  andern  von 
den  Reichsständen  geleisteten  Beisteuern  begnügen  * ).  lin  rünfzelmtcn 
Jahrhundert  Imtte  jedoch  die  durch  die  Reichsmatrikel  festgesetzte  Ver- 
pflichtung der  Stände  zur  Kriegshülfe  olt  die  Eolge,  dass  statt  der  zu  stel- 
lenden Mannschafl  oder  mit  derselben  Geldsummen  cinzuzahlen  waren  *). 

1T8.  Nachdem  die  Lehen  crblicti  geworden  w;rrcii,  verloren  die  in 
der  Amtsgewalt  der  Grafen  u.  s.  w.  enthaltenen  Befugnisse  in  der  Beziehung 
ihren  Character  als  öflentliche  Rechte , dass  sie  nun  als  ein  palrimuniatcs 
mit  den  dem  Reichsbeamten  zur  Belohnung  seiner  Dienste  und  Bestreitung 
der  Verwallungskoslen  erlheilten  Besilzlhümern  nothwendig  verbundenes, 
einem  Privalrechl  glcichkommcndcs  Recht  ihnen  zustand.  In  den  Immuni- 
tälsgebiclcn  war  diess  noch  mehr  der  Fall,  indem  hier  die  Grafengcwalt 
mit  dem  unveräusserlichen  Real  - oder  Immobiliarbcsitzthum  des  Bischofs 
oder  der  Abtei  verknüpit  war.  Durch  das  Aufgehen  der  Amtsgewalt  in 
dem  Renirechle  verwandelte  sic  sich  in  eine  palrimonialc,  alle  ihre  Rechte 
standen  dem  Grafen,  Bischof  u.  s.  w.  als  Land  es  herrlich  k eit  zu,  welche 
die  im  Banne  enthaltenen  Jurisdiclions - und  Regierungsrechte,  so  wie  die 
vom  Kaiser  den  Landesherrn  überlassenen  Regalien  begriff.  Durch  die 
kaiserlichen  Privilegienbriefe  v.  1220  und  1232  (§.  ITC)  war  der  Besitz 
aller  dieser  durch  Erlhcilung  des  im  herzoglichen  Amte  begriffenen  ober- 
sten Heerbannes  vermehrten  Rechte  für  immer  gesichert  Die  Landesherru 
waren  Fürsten  und  hatten  wenigstens  dem  Sinne  nach  die  in  einem  Inbe- 
griff einzelner  verschiedenartiger  Rechte  bestehende  Landeshoheit  *), 
die  sie  als  ein  ihnen  zukommendes  Privatrecht  ansahen  und  üblen.  Ihr 
Land  war  nicht  sowohl  ein  Slaalsterritorium  als  eine  grosse  Gulshcrrschail. 
welche  sic  zum  eignen  Vortheil  verwalteten.  Die  Zuständigkeit  ihrer  Macht 
über  Land  und  Leute  und  der  Ertrag  ihrer  Einkünfte  war  den  Fürsten 
Ilaupls.ache.  Von  diesem  Gesichtspuncle  aus  ging  auch  die  Landesorga- 
nisalion  vor  sich , die  Jedoch,  was  die  Gerichtsbarkeit  und  den  Heerbann 
betrifft,  noch  auf  der  alten  Grundlage  ruhte. 


1)  Eichhorn,  8-  2»1.  Zöpfl.S-  50.  W a 1 1 c r ,§.  245-218. 

2)  Eichhorn,  g.  438. 

3)  Eichhorn,  8-  299—301.  Zöpfl,  8 51-53. 
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A.  Wie  der  Kaiser  oder  König;,  halle  der  Landesherr  seinen  Hof  und 
seine  Grosshofbeamten  ‘ ) ; der  Kämmerer  stand  an  der  Spitze  des  Finanz-, 
der  Marschall  an  der  des  Kriegswesens.  Der  Kanzler  war  Staatssekretär. 
Der  Landesherr  hielt  seine  Hoflage  [curiae)  und  wenigstens  lange  Zeit  noch 
seine  (aus  den  allen  Gauversammlungen  hervorgegangenen)  Landtage  (pla- 
cita  minora)  * ). 

B.  Das  Verhällniss  der  Landeseingesessenen  zum  Regenten  war  nach 
der  Classe  der  Personen  verschieden.  Die  Prälaten  als  Inhaber  der  geist- 
lichen Besilzlhümer  und  die  Lehnsträger  des  Landesherrn  halten  eine  grös- 
sere Selbstständigkeit,  als  die  Städte,  diese  eine  grössere,  als  die  Bauern, 
deren  ein  grosser  Theil  als  Hörige  oder  Leibeigene  Unlerthanen  im  engsten 
Sinne  des  Wortes  waren.  Der  Landesherr  halle  die  durch  Herkommen 
oder  Privilegienbriefe  den  Prälaten,  der  Ritterschaft,  den  Städten  und  zuwei- 
len dcrLandschafl  als  solcher  zuslehenden  Rechte  zu  achten,  und  war  da- 
her in  der  Ausübung  der  gesetzgebenden  Gewalt  an  die  Zustimmung  die- 
ser majores  et  meliores  terrae*)  als  Landslände  gebunden,  die  ihrerseits 
ihm  in  Nolhfällen  auf  den  Landtagen  Subsidien  bewilligten,  doch  auch  die 
Abstellung  ihrer  Beschwerden  sich  ausbedungen*). 

C.  Wie  das  Gerichtswesen  in  den  einzelnen  Ländern  geordnet  war, 
wird  unten  bei  der  Darstellung  des  Processrechtes  (§.  194)  angegeben  wer- 
den. Die  Polizcigewalt  stand  dem  Landesherm  häufig  als  Voglei 
d.  h.  als  Schutzgewall  der  auf  seinen  Territorien  angesessenen  pfleghalXen 
Personen  zu,  und  verpflichtete  ihn  überhaupt  zur  Aufrechthaltung  des  Land- 
friedens *).  Die  wichtigsten  Zweige  der  Landesverwallung  waren  die  des 
Kriegs  - und  des  Finanzwesens,  a)  Das  in  der  Landeshoheit  liegende  Recht 
des  Heerbannes*)  berechtigte  den  Landesherm  von  seiner  Lehens  - und 
Dienslmannschafl  den  Reichsdienst  zu  fordern,  iniNothfalle  z.  B.  auch  zurVer- 
theidigung  seiner  Rechte  die  Landsassen  zur  Landwehr  aufzubielen  und  von 
Ihnen,  in  wie  weil  sie  nicht  Geistliche  oder  Ritter  waren,  die  gemeinen  Landes- 
kriegsfrohnden  zu  fordern.  Auch  konnte  er  um  Burgen  oder  Stadl-Vesten 
nnzulegcn,  die  zurLandesverlheidigungnölhigen  Subsidien  fordern,  oll  sogar 
erzwingen.  Im  fünfzehnten  Jahrhundert  hatten  die  mächtigeren  Landesherm 
eine  durch  Werbung  gebildete  Soldateska,  b)  Die  landesherrlichen  Ein- 


1)  W aller,  g.  258  folg. 

2)  Eiclihorn,  §.  309.  Walter,  g.  273. 

3)  Dies«  schreibt  schon  eine  ComtitMtio  Htttriei  VII.  v.  1231.  ausdrücklich  vor. 
Walter  S.  295.  n.  9. 

4)  Walter,  g.  264.  Eichhorn,  g.  309.,  besonders  Ungcr,  (jcschichte  der 
deutschen  Londslände.  Hannover  1844.  2 Bdc. 

5)  Waller,  g.  256  und  287. 

6)  Eichhorn,  g.  304—306.  W a 1 1 c r , g.  285—287. 
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k(inrie^)  bestanden  im  Ertrag  der  im  allgemeinen  unter  der  Benennung 
„Kammergutor“  begriffenen  fürsllielien  Domänen  aller  Art,  der  nutz- 
baren Regalien,  der  Strafgelder  und  Confiscationen , der  das  Grundeigen- 
tbum  belastenden  Gelälle  oder  anderer  Beden,  d.  h.  Abgaben,  welche  der 
l,amleslien-  vermöge  der  ilim  zustehenden  Voglei,  oder  zum  Zweck  einer 
ihm  aiiferlegten  Heerfahrt  n.  s.  w.  zu  erheben  bereclitigt  war;  endlich 
«US  den  von  den  Ständen  bewiiligten  Hülfen  oder  Steuern.  Einige  der- 
selben wurden  im  [.aufe  der  Zeilen  stehend  und  bildelen  mit  den  herge- 
brachten ordentlichen  Reden  die  Grundlage  einer  mehr  oder  vveniger  ge- 
ordneten Steuerverfassung.  Die  .Mannigfaltigkeit  der  Einkünfte  führte  zu 
einem  regeliniissig  sich  gestaltenden  Organismus  der  Cameralvcrwaltnng*). 

D.  Eine  be.sondere  Beachtung  verdient  die  Steilung  und  Verfn,ssung 
der  Reichsstädte  im  Millelaller ’ j.  Sie  hatten  sich  von  der  Herrschaft 
eines  Etmde.sherrn  frei  erhalten  oder  frei  gemacht,  und  durch  den  Erwerb 
der  Gerichtsbarkeit  und  anderer  Hohoitsrechle  ilie  Selbslrcgicru  ng  un- 
ter dem  besoiideni  Schutze  des  Kaisers  erlangt,  liatten  Silz  und  Slimmc- 
auf  dem  Reichstag,  waren  aber  dagegen  zu  den  aus  dem  Reiclisvcrtjand 
(licssenden  Obliegenbeilen  verpflichtet,  ftie  V'erfa.ssnng  war  anfangs  aristo- 
kratisch. später  gemischt,  und  wie  dem  Rath  ein  Reiehsvogt  oder  Schnl- 
tlieiss  Vorstand,  waren  ihm  die  von  üitn  für  die  verschiedenen  Zweige  der 
siüdtisehen  Verwaltung  mit  Besoldung  angeslelllen  Locidbeainlen  unterge- 
ben. Die  Einkünfte  der  Städte  bestanden  gleichfalls  aus  dem  Ertrag  von 
Domänen  und  nutzbarer  Regalien,  aus  Accisen,  welche  sie  auf  den  Ver- 
brauch von  Eebefisuiitleln  legten,  und  au.s  andern  pecimiärcn  Umlagen.  In 
manclier  Reiclissladl  befand  sich  auch  ein  kaiserlicher  Rurggraf. 

Das  deutsche  Reich  als  feudalistischer  Bundesstaat. 
(1495—1806)«). 

179.  Die  ersten  AnKingc  der  Umwandlung  des  deutschen  Reichs  in 
einen  Bundesstaat  sind  schon  in  der  rorhergehenden  Periode  sichtbar.  Wir 
finden  nämlich  eine  Steigerung  der  Landesherrlichkeit  durch  s.  g,  Privife- 
gia  de  non  evocando  schon  1370,  dann  Bündnisse*)  deutscher  Länder  un- 


1)  Eichhorn,  $■  302.  307—308.  Waller,  $■  281—284. 

2)  Eichhorn,  $.  430. 

3)  Eichhorn,  § 310-319.  Walter,  §.  276  u.  289.  Zöpfl,  g.  55.  Zu  vgl. 
Hüllmannn,  Stadicwcsen  im  Mittelalter.  Bonn  1826.  4Bde.  F.  I.öhcr,  Füralen 
und  Städte  zur  Zeit  der  Hohenstaufen.  Halte  1846. 

4)  VgLEichhornBd.lv.  Waller,  g.310 — 353.  H.  A.  Zac har iä, deutsche! Staals- 
und  Bundcsrcclil  2.  Aull.  Gült  1853.  B.  1.  g.  29 — 34.  und  die  wichtigsten  Lchr- 
bacher  des  deutschen  Slaatsrcchts,  insbesondere  aus  dem  vor.  Jahrhundert,  wie 
die  von  POIIcr,  Hlbcrlin,  Klüber  und  die  neusten  von  Leist  undGdn- 
n e r ( 1805). 

5)  Eichhorn,  B.  111.  g.  400.  402.  409. 
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lor  einander  zur  llandhuliung  des  Landfriedens  (1376 — 118G),  den  die  «e- 
Miiikene  Maclil  der  Kaiser  nielil  mehr  zn  sdiiuzen  iin  Slande  war.  Unter 
.Maximilian  inachlc  aber  die  hiindcsstaalliclie  Kiilwicklnn;;  des  Iteiehs  1495 
durch  die  Errichlun;;  des  Keiehskunimer);crichlcs  und  die  Kreisverfassung 
einen  weiteren  Schrill,  indem  jenes  liüehsle  Gerichl  von  dem  Kaiser  in 
Gcmeinschafl  mil  den  Ständen  besetzt  wurde,  und  diese  Kreise  Deutschlands 
eben  so  viele  Küderationen  der  in  jedem  verlragsmässig  geeinigten  Liinder 
waren.  Entschieden  wurde  aber  das  Ueich  ein  Bundesstaat  in  folge  der 
Waldcapilulalioii  Carls  V.  (v.  1521),  wodurch  \erlragsmässig  die  lloheils- 
reehlc  zwischen  dem  Kaiser  und  den  Begenlen  der  einzelnen  Länder  so 
getheilt  wurden,  dass  jenem  (jedoch  nur  in  der  Einigung  mil  diesen)  die 
höhere  Souveränität,  den  Fürsten  aber  die  niedere  zustand.  Bei  jeder  Kai- 
serwahl wurde  eine  neue  \Vahlca|iitidaliou  gem.achl;  schon  l(jC3  versuchte 
man  ein  stehendes  Formular  für  einen  solchen  Vertrag,  das  1711  zustande 
kam'),  und  obgleich  nicht  als  bleibeiules  rirundgesetz  des  deutschen  Keiehs 
sanclionirt , dennoch  die  Grundlage  der  folgenden  Acte  dieser  .\rl  blieb. 
Die  letzte*)  Kaisers  Franz  II.  enthält  3ü  Artikel,  die  zusammen  315  Para- 
graphen enthalten  und  allein  schon  den  bunde.sslaat liehen  (’haracter  des 
Beichs  auf  das  klarste  beurkunden.  Derselbe  tritt  entschieden  in  der  Be- 
forinalion  hervor.  Zwar  halte  iler  Kaiser  1521  auf  dem  Beichsl.nge  zu 
Worms  als  Schirmherr  der  Kirche  die  Acchlimg  des  von  ihr  mil  dem 
Bann  belegten  Luther  ausgesprochen;  aber  1.52,'i  schützt  schon  das  Tor- 
gauer  Bündniss  die  neue  Lehre , und  1.52G  wird  auf  dem  Beichslage  zu 
Speier  der  Vollzug  der  Wormser  Decrele  jedem  Beiehssland,  in  wie  weil 
er  es  vor  Gott  und  dem  Kaiser  \eraiitworlen  könne,  überlassen.  Der  Pas- 
sauer  Vertrag  von  1552  und  der  Beligiousfiieden  \on  1555  zeigen  uns, 
dass  dem  deutschen  Gesauunlslaat  vollbereehligle  Eiiizelslaaleu  gegenüber 
standen,  die  alsbald  während  des  dreissigjährigen  Krieges  Bündnisse  mil 
auswärtigen  Mächten  schlossen,  und  deren  Landesherru  im  weslphälischen 
Frieden  ihre  Landeshoheit  (,Soiircr(iiiiilr')  zueikaiinl  wurde.  Die  Verfassung 
des  deutschen  Beichs  als  eines  Bundesstaates  war  nun  (1618)  selbst  völ- 
kerrechtlich fcsigeslelll  und  dem  .\iisland  das  Bechl  gegeben,  gegen  jede 
wesentliche  Veränderung  derselben  Einsprache  zu  ihun.  Das  deutsche  Slaals- 
rechl  eiilwickelle  sich  nun  auch  wissenschalllich  in  zwei  Hauptrichlungen, 
indem  man  die  des  Beichs-  und  des  Terrilorialslaatsrechts  sich  entgegen 
setzte  und  in  eignen  Werken  bearheilclc. 

IbO.  Die  Beicli  s verfass  un g beruhte  allerdings  noch  auf  der  allen 
feudalistischen  Grundlage.  Aber  die  Grundsätze  des  Lchnrechls  wa- 
ren nur  noch  iheilweise  mnnssgebend,  indem  das  Verhällniss  des  Kaisers 
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zu  den  Ständen , der  Umfang  seiner  Rechte  und  die  wirklich  bestehende 
Reichsverfassung  in  den  wichtigsten  Punkten  durch  die  Wahleapitulntio- 
nen , das  weslphälische  Kricdensinslrunicnl  und  andre  verlragsniässig  ent- 
standene Gesetze  hestimnit  waren. 

A.  Die  dem  Kui.scr  als  Oberhaupt  des  Reichs  allein  ziistehendcn  Hechte 
waren  nur  noch  jura  reservata  meistens  von  geringer  Bedeutung.  .Andere 
Rechte  konnte  er  nur  mit  Zustimmung  der  Keichssliinde  ausüben ; nament- 
lich stand  die  gesetzgebende  Gewalt  nicht  ihm,  sondern  nur  Kaiser  und 
Reich  zu.  Und  obwohl  eine  Anzahl  Slaatsrechtslehrer  Iheorotisch  die 
plenitudo  poteslalis  ihm  noch  zuschrieben  und  die  den  Ständen  zukommen- 
den politischen  Berechtigungen  als  exceptionelle  Conecssionen  angesehen 
wissen  wollten,  so  fand  doch  factisch  das  Gegentheil  statt,  und  wurde 
auch  als  dem  Keichsstaatsreclite  gemäss  von  andern  vertheidigt  * ).  a)  Deutsch- 
land galt  dem  Princip  gemäss  als  eine  W.ihlmonarchie;  doch  wurde  der 
jedesmalige  Nachfolger  der  ostrcichischen  Erblande*)  zum  Kai.ser  auf  die 
althergebrachte  Weise  mit  vielen  Eeierlichkeiten  in  Frankfurt  gewählt  und 
in  Aachen  gekrönt*).  Die  Wahl  des  Churfürsten  von  Bayern  als  Kaiser 
Carl  VII.  (1T40 — 1745)  war  ein  misslungener  Versuch,  eine  andre  Ordnung 
der  Dinge  herbeizuführen.  Die  Erzämter  waren  nach  alter  Weise  unter 
die  Churfürsten  vcrthcilt.  Die  Zahl  dieser  letzten  stieg  von  7 auf  9 fort, 
später  auf  8 zurück,  indem  nach  der  Aechtung  des  Churfürsten  der  Pfalz 
dessen  Churstimme  1023  an  Bayern  kam,  nach  dessen  Restitution  aber 
( 1654)  demselben  zurückgegeben  wurde,  ohne  dass  Bayern  diese  Würde 
verlor,  die  aber  beim  Aussterben  des  bayrischen  Hauses  erlosch  (1777). 
und  das  Haus ‘Hannover  nach  dessen  Erhebung  auf  den  englischen  Königs- 
thron 1692  gleichfalls  diese  Würde  erhielt.  Im  Jahr  1&()5  wurden  auch 
der  Herzog  von  Württemberg,  der  Markgraf  von  Baden  und  der  Landgraf 
von  Hessen  zu  Kurfürsten  erhoben,  hatten  aber  keinen  Kaiser  mehr  zu 
wählen.  Der  letzte  führt  diesen  Titel  noch  jetzt*),  b)  Es  wurden  ver- 
schiedene Versuche  zur  Constituining  einer  durch  die  Mitwirkung  der  Kur- 
fürsten bedingten  Reichsregierung  gemacht,  sie  waren  aber  nicht  von  Dauer. 
Der  Kaiser  hatte  in  Wien  eine  Reichskanzlei,  deren  Vorstand  jedoch  nicht 
der  Erzbischof  von  Mainz  als  Erzkanzler,  sondern  ein  ihn  vertretender  Vice- 
kanzler  war.  Das  vom  Kaiser  in  Regierungsangelegenheiten  d.  h.  in  Reichs-, 
Staats-,  Lehens-  und  Gnadensachen  befragte  höchste  Collegium  war  der 
zugleich  das  höchste  kaiserliche  Gericht  bildende  Reichshofrath  inder- 
seiben Stadt*). 
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B.  Sehr  genau  waren  die  Verhällnisse  der  ini  Anfang  des  neunzehn- 
ten Jahrhunderts  in  324  Territorien  verlheillen  Reichsstände  und  des 
Reichstages  bestimmt,  a)  Niclil  alle  unmittelbare  Besitzer  von  Rcichsland 
halten  ReichsslandschaR,  namentlich  kam  dicss  Rcclil  nicht  der  ziemlich 
zahlreichen  und  in  Corporalionen  geeinigten  Reichsrittersch aft  zu. 
Welchen  Reiohsunmittelbarcn  diess  Recht  zukam.  war  durch  das  Herkom- 
men bestimmt,  und  nis  hiefür  mnassgebend  wurde  im  siebenzehnten  Jahr- 
hundert das  J.  I.>i2  als  Normaljahr  betrachtet;  doch  konnte  der  Kaiser 
die  Reichstandsehafl  verleihen,  und  wurde  durch  Reichsgcsctzc  (z.  B.  I(i54) 
die  Ausübung  derselben  von  nothwendigen  Bedingungen  abhängig  gemacht ' ). 

b)  Die  Berufung  des  Reichstages  hing,  was  Zeit  und  Ort  betrifft,  zwar  vom 
Willen  des  Kaisers  ab,  doch  blieb  der  l(iÜ3  in  Regensburg  cröffnete  Reichs- 
tag permanent  bis  zum  Untergang  des  Reiches.  Die  Rciehsständc  erschie- 
nen aber  nicht  in  Person  auf  demselben,  sondern  waren  durch  Reichstngs- 
gcsandle  vertreten,  t’iüher  wurden  seine  Beschlüsse  nach  der  Beendigung 
der  Versammlung  als  Reiclisabschiedc  (reerssus  imperii)  publiciii;  später 
als  Reichsschlüssc  (condusa).  Auch  Reichdcputalionsschlüssc  kamen  vor.  *) 

c)  Die  Reichsversammlung  zerfiel  in  drei  Collegien  oder  Curien,  das  der 
Kurfürsten,  das  der. Fürsten,  Grafen  und  Herrn  und  das  der  freien  Reichs- 
sladlc.  Diezweile  Curie,  auch  der Reichslürstenralh  genannt,  von  100 Stün- 
den bestund  aus  einer  geistlichen  Bank  mit  .3.'»  Viril-  und  2 s.  g.  Curiat- 
stiminen  der  schwäbischen  und  rheinischen  Prälaten,  und  einer  weltlichen 
von  50  Viril  - und  1 Cnriatsliniinen  der  wetlerauisehen , schwäbischen, 
iriinkischen  und  wesiphälischen  (iralencnrien.  Die  Zahl  der  Reichsstädte 
lici  von  G2  aul  51,  und  dieselben  waren  in  die  sch  w ii  b i s c h e und  rheinische 
Bank  abgetheilt Zu  einem  Beschluss  des  Reichsslugs  war  die  Ueberein- 
stimmung  der  drei  Curien  nöthig,  und  ein  solcher  hiess,  ehe  er  die  kaiser- 
liche Genehmigung  erhiell,  Sii/fraijium  imperii.  In  den  einzelnen  Curien  ent- 
scliied  in  der  Regel  Sliininenmehrheil,  doch  war  in  einigen  z.  B.  in  Religions- 
sachen  Slimmcneinlielligkcit  nöthig,  und  daher  wenn  diese  mehl  zu  Stande 
kam.  eine  ilio  in  partes  zulässig'*). 

C.  Ein  wesentlicher  Beslandtheil  der  Reichsverfassung  war  die  den 
Organismus  der  vollziehenden  Gewalt  im  Reiche  gestaltende  Kreisverfas- 
snng  ®).  Sie  bestand  in  der  corporaliven  Einigung  der  Herrn  der  zum  Länder- 
roniplex  eines  der  sehon  erwähnten  zehn  Kreise  gehörenden  Reichslande, 
welchen  das  Recht  der  Kreisslandschafl  zukam;  an  der  Spitze  eines  Jeden 
Kreises  stand  ein  erblicher  Fürst  als  Krcisdirector,  d.  h.  oft  mehrere  Stände 
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mit  dem  Rechte  des  Condirecloriunis.  Er  halle  durch  den  Kreishanptmann 
oder  Obersten  die  nölhige  militärische  Vollstreckung  der  reichsgcrichllichen 
Entscheidungen , die  Handhabung  des  J.andlricdens  u.  dgl.  zu  besorgen. 
Oie  Stände  jedes  Kreises  hatten  dazu  nach  Maassgabc  der  Rcichsmalrikel 
ihr  Contingenl  an  Kriegsvolk  bereit  zu  halten,  für  Geschütz  zu  sorgen  und 
zu  den  Kosten  der  Kreishülfe  auch  durch  ihren  Unterthanen  auferlegte 
Steuern  bcizulragcn. 

D.  Mit  der  Kreiseinlheilung hing  daher  mehr  oder  weniger  die  Reichs- 
kriegs-, Finanz-  und  Polizei  Verfassung  zusammen,  w’clchc  jedocli, 
wie  auch  die  Reichsgericlilsverfassung,  fast  immer  und  insbesondere  am  Ende 
des  achtzehnten  Jahrhunderts  sich  im  kläglichsten  Zustand  befanden'), 
a)  Das  Reichsheer  bestand  aus  den  nach  einer  Rciehsmalrikel  von  1.121 
gebildeten  Conlingenlcn  zuerst  in  1000  Mann  zu  Ross  und  20000  zu  Kuss, 
dann  in  12000  der  ersten  und  28000  der  zweiten  Gattung;  1T02  wurde 
das  Contingenl  verdoppelt,  1TD4  sogar  auf  das  fünffache  erhöht,  .\llein 
selten  war  die  Zahl  vollständig*).  Die  Truppen  bestanden  theilweise  aus 
geworbenem  Gesindel  aller  Art,  waren  nicht  gleichmässig  uniformirt,  nach 
der  Rangordnung  der  I.änder  verbunden,  so  dass  die  Olficiere  olt  ausSüd- 
deulschland  gestellt  wurden,  die  Gemeinen  aus  dem  Norden;  dazu  war  die 
Verpflegung  überaus  schlecht,  das  Exerciliinn  niangelhafl  und  überhaupt 
die  ganze  Reichsverfassung  so  schlecht,  dass  Moser  sagte:  man  solle, 
so  lange  sie  bestehe,  dem  deutschen  Reich  auf  ewig  verbieten,  einen  Krieg 
zu  führen,  b)  Ebenso  bedauerlirh  war  die  Reichslinanzverfassung:  fast 
alle  Reichsdomünen  waren  veräiissert  oder  verpfändet,  und  die  Reichskasse 
auf  die  der  Rcichsmalrikel  gemäss  geordnete  Umlage  der  s.  g.  Römermo- 
nale  zu  je  128000  fl.  beschränkt;  aber  die  Einzahlung  derselben  war  im- 
mer im  Rückstand,  cs  ging  kaum  die  Hälfte  der  Summe  ein.  Die  Reiehs- 
rilterschaft  bewilligte  ein  Subsitiium  charitativum^).  c)  Desgleichen  war 
das  Reichsgerichlswesen  in  dem  belrüblesten  Zustand.  Vom  Reichshofrath 
erwartete  man  seilen  ein  unparteiisches  Urlhcil ; das  Reichsknmmcrgcricht 
war  unzureichend  besetzt,  die  Beisitzer  schlecht  besoldet,  und  der  Proccss- 
gang  so  schleppend,  dass  eine  vom  Kaiser  Joseph  II.  veranstallete  Kammer- 
gerichtsvisitation 1TT2  herausstellle,  es  seien  Gl,2'.i3  bei  diesem  Gericht 
anhängige  Processe  unerledigt  '),  d)  Eine  Reichspolizei  gab  cs  der  Tliat 
nach  trotz  vier  stets  vermehrten  und  verbesserten  Polizeiordnungen  von 
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.1500,  1530,  1518  und  157T,  welche  vorziipswcise  die  Sitlenpolizei  bc- 
iweckicn.  nicht.  Sie  erstreckte  sich  .auch  auf  das  Müiizwcsen,  um  der  von 
den  einzelnen  Regierungen  ausgehenden  Münzverschlechterung  so  viel  wie 
möglich  entgegen  zu  wirken*). 

Dieser  beklagenswerthcii  öffentlichen  Zust.ände  ungeachtet  war  die 
grossentheils  auf  lehcn  - und  sonstige  privatrechllichc  Grundsätze  sich 
stützende  Wissenschaft  des  deutschen  Staalsreehts  sehr  blühend,  und  die 
Staatspraxis  für  die  sich  ihr  widmenden  Rechtsgelehrteu  überaus  einträglich, 

181.  Weit  befriedigender,  wenigstens  im  Interesse  der  Regierenden, 
waren  die  staatlichen  Zustände  der  einzelnen  deutschen  Länder*).  Die 
Landesholieil  hatte  sich  als  ein  compactes  Recht  gestaltet,  das  die  volle 
Herrschaft  und  Rcgicrungsgewalt  begriff,  mit  welcher  in  den  prolesUinti- 
schen  Ländern  auch  das  Kirchenregiment  verbunden  war.  Der  westphälische 
Frieden  gab  den  zu  einem  völkerrechtlichen  Verhältniss  zu  einander  stehen- 
den Reichsständen  auch  das  Recht,  zu  ihrer  Erhaltung  nnd  Sicherheit  nur 
unbeschadet  des  Kaisers  und  des  Reichs  Bündnisse  zu  schliessen;  an  die 
Reichsgerichte  konnte  in  den  grösseren  Territorien  nicht  mehr  appellirt 
werden.  Auf  diese  Weise  w.aren  die  Landesherm  wirklich  Souveräne  im 
vollen  Sinne  des  Wortes,  und  hatten  nur  noch  den  Kaiser  mit  sehr  weni- 
gen Rechten  gegen  sie  über  sich  *). 

A.  So  lange  der  .Amtsbegriff  bei  den  Markgrafschaften,  Herzogthümem 
u.s.w.noch  verwaltete,  blieb  die  Untheilbarkeit  derL€ande,  an  welche  sic  ge- 
knüpft waren,  noch  Grundsatz ; allein  diess  hatte  aufgehörl,  die  Länder  fingen 
an  in  so  viele  Herzogthüiner  und  Grafschaften  zerstückelt  zu  werden,  als  der 
letzte  Besitzer  männliche  Erben  hintcrliess;  erst  später  wurde  durch  Haiis- 
gesetze  der  Grundsatz  der  Erbfolge  nach  Primogenitur  wieder  eingelührt. 
und  bewirkte  in  manchen,  wie  z.  B.  in  Oestreich  und  in  Bayern,  n.aeh  und 
nach  erst  die  Vereinigung  derselben  in  einer  Hand  wieder*). 

B.  Wesentliche  Veränderungen  gingen  aber  in  der  Staatsverwal- 
tung*) vor  sieh.  Die  alten  Hoßmter  bestanden  als  erbliche  Ehrenämter  mit 
den  hergebrachten  Erträgnissen  fort.  Der  wirkliche  Dienst  wurde  aber 
durch  besoldete  Hof-  und  Regier ungsbeamte  versehen.  Der  Kanz- 
ler ward  zum  Vorsitzer  eines  bleibenden,  meistens  aus  Doktoren  oder 
Lizentiaten  der  Rechte  gebildeten  Collegium , das  der  Hofrath , die  Kanz-* 
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ley  oder  Regierunf;  genannt  wurde.  Die  wicliligsten  Angelegenheiten  waren 
aber  selbst  Vorbehalten,  und  wurden  durch  einen  engem,  d.  h. 

Geheinienrath  mit  ihm  beralhen.  Für  die  Verwaltung  der  landesherrlichen 
Einkünlte  ging  aus  dem  Kümmererami  die  II oT-  und  Domänenkammer 
hervor.  .An  der  Spitze  des  (ierichtswesens  stand  ein  llurricliter  und  ein 
höchstes  landesherrliches  (Jericht  unter  \erschiedencn  Üenennungen.  Die 
Cnmeral-  oder  Finanz-,  Polizei-  und  Gnadensachen  waren  als  eigne  Zweige 
den  Justizsachen  in  der  Rehandlungsweise  entgegengesetzt.  Im  l.aufe  des 
achtzehnten  Jahrhnnderis  bildete  sich  das  Heamtenwesen  auf  eine  für  die 
persönliche  l,age  der  Beamten  sehr  günstige  Weise  aus.  Die  Dienstprag- 
maliken  sicherten  ihre  Selbstständigkeit  und  Finkünfle.  Die  deutschen 
Staaten  gestalteten  sich  wie  viele  andere  als  Beamtenstuaten  und  der  s.  g. 
Beamtcnsland  als  der  htdiere  dem  Bürgerstand  gegenüber. 

C.  Der  .AI)solnlismus  hatte  in  den  zahlreichen  grösseren  oder  kleineren 
Monarchien  Deutschlands  allerdings  in  den  Stänilen  ')  noch  eine  Schranke; 
in  den  meisten  bestand  sie  jedoch  nur  dem  .Namen  nach.  Fs  wurden  von 
den  Prälaten,  der  Bilterschnft  (wo  sieh  eine  solche  vorländ)  und  von 
den  .Abgeordneten  der  Städte,  zuweilen  auch  der  I.andschafl,  Landtage  ge- 
halten und  in  den  Curien  derselben  die  vcrscbiedenartigslen  .Angelegen- 
heiten berathen;  doch  war  der  Hauptzweck  derselben  die  Bewilligung  von 
Beden  mul  Stenern,  welche  die  landesherrlichen  Beamten  durch  Mittel 
aller  Art  von  den  Ständen  zu  erhalten  wussten.  In  manchen  Ländern, 
z,  B.  in  Württemberg,  waren  die  Keehte  der  Landslände  und  ihres  Aus- 
schusses durch  Verträge  mit  andern  lleichslfirslcn  garanlirt.  .Allein  in  den 
meisten  wurden  die  Stände  entweder  nicht  mehr  einberufen  oder  in  Schat- 
tenbilder verwandelt.  Die  sieh  vollendende  Alleinherrschall  der  Landes- 
heim  stützte  sieh  auf  Theorien  der  Publicislen.  deren  Dogmen  eine  llaupt- 
grundlage  des  Territorialstaatsrechls  wurden. 

D.  Obgleich  «las  Recht  des  Krieges  der  Reichsstände  sehr  beschränkt 
und  gegen  Kai.ser  und  Reich  oder  andere  Reichsstände  gar  nicht  zuständig 
war,  so  führten  sie  doch  hei  jeder  Vcr.anlassung  Krieg  untereinander, 
wurden  auch  nur  zu  oft  in  die  europäischen  Kriege  verwickelt  und  muss- 
ten daher  die  Ausbildung  ihres  Heerwesens*)  sich  sehr  angelegen 
sein  lassen.  .Auch  gedieh  dieses  in  verschiedenen  deutschen  Ländern  sehr 
wohl,  insbesondere  deren  lleirn  zugleich  eine  Königskrone  trugen,  wie  in 
Preussen,  Sachsen  u.  s.  w.  An  die  Stelle  der  auf  den  Lehndienst  und 
die  Ritterschaft  sich  stützenden Landesmacht  waren  längst  Söldnerl nip- 
pen getreten,  die  man  anfangs  nur  für  einzelne  Unternehmungen  warb. 
Aber  im  achtzehnten  Jahrhundert  war  das  System  eines  stehenden,  theils 
durch  .Aushebung,  mehr  aber  noch  durch  Werbung  um  Geld  gebildeten 


1)  Eichhorn,  S-  546.  47.  Wall««r,  J.  342. 

2)  Eichhorn,  S-  55t.  Waller,  S-  345.  Perthes,  S.  178  folg. 
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Heeres  iiberoll  herrschend,  und  wurde  die  Grundlage  der  Vergrösserung 
vor  allem  des  Preussischen  Staates , der  allmählich  zu  einer  europäischen 
Macht  heranreifte.  \ 

E.  Mil  gleicher  oft  noch  grosserer  V'orliebe  wie  das  Kriegs-  wurde 
in  den  einzelnen  Territorien  des  Ueiclis  das  Finanzwesen  ')  geVflegU 
Die  Einkunftsmasse  aus  den  Kammergiitern,  den  Beden  und  Steuern,  sowie 
aus  den  nach  staatsrechtlielien  Prinzipien  soviel  wie  möglich  erweiterten 
Regalien  reichte  aber  in  den  meisten  Ländern  bei  der  schlechten  Finanz- 
verwaltung, der  Vermehrung  des  Kriegsaufwandes  und  des  die  Landes- 
krüfle  übersteigenden  Luxus  der  Höfe  nicht  aus.  Es  wurden  Schulden 
eontraliirt,  der  Ertrag  der  Zölle  oder  sogar  Stöcke  des  Territoriums  ver- 
pfändet, die  einmal  bewilligte  Steuer  für  beständig  erklärt,  und  in  vielen 
Ländern  sogar  der  Grundsatz  der  willkührtichen  Besteurung  wenigstens 
der  Bürger  und  Bauern  praktisch  geltend.  Durch  die  Einführung  der 
Accise  wurden  auch  die  privilegirten  Stände  indirekt  besteuert.  Es  gab 
nun  zur  Erhebung  und  Vermelirung  der  herrschaftlichen  Einkünfte  eine 
Masse  von  Finanzbeamlen  mit  den  verschiedensten  Titeln,  als  Rentmeister 
Amlskeller,  Zollschreiber,  Forstmeister,  über  welchen  wieder  höhere  und 
über  allen  die  Hofkammern  standen. 

• F.  Eine  besondere  Sorgfalt  ward  der  Landespolizei*)  zu  Theil; 
es  gab  nicht  biosollgemeine  Polizei-  und  iMaletizordnungcn,  sondern  auch 
Markt-,  Gewerbs-  Handelsordnungen  u.  dgl.  Das  Passwesen  kam  gegen 
Fremde  auf;  die  Sitten-  und  Luxuspolizei  wurde  sehr  ausgedehnt.  In  dem 
letzten  Viertel  des  Jahrhunderts  setzten  sich  manche  Regierungen  die  Be- 
glückung des  Landes  durch  neue  durchgreifende  polizeiliche  Uebcrwachung 
selbst  der  Lebensweise  der  Unterthanen  zum  Ziel,  wie  z.  ß.  durch  das 
Verbot  des  KalTeetrinkens  u.  a.  ähnliche.  *) 

Deutschland  als  Slaatcnbiind  ■*). 

1S2.  Der  ganze  politische  Zustand  des  deulsc.hen  Reichs  war  von 
der  .Art,  dass  es  dem  ersten  krältigen  Sturm  von  Aussen  unterliegen  musste. 

Die  Erhebung  des  Kurfürsten  von  Brandenburg  zu  einem  König  von  Preus- 
sen  und  die  Vergrössenmg  der  neuen  zum  Theil  ausserdeutschen  Monarchie 
durch  Friedrich  II.  hatten  Deutschland  ein  zweites  mit  Oestreich  rivalisi- 
rendes  Centrum  gegeben,  dessen  Befestigung  der  Zweck  des  von  Friedrich 


1)  Waller,  S-  349.  II.  A.  Z aclia  r i.a c , j».  199-200. 

2)  Waller,  g.  350. 

3)  Perlhcs,  S.  142  Mg. 

4)  Haiipiwcrke  sind  Kl  über,  üirenlliches  Kfclil  des  deiitsdioii  Hundes  und  der  denl- 
seben  Biindesslanlrn,  4.  .\iifl.  1840  und  II.  A.  Z ach a r i ae,  deultches  Staats • und 
Bundesreelil  J.  35  folg.  Ausserdem  sind  zu  vergleichen  die  LehrbOcher  von 
Mau  re  n b r e c he  r,  Zdpfl,  Weiss  u.  a. 
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dem  Schein  nach  für  die  Erhalliin^  der  Reiclisvcrfassung  gestiflelen  Für- 
slenbundes  war.  Die  französische  Ucvoliition  einii;(e  1792  die  beiden 
Grossmiieiile  auf  kurze  Zeit,  der  von  ihnen  mit  dein  Reiche  unlernuniinene 
Krieg  gegen  Frankreich  fülirtc  aber  znniieiist  ziini  Verluste  des  linken 
Rheinufers  und  der  i)in  sanelionirende  Lünevillcr  Friede  (den  T.  Novbr. 
1801 ) zur  Reeonslruktion  der  Reichsverfassung  ilureh  den  von  Frankreich 
und  Russland  s.  z.  s.  dictirten  Reichsdepulations  Hauplschluss  v.  Ib03,  der 
die  Siieularisirung  der  geistlichen  Fürstenlhümer  und  Besitzungen  und  die 
s.  g.  Mediatisirung  der  meisten  Reichsstädte,  so  wie  vieler  kleineren  Reiehs- 
länder  zur  Folge  halle.  .Allein  dieser  Zustand  bildete  nur  den  Uebergang 
zur  förmlichen  Aullösung  des  deutschen  Reiclis,  das  Napoleon  nach  der 
Stiftung  des  Rheinbundes  mit  einer  Anzahl  deutscher  Landesherrn  (den 
12.  Juli  1806)  nicht  mehr  anerkennen  zu  wollen  erklärte.  Die  Verbünde- 
ten sagten  sich  vom  Reich  los  (den  1.  .Aug.  1806).  Franz  II.  legte  den 
6.  Aug,  darauf  die  deutsche  Kaiserkrone  nieder  und  entband  sie  von  den 
Reichspflichten.  Die  Rheinbundesfürsten  erhielten  nun  das  Recht  der  Sou- 
veränität im  modernen  Sinne  des  Worts,  sahen  deshalb  auch  die  bisher 
bestehenden  geschichtlich  begründeten  Verfassungen  ihrer  Länder  für  auf- 
gehoben an  und  constituirten  und  organisirlen  ihre  neuen  Staaten  aus 
eigner  Machtvollkommenheit  nach  Prinzipien,  die  sic  ihren  Interessen  für 
angemessen  hielten.  Es  gab  nun  ein  s.  g.  Staatsreebt  des  Rheinbundes, 
wodurch  auch  die  Stellung  der  früheren  Reichsunmittelbaren,  deren  noch 
viele  mediasirt  worden  waren,  wenigstens  Iheil-  oder  beziehungsweise 
regulirt  wurde. 

Beim  Sturze  der  Napoleonischen  Herrschaft  in  Deutschland  wussten 
aber  zuerst  die  mächtigeren,  dann  auch  die  übrigen  Mitglieder  des  Rhein- 
bundes durch  Verträge  mit  den  Alliirtcn  ihre  Souveränität  zu  retten  und 
zu  befestigen,  so  dass  schon  durch  den  Pariser  Frieden  vom  30.  Mai  1811 
das  politische  Band  der  deutschen  Länder  als  das  eines  Slaalenbundes 
festgestellt  und  durch  die  auf  dem  Wiener  Congress  den  8,10.  Juni  IHl.'i 
Unterzeichnete  Bundesakte  als  .solcher  eonslituirt  wurde.  Die  .Mitglieder 
des  Bundes  waren  3ö  Monarchien  und  1 Republiken;  unter  den  ersten 
aber  Üestreich  und  Preussen  von  einem  so  vorwaltcnden  Einfluss  auf  das 
Ganze , dass  die  übrigen  mit  Ausnahme  derjenigen , die  zugleich  noch 
selbstständige  europäische  Mächte  sind,  obwohl  rechtlich  selbstständig, 
doch  faktisch  denselben  als  untergeorditet  erscheinen. 

Die  Bundesakle  enthält  in  20  .Artikeln  die  Fundament.albestimniungen 
der  neuen  Ordnung  der  Dinge ; die  Organisation  des  Bundes  wurde  durch 
spätere  Verträge,  besonders  durch  die  s.  g.  Wiener  Schlussakte  vorn 
LA.  .Mai  1820  in  65  .Artikeln  vollendet.  Es  gab  von  nun  an  statt 
des  früheren  Reichsstaatsrechts  ein  deutsches  Bundesrecht  und  ein 
Staatsreebt  der  einzelnen  Länder,  aus  dessen  gemeinsamen  Bestim- 
mungen verbunden  mit  doctrinellen  Dogmen  und  den  noch  anwendbaren 
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Grundsätzen  des  trüberen  Rechts  mnn  ein  System  des  deutschen  Staats- 
rechts construirtc , welclics  daher  deutsches  Staats-  und  Bundes- 
rechl  ist.  ') 

Da  der  Zweck  des  deutschen  (sehr  lockeren)  Bundes  (nach  Art.  2 
der  Bundesakte)  nur  die  Erhaltung  der  äusseren  und  inneren  Sicherheit 
rtciitschlands  und  der  Unabhängigkeit  und  Unverletzbarkeit  der  einzelnen 
deutschen  Staaten  ist,  und  was  die  innere  Sicherheit  betrifft,  nur  durch 
eine  strenge  Uebcrwachung  aller  Klassen  der  durch  den  Partikularisnius 
der  deutschen  Staaten  auseinander  gehaltenen  deutschen  Bevölkerung  er- 
zielt werden  konnte,  so  wurden  bei  dieser  bald  ein  Drang  nach  grösst- 
möglicher  Freiheit  und  Einheitsbestrebungen  andrerseits  rege, 
welchen  aber  von  Seilen  des  Buniles  und  der  seit  1816  ihn  vertretenden 
Bundesversammlung  iii  Frankfurt  keine  Rechnung  getragen  w'urde.  Das 
Freiheits-  und  Einheitsgefühl  machte  seil  18H0  von  Jahr  zu  Jahr  grössere 
Forlschriile  und  führte  (in  Folge  der  französischen  Februarrevolution)  im 
März  1818  eine  politische  Krisis  herbei,  in  welcher  zum  erstenmal  durch 
eine  das  ganze  deutsche  Volk  vertreten  sollende  zu  Frankfurt  im  Juni  zu- 
sammentrelendc  s.  g.  Nationalversammlung  der  Versuch  zu  einer 
wcilgreifenden  Umgcsiallung  Deutschlands  gemacht  wurde,  al»er  in  Folge 
der  Ueberslürziingcn  der  extremen  Parteien  und  des  Mangels  politischer 
Reife  der  ganzen  Versammlung  so  wie  andrer  Ursachen  gänzlich  misslang. 
Die  deutsche  Freiheit  sollte  vor  allem  durch  die  den  21 2T  Decbr.  1848 
sanclionirten  Grundrechte  des  deutschen  Volkes  gesichert,  die  Einheit 
durch  eine  von  der  Nationalversamndung  den  27.  März  18-19  volirle  Reichs- 
verfassung erzielt  werden,  welche  alle  Deutschen  Staaten  mit  ihren  Lan- 
desherrn oder  Regierungen  einem  Kaiser  nebst  höchsten  Reichsregiment 
u.  s.  w.  untergeordnet  haben  wollte.  .Allein  Oestreich  zog  sich  von  diesem 
Verfassungswerk  ganz  zurück  und  der  König  von  Preussen  schlug  die 
ihm  angebotene  Kaiserkrone  aus.  Er  versuchte  dann  durch  das  s.  g. 
Dreikönigbündn  iss  (zwischen  ihm  und  den  Königen  von  Sachsen  und 
Hannover)  den  26.  Mai  1849  einen  neuen  Weg  zur  Ausführung  einer 
Reichsverfassung  Deutschlands,  und  gewann  dazu  den  Beitritt  einer  grossen 
Zahl  der  kleineren  deutschen  Staaten;  der  Abfall  Hannovers  und  Sachsens 
vereitelte  aber  den  ganzen  Plan ; ein  den  20.  März  1850  in  Erfurt  eröffne- 
tes  Unionsparlament  führte  nur  zu  einem  Provisorium.  Es  trat  ihm  das 
s.  g.  V'icrkönigsbündniss  mit  einem  andern  Entwurf  einer  deutschen  Ge- 
sammtverfassung  im  Febr.  18.70  entgegen,  führte  jedoch  auch  zu  keinem 


1)  Diesen  Titel  führt  auch  ilns  neuste  von  uns  üfltr  angcTUhrle  Lehrhuch  dieses 
Zweigs  der  deutschen  Rechtswissenschaft,  n.’inilicii  die  1853  erschienene  2.  AiilL 
des  l.ehrhuchs  von  It.  A.  Z a c h a r i a c.  Eine  rharaklerzeiehnung  dieses  Zweigs  der 
deutschen  Rechtswissenschaft  enthält  die  öfter  von  uns  angeführte  Schrift  Ger- 
hers  Ober  öffentliche  Rechte.  Tüh  1652. 
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Erjjebniss.  Nun  kam  den  20.  Mai  IfiöO  auf  Ocslreichs  Einladung  die 
deutsche  Bundesversammlung  in  Frankfurt  wieder  zusammen,  wurde  aber 
erst,  nachdem  den  29.  Novbr.  IKtO  auch  Preussen  sie  wieder  anerkannt 
hatte , von  allen  deutschen  Regierungen  beschickt.  Im  necember  1K50 
war  die  Restauration  der  Bundesverfassung  von  1815  von  allen  Regierungen 
anerkannt.  Die  1818—49  als  Reiehsgesetze  imblieirlen  Beschlüsse  der 
Nationalversammlung  wurden  wieder  ausser  Kraft  gesetzt,  insbesondere 
wurden  durch  einen  Beschluss  der  Bundesversammlung  v.  23.  Aug.  1851 
die  Grundrechte  des  deutschen  Volks  für  aufgehoben  erklärt. 

IKi  Die  Vertassung  und  Organisation  des  deutschen  Bundes  ')  ist 
ihren  Grundzügen  nach  folgende. 

A.  Der  deutsche  Bund  ist  ein  völkerrechtlicher  Verein,  welcher  nach 
Art.  1 u.  2 der  Wiener  Schlussakte  in  seinem  Innern  als'  eine  Gemein- 
schaft von  jetzt  an  selbstständiger  unter  sich  unabhängiger  Staaten,  in 
seinen  äusseren  Verhältnissen  aber  als  eine  in  politischer  Freiheit  verbun- 
dene Gesammtmaclit  besteht,  sich  aber  in  so  weit  einem  Bundesstaate 
nähert,  als  die  M.ajoritätsbeschlüsse  der  Bundesversammlung,  wenn  sie 
von  ihren  Regieningen  gutgeheissen  werden,  für  alle  bindend  sind,  und  der 
Bundesgewalt  einige  Einwirkung  auf  einzelne  politische  Verhältnisse  der 
deutschen  Staaten  gestattet  ist.  Der  Bundeszweck  ist  zwar  der  der  innern 
und  äussern  Sicherheit  Deutschlands,  nicht  aber  die  Förderung  des  Wohls 
oder  die  Gewährleistung  eines  bestimmten  Maasses  politischer  Freiheit  des 
deutschen  Volkes ; jedoch  soll  der  Bund  den  Handel  und  Verkehr  zwischen 
den  einzelnen  Bundesstaaten  erleichtern  und  kann  auch  gemeinnützige  An- 
ordnungen treflen.  *) 

's.  Die  Angelegenheiten  des  Bundes  werden  durch  eine  beständige 
Bundesversammlung  zu  Frankfurt  a,M.  besorgt,  in  welcher  alle  Glieder  des- 
selben durch  ihre  Bcvollniächtigten  theils  einzeln,  theils  niitGes.ammtstimmen, 
unbeschadet  ihres  Ranges  so  vertreten  sind,  dass  dieselbe  aus  IT  Stim- 
men besteht.  Wo  es  auf  Abfassung  und  Abänderung  von  Grundgesetzen 
des  Bundes,  auf  Beschlüsse,  welche  die  Bundesaete  selbst  betreffen,  auf 
organische  Bundescinrichtnngen  und  auf  gemeinnützige  Anordnungen  son- 
stiger Art  ankomml,  bildet  sich  die  Versammlung  zu  einem  aus  69  Stim- 
men beziehenden  Plenum  * ).  Die  Bundcsglieder  dürfen  sich  unter  einander 


1)  Klüber,  ülfcntliches  Kcclil  $.  IU4 — 23*.  Zm|iII,  Anlicing  I.  S.  395  fulg.  II. 
A.  Zacliariue,  $.  220 — 273. 

2)  Z .a  c h a r i H e , $.  220.  Z ö p f I , $.  6. 

3)  Buiiilcsiiklc  Art.  2.  11.  19.  Klüber,  $.  106. 

4)  Bundcs.icte  Art.  4—9.  Ob  den  medi.-iliairten  vornKiIigcn  Iteichs<.l:inden  aurh  einige 

Slitnnieii  im  Pleno  ziigeslanden  werden  aulUeii,  hat  die  BiindeaverMmimluiig  niK'li 
nicht  bestimmt.  Klüber,  §.  116-133.  B.-A.  Art.  10.  Zöpfl, 

eliariac,  $.  244.  251. 
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nicht  bekriegen,  sondern  ihre  Slreiligkeiien  nötbigenfalls  durch  ein  Aiis- 
Irägal gcrichl  entscheiden  lassen  ’).  Verscliiedene  Sachen  z.  B.  Heli- 
gionsangelegenheiten  können  nicht  durch  Stimnicnniehrheit  entschieden 
werden  *).  Ohne  Zusliinmung  der  Belheiliglen  dürren  auch  weder  über 
iura  singulorum  Beschlüsse  gefasst  werden,  noch  wenn  einzelnen  Bundes- 
glicdern  eine  besondere  Leistung  ziigcnuUhet  werden  soll  *). 

C.  Die  Bundcsgewalt  ist  eine  kollegialischc  und  erstreckt  sich,  ob- 
wohl die  höchsle  Gewalt  in  Deutschland , nur  auf  die  Bundesmitglieder 
d.  h.  über  die  Souveräne  selbst,  nicht  aber  unmittelbar  über  ihre  Unter- 
Ih.nnen.  In  den  einzelnen  Ländern  sind  daher  Bundesbeschlüsse  als  Ge- 
setze nur  verbindlich  und  von  den  Gerichten  anzuwenden,  wenn  sie  in  den- 
selben speciell  publicirt  sind  *).  Die  Bundesversammlung  ist  keine  rich- 
terliche, Sondern  nur  eine  politische  Autorität,  wenn  ihr  nicht  die  Entschei- 
dung einer  Hcchtsslreitigkeit  zugewiesen  oder  Vorbehalten  ist  *).  Rechts- 
verhältnisse der  einzelnen  Staaten,  über  welche  der  Landesherr  nicht  ohne 
Concurrenz  der  Lamlständc  beschliessen  oder  verfügen  kann,  können  durch 
die  Bundesversaninilung  einseitig  nicht  geändert  werden*).  Wenn  zwi- 
schen einer  Bundesregierung  und  ihren  Landständen  Streitigkeiten  über  die 
.'Vuslegung  ihrer  Verfassung  entstehen  oder  über  die  Gränzen  der  den 
Ständen  zustehenden  Mitwirkung  bei  Regierungsrechten,  so  sollen  sie  nach 
einem  Bundesbeschluss  vom  30.  October  1834  durch  ein  aus  34  durch  die 
Regierungen  ernannten  Spruchmännern  gebildetes  Bundesschiedsge- 
richt erledigt  werden 

D.  Dem  Bunde  steht  auch  eine  Bundespolizeigewalt  zu,  in  Folge  wel- 
cher bis  1848  die  Freiheit  der  Presse,  die  Censur,  die  Universitäten  einer 
Uebcrwachung  unterworfen,  und  die  allgemeine  Freiheit  noch  durch  andere 
Ausnahmsgesetze  beschränkt  war  •). 

Der  Bund  hat  zur  Bestreitung  der  Ausgaben  der  Bundesversammlung 
eine  Bundeskanzlei-  und  für  ausserordentliche  eine  Matricularkasse  mit  einem 
Simplum  vom  30000  fl.  •).  Auch  die  Kriegsverfassung  des  Bundes  ist 
durch  diese  Matrikel  bundesgesetzlich  festgeslellt ; das  Bundesheer,  das  in 
der  Regel  aus  dem  hundcrislen  Theil  der  Bevölkerung  bestehen  soll,  ward 


1)  Klaber  $.  216. 

2)  h.:K.  Art.  6.  W.  Schl.-A.  Art.  13-16. 

3)  n.-A.  Art.  7.  W.  Schl.-A.  Art.  15.  Zöpfl,  $.  19.  Zacliariar,  $.235. 

4)  Klüber,  $.  212.  224.  ZSpfl,  $.  37.  Zitclinriac,  $.  239. 

5)  Zöpfl,  $.  39.  46. 

6)  Zöpfl,  $.  43. 

7)  Zöpfl,  $.  49.  Zaehariae,  $.  250. 

«)  Zöpfl,  $.  49—52.  Zacbariac,  $ 243. 

9)  Zöpfl,  $.  55.  Zaehariae,  $.  271—273. 
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durch  Conlingente  der  einzelnen  Slaalen  gebildet  * ).  Eine  Biindesexcculions- 
ordniing  wurde  den  3.  August  1826  fesigeslellt  *). 

Den  Unterlhanen  und  Corpnralioncn  in  einzelnen  Bundesstaaten  steht 
das  Recht  der  Beschwerdeführung  beim  Bunde  wegen  Juslizverwcigerung 
oder  Hemmung  der  Rechtspflege  durch  ihre  Regierungen  zu  *);  und  den 
mediatisirlen  Fürsten,  Grafen  und  Herrn  selion  wegen  Beeinträchtigung  der 
ihnen  bundesreehllich  zustehenden  Vorrechte  *). 

184.  Die  deutschen  Staaten  *)  bestehen  aus  den  Republiken  der  vier 
freien  Städte  Frankfurt,  Bremen,  Lübeck  und  Hamburg,  und  aus  Erbmonar- 
chien, in  welchen  allen  nach  Art.  13  der  Bundcsacle  eine  lands  tän  d ischc 
Verfassung  stallflnden  soll.  Die  meisten  gestalteten  sich  zu  constitutionellen 
Monarchien,  in  einigen  z.  B.  in  Oestreich  wurde  die  hergebrachle  Verfas- 
sung der  Provincialstände  theils  beibchalten  theils  hcrgestellt  •).  Nach 
Art.  60  der  Wiener  Schlussacte  kann  der  deutsche  Bund  die  Garantie 
einzelner  Landes-  oder  ständischer  Verfas.sungen  übernehmen  ’). 

I.  In  den  monarchischen  Staaten  Deutschlands  steht 

A.  die  Souveränität  nur  der  Person  des  Landesherrn  zu.  Er  ist 
Träger  aller  Rechte  der  Staatsgewalt  und  nur  in  der  Ausübung  der  gesetz- 
gebenden Gewalt  und  bei  Auflegung  von  Steuern  an  die  Mitwirkung  der 
Landstände  gebunden.  Er  ist  unverletzlich  und  unverantwortlich,  aber  nicht 
blos  herrschender,  sondern  regierender  Fürst  *).  Die  Souveränität  wird 
nur  durch  Erbrecht  kraft  Blutsverwandlsclialt,  Erlivertrags,  und  unter  gewis- 
sen Bedingungen  durch  Testament,  oder  durch  vertragsmässige  Ueberlas- 
sung  oder  Uebertragung  eines  Gebietes  durch  seinen  bisherigen  Herrn 
erworben  •).  Die  Grundlagen  der  Erbfolge  nach  Geblütsrecht  bilden  die 
Grundsätze  des  früher  im  deutschen  Reiche  geltenden  Lehnrechts;  die  ge- 
naueren Bestimmungen  sind  in  jedem  Lande  durch  die  Haus-,  die  Staats- 


1)  Zöpfl,  j).  S6.  Znchariac  $.  264— Z70.  Im  Jahr  1845  war  da«  Bundesherr 
auf  303,481  Mann  fesigvsetzt. 

2)  Klüber,  $.  193—211.  Zachariac,  $•  240. 

3)  Zachariac  $.  258. 

4)  Zachariae  $.  259. 

5)  Das  allgemeine  Slaatsrccht  der  deutschen  Lander  ist  in  den  oft  angeführten  Lehr- 
büchern Klübcr’s,  Maurenbrccher's,  Zöpfl's  und  H.  A.  Zachariac' s 
dargestcllt,  von  welchen  wir  dir  beiden  letzten  stets  onfilhrcn.  Ausserdem  girbt 
es  ausgczeiclinete  Lehrbücher  des  Staatsrechts  einzelner  Länder,  unter  welchen 
v.Mohl's  Württembergisches  Staatsrecht,  2 Bd.  2.  Auflage  v.  1840,  das  hervor- 
ragendste ist 

0)  Zachariae,  $.  52.  109. 

7)  Zachariae,  I.  S.  283  folg. 

8)  Zachariae,  $.  62. 

9)  Zachariae,  $.  63.  74.  Z&pfl,  $.  73  folg. 
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BriituJjicsrlze  oder  als  liergebrachtes  Gewohnheilsrechl  festpestilll  ').  Der 
Hcftierunssnaclifolgcr  lial  alle  nicht  an  innerer  Nichtigkeit  leidenden  He- 
giernngsacte  seiner  Vorgänger  anzuerkennen  und  zu  achten,  und  ist  daher 
auch  niclit  zur  einseitigen  oder  willkührlichen  Revocation  oder  Abänderung 
der  vor  seinem  Regierungsantritt  zu  Recht  bestehenden  Staatsverfassung 
berechtigt  *).  Der  Landesherr  kann  freiwillig  seinem  Regierungsrecht 
entsagen  oder  die  Regierung  niedcriegen,  aber  in  keinem  Falle  entsetzt 
werden  “). 

B.  Den  Unterlhanen  der  deutschen  Staaten  ist  eine  Summe  politischer 
Rechte  theils  durch  die  Bundesverfassung  iheils  durch  die  der  einzelnen 
Länder  gewährleistet,  durch  die  erste  (Art.  18)  das  Recht  in  allen  Bun- 
desstaaten Orundeigenlhum  zu  erwerben  und  zu  besitzen,  das  des  Weg- 
ziehens aus  einem  Bundesstaat  in  den  andern,  das  in  Civil-  oder  Militär- 
dienste desselben  zu  treten,  das  der  Pressfreiheit  und  Sicherstellung  der 
Rechte  der  Schriftsteller  und  Verleger  gegen  den  Nachdruck  *).  Ein  allge- 
meines deutsches  Bürgerrecht  besteht  nicht  *).  Auch  kann  die  Verschie- 
denheit der  christlichen  Religionsparteien  keinen  Unterschied  im  Genüsse 
der  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  begründen.  Die  ersteren  stehen- 
auch  den  Bckenncrn  des  Jüdischen  Glaubens,  die  letzten  oll  nur  mit  Beschrän- 
kungen zu  ®).  Durch  die  Staatsgruml-  und  andere  Gesetze  der  einzelnen 
Staaten  sind  den  Staatsangehörigen  Freiheit  des  Gewissens  und  religiösen 
Bekenntnisses,  jedoch  mit  Beschränkungen,  das  Recht  der  freien  Meinungs- 
äusserung, insbesondere  durch  die  Presse,  und  volle  Freiheit  der  Person 
und  des  Eigenlhums  zugesichert  ^).  Niemand  soll  seinem  ordentlichen 
Richter  entzogen  werden  und  keine  s.  g.  Cabinetsjustiz  zulässig  sein.  Die 
Unterthanen  haben  das  Petiiionsrecht  beim  Landesfürsten,  den  höheren 
Regierungsbehörden,  den  Stätidcn  und  sogar  bei  der  Bundesversamm- 
lung; desgleichen  stufenweise  bis  zur  höchsten  Behörde  und  bei  den 
Ständen  das  der  Bcschwcrdcführung  über  verlassungs gesetz-  oder  ord- 
nungswidriges Verfahren  der  ölTentlichen  Behörden,  und  ein  jedoch  gesetz- 
licher Ueberwachung  unterliegendes  Associations-  (Versammlungs  - und 
Vereins-)  Recht,  unterliegen  aber  den  allgemeinen  auch  gesetzlich  festge- 
stelllen  staatsbürgerlichen  Pflichten,  namentlich  der  Steuerzahlung  und  des 


1)  Ausfiilirlicli  handeln  hievon  Klüber,  {.238—256.  Zachariac,  {.61 — 73  und 
Zöpfl,  S-  75  folg. 

2)  Zachariac,  $.  76.  Zöpfl,  {.  73. 

3)  Zachariac,  $.  84.  Zöpfl,  $.  109  — 114. 

4)  Zachariac,  §.  85  folg.  Zöpfl,  {.  115  folg.  Klüber,  {.  225—237.  257  fg. 

5)  Zacha  riae,  $.  86. 

6)  B.-A.  All.  18.  Zachariac,  {.  87.  II.  ' 

7)  Zachariac,  $.  88.  89. 
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WafTi-ndienstes  *).  Es  gilt  auch  im  öfTentliclieii  ReclUe  tlcr  dcutsclien 
Bundesstaaten  das  Princip  der  Gleichheit  vor  dein  Gesetze,  iloch  haben 
die  vormals  Beichsunmittelbaren  und  einige  Klassen  des  landsiissisehen 
Adels  verschiedene  politische  Vorrechte,  welche  jedoch  in  den  Jahren 
1848 — 1819  Verminderungen  erlitten  *). 

C.  In  den  Ländern  mit  einer  Repräsentativ  Verfassung  gilt 
das  Zweikammersystem.  Die  Mitglieder  der  zweiten  Kammer  vertreten  in 
einigen  alle,  in  andern  zum  Tlieil  die  Gesammllieit  des  Volkes. 

Die  Repräscnlaliun  soll  nicht  die  sämmtlicher  Staatsbürger  nach  blos 
numerischen  Verhällnisscn  sein,  sondern  des  besseren  erleuchteten  Kernes 
derselben*);  in  diesem  Geiste  sind  die  deutschen  Wahlgesetze  *)  gemacht, 
die  Wahlen  in  einigen  Staaten  iminittelbar,  in  andern  dagegen  durch  Wahl- 
normen vermittelte.  In  manchen  Staaten  hat  die  Rittcr.schalt  ihre  Vertreter 
in  der  Kammer  i.  B.  in  Württemberg  und  Baden.  Mitglieder  der  ersten 
Kammer  sind  die  Prinzen  des  regierenden  Hauses,  die  Häupter  der  s.  g. 
inediatisirten  lürstlichen  und  giänichen  Häuser,  die  nach  Art.  1 1 der  Bun- 
dcsacte  Standesherrn  sein  sollen,  der  Landesbischof,  ein  höchster  Vertreter 
der  protestantischen  Landeskirche  •),  und  Nerlässnngsmässig  vom  Landes- 
herrn lebenslänglich  oder  nur  für  den  jedesmaligen  Landtag  ernannte 
Mitglieder.  Die  Landständc  haben  nicht  mehr  Rechte,  als  ihnen  die  be- 
sondere Verfassung  jedes  Staates  zugesteht  ’)  und  nie  ein  Mitregiment 
mit  der  Regierung;  doch  ein  freilich  beschränktes  Recht  der  Aufsicht  und 
der  Conirole  der  Landeskassc  und  des  Staatsschuldenwescns,  welche  auch 
wohl  durch  einen  ständischen  Ausschuss  ausgeübt  wird  •).  Alle  Gesetzes- 
enlwürfe  müssen  von  den  Regierungen  vorgeschlagen  sein;  die  Kammern 
haben  nicht  das  Recht  der  Initiative,  doch  können  sie  an  die  Regierungen 
das  Verlangen  zu  Vorlagen  von  Gesetzen  stellen,  so  wie  andere  Petitionen 
an  dieselben  gelangen  lassen,  auch  die  Uebernehmung  an  sie  gebrachter 
Petitionen  oder  Beschwerden  von  Staatsbürgern  u s.  w.  beschliessen.  Die 


1)  Zacliariae,  $.  90.  9t. 

2)  Zöpfl,  § 127.  128.  Zachariac,  §.96-98.  KlQbcr,  §.  301-318.  320  - 327. 

3)  Kluber,  §.  279  - 300.  Zachariac,  §.  111-121.  Z5pfl  §.  150-178. 

4)  Zachariac,  § 118. 

5)  Daher  oft  die  Abiheiliing  der  Staatsbürger  in  die  Klassen  der  höchst-,  der  mitlel- 
und  der  wcnigst-besleuerlcn,  z.  B.  nach  der  Preussischen  Verfassung  v.  II.  J.v 
nuar  1830. 

6)  In  Württemberg  sitzen  beide  in  der  zweiten  Kamnier. 

7)  Die  slaalsrechüiche  Frage  über  den  Umfang  des  Rechts  der  Sleuerverweigerung 
durch  die  Kammern  ist  von  so  grosser  Schwierigkeit,  dass  nach  den  jetzt  be- 
stehenden Gesetzen  und  RechtsgrundsAtzen  eine  befriedigende  Lösung  niclit  mög- 
lich ist.  Zöpfl,  §.  186.  Zachariac,  III.  §.  202. 

8)  Zachariac,  §.  116.  117. 
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Kammern  sind  auflösbar,  doch  alsbald  Waiden  zur  Bildung-  einer  neuen 
Landes verlrelung  anzuordnen  •). 

E.  Der  Landesherr,  ob-wohl  Inhaber  aller  Regierungsgewalt,  muss 
dieselbe  jedoch  durch  Slaatsbeamle  nusüben  lassen,  und  zwar  die  rich- 
lerliehe  durch  selbslsländige  nichl  nach  seinen  Befehlen,  sondern  nach  ihrer 
eignen  Ueberzeugung  urlheilende  Richter;  die  Oberregierungs-  und  Adini- 
nislralivgewalt  durch  strenge,  jedoch  in  den  durch  die  Landesverfassung 
gesetzten  Schranken,  seinem  Willen  untergebene  Behörden  * ). 

Alle  Staatsbeamten  verpflichten  durch  ihre  rechtsgültigen  Amtshand- 
lungen den  Staat  und  sind  verfassungsmässig  verantwortlich  ’). 

a)  Die  vom  Landesherm  unmittelbar  ausgehenden  Verlügungen  be- 
dürfen zu  ihrer  formellen  Gültigkeit  der  Coiifrasiffnahir  durch  sämmtliche 
Mitglieder  des  Ministeriums  oder  des  Deparlementchefs.  Sie  sind  daher  auch 
statt  des  unverantwortlichen  Landesherrn  für  die  Verfassungsmässigkeit  — 
Legalität  derselben  verantwortlich  und  können  wegen  Verfassungsverletzun- 
gen (in  der  Regel  durch  die  zweite  Kammer)  oll  vor  einem  eignen  über 
solche  Handlungen  zu  Urtheilcn  eompetenten  s.  g.  Staatsgerichtshof 
angeklagl  werden  '). 

b)  Den  ihnen  untergeordneten  Staatsbeamten  steht  das  Recht  und  die 
Pflicht  zu,  gegen  die  von  ihnen  contrasignirten  oder  ausgehenden  Befehle,  die 
ihnen  ungesetzlich  scheinen,  Vorstellungen  zu  machen,  doch  müssen  sie, 
wenn  der  höhere  Beamte  auf  deren  Ausführung  beharrt,  dieselben  voll- 
ziehen, sind  aber  dann  in  der  Regel  von  jeder  Ver.antwortlichkeit  frei  •). 

c)  Die  Stellung  der  Beamten  als  Slaatsdiener  ®)  hat  auch  nach  dem 
jetzigen  deutschen  Slaatsrccht  eine  öfTcntlich -rechtliche  und  eine  privat- 
rechtliche Seite.  In  Gemässheit  der  ersten  sind  sic  (die  Richter  ausge- 
nommen) widerrufliche  Mandatare  des  Landesherm;  die  mit  ihrem 
Amte  verbundenen  Ehrenrechte  können  nur  durch  Urtheilspruch  entzogen 
werden,  und  ihr  Diensteinkommen,  wenn  sie  nicht  widerruflich  .angestellt 
sind,  nur  in  den  gesetzlich -bestimmten  Fällen  der  Entlassung  und  Ent- 
setzung. üeber  den  juristischen  Gharacter  des  Staatsdienervertrags  haben 
die  Rcchtsgelehrten  verschiedene  Theorien  aufgcstellt  ^). 

d)  Die  Organisation  der  Staatsverwaltung  ist  Sache  des  Regenten, 
doch  sind  die  Grundlagen  desselben  in  der  Regel  verfassungsmässig  fest- 
gestellt.  Die  Behandlung  der  Geschäfte  ist  thcils  collegialisch  (in  der 


1)  Zoptl,  S-  172 

2)  Zacliariac,  Bd.  f.  J.  59  und  Bd.  II.  §.  108  (der  ersten  Ausgabe). 

3)  Zapfl,  §.  216.  217. 

4)  Zachariac,  S-  6®-  ZOpfl,  %.  187. 

8j  Mohl,  Staalsrcchl,  J.  158.  Würtlcinb.  Verf.-Urk.  v.  1819.  }■  53. 

6)  Zachariac,  II.  S-  112—124. 

7)  Zachariac,  8.  114.  Z8pfl,§,  215. 
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Re(;el  bei  den  liüheren  Behörden),  tlieils  büreancra lisch.  Der  Ge- 
sctiiifls^nng  ist  bei  den  Adminislralivbeamlen  in  der  Heftel  durch  landes- 
herrliche Verordnunften,  bei  den  Gerichten  in  der  Hauptsache  gesetzlich 
regulirl. 

a)  An  der  Spitze  der  gesaininten  Staatsverwaltung  steht  ein  bestän- 
dig lliätigcs  Staatsniinistcrium,  dessen  Mitglieder  jedoch  ihre  beson- 
deren Deparlenienls  haben.  Die  Gesaninithcil  derselben  bildet  in  manchen 
Staaten,  vermehrt  mit  einem  oder  ileni  andern  Minister  ohne  Portefeuille, 
den  alle  höheren  Slaalsangelegenhcilen  beralhenden  und  in  Hckurssachen 
erkennenden  Siaalsrath;  oder  es  besteht  neben  demselben  ein  eignes  höch- 
stes Collegium  dieser  Art  als  Staats-  oder  Geheimerath. 

b)  Nach  der  gewöhnliclien  Gestaltung  des  höchsten  Hegicrungsorga- 
nismus  linden  sich  zur  Ausübung  der  verschiedenen  Hohcitsrechle  in  den 
(lentschen  .Monarchien  ein  Justiz-,  ein  Finanz-,  ein  Kriegsminislerium,  ein 
Ministerium  des  Innern  und  eines  der  äusseren  Angelegenheiten.  In  man- 
chen Ländern  besteht  ein  eignes  Cullus-  und  Unlerrichtsminislerinm,  z.  II. 
in  Preussen,  Bayern  und  Württemberg. 

F.  Zu  den  staatsrechtlichen  Jnslitutcn  der  deutschen  Länder  gehören 
auch  die  (Stadt-  und  Dorf-)  Gemeinden.  *)  Sie  sind  weder  nach  dem 
Rechte  willkürlich  gebildeter  Gesellschaften  noch  als  lediglich  von  der 
Slaatsregiernng  eingesetzte  An.slalten  zu  betrachten,  sondern  als  durch  das 
Sociallebcn  der  Völker  erzeugte  Gemeinschaften  gesammlbürgschafllicher 
Natur,  welchen  nothwendig  eine  corporative  Eigenschaft  zukommen  muss, 
und  die  auf  eine  dem  Staate  analoge,  den  Lokal-  und  Zcilbedürfnissen  ge- 
mässe  Weise  organisirt  .sind,  und  zwar  in  der  Regel  durch  eigne  umfassende 
unter  der  Benennung  von  Gemeindeordnungen  bekannte  Gesetze.  Die  Ge- 
meinden haben  eine  grössere  oder  geringere  Selbstständigkeit  im  Staate 
und  ihre  eignen  Beamten,  durch  welche  jedoch  der  Staat  auch  einen  Theil 
der  allgemeinen  vollziehenden  und  zwar  selbst  der  richterlichen  Gewalt 
ausznüben  pflegt. 

II.  ln  den  als  Republiken  constiluirlcn  4 freien  Städten  *)  Deutschlands 
steht  die  Souverüniläl  theils  der  Gesammtheil  der  Bürgerschaft  zu,  so  dass 
der  die  Staalsregierung  ausübende  Rath  oder  Senat  nur  als  beauftragter 
V’ollzieher  des  Rechts  derselben  erscheint,  oder  dieser  tritt  als  selbstbe- 
rcchligler  Theilhaber  der  höchsten  Gewalt  neben  und  mit  der  Bürgerschaft 
auf,  so  dass  ohne  seine  Sanction  kein  Gemeindebeschluss  gilt.  Die  letzte 
Verfassung  lindcl  sich  entschieden  seil  1849  nur  noch  in  Lübeck.  *)  Der 
Senat  ist  immer  lianplorgan  der  vollziehenden  Gewalt  und  vertritt  den 
Freistaat  nach  Aussen,  alle  Staat.sdiener  werden  in  der  Regel  von  ihm 


1)  Zacliari.ic  I.  J.  105—107.  Zö|ifl,  J.  181-186. 

2)  Zaeliariae  1.  123  — 128. 

3)  Zaeliariae  I.  S.  658  — 60. 
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«'ninnnl  iimi  sind  ilim  dienslmässig  veranlworllioli*).  Die  Bürgerschaft  ist 
llieils  lopograpliiscli  theils  slandesniässig  nrganisirt.  und  hat  in  den  Colte- 
gicn-Deiinlalionen  oder  Ausscliüsscn  ihre  verlassungsinässi^ren  lte|iräsenla- 
lions-Organe.  * )Die  Bewohner  des  /.n  den  freien  Städten  gehörenden  Land- 
gehietes  waren  bisher  L-nlerlhanen  des  Staates,  doch  sollte  nach  der  Bun- 
rlesaUtc  eine  in  den  nionarehischen  Staaten  analoge  Be|>räsentation  znin 
Zsveeke  der  Mitwirkung  7.ur  (Jesetzgebnng  und  Besteuerung  eingeräunit 
werden.  .\ber  nur  in  Krankfurl  ward  ihnen  diese  Bereehtigung  eingerünint. 
In  Bremen  und  Lüheck  sind  die  Landbewohner  jetzt  staatsreehtlieh  den 
Bürgern  in  der  Stadt  gleichgestellt.  Das  gleiche  bezweckt  die  neue  noch 
nicht  ins  Leben  getretene  Verfassung  Hamburgs  ®). 


III.  CapilcI. 

Da«  Strafrrckt. 

A llgcnieine  Grundlagen  und  Grundbegriffe  des  Strafrechts. 

1S5.  Die  Strafe  erscheint  als  ein  mit  Becht  demjenigen  zugefiigles 
Uebel,  der  das  Hecht. verletzt  hatte.  Da  auch  jede  Hechtsverlelzung  für 
den  Verletzten  ein  üebcl  ist,  so  ist  die  .Strafe  zunächst  eine  Wieder- 
vergeltung, folglich  verdient  und  gerecht,  vorausgesetzt,  dass  da- 
bei das  richtige  Verhältniss  zwischen  ihr  und  der  Grösse  und  Intensität 
der  durch  sie  für  ein  Verbrechen  erklärten  Hechtsverlelzung  eingehnlten 
ist  *).  Der  Hcehlsgrund  der  Strafe  ist  daher  die  Gerechtigkeit.  Allein  als 
ein  im  Voraus  angedrohtes  Uebel  hat  dieselbe  noch  die  Wirkung  des  Ab- 
sclirekens  vom  Begehen  verbrecherischer  Handlungen  und  ist  daher  ein 
Mittel,  die  Hechts-  und  Staats-,  ja  die  gesammte  sittliche  Ordnung  zu 
schützen.  Sie  dient  endlich  in  einer  Anzahl  von  Fällen  als  Besscrungsmiltel  der 
Verbrecher.  In  diesen  verschiedenen  Beziehungen  tritt  die  Stralc  in  den 
Strafgesetzgebungen  der  Völker  hervor,  so  dass  durch  dieselbe  die  Ver- 
geltung. die  Abschreckung  oder  die  Besserun g.  oft  zugleich  meh- 
rere dieser  Zwecke  beabsichtigt  werden.  Auf  diesen  Grundlagen  beruhen 
die  meisten  der  s.  g.  Strafrechtstheorien  *),  welche  die  Bhilosophen  und 
Hechtsgelehrten,  besonders  seit  dem  Ende  des  vorigen  Jalirhunderts,  ids 

1)  Zachariac  t.  125. 

2)  Zachuriac  127. 

3)  Zacliariac  $.  128. 

4)  Dioss  ist  üht'rzemj'cnd  tlargolhan  in  Staiil's  Rechtsphilosophie  B.  II.  S.  515.  folg. 

5)  Eine  ausführliche  geschichtlich  - kriliircho  DarsUHung  der  Slrafrcchtstheoricn  schrieb 
F.  C.  Th.  Hopp  in  seiner  Darstellung  und  BcurUiciliing  der  deutschen  Straf- 
rochtssyslcine.  2 Bdc.  Heidelberg  1843.  2tc  Aufl.  Vor  ihm  schrieb  eine  solche 
Bauer  1825.  1830.  1640.  und  eine  kürzere  sehr  gelungene  Abegg  1843. 
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hiichslR  l’riiiri|)irii  dos  Strafroohts  aufgoslolll  urnl  soRar  a priori  zu  dodii- 
oireii  vorsuolil  liahoii.  um  iloiisollion  Roiiiiiss  das  Rosohiclillioli  RoUondo 
Slriilreohl  iimzuRoslallen. 

Mau  lial  «lio  Tliourio,  welche  die  Strafe  als  M icdervcrReUuitR  atif- 
fasst,  die  alisnlnic  Slraflheorie . und  ihr  l’rinei|i  das  der  CorechliRkeil  Re- 
naiinl,  und  auf  verschiedene  Weise  conslruirl  oder  fornudirl.  z.  1!.  niil 
Kant  als  Lehre  der  rechtlichen  VerReltiins,  welche  den  Verbrecher  als 
Verletzer  des  Hechts  mit  einer  nnaloRcn  LrwiederunR  des  von  ihm  ver- 
iihlen  Uehels  z.ur  Wiederherstellung  des  Uechls  Ireiren  muss,  <ider  mit 
HcrcI  als  dialektische  VerReltuiiRSlheorie,  nach  welcher  durch  die  Sirafe 
als  die  NeRalion  des  Hechts  die  Geltuns;  des  letzten  wieder  herRCstellt 
wird  * ).  Da  nach  den  ühriRcn  Slrallheorien  die  Strafe  nicht  Seihslzweck 
ist,  so  hat  man  dieselhcn  die  relativen  Rennnnt,  und  zwar  die  AhschreckunRS- 
theorie  entweder  mit  Keuerhach  so  aufRcfasst,  dass  schon  durch  ilie 
AndrohuuR  der  Strafe  jeder  aliRehalten  werden  soll,  ein  Verhrcchen  zu  hc- 
Rehen;  oder  mit  Klein  dahin,  dass  das  Heispiel  des  VoIIzurs  der  Sirafe 
am  Verhrccher  lür  andere  ein  AhschreckuuRsmitlel  werde,  oder  mit  Stü- 
hel  als  Hrävcnlion,  indem  durch  die  ZufüRunR  der  Sirafe  dem  Verbrecher 
die  BegehunR  neuer  Verhrechen  unmÖRlich  Reniachl  werden  soll.  In  den 
Rcnaueren  HestimmunRen  dieser  .\ufTassunRen  weichen  übrigens  die  Selirifl- 
slcller  wieder  von  einander  ab.  Auch  huldigen  einige  ganz  verschiedenen 
.Ansichten  z.  B.  der  s.  g.  Selbslcrhallungsthcorie,  wornach  die  Strafe  ledig- 
lich als  das  Hauptsicherungsmillel  der  Kxistenz  des  Staates  aid'gefassl  wird, 
oder  sind  Anhänger  der  Sühne-  oder  Bussetheoric  u.  s.  w.  *). 

Weil  indessen  fast  in  keiner  Gesetzgebung  eine  Slraflhcorie  absichtlich 
zu  Grunde  gelegl  oder  mit  strenger  (’onsequenz  <hirchgeführt  wurde,  so 
dienen  dieselben  lür  die  Erklürimg  des  gellenden  Rechts  nur  Rcicgentlich  *); 
sind  dagegen  leitende  Principien  bei  Abfassung  neuer  Strafgesetzbücher. 
Da  durch  das  Strafen  stets  mehrere  Zwecke  erreicht  werden  sollen,  darf 
eine  Theorie  nie  die  ausschlies.sliche  Grundlage  einer  Slrafgesclzgebung 
werden.  Alle  als  auf  den  drei  Grundrichtungen  des  sittlichen  Wollens  be- 


ll Hegel,  Philoso|ihie  de»  Reclils  $.99  — 103.  Man  kann  sagen,  d.ass  durch  die 
dem  Verhri'clien  adiiqn.ate  Strafe  die  durch  dasselbe  hervorgebrachte  für  den 
Verbrecher  günstige  factische  Rechlsungleiehheil  wilder  dadureh  aurgehoben  wird, 
dass  man  den  Verbrecher  dem  Prineip  seiner  eignen  Handlung  gemfls.s  beban- 
delL  S.  des  Verfassers  Reclilsplulosophio  S.  370—374.  Die  neust«  lieleuehlung 
der  hüchsleii  Principien  des  Strafreclils  findet  sieh  in  P'ichle’s  Ethik  Thl.  II, 
Abtbl.  II.  $ 104-107. 

2)  Eine  t’ebersieht  der  Grundprinci])e  :dler  Slrafrecht-slheorien  giebt  II epp  P.  I. 
S.  XIV— XVII. 

3)  S.  Itiener,  Abhandlung  au.s  dem  Gelüete  der  Rechtsgeschiehte  II.  Heft  1R4S 
S.  18  folg.  Der  Einfluss  der  neueren  Theorien  auf  die  deutschen  Strnfgesetsge- 
bungen  unseres  Jahrhunderts  wird  naebgewiesen  v.  Hepp.  .a.  a.  0.  S.  XXII— LVII. 

33  • 
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ruhenden  Principien  müssen  sieh  geijenseilig  moderiren  * ) , und  die  aus 
der  ausschliesslichen  Befolgung  eines  dcrselhen  sich  ergebende  Strenge 
oder  sonstigen  Nachtheile  durch  die  Berücksichtigung  eines  der  andern 
gehoben  werden. 

186.  Jede  Strafe  besteht  in  einer  Veränderung  (ja  selbst  der  Vernich- 
tung) der  Rechte  des  Bestraften  als  Wiedervergeltung  der  durch  sein  Ver- 
brechen bewirkten  factischen  VcrIeUung  oder  Veniichtung  der  Rechte  An- 
derer. Da  nun  die  Rechte  einer  Person  sich  auf  vier  Hauplarten  zuriiek- 
führen  lassen,  so  kann  man  auch  vier  Hauptarten  der  Strafen  unterscheiden, 
nämlich  Lebens-  und  fxibes-,  Ehren-,  Freiheits-  und  Vermögensslrafen,  die 
jedoch  bei  der  Bestrafung  der  einzelnen  Verbrechen  auf  verschiedene  Weise 
mit  einander  verbunden  werden  können,  wie  z.  B.  bei  infamirenden  Frei- 
heitsstrafen. 

Was  die  allgemeine  Klassifikation  der  Verbrechen  betrifTl,  so  stehen 
sich  die  gegen  die  Einzelnen  gerichteten  Privat-  und  die  als  unmittelbare 
Angriffe  der  Staats-Rechts  - und  sittlichen  Ordnung  hervortretenden  s.  g. 
öffentlichen  Verbrechen  gcgcnül)cr,  und  von  beiden  unterscheiden  sich 
die  von  Trägern  einer  öffentlichen  Gewalt  begangenen  Vergehungen  wider 
die  Pflichten  des  öffeniliclien  Dienstes. 

Es  sind  bei  jedem  Verbrechen  als  einer  strafbaren  Handlung  zwei 
Hauptmoinente  zu  unterscheiden  ein  äusseres  oder  objektives  und  ein 
inneres  oder  subjektives.  Es  muss  durch  eine  That  ein  Reclit  und 
die  Rechtsordnung  wirklieli  verletzt  worden  sein  und  diese  That  im  Willen 
des  Verletzenden  ihren  Grund  haben.  Man  nennt  das  erste  Moment  den 
Thalbestand  des  Verbrechens  (To/y;«.«  das  letzte  die  Zurechnung. 

Bios  verbrecherische  Gedanken  sind  daher  ebenso  wenig  strafbar,  als  wil- 
lenlos bewirkte  Ueelitsverlelzungen,  daher  solche,  welchen  ihrem  Urheber 
nicht  impulirl  wenlen  können,  es  sei  denn,  dass  er  überhaupt  nicht  zu- 
rechnungsfähig war  oder  in  einem  Zu.sland  der  Unzurechnungsfähigkeit  sich 
befand  , als  er  die  Handlung  beging.  Es  ergiebt  sich  hieraus  ferner,  dass 
bei  grösserer  Schuld  die  Strafe  schärfer  sein  mus.s,  als  bei  geringerer,  da- 
her auch  die  Einlheilung  der  delirta  in  dolnsa  und  cidposa,  sowie  dass 
wiederholte  Verbrechen  wegen  der  grösseren  Stärke  des  verbrecherischen 
Willens  strenger  beslndl  werden,  während  eine  Strafmilderung  einlritl, 
wenn  dem  Verbrecher  Enlscimldigungs-  oder  sonstige  Milderungsgründe 
zu  gut  kommen.  Da  man  immer,  wenn  man  sich  einer  verbrecherischen 
Handlung  schuldig  niachl,  slralbar  ist,  werden  nicht  blos  die  Urheber,  son- 
dern auch  die  Gehülfen  und  andere  Tlieilnelimer  des  Verbrechens  (wenn 
aucli  nicht  immer)  mit  den  gleichen  Strafen  belegt. 

Ueber  alles  dieses  enthalten  daher  die  Stralgeselzbücher  mehr  oder 


1)  Diese  Ansicht  wird  ausgeführt  von  Hcnrici  in  seiner  Schrift  üher  die  Uozu- 
l.änclirhkeit  eines  einfachen  Slrafiechlsprincips.  Braunschweig  3lc  Aull.  1644. 
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weniger  Bestimmiinffen.  Sie  setzen  niclit  hlos  fest,  was  iitierhnnpl  zum 
Dasein  eines  Verbrechens  nülhig:  sei,  sondern  flxiren  auch  den  That- 
bestand  jedes  einzelnen  Verbrechens  und  den  dazu  errorderlichen  Grad  der 
Willensbelbcilisuiu?,  und  stellen  auch  Ref;eln  auf  über  die  Imputabililat  ver- 
brecherischer llandlun;;cn,  deren  Knlsehiddbarkeil,  die  Milderunsrsgriinile 
der  Strafen,  die  Hückrülle  (oder  Recidive),  die  Complicilät  und  insbesondere 
die  Bestrafung  eines  nur  versuchten  Verbrechens,  Conatus  delinquendi , des- 
gleichen über  den  Inhalt  und  die  Wirkungen  der  verschiedenen  Slrafarten 
und  das  bei  ihrer  Anwendung  einzuhallende  Maas,  über  das  Wegfallen  der 
Strafe  u.  s.  w.  Die  auf  alle  diese  Punkte  sich  beziehenden  Besliinmungen 
der  Strafgesetzbücher  bilden  den  s.  g.  allgemeinen  Th  eil  derselben, 
während  deren  besonderer  Theil  eine  genaue  ins  Einzelne  gehende  Kest- 
stellung  des  Begriffes  und  der  zu  dem  Dasein  eines  jeden  besonderen  Ver- 
brechens nöthigen  Rc(|uisite  mit  der  auf  jedes  derselben  gesetzten  Strafe 
enthält. 

G eschichll ic h er  E n t wick I u n gsgang  des  Strafrechts  in 
Deutschland  * ). 

187,  In  den  ältesten  Zeiten  bestand  bei  den  Germanen  das  Recht  der 
Familienrachc  und  der  Sühne  durch  Hingabe  einer  .Anzahl  Stücke  Viehes  *), 
wovon  der  Gnukönig  oder  die  Gemeinde  einen  Theil  erhielt.  Daraus  ent- 
wickelte sich  das  s.  g.  Compositionssystem,  welches  wir  in  den  Völker- 
rechten bis  ins  kleinste  Detail  durchgeführt  finden.  (S.  oben  S.  217.) 
Durch  Leistung  des  gesetzlich  lestgesetzlen  Wehrgcides  ward  der  Verbre- 
cher von  der  V'criolgung  der  verletzten  Familie  frei.  Den  Maasstab  bil- 
dete das  Wehrgeld  des  gewöhnlichen  freien  Mannes,  welches  bei  den  Fran- 
ken regelmässig  in  der  Summe  von  200  Solidi  bestand.  .Auf  diese  Weise  war 
das  Fordern  einer  Genuglhiiung  für  das  an  Einzelnen  begangene  Verbre- 
chen Privalsache,  das  rriminalrechl  in  so  weil  P ri  va  l rech  t.  Doch 
gab  es  schon  zu  Tacilus  Zeilen  Vcibreelien,  die  im  Namen  der  Genos- 


!)  H.iuptwcrkc  über  dir  Cruchichlc  dr«  di'ulsrlieii  Slnifrcclils  »ind:  E.  Henke, 

Grundriss  einer  Gescliichlc  des  dentsclien  peinUcbeii  Reebls.  Sulzbtich  IPU9. 
2 B.  C.  A.  Tillniann,  Ge.sehicldc  der  deulschcn  Sirafgesclic.  Leipz.  18d2. 
u.  Wilda,  das  Sirarrcclil  der  Geimaiien.  U.  I.  Halle  lb42.  Hebersichleii  ge- 
ben Zöpfl,  deiilselie  Staats-  und  Itechlsgesebieble  B.  III.  §.  I2B — 134.  M i I- 
terinaier  im  Ziisalipragraphen  zu  v.  Feuerbachs  I.ebrbuch  des  pcinlirben 
Reebls  $.  5 a — d.  .Abegg  in  seinem  l.elirbueh  des  Criin.  - Reebls  %.  11  — 32., 
eine  ausgedeliiilere  Rosshirl  im  B.  1 seines  Werkes:  Gesebielile  und  System 

des  deiilschen  Slrafrecbts.  Stiillg  1638.  .Auch  bandelt  Eie  Ilhorn  in  seiner- 
deulscheii  Suwis-  und  Heebtsgesctiichte  in  jeder  Periode  von  dem  wiilirend  der- 
selben gellenden  Sirafrecbl. 

2)  Tac.  Germania  C.  12. 
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sensdiafl  iiml  zwar  mil  dein  Tode  iKslrall  wnrdfii.  wie  z.  li.  der  I.aiides- 
«der  VülkesveiTalli.  Zur  Zeil  der  Volksreelile  liaUc  der  KewalUliätise  Ver- 
lireetier  als  Vcrlelzer  des  l'iiedeiis  an  den  kiini^liclieii  Kiseiis  das  l‘■redum 
als  Uii.sse  zu  bezahlen.  (Jro.ssere  l>e\valliha(en  wie  Itanli  und  Itauluiiurd 
wurden  iiiil  ilem  Tode  heslralX  ' ). 

Bald  hraeli  das  alUeslamendielie  Slral|irim'i[>  der  slren^en  Wiederver- 
gellung  sich  Bahn*):  capv!  pro  capite,  (trns  pro  dente  ii.  s.  w..  land 

jedoeli  nur  Anwenduie:^,  wenn  clurch  die  l''amiliensühne  die  .Seliiild  nichl 
gelilgt  war.  Der  verurtlieille  Verhrecher  ward  zuweilen  der  verlelzlen  Ka- 
niilie  als  Opfer  liiiiBeKehen,  der  Klüehlise  exlex  und  geiichtel  *). 

Neben  diesem  welllichen  Slrafsyslein  bestand  das  in  die  StaaLsordnunR 
weil  eiiiKreilende  kiiehliche.  Eine  Weilte  HandInnKen  unlertagen  Kirehen- 
slrafen,  uiul  zwar  nichl  blus  Bussen  der  verschiedenslen  Arl,  sondern  oll 
dem  Kirelienbann,  in  Eolge  dessen  der  Kxconiiminieirle  zur  weiteren  Ue- 
slrafimg  ileni  wellliehen  Arm  lihergebcn  und,  wenn  er  Kelzer  war,  sogar 
mil  dem  Tode  beslrafl  wurde  ■•). 

Das  Eehdererlil  ward  im  lOleii  und  1 Den  Jahihiuiderl  allgemein  geiihl. 
Die  von  der  Kirche  angeordnelen  fiollesfrieden  sidllen  ihm  ein  Ziel  selzen  ® ) ; 
und  wurden  alsbald  durch  die  vom  Kaiser  proclainirlen  Landfrieden  vom 
12len  Jahrhunderl  an  verslärkl,  in  welchen  eine  nichl  geringe  Anzahl  von 
Verbrechen  als  Landfriedensbrüchc  erklärl  und  mil  ülTeutlichen  Strafen  ge- 
ahndet wurden  •) 

Auf  diese  Weise  beslanden  bis  ins  seclizchnle  Jahrhunderl  verscBie- 
denc  Slrafsysteme  nebeneinander,  das  der  Com|)osiliou  bei  gewöhnlichen 
Verbrechen  gegen  Einzelne,  das  der  Wiedervergellung,  wenn  keine  Sühne 
vorkam,  und  das  der  .Abschreckung.  .Ausserdem  wurden  eine  Menge  slraf- 
barer  und  unsilllichcr  Handlungen  geriigl  und  mil  geringeren  Strafen  belegU 
Ia>ibeigne  und  Hörige  unlerlagen  den  von  den  Grundherrn  über  sie'  ver- 
hängten oft  .sehr  grausamen  Strafen. 


1)  Eichhorn  .i.  .•>.  0.  §•  7b  "4  Zöpfl,  §•  12S-  <2k- 

2)  Es  Ihulet  sich  schon  in  den  r»|iilularicn. 

3)  Eichhorn  a.  a.  0.  §.  206.  S.  de»  Verf.  hcrmisgigchciic  iii.illo  rriniinalro^islor 
eines  lioriohuhofs  v.  Gcnl  in  de.ssen  flandr.  Staats-  und  Kechlsgeschichtc.  H.  Il|. 
Abthl.  1 S.  59.  folg. 

4)  Vollständige  Nachweise  hierüber  enthsll  die  sclion  angefiibi'le  von  Wagsor- 
schlebcn  1851  lierausaegebene  Saniinlung  der  ftussbücher. 

5)  .Als  der  älteste  in  bculsrhl.ind  galt  der  v.  1043  , dessen  Test  noeb  unbekannt 
ist;  dagegen  kennen  wir  die  Texte  der  lioltesfriedcn  v.  1083,  1085  u.  1103 
sie  sind  gedruckt  bei  Perl«,  Mnui/mr/fta  tirrmiiiiine  hitlttrica, 

t.  II.  p.  55.  60. 

6)  Wir  kennen  die  K.iiscr  Friedrichs  I.  von  1156,  Friedriehs  II.  v.  1235  u 
Rudolph'«  I V.  1281  in  deutscher  Sprache;  die  Texte  derselben  sind  gednieki 
bei  I’ertz  a.  a.  0.  p.  101.  p.  313.  427. 
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Zur  Zeit  der  Rechtsl)ücher  pellen  wenige  allgemeine  Griindsnlze  über 
das  Strafverfahren;  doch  unterschied  man  drei  llaiiptarleii  von  Verbrechen: 
solche,  die  durch  dos  Halsgerielil  nach  strengem  Hecht  bestralt,  solche, 
die  durch  eine  Busse  und  Wette  geahndet  wurden,  und  die  blosen  Frevel 
oder  ßriiehe,  wie  Injurien  und  üebertretungen  jedweder  Vorschrif- 
ten ').  Bie  Strafe  einer  falschen  oder  unerwiesenen  Anklage  war  die 
des  angesehuldigtcn  Verbrechens.  Gehülfen  unterlagen  regelmiissig  der 
Strafe  des  Atilors.  Der  Versuch  war  straflos,  wenn  er  nicht  den  Charakter 
eines  eignen  Verbrechens  hatte  *). 

Durch  die  Flucht  in  ein  Asyl  konnte  der  Verbrecher  der  Verfolguns 
sich  wenigstens  augenblicklich  entziehen  *).  Den  flüchtigen  Verbrecher 
traf  die  Acht  •).  Von  grosser  Wichtigkeit  wurden  im  vierzehnten  und 
Iflnfzehnten  Jahrhimdert  die  (kaiserlichen)  Vehmgerichte  in  Westpimlen, 
welche  die  in  irgend  einem  Theile  von  Deutschland  begangenen  Verbrechen, 
wenn  sic  von  keinem  andern  Gerichte  geahndet  wurden , an  sich  zogen, 
und  wenn  der  Angeschuldigtc  nicht  erschien,  in  heimlichem  Gerichte  diesen 
venirtheilten,  und  den  Spruch  durch  ihre  in  ganz  Deutschland  verbreiteten 
als  Freischöffen  ihnen  heimlich  verbündeten  Genossen  an  den  Verfehmlen 
vollziehen  liessen  *). 

188.  Dieser  verwickelte  Zustand  der  deutschen  Strafgesetzgebung 
wurde  durch  die  stets  weitergrei lende  Anwendung  des  canonischen  und  die 
Rcccption  des  römischen  Rechts  noch  verworrener  und  unsicherer.  Zwar 
befolgte  man  die  von  den  italienischen  Criminalistcn  in  ihrem  Vaterlandc 
praktisch  gewordenen  Ansichten,  allein  diess  reichte  nicht  aus.  In  ver- 
schiedenen Territorien  suchten  die  L,andcshcrrn  daher  durch  umfassende 
Verordnungen  das  Strafrecht  und  das  Strafverfahren  zu  reguliren  und  zu 
vereinfachen.  Besonders  berühmt  wurde  die  1507  von  Schwarzenberg 
verfasste  Barn  her  per  Halsgerichtsordnung,  welcher  1532  Kaiser 
Carl’s  V und  des  heiligen  römischen  Reichs  peinliche  oder  llalsgcrichts- 
ordnung  — die  A’emesis  oder  Conslitiifio  criminatis  Carolina*)  (C.  C.  C.) 
oder  Carolina  schlechtweg  genannt  — nacligcbildet  wurde.  Es  sollten 
durch  dieselbe  die  hergebrachten  altccrniauischen  strafri'chtlicben  (inuid- 
siitze  mit  den  des  römischen  Rechts  ausgeglichen  und  ein  regelmässiges 
Verfahren  in  Criminalsachcn  festgestellt  werden.  Der  privatrechlliche  Cha- 


1)  Eichhorn,  S.  379.  380.  382  Zöpfl,  S 130  131. 

2)  Zöpfl,  S.  409 

3)  Zöpfl,  S.  4tl-413. 

4)  Zöpfl,  §.  132. 

.S)  Zöpfl,  S-  133.  Eichhorn,  S-419 — 422.  Unter  den  mhlri'ichen  in  neuester 
Zeit  erschienenen  Schriften  flher  die  V’ehnigerichte  zeichnet  sieh  eine  Abhundtung 
G.  V.  W'nclitcrs  in  «Icssen  Beiir.icen  zur  deutschen  Geschichte,  insbesondere 
zur  Geschichte  des  dc’utschen  Slrafreehls  1845.  S.  3 — 38.  ans. 

6)  Eichhorn,  $.  578. 
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rukler  des  Strafrechts  trat  nunmehr  zurück,  die  Strafen  waren  iin  öffent- 
lichen Interesse  festfresetzl.  Diese  Geselz^cliung  enthielt  indessen  die  s.  r. 
salvatorische  Klausel  für  die  Gesetze  und  llechtSRewolmhciten  einzelner 
Lander,  und  so  erhielten  diese  neben  ihr  auch  noch  ihre  Malcfizord- 
n II Ilgen,  in  welchen  jedoch  dicsellicn  Gnindsätze  wie  in  des  Kaisers  und 
Ueichs  peinlicher  Gerichtsordnung  befolgt  worden  ').  Die  Stnifarten  der 
Carolina,  obwohl  gemildert,  sind  dennoch  liäulig  sehr  grausam  und  contra- 
slirtcn  später  auf  das  schroffste  mit  den  Ansiclilen  der  fortschreitenden 
Humanilätsbildung. 

Ks  ward  Sache  der  gelehrten  Juristen,  auf  der  Grundlage  des  römischen 
und  canonischen  Hechts  und  der  Carolina  ein  System  des  Strafrechts  auf- 
ziibauen,  welches  dann  als  gemeines  Strafrecht,  einen  eignen  Zweig 
der  deutschen  Kechlswissenschnll  bildete. 

Die  Ansichten  berühmter  italienischer  Kechtsgelehrten  *),  die  schon 
seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert  einen  mächtigen  Einfluss  auf  die  prak- 
tische Geslaltung  des  Strafrechts  gehabt  hatten,  wurden  auch  jetzt  noch 
längere  Zeit  von  ihnen  befolgt.  .Auch  erhielt  die  Praxis  rentm  criminahum 
des  flandrischen  Hechtsgelelirten  Dam  hon  der  v.  1582  ein  grosses  .An- 
sehen. Die  Strafrechtspflege  ward  sehr  strenge,  die  Tortxtr  war  an  der 
Tagesordnung;  zu  deren  Anwendung  tnigen  auch  die  noch  im  siebenzehn- 
ten Jahrhundert  in  ganz  Europa  in  Folge  eines  allgemeinen  .Aberglaubens 
verbreiteten  Hcxcnprocesse  *)  übcnuis  viel  bei.  Die  freilich  nicht  sehr  zahl- 
reichen deutschen  Criininalisicn  bis  auf  Thomasiii  s huldigten  den  bar- 
b.arischen  Ansichten  des  Zeitalters,  die  selbst,  jedoch  weniger  als  andere, 
der  bcrühmlestc  deutsche  SIrafreclitslelirer  H.  Carpzov*)  IfklH  llieille, 
dessen  Practicae  novae  imperialis  Saxoniae  rer.  rrim.  Pars  I — ///  den  Mit- 
lelpunct  der  strafrechtlichen  Literatur  Dcutsclilands  bildete.  Nach  ihm  trat 
ein  langer  Stillstand  in  der  AVeilercntwicklung  des  deutschen  Criminalreclils 
ein,  in  der  man  indessen  die  Anfänge  eines  späteren  Gegensatzes  der  Pra- 
xis und  der  Wissenschaft  schon  findet.  Die  erste  hielt  an  dem  Sy- 
stem der  bis  zur  Grausamkeit  gebenden  strengen  Strafrechtspflege  fest,  die 
letzte  drang  auf  dessen  humanere  ümgestallung.  Den  Bemühungen  \on 
Tliomasius  und  einigen  gleieligesinnten  Mäimein  verdankt  man  das  all- 
miihlige  .Authüren  der  lle.xenpmeesse  und  die  Atilderiing  der  Tortur.  Aber 
erst  seit  der  Milte  des  achlzehnteii  Jalirinmderts  trat  ein  Umschwung  der 
Ansichten  über  das  Strafrecht  und  zwar  in  ganz  Europa  ein,  den  man  zu- 


t ) T i 1 1 Hl  a II I,  ^ J.  80. 

2)  Zu  iiciiiic-n  (ind  vor  alfcii : A r o I i ii  ii s 1250,  G a ii <1  i a ii s + 1 300,  de  B c 1 - 
vi.io  t 1331,  A iigctii»  I tl45. 

3)  S.  utwr  dicsrllKMi  v.  Wäciilcr.  gvmcim-i  Kcclil  lIiMiUi'liUiiidii  S.  66— HO. 

•I)  V.  Wivhlvr,  S.  103  folg. 
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nächst  Voltaire  nml  dem  italienischen  Rechtsgelehrten  Beccnria  f 1794 
verdankt.  Friedrich  II.  beschränkte  1710  die  Anwendnns  der  Tortur  in 
Preussen;  177(5  verbot  sie  die  Kaiserin  Maria  Theresia  KÜnzlich. 

Wie  endlich  durch  die  deutschen  Criininalislen  Feuerbach,  Grol- 
man  u.  a.  seil  dem  Ende  des  achlzehnlen  Jahrhunderts  eine  totahr  Uiu- 
irestaltung  des  deutschen  Sirafrechls  herbeiselührl  wurde,  ist  schon  oben 
mit;;clheill  worden.  Mit  dem  Jahr  1803  bcfrann  in  Oestreich  die  neue 
Codißcalionsperiodc  desselben,  welche  mehrere  Stadien  durchlaulen  hat 
und  noch  fortdauert. 

Die  Carolina  halle  in  dem  Ranzen  EnlwicklungsRanRC,  wie  von  Wäch- 
ter a.  a.  O.  S.  109  bemerkt,  ein  eignes  Schicksal;  in  der  Zeit,  für  welche 
sie  TüchliRcs  hätte  wirken  können,  wurde  sie  nicht  gehöriR  bcRriflen  und 
verstanden ; spüier  als  man  sie  zu  beRreifen  und  zu  verstehen  aniiiiR,  war 
sie  nicht  mehr  recht  zeiigemäss;  noch  später  in  den  Zeilen,  in  welchen 
man  sie  am  gründlichsten  und  tüchtigsten  bearbeitete,  galt  sie  grösslen- 
Iheils  in  Deutschland  gar  nicht  mehr,  und  war  man  auch  da,  wo  sie  noch 
galt,  darauf  bedacht,  sie  vollends  abzuschaflen. 

Die  deutschen  Strafgesetzbücher  des  neunzehnten  Jahr- 
hunderts ' ). 

189.  , .Man  könnte  die  Codiflealionsperiode  des  deutschen  Sirafrechls 
schon  mit  der  1794  erfolgten  Sanclionirung  des  preussischen  Landrechts 
beginnen,  das  in  Buch  II  Til.  20  einen  Sirafcodex  enthält.  .Allein  die.ser 
ist  mehr  eine  neue  .Aufzeichnung  des  noch  in  jener  Zeit  gellenden  wenig 
forlReschriltenen  Stralrechts.  Die  eiRcnlhche  Reform  der  deutschen  Straf- 
Rcsclzgebung  Tängt  mit  dem  öslreichischen  Strafgesetzbuch  von  1803  an, 
welches  die  Verbesserungen  von  Maria  Theresia  und  Joseph  II.  enthält, 
und  schon  unter  dem  Einfluss  der  neuaunauchenden  Theorien  und  huma- 
neren Ansichten  der  Zeit  steht.  Im  Jahr  IHIO  w\irde  (auf  dem  linken  Rhein 
Ufer)  unter  dem  eisernen  Regiment  Napoleons  der  überaus  strenge  Co<lc 
penal  sanctionirl,  der  in  jenen  I,anden  nach  ihrer  Wiedervereinigung  mit 
Deutschland  foribesland,  und  für  die  Strafgesetzbücher  der  neusten  Zeit  vor- 
herrschend innassgebend  wurde.  Erst  mit  dem  von  Feuerbach  redigir- 
ten  bairischen  Strafgesetzbuch  von  1813,  <las  mit  Verhesserungen  auf  Ol- 
denburg übertragen  ward,  tritt  eine  durchgreifende  docirinelle  Reform  des  deut- 
schen Strafrechts  ein,  in  deren  Entwicklungsgang  man  bis  jetzt  drei  Sta- 
dien unterscheiden  kann.  Das  erste  ist  das  des  so  eben  Rcnannleu  bairi- 
schen Strafgesetzbuches.  Dasselbe  ist  ein  auf  Princi|)ien  einer  rationellen 
Theorie  (der  Feuerbach'schen  .Abschreckungslheorie)  anfgebaules,  in 


I ) Zn  v|fl.  M i 1 1 R r ni  .-I  i p r,  die  Slnitgivlzgebniig  in  ihrer  ncuNlen  Kortl>ilcluiig.  1H40- 
43,  lind  »eiiip  krilisrlieii  AiizeiReti  .itler  neuen  Straff^esetzliiiclier  iui  iicuen^^Jiii^TA 
ihiv  des  rrimiii.ilreclils  hi«  I8.V3. 
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all^^cmcincn  Beslimmuniicn  über  Verbrechen  und  Verüchen 
(Buch  l)  und  zwei  besonderen  Theilcii  (der  Festslellun?  der  Verl)rechen  in 
B.  II  und  der  der  VerjTchen  B.  III  und  ihrer  Beslrnfiiiis)  bcsielicndes  Slraf- 
syslem,  welches  in  allen  Artikeln  mit  grösster  Conseqnenz  und  Hörte  diirch- 
Reführt  wird.  I)as  fJunze  hut  einen  wesentlich  doctrinören  Clniractcr,  ist 
nit  iiiehr  Lehr-  als  ciaenllirhcs  Gcselzbneh,  unil  sollte  als  ausschlicssliehe 
Instruction  pelchrter  Kicbter  dienen,  die  jedoch  nur  aus  dem  Werke  selbst 
und  den  es  begleitenden,  die  Motive  der  gesetzlichen  Bestimmungen  ent- 
haltenden, fortlaufenden,  von  ilcn  Hedacloren  desselben  gefertigten  Commen- 
laren  ihre  Wissenschaft  schöpfen  sollten,  so  dass  vom  ficselzgeber  die 
Ausarbeilung  anderer  Commenlare  ausdrücklich  verlmlen  wurde. 

Allein  in  der  .Anwendung  zeigte  sich  das  Gesetzbuch  geraile  der  stren- 
gen Durehfühning  des  Abschreckungsprincips  und  seiner  vielen  blos  doc- 
trinellen  Beslimimmgen  wegen  für  unausführbar,  so  dass  zwischen  IHM — 18 
schon  113  Novellen  erschienen,  die  oft  ganze  Lehren  desselben  umgestal- 
telcu.  Bald  verliess  die  deutsche  Strafrechtswissenschaft  die  exclusiv  phi- 
losophische Bichtung,  welche  indessen  die  Unrichtigkeit  der  Abschreekungs- 
theorie  jedenfalls  als  alleiniges  l’rincip  des  Strafrechts  dargethan  hatte;  die 
historische  Behandlung  dieses  Zweiges  der  Bcchtswissensclmfl  siegle  all- 
möhlig  über  die  rein  rationelle,  und  so  begann  eine  andere  Hiehtung  in  der 
Ausarbeitung  rasch  auf  einander  folgender  Kntwlrfc  der  Strafgesetzbücher 
anderer  deutschen  Slaalen,  welche  man  die  eklectische  nennen  kann. 
Man  ging  bei  deren  Abfassung  von  verschiedenen  Strafrechtsprincipien  z.  B. 
auch  von  dem  der  Abschreckung  oder  Prävention,  auch  dem  des  s.  g.  Ge- 
rechligkcilsprincipes  und  der  Besseningslheorie,  und  zwar  oll  ohne  das  wis- 
senschaftliche Bewusstsein  derselben  aus,  und  berücksichtigte  das  praclisch 
gellende  Hecht  und  die  Sille.  .Auch  befolgte  man  wenn  auch  nicht  consc- 
(|uent  eine  andere  Methode  der  Ucdaction,  indem  man  das  Aufsicllen  doc- 
Irinellcr  Bestimmungen  in  den  Geselzbüchcrn  sehr  verminderte  und  sie  der 
Wissenschall  und  der  Schule  überlicss. 

Das  erste  in  diesem  Geiste  zu  Stande!  gekommene  Gesetzbuch  ist  das 
sächsische  v.  J.  1S38,  dem  die  oben  näher  bczeichneicn  bis  zum  J.  1851 
folgten.  In  einem  oder  dem  andern  ist  wenigstens,  was  die  Gnmdprinci- 
pien  bclrilTl,  die  Hiehtung  des  bairischen  v.  1813  noch  sichtbar,  z.  B.  in 
dem  würtlembergischen  v.  1839. 

Nach  der  politischen  Bewegung  Deutschlands  1818 — 1849  tritt  die  Co- 
diflcalion  des  dculschen  Slrafrcchls  in  ein  neues  Stadium,  das  vor  allem 
durch  die  Kinfühning  der  Gcschwornengerichic  hervorgerufen  wurde.  Das 
Bedürfniss  der  grössten  Einfachheit  der  Strafgesetze  machte  sich  gellend, 
indem  die  auf  den  Thntbesland  dej  Verbrechen  bezüglichen  factischen  Kra- 
gen nicht  n*ehr  von  gelehrten  Uichtcni  zu  entscheiden  waren.  .Man  begann 
die  ilocirinäre  Hiehtung  bei  der  Abfassung  der  Gesetzbücher  zu  verlassen, 
setzte  sich  die  strengste  Genauigkeit  der  Bestimmungen  zum  Ziel  und  fand 
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in  tifidcn  Bezichiinjrcn  ein  peeiüneles  Muster  im  Code  penal  v.  isio.  dns 
imin  in  Unyen)  und  l’renssen  um  so  melir  nncliznalimen  sich  Kedniii(;cn 
liihlle,  nis  in  den  Rlieinprovin/cn  liciihT  Kdni^rciclic  der  iiraeliselie  Werth 
dessellien  sieh  <hirch  eine  Anwcmlnns  von  fast  vierzig  Jahren  hewahrt 
halle.  Diess  (Jeselzlaieh  ist  die  llanplernndlatre  «les  prenssisclicn  vom  It 
April  1851  und  eines  bairisehen  Eniwnrrs  ans  demscHien  Jahre,  ln  andern 
l-iindem  verbesserte  man  die  neuen  Geselzbileher  durch  einzelne  (;eselze. 
z.  B.  in  Würllemberi?  18-1S150,  oder  wie  in  Oeslreieh  1H52  durch  eine  duich- 
preifende  Bevision,  oder  man  schrill,  wie  meistens  auch  in  Sachsen,  zur 
.Abrassung  von  Knlwilrfen  neuer  (Jesetzbücher. 

1!H).  Die  deutschen  Strnrgeselzbficher  unsrer  Zeit  zerfallen  in  einen 
ollgemcinen  und  einen  besonderen  Theil. 

I.  Die  in  dem  ersten  enthaltenen  Bestimmungen  beziehen  sich  auf  die 
schon  oben  §.  INi  anrgcfnhrten  l’unkte. 

A.  Was  das  System  der  Slrafarten  belriin,  so  bilden  die  Kreiheils- 
strafen  die  weil  vorherrschende  Regel  und  zerfallen  gewöhnlich  in  drei  Un- 
terarten: Gefängniss-,  Arbeitshaus-  oder  Ei  nsehl  iessungs-  und 
Ziich  Ih  ausslr  nfe  ' ) , neben  welchen  beiden  letzten  die  Eestnngs-  als 
Paralellslrale  für  Verbrecher  aus  höheren  Ständen  vorkomml.  Ausser  tlie- 
sen  linden  sich  als  minder  hüullg  angewendele  die  Todes-,  Ehren-  und 
Geldstrafen  und  körperliche  Züchtigung.  Die  erste,  welche  im  Anlang  des 
Jahrhunderts  theilweise  noch  als  (pialillcirle  angewendel  wurde,  besteht 
nur  noch  als  einfache  Todesstrafe  durch  Enlhniiptung,  aber  auch  diese  ist 
von  Jahr  zu  Jahr  auf  eine  kleinere  Zahl  von  Verbrechen  beschränkt,  durch 
<lie  deutschen  Grundrechte  von  18-lft  ist  sie  sogar  für  aufgehoben  erklärt, 
seil  kurzem  aber  durch  einzelne  Gesetze,  jedoch  nur  noch  für  wenigere 
Eälle  als  früher  wieder  eingelührt  worden. 

Auch  die  hJhrenslrnfen  werden  seltner,  und  manche  z.  B.  noch  im  bai- 
rischen (Jeselzbuch  so  häufige  Arten  derselben,  wie  .Abbitte,  Widerruf,  Ehren- 
erkläning,  sind  in  den  neusten  Gesetzbüchern  weggclassen.  Gewöhnlich 
finden  sich  nur  noch  solche  Ehrenstrafen  vor,  welche  dem  Bcslrallen  die 
Aiisühung  gewisser  Ehrenrechte  entziehen,  und  ihre  Anwendung  ist  fast 
durchgängig  blos  Ncbenlölge  anderer  z.  B.  der  Zuchthausstrafe.  Die  Geld- 
strafen werden  gleichfalls  in  beschränktem  Umfang  zur  Anwendung  gebracht 
und  meistens  nur  altemaliv  n)it  der  Gelängnissstrafe  nnpedrohl.  Die  kör- 
perliche Züchtigung  im  .Anfang  des  Jahrhunderts  in  manchen  Ländern  z.  B. 


1)  Zuweilen  findet  sieh  noch  die  Ketlenslrafe  z.  R.  im  hnnnöversehen  und  brniin- 
sehweigizehen  Sirnfgezelzbnch.  [las  prossherznglich  hessische  fflhtt  13  Slrafarten, 
unter  diesen  auch  die  verzchiedenen  Enihebungsarlen  vom  Staatsdienst  und  selbst 
den  gerichtlichen  Verweis  auf.  Das  Kadisehe  unterscheidet  4 Arten  peiidieher 
Strafen,  als  Todes-,  IcbcnsI.Ingliche-  Ziiehlhaus-,  zeitliehc  Zuchthaiisslnife  und 
Diensicntsetzung,  und  7 Arten  bürgerlicher  Strafen  als  Arbeitshaus,  Gefängniss  u.  s.  w. 
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Oeslreich  ziemlich  häufig  angewendet,  wurde  bald  mehr  und  mehr  be- 
schränkt, insbesondere  nur  auf  Verbrecher  aus  der  niedersten  Volksklasse 
z.  B.  seit  1812  in  Preussen  angewendet,  dann  durch  die  Grundrechte  liir 
völlig  nurgehoben  erklärt,  jedoch  neusicns  in  einigen  wenigen  Ländern  in 
\erscliiedencn  Abstufungen  wieder  hergcstellt  z.  If.  in  Oeslreich,  Württem- 
berg, Meklenburg  Schwerin  und  Kurbcssen. 

B.  Bei  den  BegrifTsbestimmungen  der  einzelnen  Arten  von  Verbrechen 
bildet  der  Umstund : ob  ein  Vergehen  ein  doloses  oder  culposes  sei , ein 
wichtiges  Moment.  Während  in  den  früheren  Strafgesetzbüchern  des  Jahr- 
biinderts  insbesondere  im  bairischen  diese  Lehre  mit  grosser  Ausführlich- 
keit bcliantlelt  wird,  gehen  die  neusten  z.  B.  das  prcussischc  fast  ganz 
über  diese  Gegensätze  hinweg,  oder  cs  wurden  die  in  den  früheren  Gesetz- 
büchern hierüber  vorkommenden  Bestimmungen  (z  B.  in  Württemberg  18-19) 
bei  Kinlührung  der  Schwurgerichte  wieder  aufgehoben.  Die  practische  Bedeu- 
tung dieses  Unterschiedes  war  früher  im  bairischen  und  oldenburgischen  Ge- 
setzbuch, auch  im  würtlembergischen  v.  1X19  (.4rl.  5G1  folg.)  die,  dass,  weil 
man  annahm,  jedes  Verbrechen  könne  entweder  dolo  oderri//po  begangen. wer- 
den, bei  jedem  festgesetzt  war,  wie  es  als  doloses  und  wie  es  als  culposes  be- 
straft werden  sollte,  während  seil  dem  sächsischen  regelmässig  nur  vorsätzliche 
Uebertrelungen  der  Strafgesetze,  fahrlässige  dagegen  mir  da,  wo  sie  durch 
das  Gesetz  besonders  mit  Strafe  belegt  sind,  für  stradiar  erklärt  worden  • ), 
wie  z.  B.  culpose  Körperverletzung,  Brandstiftung  und  <lie  Tudtung. 

C.  Ueber  die  Bestrafung  des  Versuches  eines  Verbrechens  weichen 
die  Gesetzbücher  vor  und  nach  der  Einfühnmg  der  Schwurgerichte  von 
einander  ab  *);  in  jenen  setzte  man  durchgehends  mildere  Bestrafung  des 
Versuches  als  des  vollendeten  Verbrechens  fest,  und  zwar  stieg  oder  fiel 
die  Strafe,  je  nachdem  der  Versuch  sich  der  Vollendung  mehr  genähert 
halle  oder  entfernter  geblieben  war  (daher  der  Unterschied  des  nächsten 
und  entfernten  Versuchs) ; darin  stimmten  aber  alle  Gesetzbücher  überein, 
dass  die  bloscn  Vorbcrcilungshandlungen  zu  einem  Verbrechen  in  der 
Kegel  nicht  stralbar  sein  sollten,  sondern  erst  die,  welche  als  ein  .Anfang 
der  .Auslührung  iles  Verbrechens  ungesehen  werden  könnten. 

Seit  der  Einführung  der  Schwurgerichte  dagegen  wird  nach  dem  Vor- 
gang des  französischen  Rechts  der  Versuch  öller,  namentlich  in  Preussen 
und  Württemberg,  mit  derselben  Strafe  wie  das  vollendete  Verbrechen  be- 
legt: jedoch  nur  wenn  derselbe  durch  Handlungen,  welche  einen  Anfang 


1 ) Tliiiringöchrs  Slrnfgi-st-tzltuch  Arl.  30. 

Z)  liii  säciMisrIirn  (ii'si'lzbiich  Art.  Z5— 30,  im  wrirUcmbcrgikrlu-n  Arl.  6t — 73,  im 
tuinnovfrtcticn  Art.  3Z — 40,  im  braunschwi-jgikclu-ii  $.  35—40.  Auch  Mgl  noch 
ilas  IhuringiKtic  (iciiclzbuch  v.  J.  Ib50:  „Ucr  Vcriuch  ist  mit  vrriialtnissmasMg 
geringerer  Strafe,  ata  für  daa  volli-ndele  Verbrechen  zu  erkemicii  wäre,  zu  be- 
lege ii  “ 
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der  AusführutiR  enlhallen,  an  den  Tag;  gelepl.  und  nur  durch  äussere  von 
dem  Willen  des  Tliäters  unabhängige  Umstände  geliindcrl  worden  oder 
ohne  Erl'olg  geblieben  ist  *). 

D.  Auch  in  der  Lehre  von  der  Urheberschafl  und  der  Theilnahmc  bei 
Verbrechen  bildet  die  Einführung  der  Schwurgerichte  einen  Wendepunkt; 
früher  war,  sowie  noch  jetzt  in  Lämlem  ohne  solche  Gerichte  * ),  die  Bestrafung 
der  verschiedenen  Arten  der  Tlieilnehiuer  verschieden,  namentlich  die  Be- 
handlung der  Gehülfen  im  Verhältniss  zu  den  Urhebern  milder:  seitdem 
findet  man  fast  durchgehends  Gleichstellung  beider  (Breussisches  Strafge- 
setzbuch §.  34.  35). 

E.  p;s  finden  sieh  in  allen  neueren  Slrnfgeselzbüehern  Bestimmungen 
über  die  Zureehnungslähigkeit,  die  jedoch  in  allen  als  die  unbefriedigendste 
Lehre  angesehen  werden  muss;  im  Allgemeinen  wird  sie  aul  eine  doppelte 
Weise  behandelt;  in  einigen  Gesetzbüchern  wird  eine  allgemeine  principiclle 
Verfügung  an  die  Spitze  gestellt  — deren  Anwendung  dem  Richter  an- 
heimgestclit  oder  durch  Hervorhebung  einzelner  Beispiele  zu  erlcictitern  ver- 
sucht ®).  ln  andern  dagegen  fehlt  ein  solches  l’rincip  ganz  und  der  Gesetz- 
geber führt  die  hauptsächlichsten  Eälle  auf,  unter  deren  \\iraussetzung  die 
Zurechnung  nicht  angenommen  werden  soll  ■•).  .Mit  der  ganzen  Lehre 
wird  dann  gewöhnlich  die  von  den  Slrafschärlüngs-  und  Slrafmilderungs- 
gründen  in  Verbindung  gebniclit;  dabei  unterscheidet  man  aber  zwischen 
Scliärfung.s-  und  Mildernngsgriinden  im  engem  Sinn  und  Straferhöhungs-  und 
Minderungsgründen.  Die  ersten  berechtigen  respective  verpflichten  den 
Richter  selbst  über  das  gesetzliche  Maximum  hinaus  oder  unter  das  Mi- 
nimum herab  zu  gehen;  die  letzteren  dagegen  bilden  blos  den  Anhaltspunkt: 
innerhalb  des  gesetzlichen  Slrafraliniens  die  betrelTende  Strafe  dem  jedes- 
mal abzuurtheilendcn  Falle  gemäss  zu  bestimmen  *).  Zu  den  Strafschär- 
fungsgründen gehört  der  Rückfall  ®),  zu  den  Strafmilderungsgründen  un- 
verdient erlittene  Untersuchungshafl , verminderte  Zurcchnungsrähigkeit  ’) 


1)  l’reinsisclie»  Slrufgcselzbudi  Jj.  3t.  32. 

2)  Z.  B.  nach  dem  Uiiiringiiichcn  Ueselibuch  v.  1850,  Art.  31—37.  Sehr  ausfilhr- 
lich  sind  die  Bestimmungen  der  Strafgcsclztiüclicr  v.  Sachsen  Art.  33— 4t.  Han- 
nover Art.  52 — 76.  liraunsctiweig  S-  — M.  Baden  g.  119—147. 

3)  So  das  hannovcrsctic  Strafgesetzbuch  Arl.^2  — 85,  das  grosslicrzogt.  hcssisctie 

.\rt.  37  — 39,  das  tiadisctie  71 — 80. 

4)  So  im  köiiigl.  saclisiacheii  Gesetzbuch  Art.  66  — 69,  im  braiinichweigischen 

30—34,  im  württembergischen  Art.  03 — 106,  im  Ihiiringisclien  Art.  61-67, 
im  preussischen  $.  40—44. 

5)  Tbilring.  Strefgesetzb.  Art.  14—43,  Braunschweig  J.  58. 

6)  Sücbsisch.  SGB.  Art  58. 

7)  Sächsisch.  SGB.  Art  62— 641,  thttringisclies  Art  58  — 60,  braunscliweig.  $.60.61. 
hannuver.  Art  39  — 103.  badisches  $.  153.  158. 
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II.  s.  w.  Die  SiraferhtilmnRS-  oder  MiiHleninKSRnlnde  sind  llieils  objective 
llieils  siibjcelive,  jene  lieslelien  im  Grade  der  GefUhrliclikeit  der  veibreclie- 
risehen  Ibindliing,  diese  im  Grade  der  (ielalirlichkeil  des  verbrcclierisclien 
Willens  * ). 

F.  Die  Concurrenz  der  Verbrechen  wird  verschieden  behandelt,  je 
nachdem  es  sich  von  einer  idealen  oder  materiellen  Concurren/.  han- 
delt; linier  der  ersten,  aucli  formale,  gleichzeitige  oder  cinthälliche  Coii- 
ciirrenz  genannt,  versteht  man  den  Fall,  wenn  durcli  ein  und  dieselbe 
Handliin;;  verscliiedene  Verbrechen  begangen  worden,  unter  der  zweilen 
successiven  oder  mehr  Ihätlichen,  den  wo  die  verschiedenen  Verbreclien 
durch  bestimmte  auf  einander  folgende  Handlungen  begangen  worden. 
Hinsichtlicli  der  idealen  gilt  die  Regel:  poena  mq/or  absorbet  minorem  *); 
riicksichllich  der  materiellen  die:  quot  delicfa  tot  poenae;  so  lange  es 
niimlicli  factiseli  und  rechtlich  nicht  unmöglich  ist,  jede  der  Strafen  anzu- 
wenden ’). 

G.  Die  Verjähning  ist  in  allen  Gesetzbüchern  riicksichllich  der 
Untersuchung  anerkannt,  in  einigen  nach  dem  Vorgang  des  französischen 
findet  auch  eine  Verjährung  der  bereits  erkannten  Strafe,  wie  in  Sachsen, 
Würllemberg,  Draimschwcig,  Baden,  Thüringen  statt  * ).  Doch  zeigt  sich  ein 
Unterschied  in  den  Gesetzbüchern  darin,  dass  in  einigen  die  mit  den  schwer- 
sten Strafen  verpönten  Verbrechen  iinverjährbar  sind,  wie  die  mit  der  Toilcs- 
strafe  und  lebensliinglichen  Freiheitsstrafe  bedrohten.  Die  Bestimmungen  der 
Verjähningszeil  sind  verschieden,  theils  nach  der  Grösse  der  anzuwenden- 
den Strafe,  theils  danach:  ob  eine  Verfolgung  des  Verbrechers  von  .Amls- 
wegen  oder  nur  auf  angcslellte  Kluge  .siall  hat.  Die  Verjährungszeiträume 
sind  30,  20,  15,  10,  5,  3,  2,  1 Jahre  und  selbst  drei  Monate!  Die  Ver- 
jährungsfristen der  erkannten  Strafen  sind  nach  dem  Vorgang  des  fran- 
zösischen Rechts  länger  als  die,  binnen  welchen  die  Unlersiichimg  eines 
begangenen  Verbrechens  vorgenommen  und  der  Schuldige  bestraft  wer- 
den kann  *). 


1)  D.1S  königl.  «Mhsisclie  Gesetzb.  Art.  42.  43,  Ibfiringisclirs  IJcüClzb.  Art.  44—46, 
hannov(T>chvs  An.  62  — 93,  lii'ssitches  Art.  119 — 12t,  badiscli('!i  §.  150— *152. 

2J  Braunschweig.  Gcselzb.  J 55  - 57,  hannoversches  Art.  104  — 110,  hessisches 
Art.  104 — 119,  tharing.  Art.  50.  Sl,  preussisches  $.  55. 

3)  Thüring.  Stmfgesctzb.  Art.  57.  58.  Prenssisch.  G.-B.  $.  51—57. 

4)  So  z.  B.  d.is  würltcmberslschc  Gesetzb.  Arl.  120 — 135,  das  thüringische  Gcselzb. 
.Art.  71 — 78,  das  prcussischc  §.  45 — 50. 

5)  N.-ich  ilcni  preussischen  Gcselzb.  Art.  49  findet  gegen  rechtskräftig  erkannte  Strafe 
keine  Verjährung  stall. 

0)  In  Wilrtlcnibcrg  z.  B.  ist  die  zur  Untersuchung  erforderliche  Verjlhrungszeil  liei 
Verbrechen,  die  mit  dein  Tode  oder  lebenslinglieheui  Zitehlhaus  bedroht  sind, 
20  Jalire,  die  der  erkannten  Strafen  dieser  Arl  23.  Würtlemb.  Strafgesetzbuch, 
Art.  130  und  131. 
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II.  In  ilem  von  den  einzelnen  Vcrlircchen  und  deren  Beslrnfiins  linn- 
delnilen  zweiten  oder  hesondern  Tlieile  der  deulüelien  .Slridgeselzldielier 
werden  dieselben  Rewiilinlieli  nnf  Hnnplarlen  znriick^efidirl,  znweden  in 
ein  System  nebrnclil,  zusveilen  aber  mir  in  einer  für  geeignet  gehaltenen 
Ordnung  anlgeführt.  Ks  giebt  Strargesetzbüdier,  welche  nur  von  den 
eigentlichen  Verbrechen  handeln,  während  für  die  s,  g.  Poiizeivergehen  ein 
eignes  Ge.selzbnch  sanctionirl  ist,  z.  B.  in  Würlteniberg,  andere  handeln 
von  beiden. 

Besonders  hervorznheben  ist  das  dem  Code  penal  v.  1810  nachgcbil- 
' dete  System  des  (ireussis' heu  Stralgeselzbuches  ' ) ■ womnch  drei  llaii|>t- 
klassen  stralbarer  Handlungen  unterschieden  werden,  nämlich  die  mit  den 
höchsten  d.  h.  mit  der  Tode.s-,  der  Xuchlhaus-  oder  der  Einsehlicssungsslrare 
von  mehr  als  liinf  Jahren  belegten  und  von  den  Schwurgerichten  abzu- 
nrlheilenden  Verbrcclien,  die  mit  Einschliessung  bis  zu  liinf  Jahren  oder 
Gefängniss  von  mehr  als  sechs  Wochen  oder  mit  einer  Geldlmssc  von 
50  Thaler  verpönten  von  den  Kreisgerichten  abzuurthcilenden  Vergehen, 
und  die  am  geringsten  durch  die  Pulizeigericlite  zu  ahndenden  Ueber- 
tretungen.  Die  einzelnen  Verbrechen  und  Vergehen  werden  im  zweiten 
Theil  des  Gesetzbuches  §.  61 — 331  nebeneinander,  die  Uebertretungen  in 
einem  dritten  Theile  Art.  332  — 319  besonders  behandelt.  Eine  übliche 
Classification  *)  der  unter  die  Strafgesetzgebung  fallenden  uncrlauliten 
Handlungen  ist  die  in  öITentliche  oder  Staats-  und  in  Privatverbrechen  und 
Vergehen  und  in  Vergehungen  wider  die  Pflichten  des  önentlichen  Dienstes. 
In  die  erste  Klasse  fallen  der  Hoch-  und  der  Landesverrath  und  andere 
staatgsefährliche  Handlungen,  Majeslätsbeleidigiing,  Handlungen  gegen  das 
obrigkeitliche  Ansehen,  Friedensstörungen,  Scibsthülfe  und  der  Zweikampf 
und  Handlungen  wider  ülTcntliche  Treu  und  Glauben  z.  B,  IVlünzverlälscliung. 
ln  die  zweite  die  gegen  das  Leben  einer  Person  gerichteten  Handlungen, 
Körperverletzungen,  Handlungen  wider  die  Freiheit,  .'VngrifTe  auf  Ehre,  auch 
wohl  auf  die  Sittfichkeit;  ferner  die  verschiedenen  gegen  das  Vennögen 
anderer  gerichteten  Verbrechen  und  Vergehen.  In  die  dritte  gehören  die 
allgemeinen  und  besondem  Dienstverletzungen  der  Staats-,  Kirchen-  und 
Schuldiener. 

Ueber  den  materiellen  Werth  und  die  formelle  Vollkommenheit  der 


1)  Prcussisclir«  Strafgesetzbuch  $.  1. 

2)  Diese  Classiflealion  ist  die  des  würltembergischen  Strafgesetzbuches  Art.  134  folg. 
233  folg.  399  — 482.  Die  des  tiannoverschen  und  des  braunschweigischen.  In 
materieller  Keziehung  stimmt  damit  überein  d.as  gmsslierz.  hessische  Strafgesetz- 
buch von  1841.  Nur  annähernd  dieser  Classification  sind  die  des  thüringischen 
und  weniger  noch  des  prcussischcn  Gesetzbuches,  vielfach  abw<  iehend  das  künigl. 
sächsische  v.  1839.  Das  badische  beginnt  mit  den  Privalverbrcehcn  und  Prival- 
vergehen,  geht  dann  zu  den  beiden  andern  Ilanptartcn  über. 
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siinimtliclien  deutschen  Slralgesetzbüdier  haben  sich  die  deutschen  Crimi- 
nalistcn  in  den  verschiedensten  Uiclitungeu  ausgesprochen,  und  so  oll  sich 
dazu  Veranlassun!,'  bot,  es  an  Tadel  oder  Kritiken  nicht  lehlen  lassen  •). 


IV.  Capilel. 

Das  Pracessrerkt. 

Beleuchtung  der  allgemeinen  Grundlagen  des  Processreeht es, 

191.  Das  Processreeht  ist  der  Inbegriir  der  Normen,  welche  sich  auf 
die  s.  g.  Uechtspnege  beziehen  d.  h.  auf  die  Thütigkeit  der  üflentlichen 
Behörden,  deren  Amt  es  ist,  vor  sie  gebrachte  Hechtssachen  zu  entschei- 
den und  ihre  Kntscheidungen  zum  Vollzug  zu  bringen.  Diese  Behörden 
sind  die  Gerichte,  welche  in  der  Ausübung  ihrer  AmtsthiUigkeit  ein  recht- 
lich, hiiufig  gesetzlich,  festgesetztes  Verfahren  cinziihalten  haben.  Der 
das  Processreeht  begreifende  Zweig  der  Rechtswissenschaft  zerfallt  in  zwei 
Haupttheile,  in  die  Lehre  von  der  Gerichtsverfassung,  also  die  von 
der  Constitution  und  Organisation  der  Gerichte,  und  in  die  vom  gericht- 
lichen Verfahren. 

A.  Ohne  eine  staatsrechtliche  Feststellung  und  Organisation  der  rich- 
terlichen Gewalt  ist  keine  befriedigende  Rechtspflege  denkbar;  deshalb 
bestimmen  sehr  oft  schon  die  Staatsgrundgesetze  die  Grundlagen  und  den 
Character  der  Gerichtsverfassung  eines  Landes,  welche,  aber  durch  eigne 
Gesetze  ausgelührt  und  geordnet  wird. 

aj  Es  ist  vor  allem  grundgesetzlich  festzustellen , wem  überhaupt  die 
Gerichtsbarkeit  fjurisdieUo)  zustehe  d.  h.  vor  welche  Behörden  als 
die  regelmässigen  (oder  auch  als  Ausnahms-)  Gerichte  eine  Rechtssache 
zu  bringen  ist?  ob  diese  Gerichte  durch  Einzelrichter  oder  durch  Hichler- 
collegien  gebildet  werden  ? von  wem  und  aus  welcher  Klasse  von  Personen 
die  mit  dem  Richleramt  zu  Bekleidenden  zu  ernennen  sind?  und  worin  über- 
haupt ihre  Thütigkeit  besteht? 

b)  Die  territoriale  Ausdehnung  der  Staaten  führt  zur  Errichtung  einer 
grösseren  oder  kleineren  Anzahl  von  Gerichten  und  das  Bedürfniss  einer 


1)  Zu  viTglcicbeii  sind  besondris  .MiUcrmaiur’s  scliuii  aiigcfolirlc  kritischen  Bo- 
iirlhcilungen  der  deutschen  Strafgesetzbücher  iin  neuen  Archiv  des  Criminalri’cht.s 
und  in  seinem  Buche ; Die  Strafgesetzgebunjf  in  ihrer  Fortbildung.  Zwei  Beiträge 
lh4l— 43.  Zu  den  neusten  Kritiken  gehören  die  v.  Köstlin  in  der  Zeitschrift 
tiermania  v.  1851,  S.  573  und  ein  Aufsatz  von  Dollinann  aber  die  neuste 
Cudification  des  Strafrechts  in  der  von  Arndts,  Bluntschli  und  Pözl  heraus- 
gegelienen  kritischen  Ueberscltau  der  deutschen  Gesetzgebung  und  RcchtswisH’ii- 
scliaft  von  1853.  I.  Bd.  S.  150  folg. 
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gründlichen  Rechtspflege  zur  Einsetzung  höherer  fierichte,  von  welchen  der, 
der  durch  einen  ersten  Urtheilspruch  sieli  in  seinem  Rechte  für  verletzt 
hält,  eine  nochinnlige  Prüfung  der  Sache  verlangen  kann.  Jede  Process- 
gesetzgebung  cnlhfilt  demnach  Bestimmungen  über  die  Coordination 
und  die  Subordination  der  Gerichte,  also  auch  über  die  Competenz 
oder  Zuständigkeit  und  den  Ins  tanze  nzng  der  Gerichte.  Uic  Grundsätze 
hierüber  bilden  die  Lehre  vom  s.  g.  Gerichtsstände  fforum)  und  spre- 
chen auch  aus:  vor  welchem  mehrerer  coordinirter  Gerichte  ein  Rechts- 
streit anhängig  gemacht  werden  müsse  oder  könne,  als:  dem  des  Wohn- 
orts des  vor  Gericht  zu  Stellenden  fforum  dmnirUi)  oder  dem  der  bcle- 
genen  Sache  fforum  rei  titae)  oder  der  Handlung,  wodurch  das  streitige  Rechts- 
verhältniss  begründet  wurde,  es  bestehe  diese  in  einem  Vertrage  oder 
vertragsähnlichen  Acte  fforum  contructusj  oder  in  einer  verübten  Rechts- 
verletzung fforum  delicti  commissi),  so  wie  (wo  solche  bestehen)  welche 
Personen  einen  s.  g.  privilcgirten  Gerichtsstand  haben,  und  endlich,  welche 
Gerichte  competent  seien,  Berufungen  von  den  Entscheidungen  des  Gerichts 
erster  Instanz  anzunehmen. 

c)  Endlich  hängt  mit  der  Gerichtsverfassung  die  Zulassung  und  die 
Feststellung  der  Rechte  und  Pflichten  rechtsgelehrler  Stellvertreter  der 
streitenden  Parteien  zusammen,  dieselben  mögen  eigentliche  Mandatare  der 
letzten  zur  Fühmng  des  ganzen  Processes  — Procuratoren  oder  Anwälte 
sein , oder  die  ganze  Sache  als  rechtsgelehrte  Kunstverständige  leitende 
und  beleuchtende  Advocaten  oder  Rechtsconsulenten,  oder  beides  zugleich. 

B.  Was  das  Gerichtsverfahren  {modus  procedetidi  oder  ordo 
iudicionim)  betrilR,  das  festsetzt:  welche  gerichtliche  Handlungen  verkom- 
men können,  in  welcher  Weise,  Ordnung,  oft  in  welchen  Zeitfristen  die- 
selben vorzunehmen,  welche  Formen  dabei  zu  beobachten  sind,  und  welche 
Wirkungen  deren  Vornahme  oder  Unterlassung  nach  sich  ziehe?  so  tritt 
ein  wesentlicher  Unterschied  ein,  je  nachdem  der  Rechtsstreit  ein  bürger- 
licher (privatrechllicher)  oder  ein  Criminalfall  ist;  daher  das  gesummte 
Processrccht  in  den  s.  g.  Civil-  und  Strafprocess  d.  h.  die  Ia?hre  vom 
Verfahren  in  Civil-  und  in  Criminalsachen  zerfiillt. 

192.  Die  Bestrafung  der  Verbrechen  geht  von  der  Staatsgewalt  aus, 
soll  aber  nur  dann  eintreten,  wenn  die  des  Verbrechens  berüchtigten  Per- 
sonen für  schuldig  erkannt  sind.  Diess  zu  ermitteln  und  im  Namen  des 
Staates  die  Strafe  über  den  für  schuldig  Erkannten  zu  verhängen  und  voll- 
ziehen zu  lassen,  ist  Sache  der  Strafgeriehte,  sie  mögen  eigens  zu  diesem 
Behulc  eingesetzte  Behörden  oder  solche  sein,  welchen  auch  die  Civilge- 
richtsbarkeit  zusteht’).  Der  Gang  jedes  Strafverfahrens*)  ist  immer  der. 


1)  Zu  vcrgl.  vor  idicti  Millcrmaier,  das  deutsche  Strafverfahren  II  ThI.  4.  Aufl. 
Heidelberg  1845/46,  und  zwar  zunächst  Bd  I.  g.  1—3.  11.  25.  36.  37. 

2)  Mittcrmaier,  $.  60  folg. 
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(Inss  zuerst  untersucht  und  l'estgestelit  werden  muss:  ob  ein  ani^eb- 
lieJies  Verlirechen  wirklieh  be^:ansen  sei  und  wer  sicli  dessen  schuldig 
gemacht  liabc ; dass,  wenn  dieses  leslsleht,  entscliieden  werde,  welche 
Strale  den  Schuldigen  trelTe , und  dass  diiraut  die  erkannte  Stral'e  vollzo- 
gen werde. 

A.  Jeder  Strafprucess  beginnt  daher  mit  der  Untersuchung,  die 
oll  einem  zu  Amtshandlungen  dieser  Art  besonders  nngestellten  Unter- 
suchungsrichter anvertraul  ist.  Kr  ist  ermächtigt,  alle  gesetzlich  er- 
laubten Mittel  anzuwenden,  um  zur  Keunlniss  der  Wahrheit,  ob  der  Bc- 
züchtigte  schuldig  oder  unschuldig  sei.  zu  gelangen  und  alle  ihm  zu  Ge- 
bote sleheiiden  Beweismittel  zu  diesem  Zwecke  aurzusuchen  und  anzuwen- 
den. Er  hat  die  im  gericlillichcn  Verhör  gegebenen  Aussagen  des  Bezüch- 
tigten,  insbesondere  dessen  Geständnisse  aufzuzeichnen,  durch  augensciiein- 
lichc  Wahinchiming  in.sbesondere  des  materiellen  Thalbestandes,  durch  Zeu- 
genaussagen, so  wie  durch  Urkunden  oder  die  l’rülimg  der  Suche  durch 
Sachverständige  (z.  B,  Aerzle  oder  Wundärzte)  die  Kealilät  des  angeblich 
begangenen  V'erbrechens  zu  erhärten'),  und  überhaupt  das  Factische  der 
ihm  zur  Untersuchung  übertragenen  Criminalsache  so  vollständig  wie  mög- 
lich zu  constaliren,  damit  die  mit  der  Entscheidung  der  Frage,  ob  dos 
einem  .Vngcsdliuldigten  zur  Last  gelegte  Verbrechen  wirklich  von  ihm  be- 
gangen sei  oder  nicht,  beauftragte  Behörde  in  den  Stand  gesetzt  werde, 
ein  auf  ausreichende  Gründe  sich  stützendes  Urthcil  zu  fällen. 

B.  Diese  Behörde  wird  (Polizei-  und  andeiv  geringere  Vergehen  ab- 
gerechnet) in  der  Hegel  von  andern  Personen  als  dem  oder  den  Unlersu- 
chungsrichlern  selbst  gebildet,  und  verfährt  entweder  so : dass  sie  lediglich 
auf  die  in  den  überm.aehten  .Acten  des  Untersuchungsrichters  enthaltenen 
Materialien  und  eine  Vertheidigiingsschrill  des  Angeschuldigten  hin  ein 
Unheil  fällt,  oder  dass,  indem  die  vom  Untersuchungsrichter  beendigte  In- 
struction ihr  nur  als  Vorimlersuchung  dient,  von  ihr  die  Hauptuntersuchimg 
vorgenommen  wird , also  der  Angcschuldigle,  die  Zeugen  und  Sachverstän- 
dige vorgelülirt  und  vernommen,  alle  sonstigen  Beweismittel  vorgelegl,  dann 
die  Gründe  liir  oder  gegen  die  .Annahme  der  Schuld  des  ersten  von  ihr 
angehört  und  nacli  vorgenommener  Discussion  einer  genauen  Prüfung  der 
Sache  und  der  Erwägung  aller  Umstände,  die  Frage:  ob  schuldig  oder 
nicht  schuldig,  beantwortet  werde.  Im  ersten  Falle  hat  das  Strafver- 
lähren  den  Character  der  Scliriftlichkeit  und  in  der  Regel  auch  der 
Hei  ml  icii  k ei  t;  im  letzten  den  der  Mündlich  - und  gewöhnlich  mit  der- 
selben verbundenen  Oeffent  I ich  k ei  t.  Die  mit  der  Lösung  der  genann- 
ten Frage  bcaurtragten  Personen  sind  entweder  von  der  Staatsgewalt  an- 
gestellte  gelehrte  Richter  (welche  dann  auch  die  ausztisprcchende  Strafe 
Irestiinmcn)  oder  aus  dem  Volk  gewählte  Geschworne,  nach  deren  be- 


I)  M i 1 1 e I-  m a i er,  S'  86—1 10. 
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jnlicmji'm  S|irucli  die  vom  Stnate  lieslelKen  Criminalrichler  erst  das  die 
Strafe  erkennimde  Urllieil  fallen. 

Aiieli  der  imler  der  Aiifsielit  mul  der  l-eilumt  eines  oder  inelirerer 
.Mitglieder  des  Stral'aerichts  vorzimeliinende  VoU/uk  ist  cii^nen  Hcamlea 
iilierlrngen. 

C.  .Naeli  seinen  Crundfurnien  ist  da>  Slrafvertaliien  entweder  A n k I a ge- 
oder  U n tersu  ch  ungs|>ruec.ss  ' Nach  der  ersten  wird  die  Sache  zwi- 
schen zwei  sieh  einander  gegenüber  .stehenden  Parteien,  dein  .Ankläger  und 
dem  Angeklagten  verhandelt,  so  dass  erst  auf  erhobene  Anklage  einge- 
scliritlen  und  bei  der  Entselieidung  der  Antrag  und  die  vorgeiiommene 
Ueweislührung  des  ersten  zu  Grund  gelegt  wird.  Nach  der  zweiten  Form 
lässt  der  Staat  jede  auf  die  Verübung  von  Verbreelien  führende  Sjiur  durch 
eigne  Beamten  verfolgen  und  alle  Mittel  anwenden,  um  auszumitteln,  ob 
und  von  wem  ein  Verbrechen  verübt  sei?  Da  diess  auch  geschieht,  wenn 
der  Staat  durch  einen  öffentlichen  .Ankläger  ein  Verbrechen  verfolgt: 
so  hat  diese  Form  des  Anklagejiroccsscs  einen  gemischten  Characler. 

Das  gegen  Jemanden  verhängte  Strafverfahren  ist  an  und  für  sich  schon 
ein  seine  Freiheit  beschränkendes  Uebel.  Dasselbe  wird  in  vielen  Fällen, 
mmtenllich  bei  heimlich  und  schlau  verübten  Verbrechen  gesteigert  durch 
Verhaftung  und  oft  längere  Einsperrung  des  Angeschuldigten,  durch  Haus- 
suchungen und  Beschlagnahme  seiner  Papiere  u.  s.  w.,  früher  sogar  durch 
W'rlüingung  von  Ungehorsamsstrafen  und  die  Anwendung  schmerzhafter 
Zwangsmaassregeln  bis  zur  Tortur.  Es  ist  daher  eine  Hauptaufgabe  der 
.Slrulproccssgesetzgebung,  das  Strafverfahren  so  zu  orgaiiisiren,  dass  einer- 
seits die  EntdeeJaing  der  Schuld  gesichert,  andererseits  aber  der  Unschul- 
dige gegen  leichtsinnige  oder  ungerechte  EingrilTe  in  seine  Freiheit  und 
gegen  Exces.se  richterlicher  Bedrückung  oder  des  .Amlseifers  geschützt  sei. 
jiwar  muss  jeder  Stantsangehörige  bereit  sein,  im  Intel  esst:  des  allgemeinen 
ileclitsschutzes.  wenn  Gründe  vorliegen,  sich  eine  Untersuchung  gefallen 
zu  lassen , aber  ein  zugleich  gerechtes  und  zweckmässiges  Strafverfahren 
wird  nur  so  viel  Uelrel  zulassen.  als  der  Zweck  des  Siralprocesses  durch- 
aus nüthig  macht*). 

Ungchört  und  unvertheidigt  darf  kein  vor  dem  Criminalgericht  stehen- 
der Angeschuldigter  verurlheilt  werden.  Gegen  den  Flüchtigen  kann  in  den 
gesetzlich  bestimmten  Fällen  dagegen  aus  hinlänglichen  Gründen  eine  s.  g. 
Uontumacialverurüieilung  staltihiden.  Stellt  sich  der  auf  diese  Weise  Ver- 
urtheilte  (innerhalb  einer  zu  diesem  Behufc  gestatteten  Frist)  freiwillig  vor 
Gericht  oder  wird  ergriffen,  so  zerfällt  das  (’ontumacialurtheil  und  es  wird 
nacli  Beendigung  eines  contradictorisclien  Verfahrens  ein  neues  gelällt*). 

1)  N i tte  r ma  irr  , g.  12. 

2)  M i ttr  ruj  ai  er,  g.  25. 

3)  Miltrrmaicr,  II.  §.  2t0— 212. 

34  * 
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193.  Der  bürgerliche  Process')  isl  seinem  Zweck  und  Princip 
und  dem  Characler  des  Verlahrens  nacli  wesenllich  vom  Strafprocesse 
verschieden.  Während  es  sich  im  letzten  von  dem  Aul'suchcn  der  mate- 
riellen Wahrheit  iind  einer  ihr  genkässen  EnLseheidimg  handelt,  und  dem 
Gerichle  zu  diesem  Bchufe  nach  seinem  Ermessen  unter  Bcohachtung  des 
gesetzlich  Möglichen  und  der  l'estslehenden  Formen  jede  Thätigkeit  erlaubt 
ist:  isl  der  Civilrichter  nie  ex  officin.  sondern  nur  auf  Verl.angen  der  Be- 
Ihciligtcn  lliälig,  und  hat  nur  darüber  zu  entscheiden,  auf  weicher  Seile 
der  streitenden  Parteien  ihrem  gegenseitigen  Vorbringen  gemäss 
das  Hecht  sich  findet.  l)a  im  Civilprocess  über  Privatrechle  geslrillen 
wird,  über  welche  der  Berechtigte  in  der  Hegel  nach  seiner  Willkühr  ver- 
fügt , so  muss  es  jedem  freistehen,  so  viel  von  seinem  Hechte  gellend  zu 
machen,  als  ihm  beliebt*),  und  diese  Freiheit  darf  durch  ein  Eingreifen 
des  Hichters  nicht  gestört  werden.  Nach  dem  allen  Rechtssprichwort : 
„jura  vigitantibus  sunt  scripta“  isl  es  gleichfalls  Sache  der  Streitenden, 
für  die  Verfolgung  oder  Veriheidigung  des  von  ihnen  .angesprochenen  Rechts 
durch  die  Anwendung  der  gehörigen  Mittel  besorgt  zu  sein.  Demgemäss 
bildet  das  in  den  Erklärungen  der  Parteien  enthaltene  Material  die  Gnind- 
lage  der  Entscheidung  des  Civilrichters,  wobei  ihm  jedoch  frei  stehen  muss, 
zur  Aufliellung  obwaltender  nnnkelhcitcn  in  denselben  die  ihm  hiezu  geeig- 
net erscheinenden  Anordnungen  zu  trefTen  und  gerichtliche  Acte  vorzuneh- 
men.  Man  nennt  das  eben  bezeichncte  Princip  des  Verfahrens  die  Ver- 
handlungsmaxime*)  und  setzt  sie  der  im  Criminalproeess  üblichen 
Unle  rsuc  li  u ng  s m a\i me  entgegen,  welche  indessen  die  Gesetzgebung 
in  einigen  Ländern,  jedoch  nicht  durchgreifend,  auf  den  Civilprocess  zu  über- 
tragen versucht  hat*). 

I.  Das  Endergebniss  eines  im  Folge  eines  Verfahrens  der  ersten  Art 
gefällten  Unheils  setzt  daher  rechtskräftig  (als  res  judicata)  fest:  welches  das 
den  Parlcicrklärungcn  und  Handlungen  gemässe  formale  Recht  sei,  und 
gilt  für  das  unter  den  Parteien  begründete  Hecht,  sollte  es  auch  dann  mit 
dem  durch  das  wirklich  bestehende  Hechlsverhältniss  der  Parteien  begründe- 
ten materiellen  Hecht  im  Widerspruch  sein.*) 

II.  Das  Endergebni.ss  ist  immer  der  Schluss  einer  Anzahl  Thätigkeils- 
akle  theils  der  Parteien,  iheils  des  durch  Dekret  und  Zwischennrtheil 
den  Prozess  leitenden  und  durch  ein  Endurtlieii  ihn  beendigenden  Richters. 
Diese  .Akte  können  entweder  in  mündlich  gegebenen  Erklärungen  der  vor 

1)  lief  fl  er,  Sysloni  des  rüniischcn  und  dculsclien  Processos.  2.  Aufl.  Bonn  184& 
S.  1—1.  31—36. 

2)  Daiiiil  lüngl  auch  der  SaU  rusaiiiiiien  .Judicio  eotitraAHiir.“  H elfter,  $.  18. 

3)  Nach  G5niicr,  Ilaiidhurh  I.  Nr.  VIII. 

4)  Dicss  geschah  in  Preussen  1781. 

51  Datier  der  Hcchlssatz:  „Äes  JudieiUa  pro  veritate  knietur“,  freilich  nur  inter 
partes  ! 
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Gcrichl  erschienenen  Parteien  oder  ihrer  Sachwalter  hestchen,  zu  welclien 
die  richterlichen  Beschlüsse  liinzukoninicn ; oder  sie  können  schriltliche 
Eingaben  sein,  in  welchen  die  Streitenden  ihre  Ansprüelic,  Einwendungen 
Gegcnans(>rüchc  u.  s.  w.  so  genau  wie  mügliuh  foiimilirt  niedergelegt  haben, 
so  dass  der  Richter  sich  an  dieselben  und  dalier  nur  an  die  Prozess- 
akten ‘)  zu  halten  hat.  Man  untersclieidet  datier  aucli  ini  Civilveiialiren 
das  Prinzip  der  .Vlündliclikeit  und  der  Scliriftlichkeit;  mit  dem  letz- 
ten ist  naturgemäss  die  Heimlichkeit  verbunden^);  das  erste  eignet  sich 
zur  Oerfentlichkeit. 

III.  Uebrigens  erfordern  nicht  alle  bürgerlichen  Uecht.“Slreitigkeiten  das 
gleiclic  Verfahren.  Das  die  Regel  bildende  nennt  man  das  ordentliche 
Verfahren  und  die  Doetrin  desselben  den  ordentlichen  Prozess;  jedes 
andere  das  ausserordentliche,  und  zwar,  in  wie  weit  ein  zur  Beschleuni- 
gung der  Sache  in  einer  oder  der  andern  Beziehung  abgekürztes  Verfah- 
ren statt  hat,  das  summarische;  so  dass  dem  ordentlichen  Prozess  die 
Lehre  von  den  summarischen  Prozessen  entgegen  gesetzt  wird. 

IV.  Das  Verfahren  im  ordentlichen  Prozesse  *)  zerfallt  der  Natur  der 
Sache  nach  in  folgende  Hanptacte:  die  Feststellung  oder  Instruction  des 
vor  das  Gericht  gebrachten  Rechtsstreites;  die  Erhärtung  der  von  den  Par- 
teien behaupteten  Thatsachen,  nöthigenfalls  durch  eine  besondere  Beweis- 
führung, die  Aburtheilung  d.  h.  Prüfung  des  ganzen  Streites  durch  das  Ge- 
richt und  die  ('ällung  des  Urtheils,  und  wenn  der  VcrurthcilU*  die  rich- 
terliche Sentenz  nicht  freiwillig  vollzieht,  die  gerichtliche  Exekution.  Der 
letzten  kann  der  Gebrauch  von  Rechtsmitteln  — Berufungen,  d.  h.  von  der 
Entscheidung  an  ein  anderes  z.  B.  höheres  Gericht  — vorliergehen. 

Die  processualische  Betheiligung  der  Parteien  (oder  ihrer  .\nwrdte) 
und  der  richtenden  Behörde  kann  auf  verschiedene  Weise  regulirt  sein; 
entweder  so:  dass 

a)  die  Instruction  des  Rcchtstreites  und  diu  genaue  Fassung  der  in 
demselben  zu  entscheidenden  Fragen  von  dem  Beamten  vorgenommen  wer- 
den kann,  die  Beweislührung,  die  Prüfung  und  Füllung  des  Urtheils  einem 
oder  mehreren  besonders  erwählten  oder  ernannten  Personen,  sie  seien 
Richter  fjudiers)  oder  Geschwomc  (recuprralores  juruti)  u.  s.  w.,  übertra- 
gen wird.  Dicss  war  der  Hergang  bei  den  Jiidicin  ordinaria  der  Römer 
zur  Zeit  des  s.  g.  Formularprozesses. 

b)  Oder  die  Instruction  des  Prozesses  wird  durch  die  Anwälte  der 
Parteien  (in  Frankreich  die  Avouen)  unter  Vermittlung  des  Gerichts  bewerk- 
stelligt, das  Streitmalerial  dem  versammelten  Geriehte  vorgelegt  und  dann 

1)  Diese  Ycqiiliehtunff  des  Richters  wird  sehr  energisch  durch  das  Sprichwort  aus- 

gedrückt : Q,utßd  non  e»t  in  nctis , non  eü  im  mMMdo. 

2)  Dm  schriftliche  Verfahren  schlicsst  jedoch  eine  niüiidliclie  Sclilussplüdirung  vor 
dem  GeriebU'  nicht  aus. 

3)  Heffter,  $.  191. 
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die  Suche  durch  Ausrühruiif^cn  (/'/«»V/oyerv)  der  Advokaten  vor  detuselhen  erör- 
tert, diiranf  von  diesem  beralhen  und  entschieden.  Fticss  ist  das  ordentliche 
Verfahren  des  jctziftcn  französisclien  hfir(;erlichen  Prozesses')- 

c)  Aehnlich  ist  der  englische  rivil|irozess,  in  welchem  die  In- 
slruktioii  des  Proccsses  unter  formeller  T.eitnng  des  ficrichls  durch  die 
Vertreter  der  Parteien  {AUnrnPtjs  oder  Salirilorx)  vor  sich  geht,  wel- 
che die  von  den  .\dvocalen  {Cntmilrnlx)  verfassten  Schriften  sich  gegen- 
seitig zustellen  lassen,  die  Kntscheidung  der  in  dcmselhen  vorkomtnenden 
hcstriltenen  factischen  Kragen  aber  durch  (Jeschwornc  dem  durch  den  Rich- 
ter zuffdlendcn  Prthcil  vorhergehl*), 

d)  Kndlich  kann  das  Verfahren  so  geordnet  sein:  dass  der  Process 
durch  die  gemeinsame  Thäligkeil  der  Parteien  und  des  Richters  histndrt, 
wenn  die  Wahrheit  der  im  Streit  behaupteten  Thatsachen  aus  derselben 
sich  nicht  von  selbst  ergibt,  ein  Heweisverfahren  angeordnet  und  unter 
der  l.eitiing  des  (Jerichls  zu  Knde  geführt,  hierauf  endlich  nach  allsciliger 
Prüfung  der  Sache  das  Kndurtheil  von  diesem  gefTHIt  wird.  Diess  ist  die 
Vcriahrungsweise  iin  s.  g.  deutschen  gemeinen  Process.  Ein  all- 
gemeines jedem  rivilrichler  bei  der  ganzen  Leitung  eines  vor  ihm  anhün- 
gigeii  Rechtsstreites  als  Riehtschnur  dienendes  Princip  ist  die  Vorschrift; 
keinen  Theil  ungehört  zu  verurtheilen es  sei  demt  dass  er  aus  Un- 
gehorsam gegen  den  richterlichen  Befehl  darauf  verzichtet,  gehört  zu  wer- 
den, wo  er,  wenigstens  auf  Verlangen  des  Gegners,  in  conlumaciam  zu 
venirlheilen  ist. 

Geschichtliche  Entwicklung  des  dculschenProcessrechls*). 

194.  Diis  deutsche  Processrecht  hat  im  Laufe  der  Jahrhunderte  durch 
den  Einfluss  des  canonischen  und  römischen  Rechts,  den  der  Schriflsteller 
und  endlich  in  Folge  der  .Anwendung  rationeller  Principien  eine  so  grosse 
Umgestaltung  erlitten,  dass  von  den  ursprünglich  germanischen  Elementen 
desselben  nur  sehr  wenig  übrig  geblieben  ist. 


1)  n»s  \Vf»'n  dcsst'llieii  wliildcrt  unter  andern  in  Kürze  Mitterniaicr  ini  Archiv 
für  civil.  I'ra\ii> , B.  32  v.  J.  IB49.  S.  4t3  fulg. 

2)  S.  J.  Külliniann,  der  englische  Civilprocess.  Leipz.  t8,>l. 

3 ) Datier  da*  Sjiricliwurl : niidialitr  et  altern  jiare. 

4)  Zu  vgl.  die  Daislellungen  des  (icrichlswesen*  der  (iennanen  von  Rogge  1820, 
Maurer  und  vnnBuchner  1824,  v.  Unger  1842,  *o  wieEichhurni  deut- 
sche Staats-  und  Rechtsgeschiclile  in  den  anzuführenden  $$.,  ferner  v.  S a v i g n y, 
Geschichte  des  rüinischen  Rechts  im  Mittelalter  I.,  Z ü p 1 1 deutsche  Staats  - und 
Ueclitsgeschichtc  III.  J.  12.')— 127.  Hcffter,  System  de*  römisrh-deiilschcn  Pro- 
cessrechts  $.  5 — 30  u.  ,335  folg.  Walter,  deutsche  Rcchtsgeschichle  $.  57 1 folg. 
Mittermaicr,  der  gemeine  deutsche  btlrgerliche  Prucess  etc.  B.  I.  Bonn  1838 
und  dessen  oben  älter  nngetuhrte  Arbeiten  Ober  die  Fortschritte  der  Processge- 
setzgebung  iiii  Archiv  f.  civilistische  Praxis. 
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I.  Bis  zur  Einwirkung  des  canonischen  und  römischen  Rechls  cnU 
wickelte  sich  das  Gerichtswesen  der  Germanen  aus  seinen  Urgrundlagcn 
bei  allen  germanischen  Völkern  auf  dieselbe  Weise. 

A.  .Man  halle  vnn  der  fdleslcn  Zeit  an  eine  öffentliche  und  eine 

privatrechtliche  Gerichtsbarkeit  zu  unterscheiden.  Die  letzte  stand  dem 
Grundherrn  über  seine  Leibeignen  und  Hörigen,  später  über  alle  anderen  ihm 
pfleghafl  gewordenen  Hintersassen  zu,  und  wurde  entweder  von  ihm  selbst 
oder,  was  häufiger  der  Fall  war,  vnn  einem  Hofdiensliuann,  dem  1'ilUcus, 
lV((/or,  Sc/iulteltis  i\.  s.  V/.  geübt.  Die  erste  stand  dem  die  Freien  riehlcnden 
Gerichte  zu.  Diess  war  urspriinglich  das  vom  Princeps  präsidirte, 
in  der  Gau  Versammlung  selbst  gebildete,  zur  Zeit  der  Merovingi- 
schen  Könige  bei  den  Franken  das  vom  Grafen  und  einer  Anzahl  für  die  Ab- 
urlheilung  einer  Sache  gewählten  RachiuhurgU,  seit  Carl  dem  Grossen  das 
vom  Grafen  oder  dem  gehegte  und  durch  eine  Zahl  lebenslänglich 

zu  Richtern  bestellter  (später  Schöffen,  Schöppen,  flandrisch  Schep- 

penen,  französ.  Echevins  genannt)  gebildete  Volks  oder  Gaugeriehl, 
welches  in  einem  Immunilätsgebiel  durch  den  Immnnilälsherrn  oder  seinen 
Stellvertreter  gehalten  wurde.  Die  Streitigkeiten  der  Grossen  des  Reichs 
schlichtete  der  König  entweder  auf  dem  Reichs  - oder  auf  einem  Hollage, 
(Curia),  in  Verhinderungsfällen  oder  aus  Auftrag  auch  der  Plälzgraf,  Die 
sie  umgebenden  Magnaten  waren  die  Urlheilslimler.  Auf  ihren  Rundreisen 
hielten  auch  die  Misst  dominici  Gerichtstage.  .Ms  das  Lehenswesen  sich 
ausbildele,  wurden  die  Lehensslreitigkeilen  vorslen  durch  den  Lehensherrii 
oder  seinen  Beamten  präsidirlen  und  durch  die  Pares  Curiar  besetzten 
Lehnhof  gebracht;  kirchliche  Rechtssachen  gehörten  vor  das  geistliche  Ge- 
richt des  Bischofs  oder  des  Archidincomis. 

Diese  Gerichtsverfassung  bestand  noch  wesentlich  unverändert,  obwohl 
weiter  ausgebildel,  im  dreizehnten  Jahrhundert,  war  aber  in  Deutschland 
in  Folge  der  sich  entwickelnden  Lande.sherrlichkeil  der  Fürsten  ziemlich 
verwickelt.  Es  gab,  was  die  Sachen  betrilTt,  geistliche.  Lehn-  und 
die  sonstigen  Gerichte,  nämlich  die.  aus  den  Gaugerichlcn  hervorgegange- 
nen zum  Theil  durch  die  Landesherrn  gebildeten  I,and-,  die  Stadt-  und  die 
Dorfgerichte;  dann  niedere  und  auch  zur  Annahme  von  Berufungen  von 
jenen  eingesetzte  höhere  Gerichte.  Ueber  allen  stand  das  (tericht  des  Kai- 
sers, das  anihngs  ein  mit  ihm  wanderndes  war,  so  dass  in  jeder  vom 
Kaiser  abgchallenpn  Curia  auch  Rechtssachen  entschieden  wurden.  Im 
Jahr  1235  setzte  Friedrich  H.  einige  ständige  Gerichte  ein,  z.  B.  eines 
in  Rotlwiel;  auch  richteten  die  Pfalz  - und  die  kaiserlichen  Burggrafen, 
so  wie  die  Reichsvögte  und  Reichsscliulthcissen  im  Namen  des  Kaisers. 
Die  Gerichtsbarkeit  der  Grundherni  biidete  sich  allmälilig  als  die  s.  g.  Pa- 
Iriinonialgerichtsbarkeil  aus. 

B.  Das  Princip  des  germanischen  Gerichtsverfahrens  war  Mündlich- 
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keit  und  Oefreiillichkeit ').  Das  Wesen  desselben  bestand  darin,  dass  das 
Oerichl  (Thinff  odn  Piiiff)  von  einem  Bcamlcn  (Grafen,  Ccnlenariiis ),  einem 
Kirchenvogl  u.  s.  w.,  oder  einem  Stellvertreter  {mhiisleriaUs)  derselben,  sjul- 
ler  Vogl,  Schullheiss  oder  schlechthin  Amimunn  u.  s.  w.  genannt,  gehegt, 
das  Unheil  aber  von  s.  g.  Urlheilsfindeni,  häufig  wie  bei  den  Franken  und 
Sachsen  von  Schöffen,  sonst  auch  Ralhmannen  genannt,  in  den  Lehnhö- 
len  von  den  das  Gericht  bildenden  Vasallen  gefällt,  dann  aber  vom  ver- 
sitzenden Beamten  vollzogen  wurde*).  Die  Ordnung  überwacht  der Frohn- 
bole*).  Die  Parteien  waren  von  Fürsprechern  assistirt*).  Das  Strafver- 
fahren war  .Anklageprocess  *).  Die  Beweismittel  sowohl  in  Criminal-  als  in 
Civilsachen  waren,  wenn  nicht  blos  Zeugen  und  Urkunden  (über  deren  Aechl- 
heit  die  Integrität  des  nngehänglen  Siegels  entscheidend  war) : der  gericht- 
liche Zweikampf  oder  andere  Gotlesurlheilc  (ordalia),  als  das  der  Feuer- 
oder Wasser-,  der  Kreuzesprobe,  des  geweihten  Bissens  u.  a.,  zu  deren 
Bestehen  der  sich  ihnen  Unterziehende  durch  fromme  Uebungen,  durch 
einen  Geistlichen  vorbereitet  wurde ; endlich  Eide,  insbesondere  der  Ueinigungs- 
eid,  welche  ofi  die  Eide  einer  gesetzlich  bestimmten  Anzalil  von  Milschwö- 
renden (Co/yuraloret)  verstärken  mussten*). 

II.  Sehr  verschieden  hievon  war  die  Organisation  der  geistlichen  Ge- 
richte und  das  Verfahren  vor  denselben.  Es  wurde  gehalten  theils  vom 
Bischof  der  Diöcese  theils  vom  Archidiuconus , oder  Stell  Vertretern  dersel- 
ben, als  dem  Vicarius  generalis  des  ersten  oder  einem  Judex  deiegatvs,  der 
bald  den  allgemeinen  Titel  eines  O/ficialis  führte.  D:»s  Princip  des  Verfali- 
rens  war  das  der  Schriftlichkeit  und  HeimlichkeiL  ln  Crinnnalsachen  ver- 
drängte allmählig,  besonders  nach  dem  vierten  lateranensischen  Concil  von 
J.  1215  der  Inquisitions-  den  Anklageprocess  * ).  Die  aus  der  Römerzcil 
noch  herstammende  Kenntniss  des  römischen  Gerichtsverfahrens,  wie  es 
zuletzt  bestand,  bewirkte,  dass  die  geistlichen  Richter  im  Wesentlichen 
nach  jener  Weise  verfuhren,  und  dass  alsbald  nach  der  Restauration  des 
Studiums  des  römischen  Rechts,  das  kirchliche  Processrechl  eine  gelehrte 
Grundlage  und  (besonders  durch  die  päbsllichen  Decretalen  und  die  Schrifl- 


t)  Die  .inDinglich  im  Freien  befindliche  von  vier  Bänken  und  Schrannen  umgebene 
GcrichtasttUe  hiesa  bei  den  Franken  UoIIhm  oft  albern,  namändiscli  später 
Viertckarae  oder  l'ierschare.  S.  dos  Verfassers  fl.mdrischc  Staats  - und  Reclits- 
gcscliicbtc  ü.  III.  Abtlil.  I.  $.  28. 

2)  Eichhorn,  §•  71—76.  385. 

3)  Eichhorn,  §.  381.  382. 

4)  Eichhorn,  S-  76.  382.  383—381. 

5)  Eichhorn,  J.  76.  382. 

6)  Eichhorn,  g.  77—81.  208.  382. 

7)  Zu  vgl.  Bien  er,  Beiträge  lur  Geschidilc  des  Inquisitionsprocesses.  Berlin  1827. 
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slcller)  schnell  eine  innere  Ausbildung  erhiell  * ).  Spüler  als  auch  das  rö- 
mische Recht  Eingang  fand,  wurde  das  Verfahren  der  geistlichen  Gerichlu 
von  den  weltlichen  nachgeahnl  und  dadurch  die  Umgeslalliiiig  des  gerina- 
nisehen  l’roeesses  vorbereitet. 

III.  Sie  machte  schon  grosse  Fortschritte  im  vierzehnten  und  lünf- 
zehnten  Jahrhundert,  reifte  aber  vor  allem  durch  das  bei  dem  115*5  ein- 
gesetzten Keichskammergericht  zum  Theil  durch  dess<“u  üerichtsordmmgcn 
eingeluhrte  V'erfahren  seiner  Vollendung  entgegen.  Sie  war  das  Werk  *) 
der  im  römischen  Rechte  und  dessen  in  Italien  durch  die  dortigen  Processua- 
lislcn  schon  seil  dem  dreizehnten  Jahrhundcrl  eingeführten  Praxis  bewan- 
derten gelehrten  Beisitzer  der  Gerichte  oder  juristi.sch  gebildeter  .Acluare. 
Die  Gotlesurlheile  verschwanden,  so  wie  vom  sechzehnten  Jahrhundert  an 
auch  der  gerichtliche  Zweikampf;  auch  der  Gebrauch  des  Eides  als  Be- 
weismittel wurde  beschränkt,  dagegen  die  durch  das  römische  Recht  aner- 
kannten dessen  Vorschriften  gemäss  angewandt.  Der  bürgerliche  Process 
begann  mit  der  Klagschrifl,  auf  welche  unter  Vermittlung  richterlicher  De- 
crete  die  litis  conteslatio  nebst  Angabe  der  Exccplionen,  die  Replik,  Üupiik 
u.  s.  w.  folgte;  dann  wo  cs  nöthig  war,  eine  Beweisinstunz,  zuletzt  ein 
schrilUich  (oft  von  auswärtigen  RechLsgelehrten , an  welche  die  .\cten  ver- 
schickt wurden)  eingcholles  Unheil,  wogegen  Rechtsmittel  zulässig  waren. 
Der  Strafprocess  bildete  den  Intpiisitionsprocess  aus,  obgleich  die  Carolina 
noch  den  Accusalionsprocess  als  das  regelmässige  Verfahren  sanclionirl 
halte.  Das  deutsdie  Processrechl  entwickelte  sich  genauer  in  einer  drei- 
fachen Gestaltung,  nämlich  in  der  des  an  den  Reichsgerichten  üblichen 
s.  g.  Rcichsproccsses  und  der  Rcichspraxis ; in  den  particulären  Formen 
des  auch  durch  viele  Processordnungen  * ) regulirten  Processrechls  der  ein- 
zelnen Länder,  unter  welchen  der  sächsische  Process  eine  grosse 
Bedeutung  erhielt  und  endlich  als  der  (schon  oben  angeführte)  auf  Reichs- 
gesclzc,  gemeines  Herkommen  und  unzweifelhafte  wissenschaftliche  Aus- 
beute sich  stützende  s.  g.  deutsche  gemeine  Civilprocess,  der, 
wie  schon  oben  gesagt  wurde,  seil  dem  Ende  des  achtzehnten  Jahr- 
hunderts durch  eine  genauere  Feststellung  der  BegrifTe  und  des  historisch 
gellend  Gewordenen  unter  Hcrbeiziehung  rationeller  Principien  von  der  Doc- 
Irin  eine  feinere  Ausbildung  und  eine  reiche  Literatur  erhielt  Doch  er- 
langte der  s.  g.  gemeine  bürgerliche  Process  nach  und  nach  in  den  mei- 
sten Ländeni  genauere  Bestimmungen  und  Modiflcalionen,  z.  B.  in  Bayern  *) 


1)  Heffter,  $.  9.  Bethmann-Hollweg,  Lehrb.  des  Proccsscs  I.  12.  Wal- 
ter, Kirchenrecht  jk  181.  185.  186. 

2)  Heffter,  J.  11  — 17.  Eichhorn,  S-  460—463  575-577. 

3)  Sie  sind  angegeben  bei  Heffter  S.  14.  15.  in  den  Noten. 

4)  H ef  fte  r,  $.  23—30. 

5)  Mittcrmaier,  Beiträge  I.  S.  73  folg. 


Digitized  by  Google 


538 


fitircli  den  Codex  jitri.t  judicinrii  Bararici  1753,  in  Oesircich  1781.  In 
l’icii.sst-n  wurde  er  schon  17?7  und  vullsliindig  1781  durch  die  s.  p.  preus- 
sischc  Imiuisilionsnielhode  verdriingl,  die  aber  ein  regierungsvormundschafl- 
liches  lliniciten  der  Parleicn  z»i  einer  vollsliindisen  Rcchlsausfühning  ist, 
idine  dass  alle  Freilieil  der  Parteien,  über  ihr  Privalreehl  im  Process  zu 
verfügen,  dadurch  aufpehoben  wird').  Während  der  Verbindung  des  lin- 
ken Hheinufers  mit  Frankreich  wurde  dort  das  durch  den  Code  de  proce- 
dure  V.  J.  1806  regnlirie  Processrecht  eingcführl  und  blieb  auch  nach  1811 
bestehen.  D.as  Studium  desselben  , sowie  der  grosse  .Aufschwung  auch 
dieses  Zweiges  der  Rechtswi.ssenschafl  und  das  practische  Bedürfniss  brachte 
in  die  Entwicklung  des  deutsclien  Processrechls  eine  allgemeine  besonders 
seil  1848  sehr  kräftige  Reformbewegung,  welche  noch  nicht  zum  Abschluss 
gekommen  ist  *). 

Grundzüge  des  gemeinen  deutschen  Ci vilprocesses  *). 

196.  Das  seinem  Wesen  nach  noch  immer  schrillliche  und  heimliche 
Verfahren  des  deulsehen  bürgerlichen  Processes  beruht  nicht  blos  auf  der 
Verhandlungs  -,  sondern  auch  auf  der  s.  g.  Eventiialmaxime.  Nach  der  er- 
sten darf  der  Richter  nicht  ex  officio  handeln,  sondern  nur  auf  den  Gnind 
der  von  ihm  gestatteten  Partei vorlräge  entscheiden.  Die  zweite  verlangt*), 
dass  einerseits  die  Parteien  alles,  was  sie  zur  Begründung  ihres  Rechts, 
zu  dessen  Vertheidigung  oder  zum  Beweise  ihrer  Behauptungen  anföhren 
können,  und  daher  auch  das  in  Eeentum  erst  maassgebende  auf  einmal 
Vorbringen  müssen,  andererseits  der  Richter  über  alle  zur  Entscheidung 
reife  Punkte  in  einem  und  demselben  Urtheil  zu  entscheiden  hat. 

I.  Der  ordentliche  Process 

A.  beginnt  mit  dem  s.  g.  ersten  Verfahren*)  und  wird  durch 
die  Einreichung  der  Klagschrift  (tibeUus  actiotns)  eröffnet;  hierauf  folgt  ein 


1)  Hcfflcr«  Wirk  S.  29. 

2)  Eichhorn,  S’  619-  M i 1 1 crniaicr  , a.  .■>.  0.  Im  J.  1843  bemerkte  in  die- 
ser fteziehung  lleftlor;  Ailcnlh.vlben  beurkundet  die  Lebendigkeit  der  Gesetz- 
gebung das  hohe  Interesse  des  Processrechts.  Die  politische  Riehtimg  der  Zeit 
suelit  aucli  hierin  eine  Befriedigung,  fiberschlUzt  aber  freilich  manches  und  sucht 
Nebensachen  zur  Hauptsache  zu  machen.  Der  Förderung  der  neusten  Bichtunf 
des  Processrechls  ist  vor  allen  die  von  dem  1853  Lud.  v.  Ja  ge  mann  redi- 
girte  1849  gegründete  Zeitschrift;  der  Gerichtssaal  gewidmet.  Die  neusten 
Erselwinungen  auf  dem  Gebiete  der  Civilprocessgesetzgcbung  und  die  Grundrich- 
tung derselben  beleuchtet  M i I te r iiia i e r im  Archiv  f.  civil.  Praxis  B.32.  S.  262. 
401.  B.  33.  S.  119.  267.  H.  34.  S.  120.  B.  3.5.  S.  112.  465. 

3)  Zu  vergleichen  sind  die  Lehrbflcher  des  Oivilproccsses  von  Martin,  Grolman, 
Linde,  H e f f t e r , Bayer,  S c h m i d u.  a. 

4)  Heffter,  $.  210 

5)  Heffter,  $.  342  folg.  Linde,  J.  186.  folg. 
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dii-  Klap:(!  aliwcisendcs  oder  zulassendos  richtcriirhrs  Decrrl.  In  Iplzlrni 
Falle  wird  die  KlaKsehrifl  dem  BeMasjlen  zur  Vemehndassmi?  insimiirt.  Kr 
hat  dann  in  einer  s.  g.  Exccplionssdirill  sich  zu  erlililren ; oh  er  sich  anl 
den  Sireil  einlasscn  oder  dem  Kläser  Alles  zusesichen  wolle,  in  welchem 
letzten  Falle  er  zu  verurtheilcn  ist.  Im  ersten  lial  er  sich  über  die  vom 
Kl.äj;er  anRcführten  Thatsachen  aiiszusprechen,  indem  er  dieselben  zimibi, 
oder  in  .Abrede  stellt.  Diese  seine  Erhläning:  bildet  die  SlreitbefestiRiing: 
Litis  rnnleslalin  affirmativa  oder  nnjativn,  mit  welcher  er  seine  Einreden, 
sie  seien  prncesshinderndc,  aiifschiebendc  oder  peremiorische  verbinden 
kann.  MH  Stillschweigen  ilbergangenc  Behauptungen  des  Klägers  gellen 
für  verneint  *).  Hieraitf  erfolgt  abermals  ein  richterliches  Decrel,  welches, 
wenn  die  ExceplionsschriP  dem  Richter  nicht  schon  hinreichend  erscheint, 
um  ein  Urtheil  zti  fällen,  dem  Kl.äger  zn  insiniiiren  ist,  der  sich  dann  über 
die  gegen  die  Klage  angeführten  Exceptionen  zu  äussern  und  giciebfalls 
durch  Beantwortung  der  sie  belrefrenden  ihalsächliclien  Behauptungen  des 
Beklagten  zn  erklären  (also  riicksichtlieh  derselben  T-iteni  zn  conlesliren) 
hat  und  Gegeneinwendnngen  (Replicationes)  beirügen  k.ann;  auf  diese 
(Replik-)  Schrift  des  Klägers  folgt  ein  zur  Einreichung  einer  nnplikschrift 
den  Beklagten  nufforderndes  Decret  und  nach  deren  üeberreichung  ein  Ur- 
theil, welches,  wenn  alle  thatsächlichen  Behauptungen  zugestanden  sind 
oder  ein  anticipirler  Beweis  mit  dem  ersten  Verfahren  verbunden  war,  ein 
definitives  den  Beklagten  verurtheilendes  oder  den  Kläger  abweisendes 
Urtheil,  oder,  wenn  dicss  nicht  der  Fall  ist,  ein  s.  g.  Bcw'eisinter- 
locnt  ist,  welches,  so  bald  es  Rechtskraft  erlangt  hat,  zn  einem  zweiten 
Hanpitheil  des  Processes  d.  h.  zum  Be  weis  verfahren  ’)  fuhrt. 

B.  Das  Beweisinlerlocut  setzt  die  BeweislasI,  das  Beweislhema  und 
die  Beweisfrist  fest,  d.  h.  von  wem  und  was  zu  besveisen  ist,  und  in  wel- 
cher Zeit  der  Beweis  beginnen  muss?  Sie  wird  eröffnet  durch  die  s.  g. 
Beweisantretung  d.  h.  die.  Angabe  der  von  dem  zum  Beweisen  Ver- 
pflichlelen  gewählten  Beweismittel,  die  in  Urkunden,  Zeugen,  der  Bc- 
nifung  auf  den  Spruch  von  Sachverständigen  oder  in  der  Kideszuschiebung 
bestehen  können.  Hierauf  folgt  das  s.  g.  Pro ductions  verfahren,  und 
zwar  zuerst  eine  durch  ein  Decret  zu  erledigende  Verhandlung  über  die 
Zulässigkeit  der  angeführten  Beweismittel,  dann  die  das  Productionsver- 
fahren  im  engem  Sinne  bildende  wirkliche  Darlegung,  Anwendung  und  Be- 
nützung der  zulässigen  Beweismittel,  wobei  die  über  jede  Beweisart  fest- 
stehenden oft  sehr  ins  Einzelne  gehenden  Rechtsnormen  zu  beobachten  sind. 
Die  ganze  Instanz  schliesst  mit  dem  s.  g.  Haupt  verfahren  über  den 
Werth  des  Beweises,  d.  h.  der  Einreichung  einer  vom  Prodneten  zur  An- 
fechtung der  Beweisführung  eingereichten  Impugnations-  und  einer  zur 

1)  Nacli  dcT  Parlicul.irgesolzgebiing  ver'scfiicdcnor  L.1ndcr  lltidct  d.is  Gcgonllicil  sl.ill. 

2)  Hcffler,  S-  3®?  felg-  Linde  S-  233  folg. 
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zur  Aufreclilhallung  derselben  gefertigten  Sab  ationsschrift  des  Producenlen; 
hierauf  crgelit  das  Endiirtheil  des  Richters. 

C.  Sowohl  gegen  Beweisinterlocute  als  gegen  Endurtheilc  sind 
Rechtsmittel  *)  zulässig  und  zwar  sowohl  ordentliche  als  ausser- 
ordentliche. Die  ersten  bestehen  in  einer  binnen  einer  kurzen  Frist 
(gewohnlieli  von  10  Tagen)  einzulcgcndcn  Berufung  zum  Zweck  der 
Abänderung  derjenigen  Punkte  des  Urthcils,  wodurch  die  berufende  Partei 
sich  in  ihrem  Rechte  für  beschwert  hält.  Gehl  dieselbe  an  ein  höheres 
Gericht,  so  wird  sie  Appellation  genannt;  soll  dasselbe  Gericht  eine 
neue  Prüfung  der  Sache  vornehmen  und  etwa  nach  eingeholtem  Roth  aus- 
wärtiger [Rechtsgelchrtcn  ein  zweites  ürtheil  rällen,  so  heisst  sie  Revi- 
sion, Läuterung  u.  s.  w.  Der  durch  das  Urtheil  in  der  Appellations- 
oder  Revisionsinstanz  sich  für  gravirt  haltenden  P.artei  steht  in  der  Regel 
eine  weitere  Berufung  z.  B.  an  ein  Oberappellationsgericht,  oder  wenn  an 
ein  solches  appellirt  war,  auf  Superrevision  oder  Oberläuterung  zu.  Mehr 
als  drei  Instunzcn  gestattet  der  gemeine  Prncess  nicht;  doch  kommen 
deren  oft  viel  mehrere  vor,  je  nach  den  Gerichtsordnungen  der  einzelnen 
Länder. 

Das  Verfahren  in  der  Instanz  der  Rechtsmittel , welche  in  der  Regel 
SuspensivefTect  haben,  insbesondere  die  Fonn  derselben  ist  gleichfalls  durch 
viele  sehr  ins  Einzelne  gehende  Rechtsnormen  regulirt. 

b)  Die  ausserordentlichen  Rechlsmittel  haben  keinen  SuspensivefTect 
und  bestehen 

a)  in  der  Nichtigkeitsklage  d.  h.  einem  neuen  Rechtsstreit,  der  zum 
Zweck  hat,  die  Nichtigkeit  des  erlassenen  Urtheils  zu  erhärten  und  dessen 
Cassation  zu  erlangen ; und  /i)  in  dem  Gesuche  auf  Wiedereinsetzung  in  den 
vorigen  Stand,  weil  zu  Gunsten  des  dieselbe  begehrenden  ein  rechtlich 
gültiger  Rcstitutionsgnind  *)  vorhanden  sei,  wie  Minderjährigkeit,  schuld- 
lose Fristversäumung  u.  s.  w. 

D.  First  wenn  das  den  Beklagten  condemnirendc  Urtheil  die  Rechts- 
kralt  erlangt  hat,  es  sei  durch  Ablauf  der  Berufungsfrist,  ,oder  weil  kein 
ordentliches  Rechtsmittel  mehr  zulässig  ist,  kann  gegen  den  widersetzlichen 
Condemnirlen  zur  Vollstreckung  des  Urtheils  geschritten  werden.  Auch 
hier  findet  ein  gesetzlich  regulirtes  Verfahren  statt,  die  Execution  mag 
bewerkstelligt  werden  durch  'Wegnahme  der  Sache,  zu  deren  Herausgabe 
der  Veriirtheilte  verpflichtet  ist,  durch  Angreifen  eines  Thciles  seines  Ver- 
mögens, durch  Auflegung  einer  Geld-  oder  Decretirung  einer  bürgerlichen 
Gefängnissstrafe,  durch  Einlegung  einer  Wache  oder  selbst  durch  Zwang 
zum  Arbeiten. 


1)  Heffter,  5.  432  folg.  Linde,  S-  377  folg. 
1)  Ilcfflcr,  S-  365—375.  Linde,  $.  365  folg. 
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II.  Der  ausserordentliche  Process  *)  zerlTilll  in  verschiedene  snnnna- 
risclie  Processnrten  und  den  Conciirs[>roces9  oder  das  Ganlverfahren. 

A.  Die  ersten  sind  entweder  die  bestimmt  summari selten  Pro- 
cessarten,  in  welchen  die  Abweichungren  vom  ordentlichen  Verfahren  in 
gesetzlich  bestimmten  Können  auspedrückt  sind,  und  zerfallen 

a)  in  den  Arrest  process,  welcher  mit  der  Verhaftunp  des  Beklap- 
len  oder  der  Beschlapnahme  von  ihm  pehörenden  Gütern  beginnt; 

b)  der  unbedingte  oder  bedingte  Mnndatsprocess,  in  wel- 
chem auf  einseitiges  Ansuchen  des  Klägers  an  den  Beklagten  der  Befehl 
erlassen  wird,  entweder  ohne  Erhebung  von  Einreden  oder  unter  Zulassung 
sofort  liquider  Einreden  Folge  zu  leisten. 

c)  Der  Executivprocess,  in  welchem  der  Beklagte  aufgefordert 
wird,  sich  über  eine  vom  Kläger  vorgelegte  Schuldurkunde  zu  erklären, 
so  dass  der  Process  unter  üebergehung  des  Vorverfahrens  sogleich  mit 
dem  Beweisverfaliren  beginnt. 

d)  Das  unbestimmte  summarische  Verfahren  besieht  nur  in  einer  Ab- 
kürzung der  Verhandlungen  entweder  durch  mündliche  Behandlung  der 
Sache  oder  durch  Weglassen  von  Förmlichkeiten.  Hierher  gehören  Ali- 
nientations-,  Rechnungs-  und  Besitzprocesse  oder  sonstige  Rechtsstreite,  bei 
welchen  eine  schleunige  Erledigung  möglich  oder  Bedürlni.ss  ist. 

B.  Das  Concursverlahren  *)  wird  eingeleitet,  wenn  das  Vermögen 
eines  Schuldners  nicht  hinreicht  nlle  seine  Gläubiger  zu  befriedigen.  .An 
die  Stelle  des  seines  Vermögens  enthobenen  .Schuldners  (des  Cridars) 
die  Gläubiger  und  zwar  so,  dass,  da  sie  nlle  entgegenstehende  Interessen 
halten,  jeder  gegen  alle  und  alle  gegen  Jeden  gerichtlich  miflreten.  Die 
Activa  der  Concursmasse  werden  ermittelt,  von  einem  Güterpfleger  ver- 
waltet, und  deren  Gegenstände  gerichtlich  an  die  Meistbietenden  veräussert. 
Der  wichtigste  Theil  des  Processes  ist  aber  das  Liquidations-  und  Priori- 
tätsverfahren, in  welchem  ein  Contradictor  oder  cr/rofor  Utis  aufgestellt  wird, 
und  wodurch  eine  Schlichtung  und  Ausgleichung  der  verschiedenen  Anspriiehe 
unter  vorzugsweiser  Bcnicksichügung  der  besser  Berechtigten  bewerkstelligt 
werden  soll.  Uebrigens  ist  das  Gantverfahren  theilweise  ein  unbestimmt 
summarisches. 

Wesen  des  deutschen  Strafverfahrens  und  dessen  W'ende- 

punkt  •). 

19T.  Welches  der  Character  und  der  Zustand  des  deutschen  Straf- 


2)  HtfMer,  S-  WO  folg-  Linde,  §.  323  fulg.  und  bei.  Bayer,  Theorie  der 
(ummariachen  Proceasc.  8.  Aufl.  Monehen  1848. 

3)  Heffter,  S.  428—450. 

1)  Zu  vergl.  die  Lchrbflcher  de»  deutschen  Strafproccsses  z.  B.  v.  Martin,  4.  AuO. 
1838.  Mitlermaier,  das  deutsche  Strafverfahren  eie.  1844/5.  2 Bd, 
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[irocessrcchls  war,  ergiebl  sich  iin  Allgemeinen  aus  dem,  was  Aber  die 
l.iUwieMimg  des  deuLsebon  l'roces.srecb(s  (§.  lilTi)  niilgellieill  wurde.  Es 
^:dl  in  ganz  heiilselilanit,  das  linke  Uheimiler  abgereclinel,  der  Inqiiisitions- 
(iroeess  mit  Schrillliclikeil  und  Miindlictikeil  des  VerUilirens.  Das  eigeu- 
iliümlielie  Wesen  desselben  durslellen,  ist  Tust  nichls  anderes,  als  dessen 
(iebreehen  und  Miingel  liervorheben.  Als  solche  sind  vor  dem  Jahr  1H48 
von  den  deulsehen  Hechlsgelehrlen  der  versdiiedensleu  Earlje  nachgewie- 
sen worden;  die  fast  schrankenlose  Gewalt  der  Untersuchungsrichter,  tlie 
zugleich  Ankliiger  waren  und  ein  grosseres  Interesse  hatten,  die  ihnen 
iilierantwortelen  Uezüchtigten  schuldig,  als  sic  unschuldig  zu  tinden;  die 
.Anwendung  iler  s.  g.  Ungeliorsamsslralen,  vermöge  welcher  es  so  leicht 
wurde,  Gestiindnisse  zu  erpressen;  der  Mangel  einer  genügenden  Verlhci- 
digung  der  Imjuisiten,  die  Bercchügung  der  Inquirenten,  über  geringere 
Verbrechen  selbst  das  Urtheil  zu  fallen.  Ein  llanplgcbrecJien  des  deutschen 
SlralVcrrahrcns  war  das  oll  erwähnte  Princip  der  Schrifllichkeil,  welchem 
gemäss  >lie  Grundlage  des  den  Spruch  des  Unheils  lassenden  Gcsrichles 
in  den  vom  Untersuchungsrichter  selbst  verfertigten,  von  dem  Actuar  oder 
vielleicht  zwei  stummen  Beisitzern  coiiirollirlen  ProtocolUm  gefunden 
wurde,  ohne  dass  der  Angeschuldigle  und  die  Zeugen  von  den  Richtern 
gesehen  oder  gehört,  ja  ohne  dass  die  Processacten  von  allen  Mitgliedern 
des  Gerichts  eingesehen  wurden,  indem  das  Urllieil  auf  den  Vortrag  eines 
oder  zweier  Referenten  hin  gefasst  wurde.  Ein  anderer  Fehler  derCeselz- 
gehung  war  der,  dass  die  Richter  bei  Lösung  der  factischen  Fragen  an 
eine  legale  Beweisllieoric  gebunden  waren  und  nicht  geradezu  ihrer  inni- 
gen Ueherzeugung  über  die  Bcliuld  oder  Nichlseliuld  des  Angeschuldigleti 
folgen  durilen.  Endlich  eiHbelirtc  dieser  der  Garantie  der  OcfTcnllichkeil, 
selbst  olt  da,  wo  ein  s.  g.  öflenlliches  Seblussverfabren  eingeführl  war, 
indem  gewöhnlich  der  Entwurf  des  Urtheils  vorher  vollendet  war  und  setien 
-Abänderungen  in  Folge  desselben  erlilL  Üie  guten'  Seilen  des  deutschen 
•Stral Verfahrens  z.  B.  die  seltene  Zulassung  des  Indicienbeweiscs  wogen 
dessen  grosse  Gebrechen  nicht  nuf,  und  so  reilte  nllmähliefi,  sowohl  bei 
den  Gelehrten  * ) als  beim  Volke,  die  Ueberzeugung;  der  deutsche  Inqui- 
siiinnsprocess  sei  ebenso  unzweckmässig  wie  ungerecht,  und  führte  endlich 
in  Folge  der  politischen  Bewegung  des  Jahres  1848  einen  Wendepunkt  in 


Kost  Iin,  der  Wendepunkt  dos  deutschen  Strafverfahrens  im  19.  Jahrhundert. 
Tfthingen  1819,  so  wie  die  in  der  füllenden  Note  1 angeftdirlcn  Schriften. 

I)  Pie  letzten  tiefgehenden  Angriffe  gegen  dos  ühliche  deulsclic  Slrafverfaliren  sind 
eiitballcn  in  einem  Aufsätze  Bicncr’s  v.  J.  1S41  in  Bd.  XII.  der  Zcitsclirill 
r.  gesehirhlliche  RechlswJsscnschafL  S.  68 — 131.  M il tcr m a i cr ' s Buch;  die 
.llfaidliehkeil , das  Anklageprincip  elc.  Slutig.  1843.  U.  A.  Zacharioe:  die 
Gehrechezi  und  die  Reform  des  deutschen  Strafverfalircns.  Göttingeu  1846. 
G.  Ccib,  die  Refonu  des  dculscheu  Ucchlstebcns.  Leipzig  1847. 
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demselben  herbei.  An  die  Sielte  des  bi.sherigcn  Slrarverfahrcns  Irnl  der  von 
England  slainmende  und  in  Frankreich  inngebildcle,  von  einem  üiruiUlit  lien 
Ankläger  dirigirte  Accusalionsprocess,  und  /war  in  den  nici.sten  I.nndtTn 

n)  mil  Schwurgerichten,  deren  Zweckiiiäs.'Jigkeil,  von  der  Mehr- 
zahl der  Gelehrten  und  den  Staulsniänner  in  Abrede  gestellt,  sich  jedoch 
gegen  die  gehegten  Belürchtungen  bis  jetzt  erprobte,  und  zwar  des- 
halb, weil  die  Bildungswei.se  der  Geschworncnlisien  auf  eine  gut  berech- 
nete Weise  vor  sich  gehl.  Nur  aus  niehnnaliger  Sichtung  der  Urlisten 
gehl  die  Dienslliste  der  Gcschwornen  hervor,  aus  welchen  die  zum  Fungiren 
in  einzelnem  Falle  Bestiminlen  — durch  das  Loos  gezogen  und  noch  durch 
Recusation  auf  die  gesclzniässige  Zahl  rcducirl  werden. 

Das  Institut  der  Slnntsanwaltschari  ist  daher  gleichinlls  iihernll  einge- 
fiihrt,  wenn  auch  noch  nicht  immer  auf  eine  befriedigende  Weise  organi- 
sirt  worden.  Aber  nur  die  schweren  Vergehungen,  die  entweder  durch  die 
gemeinsame  Bezeichnung  Verbrechen  bezeichnet  oder  einzeln  durch  das 
Gesetz  angegeben  werden,  gehören  zur  Compelenz  der  Sch  wiirgerichle: 
minder  schwere,  oft  Vergehen  genannt,  werden  durch  die  höheren  Ge- 
richte, welchen  früher  die  Criminalgerichlsbarkeit  zusland,  nbgeurihcill,  und 
nur  die  Polizeiüberlretungen  durch  die  zugleich  die  Sachen  untersuchenden 
niederen  oder  besonderen  Polizeigerichte.  Die  vor  die  Schwurgerichte  ge- 
hörenden Sachen  werden  durch  die  auf  erhobene  Klage  des  Slanlsanwalts 
oder  eines  andern  mUderRechtspolizei  beauflragtcn  Beamten  durch  eine  Vor- 
untersuchung des  Unlersuchungsricblers,  der  durch  keine  Ungehorsam.s- 
slrafe  Geständnisse  erzwingen,  darf,  vorbereitet,  nach  vollendeter  Instruction 
die  Acten  einer  Section  des  Gerichts  vorgelegl,  welche  auszuspreeben 
hat,  ob  der  Angeklagte  vor  dns  Scitwurgerichl  zu  stellen  sei;  wenn  diese 
es  entscheidet,  wird  derselbe  vor  dasselbe  und  die  Enisclieidungsricliler 
geführt,  ein  öffentliches  Verhör  desselben  und  der  Zeugen  unter  der  Con- 
trolle  des  öffentlichen  Anklägers  und  des  Verlheidigers  des  Angeklagten 
vorgenommen,  worauf  die  Anklage  und  die  Verlheidigung  mil  Replik  und 
Gegenerwiederuog  foIgL  Nur  wenn  nach  geheimer  Berathung  die  Ge- 
Geschwornen  das  Schuldig  der  ihnen  vorgeleglen  Fragen  ihrer  moralischen 
Ueberzettgung  gemäss  ausgesprochen  haben,  erfolgt  von  den  mit  der  An- 
wendung des  Gesetzes  beauftragten  Criminalrichlern  die  Verfälhing  in  die 
Strafe.  Gegen  Urtheile  der  Schwurgerichte  findet,  der  Natur  der  Sache 
gemäss,  keine  Appellation  statt,  sondern  nur  eine  Nichtigkeitsklage,  die, 
wenn  sic  begründet  ist,  zur  Cassation  des  Verihhrens  führt  und  zu  einer 
neuen  Verhandlung  und  .■\burlheilung  der  Sache  vor  einem  andern  Schwur- 
gerichte. 

b)  In  den  Ländern,  wo  man  zur  Einführung  der  Schwurgerichte  sich 
nicht  verstehen  konnte,  wie  in  Oeslreich  und  in  Sachsen,  wurde  das  Straf- 
verfahren in  allen  andern  Bezieliimgen  so  geordnet  wie  in  den  mit  solchen, 
nur  so,  dass  das  ahurlheilende  Gericht  selbst  die  Stelle  der  Gesehwornen 
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vertritt.  Am  glücklichsten  wurde  bis  jetzt  das  Problem  eines  guten  Straf- 
verfahrens mit  dem  Princip  der  Anklageprocesse,  dem  der  Mündlichkeit 
und  Oeffentlichkeit  ohne  Geschwornen  durch  das  neue  vortrefflich  redigirte 
Oestreichische  Strafgesetzbuch  vom  29.  Juli  1853  gelöst  Seine  Vorzüge 
sind  in  einem  lithographirten  an  die  bewährtesten  Criminalisten  Deutsch- 
lands gerichteten  Rundschreiben  des  Herrn  Professor  Hye  auf  folgende 
Weise  geschildert  •). 

„Die  neue  Processordnung  nimmt  das  mündliche  Verfahren  in  erster 
Instanz  in  so  vollem  Umfange  auf,  als  nur  dem  Gerechtigkeitswillen  und 
zum  Schutze  des  Beschuldigten  erlorderlich  erscheinen  kann,  sucht  es  aber 
mit  dem  schriftlichem  Verfahren  in  zweiter  und  dritter  Instanz  zu  ver- 
schmelzen. Sie  gewährt  dem  Beschuldigten  an  Schutz  und  Rechtsmitteln 
gegen  Bedrückungen  des  Inquirirenden  oder  des  Gerichtshofes  mehr  als 
irgend  eine  andere  Strafprocessordnung,  gestattet  ihm  die  freiste  Entfaltung 
seiner  Verlheidigung,  weist  mit  Würde  und  Entschiedenheit  alle  unlauteren 
Processmittel,  sowie  alle  directe  und  indirecte  Geständnisserpressungen 
zuriiek,  und  gestattet  dem  Grundsätze  der  Oeffentlichkeit  die  gebührende 
Rechnung.  Sie  beschränkt  die  Richter,  olfcnliegend  zum  Schutze  des  An- 
geklagten gegen  richterliche  Willkühr,  durch  eine  negative  Beweistheorie, 
ohne  der  gewissenhaften  inneren  Ueberzeugung  der  Richter  Zwang  anzu- 
thun,  verpflichtet  sie  aber  zugleich  zur  offenen  Darlegung  der  objectiven 
Gründe  ihrer  Entscheidung.  Sic  kehrt  zur  älteren  Doctrin  zurück,  welche 
das  Nich  tsch u Idig-Urthcil  in  die  Freisprechung  aus  Unzuläng- 
lichkeit der  Beweismittel,  in  das  eigentliche  Schuldlosigkeitsur- 
theil  und  in  einen  blosen  .Ablassungsbeschluss  sondert,  ohne  mit  dem 
ersten  und  dritten  einen  Rochtsnachtheil  zu  verknüpfen.  Sie  selzt  an  die 
Stelle  der  blosen  Kassatinnsbcschwerdc  die  Berufung  an  die  zweite  und 
nach  Umständen  an  die  dritte  Instanz,  nimmt  aber  unter  die  Gründe  der 
Berufung  auch  alle  Momente  auf,  welche  sonst  den  Inhalt  der  Nichtigkeits- 
beschwerde ausmachen.  Sie  hat  endlich  allenthalben  auf  Vereinfachung 
und  Abkürzung  des  Verfahrens  hingewirkt  und  in  Formalitätsverletzungen 
nur  in  so  weit  einen  Grund  zur  Aulhebung  des  Verfahrens  erkannt,  als 
dieselben  der  Findung  des  Rechts  selbst  hindernd  im  Wege  stehen.“ 


1)  Der  Verfasser  verdankt  die  MiUhcilung  dieses  Schreibens  seinem  Herrn  Collega 
G eib. 
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IV.  Capilel. 

Dai  Kirekeireekt. 

Grundlagen  und  Gebiet  desselben,  Charakter  seiner  Nonnen. 

198.  Das  der  menschlichen  Natur  inwohnende  Gottcsbewiisslsein 
verbunden  mit  dem  Gefühl  der  GoUeinigkeit  erzeugt  nicht  blos  in  den  Ein- 
zelnen Vorstellungen  über  das  Verhältniss  des  Menschen  zu  Gott  und  ^Acte 
der  individuellen  Gottesverehrung,  sondern  ruft  auch  ergänzende  Gemein- 
schaften zur  Feststellung  eines  Gcsammtcultus  ins  Leben.  Dieser  kann 
S.ache  des  Staates,  also  von  ihm  angeordnet,  oder  religiöser  von  demselben 
zugclassencr  Genossenschaften  sein.  Die  den  Cultus  und  die  äusseren  Ver- 
hältnisse der  religiösen  Vereine  regulirenden  vom  Staate  l'eslgestellten,  ge- 
schützten oder  geduldeten  Vorschriften  bilden  das  Kirchenrecht.  Gehen 
dieselben  von  der  Autonomie  der  kirchlichen  Genossenschaften  selbst  aus, 
ohne  dass  der  Staat  sie  als  öffentliche  Institute  behandelt,  so  hat  das 
Kirchenrecht  einen  vorherrschend  privatrechtlichen  Charakter  (S.  oben  §.  49); 
die  kirchlichen  Verhältnisse  stehen  dann  nur  unter  der  Herrschaft  der  Grund- 
sätze des  Privalrechts  und  der  allgemeinen  Staats-  und  Polizcigeselzgebung ; 
durch  die  ersten  ist  vor  allem  die  individuelle  Religionsfreiheit  gesichert, 
durch  die  letzte  das  kirchliche  Associationsrecht  regulirt.  Alles  Kirchen- 
recht ist  positives  und,  in  wie  weit  es  auf  den  vom  Staate  geschützten 
Normen  beruht.  Recht  mit  äusserem  Zwange.  Allein  das  Dogma  jeder  Kirche 
erzeugt  noch  andere  Verpflichtungen,  die  blos  durch  geistliche  Zwangs- 
maassregeln , namentlich  die  des  Ausschlusses  der  Abtrünnigen  aus  der  re- 
ligiösen Gemeinschaft  (dem  Kirchenbann)  bestehen  und  einen  von  dem 
ersten  verschiedenen  Bestandtheil  des  Kirchenrechls  bilden,  der  einen  we- 
sentlichen spirituellen  Charakter  hat.  Besteht  der  Verband  der  Religions- 
verwandten nur  in  einer  Gemeinschaft  des  Glaubens,  ohne  dass  ein  äusser- 
lich  gestalteter  Verein  sie  zu  einer  auf  dem  gewöhnlichen  Rechtsgebiete 
hervorlretenden  Genossenschaft  einigt,  so  ist  nur  eine  unsichtbare  Kirche 
vorhanden,  so  dass  der  Staat  nur  die  individuelle  Religionsfreiheit  zu 
schützen  hat.  Wenn  aber  der  Religions verein  sich  als  eine  bleibende,  mehr 
oder  weniger  organisirte  Rechtsgenossenschafl  constituirt  hat,  dann  ent- 
steht eine  sichtbare  Kirche  oder  eine  Kirche  im  eigentlichen  juristischen 
Sinne  des  Wortes.  Die  Satzungen  ihres  Rechtes  beziehen  sich  auf  die 
Verhältnisse  ihrer  Angehörigen  untereinander  und  zu  ihren  kirchlichen 
Obern,  auf  die  Verfassung  der  Kirche,  die  Verwaltung  ihrer  Angelegen- 
heiten, den  Cultus  und  die  kirchliche  Disciplin,  und  bilden  das  s.  g.  in- 
nere Kirchenrecht,  endlich  auch  auf  das  Verhältniss  der  Kirche  zum  Staat, 
auf  die  gegenseitige  Stellung  mehrerer  nebeneinander  bestehenden  confes- 
sionellen  Genossenschaften  und  dos  der  Kirche  zu  andern  Corporationen 

35 


Digiiized  by  Google 


546 


oder  sonsligcn  mit  ilir  in  nähere  BenHirung  kommenden  Rechlssuhjekte 
der  InbegrifT  der  letzten  kirehlielicn  Normen  wird  dns  äussere  Kirehen- 
reelil  genannt. 

Entstehungs-  und  Ent  wickln  ngsperioden  des  K irch  enrec  li  ts 
der  christlichen  Völker'). 

li)9.  Erst  durch  die  von  Christus  und  seinen  Aposteln  gestiftete  Re- 
ligiunsgcnussensclmn,  die  sieh  Ex>OiT,aia  nannte,  entstand  ein  von  der  Ein- 
wirkung des  Staates  ganz  unabhängiges,  anlänglich  aber  von  ihm  nicht 
anerkanntes  ja  feindlich  behandeltes  Kirchenrecht,  welches  drei  Jahrhun- 
derte lang  einen  rein  spirituellen  Charakter  hatte,  sieh  jedoch  vollständig 
in  allen  inneren  kirchlichen  Beziehungen  unsbildete. 

Die  Christen  errichteten  unter  der  Anleitung  der  Apostel  religiöse  Ge- 
meinden, an  deren  S|)itze  ein  Collegium  von  nqtaßittqoi  (Senioren)  auch 
emaxonot  genannt  standen  und  eine  Anzahl  diaxoroi  (ftiener),  welche 
mit  jenen  als  die  kirchliche  Obrigkeit  (xh^goi,  urdo)  von  der  Gesammt- 
heit  der  Gemeindemitgliedcr  (jLaotr  plebs)  unterschieden  und  bald 
als  eigner  Priesterslaud  (Sacerdotes)  von  diesen  anerkannt  und  geehrt 
wurden.  Ein  Mitglied  derselben  stieg  aber  allmählig  über  die  andern  als 
höchster  Leiter  der  kirchlichen  Angelegenheiten  empor,  liilirte  allein  den 
Namen  E|iiscopus,  und  vertrat  als  Nachfolger  der  Apostel  auch  nach 
Aussen,  d.  h.  andern  Localvcrcinen  gegenüber  und  mit  ihren  Episcopis,  die 
Gesammtheit  aller  Christen,  welche  als  religiöse  Einheit  die  allgemeine 
Kirche  Christi  darstellte.  Die  Priesler  erhielten  ihre  höhere  Eigenschaft, 
in  Ftdge  welcher  sie  ihre  geistliche  Gewalt  oder  das  Kirchenregiinent  .aus- 
übten, durch  einen  leierlichen  Act,  vermittelst  welches  durch  die  von 
Christus  und  den  Aposteln  stammende  Händeauflegung  ihnen  eine  göttliche 
Gabe,  die  des  heiligen  Geistes,  inilgctheilt  wurde.  Dieser  Act,  welcher 
sie  zu  Mitgliedern  iles  Ordo  oder  Clerus  machte,  hiess  die  Ordinatio 
oder  Weihe  * ).  Es  gab  daher  in  der  christlichen  Kirche  zwei  Stände, 
den  des  Clerus  und  den  der  Layen.  Die  ersten  waren  die  allein  be- 
rechtigten Träger  der  geistlichen  und  kirchlichen  Gewalt.  Ihre  Stellung 
den  letzten  gegenüber  und  ihr  Organismus  als  Hierarchie  ward  durch 
Rechtsnormen  bis  ins  Einzelnste  bcstimmL  Jede  einem  Episcopus  (Bischof) 
untergebene  Kirchengemeindc  bildete  eine  von  ihm  regierte  Diöcese;  die 


1)  Vcrgl.  des  Wrf.  l'iii risse  einer  kirelilirlirii  Verfassung»-  und  äusseren  Heelils- 
gescliiclile.  Tüll.  1S48,  ferner  J.  J.  Lang,  Aeusserc  Kirchenrcelitsgcscliichle. 
Tül).  I8'Z7.  r.  F.  Eiclihurn,  Grnnds.'ilze  des  Kirefienreehls,  B.  I.  Gott  1831. 
S.  1 — 3'ZO.  F,  Watler,  I. ehrbuch  de»  Kiirlicnr(*ehts  lOlo  Aufl.  Bonn  1846 
S.  8 — 56.  A.  I..  tlichlcr,  Lehrbucli  des  KirehenreehU  3le  Aufl.  1848  $.11 — 40. 

2)  Es  gab  liefen  »iebi'n  Stufen,  vier  niedere  und  drei  höhere,  die  höchste  war  die 
eigcntliehc  Priesterweihe.  Richter  §.  13. 
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Bischöfe  der  von  einer  älteren  misge^aiifrenen  FilinlRcnieinden  standen  zn 
dem  der  Mullerkirrlic  als  zu  ihrem  Metropoliten  ' ) in  einem  Verliältniss 
der  Unterordnung,  und  über  alle  rasten  einipe  Metropoliten  als  höchste 
I^iler  der  ganzen  Kirche  unter  dem  Namen  der  l’atriarehen  hervor;  es 
waren  die  von  Jerusalem,  Alexandria,  Antiochien  und  Horn;  der  letzte  als 
Nachfolger  des  Apostel  Petrus  stieg  endlich  über  alle  empor,  so  dass  die 
ganze  Christenheit  in  ihm  ihr  höchstes  Haupt  verelirte,  die  römische  Kirche 
galt  als  radix  et  mater  totius  Ecclesiae;  dem  Bischof  zu  Rom  kam  eine 
potior  principalitas  zu*).  Zur  Erhaltung  der  Reinheit  und  Einheit  der 
Lehre  und  zur  Befestigung  der  ganzen  Kirche  wurden  besonders  vom  zwei- 
ten Jahrhundert  an  Zus.ainmcnkünflc  zn  Berathungen  (ffvfodot,  Concilia) 
gehalten,  in  welchen,  was  wirklich  apostolische  Regel  (xavav)  sei,  con- 
statirt,  die  Irrlehren  verdammt,  und  was  allgemein  auch  rücksichtlieh  des 
Cultus  und  der  Disciplin  gellen  sollte,  fesigeslellt  wurde*).  Auf  diese 
Weise  bildete  sich  die  allgemeine  oder  katholische  Kirchenlehrc  aus  und 
die  allgemeine  Kirche  selbst  befcstigste  sich  auf  eine  bleibende  Weise. 

Alle  kirchlichen  Normen  hiessen  Canones  und  daher  das  kirchliche 
vorerst  rein  spirituelle  Recht  das  canonische.  Es  berulitc  auf  dem  durch 
die  Tradition  als  apostolisch  .anerkannten  Gewohnheitsrecht,  den  in  den  hei- 
ligen Schriften  enthaltenen  Befehlen  des  göttlichen  Stifters  der  Kirche  selbst 
und  den  Beschlüssen  (Canones  oder  Decreta)  der  Concilien,  deren  es 
jedoch  noch  keine  allgemeine,  sondern  nur  provincieile  gab.  Endlich  ent- 
hielten auch  die  belehrenden  Schreiben  {epütotae  decretates)  der  Patriar- 
chen, insbesondere  des  Bischofs  von  Rom,  hirchliche  Vorschriften  und  wur- 
den später  eine  reichlich  iliessende  Quelle  des  Kirchenrechts  (S.  oben  §.  94). 

200.  Nach  der  öfTcntlichen  Anerkennung  der  Christenlhums  und  der 
christlichen  Kirche  durch  Kaiser  Cons  tan  lin  (311. 12.)  beginnt  eine  zweite 
Periode  ihrer  Geschichte  und  ihres  Rechts.  Die  christliche  Religion  ward 
Slantsreligion  und  die  Kirchenverfassung  ein  integrirender  Theil  der  Staats- 
ordnung; die  geistliche  Gewalt  der  kirchlichen  Obern  ward  als  eine  von 
der  weltlichen  verschiedene,  von  ihr  heilig  zu  achtende  anerkannt  und  be- 
handelt; dem  Imperium  stand  dos  Sacerdotium  gegenüber  *);  das 
Kirchenrecht  ward  unter  dem  Schutze  des  Staates  ein  Theil  des  gesammten 
Rechts  des  Reiches.  Doch  regulirlen  auch  die  Kaiser  selbst  kirchliche 
Verhältnisse;  neben  den  Canones  wurden  die  yopot  eine  Quelle  des  Kir- 
cbenrechls.  Durch  allgemeine  Kirchenversammlungen  {Concilia  oecumenia) 
wurde  das  Dogma  und  die  wesentlichen  Anordnungen  der  ganzen  katho- 
lische fesrgestclit ; alle  abweichenden  Lehren  und  Uebungen  als  die  here- 


t)  nichtcr,  S-  18. 

2)  Richter,  *•  18-20. 

3)  Richter,  $.  13. 

4)  Richter,  $.  17.  21. 
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lisch  er  Seelen  proscribirl.  Der  Organismus  der  Hierarchie  reifte  seiner 
Vollendung  enlgcsen;  der  Bischof  von  Rom  isl  Papa  der  ganzen  Kirche 
niil  allgemeiner  höherer  richterlicher  Gewalt,  auf  ihn  folgt  seil  381  dem 
Range  nach  der  Bischof  von  Constanlinopel  als  der  zweite  Patriarch.  Die 
einzelnen  Kirchen  erhalten  eine  vermögensrechlliche  Persönlichkeit,  grossen 
Güterbesilz,  und  so  wie  die  Geistlichen  verschiedene  Privilegien.  Auch 
entwickelte  sich  während  dieser  Periode  im  Schoose  der  Kirche  das 
Mönchswesen  und  erhielt  im  Orden  des  heiligen  Benediclus  von  Nur- 
sia ■)•  5-13  seine  beste  Organisation.  Indessen  drohte  durch  die  Völker- 
wanderung der  Kirche  die  grösste  Gefahr,  einzelne  germanische  Stämme 
waren  auf  das  ieindscligstc  gegen  sic  gesinnt,  wie  z.  B.  die  Alemannen; 
die  Weslgolhen  und  Burgunder  waren  zwar  Christen  aber  Arianer.  Es 
erstand  indessen  der  katholischen  Kirche  im  Erankenkönig  Chlodwig  ein 
ebenso  mächtiger  Beschützer,  wie  einst  in  Constanlin ; er  und  seine  Nach- 
folger und  viele  fränkische  Grossen  wurden  deren  Vertheidiger  und  Ver- 
breiter oft  selbst  mit  dem  Schwerte.  Sie  erkannten  die  Verfassung  der 
Hierarchie  mit  ihrem  hergebrachten  Rechte  an,  vermehrten  ihr  Besitzlhum 
und  ihre  Privilegien;  die  Geistlichkeit  bildete  den  ersten  Stand  im  Staate*), 
noch  ehe  Carl  der  Grosse  denselben  zu  einem  allumfassenden  Christen- 
reiche unter  zwei  Oberhäuptern,  ihm  und  dem  Pabsl,  erhob  (§.  175).  Schon 
unter  seinem  Sohne  stieg  die  Kirche  über  den  Staat,  die  geistliche  Gewalt 
über  die  weltliche  empor,  und  die  päbstlichc  Thcocrnlic  des  Millclallers 
war  ihren  Grundlagen  nach  vorhanden.  Doch  brach  besonders  v.  880  an 
ein  Zwiespalt  zwischen  der  Kirche  des  Orients  und  dem  Pabste  aus,  der 
1054  zur  vollständigen  Trennung  der  griechischen  Kirche  von  der  lateini- 
schen oder  römischen  führte  *).  Wie  schnell  von  312  bis  845  sich  des 
kirchliche  Recht  von  Constanlin  entwickelte,  in  wie  vielen  Sammlungen 
seine  Quellen  erhalten  wurden,  isl  oben  in  der  Geschichte  der  Rechlsquellen 
(§.  94)  mitgctheilt  worden. 

201.  Die  Herrschaft  dieser  Theokratie  •)  entwickelte  sich  von  der  Milte 
des  eilten  Jahrhunderts  an,  erreichte  ihren  Höhepunkt  vom  Pabst  Inno- 
cenz  III.  bis  Iniioccnz  IV.;  ihr  Rückgang  begann  unter  Bonifaz  VIII., 
wurde  durch  die  Verlegung  des  päbsllichen  Stuhls  von  Rom  nach  Avignon 
(1307),  durch  die  V'crwelllicliung  der  Kirche,  vor  allem  aber  durch  das 
grosse  Schisma  von  1378  bis  1414  beschleunigt,  und  führte,  da  von  Innen 
heraus  ungeachtet  der  Concilien  von  Constanz  (1414 — 1418)  und  Basel 
(1431 — 1439)  ■')  keine  gründliche  Reform  vorgenommen  wurde,  zur  Refor- 
mation des  sechzehnten  Jahrhunderts.  . ■ 

1)  Riclitcr,  S.  2Z  23. 

2)  Waller,  Kirchrnreclil  22 — 28.  u.  ICt — 160. 

3)  Richter,  $.  23—26. 

4)  Richter,  $.  27, 
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Doch  gehören  diesem  langen,  die  drille  Periode  der  kirchlichen  Ver- 
fossungs-  und  Rechlsgeschichle  bildenden  Zcilraume  von  Pseudoisidor  bis 
Lulher  die  Abfassung  einer  grossen  Anznid  kircbenrecbllicher  Sammlungen, 
die  Orgnnisalion  des  Sluditims  des  canonischen  llechls  und  die  Entslebung 
und  Vollendung  des  Corpus  juris  canonici  an,  welches,  wie  öllers  erwälinl 
wurde,  eine  Quelle  des  gemeinen  Ueclils  Dculscblands  und  vieler  anderen 
europäischen  Länder  geworden  isl  (s.  oben  § 102). 

Die  in  die  socialen  Verhällnisse  Denlsclilamls  liefer  eingreifenden  kirch- 
lichen Verhältnisse,  namenllich  die  Ausübung  der  püpslliehen  Primulial- 
rechle,  wurden  durch  das  Conslanzer,  die  Krankfurtcr  Fiirsten- 
iind  die  Aschaffenburg-Wiener  Concordate  mildem  Papste(H18, 
1447  und  1448)  regulirt,  und  die  Beslimmungcn  darüber  zum  Theil  als 
Reichsgeselze  erklärt  ' ). 

202.  Erst  durch  den  Religionsfrieden  von  1555  wurde  die  Verfassung 
und  das  Recht  der  protestantischen,  d.  h.  nur  der  .\ngsburgischen  Confes- 
sion  rcichsgeselzlich  anerkannt  *).  Die  Beschlüsse  des  1503  geschlossenen 
Coneihi  Tridcnlini  wurden  in  den  katholischen  Ländern  des  Reiciis  als 
allgemein  geltendes  Kirchenrecht  publicirl  *).  Die,  selbst  mit  Hintansetz- 
ung des  sog.  Reservalum  ecclesiaslicnm  im  Religionsfricden  von  1555  sich 
immer  weiter  verbreitende  Reformation  einer-  und  die  katholische  Rcaclion 
in  Oesterreich  und  Bayern  andererseits  veranlassle  den  <lrcissigjährigcn 
Krieg,  nach  dessen  Beendigung  (1648)  die  kirchlichen  Verhältnisse  Deutsch 
lands  durch  den  westphälischen  Frieden  *),  unter  dein  Proteste  des 
Papstes,  deflnitiv  regulirt  wurden.  Das  Princip  der  Gleichlierechtigung  der 
zwei  protestantischen  Confessionen  und  der  kalholisehen  Kirche  und  der 
öffentliche  Cultus  in  den  einzelnen  deutschen  Ländern  wurde  so  festgestelll> 
wie  er  in  dem  sog.  Normaijnhr  von  1624  bestand,  und  der  Güterbesitz 
derselben  nach  dem  Besitzstände  des  1.  Jänners  jenes  Jahres  als  des  Nor- 
mallages.  lieber  kirchliche  Angelegenheiten  sollten  keine  Miijoritätsbeschlüsse 
auf  dem  Reichstage  gelten.  Es  gab  katholische,  protestantische  und  pari- 
tätische Orte.  Die  Aufrechthaltung  dieser  Bestimmungen  wurde  von.  dem 
Corpus  Evangelicortm  mit  Sachsen  und  den  Corpus  Calholicorum  mit 
Bayern  an  der  Spitze  überavnchL  Der  Uebertriit  eines  Landesherm  zu  ei- 
ner andern  Confession  konnte  an  der  Rcligions-  und  Kirchenverfassnng 
seines  Landes  nichts  ändern.  Die  der  protestantischen  Confessionen  bil- 
deten sich  rasch  aus ; es  gab  Länder  mit  Consislorial  - , und  andere  mit 
Piesbylerial  - und  Synodalverfassungen.  Die  Seelen  waren  verboten  *)• 


1)  Richter,  g.  27. 

2)  Richter,  g.  28—32. 

3 1 Richter,  g.  33. 

4)  Umrisse  f.  37.  Eichhorn,  I.  280.  R ich  t e r , g.  36,  37.  Walter,  g.  5t. 

5)  Wesiph.  Fried.-Inst.  Art.  III.  g.  2. 


Digitized  by  Google 


550 


wurden  jedoch  alsbald  geduldet  ‘).  Die  Quellen  des  protestantischen 
Kirchcnrechis  waren  die  symbolischen  Bücher,  z.  B.  die  Confessio  Augu- 
stana, die  Schmalkaldischen  Artikel  und  die  Concordienfomiel,  ferner  Kir- 
chen- und  andere  Ordnungen  *)  über  einzelne  kirchliche  Verhältnisse  und 
Institute,  z.  B.  Eheordnungen.  In  den  monarchischen  Staaten,  namentlich 
den  der  lutherischen  Confession , stand  das  höchste  Kirchenregiment  dem 
Landesherrn  zu  und  wurde  von  den  Gelehrten  auf  verschiedene  Weise  zu 
begründen  versucht,  entweder  durch  das  ältere  sog.  Episcopal-  oder 
Devolntionssystein,  wornach  die  einst  den  katholischen  Bischöfen  zu- 
stehende, durch  den  westphälisehen  Frieden  suspendirte  Kirchenregiening 
(jus  in  sacra)  als  reichsgesetzlich  auf  die  Landesherrn  lür  übertragen  an- 
gesehen wurde,  oder  durch  das  von  Thomasius  vertheidigle ' sog. 
Tcrrilorialsyslein,  wüinach  es  dem  Grundsatz:  Ctgus  regio,  ^us  religio 
gemäss,  dem  Landesherrn  in  Folge  seiner  Regcntengcwalt  zustand,  oder 
endlich  durch  das  von  Kanzler  Pfaff  in  Tübingen  1745  aufgeslellte  Col- 
legialsyslem,  wornach  die  Kirchengewalt  durch  vertragsmässige  Ueber- 
tragung  von  Seilen  der  Kirchengemeinden  dem  Landesherrn  für  CFworben 
angesehen  wurde  *).  Durch  die  Wissenschalt  wurde  unter  Berücksichtig- 
ung der  Grundsätze  des  canonischen  Hechts,  in  wie  weit  diesen  das  Prin- 
cip  des  Protestantismus  nicht  entgegen  stand,  das  protestantische  Kirchen- 
recht  *)  weiter  ausgebildet  (§.  122  D.).  .Auch  das  katholische  entwickelte 
sich  weiter  auf  der  geschichtlichen  Basis,  doch  gab  es  im  achtzehnten 
Jahrhundert  zwei  sich  heftig  bekämpfende  Grundanschauungen  über  das 
Verhältniss  des  Papstes  zur  Kirche,  die  des  sog.  Episcopal-  und  die  des 
sog.  Papalsyslems  der  Curialisten  •). 

Bis  zur  grossen  Aenderung  im  deutschen  Reich  im  Jahre  1803  und 
zur  Auflösung  desselben  im  Jahre  1806  gingen  im  deutschen  Kirchenrechle, 
Oesterreich  ausgenommen,  wo  Kaiser  Joseph  II.  grosse  Reformen  vornahm, 
keine  wesentlichen  Veränderungen  vor.  Dagegen  wurden  von  nun  an  in 
Folge  der  französischen  Revolution  und  der  Eroberung  des  linken  Rhein- 
ufers durch  die  Franzosen  die  Verhältnisse  der  katholischen  Kirche  in  ei- 
nem grossen  Theil  Deutschlands  total  umgestallet,  und  die  der  protestanti- 
schen Kirche  in  Folge  freierer  Ansichten  in  verschiedenen  Richtungen 
niodilicirt. 


1)  Eine  Zusammenstellung  der  Gesetzgebung  der  deutschen  Staaten  über  dos  Sec- 
tenwesen  bis  auf  unsere  Zeit  findet  sich  im  atlgeineinen  KirchenblatI  für  das 
evangelische  Deutschland  vom  Jahre  1853.  Nro.  11 — 21.  S.  161 — 336. 

2)  Eine  vollst.1ndige  Sammlung  der  Kirchenordnungen  des  sechzehnten  Jahrhunderts 
gab  Ae.  I,.  Richter  1846.  2.  Bd.  4.  heraus. 

3)  Richter,  3t,  und  ausführlich  Stahl,  die  Kirchenverfassung  nach  Lehre 
und  Recht  der  Protestanten.  Erl.  1840.  S.  5.  folg. 

4)  Höfling,  Grundsätze  der  evangelischen  Kirclien Verfassung.  3tc  Aull.  I6&3. 

5)  Richter,  $.  34. 
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Die  französische  Revolution  war  sowohl  gegen  die  Kirche  als  gegen 
den  Staat  gerichtet  * ).  Die  constiliiirendc  Versammlung  decretirlc  die 
Säcularisation  des  Kirchenguts,  die  Aulhehung  des  Kirchenzchnlens  und 
die  der  Klöster  und  geistlichen  Orden,  und  versuchte  durch  die  sog.  Con- 
stitution civUe  du  Clerge  eine  gänzliche  Umgestaltung  der  katholisclicn 
Kirchenverfassung  Frankreichs.  Nur  ein  Theil  der  Geistlichkeit  liess  sich 
auf  dieselbe  beeidigen,  die  Widerstrcbcnilen  emigrirten  oder  wurden  Opfer 
ihres  Widerstandes.  Eine  Zeit  lang  (ITSW — !)1)  war  d;^s  rhristenthum  so- 
gar proscribirl.  aber  nachdem  der  Grundsatz  der  Gewissens-  und  Religions- 
freiheit aufs  Neue  sanktionirt  worden  war,  erfolgte  durch  Napoleon  die 
Restauration  der  Kirche  vermitlelst  eines  den  15.  Juli  1801  mit  Papst 
Pius  VII.  abgeschlossenen  Coneordates,  dessen  .\usfiihruug  indessen  1802 
durch  ein  die  Kirche  dem  Staat  streng  unterordnendes  Decret  unter  dem  Namen 
der  Artides  organigties  vom  18.  Germinal  Pan  X,  so  wie  durch  spätere 
Decrete  des  Kaisers  bedeutend  modificirt  wurde.  Noch  jetzt  haben  die- 
selben Geltung  auf  dem  zu  Deutschland  gehörenden  linken  lUieinufer. 

■'  In  Folge  der  Säcularisationcn  von  1803  und  1800  kamen  viele  geist- 
lichen Fürsten  gehörende  Territorien  an  protestantische  Landesherrn 
welche  nun  die  sehr  verwickelt  gewordene  Verwaltung  der  katholischen 
Kirchenangclegenheiten  zum  Theil  nach  dem  Uallie  k.atholischer  Geistlichen 
neu  organisirten , die  katholische  Kirche  der  Staatsgewalt  streng  unterord- 
neten, später  die  Stellung  der  Kirche  im  Staate  auch  in  den  Verfassungs- 
urkunden gesetzlich  bestimmen  liessen,  und  zuletzt  (1817 — 1827)  die  Re- 
organisation des  ganzen  Kirchcnwe.sens  auch  vermittelst  Vereinbarung  mit 
dem  päpstlichen  Stuhl  regulirten. 

Als  Inhaber  des  höchsten  Kirchenregiments  der  protestantischen  Con- 
fession  ordneten  die  (und  zwar  selbst  katholischen)  Landesherrn  gleich- 
falls die  kirchlichen  V'erhältnissc  so,  wie  sic  nach  den  .Ansichten  ihrer 
Räthe  es  für  zcitgemäss  hielten  und  beschränkten  die  Freilieit  der  Gemein- 
den noch  mehr,  als  cs  schon  früher  der  Fall  war. 

Schon  vor  dem  Jahre  1848  sprach  sich  sowohl  im  Schoosse  der  ka- 
tholischen Kirche  als  bei  den  protestantischen  Confessionen  das  Verlangen 
nach  kirchlicher  Selbstständigkeit  und  Freiheit  aus , welches  auf  eine  sehr 
umfassende  Weise  der  Art.  V (§.  14—21)  der  im  Jahre  1848  sanctionirten 
sog.  Grundrechte  des  deutschen  Volkes  zu  erfüllen  bestimmt  waren. 

Das  katholische  Kirchenrecht  der  Gegenwart  ^). 

203.  Das  katholische  Deutschland  zerfällt  in  kirchlicher  Beziehung  in 


1)  S.  dos  Verf.  Schrift:  die  Kirche  Frankreichs  und  die  Unten ichufrciheil.  Freib. 
tb3S.  S.  35.  folg. 

2)  Z.  vcr^l.  die  Lehrbücher  von  Walter,  Richter,  Pernianeder  (tS46)  und 
die  neueste  Ausgabe  des  lat.  I.ehrbiichs  von  Schenkl.  2.  Bd.  tS53. 
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fünf  Landespnippcn  : Oeslreich,  Preusscn,  Bayern,  Hannover,  und  die  ober- 
rheinische Kirchenprovinz,  wozu  Baden,  Würlcmbcrg,  die  beiden  Hessen, 
Nassau,  Frankfurt  und  einige  andere  Länder  gehören. 

In  Oestrcich  gilt  noch  die  jedoch  schon  mehrfach  modificirte  Gesetzgebung 
Joseph  II.  (von  1781  an),  wodurch  die  Ausübung  der  päpstlichen  Prima- 
tialrechle  in  den  Ländern  dieser  Monarchie,  so  wie  die  bischöfliche  Juris- 
diction bedeutend  beschränkt  und  dem  Staate  ein  kirchliches  Mitregiment 
ertheilt  wurde.  In  den  übrigen  Theilen  Deutschlands  wurde  das  Verhält- 
niss  des  Papstes  zu  den  Landeskirchen  durch  die  Concordate  oder  Ver- 
einbarungen mit  dem  heiligen  Stuhl  '),  in  Bayern  1817,  Preussen  1821, 
Hannover  1821,  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz  18*V,t  durch  die 
darin  lesigestellte  Circumscription  der  Diöcesen  und  die  wichtigsten  die 
Organisation  der  Verwaltung  des  Kirchenregiments  betreffenden  Bestimm- 
ungen näher  regulirt,  doch  in  Bayern  durch  d.is  Heligionsedikt  von  1818*), 
in  den  Landern  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz  durch  eine  sogenannte 
Kirchenpragmntik  vom  30.  Jänner  1830  *)  und  fast  überall  durch  einzelne 
landesherrliche  Verordnungen  *)  modiilcirL  Gegen  Uebergriffe  und  'Will- 
kürlichkeilen der  geistlichen  Gewalt,  sowohl  des  Papstes  als  der  Bischöfe, 
sollen  das  sog.  Placetum  regium  und  der  Recursus  ab  abusu,  die  schon 
friiher  practisch  waren,  schützen.  Die  rechtliche  Gleichstellung  der  Con- 
fessionen  in  allen  Ländern  ist  durch  Art  16  der  deutschen  Bundesacte  von 
1815  ausgesprochen  und  in  den  Landesverfassungen  oder  in  Religionsedit- 
ten  zugleich  mit  dem  Prinzip  der  individuellen  Religionsfreiheit  gewähr- 
leistet. Das  religiöse  A.ssociationsrecht  besieht  nur  in  beschränktem  Um- 
fange, selbst  für  die  Vornahme  von  Provincialconcilien  und  Synoden.  Für 
die  Bedürfnisse  des  Cultus,  des  theologischen  Unterrichts,  den  Unterhalt  der 
Bischöfe  und  ihrer  Capitel  ist  theils  durch  Dotationen,  theils  durch  Sätze 
im  Staatsbudget  gesorgt.  Die  innere  Verfassung  der  katholischen  Kirche 
ist  in  den  meisten  Ländern  auf  eine  zweckmässige  Weise  vereinfacht,  das 
gelehrte  Studium  der  Theologie  durch  best-besetzte  theologische  Facultälen 
an  den  Universitäten  gesichert,  und  die  Schule,  wenigstens  was  den  Reli- 
gionsunterricht belrifl),  unter  die  Aufsicht  und  die  Leitung  der  Geistlichkeit 
gestellt.  Eine  in  manchen  Beziehungen  weitgreifende  Bevormundung  der 
Kirche  durch  den  Staat  findet  allerdings  in  den  deutschen  Ländern  statt, 
doch  erhielt  die  katholische  Kirche  in  Preusscn  durch  die  Verfassungs- 


1)  Sic  lind  nbgedrurkt  im  Anliangc  zu  Richter»  Kirchenrecht,  S.  1 — 42. 

2)  Bei  Richter  a.  a.  0.  S.  57-  69. 

.3)  Bei  Richter  S.  67  - 72. 

4)  Eine  chronologische  von  Prof.  Lang  gemachte  Zusammenstellung  aller  die  ka- 
tholische Kirche  WürttcmtxTgs  betreffenden  Verordnungen  der  Staats-  und  der 
Kirchengewalt  Rodet  sich  im  Bd.  X der  R c ; s c h c r'scheo  Gesetzsaminlung. 
Tüb.  1836. 
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urkunde  vom  5.  Jänner  1850  eine  grosse  Selbstständigkeit,  in  Oestreich 
durch  Erlasse  vom  18.  und  23.  April  1850,  in  Bayern  durch  Concessioncn 
vom  30.  Mürz  1852,  und  in  den  Slnalen  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz 
durch  gemeinsame  Anordnungen  vom  1.  März  1853  und  Einzelgesetzc  eine 
grössere  Freiheit,  welche  jedoch  vom  Episcopnlc  dieser  Länder  bei  weitem 
nicht  für  genügend  gehalten  wird  und  von  ihrer  Seite  zum  Theil  mit  gros- 
ser Energie  ausgesprochene,  weitergcliende  Anforderungen  veranlasst  hat  ' ). 

Das  katholische  Kirehenrccht  Deutschlands  beruht  theils  auf  den)  ca- 
nonischen  Rechte,  jedoch  nur  den  Canones  adhuc  vigentes,  und  der  nur 
Teniporalitüts  - und  gemischte  Angelegenheiten  regulirenden  Slaatsgesetz- 
gebung. 

Man  kann  die  das  Gesammtgebiet  des  katholischen  Kirchenreehts  bil- 
denden Lehren  auf  verschiedene  Weise  systematisch  gliedern.  Die  frühere 
Vertheilung  derselben  nach  den  Personen,  Sachen  und  Handlungen  erscheint 
nicht  so  verwerflich,  wie  sie  die  neuesten  Kirchenrechtslehrer  erklären. 
Sie  kann  nämlich  so  behandelt  werden,  dass  im  kirchlichen  Personen- 
rechte von  dem  kirchlichen,  insbesondere  dem  geistlichen  Stande, 
den  ihm  zustehenden  jwra  ordinis  des  Ministern  und  Magistern  und  den 
ihn  zur  Führung  des  Kirchenregiments  ermächtigenden  Jura  jurisdictionis, 
und  den  Trägem  der  Kirchengcwalt,  als  dem  Papste,  den  Bischöfen,  den 
Pfarrern  und  ihren  Gehilfen,  und  da  diese  auf  der  Kirchenverfassuug  be- 
ruht, auch  von  dieser  gehandelt  wird,  im  kirchlichen  Sachen-  oder  Güter- 
rechte vom  Kirchen  vermögen,  seinem  Erwerb,  seiner  Verwaltung  und  seiner 
Verwendung  durch  die  kirchlichen  Obern  oder  durch  Kirchenpatrone,  von 
den  Pfründen  und  der  kirchlichen  Baulast;  in  einem  drillen  Thcilc  von  den 
religiösen  Handlungen,  sie  seien  Sakramenle  oder  andere  Acle  des  Culius, 
und  dem  religiösen  Leben , namenllich  in  den  kirchlichen  Anslallen  der 
Klöster,  Bnidersch alten  u.  a.,  in  einem  vierten  von  den  kirchlich  unerlaub- 
ten Handlungen,  also  den  kirchlichen  Verbrechen  und  deren  Bestrafung,  in 
einem  letzten  endlich  vom  kirchlichen  Proccssrccht  *). 

Eine  belicble  Syslemnlisirung  *)  dos  kirchcnrechllichen  Stofles  isl  die. 


1)  S.  die  Uenktchrifl  der  Bischöfe  der  oberrheinischen  Kirclienprovinz  v.  Juli  1653. 

2)  Die  Durchführung  eines  solchen  Aufrisses  des  Kirchenreehts  ist  versuehl  in  des 
Verfassers  ürundriss  des  Kirchenreehts.  Tüb.  1645. 

3)  Sie  finde!  sich  am  besten  ausgeführt  in  Eichhorns  und  Hichlcrs  Lchibü- 
chem  des  Kirchenreehts  und  bei  diesem  gerechtfertigt  in  $.  8.  Eine  ausführliche 
BeleiKhtung  der  Frage  über  die  Systcinatisirung  des  Kirchenreehts  findet  sich  in 
Jacobsons  kirchcnrechtlichcn  Versuchen  II.  Bd.  S.  3 folg.  Walter  handelt 
io  Buch  3—5  seines  Lehrbuchs  von  der  Verfassung,  der  Verwaltung  der  Kirche 
und  dem  kirchlichen  Beamtenwesen,  in  Buch  6 vom  Vermögen  der  Kirche,  in 
Buch  7 vom  kirchlichen  Leben  und  Buch  8 vom  Einfluss  der  Kirche  auf  die  welt- 
lichen Rechte. 
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womach  sreluindell  wird  1)  von  der  Veifassiinf?.  ü)  von  der  Vcrwallnng 
der  Kirche,  3)  vom  kirchlichen  Leben  und  znlelzl  4)  vom  kirchlichen  Ver- 
mösensrcchl. 

Gegenwärtiger  Zustand  des  protestantischen  Kirclien- 

rechts  '). 

204.  Durch  die  Reformation  ward  in  den  ihr  huldigenden  Landern 
die  katholische  Kirchenverfassung  gänzlich  vernichtet.  Es  gab  keine  un- 
fehlbaren Concilien  mehr,  der  Clenis  hörte  auf,  der  alleinige  Träger  der 
Kirchengewalt  zu  sein.  Die  heilige  Schrift  galt  als  die  einzige  Quelle  der 
Religionswahrheiten.  Doch  musste  diese  ausgclegt,  der  Auslegung  gemäss 
das  Dogma  auch  als  Grundlage  der  Lithurgie  und  Disciplin  fcslgestellt,  mit 
diesen  anerkannt  und  als  kirchliches  Gesetz  sanctionirt  werden.  Die  Aus- 
legung und  Feststellung  war  das  Werk  der  Gottcsgelehrten,  Reforma- 
toren, die  Anerkennung  das  der  Gemeinden,  eine  formelle  Sanction 
erhielten  die  neuen  Salzungen  durch  die  Landesherrn  oder  die  Obrigkeiten 
der  freien  Städte.  Die  neue  Kirche,  ihr  Kultus  und  ihr  Recht  wurden 
demnach  ennstituirt  durch  das  Zusammenwirken  von  drei  Factoren  (des 
Lehr-,  des  Nähr-  und  des  Wehrstandes  *),  d.  h.  die  Theologen, 
das  Volk  und  die  Obrigkeit  — und  elwn  so  ihre  Verfassung.  Diese  war 
verschieden  je  nach  deni  vorherrschenden  Einfluss  des  einen  oder  des  an- 
dern dieser  bei  der  Reformation  und  dessen  grösserer  Betheiligung  am 
Kirchenregiment.  Wo  die  Geistlichkeit  im  Besitze  der  höchsten  Kirchen- 
gewalt  blieb,  mit  dem  Landcsheim  an  der  Spitze,  entstand  die  sogenannte 
Ep  iscopalk  i rch  c,  wie  in  England;  wo  die  Landesherm  als  solche  das 
Kirchenregiment  ffdiren  und  durch  gottesgelehrte  und  andere  Rüthe  in  den 
Consistorien  unterstützt  werden,  die  der  lutherischen  Kirche  eigcnthümliche 
Consislorial-,  wo  die  Gemeinde  mit  Einschluss  der  Gottcsgelehrten  die  Fülle 
der  Kirchengewalt  besitzt,  aber  durch  Prcsijyterien  und  Synoden  vertreten 
wird,  die  in  der  sog.  reformirten  Kirche  bestehende  Sy  nodalverfassung. 
Aus  der^Verbindung  der  beiden  letzten  gingen  jetzt  häufige  gemischte 
Kirchein  erfassungen  hervor  *). 


1)  Die  wichtigsten  hier  aufzuführenden  Schriflen  sind  von  Stahl,  die  Kirclienverfas- 

siing  nach  Lehre  u.  Recht  der  Prot. ; Pn  chta  , Einteilung  in  das  Recht  derprnlesl.inti- 
schen  Kirche,  1840;  llnfling,  Griindsälie  der  cvangelisch-lutherisctien  Kirelienver- 
fassung , 3.  Aufl.  1852  ; die  evangelisch-prolesi.intische  Kialie  des  deutselien 
Reiclis,  2.  Aull.  1852;  d.mn  der  .Aufsatz  Richters  üher  die  Gniudlage  der  lu- 
therischen Kirchenverfassung,  in  der  Zeitschrift  für  deulsclies  Recht,  Rd.  IV  S.  21  ; 
sowie  der  B I u n t sch  I i's:  zur  Geschichte  der  reformirten  Kirchenverfassung, 

ebend.  VI.  168. 

2)  Mau  nannte  sie  den  ttatu»  theologirim,  otrnnomicm  und  politicut. 

3)  Eine  solche  erhielt  die  Rheiupfalz  1818,  Baden  1821,  Bayern  diesseits  des  Rheins 
1625,  Mcklenburg-Strelitz  eine  Synodalordnung  im  Jahre  1839. 
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Das  Dogma  ist  in  den  von  den  Ootlesgelehrten  ausgegangenen  und 
den  beiden  andern  Kacloren  der  Relonnalion  gutgeheissenen  Bekeiintniss- 
schriRen  (oder  symbolischen  Bücheni)  näher  bestimmt;  die  Kirclienordium- 
gen  setzen  den  Organismus  des  Kirchenregiments,  die  Diseiplin,  zum  Theil 
auch  die  Lilhiirgie  fest,  deren  genaue  Regiilirung  aber  besonders  den 
Kirchenagenden  angehörl. 

Die  Kirchengewall  ist  auch  bei  den  protestantischen  Confessionen  eine 
zweifache,  nämlich  die  den  Predigern  fiberlragene  des  Ministeriums  und 
-Magisteriums,  also  die  Lehre  und  die  sog.  Schlüsselgewalt,  und  die  des  iii 
den  Landern  mit  Consistorialverfassung  dem  I.andesherrn  zuslehende  und 
mit  Hilfe  des  von  ihm  ernannten  Oberkirchenraths  und  anderer  kirchlichen 
Regierungsbeamlen  ausgeüblen  Kirchenregiments.  Der  Orundanschauung 
des  Protestantismus  gemäss  sollte  aber  der  Landesherr  die  Fülle  dieser 
Gewalt  nicht  als  ein  unbeschränktes  ausschliessliches  Recht  besitzen,  son- 
dern den  Gottesgelehrten  und  den  Gemeinden  eine  verfassungsmässige  Be- 
theiligung bei  dessen  Ausübung  gestattet  sein  ; da  diess  selten  der  Fall 
ist,  so  entstand  in  der  neuesten  Zeit  in  allen  protestantischen  Ländern 
Deutschlands  ein  Verlangen  nach  verfassungsmässigen  Reformen  *),  die 
auch  in  einigen  besonders  seit  1818  wirklich  erfolgten  und  in  einer  Ver- 
bindung der  Consislorial-  mit  der  Synodalverfassung  bestehen  *),  wobei 
dem  democratischen  Elemente  der  Kirdie  in  der  Regel  melir  Einfluss  ge- 
staltet ist,  als  es  früher  der  Fall  war.  Wo  diese  Verfassung  schon  früher 
bestand,  ward  sie  auf  eine  für  zcitgemüss  gehaltene  Weise  umgestaltet  *) 
und  verschiedene  kirchliche  Institute  entweder  neu  eingeführt  oder  Refor- 
men unterworfen  *). 

Da  die  protestantischen  Confessionen  ihrer  Grundanschauung  gemäss 
keine  unfehlbare  Autorität  in  der  Auslegung  der  heiligen  Schrill  anerken- 
nen, so  musste  bei  den  grossen  Fortschritten  der  Wissenschaft,  namentlich 
der  Philologie,  das  Dogma  einer  beständigen  Prüfung  unterliegen,  und  die 
freie  Bibelforschung  religiöse  Ansichten  hervorrufen,  die  nicht  immer 
im  Einklang  mit  dem  Inhalt  der  symbolischen  Bücher  w'aren.  Diess  führte 
zunächst  zu  einer  freieren  AulTassung  der  Idee  des  Protestantismus , zur 


1)  Sie  veranlassicn  Entwürfe  neuer  Kirclieiiverfassiingen,  i.  B.  für  WürUemberg, 
Mecklenburg-Schwerin  und  Hannover  1849,  Braunvdiweig  1850,  die  Kheiniifalz 
1840.  S.  über  die  ganze  Bewegung,  welche  eine  .Masse  Flugschriften  zu  Tag 
forderte,  vor  alleni  Hase,  die  evangelisch  protestantische  Kirche  S.  13Z  folg. 

2)  Eine  (schon  den  II.  April  1853  revidirtej  neue  Kirchehverfassung  erhielt  1819 
Oldenburg,  eine  Biüccsansynodalordnung  Bayern  1851.  S.  überhaupt  das  allge- 
meine Kirchcnblatt  1.  S.  26.  II.  S.  12.  353.  360.  401.  439. 

3)  ln  Westpbnlen  und  Kheinland  1835,  revidirt  1851.  Hase  S.  206  folg. 

4)  Z.  B.  die  Ortakirehen-  oder  Pfarrgemeindei-äthe  (auch  Kirchen-  und  Schulvorstände 
genannt)  in  Hannover  den  14.  Okt.  1848,  Bayern  den  7.  Okt.  1850,  Würlent- 
berg  den  3.  Febr.  1851,  Weimar  den  24.  Juni  1851. 
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Annäherung,  ja  zur  freilich  meistens  nur  formellen  Union  ')  der  beiden 
grossen  protestantischen  Confessionen  (1821 — 1825),  aber  zuletzt  zu  der 
selbst  juristisch  nachhaltigen  sog.  Bekenntnissfrage,  deren  Entschei- 
dung aber  bei  der  grossen  Diflerenz  der  theologischen  Ansichten  der  Ge- 
genwart noch  nicht  erfolgte,  obwohl  in  den  meisten  protestantischen  Län- 
dern das  Festhalten  an  der  in  den  symbolischen  Büchern  des  sechzehnten 
Jahrhunderts  enthaltenen  Lehre  zur  Pflicht  gemacht  ist. 

Mit  diesen  Bewegungen  hangt  eine  andere  Richtung  der  protestanti- 
schen Confessionen  der  Gegenwart  zusammen,  nämlich  die  grösstmögliche 
Einigung  *)  in  einer  gemeinsamen  Gesammtkirche,  die  unbeschadet  der 
Selbstständigkeit  jeder  der  beiden  Confessionen  und  der  einzelnen  Landes- 
kirchen, dem  evangelischen  Christenlhum,  sowohl  gegenüber  der  katholi- 
schen Kirche,  als  den  in  neuerer  Zeit  so  häufig  auftauchenden  Secten  und 
den  .Anforderungen  der  Philosophie,  die  grösstmögliche  Festigkeit  geben  soll. 
Zum  Zvveck  der  Herbeiführung  dieser  geistigen  Einheit  des  Protestantismus 
wurde  183 i, -18  der  zur  Errichtung  und  Unterstützung  armer  evangelischer 
Gemeinden  berufene  Gustav -Adolphs  verein  gestiftet,  der  jährliche  Ver- 
sammlungen hält;  fenier  die  .Abhaltung  von  allgemeinen  Kirchentagen, 
als  .Ausfluss  des  kirchlichen  Associationsrechts  veranstaltet  (seit  1848), 
endlich  die  jährliche  Vornahme  von  Kirchenconlerenzen  durch  Vertreter  der 
verschiedenen  Landeskirchen  (zuerst  1846  und  nun  regelmässig  seit  1851). 
In  dem  vom  Prälaten  Moser  seit  1852  zu  Stuttgart  im  .Aufträge  der  Kirchen- 
behörden hcransgegebenen  allgemeinen  Kirchenblntt  für  das  evangelische 
Deutschland  hat  die  protestantische  Kirche  ein  Organ  für  die  gemeinsame 
Veröffentlichung  ihrer  Gesetzgebung. 

Die  systematische  Darstellung  der  einzelnen  Lehren  des  protestantischen 
Kivehenreehts  ist  der  grösseren  Einfachheit  seines  Inhalts  wegen  leichter 
zu  bewerkstelligen,  als  des  katholischen ; pflegt  aber  in  den  berühmtesten 
Lehrbüchern  mit  der  des  katholischen  so  verbunden  zu  werden,  dass  man 
der  Aufstellung  der  Grundsätze  des  letzten  die  des  ersten  folgen  lässt,  und 
wo  beide  nicht  wesentlich  von  einander  abweichen,  die  Anwendung  der 
Iteciilsnormen  der  katholischen  Kirche  auf  protestantische  Verhältnisse 
näher  bestimmt. 


1)  Diese  Union  ist  eine  dogmaliieh-liUiurgische  kirchenrrginienlliche  in  der  Rhein- 
pfilz  und  B.iden,  eine  lithurgiseh-kirehenregimentliche  in  Prenssen,  und  eine  blos 
kirehenregimenlliche  in  Bayern.  Vergl.  v.  Scheurl  Aber  die  lutherische  Kirche 
in  Bayern.  Erlangen  I8&3. 

2)  Hase  a.  a.  0.  S.  110  folg. 
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VI.  Capitel. 

Dai  Tllkerreekt. 

Dessen  Grundlagen  und  natürliche  Entwicklungssiadien  ')■ 

205.  Das  Völkerrecht  als  der  Inbegriff  der  Rechtsnormen,  welche  die 
äusserön  Verhältnisse  der  Staaten  regtiliren,  setzt  das  Dasein  mehrerer  un- 
abhängiger, mit  einander  in  Berührungen  stehender,  staatlich  geeinigter 
Völker  voraus.  Diese  Thntsache  bildet  die  materielle  Grundlage  des  Völ- 
kerrechts. Die  rationelle  besteht  im  Anerkennen  dieser  Unabhängigkeit, 
verbunden  mit  der  eines  Gemeinschallsverhältnisses  der  Völker.  Wenn 
sich  dann  über  ihre  gegenseitige  rechtliche  Stellung  eine  gemeinsame,  von 
ihnen  für  bindend  erkannte  Ansicht  gebildet  hat,  also  auch  die  historische 
Grundlage  hinzugekommen  ist,  kann  man  von  der  Kealibät  eines  wahren, 
unter  diesen  Völkern  oder  Staaten  geltenden  Rechtes  sprechen. 

I.  Man  hat  demnach  in  dem  zur  Entstehung  des  VölkcrrecliLs  noth- 
wendig  vorauszusetzenden  thatsächlichen  Verhültniss  zwei  Hauptmomente 
zu  unterscheiden,  die  Souveränität  der  Völker  und  eine  unter  ihnen 
bestehende  internationale  GcmeinschafL  Auf  das  Dasein  jener 
allein  lässt  sich  das  Völkerrecht  nicht  stützen;  indem  ohne  gegenseitige 
Anknüpfungen  und  Einwirkungen  sich  zwischen  Nationen  eben  so  wenig 
ein  rechtlicher  Zustand  denken  lässt,  wie  unler  Einzelnen.  Die  sich  als 
souverän  anerkennenden  Nationen  treten  in  Folge  dieser  Anerkennung  als 
Rechtssubjecte  einander  entgegen,  vollenden  aber  die  Rechtsgemein- 
Bchafl  erst  durch  die  Annahme  einer  gemeinsamen  sie  verpflichtenden 
Rechtsansicht. 

Das  auf  diese  Weise  unter  ihnen  für  geltend  erkannte  Recht  ist  aber 
ein  wahres  Recht,  also  nicht  blos  Moral,  ob  ihm  gleich  die  dem  Privat- 
recht  eigne  Garantie  des  gerichtlichen  Zwanges  fehll,  indem  es  ja  zur  Con- 
stituirung  von  Rechtsnormen  überhaupt  nichts  weiter  bedarf,  als  die  jeder- 
zeil  geschichtliche  Thalsache  der  Anerkennung  einer  Rechtsansicht  als  ei- 
ner äusserlich  bindenden  Regel  (S.  oben  §.  20).  Geht  den  Normen  des 
Völkerrechts  auch  die  eben  angeführte  gerichtliche  Zwangsgarantic  ab,  ist 
dessen  Gewährleistung  auch  eine  schwächere,  als  die  des  Staatsrechls,  so 
gebricht  es  denselben  dennoch  nicht  an  Sicherungsmiltein,  im  äussersten 
Falle  dem  des  Krieges,  der  ja  von  den  Völkern  für  gerecht  gehalten  wird, 
wenn  er  zur  Aulrechlhaltung  eines  gemeinsam  anerkannten  rechtlichen  Zii- 


1)  Die  im  Text  enthaltene  allgeniciiie  Theorie  des  VSlkorrechls  ist  vom  Verfasser 
begründet  und  weiter  ausgefflhrt  im  III.  Art  seines  Aufsatzes : die  gegenwlrligc  , 
Aufgabe  der  Rechtsphilosophie  in  der  Tübinger  Zcilschrin  f.  d.  Slaatswissen-  | 
schalt  Bd.  VII.  S.  622—665.  ' 
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slandes  Kcführt  wird.  Je  mehr  sich  das  Völkerrecht  bei  den  gebildeten 
Nationen  befestigt  mul  ausgebildcl  hat,  iini  so  stärker  sind  dessen  Garan- 
tien geworden,  indem  die  unter  ihnen  bestehende  allgemeine  Rechtsgemein- 
schaft  nach  und  nach  zu  dem  Ergebniss  geführt  hat,  dass,  sobald  ein  Staat 
auf  eine  widerrechtliche  Weise  von  einem  andern  angegriffen  oder  bedroht 
wird,  die  fibrigen  sich  auf  seine  Seite  stellen  oder  als  Vermittler  des  Frie- 
dens nufzulreten  pflegen.  Man  kann  und  muss  daher  vom  wirklichen  Völ- 
kerrechte die  blosse  Völkermoral  ebenso  wie  die  Vülkerpolitik  unterschei- 
den, die  erste  besteht  in  den  von  den  Völkern  anerkannten  sittlichen  Ver- 
pflichtungen des  allgemeinen  Wohlwollens,  der  Humanität  und  der  Hulfs- 
leistung  in  Nothlällcn,  Verpflichtungen,  aul  deren  Erlüllung  sie  keine  recht- 
lii'hc  Ansprüche  machen ; die  letzte  in  der  durch  ihr  gegenseitiges  Interesse 
gebotenen  KlugheiU  Wenn  allerdings  nicht  selten  dies  letzte  zum  Vorwand 
ungerechter  .Anfordeningen  gegen  andere  Nationen  genommen  wird,  auch 
oft  mehr  als  die  .Achtung  der  Rechtsidee  das  Motiv  der  äusseren  Staaten- 
politik.  namentlich  der  Mächtigeren  ist,  so  ist  doch  keine  begriflliche  Ver- 
wechslung beider  möglich  und  wird,  wo  sie  versucht  wird,  sogleich  er- 
kannt und  durch  das  allgemeine  Rechf.sbewusstsein  der  Völker  zuriiekge- 
wiesen. 

II.  Aus  dieser  unserer  Ausführung  ergibt  sich  nothwendig ; dass  alles 
wirklich  geltende  Völkerrecht  positives  Recht  ist  Es  entspringt  da- 
her auch  aus  den  und  zwar  nur  aus  denselben  Ouellen,  aus  welchen  auch 
die  Grundsätze  des  Privatrechts  und  dos  Staatsrecht  fliessen.  Es  ist 
Völkergewohnheits-,  Völkergesetzes-  und  Völkerjuristen- 
recht; doch  treten  die  beiden  letzten  Arten  wenigstens  theilweise  in  einer 
besondern  Gestaltung  bervor.  Die  Realität  eines  Völkergewohnheitsrechts 
ist  eine  so  unbezwcifclte  geschichtliche  Thatsachc,  dass  manche  Rechts- 
lehrer dasselbe  für  die  einzige  Quelle  des  Völkerrechts  haben  erklären 
wollen:  die  allgemeine  gegenseitige  Behandlungsweise  der  Staaten,  selbst 
der  noch  wenig  in  der  Cultur  fortgeschrittenen  Völker  beruht  ja  auf  der 
Sitte. 

Das  Völkergesetzesrecht  erscheint,  so  lange  die  Völker  sich  nicht  bun- 
desstaatlich geeinigt  haben,  nur  in  der  Form  des  Völkervertrages, 
muss  aber  dennoch  für  Gesetzesrecht  erklärt  werden,  weil  es  von  einer 
über  dem  Einzelnwillen  der  Contrahirenden  stehenden  Gewalt  ihres  una- 
nimen  Gesammtwillens  ausdrücklich  festgesetzt  ist,  und  weil,  wenn  der 
Vertrag  nicht  blos  ein  eine  besondere  Angelegenheit  regulirendes  Rechts- 
geschäft ist,  sondern  die  Sanction  einer  allgemeinen  Norm  (z.  B.  des 
Grundsatzes  der  Nichtintervenlion  in  den  inneren  Angelegenheiten  eines 
Staates  oder  der  Unterdrückung  des  Sklavenhandels),  dadurch  diesem  der 
Charakter  eines  V'ölkcrgcsetzcs  ausdrücklich  ertheilt  wird. 

•Auch  die  Realität  eines  internationalen  Juristenrectits  ist  ausser  Zwei- 
fel; doch  ist  diess  wie  alles  Juristenrecht  später  entstanden,  als  die  beiden 
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andern  Quellen  des  Völkenrechls,  hot  sich  dann  aber  so  vollkommen  aus- 
gehildet,  dass  es  das  allgemeine  oder  natürliche  Völkerrecht  genannt 
und  auf  die  Autorität  berühmter  Völkerrechlslehrer  gestützt  wurde,  und 
durch  ein  streng  wissenschaftliches  Verfahren  zu  begriinden  versucht  wird. 

III.  Bei  den  unter  Völkern  vorkominenden  Rechtsverhältnissen 
lassen  sich,  wie  bei  allen  andern,  die  drei  Hauptmomentc  der  Per- 
son, der  Sachen  (des  Vermögens)  und  der  Handlungen  unter- 
scheiden. Die  Anerkennung  der  Völkerpersonlichkeit,  die  noth wen- 
dig in  der  seiner  Regierung  besteht,  ist  der  Ausgangspunkt  des  ganzen 
Völkerrechts.  Ks  besteht  zwischen  den  völkerrechtlich  verbundenen  Völ- 
kern eine  Rcchlsgemeinschalt  (die  der  Philosoph  Wolf  einst  C’ivi/as  muxima 
nannte) , in  welcher  die  einzelnen  Staaten  die  Reehlssubjecte  sind.  Ks 
stehen  ihnen  daher  alle  in  der  Persönlichkeit  enthaltenen  Rechte  der  Unver- 
letzlichkeit, der  Khre,  des  Besitzes  und  der  Kret^lieit  des  Handelns  (inner- 
halb der  rechtlich  bestehenden  Gränze)  zu,  wie  den  individuellen  Personen, 
und  die  Verletzungen  dieser  Rechte  gelten  bei  allen  Völkern  als  ein  justus 
Casus  beOi.  Die  Handlungen  der  Vöilker  gegen  einander  sind  natürlich  ver- 
schieden, je  nachdem  sie  auf  dem  Kusse  der  Kreundschalt  und  des 
Friedens  oder  dem  der  Feindschaft  oder  des  Krieges  zu  einander 
stehen.  Doch  pflegen  auch  die  wenig  civilisirten  V'ölker  selbst  in  dem 
letzten  Falle  noch  gesvisse  Maximen  als  Reehlsnomien  zu  befolgen  , so 
dass  man  das  Völkerrecht  auch  das  Jus  belli  et  pacis  genannt  hat. 

206.  Das  Völkerrecht  als  ein  auf  der  Zustimmung  von  einander  un- 
abhängiger souveräner  Staaten  beruhendes  Recht  hat  sich  viel  langsamer 
befiriedigend  ausgebildet,  als  die  übrigen  Zweige  des  Rechts.  Man  kann 
in  seinem  Entwicklungsgänge  mehrere  durch  die  Natur  der  Sache  gegebene 
Stadien  oder  verschiedene  Kmtwicklungsstufen  *)  desselben  unterscheiden. 

a)  Das  Völkerrecht  begann  von  jeher  als  blos  subjcctives  Hecht 
(s.  oben  §.  51).  Jedes  Volk  folgt  urspriinglich  in  der  Behandlung  inter- 
nationaler Verhältnisse  seiner  eignen  Ansicht,  die  es  lür  rechtlich 
begründet  hält,  und  durch  Gewalt  oder  List  durchzulühren  sucht.  Es  ge- 
steht andern  Völkern  keine  andere  Rechte  zu  als  diejenigen,  die  es  ihnen 
freiwillig  oder  vertragsmussig  gewährt  hat.  Jeder  Fremde  ist  wie  einst 
bei  den  Römern  hoslis.  Diess  ist,  wie  man  neustens  geschichtlich  nach- 
gewiesen hat*),  das  Völkerrecht  der  wilden  und  ha  Ib  wilden  Stämme, 
und  war  anfangs  das  Völkerrecht  der  Juden,  der  Griechen,  der  Römer,  später 
der  Moslemiten,  und  ist  noch  jetzt  das  der  Chinesen,  Japanesen  und  andrer 
orientalischer  Völker  *). 

b)  Allein  thcils  der  Rechlssinn,  theils  das  gegenseitige  Interesse,  we|. 


1)  Tüb.  Zcilschrifl  S.  die  SlaaU Wissenschaft  a.  a.  0.  S.  654  folg. 

2)  Fallati  in  d.  Tüb.  ZeiUchrift  f.  d.  SUaUwisseiwctmft  B.  VI.  S.  151  folg. 

3)  MüMcr>JochmuS)  Geschichte  des  Völkerrechts  ini  Alterthum  |.  n—ZT. 
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ches  benachbarte  Völker  näher  mit  einander  verbindet,  pflegt  zur  Entstehung 
gemeinsamer  Ansichten  über  ihre  Stellung  als  Nationen  zu  führen,  die  theils 
durch  die  Sitte,  theils  durch  Verträge  eine  äussere  Sanction  erhalten. 
Durch  diess  gemeinsame  Völkerrechtsbewusstscin  gestalten  sich  die  inter- 
nationalen Verhältnisse  zu  socialen,  jedoch  noch  nicht  als  festgeordnete 
und  unter  den  Schutz  äusserer  Garantien  gestellte  Rechtsordnung. 

c)  Diese  entsteht  aber  im  dritten  Stadium  der  Entwicklung  des  Völ- 
kerrechts, welches  das  des  Staatenbund  es  ist,  derselbe  mag  sieh  all- 
mäldig  durch  besondere  Bündnisse  und  eine  stillschweigende  Anerkennung 
einer  unverletzlichen  internationalen  Rechtsgemcinschaft  gebildet  haben,  oder 
durch  den  formellen  Abschluss  eines  allgemeinen  Bundes  (wie  z.  B.  1648 
in  Münster  und  Osnabrük  oder  1815  in  Wien)  gestiftet  worden  sein.  Es 
beginnt  dann  ein  wahres  Staatensystem,  das  unter  die  bestmöglichen 
Garantien  z.  B.  das  des  s.  g.  europäischen  Gleichgewichts  gestellt  wird  und 
zur  P'ülge  hat,  dass  auch  der  schwächste  Staat  völkerrechtlich  eben  so  frei 
wird,  wie  der  mächtigste,  indem  alle  verbündeten  Staaten  für  die  Aufrecht- 
haltung ihrer  gegenseitigen  Unverletzlichkeit  sich  solidarisch  verpflichten, 
und  dem  von  einer  der  Mächte  ohne  Grund  angegriffenen  Staate,  alle 
übrigen  sich  zur  Seite  stellen. 

d)  Es  darf  jedoch  diese  dritte  Entwicklungsstufe  des  Völkerrechts  nicht 
für  die  höchste  angesehen  werden;  eine  höhere  ist  die  des  Völkerbun- 
desstaates, auf  welcher  die  immer  noch  souveränen  Einzelstaaten  eine 
der  Gesammtheit  aller  zustehende,  jedoch  in  bestimmte  Gränzen  eingeschlos- 
sene Controlsouveränität  über  sich  erkennen,  von  der  auch  die  Entschei- 
dung aller  unter  den  Einzelnslaaten  entstehenden  Rcchtsslreitigkeiten  aus- 
zugehen hat.  Zwar  haben  sich  bis  jetzt  solche  Zustände  nur  bei  einzelnen 
Staaten  oder  Völkergruppen  (in  der  Schweiz  und  in  Nordamerika)  auf  eine 
bleibende  Weise  ausgebildet;  doch  ist  eine  Annäherung  des  grossen  euro- 
päischen Völkerbundes  an  eine  solche  bundesstaatliche  Ordnung  in  unsenn 
Jahrhundert  sichtbar,  indem  factiseh  die  lünf  Grossmächte  Europas  bei 
verschiedenen  Veranlassungen,  als  die  höchste  völkerrechtliche  Autorität 
unseres  Welttheils,  völkerrechtliche  Streitigkeiten  oft  nach  Anrufung  ihrer 
Intervention  durch  die  betheiligten  Staaten  geordnet  oder  entschieden  haben. 

Geschichtlicher  Entwicklungsgang  des  europäischen  Völ- 
kerrechts ' ). 

207.  Die  Geschichte  des  curop, -fischen  Völkerrechts  beginnt  mit  der 

1)  Die  neusten  Werke  über  die  Geschichte  des  Völkerrechts  sind  v.  Zachariae, 
Vierzig  Bücher  von  Staat  B.  V.  N ü 1 1 e r- Jochmu s,  1646.  Hälschner  in 
E b c r I y s Zeilschrin  I.  6.  Putter  1843.  Wheaton  1641  u.  1852,  und  das  erst 
seit  1850  begonnene  von  Laurent  in  3 B,tnden.  Die  Geschichte  der  Stoats- 
vertrSge  schreiben  1790/7  Koch,  1807  v.  Martens,  1815/8  Schall,  1846/53 
Grafen  Garden. 
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Völkerwanderung  und  schliesst  sich  an  das  im  grossen  Römcrreiche  be- 
folglo  an.  Die  Römer  vcrliessen  schon  zur  Zeit  der  Republik  den  Stand- 
punkt des  subjecliven  Rechts  und  erkannten  gemeine  Vulkcrrechtsgrund- 
sätze  an,  die  sie  freilich  so  lange  sie  im  Besitze  ihrer  unwiderstehlichen 
Militärmacht  waren,  auf  eine  ihren  Interessen  gemässc  Weise  praktisch 
anwandten.  Es  gab  zur  Schlichtung  völkerrechtlicher  Streitigkeiten  Völ- 
kerschiedsgerichte, und  die  Soeü  standen  zu  ihnen  in  einem  friedlichen  ver- 
Iragsmüssig  festgestellten,  für  diese  in  der  Regel  sehr  nnchtheiligen  Ver- 
hältnisse: doch  wurden  nach  und  noch  alle,  nach  Versuclien  sich  aus  ihrer 
drückenden  Lage  zu  befreien,  Unterthanen  der  Römer.  Die  besiegten  Staa- 
ten bestanden  iuM|«lcr  Hoheit  des  römischen  Volkes  als  bürgerliche 
Gemeinschaftei^lort,  die  als  Provinzen  organisirl  von  höchsten  Beam- 
ten des  Staats  regirt  wurden.  Nur  die  Bewohner  Italiens  gelangten  in  Folge 
der  Lex  Julia  de  Ubertale  cum  sociis  communicanda  v.  J.  665  zu  vollem 
römLsclienStaalsbürgcrrechl,  das  zuweilen  als  einzelnen  ausser- 

italischcn  Civitates  ertheill  wurde.  Die  Barbaren  wurden  al)cr  als  rechtlose 
Völker  behandelt  und  ihre  Unterjochung  versucht  Als  aber  diese  die  stär- 
keren wurden,  behandelten  sic  die  Römer  nach  ihrem  eignen  Princip  und 
gerieten  sicli  als  rechtmässige  Herren  de.s  von  ihnen  eroberten  Gebietes  des 
römischen  Reichs. 

So  galt  dann  auch  bei  den  Germanen  die  Eroberung  als  ein  gültiger 
Rechtslitel,  in  Folge  dessen  die  Franken  ihre  grosse  Monarchie  gründeten. 
Nach  der  politischen  Umgestaltung  Europas  durch  das  Feudalsystem 
und  der  Vollendung  der  päbstlichen  Hierarchie  schufen  die  Grundsätze 
der  ersten  und  des  kirchlichen  Rechts,  wenigstens  thcilwcisc,  neue  Grund- 
lagen des  euroi>äischen  Völkerrechts,  indem  der  Lehnsverband  für  das  völ- 
kerrechtliche Verhältniss  vieler  Staaten  maassgebend  war,  und  der  Pabst 
der  natürliche  Schiedsrichter  unter  den  Königen  wurde.  Diese  Zustände 
änderten  sich  gegen  das  Ende  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  als  die  fran- 
zösische Eroberungspolitik  ihr  Spiel  begann,  das  zur  Zeit  Kaiser  Carls  V. 
so  viele  blutige  Kriege  in  Europa  veranlasste. 

Durch  die  Reformation  wurde  das  mittelalterliche  System  endlich 
ganz  gebrochen,  indem  die  Kirche  dem  Protestantismus  alle  Berechti- 
gung absprach  und  nun  durch  die  Religionskriege  ein  Zustand  des  Völker- 
faustrechts herbeigeführt  wurde,  von  welchem  die  Eroberungspolitik  der 
Franzosen,  Schweden  und  des  Hauses  Oestreich  den  grösst- möglichen 
Vortheil  zu  ziehen  suchten.  Erst  durch  den  westphälischen  Frieden 
trat  Europa  aus  diesem  Stadium  des  subjectiven  Rechts  und  gelangte  zu 
einer  vertragsmässig  geordneten  RechtsgemcinschaR  der  Staaten,  deren 
Selbstständigkeit  durch  das  System  des  europäischen  Gleichgewichts  ge-r 
schützt  werden  sollte.  Aber  die  Eroberungspolitik  Ludwigs  XIV.  suchte 
beständig  dasselbe  zu  durchbrechen;  doch  gelang  es  diesem  König  nicht, 
den  politischen  Principal  in  Europa  an  sich  zu  bringen.  Auch  nachher 

36 
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•lauerte  die  nninenllieli  bei  Gelegenheit  von  streitigen  Ländersuceessions- 
ITdlen  sehr  thätige.  in  der  Regel  auf  Lehnsansprflehe  sich  stützende  oll- 
gemeine  Eroberungspolitik  di'r  Höfe  fort,  führte  zu  partiellen  Umgeslal- 
(nngen  der  europäischen  Tcrrilorialverhällnissc,  unter  welchen  die  allniäh- 
lielie  Erhebung  Preussens  zu  einer  europäischen  Grossinaeht  die  nachhaltigste 
ist.  Die  grösste  Gefahr  drohte  dem  europäischen  Völkerrechte  durch  die 
Iranzösische  Revolution  und  durch  die  Eroberungspolitik  Napoleons,  der  das 
von  ihm  nicht  geachtete  System  des  europäischen  Gleichgewichts  zerstörte 
und  den  Umfang  der  Berechtigung  eines  Staates  gegenüber  den  andern 
lediglich  auf  die  Macht  des  Schwertes  stützte.  Doch  gelang  es  ihm  nicht 
eine  Universalmonarchie  zu  gründen:  mit  seinem  Sturzeifcicrfiel  der  politi- 
sche Principat  Frankreichs,  und  die  Befestigung  darauf  dem  neurestaurirlen 
System  des  Gleichgewichts  beruhenden  Ordnung  des  europäischen  Völker- 
rechts war  das  Endergebniss  des  zwanzigjährigen  Kampfes.  Die  Acte  des 
Wiener  Congresses  wurde  die  Magna  Carla  der  äussem  Staatsordnung 
Europas,  die  Gnmdsälzc  derselben  wurden  theils  durch  die  Diplomatie 
iheils  durch  die  Wisscnsch.afi  genauer  bestimmt;  die  natürliche  Pcntarchic 
Englands,  Russlands,  Frankreichs,  Oeslreichs  und  Preussens  übt  ein  höch- 
stes Protcctorat  aller  Staaten  aus,  und  vermittelt  oft  als  Slaatcnschiedsge- 
riclil  die  Völkcrconlliete.  Europa  bildet  einen  grossen  Staatenbund,  zu  dem 
auch  die  Republik  der  nordanicrikanischcn  Freistaaten  in  einem  völkerrecht- 
lich rcgulirtcn  Verhältniss  sieht.  Verschiedene  Principien  des  als  Welt- 
recht  sich  gestaltenden  europäisch  amerikanischen  Völkerrechts  sind  in 
anerkannter  Geltung,  wie  z.  R.  der  Freiheit  der  Meere,  der  Unverletzlich- 
keit eines  anerkannten  souveränen  Staates,  obwohl  was  diese  .Anerkennung 
betrifl\.  manche  Staaten  wie  z.  B.  Russland  strengere  Grundsätze  befolgen, 
als  atnlere  wie  z.  B.  England  und  Nordamerika.  Auch  haben  die  Mächte 
völkerrechtliche  Grundsätze  vcrlragmässig  festgcstellt,  wie  z.  B.  die  Nicht- 
•luldung  des  Sklavenhandels  und  deshalb  die  Zulassung  des  Visitations- 
reclits  der  Schiirc  auf  dem  Weltmeer  durch  die  Marine  der  Seemächte. 
Ueberhaupt  hat  die  Entwicklung  des  Völkerrechts  eine  Höhe  und  eine  Fe- 
stigkeit erreicht,  die  es  früher  in  der  Weltgeschichte  nie  hatte,  und  wird 
unter  der  Herrschaft  der  humanen  Weltansiclitcn  der  Gegenwart  im  Laufe 
der  Zeiten  noch  grössere  machen.  Sein  höchstes  Ziel  ist  die  Gründung 
und  Befestigung  einer  friedlichen,  das  Wohl  und  die  Humanisirung  aller 
Völker  der  Erde  bezweckenden  ergänzenden  Gemeinschaft. 

tlrundzüge  des  euro  {»äischen  Völkerrechts  der  Gegen  wart ')• 
208.  Das  jetzt  geltende  auf  stillschweigende  Befolgung.  Staalsverträge 


1)  Der  Verfasser  Mgl  in  seiner  D.'irslelliing  drin  Lelirburh  von  A.  W.  Reff  Irr: 
dns  europdisrlic  Völkcrreclit  der  (Jegcnwarl  1.  Ausg,  1844.  2.  184*.  Hie  frOlie- 
ren  Lehrbfieher  v.  Va  1 1 et G fl  n Ih  e r , Mnrtcns,  Klflbcr,  Pen  bair^o-Fe  r- 
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und  gemeinsam  nncrkannle  wissenschaniichc  Principieii  sicli  slülzendc  Völ- 
kerrecht ist  Recht  des  Friedens  und  des  Krieges  d.  h.  Völkerrecht  im  Zu- 
stande des  Friedens  und  in  dem  des  Unfriedens  der  Völker. 

I.  In  dem  ersten  dieser  Zustände  ist  die  unter  den  sich  als  souverän 
anerkennenden  Staaten  bestehende  llcchtsgemeinschaft  so  bclestigt,  dass 
unter  ihnen  nicht  nur  über  die  rechtliche  Stellung  der  Staaten,  ihre  gegen- 
seitigen Rechte  und  Verbindlichkeiten  kein  Streit  stallfand,  sondern  dass 
sie  sich  als  befreundete  Völker  behandeln  und  ihren  Angehörigen  allo 
Hülfe  und  Vorlhcile  zukommen  lassen,  welche  sich  gegenseitig  vollkommen 
achtende  und  wohlwollend  gesinnte  Personen  zuzugestehen  pllcgen. 

A.  Alle  aus  der  Rechtspersönlichkeit  der  .Staaten  fliessende  Berechti- 
gungen werden  gegenseitig  heilig  geachtet  und  das  Princip  der  Rechts- 
gleichheit um  so  mehr  befolgt,  als  cs  der  halbsouveränen  Staaten  n\ir 
noch  wenige  gibt,  und  die  durch  Sitte  und  Convenienzen  cingeführte 
Rangordnung  der  Mächte  cs  nicht  beeinträchtigt.  In  Folge  der  Rcchtspcr- 
sönlichkctt  der  Staaten  haben  auch  deren  Oberhäupter  insbesondere  die 
souveränen  Landesherrn  andern  Staaten  gegenüber  eine  hohe  Stellung. 
Ihre  Khre  darf  von  andern  Staaten  oder  ihren  Stantsangchörigen  nicht  ver- 
letzt werden;  wenn  sie  in  anderen  liinderii  als  Souveräne  reisen,  werden 
ihnen  Ehrenbezeugungen  zu  Thcil,  so  wie  sie  von  ihren  Collegcn  ihrem 
feststehenden  Hange  gemäss  zu  behandeln  sind ' ).  Desgleichen  haben  die 
zu  einer  auswärtigen  Staatsregierung  abgeordneten  oder  bei  ihr  accreditir- 
ten  Vertreter  befreundeter  Staaten  im  Lande  dieser  eine  besondere  recht- 
liche Stellung,  die  vor  allem  darin  besteht,  dass  ihnen  das  Recht  der  yoll- 
kommenen  Unverletzlichkeit  und  der  s.  g.  Exterritorialität*)  zukommt,  in 
Folge  welcher  sie  und  ihr  Haus  weder  der  Gesetzgebung  noch  den  Ge- 
richten des  Landes,  in  welches  sie  gesandt  sind,  unterliegen,  in  wie  weit 
sic  sich  nicht  selbst  denselben  durch  dazu  geeignete  Handlungen  unterordnen. 
.\iich  der  im  Auslände  weilende  Souverän  hat  diess  eminente  Privilegium. 
Hat  sich  die  fremde  Regierung  über  den  Gesandten  zu  beklagen,so  muss  sie 
ihre  Beschwerde  bei  seiner  Regierung  anbringen.  Das  Gesandtenwesen 
hat  sich  bei  den  neueren  Völkcm  bis  in  die  kleinsten  Einzcinheiten  ausgebil- 
det. Man  unterscheidet  verschiedene  Rangklassen  *)  dieser  wichtigen  Organe 
des  internationalen  Verkehrs  der  Staaten : die  erste  bilden  die  als  Legati  a 
latere  oder  Kunlii  vorkommenden  Botschafter  des  Pabstes  und  die  unter 


rara,  Schmalz,  Schmelzin  g,  Saalfcldu.a.  sind  oben  schon  angvtührl  wor- 
den. Die  ncuslcn  ausländischen  Darstellungen  des  Vfilkcrrechls  sind  die  des  fran- 
zösischen Grafen  von  Garden  1852,  des  Amerikaners  VVlicaton  1848,  Kicliard 
Wildman  1849,  und  des  Sp.iniers  de  Pando  1843. 

1)  Heffter,  S-  53-56. 

2)  Heffter,  J.  212—216. 

3)  Heffter,  S-  208. 
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dem  Namen  eines  Ambassadeurs  auflrelcnden  eines  weltlichen  Souve- 
räns oder  einer  Republik;  die  zweite  Klasse  machen  die  Intcrnunlien  des 
Pabsles  und  die  als  Gesandten  oder  Minister  oder  bevollniüchtiple  Minister 
weltlicher  Staaten  (Envoyrs , minislres  pintipotaitiaires  und  ministres  rcsi- 
sidens)  bei  andern  beglaubigten  üiplomatcn  aus.  Beide  Klassen  sind  vom 
Überhaupte  des  fremden  Staates  und  zwar  die  ersten  unter  üeobnehtung 
besonderer  Feierlichkeiten  zu  empfangen  und  geniessen  höhere  Ehren- 
rechte *).  Die  dritte  Klasse  besteht  aus  den  bloss  bei  dem  Ministerium 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  eines  fremden  Staates  beglaubigten  Char- 
gi‘s  d Affaires,  den  zum  Schutze  der  im  fremden  Lande  weilenden  Unlcr- 
thanen  eines  Staates  ernannten  und  zugclassenen  Consuhi*).  Verschieden 
von  ihnen  sind  die  die  völken'cchtliche  Persönlichkeit  eines  auswärtigen 
Staates  nicht  fonncll  vertretenden  Agenten  oder  Coinmissarien  ^ ).  Die 
^Vissenschnft  der  gesainmten  staatsmännischen  Thätigkcit  der  verschiedenen 
Agenten  der  Staaten  hat  sich  als  die  auch  gewissen  Grundsätzen  unterliegende 
Docirin  der  Di|ilüiuatic  oder  diplomatischen  Kunst  ausgebildet*). 
Endlich  haben  auch  die  sämmtliclien  Angehörigen  eines  Staates  Rechte  in 
den  Territorien  eines  andern  befreundeten  Staates;  es  sind  diese  intemn- 
tionalen  Rechtsverhältnisse  derselben  in  der  Regel  durch  die  Gesetzgebung 
eines  jeden  Staates  näher  bestimmt;  im  allgemeinen  geniesst  der  Auslän- 
der im  fremden  Staate  ein  Gastrecht  und  persönlichen  Schutz , ist 
Jedoch  den  Straf-  und  Polizeigesetzen  desselben  unterworien  und  kann 
nicht  bloss  im  Falle  der  Verletzung  <lersclbcn  gcstralt,  sondern  auch,  wenn 
er  durch  sein  Betragen  eine  gerechte  Unzufriedenheit  der  fremden  Regie- 
rung sich  zuzicht,  oder  als  gefährliches  Subjekt  nusgewiesen  werden. 

B.  Die  in  völkerrechtlicher  Beziehung  *)  wichtigen  Sachen  sind  vor 
allem  die  Slaatsgebiclc  oder  Territorien,  deren  Gränzen  durch  Völkcr- 
verlrägc  festgesetzt  zu  werden  pflegen,  die  dazu  gehörenden  .auswärtigen 
Staatspertinenzen  und  Colonien,  endlich  Thcilc  des  .Meeres,  in  wie  weit 
dieselben  durch  den  Staat  beherrscht  oder  auch  z.  B.  durch  eine  vollstän- 
dige Absperrung  besessen  werden  können,  denn  im  Allgeincincn  ist  der 
Grundsatz  der  Freiheit  der  Meere  von  allen  Völkern  anerkannt  •).  Dem 
Ausland  gegenüber  steht  jedem  Staate  ein  unbeschränktes  V'erfügungsrccht 
über  sein  Staatsgebiet  und  innerhalb  desselben  zu.  Er  kann  nach  Belieben 


1)  Ilcfflcr,  §.220-22t. 

2)  Hcfflcr,  S-208-  223—220. 

3)  Hcffter,  J.  222. 

4)  llefftcr,  $.  23t — 237.  Kiac  Grschichte  dcnclticn  icliricb  Ftoxau,  hittuire 
de  la  diplomntie  frtiM^ait*  IBtt.  1632.  Ein  txhrliucli  B.  de  Mertens  in 
seinem  Guide  diptnmatiiine.  t622 — 1632.  Itelfter,  §.56. 

5)  Hcffter,  §.  84-68. 

6)  llefftcr,  §.  73—76. 
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Heerslmssen,  Eisenbahnen,  Festungen  und  Waffenplätze,  Tclegraphenlinien, 
Freihafen  anicgen,  das  Grundcigenlhum  im  Lande  l>eliebig  besteuern  und 
Zölle  an  der  Grunze  nach  seinem  Belieben  erheben.  Doch  kann  dieses 
allgemeine  Verliigungsrecht  durch  Verträge  und  zwar  selbst  durch  s.  g. 
Staatsservituten  *)  z.  B.  die  Gestattung  des  Durchmarsches  der  Truppen 
eines  andern  Staates  beschränkt  sein. 

Das  europäische  Völkerrecht  hat  verschiedene  Rechtsgrundsütze  Aber 
den  Erwerb  und  Verkauf  der  Territorien  *).  Ausser  dem  Territorium  können 
die  Staaten  noch  andere  von  fremden  Nationen  als  ihnen  angehörend  zu 
achtende  Sachen  haben,  z.  B.  SchifTc,  sie  mögen  Fluss-  oder  Seeschiffe 
sein.  Dieselben  sind  gcwisserniasscn  ihre  wandelnden  Gebietstheile  und 
stehen  unter  dem  Schutze  dc.s  allgemeinen  Seerechts  *). 

C.  Die  wichtigsten  vülkcirechilichen  Handlungen  der  Staaten  im  Zustande 
des  Friedens  sind  dicStaats-  oder  Völkerverträge  {Trai(es)-,  sie  sind 
von  verschiedener  Art  als  Gränz-,  Abirctungs-,  Tlieilungs- Verträge,  Bestellun- 
gen von  Staatsservituten,  Lelms-  und  Erbverträge,  besonders  aber  die  sehr 
mannigfaltigen  Sociclätsverträge  der  Staaten.  Man  unterscheidet  hinsicht- 
lich der  letzten  die  blossen  Freundschaftsbündnisse  theils  blosse  Ancrkcn- 
nungsaete  des  fremden  Staa'.es  oder  seiner  Regierung,  theils  Vertrüge,  wo- 
durch man  sich  einen  bestimmten  Verkehr  oder  gewisse  Begünstigungen 
oder  Gemeinsamkeit  gewisser  Rechte  einräumt,  wie  Münz-,  Maas-  und  Gc- 
wichtsconventionen,  Handels-  und  Schifffahrtsverträge  ■*),  ferner  Verträge 
über  .Auslieferung  der  Verbrecher,  der  Deserteurs  u.  s.  w. ; dann  Bünd- 
nisse oder  Allianzen  wegen  eines  gewissen  politischen  Verhaltens  gegen 
andere  Staaten,  namentlich  bei  eintretenden  Kriegsfällen,  sie  seien  Ncutra- 
litäls-,  Barrieren-Vertrüge,  Defensiv-  oder  Offensiv- .Allianzen;  ferner  Sehnt  z- 
und  Garantie- Verträge,  welche  die  .Aufrcchth.altung  eines  bestehenden 
Besitz-  oder  Rechtsznstandes  bezwecken,  endlich  Vcrcinsvcrträgc  oderCon- 
lödcrationen  der  Staaten,  unter  welchen  die  Zoll-  und  Handelsverträge,  die 
Schliessung  eines  Staatenbundes  von  der  nachh.altigstcn  nicht  bloss  völker- 
rechtlichen Wichtigkeit  sind  ®). 

Ueber  die  Eingehung,  die  Gültigkeit,  die  Auslegung  und  die  allgemei- 
nen rechtlichen  Wirkungen  der  Staatsverträge  gelten  im  Ganzen  die  im 
Privatrecht  sanctionirten  Rcchlsgnmdsätzc  •),  und  was  die  Anfechtung 


1)  Hcffter,  S-  42.  43. 

2)  iteffter,  J.  69—72. 

3)  Hefflcr,  $ 78  — 80.  Jnmet  Reddil,  Rep.  hiitoriciil  and  critical  oh 
mnritime  internntiomil  lawt.  Bdinh.  1844.  2 V.  8. 

4)  S.  über  die  wichtigsten  Vcrtr.7ge  die.scr  Art  V.  Gnllo,  Conttmti  e conventiom 
di  commercio  etr.  Trietta  1845. 

5)  Hefflcr,  J.  90—93. 

6)  Hefflcr,  S-  83  - 89.  94.  95. 
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oder  das  Aulhörcn  bctrifTl,  manche  dem  Völkerrechte  eigenlhümliehen  Rechis- 
regcln  unter  andern  die,  dass  bei  dem  Staatsvertrage  stets  die  Clausula  re- 
hus  sic  stantibus  stillschweigend  angenommen  sei,  in  Folge  welcher  ein  Staat 
von  einem  eingegangenen  Vertrage  zurückzntrcten  berechtigt  sei,  wenn  die 
Wrliilltnisse,  welche  das  Motiv  des  Vertrags  bildeten,  nicht  eintreten  oder 
wcgfielen  oder  wenn  der  contrahirende  Staat  durch  die  Aufrechthaltung 
des  Vertrags  in  seinen  wesentlichsten  Interessen  verletzt  würde  u.  dgl. 
mehr  *). 

Es  können  auch  obligatorische  V'crpnichlungcn  der  Staaten  gegen- 
einander ohne  Vertrag  und  zwar  nicht  blos  ex  delicto,  sondern  auch  auf 
andere  Weise  z.  B.  quasi  ex  contractae  entstehen  *). 

209.  Entstehen  zwischen  den  Staaten  entgegengesetzte  Ansichten 
über  ihre  Rechte  oder  Zerwürfnisse,  weil  ein  Staat  durch  den  andern  in 
seinem  Rechte  sich  für  verletzt  hält,  oder  weil  der  eine  an  ihn  gerichtete 
auf  eine  Veriinichtung  desselben  gestützte  Anfordening  nicht  erfüllen  zu 
sollen  oder  sie  mit  Gewalt  zurück  weisen  zu  müssen  glaubt,  so  beginnt 
zwischen  ihnen  ein  Rechstslreit,  dessen  Lösung  das  völkerrechtliche  V’er- 
hällniss  selbst  als  das  einer  Hechtsgemeinschaft  und  des  Friedens  auf  dem 
friedlichen  Wege  verlangt.  Es  darf  in  thesi  nicht  angenommen  werden, 
dass  ein  Staat  dem  andern  Unrecht  Ihnn  will;  da  aber  über  ihnen  in  der 
Hegel  kein  höheres  zur  Schlichtung  der  Streitigkeiten  souveräner  Völker 
coinpelentcs  Gericht  mit  vollziehender  Gewalt  besteht,  so  sind  andere 
Wege  zur  Entscheidung  derselben  einzuschlagen.  Diese  sind: 

A.  vorerst  diplomatische  Unterhandlungen  und  gütliche  Versuche  und 
zwar  zunächst  ofTene  Darlegungen  der  streitigen  Sache  in  Denkschririen, 
die  nöthigen  Falls  zu  grösserer  Rechtfertigung  der  streitenden  Parteien  der 
Oeirentlichkcit  übergeben  werden  *).  Um  leichter  und  schneller  ein  Ver- 
sländniss  herbeizuführen,  wendet  sich  der  eine  oder  der  andere  Theil  an 
einen  dritten  Staat  um  durch  seine  V'crwendung  bei  dem  Gegner  eine  Ver- 
mittlung herbeizuföhren,  die  nur  möglich  ist,  wenn  dieser  die  bona  officia 
der  dritten  Macht  nnnimmt.  Ein  weiterer  Schritt  ist  die  Wahl  eines  oder 
mehrerer  Schiedsrichter,  auf  <lcrcn  Spruch  sie  compromitliren.  Besteht  ein 
Slaatcnbund,  so  ist  oft  mit  <lcmselben  zugleich  ein  höchstes  Bundes-  oder 
Bundesschied-  oder  ein  s.  g.  Austrägalgericht  verbunden,  deren  Urtheile 
die  vollziehende  Macht  des  Bundes  ausführt  *). 

B.  Führen  die  gütlichen  Versuche  nicht  zum  Ziele,  dann  beginnt  der 
Zustand  des  Unfriedens,  d.  h.  die  Anwendung  von  Mitteln  der  Selbst- 


t)  Hcfflcr,  S-  99. 

2)  Hcfflcr,  S.  t00-tO4. 

3)  Hcfflcr,  S-  107.  108. 

4)  Hcfflcr,  J.  109. 
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hülfe,  und  zwar  zunächst  mit  Wegnahme  des  streitigen  Gegenstandes 
oder  Aneignung  eines  Acquivalcnls,  das  man  in  liändcn  hat,  oder  endlich 
durch  andere  unter  der  allgemeinen  Gcncnnung  von  Repressalien  be- 
griffenen Zwangsmillel  *).  Sic  bestehen  in  Innebchaltung  von  Personen, 
Sachen  oder  Forderungen  des  anderen  Theils,  welche  sich  im  Bereiche 
des  verletzten  Theiles  befinden,  so  wie  in  den  stärkeren  der  Embargo 
d.  h.  eines  Arrestes  auf  die  im  in  den  Häfen  oder  dem  Territorialmecr 
eines  Staates  befindlichen  Scliiffe  der  gcgncrisclien  Nation  und  dann  oft 
noch  stärkeren  der  Blocade  *).  Oft  begnügt  sich  ein  Staat  mit  der  Retor- 
sion unbilliger  Rcchtsgrundsätzc  oder  Maasregeln  des  andern  Staates 
gegen  ihm  angchörenden  Unterthaneu  also  der  Rückanwendung  desselben 
Princips  *). 

C.  Erst  wenn  auch  diese  Mittel  fruchtlos  angewendet  worden  sind, 
schreiten  wenigstens  civilisirte  Nationen  zum  äussersten  Mittel  der  Waffen. 
Es  beginnt  der  Krieg’*),  der  vom  Standpunkte  des  Rechts  aus  lediglich 
als  Noth  mittel  oder  als  die  Anwendung  eines  Nothrechts  aufzufassen 
ist.  Deshalb  geht  die  völkerrechtliche  Idee  des  Krieges  dahin,  dass  durch 
die  kriegführenden  Mächte  keine  grossem  Gewaltmittel  angewendet  werden, 
als  zur  Erreichung  des  Zweckes  der  Wiedcrhei Stellung  des  Rechtes  nöthig 
ist.  Daher  wird  auch  unter  hiimanisirtcn  Völkern  der  Krieg  nicht  auf  eine 
barbarische,  sondern  eine  durch  die  Sitte  gemilderte  Weise,  also  nach 
Kriegsmanier  ®)  geführt.  Der  Krieg  erscheint  als  ein  Zweikampf  der 
um  ihr  Recht  streitenden  Staaten,  und  es  betheiligt  sich  bei  derselben  in 
der  Regel  nicht  die  ganze  Bevölkerung,  sondern  nur  die  Militärmacht  der 
Staaten.  Anders  gestaltet  er  sich,  wenn  er  ein  Völkerkrieg  wird,  in  wel- 
chem die  Erbitterung  der  Streitenden  zu  oft  unerhörten  Grausamkeiten  führt. 
Auch  im  gewöhnlichen  Kriege  vcr.anlassen  dieselben  furchtbare  Repressa- 
lien auf  der  andern  Seite,  die  dann  als  Kriegs  raison  für  gerechtfertigt 
gellen.  Dicss  ist  alles  durch  das  von  den  europäischen  Völkern  anerkannte 
Kriegsrecht  genauer  bestimmt,  das  insbesondere  mehr  oder  weniger 
feste  Grundsätze  aufstellt  über  die  Behandlung  der  friedlichen  Unterlha- 
nen  des  feindlichen  I.aiujes,  der  Gefangenen,  der  Spione,  über  das  Recht 
der  Plünderung,  der  Requisitionen  in  Feindesland  u.  s.  w.,  so  wie  die  im 
Laufe  der  Kriege  vorkommenden  Verträge  unter  den  feindlich  einander 
gegcnübcrslehcndcn  Ilceresmächten.  Sic  sind  theils  allgemeine  und  oft 
stillschweigend  geschlossene  Cartels  über  den  Postverkehr  zwischen  den 
kämpfenden  Staaten,  über  die  Bezeichnung  und  Behandlung  etw'aigcr  Par- 


1)  Hcfflcr,  $.  110. 

2)  Hcffty,  S.  110.  112.  121. 
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lamentärs,  über  Kuriere  und  Pässe,  über  Neutralitälsgebiele  der  Sauvegar- 
den  u.  s.  w. ; dann  besonders  über  zu  leislende  Coniribulionen  von  den  Unter- 
Ihanen  iin  Feindesland,  über  Auswechslung  der  Gefangenen,  Capilulalionen  von 
Truppcnllicilen  oder  Waffenplälzen  .endlich  Waffenstillstandsverträge.  Diese 
Verträge  erhallen  oft  ihre  verbindende  Kraft  erst  nach  eingelaufcncr  Ratifica- 
tion des  Oberfeldherm  oder  selbst  der  Souveräne  der  kriegführenden  Staa- 
ten *).  Auch  wird  die  Stellung  der  Verbündeten,  sowie  der  neutralen 
Mächte,  häufig  durch  Verträge,  in  deren  Ermanglung  durch  die  allgemein 
geltenden  Grundsätze  des  Kriegsrechls  regulirl  *). 

Auch  werden  besondere  Gnindsätzc  bei  Seekriegen  befolgt,  die 
freilich  immer  noch  den  Characler  von  Raubkriegen  haben.  In  denselben 
sind  nicht  bloss  die  feindlichen  Kriegsschiffe  aller  Art  dem  Recht  der  Er- 
oberung und  der  Aneignung  (wenigstens  bis  zum  Frieden)  unterworfen, 
sondern  man  legt  sich  auch  eine  unbedingte  Appropriationsbefugniss  der 
Privatschiffc  und  Güter  bei  und  crtlieilt  zu  diesem  Äwecke  selbst  Kaper- 
oder Mark!) riefe  an  PrivaLschiffe  aus  ®).  Prisen  oder  Prisengelder  wer- 
den zwischen  dem  Staate  und  der  sie  machenden  Schiffsinannschafl  ver- 
theilt *),  Auch  bestehen  Nonnen  über  das  im  Seekriege  regelmässig  vor- 
kommende,  oft  übennässig  ausgedehnte  Blocadercchl  der  Seehäfen  und 
dessen  Achtung  durch  ncutr.ale  Mächte  * ). 

ln  allen  Beziehungen,  so  wie  auch  rücksichllich  der  Wegnahme  der 
Kriegscontrebande  und  des  Durchsuehungsrechts  neutraler  Schiffe  giebl  es 
eine  Anzahl  völkerrechtlicher  Controversen,  deren  Lösung  zum  Theil  noch 
in  ferner  Aussicht  sicht  •). 

Der  Krieg  endigt  durch  allseiliges  Einslellen  der  Feindseligkeit  und 
Herstellung  des  freundlichen  Verkehrs  unter  den  feindlich  gewesenen  Staa- 
ten, durch  unbedingte  Unterwerfung  des  besiegten  Staates  und  durch  den 
Abschluss  eines  förmlichen  Friedens.  Friedensschlüsse  werden  in  der 
Regel  nicht  als  durch  Gewalt  erzwungene,  sondern  als  freiwillig  cingegan- 
gene  und  daher  streng  verbindliche  Verträge  angesehen  ’).  Erst  durch 
sie  wird  erobertes  Land  Slaatseigenthum  des  Eroberers;  rücksichtlich  der 
übrigen  Eroberungen  und  verschiedener  zu  restiluirender  beweglicher  Sachen 
tritt  der  Recht  der  Postliminie  ein  •). 


1)  Hcfftcr,  S-  141— Ul. 

2)  Hcfftcr,  S-  115— in.  144-154.  159-103. 

3)  Hcfftcr,  $.  119  a.  E. 

4)  Hcfftcr,  S-  137-139. 

5)  Hcfftcr,  S-  154-157. 

6)  Hcfftcr,  §.  1.53.  135.  162.  167—171. 

7)  Hcfftcr,  S-  176-196. 

8)  Hcfftcr,  Jj.  186—188. 
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Ofl  sind  dritte  Mächte  Verniilller  oder  Gewährleister  (Garants)  des 
Friedens. 

210.  III.  Durch  das  Völkerrecht  sind  endlich  auch  die  Formen  der 
Slaatenverhandlungen,  sowohl  ini  Frieden  als  im  Kriege,  regulirt,  sic  mö- 
gen mündlich  oder,  was  häufiger  ist,  schrifUich  geführt  werden.  Im  letzten 
Falle  ist  der  s.  g.  diplomatische  Stil  und  sogar  als  Regel  der  Gebrauch 
einer  besonderen  Sprache,  in  der  Regel  der  französischen,  festgesetzt. 

Die  üblichen  Schriften  oder  Acle  sind  Correspondenzen  der  Souveräne 
selbst,  theils  förmliche  Canzici-,  theils  (und  zwar  nicht  selten)  eigenhändige 
Cabinotsschreiben,  dann  Manifeste  und  Proclamationen,  Protestationen,  De- 
ll uctionen,  Ceremonialschrcibcn,  z.  B.  zur  Beglaubigung  oder  Abberufung 
der  diplomatischen  Agonien,  Notificationsurkunden,  Garantieactc,  Reversa- 
lien, Adsinuations-,  Cessions-,  Verzichtsurkunden  u.  s.  w.  Eine  sehr  be- 
liebte Form  zur  Verhandlung  völkerrechtlicher  Angelegenheiten  waren  in 
neuester  Zeit  die  s.  g.  Congressc,  an  welchen  die -bclhciligten  Souveräne 
selbst  oder  durch  besondere  Vertreter  Theil  nahmen  *). 


1)  Heffter,  g.  238—244. 


■»«OO«' 
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Seite 

40 

Zeile  2 lies  Fietm  statt  viem. 

)) 

45 

„ 13  V,  unten  Hes  oft  statt  doch. 

n 

81 

„ 5 lies  wird  st.  werde. 

yy 

86 

„ 9 lies  sagten  st.  sagte. 

n 

152 

„ 2 V.  unten  Jobal  st  JobeL 

t9 

165 

Note  Zeile  2 lies  Mochlassar  st.  Mochlaher. 

166 

Note  2 „ 1 „ Gtllhane  st.  GOlhake. 

» 

169 

Note  3 „ 4 „ Mouleteka  st.  Moulatekn. 

t) 

183 

Note  1 .,  3 „ tUHta  st.  tant. 

yy 

189 

Zeile  15  ist  das  B zu  streichen. 

200  setze  nach  und:  sic. 

201  Note  4 licss  Meemian  st.  Molnian. 

215  Zeile  1 V.  unten  Hess  BurgundioHum  st.  Burgundiomm. 

218  ))  5 V.  unten  setze  ein  , nach  hiitoriea. 

225  5 V.  unten  und  Note  4 Zeile  2 lies  ffoftoxayay  st.  Bofioxttyoy- 

225  Note  4 Zeile  2 lies  denn  Bals.amon  st.  den  Balzamon. 

220  Zeile  1 d.  Note  lies  dt  diseiplinit  eceleteatticit  statt  der  dort  stehen- 
den Worte. 

230  Note  3 lies  Gucrard  und  mit  statt  Gucrurd  und  in. 

231  Note  1 Zeile  2 lies  anciennet  st.  canciemte*. 

233  Note  2 Zeile  3 — 4 lies  Demoeratien  SL  Democraten. 

233  Note  5 lies  Haller  st.  Gallcr. 

235  Zeile  18  lies  Olim  st.  Olm. 

237  „ 21  ist  das  Wort  geltenden  zu  streichen. 
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Seit«  242  Note  1 Zeile  5 lies  van  st.  von. 

„ 251  „1  „1  lies  Siemeca  st.  Simera. 

„ 208  »2  „1  lies  lot  st  /es. 

„ 270  Zeile  4 v.  unten  lies  Pisa  st  Pisnr. 

274  n 19  lies  Dionwal  st  Divnwal. 

„ 275  „ 7 V.  unten  lies  Bothclan  st  Bothclon. 

„ 278  „ 18  V.  unten  Slalhcm  st  Statham. 

„ 289  „ 8 lies  Kirkin  st  Kirkiu. 

n 289  „ 5 V.  unten  lies  Goth-  oder  Gotland  st.  Goth-  oder  Golhland. 

„ 290  „ 13  V.  unten  lies  Frottuthing  st.  Forstntkiitg. 

292  „ 12  V.  unten  Kitoxi  st.  Knotxi. 

,,  296  „ 6 lies  Bandtke  sl.  Bandike. 

„ 318  „ 8 lies  Brennmann  st  Bremmann. 

„ 321  Note  1 Zeile  2 setze  bei  1)  1745  folg. 
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